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Vorwort

 

 

 

 

Vergangenheitsbewältigung ist ein unglückliches Wort, denn eine Gesellschaft kann ihre Vergangenheit nicht bewältigen oder gar abschließend erledigen. Gemeint sind damit die kritische Vergegenwärtigung und Aufarbeitung des Nationalsozialismus und seiner Massenverbrechen. Was wir heute Erinnerungskultur nennen, ist zur Staatsräson der Bundesrepublik Deutschland geworden. Aber diese Erinnerungskultur musste entstehen und sich entwickeln, Widersprüche aushalten und vor allem Widerstände überwinden. Dieser jahrzehntelange Prozess, der unmittelbar mit der Befreiung durch die alliierten Truppen im Frühjahr 1945 begann, wurde von den Historikern Peter Reichel, Harald Schmid und Peter Steinbach die „zweite Geschichte“ des Nationalsozialismus genannt. Dabei geht es vor allem um die Integration der Geschichte in das bundesdeutsche Nachkriegsbewusstsein. Diese Nachgeschichte ist ein Vielfaches länger als die zwölf Jahre des „Dritten Reiches“. Im Mittelpunkt stehen dabei neben der politischen, juristischen und kulturellen Aufarbeitung der NS-Diktatur sowie ihrer Einordnung und Bewertung vor allem die öffentliche Erinnerung und damit die verpflichtende Fortschreibung für die kommenden Generationen, so die NS-Forscher.

Marco Brenneisen legt mit diesem fulminanten Werk erstmals für Baden-Württemberg eine umfassende Analyse der Erinnerungskultur als Teil der „zweiten Geschichte“ des Nationalsozialismus vor. Wie wurde unmittelbar nach Kriegsende an den vielen Orten im deutschen Südwesten, wo sich Konzentrationslager befanden, mit den Verbrechen und ihren Opfern umgegangen? Wie agierten die Besatzungsmächte und die lokalen Verwaltungen, die teilweise neu eingesetzt waren, teilweise aber auch eine hohe personelle Kontinuität aufwiesen? Wer waren die Initiatoren einer aktiven Erinnerungskultur vor Ort und welche Widerstände mussten sie im Lauf der Jahrzehnte überwinden? Dieser Prozess gegen die oftmals erhobene Forderung nach einem „Schlussstrich“ hat lange gedauert. Die 1980er- und 1990er-Jahre haben sich dabei als Wegscheide erwiesen. Neben Mahn- und Denkmalen sowie Grabstätten entstanden nun an immer mehr Orten des Verbrechens im Land Gedenkstätten, die seit 1995 in der heutigen Landesarbeitsgemeinschaft der Gedenkstätten und Gedenkstätteninitiativen in Baden-Württemberg (LAGG) zusammengeschlossen sind. Heute sind es rund siebzig Gedenkstätten, die – zuallermeist auf der Basis ehrenamtlicher Arbeit – den wichtigsten Beitrag zur südwestdeutschen Erinnerungskultur leisten. Mit ihrem vielfältigen Engagement ermöglichen sie eine breite demokratische Verankerung der Erinnerungskultur in unserem Land. Die Gedenkstätten widmen sich der Aufarbeitung, sie sind Ansprechpartner für Überlebende sowie für die Nachfahren der Opfer, sie forschen und archivieren – und sie leisten eine überaus wichtige historisch-politische Bildungsarbeit für Demokratie und Achtung der Menschenwürde. Dieses Buch dokumentiert und würdigt insofern auch die oftmals aufreibende und kräftezehrende Arbeit der vielen ehrenamtlich Engagierten in den Gedenkstätten.

Unser herzlicher Dank gilt Dr. Maike Hausen aus Tübingen, die das Manuskript bearbeitet und lektoriert hat. Ebenso herzlich danken wir den Bildgebern, die uns unterstützt haben, sowie Dr. Peter Kritzinger vom Verlag W. Kohlhammer für die Realisierung des Buches.

Stuttgart, im Mai 2020

 







	Lothar Frick und Sibylle Thelen

	Prof. Dr. Reinhold Weber




	Direktion der Landeszentrale

	Leiter der „Schriften zur politischen




	für politische Bildung

	Landeskunde Baden-Württembergs“






Geleitwort

 

 

 

Im Winter 1946 wurden in Bisingen auf Anweisung der französischen Besatzungsmacht die Leichen von 1158 Opfern des acht Monate lang bestehenden Konzentrationslagers aus Massengräbern exhumiert und in Särge gebettet. Wenige Monate später wurde der KZ-Friedhof Bisingen eingeweiht. Das furchtbare Kapitel war der örtlichen Bevölkerung bekannt, aber es wurde in den folgenden Jahrzehnten beschwiegen oder mit Mythen umrankt. Auf dem KZ-Friedhof gab es regelmäßig Gedenkfeiern der französischen Garnison aus Tübingen. Auch der Volkstrauertrag der Gemeinde Bisingen wurde von Zeit zu Zeit hier begangen. Als 1972 nur rund 150 Meter vom KZ-Friedhof entfernt eine Mülldeponie errichtet werden sollte, regte sich massiver lokaler Widerstand, der letztlich erfolgreich war. Aber erst zu Beginn der 1980er-Jahre begann eine Gruppe kritischer junger Menschen, die Geschichte des örtlichen Konzentrationslagers systematisch aufzuarbeiten – gegen Widerstände in der Ortsverwaltung und in der Bevölkerung. Es war das Bohren dicker Bretter! Die Ausstrahlung der vierteiligen US-amerikanischen TV-Serie Holocaust – Die Geschichte der Familie Weiss im Januar 1979 im deutschen Fernsehen und die Rede von Bundespräsident Richard von Weizsäcker zum vierzigsten Jahrestag des Kriegsendes am 8. Mai 1985 hatten manches bewirkt, aber es dauerte bis 1995, bis der Gemeinderat in Bisingen beschloss, das Heimatmuseum der Geschichte des Konzentrationslagers zu widmen. 1998 kam ein Geschichtslehrpfad hinzu. Im Juni 2019 eröffneten der 2003 gegründete Gedenkstättenverein und die Gemeinde eine neu konzipierte Ausstellung. Heute kommen rund 1500 Besucher pro Jahr, die meisten davon sind Schülerinnen und Schüler.

Das ist im Zeitraffer die Geschichte der lokalen Erinnerungskultur in Bisingen. Nicht überall in den rund siebzig Orten, in denen es heute Gedenkstätten für die Opfer des Nationalsozialismus gibt, verlief der Prozess auf diese Weise. Es ist das große Verdienst des Historikers Marco Brenneisen, die Vielgestaltigkeit der lokalen Erinnerungskulturen in Baden-Württemberg in dieser umfangreichen Forschungsarbeit herausgearbeitet zu haben. Gemeinsamkeiten gibt es aber dennoch. Dabei sticht hervor: Fast ausnahmslos mussten ehrenamtlich Engagierte gegen Widerstände und Anfeindungen ankämpfen. Sie seien „Nestbeschmutzer“, hieß es, die „alte Wunden“ aufreißen oder den „Dorffrieden“ gefährden würden. Stattdessen sei es doch Zeit, einen „Schlussstrich“ zu ziehen und „die Sache“ ruhen zu lassen.

Wie sich die Zeiten doch gleichen! Auch heute hören wir wieder das Gerede vom „Schlussstrich“, auch heute hören wir wieder die Forderung, die finanzielle Förderung der Gedenkstätten und Gedenkstätteninitiativen einzustellen. Wir tun jedoch genau das Gegenteil: In den letzten Jahren hat der Landtag von Baden-Württemberg die finanziellen Mittel für die Gedenkstättenarbeit im Land massiv erhöht. Und mir geht es auch um die Würdigung der ehrenamtlichen Arbeit der Engagierten an den Gedenkstätten. Jährlich mache ich als Landtagspräsidentin eine Gedenkstättenreise, um möglichst viele der Gedenkstätten im Land kennenzulernen. Aus vielen Begegnungen und Gesprächen weiß ich, was den Ehrenamtlichen bei ihrer Arbeit unter den Nägeln brennt: Geld ist das eine, gewiss, aber viele der Engagierten sind älter geworden und wollen ihre Arbeit an Jüngere übergeben. Dieser Generationswechsel in den Vereinen will bewältigt werden. Unter anderem muss die ehrenamtlich erfolgte Forschungsarbeit vor Ort für die Nachkommenden archiviert werden. Überlebende und Zeitzeugen der NS-Verbrechen gibt es nur noch wenige, weshalb das so wertvolle persönliche Gespräch zwischen ihnen und jungen Menschen durch andere Zugänge ersetzt werden muss. Hinzu kommen neue Herausforderungen in der Bildungsarbeit der Gedenkstätten in einer Gesellschaft, die vielfältiger wird und andere mediale Ansprüche hat als noch vor wenigen Jahren. Nicht zuletzt steigen parallel dazu die Erwartungen von Politik und Gesellschaft an die Gedenkstätten angesichts der rechtspopulistischen Angriffe auf unsere Grundwerte und die Achtung der Menschenwürde.

Ich danke der Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg, dass sie diese wichtige Arbeit von Marco Brenneisen in ihre Schriften zur politischen Landeskunde Baden-Württembergs aufgenommen hat. Sie ist auch als Würdigung der Arbeit der ehrenamtlich Engagierten in den Gedenkstätten zu verstehen, deren Unterstützung mir eine Herzensangelegenheit ist. Sie ist aber auch eine Aufforderung an jüngere Menschen, diesen Prozess der kritischen Vergegenwärtigung der nationalsozialistischen Verbrechen weiterzuführen, Widerstände nicht zu scheuen und zeitgemäße Formen der Erinnerungsarbeit zu finden. Meine Unterstützung haben Sie dabei!

Muhterem Aras MdL

Präsidentin des Landtags von Baden-Württemberg


I. Einleitung

 

 

 

Im südwürttembergischen Zollernalbkreis weist seitlich der Landstraße zwischen den Orten Schömberg und Dautmergen ein Schild mit der Aufschrift „KZ-Ehrenfriedhof“ auf eine inmitten von Feldern gelegene parkähnliche Anlage hin. Lässt man beim Betreten den Blick schweifen, lässt sich ohne Vorkenntnisse zunächst nicht erahnen, dass man sich dort – gemessen an der Zahl der Bestatteten – auf dem größten KZ-Friedhof in Baden-Württemberg befindet. Im Zentrum der Friedhofsanlage erhebt sich ein schlankes Kreuz aus Eisenbeton zwölf Meter in die Höhe, auf dessen pyramidenförmigem Sockel unter dem Abbild eines Ecce Homo entlang der vier Seiten zu lesen ist:


Den Opfern ruchloser Gewalt. Im Lager Schömberg litten und starben für ihre Überzeugung in der Zeit von Januar 1944 bis zum April 1945 1777 politische Gefangene, darunter 5 Belgier, 18 Deutsche, 110 Franzosen, 6 Holländer, 18 Italiener, 97 Jugoslawen, 99 Letten und Litauer, 9 Norweger, 34 Tschechoslowaken, 669 Polen, 8 Rumänen, 124 Russen, 2 Schweizer, 248 Ungarn und 330 Staatenlose.



Dass es sich bei diesen 1777 Toten um Menschen aus mindestens 23 Staaten handelt, die allesamt zwischen 1944 und Frühjahr 1945 in drei Konzentrationslagern am Fuß der Schwäbischen Alb ermordet wurden, verhungert sind, an Krankheiten oder an den Folgen von Misshandlungen starben, geht aus der Inschrift ebenso wenig hervor wie die Tatsache, dass mehr als ein Drittel der Opfer Juden und mindestens 78 ungarische Roma waren.

Auf und vor dem Kreuzsockel erinnern weiterhin kleine Gedenktafeln in verschiedenen Sprachen an die Toten verschiedener Nationalitäten sowie einzelne namentlich genannte Opfer. Das Hochkreuz wird umgeben von einer großen und zwei kleineren Rasenflächen, auf denen sich in randständiger Lage vier Gruppen mit insgesamt vierzig kleinen Einzelkreuzen ohne Inschriften befinden. Am südlichen Ende der Anlage, etwas unscheinbar vor den Hecken und Bäumen, die den Friedhof umschließen, erinnert ein Mahnmal mit hebräischer und deutscher Inschrift an die jüdischen Opfer.

Während die Gestaltung des Friedhofs und die Inschriften dieser Erinnerungszeichen also nur vage Informationen über das Leiden und Sterben der dort beigesetzten Menschen, über KZ-Haft und Zwangsarbeit in der Region sowie über ähnliche Verbrechens- und Gedenkorte in der Umgebung bieten, geben hierüber zwei Tafeln im Eingangsbereich des Friedhofs sowie eine an die Anlage angeschlossene offene Gedenkstätte in Gestalt von neun Tafeln und einem großen Kubus mit den Namen von 1774 Opfern Auskunft. Die auf einem Mäuerchen am Friedhofseingang angebrachte Messingtafel trägt folgenden Text:


Auf dem KZ-Friedhof liegen 1777 Tote der Aussenlager des Konzentrationslagers Natzweiler/Struthof.

 

Sie sind Opfer des Unternehmens „Wüste“, das noch in den letzten Kriegsmonaten des Zweiten Weltkrieges (1939–1945) durch die Gewinnung von Treibstoff aus Ölschiefer die Rohstoffbasis des bereits verlorenen Krieges sichern sollte. Für dieses Projekt wurden beginnend ab Ende 1943 auf dem Gebiet des heutigen Zollernalbkreises sieben Lager eingerichtet und die KZ-Häftlinge als Zwangsarbeiter eingesetzt.

 

Die KZ-Häftlinge stammten aus fast ganz Europa. Aus Stutthof/Danzig wurden die letzten Überlebenden der jüdischen Bevölkerung Litauens, aus Auschwitz und Buchenwald polnische Juden und Überlebende des Warschauer Aufstandes in die hiesigen Lager gebracht und über Dachau ungarische Juden. Daneben zählten auch Mitglieder der Widerstandsbewegung Westeuropas und Skandinaviens zu den Häftlingen dieser Konzentrationslager.

 

Bereits Mitte des Jahres 1944 waren in den Lagern Schömberg, Schörzingen, Frommern, Erzingen, Bisingen und Dautmergen insgesamt 6278 KZ-Häftlinge interniert.

 

Unter unerträglichen Bedingungen mussten diese Häftlinge Tag für Tag Zwangsarbeit leisten. Die schwere körperliche Arbeit, verbunden mit den unsäglichen hygienischen Bedingungen, der völlig unzureichenden medizinischen Versorgung und den unmenschlichen Lebensverhältnissen in den Lagern führten innerhalb kurzer Zeit zum Auftreten von Seuchen und zu einem grossen Sterben unter den Häftlingen. Insgesamt starben so 3484 Häftlinge in den Lagern des Unternehmens „Wüste“ einen sinnlosen Tod.

 

Im Frühjahr 1945, als die Front immer näher rückte, wurde das Unternehmen „Wüste“ aufgegeben und ein Teil der Häftlinge mit Bahntransporten nach Dachau gebracht, die übrigen in Richtung Oberschwaben auf den „Todesmarsch“ geschickt.

 

Als die französische Armee einmarschierte, fand sie neben den Produktionsanlagen und den verlassenen Lagern drei Massengräber vor, in denen die Opfer des Unternehmens „Wüste“ verscharrt worden waren. Im Mai 1945 wurde in Schörzingen das erste dieser Massengräber geöffnet, im August 1946 und im November desselben Jahres die anderen beiden in Schömberg und Bisingen und die Toten auf den gleichnamigen KZ-Friedhöfen bestattet. […]



Das „Wüste“-Projekt mit seinen Konzentrationslagern in Schömberg, Schörzingen, Bisingen, Dautmergen, Frommern, Erzingen und Dormettingen steht exemplarisch für die „totale Ausbeutung“ von KZ-Häftlingen und anderen Zwangsarbeitern für die deutsche Kriegswirtschaft in der Endphase des Zweiten Weltkriegs. Mit insgesamt etwa 12 500 Häftlingen stellten die sieben Lager den bei weitem größten Außenlagerkomplex des in den elsässischen Vogesen gelegenen Konzentrationslagers Natzweiler1 dar. Fast fünfzig weitere Natzweiler-Außenlager existierten zwischen 1942 und 1945 im Elsass, in Lothringen, bei Cochem (im heutigen Bundesland Rheinland-Pfalz), in Hessen sowie in der Mehrzahl in Württemberg, Hohenzollern und Baden. Entgegen der bis heute weit verbreiteten Auffassung waren solche Außenlager – und dies trifft auf nahezu alle in Deutschland und den besetzten sowie annektierten Gebieten zu – nicht lediglich Arbeitskommandos eines großen Stammlagers, sondern ihrerseits zu einem gewissen Grad selbständige Konzentrationslager, die spätestens ab 1944 eher formal einem Stammlager zugeordnet wurden und sich häufig nur in drei Punkten von diesem unterschieden: Zum einen erfolgte die Einweisung in ein Konzentrationslager durch Gestapo und Kripo ausschließlich in die KZ-Stammlager, das heißt in Konzentrationslager, die keinem anderen Lagerkomplex untergeordnet waren, wohingegen die direkte Einweisung in ein Außenlager nicht möglich war. Schon allein deshalb war, zweitens, die Zahl der Inhaftierten in den Stammlagern in den meisten Fällen um ein Vielfaches höher als in den einzelnen Außenlagern. Drittens waren die SS-Einheiten in den Konzentrationslagern zwar stets untergliedert in den Kommandanturstab und die Wachmannschaften, doch in der Regel verfügten nur die Kommandanturen der KZ-Stammlager über eine Politische Abteilung als „Außenstelle der Gestapo“2. Wurden lange Zeit Häftlinge aus den Konzentrationslagern nur tageweise als Arbeitskommandos zur Zwangsarbeit an nahe gelegene Firmenstandorte „entliehen“, entstanden ab 1942 erste Außenlager, deren Zahl ab 1943 stetig wuchs und im letzten Kriegsjahr explosionsartig anstieg. Die Ausbeutung der Arbeitskraft von KZ-Häftlingen und „Fremdarbeitern“ für die Rüstungsindustrie sowie andere kriegsrelevante Unternehmen bildete in der zweiten Kriegshälfte ein zentrales Wesensmerkmal der deutschen Wirtschaft. Immer mehr Zwangslager wurden in unmittelbarer Nähe von (geplanten) Standorten der Rüstungsproduktion und als kriegswichtig eingestuften Bauvorhaben errichtet; immer mehr Menschen wurden aus ganz Europa zur Zwangsarbeit verschleppt sowie mit der näher rückenden Front aus Konzentrationslagern in den besetzten Gebieten in Lager im Reich verlegt.

Die Entwicklung des Außenlagernetzes des KZ Natzweiler veranschaulicht dies in besonderem Maße: Das einzige KZ-Stammlager in Frankreich (1941–1944) verfügte noch bis November 1943 über lediglich sieben kleine Außenlager mit zusammen etwa 500 Häftlingen. Zwischen Dezember 1943 und Ende August 1944 erhöhte sich die Zahl der Außenlager auf insgesamt 33; der Großteil der über 24 000 in diesem Zeitraum neu im Nummernbuch des KZ Natzweiler registrierten Häftlinge wurde aus anderen Stammlagern direkt in die Außenlager überstellt. Aufgrund des raschen Vormarschs der Westalliierten wurde das KZ Natzweiler ab September 1944 als erstes im Westen gelegenes Stammlager mitsamt seinen linksrheinischen Außenlagern geräumt. Mehr als 8700 Häftlinge wurden nach Dachau, Buchenwald, Mittelbau-Dora, Ravensbrück und Sachsenhausen gebracht, fast 3000 in rechtsrheinische Natzweiler-Außenlager. Es ist eine Besonderheit des Natzweiler-Komplexes, aber auch ein Indiz für die Dezentralisierung des KZ-Systems in der letzten Kriegsphase,3 dass mit dem Ende des Stammlagers nicht auch das Ende der Außenlager einherging. Im Gegenteil: Zwischen September 1944 und März 1945 entstanden in 21 badischen, württembergischen und hessischen Orten weitere Konzentrationslager als Außenlager des KZ Natzweiler, das nur noch auf dem Papier existierte. Von den etwa insgesamt rund 52 000 Menschen, die zwischen 1941 und 1945 formal dem „KL Natzweiler“ zugeführt wurden, waren mehr als zwei Drittel ausschließlich in den Außenlagern und zu keinem Zeitpunkt in Natzweiler selbst inhaftiert. Davon waren – in den Außenlagern Walldorf, Geislingen, Geisenheim und Calw – über 3100 Frauen, vor allem ungarische und polnische Jüdinnen, die aus Auschwitz oder anderen Konzentrationslagern in den deutschen Südwesten verschleppt worden waren.


[image: Images]

Der Eingang zum KZ-Friedhof Schömberg, aufgenommen im Jahr 2013.



Die Mehrzahl dieser Außenlager wurde errichtet, um die deutsche Rüstungsproduktion im wahnhaften Glauben an den „Endsieg“ solange wie irgend möglich am Laufen zu halten; einige entstanden erst ab Ende Oktober 1944, als die US-Armee bereits Aachen eingenommen hatte und die Rote Armee schon in Ostpreußen stand. Die Lager fungierten als letzte Arbeitskräftereservoirs kriegswichtiger Unternehmen wie Heinkel, Messerschmitt, Junkers, Krupp, Daimler-Benz, BMW, WMF, Mauser oder der Frankfurter Adlerwerke, aber auch von SS-eigenen Betrieben und Projekten sowie von staatlichen Bauvorhaben und der Reichsbahn. Die KZ-Häftlinge mussten unter unmenschlichen Bedingungen Tunnel, Stollen und Bergwerke für die Untertageverlagerung von Rüstungsbetrieben ausbauen, schwere Steinbruch-, Transport- und Verladearbeiten verrichten, Militärflugplätze (aus-)bauen, Trümmer beseitigen und Blindgänger entschärfen; andere wurden unmittelbar in der Rüstungsproduktion eingesetzt. In den meisten Lagern waren die Existenzbedingungen dramatisch; die Sterblichkeit war nicht selten höher als in den Stammlagern. Hunderte Häftlinge kamen darüber hinaus auf den Evakuierungstransporten und sogenannten „Todesmärschen“ im Frühjahr 1945 um, als auch die Außenlager in Südwestdeutschland vor der näher rückenden Front geräumt wurden.


Zum Verhältnis von Gedächtnisorten und Erinnerungskultur – Kritik einer bundesdeutschen Meistererzählung

Erinnerungszeichen wie Mahnmale, Denkmäler, Gedenktafeln oder Grabsteine sind nur in eingeschränktem Maße imstande, über die Geschichte der jeweiligen Natzweiler-Außenlager profunde Auskünfte zu geben. Meist bleiben sie auf einzelne Aspekte beschränkt. Dies liegt zum einen daran, dass es auf derartigen Erinnerungsmalen unmöglich ist, komplexe historische Ereignisse, Prozesse und Strukturen wie das nationalsozialistische KZ-System oder auch nur die Geschichte eines einzelnen Lagers in wenigen Sätzen enzyklopädisch darzustellen. Inschriften müssen insofern immer „unvollständig“ bleiben.4 Was auf Mahn- und Denkmalen letztlich zu lesen ist, wo sie errichtet und wie sie gestaltet wurden, hängt in erster Linie von der grundlegenden Intention derjenigen ab, die sie schufen:5 Soll ausschließlich aus Gründen der Pietät den Toten eine letzte Ehrung zuteilwerden? Soll individuelle Trauer um die Gestorbenen ausgedrückt und deren Andenken dauerhaft bewahrt werden? Soll das Erinnerungsmal darüber Auskunft geben, unter welchen Umständen Menschen gestorben sind und zum Nachdenken über begangene Verbrechen anregen? Ist sogar beabsichtigt, über konkrete Ereignisse zu informieren bzw. aufzuklären? Und sollen die Leser der Texte durch die Formulierung gemahnt werden, Lehren aus der Vergangenheit zu ziehen? Die Inschriften von Grab-, Denk- und Mahnmalen geben damit einen Einblick in die zum Zeitpunkt sowie am Ort ihrer Errichtung hegemonialen Formen des Umgangs mit der NS-Vergangenheit. Harold Marcuse, Frank Schimmelfennig und Jochen Spielmann urteilen gar: „Denkmale sagen wenig über die Vergangenheit aus, umso mehr über die Zeit, in der sie gesetzt wurden und über diejenigen, die sie schufen.“6

Bei den Gedächtnisorten der Konzentrationslager geben diesbezüglich häufig einzelne Begriffe, Formulierungen und Kennzeichnungen Auskunft, etwa dadurch, ob KZ-Opfer als solche bezeichnet oder aber allgemein unter „Kriegsopfer“ subsumiert werden. Dem Zeitgeist geschuldet ist es auch, ob auf Mahnmalen unmissverständlich von Opfern des Nationalsozialismus die Rede ist oder nebulöse Formulierungen dies verschleiern. Werden die Verbrechen benannt und als deren Folge das Sterben der Opfer thematisiert, oder wird lediglich die Tatsache ihres Todes festgestellt? Was wird über KZ-Haft und Zwangsarbeit ausgesagt? Wird erwähnt, dass sich in nächster Nähe oder gar am Gedächtnisort selbst ein Konzentrationslager befand? Inwieweit werden Verantwortlichkeit und Täterschaft erkennbar? Und nicht zuletzt: Befindet sich das jeweilige Erinnerungsmal an einem öffentlich sicht- und wahrnehmbaren Ort?7 Die Antworten auf diese Fragen fallen nicht nur von Ort zu Ort unterschiedlich aus, sondern veränderten sich auch im Laufe der Jahrzehnte seit Kriegsende – und somit auch die Gedächtnisorte selbst. Mancherorts wurden mehrmals Erinnerungszeichen angebracht, wieder entfernt, durch neue ersetzt oder um weitere ergänzt.

Diese Veränderungsprozesse spiegeln sich in der aktuellen Gestaltung eines Gedächtnisorts häufig nicht wider. Zwar lassen sich zeittypische Mahnmalinschriften identifizieren8 und dadurch der Entstehungszeitraum eines Erinnerungszeichens grob bestimmen. Doch Erinnerungszeichen sowie Gestaltungsformen, welche nicht mehr existieren, können auch nicht mehr wahrgenommen werden. Der je aktuelle Zustand eines Gedächtnisorts ist also eine Momentaufnahme und sagt häufig nichts darüber aus, wie sich dieser Ort bzw. die Rezeption dessen, woran erinnert werden soll, in über siebzig Jahren gewandelt hat. Auch in jenen Fällen, wo Erinnerungsmale nicht (nur) entfernt, sondern sukzessive neue Elemente zu den bestehenden hinzugefügt wurden, sind diese Prozesse nur bedingt sichtbar. Es bedarf eines gewissen Vorwissens über zeittypische Gestaltungsformen von Mahnmalen, um einschätzen zu können, wann diese errichtet wurden.

Vor allem aber verraten Gedächtnisorte und Erinnerungszeichen an sich meist nichts über ihre Entstehungszusammenhänge, das heißt darüber, wer sie schuf und inwieweit die durch sie ausgedrückte Bereitschaft zum Gedenken, Erinnern oder Mahnen einen „gesellschaftlichen“ Willen zur Auseinandersetzung mit der NS-Geschichte belegten bzw. belegen. Gedächtnisorte können nur von konkreten Menschen geschaffen oder verändert werden, nicht aber von der Gesellschaft als Ganzes. Gerade die oft konfliktreichen Entstehungs- und Veränderungsprozesse sowie die daran Beteiligten (als auch die nicht Beteiligten) sagen mehr über den Umgang mit der nationalsozialistischen Vergangenheit aus als es eine pauschale Charakterisierung von Gedächtnisorten als materielle Objektivation eines „kollektiven Gedächtnisses“ vermag.9

An kaum einem Beispiel in Südwestdeutschland lässt sich dies deutlicher veranschaulichen als an dem Schömberger KZ-Friedhof: Die gegenwärtige Anlage unterscheidet sich – mit Ausnahme des zentralen Hochkreuzes – deutlich von der durch die französischen Militärbehörden 1946 vorgenommenen Gestaltung. Dass sich dort, wo heute vierzig Einzelkreuze stehen, ursprünglich 1755 Kreuze befanden und somit jedem Opfer ein eigenes Erinnerungszeichen gewidmet war, bleibt heutigen Besuchern ebenso verborgen wie die Tatsache, dass erst seit 1956 auf dem neuen Sockel des Hochkreuzes eine deutschsprachige Inschrift an die Opfer erinnert (Den Opfern ruchloser Gewalt) – ohne aber zu erwähnen, dass sie Opfer eines Konzentrationslagers waren. Man erfährt nicht, dass die 1755 Einzelkreuze bis in die 1970er-Jahre sukzessive vorwiegend aus finanziellen und rein pragmatischen Gründen durch das Landratsamt reduziert wurden und dass das Hinweisschild mit der Aufschrift „KZ-Friedhof“ erst 1963 nach mehrjährigem Drängen von Seiten der Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes (VVN) sowie der Stuttgarter Hilfsstelle für Rasseverfolgte von den regionalen Behörden aufgestellt wurde. Auch der Errichtung des jüdischen Mahnmals 1970 gingen langwierige Auseinandersetzungen zwischen den Landratsämtern und dem Regierungspräsidium auf der einen Seite und jüdischen Überlebenden, Angehörigen und Unterstützern auf der anderen Seite voraus. Die vor dem Hochkreuz angebrachten kleinen Erinnerungstafeln für einzelne Opfer bzw. Opfergruppen wurden überwiegend seit den 1980er-Jahren von Überlebenden, Angehörigen, Hinterbliebenen, Opferverbänden und Botschaften angebracht. Die oben zitierte Texttafel des Landratsamts Zollernalbkreis informiert erst seit 1992, 47 Jahre nach Kriegsende, auf der Friedhofsanlage über die Geschichte der „Wüste“-Lager, über Zwangsarbeit und Vernichtung in der Region. Die an den Friedhof angeschlossene Gedenkstätte wurde Mitte der 2000er-Jahre von der Initiative Gedenkstätte Eckerwald als Lern- und Gedenkort initiiert und 2007 (Namenskubus) bzw. 2008 (Informationstafeln) eingeweiht.

Der Schömberger KZ-Friedhof zeigt sich heute als vielfältiger Gedenkort, an dem in unterschiedlicher Weise sowohl der Opfer gedacht als auch über die Konzentrationslager in der Region aufgeklärt wird. Dass sich hier mehrere Schichten des öffentlichen Erinnerns an die KZ-Opfer überlagern, erschließt sich jedoch nicht unmittelbar. Auch auf den Tafeln der Gedenkstätte können die geschichts- und erinnerungspolitischen Auseinandersetzungen, die um den Friedhof seit 1945 geführt wurden, bestenfalls angedeutet werden. Ohnehin bleibt ein Kernproblem bestehen: Aus der Gestaltung des Friedhofs, der Zahl der Erinnerungszeichen und deren Inschriften lassen sich keine Schlüsse darüber ziehen, wie es um die Erinnerungskultur in der Region bestellt ist. Denn es war nicht die Bevölkerung, die den Gedächtnisort schuf, veränderte und heute (dort) der Opfer gedenkt, sondern stets Individuen, die sich nicht en passant zu vermeintlichen Kollektiven stilisieren lassen. Ohnedies bilden Gedächtnisorte immer nur einen Ausschnitt der ihnen zugrundeliegenden diskursiven Prozesse ab, nämlich diejenigen Wahrnehmungen, Interpretationen, Vergangenheitsbezüge und Erinnerungsformen, die zu einem Zeitpunkt dominierten bzw. sich durchsetzen konnten. Davon abweichende oder konträre Rezeptions- und Umgangsweisen (welche es zu jedem Zeitpunkt gab) bleiben dagegen außen vor.

In nahezu allen Städten und Gemeinden, in denen sich einst ein Außenlager des KZ Natzweiler befand, existieren heute Mahnmale, Denkmäler, Tafeln und Grabstätten, die an die Verbrechen erinnern. Dokumentations- und Gedenkstätten informieren über die Geschichte der Konzentrationslager, und zumindest im lokalen oder regionalen Raum ist die Geschichte der KZ-Außenlager vielfach fester Bestandteil der öffentlichen Erinnerung an den Nationalsozialismus. Dass dies in den vergangenen Jahrzehnten keinesfalls immer der Fall war, sondern sich die Beschäftigung mit der – insbesondere lokalen – NS-Geschichte häufig erst seit den 1980er-Jahren zu dem entwickelte, was gegenwärtig unter Erinnerungskultur verstanden wird, ist im Allgemeinen bekannt. In Eigendarstellungen von Gedenkstätten(-initiativen) fehlt selten ein Hinweis auf ihre „steinige“ Vorgeschichte. In der wissenschaftlichen Forschung und der historisch-politischen Bildungsarbeit ebenso wie in Teilen der Politik wird immer wieder darauf hingewiesen, dass erst nach Jahren des „Verdrängens und Vergessens“ seitens der deutschen Bevölkerungsmehrheit eine gesellschaftliche „Aufarbeitung“ der NS-Vergangenheit stattgefunden habe, durch die das Leiden und Sterben der Opfer sukzessive ins öffentliche Bewusstsein rückte. So zutreffend dies in den meisten Fällen auch ist, läuft eine solche Argumentationslinie, welche einen mehr oder minder linearen Verlauf vom „Vergessen und Verdrängen“ über eine „Aufarbeitung“ zum „aktiven Erinnern und Gedenken“ unterstellt, häufig Gefahr, in einzelnen Phasen existierende divergierende Tendenzen retrospektiv einzuebnen und die Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus im Allgemeinen bzw. mit den Konzentrationslagern im Besonderen seit 1945 im Rückblick zu beschönigen: Nur allzu gerne wird der Umgang mit den Konzentrationslagern – allen voran in Gedenkreden von Repräsentanten aus Politik und Verwaltung – aus dem Blickwinkel der heutigen Erinnerungs- und Gedenk(-stätten-)landschaft pauschal als Vorzeigebeispiel einer zwar späten, aber letztlich gelungenen Aufarbeitung sowie als Beweis einer sich der historischen Verantwortung bewussten deutschen Öffentlichkeit interpretiert.

Problematisch an dieser Lesart ist vor allem zweierlei: Zum einen gewinnt die Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus dadurch einen zunehmend selbstreferentiellen Charakter. Bisweilen scheinen weniger die historischen Ereignisse selbst, die Frage nach den Ursachen und Ausprägungen der nationalsozialistischen Barbarei sowie das Leid der Opfer im Mittelpunkt zu stehen als vielmehr das Bemühen, mit dem Verweis auf eine erfolgreiche NS-Aufarbeitung Deutschland als Nation positiv zu würdigen. Das (politische) Selbstverständnis der Bundesrepublik beruht vor allem auf der kategorischen Abgrenzung zum NS-Staat im Verbund mit der Betonung einer deutschen Verantwortungsübernahme10 – und eben dem ausdrücklichen Verweis auf dieses gelungene Beispiel einer geläuterten Nation, der letztlich das Erinnern an die Menschheitsverbrechen des Vorgängerstaates nicht länger als Hindernis, sondern als Motor und Kapital eines positiven Nationalbewusstseins dient. Wo Erinnern und Gedenken Gefahr laufen, zum Selbstzweck zu werden,11 bedarf es umso mehr interdisziplinärer Forschung, Gedenkstättenpädagogik, Bildungseinrichtungen und zivilgesellschaftlicher Akteure, die sich historisch mit der Geschichte der Konzentrationslager befassen, Aufklärungsarbeit leisten und zugleich die Nachgeschichte der Lager kritisch in den Blick nehmen.

Zum anderen geraten mit der Denkfigur einer auf ein positives Ende gerichteten Rezeptionsgeschichte des Nationalsozialismus („vom Verdrängen zum aktiven Gedenken“) nicht nur Kontinuitäten nationalsozialistischer Ideologiefragmente nach 1945, sondern häufig auch die konkreten Prozesse und Konflikte, die in unterschiedlichen Zeiträumen Einfluss auf den gesellschaftlichen Umgang mit der NS-Vergangenheit nahmen, in den Hintergrund. So verschwinden nicht nur diejenigen aus dem Blickfeld, die sich mit ihren Forderungen und Zielen gegen die zum jeweiligen Zeitpunkt hegemoniale Haltung der Mehrheitsbevölkerung nicht durchsetzen konnten und heute noch kaum wahrnehmbare Spuren hinterließen. Auch werden diejenigen, die hier Impulse setzen konnten und somit die Wandlungsprozesse im Umgang mit den Konzentrationslagern maßgeblich vorantrieben, nicht selten als Repräsentanten eines neuen Zeitgeists gedeutet, ungeachtet der Tatsache, dass es (zumindest in den Anfängen) nahezu immer nur eine Minderheit war, die sich für eine kritische Aufarbeitung engagierte. Dass die Haltungen, Forderungen und Aktivitäten dieser Einzelpersonen, Gruppen, Organisationen sowie lokaler Initiativen meist gerade nicht von Beginn an auf einem breiten gesellschaftlichen Konsens basierten, sondern im Gegenteil darauf abzielten, bestehende Strukturen aufzubrechen und neue Wege im Umgang mit der NS-Vergangenheit einzuschlagen, wird dabei zwar formal anerkannt, doch werden die auf diesen Wegen ausgetragenen Konflikte und Kontroversen ebenso wie die (Argumentationen und Handlungen derjenigen) Akteure, welche sich zu verschiedenen Zeitpunkten diesen Minderheitspositionen in der ein oder anderen Form entgegenstellten, häufig nur oberflächlich benannt. Geschichts- und erinnerungspolitische Diskurse – mit ihren je spezifischen lokalen Akteuren, Machtverhältnissen, Streitpunkten, Abläufen und Folgen – lösen sich so im Rückblick zunehmend in Richtung einer Meistererzählung12 bundesdeutscher Erinnerungskultur als vermeintlich gesamtgesellschaftlicher Erfolgsgeschichte auf.13


Akteure – Handlungen – Hegemonien – lokale Erinnerungskulturen

Die vorliegende Arbeit stellt diese Meistererzählung infrage und betrachtet Geschichts- und Erinnerungskulturen grundsätzlich als soziale Prozesse, an denen im Zeitverlauf eine Vielzahl verschiedenster Akteure mit unterschiedlichen Intentionen teilhaben, um auf die öffentliche Wahrnehmung von Zeitgeschichte, auf den gesellschaftlichen Umgang mit dieser und/oder auf überindividuelle historische Sinnbildungsprozesse14 Einfluss zu nehmen.

Konkret zielt die Studie darauf ab, den sich wandelnden gesellschaftlichen Umgang mit den auf dem Gebiet der heutigen Bundesrepublik gelegenen Natzweiler-Außenlagern seit 1945 sowie die lokalen bzw. regionalen geschichts- und erinnerungskulturellen Entwicklungen auf der Mikroebene nachzuzeichnen und (vergleichend) zu analysieren. Mittels eines akteurs- und handlungszentrierten, hegemoniekritischen Ansatzes soll erörtert werden, inwiefern die historische Realität der KZ-Außenlager und der Umgang mit ihnen seit Kriegsende öffentlich thematisiert wurden. Es wird gefragt, wie sich benennbare Teile der jeweiligen lokalen bzw. regionalen Bevölkerung, Politik und Verwaltung, Medien, aber auch die akademische Forschung sowie (in den unmittelbaren Nachkriegsjahren) die alliierten Besatzungsmächte mit diesen Lagern befassten. Wie interpretierten sie kommunale, regionale und überregionale (historische) Kontexte? Stellten sich die deutschen Akteure in diesem Zusammenhang der Frage nach Schuld und Verantwortung für die NS-Verbrechen? Wie verhielten sie sich gegenüber Überlebenden und welchen Stellenwert räumten sie dem Gedenken an die KZ-Opfer ein?

Handlungszentrierung meint hierbei, die Mechanismen dieser sich von Ort zu Ort spezifisch vollziehenden Entwicklungen zunächst für sich zu betrachten, das heißt sämtliche Handlungen zur Konservierung oder Veränderung des zu einem Zeitpunkt dominierenden gesellschaftlichen wie auch administrativen Umgangs mit einzelnen Natzweiler-Außenlagern seit Kriegsende. Daran anschließend können Unterschiede sowie allgemeine Tendenzen herausgearbeitet werden. Der Begriff „Umgang“ verweist darauf, dass hier mehr als nur die Rezeption (im engeren Wortsinn) der Konzentrationslager beleuchtet wird. Es geht sowohl um die Wahrnehmungen von Akteuren, die Einfluss auf die öffentliche Rezeption der Konzentrationslager nahmen, als auch um die dadurch geprägten Handlungen. Als Akteure gelten dabei Besatzungsbehörden, kommunale und staatliche Stellen, Parteien und Politiker, Verfolgtenverbände (allen voran die VVN15) und Angehörige von KZ-Opfern ebenso wie lokale oder regionale Organisationen, Vereine, Initiativen und Einzelpersonen sowie christliche Kirchengemeinden, jüdische Gemeinden und Organisationen. Nicht zuletzt wird auch die jeweils relevante Lokal- und Regionalpresse über ihre Funktion als Übermittlerin von Informationen hinaus durch Art und Auswahl ihrer Berichterstattung stets selbst zur Akteurin.

Die Studie beschränkt sich daher nicht auf die Analyse öffentlich wahrgenommener Vorgänge, die auf eine Veränderung der allgemeinen Rezeption abzielten bzw. diese gar bewirkten. Untersucht werden z. B. auf lokaler Verwaltungsebene auch halb- oder nichtöffentliche Handlungen sowie die diesen zugrundeliegenden internen Sichtweisen und Argumentationen. Um ein konkretes Beispiel zu nennen: Da sich, wie zu sehen sein wird, die Beschäftigung mit den Natzweiler-Außenlagern nach 1945 viele Jahre weitgehend auf die administrative Ebene und hier nahezu ausschließlich auf Fragen der Gräberpflege bzw. des Erhalts von KZ-Gräbern beschränkte, soll besonders im Hinblick auf diesen Zeitraum unter anderem untersucht werden, inwiefern sich die Kommunen hierfür überhaupt in der Verantwortung sahen. Wurden die Konzentrationslager behördenintern überhaupt als solche thematisiert? Welchen Stellenwert räumte man den Grabstätten von (zumeist nichtdeutschen) NS-Opfern grundsätzlich ein und welche Aufwendungen wurden hierfür erbracht? Welche Rolle spielten Behörden und andere Akteure bei der Errichtung von Erinnerungszeichen (Grabsteine, Denk- oder Mahnmale, Tafeln usw.)?

Die Nachnutzung der ehemaligen „Tatorte“ (das heißt Lagergelände, Stätten der Zwangsarbeit usw.) nach dem Krieg, Presseartikel über die Konzentrationslager und deren „Nachgeschichte“ sowie zivilgesellschaftliche Reaktionen auf solche Berichte (etwa in Gestalt von Leserbriefen oder Schreiben an Bürgermeisterämter und andere Behörden) werden in dieser Studie ebenso untersucht wie die Organisation von Gedenkveranstaltungen, die wissenschaftliche Erforschung der jeweiligen KZ-Geschichte und die Forderungen von Opferverbänden, ehemaligen Häftlingen und Hinterbliebenen. Der Entstehung und Entwicklung lokaler Initiativen und Gruppen, die sich einer kritischen Aufarbeitung verschrieben und die Bevölkerung aufforderten, sich gleichfalls mit der örtlichen NS-Vergangenheit auseinanderzusetzen, sich zu erinnern und der Opfer zu gedenken, soll ebenso nachgegangen werden wie den Widerständen, mit denen sich diese Gruppen zumeist konfrontiert sahen. Differenzen, Konflikte und Kontroversen werden dabei nicht als Nebenerscheinungen eines sich wandelnden Umgangs mit den Konzentrationslagern gesehen, sondern als dessen meist entscheidende Momente. Die Geschichte des Aufarbeitens, Erinnerns und Gedenkens, sprich die geschichts- und erinnerungskulturellen Entwicklungen in Gänze werden daher grundsätzlich als Konfliktgeschichte, das heißt in Anlehnung an Antonio Gramscis Hegemonietheorie16 als ein permanentes Ringen um historisch-politische Deutungshoheit verstanden. Indem diese Deutungskämpfe historische Sinnbildungsprozesse maßgeblich prägen und somit in die Gegenwart hineinreichen, sind sie zugleich stets von politischer Relevanz und Brisanz. Heinrich August Winkler formuliert diesbezüglich etwas zugespitzt:


Alle Geschichte ist eine Geschichte von Kämpfen um die Deutung von Geschichte: So könnte man frei nach Marx und Engels sagen. Wer über historische Deutungsmacht verfügt, übt mittelbar auch politischen Einfluss aus. Je stärker eine Richtung ihre Sicht von Geschichte durchsetzt, desto näher kommt sie dem Zustand der kulturellen Hegemonie.17



In diesem Sinne ergibt sich hinsichtlich einer Analyse des Umgangs mit den Natzweiler-Außenlagern die Notwendigkeit, von Ort zu Ort die Vorgehensweisen der an den damit zusammenhängenden Entwicklungen beteiligten Akteure einschließlich deren Intentionen und Machtpositionen in den Blick zu nehmen und herauszuarbeiten, welche Positionen bzw. Personen(-gruppen) sich in den einzelnen Fällen auf welche Weise durchsetzen konnten.

Die Ortsspezifität aller Vorgänge ist daher in dieser Arbeit von herausragender Bedeutung. Es wird davon ausgegangen, dass sich die Wahrnehmung und der gesellschaftliche Umgang mit den KZ-Außenlagern aufgrund der jeweiligen lokalen Gegebenheiten auf unterschiedliche Weise entwickelten und sich so von Ort zu Ort spezifische Praktiken des Erinnerns und Gedenkens herausbildeten.

Ob, wie und wann in den Städten und Gemeinden, in denen sich einst ein Natzweiler-Außenlager befand, dessen Geschichte seit 1945 thematisiert und aufgearbeitet wurde, im öffentlichen Raum Informationen oder Erinnerungszeichen angebracht wurden und der Opfer gedacht wurde, hing – so die Annahme – jederzeit von einer Vielzahl örtlicher Faktoren ab. So dürften (partei-)politische Konstellationen und lokale Kräfteverhältnisse stets ebenso eine Rolle gespielt haben wie sozialstrukturelle bzw. sozialräumliche Aspekte, zivilgesellschaftliche Strukturen und Einflussmöglichkeiten. Nicht unerheblich dürfte hierbei auch das Verhältnis zwischen Ortsbevölkerung und Kommunalpolitik bzw. -verwaltung gewesen sein. Es ist anzunehmen, dass in Städten eine größere Distanz zwischen den Bewohnern und den kommunalen Entscheidungsträgern besteht als im ländlichen Raum. Dies könnte dazu führen, dass sich die geschichtspolitischen Entscheidungen im ländlichen Raum stärker an den Vorstellungen der Bürger orientierten. Potentiellen Stadt-Land-Unterschieden im Umgang mit der NS-Vergangenheit sowie Divergenzen zwischen (geschichts-)politischen Zentren und der Peripherie18 wurde seitens der Forschung bisher nur wenig Aufmerksamkeit geschenkt, obwohl derartige Analysen aufschlussreiche Erkenntnisse versprechen.

Selbstredend waren nicht zuletzt auch die politischen Überzeugungen und die Beteiligung der lokalen Mehrheitsbevölkerung im Nationalsozialismus sowie ideologische und personelle Kontinuitäten nach Kriegsende für den Umgang mit den ehemaligen Konzentrationslagern von Belang. Dominierende Narrative über die Rolle des Orts und seiner Bewohner im „Dritten Reich“ bestimmten in hohem Maße den Blick auf die Geschichte des jeweiligen Konzentrationslagers. Außerdem gilt es in jedem einzelnen Fall zu berücksichtigen, ob und wann KZ-Überlebende oder Angehörige in der lokalen Öffentlichkeit in Erscheinung traten, Gehör fanden und so einen Einfluss auf den Umgang mit dem Konzentrationslager nach Kriegsende nehmen konnten.

Angesichts all dieser Faktoren scheint es wenig plausibel, sämtliche Entwicklungen und heutigen Gedenkpraktiken homogenisierend unter dem Label einer einheitlichen „deutschen Erinnerungskultur“ zu subsumieren. Stattdessen geht die vorliegende Arbeit von einer Vielzahl lokaler Geschichts- und Erinnerungskulturen aus, die durch diese örtlichen Einflussfaktoren geprägte Besonderheiten aufweisen und sich in Erklärungsansätzen, welche auf eine nationale Erinnerungskultur gerichtet sind, häufig nur bedingt widerspiegeln.19

Erinnerungskultur wird dabei nach Christoph Cornelißen als „Oberbegriff für alle denkbaren Formen der bewussten Erinnerung an historische Ereignisse, Persönlichkeiten und Prozesse“20 verstanden, „seien sie ästhetischer, politischer oder kognitiver Natur“. Und Cornelißen weiter:


Der Begriff umschließt mithin neben Formen des ahistorischen oder sogar antihistorischen kollektiven Gedächtnisses alle anderen Repräsentationsmodi von Geschichte, darunter den geschichtswissenschaftlichen Diskurs sowie die nur „privaten“ Erinnerungen, jedenfalls soweit sie in der Öffentlichkeit Spuren hinterlassen haben. Als Träger dieser Kultur treten Individuen, soziale Gruppen oder sogar Nationen in Erscheinung, teilweise in Übereinstimmung miteinander, teilweise aber auch in einem konfliktreichen Gegeneinander.




„Umgang“ – „Aufarbeitung“ – „Geschichtspolitik“ – „Erinnerungspolitik“ – „zweite Geschichte“: Anmerkungen zu zentralen Begriffen

Wenn in dieser Arbeit der recht unpräzise Terminus des „Umgangs“ mit der NS-Vergangenheit bzw. den Außenlagern des KZ Natzweiler verwendet wird, sind damit jegliche Formen der Bezugnahme, Kommunikation, Beschäftigung bzw. Auseinandersetzung, Interpretation, Aufarbeitung sowie sich auf diese Geschichte beziehenden Handlungen im öffentlichen, politischen und kulturellen Bereich gemeint – ebenso wie das Ausbleiben dieser Aspekte, was ihn von Begriffen wie „Aufarbeitung“ oder „Bewältigung“ unterscheidet. Der gleichfalls verwendete Begriff der „Vergangenheitsaufarbeitung“ wird als eine Form des Umgangs gesehen und hier in Analogie zu Helmut Königs Definition des vom Verfasser als problematisch erachteten Terminus „Vergangenheitsbewältigung“ verstanden: So kann sich die Aufarbeitung auf unterschiedliche Ziele, Ebenen, Aufgaben (das heißt Handlungsweisen) und Akteure beziehen.21 Hinsichtlich der Ebenen unterscheidet König drei sich gegenseitig beeinflussende Sphären:


1.  Das politische System: Gemeint sind institutionelle Regelungen, Gesetze und Normen, Initiativen und Aktivitäten der Legislative, der Regierungen und der Justiz sowie die Tätigkeiten der Administration.

2.  Die politische Kultur: Hier operiert eine Vielzahl gesellschaftlicher Gruppierungen und Organisationen, die an Diskussionen, Bewusstseins- und Willensbildungsprozessen beteiligt sind, wie z. B. Wissenschaft, Zeitgeschichtsforschung, Kirchen, Universitäten, Medien, Gewerkschaften, Parteien, Verbände usw.

3.  Die politische Mentalität: Hier geht es um empirisch feststellbare Einstellungen, Meinungen, Attitüden und Verhaltensweisen der Bevölkerung zum Thema Vergangenheitsbewältigung.22



Darauf aufbauend werden auch die Begriffe „Geschichtspolitik“ und „Erinnerungspolitik“ in der vorliegenden Arbeit in einem umfassenderen Sinn verstanden. Auch sie beziehen alle drei Ebenen ein, anstatt sie lediglich auf die Ebene des politischen Systems zu beschränken.

Wenngleich geschichts- und erinnerungskulturelle Auseinandersetzungen im öffentlichen Diskurs häufig miteinander einher bzw. ineinander übergehen, unterscheiden sie sich, so Michael Kohlstruck, „in der Akzentuierung des Horizonts, in den der Gebrauch der Geschichtsbilder gestellt wird“.23


„Geschichtspolitische“ Konflikte werden primär als Konflikte um Geschichtsbilder verstanden und sekundär als Konflikte um aktuelle Legitimitätsfragen. Geschichte ist hier nicht Mittel und Medium, sie ist der eigentliche Gegenstand von Konflikten. Diese Konzepte von Geschichtspolitik denken von den historischen Ereignissen her und fragen nach deren Rezeption. Für die erinnerungspolitische Untersuchungsfrage liegt das Schwergewicht [dagegen] auf den gegenwärtigen und künftigen Zielen des untersuchten politischen Handelns.



Im Falle von Geschichtspolitik geht es demnach um Auseinandersetzungen über die Konstruktion von Geschichtsbildern; bei erinnerungspolitischen Auseinandersetzungen um Fragen des gegenwärtigen und künftigen Umgangs mit Geschichte bzw. Fragen der Memorialkultur. Die Kulturwissenschaftlerin Birgit Schwelling hat darauf hingewiesen, dass hierbei symbolisches und instrumentelles Handeln untrennbar miteinander verknüpft sind. Sie plädiert dafür, bei der Analyse „politischer Erinnerung“ auch politikferne Felder in Augenschein zu nehmen.24 Sie grenzt sich damit von Edgar Wolfrum25 sowie Claus Leggewie und Erik Meyer26 ab, deren Ansätzen zu Geschichts- und Erinnerungspolitik laut Schwelling „eine dichotome Vorstellung des Politischen“27 zugrunde liege. Der Schwerpunkt der Untersuchung geschichts- und erinnerungspolitischer Konflikte solle daher auf „Bedeutungen, Wahrnehmungsweisen und Sinnstiftungen der zeitgenössischen Menschen“28 liegen, was durch eine akteurs- und handlungsbezogene Perspektive ermöglicht werde, die bei den Akteuren ansetzt, welche „deutend auf Vergangenheit Bezug nehmen und diese Deutungen wiederum handelnd in den politischen Prozess einbringen“.29

Die vorliegende Studie orientiert sich an Schwellings Ansatz und folgt darüber hinaus dem von Malte Thießen vorgebrachten „Plädoyer für eine Lokalisierung von Geschichtspolitik“.30 Thießen fordert dazu auf, geschichtspolitische Prozesse auf lokaler Ebene, ihre „Formen und Folgen für das Selbstbild lokaler Gemeinschaften“31 sowie die Wechselwirkungen zwischen verschiedenen lokalen „Erinnerungsgruppen“ bzw. individuellen Akteuren stärker in den Blick zu nehmen. Akteursorientierte Untersuchungen lokaler Netzwerke und Konflikte, ihrer sozialen Kontexte und konkreten Machtverhältnisse seien imstande, zu einer „Erdung“32 der sogenannten Gedächtnisforschung bzw. der Forschung geschichts- und erinnerungspolitischer Entwicklungen beizutragen.

In diesem Sinne wird „lokale Geschichts- und Erinnerungspolitik“ in dieser Arbeit weder auf lokalpolitische Entscheidungen jenseits zivilgesellschaftlicher Einflussnahme und symbolischer Handlungen auf der administrativen Ebene reduziert, noch werden zivilgesellschaftliches Engagement und öffentlich ausgetragene Konflikte als rein symbolisch und ohne eigene Wirkungsmacht betrachtet. Im Gegenteil folgt die Analyse des Umgangs mit den Außenlagern des KZ Natzweiler der grundlegenden Annahme, dass die geschichtspolitischen Aspekte, die Leggewie und Meyer als Deliberation (öffentliche Diskussion) und Dezision (politisch-administrative Entscheidungen) bezeichnen,33 miteinander verbunden sind, aufeinander einwirken und sich gegenseitig bedingen, weshalb das Zusammenspiel dieser beiden Aspekte analysiert werden soll.

In Anlehnung an Peter Reichel, Harald Schmid und Peter Steinbach wird der Umgang mit den Natzweiler-Außenlagern von 1945 bis zur Gegenwart, einschließlich aller geschichts- und erinnerungspolitischen Auseinandersetzungen, der gesellschaftlichen, wissenschaftlichen und politischen Aufarbeitung sowie sämtlicher erinnerungskultureller Entwicklungen, zusammenfassend als „zweite Geschichte“ bezeichnet. Die Autoren haben diesen Begriff in den wissenschaftlichen Diskurs zum Nationalsozialismus eingebracht, um zu verdeutlichen, dass „dessen Nachgeschichte zugleich Loslösung von Vergangenheit, aber auch Integration der Geschichte in das Nachkriegsbewusstsein bedeutete“.34 Die Nachgeschichte des Nationalsozialismus stehe zu diesem in dreifacher Weise in einem dialektischen Verhältnis der Aufhebung: durch politisch-justizielle und politisch-kulturelle Überwindung des NS-Regimes, durch dessen kritisch-verstehende Deutung sowie durch ästhetisch-kulturelle, politisch-symbolische und öffentliche Erinnerung. Wenngleich die politisch-justizielle Dimension in der vorliegenden Arbeit unberücksichtigt bleibt, lässt sich der Begriff der „zweiten Geschichte“ treffend auf den Untersuchungsgegenstand dieser Studie anwenden.


Erinnerungszeichen und Gedächtnisorte

Die Entstehung, Veränderung und Rezeption von Gedächtnisorten stehen im Fokus der Betrachtungen dieser Studie. Gedächtnisorte bezeichnen hier sämtliche öffentlichen sowie zumindest für eine beschränkte Öffentlichkeit zugänglichen Orte, an denen in Gestalt dauerhafter oder temporärer materieller Ausdrucksformen an die (Opfer der) Konzentrationslager erinnert und/oder ihrer gedacht wird. Dazu zählen Grabmale, Mahn- und Denkmale, Erinnerungs- und Informationstafeln ebenso wie Gedenk- und Dokumentationsstätten. Dabei meint „Gedächtnis“ nicht, diese Stätten ausschließlich als „Medien“ des Erinnerns und Gedenkens seitens bestimmter „Erinnerungsträger“ zu begreifen; vielmehr werden die Orte bzw. Ausdrucksformen ihrerseits im übertragenen Sinne als Träger von Erinnerungen verstanden. Sie werden zwar von Menschen geschaffen, existieren in der Folge aber unabhängig von ihrer Rezeption. Ein Grabstein etwa bewahrt die Erinnerung an eine verstorbene Person; er tut dies auch dann noch, wenn diejenigen, die ihn errichtet haben, selbst nicht mehr leben, er von keinem Menschen mehr wahrgenommen wird und mit Unkraut überwuchert ein karges Dasein auf einem Friedhof fristet. Die Erinnerung an den Verstorbenen wird von niemandem mehr abgerufen; das einzige „Gedächtnis“, in dem er dann noch existiert, ist der Grabstein.

Die Verwendung des Terminus „Gedächtnisort“ erfolgt damit zugleich in bewusster Abgrenzung zu dem von Pierre Nora geprägten und mittlerweile vielfach adaptierten Begriff des „Erinnerungsortes“ (lieu de mémoire),35 der zum einen „Ort“ nicht nur topografisch definiert, sondern auch als Metapher für unterschiedlichste Erinnerungsmanifestationen, Narrative und Topoi dient. Überdies werden Erinnerungsorte in diesem Sinne grundsätzlich als symbolische Marksteine von Gruppenidentitäten verstanden, bei Nora aus einer dezidiert nationalgeschichtlichen Perspektive. Birgit Neumann kennzeichnet solche Erinnerungsorte demgemäß als „symbolische, ideologisch hoch besetzte Ausdrucksform des nationalen Erbes […], in der eine Gruppe sich und ihre Vergangenheit wieder entdecken“36 könne. Ebenso wie „Ort“ hier im übertragenen Sinne gemeint ist, bezieht sich „Erinnerung“ also weniger auf individuelle oder vermeintlich kollektive Gedächtnisleistungen denn auf einen Fundus von Großerzählungen zur Selbstverständigung einer Gruppe.37 Ein „Erinnerungsort“ in diesem Verständnis kann letztlich alles sein; die Definition entbehrt daher nicht einer gewissen Beliebigkeit.38 Auf die Verwendung des Begriffs wird daher in dieser Arbeit konsequent verzichtet.

Dass bei der Analyse des Umgangs mit den Natzweiler-Außenlagern seit 1945 das Hauptaugenmerk auf die Entstehungsgeschichte von Gedächtnisorten und Erinnerungszeichen gerichtet ist, beruht auf der Annahme, dass diese Orte und Symbole in den vergangenen Jahrzehnten vor Ort jeweils eine herausragende Bedeutung einnahmen und in die jeweilige lokale Gesellschaft hineinwirkten. Zwei Ausgangsthesen liegen der Analyse zugrunde:

Erstens bildete die Schaffung von Erinnerungszeichen häufig die erste Beschäftigung deutscher Behörden oder Zivilpersonen mit den Lagern nach Ende der NS-Diktatur. Vielfach bildeten diese frühen Umgangsweisen Ausgangspunkte für spätere Entwicklungen. Insbesondere für den Zeitraum von 1945 bis Ende der 1960er-Jahre wird angenommen, dass sich die Beschäftigung mit den Natzweiler-Außenlagern in Deutschland überwiegend auf Gräberpflege sowie die Anbringung von Erinnerungszeichen auf diesen Grabstätten beschränkte. Ob und wie neben den zuständigen Verwaltungsstellen auch die lokale Bevölkerung an diesen Vorgängen beteiligt war, und in welcher Form an frühen Gedächtnisstätten letztlich an die Opfer erinnert wurde, dürfte die weitere Rezeption der Konzentrationslager und den Umgang mit deren historischer Existenz maßgeblich beeinflusst haben.

Zweitens wird davon ausgegangen, dass die Mehrzahl der seit 1945 geführten geschichts- und erinnerungspolitischen Auseinandersetzungen über die Natzweiler-Außenlager in Zusammenhang mit der Frage nach deren „angemessener“ Darstellung in Form von Erinnerungszeichen bzw. Gedächtnisstätten stand und diese Kontroversen zugleich die öffentliche Wahrnehmung der Geschichte der Konzentrationslager nachhaltig prägten.

James E. Young untergliedert die Existenz eines Denkmals (und dies lässt sich durchaus auf andere Erinnerungszeichen übertragen) grundsätzlich in drei „Lebensphasen“39: „die Phase von Entwurf und Errichtung, die seiner Existenz als fertiges öffentliches Denkmal und schließlich die seines Daseins in den Köpfen der Menschen […] über die Zeiten hinweg“. Zwar lässt Young hier die Veränderbarkeit von Erinnerungszeichen nach deren „Fertigstellung“ unberücksichtigt, aber seine Differenzierung weist darauf hin, dass die Entstehungsgeschichte eines Denkmals bereits eine Form der Auseinandersetzung mit der Vergangenheit darstellt, deren „Ergebnis“ – das Denkmal selbst – den späteren Blick auf die Vergangenheit beeinflusst. Auch Harold Marcuse, Frank Schimmelfennig und Jochen Spielmann, die Mitte der 1980er-Jahre mit der konzisen Studie Steine des Anstoßes die Errichtung von Denkmalen zu Nationalsozialismus und Zweitem Weltkrieg in Europa seit 1945 analysierten, betonen, dass der Einweihung von Denkmalen stets Aushandlungsprozesse zwischen verschiedenen Beteiligten vorausgehen.40 Das meinungsbildende bzw. die Rezeption von Geschichte beeinflussende Potential dieser Prozesse selbst wird dabei jedoch erstaunlicherweise nicht erkannt. Vielmehr beschränken sich die Autoren auf die „Wirkung“ des Erinnerungszeichens ab dem Zeitpunkt seiner Fertigstellung:


Das Denkmal wird errichtet und eingeweiht; von da an wird die Rezeption der Geschichte durch die Rezeption des Denkmals ergänzt. Das Denkmal wird verändert oder abgetragen oder auch nicht beachtet. Das historische Ereignis wird durch das Denkmal interpretiert an den Betrachter vermittelt. Diese Botschaft kann ergänzt werden durch Eigeninitiative des Betrachters, der sich Informationen über das Geschehen verschafft und dann vielleicht zu anderen Bewertungen kommt. Der Betrachter kann die vermittelten Vorstellungen ablehnen oder annehmen. Er kann auch an der Veränderung des Gedenkens mitwirken, indem er sich dafür einsetzt, das Denkmal zu verändern.41



Diese möglichen Wirkungsweisen sind nicht zu bestreiten. Doch beziehen sie sich explizit auf individuelle Wahrnehmungen und Handlungen des Betrachters; Marcuse und seine Kollegen erheben – anders als der Titel der Studie vermuten lassen könnte – nicht den Anspruch, Aussagen über eine „gesellschaftliche Rezeption“ zu treffen und vermeiden generalisierende Interpretationen. Peter Reichel hält die meinungsbildende Wirksamkeit öffentlicher Erinnerungszeichen ohnehin für allgemein überschätzt.42 Ihre „Relevanz für die politische Kultur“ werde „vermutlich nur dann nicht überbewertet, wenn sich mit ihrer Entstehung und Nutzung ein langjähriger öffentlicher Streit“ verbinde. Für Reichel ist also nicht allein die Rezeption eines errichteten Erinnerungszeichens von Bedeutung, sondern auch seine Entstehungsgeschichte und die damit einhergehenden Konflikte. Wenngleich die Annahme, dass diese Auseinandersetzungen langjährig geführt werden müssen, um die öffentliche Wahrnehmung zu beeinflussen, streitbar sein mag, macht Reichel deutlich, dass Konflikte nicht lediglich behindernde Begleiterscheinungen der Errichtung von Erinnerungszeichen sind, sondern häufig ihr entscheidendes Element: „Der Streit um die Gedenkstätten und Mahnmale ist für das kollektive Gedächtnis wahrscheinlich wichtiger als die Denkmäler selbst, aber ohne sie findet er nicht statt.“ Auf die Bedeutung der Aushandlungsprozesse hat auch Spielmann hingewiesen und Denkmalsetzungen grundsätzlich als „Ergebnis eines Kommunikationsprozesses der konflikthaften Verständigung über die Interpretation von Geschichte“43 charakterisiert. Indem über den Standort, die Form und die Inschrift eines Denkmals diskutiert wird, findet ein Verständigungsprozess über die bzw. eine Auseinandersetzung mit der Vergangenheit statt, wohingegen „der Prozeß des Vergessens“44 nach der Einweihung des Erinnerungszeichens beginne, sofern es nicht in ein „lebendiges Ritual“ eingebunden werde. Ähnlich wie Reichel und Spielmann in Bezug auf Mahnmale und Denkmäler konstatiert Dietfrid Krause-Vilmar hinsichtlich der seit den 1980er-Jahren entstandenen KZ-Gedenkstätten:


Bei der Thematisierung der nationalsozialistischen Zeit ist Kontroversität immer gegeben gewesen; umso notwendiger erscheint das öffentlich zu führende Gespräch. Die Gedenkstätten sind auf Grund dieser Lage […] Katalysatoren dieser vielfach schwierigen öffentlichen Meinungsbildung über den Umgang mit dem Nationalsozialismus im Ort. Insofern ist, etwas überspitzt formuliert, die Entstehungsgeschichte […] einer Gedenkstätte – eben die Zeit, als sie noch Projekt ist – vielleicht folgenreicher als die Zeit ihres späteren Wirkens […], weil der kommunikative öffentliche Gesprächszusammenhang im Ort nach der Institutionalisierung aus verständlichen Gründen wieder abklingt.45



Wenngleich solche Auseinandersetzungen im Zuge der „Gedenkstättenbewegung“ der 1980er-Jahre besonders häufig, tiefgreifend, öffentlichkeitswirksam und folgenreich waren, sollte bezüglich der Bedeutung der Entstehungsgeschichte von Gedächtnisorten der Blick nicht allein auf diesen Zeitabschnitt und die darauf folgenden Entwicklungen gerichtet sein. Auch in früheren Phasen gingen der Setzung von Erinnerungszeichen Aushandlungs- und Entscheidungsprozesse voraus, die keineswegs immer konfliktfrei verliefen bzw. ohne Widerspruch blieben. Im Vergleich zu den Kontroversen der 1980er-Jahre spielten sich diese Prozesse jedoch auf anderen Ebenen ab: Bis in die 1960er, vielleicht sogar 1970er-Jahre dürften Denkmalsetzungen zumeist Verwaltungsakte gewesen sein, die nur selten von einer kritischen Zivilgesellschaft begleitet oder gar initiiert wurden. Zu untersuchen ist, wie Politik und Verwaltungen (der Bundesrepublik ebenso wie der Besatzungsbehörden in der Nachkriegszeit) diesen Forderungen begegneten, welche Formen des Gedenkens und Erinnerns von unterschiedlichen staatlichen Akteuren intendiert bzw. umgesetzt wurden, wie diese begründet und sowohl intern auf den Weg gebracht als auch öffentlich kommuniziert wurden. Gerade die Entwicklungen, die sich weitgehend abseits der Öffentlichkeit vollzogen, sollen deshalb stärker in den Blick genommen werden als dies in der Forschung bisher der Fall war, da sie häufig Aufschluss darüber geben können, wie vor allem staatliche Akteure mit dem Erbe des Nationalsozialismus umzugehen gedachten und inwiefern eine Diskrepanz zwischen diesen Positionen und öffentlich zelebrierten Beteuerungen zur politischen und gesellschaftlichen Verantwortungsübernahme für die NS-Verbrechen bestand. Da es insbesondere auf lokaler Ebene lange Zeit – die Dauer dieses Zeitabschnitts gilt es gleichfalls zu erörtern – nicht lediglich um die Frage ging, wie, sondern grundsätzlich auch ob der KZ-Opfer als solche gedacht werden solle, darf sich hinsichtlich des Umgangs mit den Konzentrationslagern die Analyse nicht auf tatsächlich realisierte Erinnerungszeichen beschränken, sondern muss ebenso ergründen, weshalb zur Diskussion stehende Denkmalsetzungen nicht oder nicht in der von Überlebenden und anderen geforderten Form erfolgten.

Noch ein zweiter Grund spricht dafür, auch frühe Erinnerungszeichen bzw. allgemein Gedächtnisorte, denen kein öffentlicher Streit vorausgegangen war, verstärkt in den Blick zu nehmen: Zwar mag deren meinungsbildende Wirksamkeit äußerst begrenzt geblieben sein, in Bezug auf die Konzentrationslager dürften sie aber zumindest einen Einfluss auf die öffentliche Wahrnehmungsbildung, sprich die Rezeption dieses Teils der lokalen NS-Geschichte gehabt haben. Der vorliegenden Arbeit liegt die Annahme zugrunde, dass die ortsspezifische Art der öffentlichen Beschäftigung mit einem Konzentrationslager in den ersten zehn bis fünfzehn Jahren nach Kriegsende sowie die Art und Weise, wie in dieser Zeit im öffentlichen Raum an das Konzentrationslager erinnert und der Opfer gedacht wurde, für weitere Entwicklungen grundlegend waren und sich auf die Wahrnehmungs- sowie Argumentationsmuster in späteren geschichts- und erinnerungspolitischen Auseinandersetzungen auswirkten.


„Historische Repräsentationen“ statt diffuser Kollektivkonstrukte

Die Art und Weise, wie Deutungskämpfe bzw. geschichts- und erinnerungspolitische Auseinandersetzungen geführt werden, wer sich an ihnen beteiligt, wer sie rezipiert und welche unmittelbaren Folgen sie nach sich ziehen, all dies hat beträchtlichen Einfluss auf den Umgang mit den ehemaligen Konzentrationslagern und prägen deren „zweite Geschichte“ insgesamt. Interessenkonflikte und Kontroversen tragen bisweilen in erheblichem Maße dazu bei, ein öffentliches Meinungsklima sowie die Wahrnehmung historischer Ereignisse zu beeinflussen bzw. zu verändern. Erinnerungszeichen und Mahnmalinschriften (sei es als Ergebnis oder Auslöser solcher Auseinandersetzungen) können Menschen zur Reflexion und Meinungsbildung anregen. Nichtsdestotrotz bleiben Wahrnehmungen im Kern zu jeder Zeit individuell; jeder Rezipient zieht seine eigenen Schlüsse aus bestehenden Wissensständen, aktuellen Diskursen und Diskussionen. Mit anderen Worten: Die Pluralität, Vielschichtigkeit und Konflikthaftigkeit historischer Deutungen und Sinnbildungsprozesse bleibt immer bestehen und löst sich nicht in vermeintlichen oder tatsächlichen Kollektivzusammenhängen auf. Eben dies suggeriert jedoch das weit über die wissenschaftliche Forschung hinaus populäre (und meist im Singular verwendete) Konzept des „kollektiven Gedächtnisses“, wie es im deutschsprachigen Raum allen voran Jan und Aleida Assmann propagieren. Dass heute von Politik und Medien, staatlichen wie auch gesellschaftlichen Akteuren, nicht selten auch seitens verschiedener Forschungsdisziplinen Gedächtnisstätten und Erinnerungszeichen, Gedenkfeiern und Vortragsveranstaltungen, mithin jegliche Form der Auseinandersetzung mit der NS-Vergangenheit häufig pars pro toto als Ausdruck eines kollektiven Gedächtnisses der deutschen Gesellschaft gedeutet werden, zeigt den Siegeszug dieses Begriffs, der in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts von dem französischen Philosophen und Soziologen Maurice Halbwachs46 entwickelt wurde. Seinen Erfolg verdankt er aber (zumindest im deutschsprachigen Raum) vor allem einer mitunter fragwürdigen kulturwissenschaftlichen Weiterentwicklung47 sowie den regelmäßigen Interventionen von Aleida Assmann in öffentlichen Diskursen über die Erinnerung an den Nationalsozialismus.48

Halbwachs befasste sich in seinen Arbeiten49 grundsätzlich – wenn auch nicht abschließend – mit den sozialen Dimensionen des Erinnerns und versuchte nachzuweisen, dass sich jegliche individuelle Erinnerung erst (mittelbar oder unmittelbar) durch Kommunikation bzw. Interaktion mit anderen Menschen herausbilde, das heißt letztlich immer sozial bedingt sei. Erinnern wird dabei verstanden als Rekonstruktion vergangener Eindrücke aus einer Gegenwartsperspektive heraus, wobei Interaktion und Kommunikation mit anderen Menschen stets den notwendigen sozialen Rahmen von Vergegenwärtigungsprozessen bilden. Aus dieser Grundüberlegung heraus erarbeitete Halbwachs den zweiten Baustein seines Paradigmas des kollektiven Gedächtnisses: Jeder Mensch gehört unterschiedlichen sozialen Gruppen an (nach Halbwachs beispielsweise der Familie, religiösen Gruppen oder gesellschaftlichen Klassen), die nicht nur als Bezugsrahmen individueller Erfahrungen, Wahrnehmungen und Erinnerungen fungieren, sondern deren Eigenwahrnehmung als Gruppe sich zugleich aus den Gemeinsamkeiten ihrer Mitglieder speist, wozu auch Erinnerungen zählen, die diese allein aufgrund ihrer Gruppenzugehörigkeit teilen. Beide Dimensionen bedingen sich so gegenseitig:


Man kann sagen, dass das Individuum sich erinnert, indem es sich auf den Standpunkt der Gruppe stellt, und dass das Gedächtnis der Gruppe sich verwirklicht und offenbart in den individuellen Gedächtnissen.50



Zwei Aspekte sind hier insofern von besonderer Relevanz, als sie im Zuge der Weiterentwicklungen seines Gedächtniskonzepts in den vergangenen Jahrzehnten immer mehr verlustig gegangen zu sein scheinen: Zum einen betont Halbwachs, dass „kollektive Gedächtnisse“ nicht organisch zu begreifen sind, sondern es stets Individuen sind,


die sich als Mitglieder der Gruppe erinnern. In dieser Masse gemeinsamer, sich aufeinander stützender Erinnerungen sind es nicht dieselben, die jedem von ihnen am deutlichsten erscheinen. Wir würden sagen, jedes individuelle Gedächtnis ist ein „Ausblickspunkt“ auf das kollektive Gedächtnis; dieser Ausblickspunkt wechselt je nach der Stelle, die wir darin einnehmen, und diese Stelle selbst wechselt den Beziehungen zufolge, die ich mit anderen Milieus unterhalte.51



Ein „kollektives Gedächtnis“ ist also immer an die individuellen Gedächtnisse seiner Gruppenmitglieder gebunden, welche wiederum aufgrund einer Vielzahl von Gruppenzugehörigkeiten zu den Trägern verschiedener kollektiver Gedächtnisse zählen können. Die Zugehörigkeit zu einer Gruppe (im Sinne einer sozialen Formation) ist daher keineswegs absolut für die Erinnerungsbildung und Identität des Individuums. Vice versa spiegelt ein kollektives Gedächtnis nur einen Teil der individuellen Gedächtnisse und somit der Identitätsbezüge seiner Mitglieder wider.

Zum andern bezieht sich Halbwachs’ Konzept auf konkrete räumlich und zeitlich begrenzte Gruppen,52 deren je gemeinsame (und dabei stets wertende sowie hierarchisierende) Vergangenheitsbezüge die eigene Selbstwahrnehmung als Gruppe prägen sowie das Zugehörigkeits- und Kontinuitätsempfinden seiner Mitglieder hervorrufen bzw. verstärken.53 Im allgemeinen Verständnis des Halbwachs’schen Werkes wird daher Identitätsbildung als „zentrale Funktion des Vergangenheitsbezugs im Rahmen kollektiver Gedächtnisse“54 verstanden. Ulrike Jureit wendet dagegen ein, dass Halbwachs selbst gerade in diesem Punkt erstaunlich unkonkret blieb:


Denn entgegen der landläufigen Rezeption seiner Theorie […] findet man bei Halbwachs kein ausgearbeitetes Konzept zu kollektiver Identität. Ganz im Gegenteil: Wer seine Studien aufmerksam liest, ist überrascht, wie wenig und vor allem wie vage Halbwachs überhaupt von Identität spricht. Und das, obgleich der Zusammenhang von Gruppenbewusstsein und kollektivem Erinnern ja zu seinen zentralen Theorieaussagen zählt und eine solche begriffliche Pointierung naheliegend gewesen wäre.55



Mehr als nur eine „Pointierung“ fand dieser Zusammenhang seit den späten 1980er-Jahren besonders in den Arbeiten des Ägyptologen Jan Assmann und der Kulturwissenschaftlerin Aleida Assmann:56 „Kollektive Identität“57 bildet hier das zentrale Moment einer Gedächtnistheorie, die ausgehend von Halbwachs’ gruppenbezogenem Gedächtniskonzept zu einer Kulturtheorie weiterentwickelt und „in den Kontext von Ethnogenese und sozialer Evolution“58 transformiert wurde.

Jan und Aleida Assmann unterscheiden grundsätzlich zwischen dem „kommunikativen“ und dem „kulturellen“ Gedächtnis. Ersteres bezeichnet – augenscheinlich noch stark auf Halbwachs’ Überlegungen zurückgreifend – durch soziale Interaktion entstehende „Erinnerungen, die sich auf die rezente Vergangenheit beziehen. Es sind dies Erinnerungen, die der Mensch mit seinen Zeitgenossen teilt,“59 wozu beispielsweise das Generationengedächtnis zähle. Ein kommunikatives Gedächtnis entstehe demnach in der Alltagsinteraktion einer unspezifischen „Erinnerungsgemeinschaft“60 und beinhalte „Geschichtserfahrungen im Rahmen indiv. Biographien“ als „lebendige Erinnerung in organischen Gedächtnissen, Erfahrungen und Hörensagen“ vor einem „mitwandernden Zeithorizont von 3–4 Generationen“.

Demgegenüber wird „kulturelles Gedächtnis“ als außeralltägliche, sozusagen institutionalisierte Form des kollektiven Erinnerns („fundierende Erinnerung“61) verstanden, das traditionell von speziellen „Wissensbevollmächtigten“62 getragen werde und sich in festen Objektivationen, symbolischen Kodierungen und Inszenierungen wie Riten, Festen, Tänzen, Schrift und Bild ausdrücke. Sinnbildung gilt hier als zentrale Funktion, allerdings nicht mehr auf konkrete Individuen bezogen, sondern ausschließlich auf der Ebene (vorgeblicher) kultureller Kollektive. Zwar räumt Jan Assmann ein, dass kollektive Identität immer eine Frage der „Identifikation seitens der beteiligten Individuen“ ist und es sie „nicht ‚an sich‘ [gibt], sondern nur in dem Maße, wie sich bestimmte Individuen zu ihr bekennen“.63 Diese Erkenntnis findet sich jedoch in den Assmann’schen Arbeiten nur selten wieder, insbesondere wenn die Betrachtungen über antike Kulturen hinausgehen.64 Im Gegenteil werden plurale, konstruierte Zusammenhänge wie Gesellschaften, Nationen oder Ethnien ebenso als „Gruppen“ vorausgesetzt wie kollektive Identitätsbildung als, so Jureit, quasi „anthropologische Konstante oder zumindest als [ein] von jeglichem historischem Wandel unbeeinträchtigte[r] Mechanismus sozialer Gemeinschaftsbildung“.65 So formuliert etwa Jan Assmann:


Fundiert wird durch den Bezug auf die Vergangenheit die Identität der erinnernden Gruppe. In der Erinnerung an ihre Geschichte und in der Vergegenwärtigung der fundierenden Erinnerungsfiguren vergewissert sich eine Gruppe ihrer Identität.66



Und weiter:


Feste und Riten sorgen im Regelmaß ihrer Wiederkehr für die Vermittlung und Weitergabe des identitätssichernden Wissens und damit für die Reproduktion der kulturellen Identität. Rituelle Wiederholung sichert die Kohärenz der Gruppe in Raum und Zeit.67



Soziale Gruppen werden dadurch nicht nur zu homogenen Gemeinschaften stilisiert, sondern erscheinen ihrerseits als eigenständige, intentional handelnde Subjekte, was insbesondere bei Aleida Assmann immer wieder deutlich zutage tritt, wenn sie etwa konstatiert: „Kollektive Handlungssubjekte wie Staaten oder Nationen konstituieren sich über ein Funktions-Gedächtnis, in dem sie sich eine bestimmte Vergangenheitskonstruktion zurechtlegen.“68 Daher verwundert es auch nicht, dass Jan Assmann Kultur in Analogie zum biologischen Immunsystem des Menschen definiert69 und beide Assmanns ihr Gedächtnismodell als Theorie der „kulturellen Arterhaltung“70 verstehen, was Jureit zutreffend als Biologisierung gesellschaftlicher Phänomene kritisiert.71

Das Postulat eines quasi anthropologischen Nexus zwischen erinnerter Vergangenheit und kollektiver Identität ist darum vor allem – wenn auch nicht ausschließlich – in der Assmann’schen Stoßrichtung sowohl theoretisch höchst problematisch72 als auch geschichtspolitisch von besonderer Brisanz. Es bereitet Meistererzählungen wie der oben skizzierten den Weg und verleiht ihnen einen wissenschaftlichen Anstrich, während erinnerungskulturelle Disparitäten, Diskurse und Machtverhältnisse73 eingeebnet und sämtliche Akteure zu einer homogenen Masse mit vermeintlicher Gruppenidentität verschmolzen werden. Cornelia Siebeck kritisiert diesbezüglich, dass die einschlägigen kulturwissenschaftlichen Theorien häufig mit der Annahme operieren, dass sich in gedächtniskulturellen Objektivationen „‚nationale‘, ‚kollektive‘ oder ‚kulturelle‘ Identität ‚kristallisiere‘, man sie dort also kulturdiagnostisch auch wieder ‚ablesen‘ könne“,74 wobei aber „auf eine empirische Rekonstruktion vermeintlich konsensualer ‚Erinnerungsgemeinschaften‘ […] konsequent verzichtet“75 werde. Sie warnt daher vor dem Zirkelschluss, aus objektivierten „Phänomenen“ eben das herauszulesen, was man zuvor erst in sie hineingelesen hat.76 Besonders im Hinblick auf Gedächtnisorte – geradezu einem Paradebeispiel materieller symbolischer Objektivationen „kommunizierten Sinns und kollektiv geteilten Wissens“77 im Assmann’schen Sinne – macht Siebeck deutlich, warum die Interpretation solcher Objektivationen als Kristallisationspunkte kultureller Identität einer tatsächlichen Analyse nicht nur ausweicht, sondern infolge der zugrundeliegenden Kategorienbildung geradezu entgegensteht:


Sicherlich existieren Gruppen oder soziale Bewegungen, die ein normatives und „identitätskonkretes“ Gedächtnis entwickeln und in die Öffentlichkeit tragen […]. „Kulturen“, Nationen oder „Ethnien“ aber können – zumindest jenseits eines identitätspolitischen Jargons – nicht als Wir-Gruppen gelten, sondern sind immer von Macht- und Herrschaftsverhältnissen sowie daraus resultierenden Konflikten geprägt. Objektivierte Gedächtnis- und Identitätskonstruktionen repräsentieren daher zunächst einmal nur diejenigen, die diese produziert haben. Kurz: Wer davon ausgeht, dass hegemoniale Gedächtnisorte wie etwa die derzeitige „Gedenklandschaft“ in der Bundesrepublik den mentalen oder psychischen Zustand der bundesrepublikanischen Gesellschaft repräsentieren, reproduziert im Zweifelsfall genau den identitätspolitischen Diskurs, der eigentlich zu analysieren wäre.78



Siebeck warnt daher hinsichtlich des maßgeblich von Aleida Assmann forcierten Paradigmenwechsels „von der Ideologiekritik zum kollektiven Gedächtnis“79 vor der „Gefahr einer Entpolitisierung und Enthistorisierung des akademischen Blicks auf gedächtniskulturelle Phänomene“.80

Bezogen auf die Erinnerung an den Nationalsozialismus benennt Ulrike Jureit ein weiteres zentrales Problem einer identitätsfixierten Gedächtnistheorie: Sie zitiert Aleida Assmann, wonach sich das „Holocaust-Gedächtnis“ heute zwar noch immer auf verschiedenen Ebenen identifizieren lasse, wozu unter anderem das soziale Gedächtnis von Überlebenden, das kollektive Gedächtnis „des israelischen Staates oder jüdisch-amerikanischer Identität“81 zählten. Assmann umgeht jedoch einen genauen Blick auf die „Ambivalenzen des spezifisch deutschen Gedenkens an den Holocaust“82 und vermag nicht zu erklären, wie etwa die konkreten Erinnerungen deutscher bzw. in Deutschland lebender Shoah-Überlebender mit den Konstrukten von nationaler Identität und kulturellem Gedächtnis „der Deutschen“ vereinbar sein sollen. Denn, so Jureit:


Es wird mit keinem Wort hinterfragt, wie es denn für Täter und Opfer und für ihre Nachkommen überhaupt möglich sein soll, angesichts eines Menschheitsverbrechens wie dem Holocaust gemeinschaftlich daran zu erinnern. […] Und wie wird angesichts dieses Abgrunds der Geschichte damit umgegangen, dass nach Assmanns Verständnis gemeinschaftliches Erinnern stets auf kollektive Identitäts- und Kontinuitätsstiftung abzielt, während es doch in diesem Fall eine Erbschaft anzutreten gälte, die mit der der Überlebenden kaum in Einklang zu bringen ist? Was also geschieht im Erinnerungsfalle, wenn eine Nachfolgegesellschaft einen Verbrechenskomplex einbeziehen muss, der für die „kulturelle Arterhaltung“ nicht gerade als „lebensdienlich“ in Betracht kommt, ein Vergessen jedoch aus moralischen Gründen verwehrt bleibt? Wie kann sich ein Gemeinwesen als kontinuierlich empfinden, ohne sich als mit der damaligen Tätergesellschaft identisch begreifen zu müssen?83



Jureit beantwortet diese Fragen dahingehend, dass die Perspektive der Opfer in Deutschland vereinnahmt werde und das „Holocaust-Gedächtnis“ somit ein „opferidentifiziertes Gedächtnis“84 sei, „in dem weder die Täter noch ihre Nachkommen, in dem auch nicht der deutsche Staat als Rechtsnachfolger des ‚Dritten Reiches‘ in Erscheinung“ trete. Jene Opferidentifizierung sei schließlich der „moralische Link zwischen der Theorie des kulturellen Gedächtnisses und den in Deutschland eingeübten Erinnerungspraktiken“. Diese Schlussfolgerung ist sicherlich zumindest in Bezug auf „Erinnerungspraktiken“ streitbar, da Jureit hier selbst eine zu starke Generalisierung vornimmt und beispielsweise die bedeutende Rolle von „arbeitenden“ Gedenkstätten (oder deren vorangegangenen, meist zivilgesellschaftlichen Initiativen) in öffentlichen Auseinandersetzungen über Täterschaft und Mitläufertum außer Acht lässt.85 Ungeachtet dessen ist Jureits Kritik berechtigt und der Verweis auf die Unvereinbarkeit zwischen Täter- und Opfererinnerungen nicht von der Hand zu weisen.

In Anbetracht der skizzierten Kritikpunkte an den auf (vermeintliche) Kollektive zielenden Gedächtniskonzepten wird in der vorliegenden Arbeit davon abgesehen, Prozesse, Ereignisse und Phänomene im Umgang mit dem Nationalsozialismus im Allgemeinen bzw. mit den Konzentrationslagern im Besonderen als Ausdrucksformen kollektiver oder gar kultureller Gedächtnisse zu betrachten, da dies die Analyse aufgrund der problematischen Kategorienbildung von Beginn an einengen und zu generalisierenden Aussagen über die tatsächlich vielschichtigen Entwicklungen führen würde. Stattdessen werden die untersuchten Formen der KZ-Rezeption recht allgemein als „Repräsentationen von Geschichte“ aufgefasst, von Imke Hansen verstanden als „wahrnehmbare, einer bestimmten Öffentlichkeit zugängliche Darstellungen eines Teils der Vergangenheit“.86 Vorteil dieses Ansatzes ist, dass er, so Hansen, nicht an die Vorannahme von Gruppenzugehörigkeiten gebunden und in der Lage ist, „Grenzen zwischen Gruppen-‚Gedächtnissen‘ sowie die Dichotomie zwischen staatlichen und gesellschaftlichen Akteuren“87 zu relativieren. Die Analyse von Repräsentationen anstatt von Gedächtnissen erlaubt es außerdem, „alltägliche und mikrogeschichtliche Prozesse einzubeziehen, und wird damit der Pluralität und Koexistenz unterschiedlicher und sich wandelnder Geschichtsbilder eher gerecht“.


Untersuchungszeitraum und geografische Eingrenzung

Die vorliegende Arbeit untersucht vor allem den Zeitraum zwischen 1945 und 2010. In Einzelfällen werden auch die daran anschließenden Entwicklungen bis etwa 2015 skizziert, wenn diese einen bedeutenden Wandel des Umgangs mit dem betreffenden Konzentrationslager implizierten oder aber ein im genannten Zeitraum begonnener Aushandlungs- oder Entscheidungsprozess in die Zeit nach 2010 hineinreichte. Die Betrachtung schließt in der Regel spätestens mit der Errichtung einer Gedenkstätte (das heißt einer Gedächtnis- und Dokumentationsstätte mit Dauerausstellung) ab. Gedenkstättenpädagogische Angebote und Weiterentwicklungen sowie die weiteren Entwicklungslinien der „arbeitenden“ Gedenkstätten werden in dieser Studie nicht näher betrachtet.

Geografisch beschränkt sich die Analyse auf die auf dem Gebiet der heutigen Bundesrepublik Deutschland gelegenen Außenlager des KZ Natzweiler, das heißt sämtliche rechtsrheinische Lager sowie das KZ Kochem. Der Schwerpunkt liegt hierbei auf den einstigen KZ-Außenlagern in Württemberg und Baden, wohingegen die Nachgeschichte der in den heutigen Bundesländern Hessen (KZ Bensheim, Darmstadt, Frankfurt, Geisenheim, Heppenheim und Walldorf) und Rheinland-Pfalz (KZ Kochem) gelegenen Lager mit Ausnahme der hessischen Orte Frankfurt am Main und Walldorf-Mörfelden nur kursorisch behandelt wird. Die in Frankreich gelegenen Außenlager werden im Kapitel zur Geschichte des KZ-Komplexes Natzweiler zwar dargestellt, ansonsten jedoch außer Acht gelassen, da sich die Studie auf erinnerungskulturelle Entwicklungen in Deutschland beschränkt.


Forschungsstand und Quellenbasis

Eine systematische und vergleichende Analyse des gesellschaftlichen, politischen und administrativen Umgangs mit den einstigen Außenlagern des KZ Natzweiler respektive der dortigen erinnerungskulturellen Entwicklungen von 1945 bis in die Gegenwart steht bislang aus. Auch liegen nur wenige Monografien vor, die bezogen auf einzelne dieser Lager fokussiert deren Rezeptionsgeschichte sowie die damit verbundenen geschichts- und erinnerungspolitischen Auseinandersetzungen im Zeitverlauf in den Blick nehmen. Renate Stäbler und Monica Mather veröffentlichten 2007 die knapp vierzigseitige Broschüre Schwierigkeiten des Erinnerns – Über den Umgang der Leonberger mit dem KZ nach 1945;88 2011 erschien die Publikation des Verfassers der vorliegenden Studie Das Konzentrationslager Mannheim-Sandhofen im Spiegel der Öffentlichkeit.89 Darüber hinaus beinhalten jedoch nahezu sämtliche Veröffentlichungen der vergangenen rund zwanzig Jahre zur Geschichte einzelner Natzweiler-Außenlager Absätze oder Kapitel zur „zweiten Geschichte“ des jeweiligen Lagers, in denen auch die erinnerungskulturellen Entwicklungen zumindest kursorisch skizziert, in manchen Fällen gar relativ detailreich nachgezeichnet werden. Mit wenigen Ausnahmen handelt es sich dabei um Publikationen von KZ-Gedenkstätten und Gedenkstätteninitiativen oder von Personen, die selbst am Zustandekommen einer Gedenkstätte beteiligt waren oder dort mitwirkten bzw. mitwirken. So verfasste Volker Mall in einem 2007 erschienenen Band zum KZ Hailfingen eine Chronik der „selektiven Erinnerung“90 an das Lager; Utz Jeggle, Martin Ulmer und Renate Föll gingen an gleicher Stelle aus kulturwissenschaftlicher Perspektive dem Umgang mit dem KZ Hailfingen seit 1945 nach.91 In der 2008 von den Städten Filderstadt und Leinfelden-Echterdingen herausgegebenen Dokumentation zum KZ Echterdingen beleuchten vier Autoren in dem Kapitel Schwieriges Gedenken die „Aufarbeitung der Geschichte des KZ-Außenlagers“.92 Bereits zehn Jahre zuvor hatten Ernst Kaiser und Michael Knorn in der dritten Auflage ihrer Monografie zum Frankfurter KZ „Katzbach“ die Aufarbeitung dieses Lagers analysiert, wenngleich hierbei der Schwerpunkt auf der Strafverfolgung sowie dem Umgang der Firma Triumph-Adler mit der Unternehmensgeschichte im Nationalsozialismus lag.93 Klaus Riexinger und Detlef Ernst gehen in ihrer 2003 publizierten Studie zum KZ Kochendorf zwar ebenfalls der Strafermittlung sowie der Frage nach finanzieller Entschädigung der Überlebenden nach, widmen sich in einem gesonderten Kapitel aber darüber hinaus dem „schwere[n] Erbe des KZ-Außenkommandos“, wobei sowohl der Umgang mit den KZ-Gräbern und Gedächtnisorten als auch die „Pilgerfahrten“ ehemaliger Häftlinge nach Kochendorf sowie die Rolle der Kommune in Augenschein genommen werden.94 Ähnliches gilt für das Kapitel Hinter den Bäumen die Gräber: die Gegenwart der Vergangenheit95 in Christine Glaunings 2006 publizierter Dissertation zum KZ Bisingen. Einen Überblick über den Umgang mit den „Neckarlagern“ nach 1945 gaben Tobias Markowitsch und Kattrin Zwick 2011 mit der Neuauflage ihrer Studie Goldfisch und Zebra96 über das KZ Neckarelz und seine Nebenlager. Die Initiative Gedenkstätte Eckerwald e. V. gab bereits 1995 die Broschüre Wüste 1097 zum KZ Schörzingen, das Außenkommando Zepfenhan und den Gedenkpfad Eckerwald heraus, welche auch die Entstehungsgeschichte der Initiative bzw. des Pfades streifte. Die Broschüre, einschließlich des Kapitels zur Nachgeschichte, wurde seitdem mehrmals vollständig überarbeitet und liegt mittlerweile in fünfter Auflage vor.98 Manfred Scheck veröffentlichte 2014 eine Monografie zu politischen Gefangenen, Zwangsarbeit und (vor allem) KZ-Haft in Vaihingen an der Enz. Im Kapitel Erinnern und Gedenken99 wird darin der Umgang mit dem KZ Vaihingen seit Kriegsende gestreift. Zuletzt erschien jüngst die umfangreiche Studie von Andreas Zekorn zum KZ Dautmergen, die ebenfalls ein Kapitel zur Nachgeschichte des Lagers enthält.100

Diese Veröffentlichungen bildeten vielfach die Basis für die vorliegende Studie, da sie die allgemeinen Entwicklungen in den einzelnen Orten mindestens überblicksartig (in einigen wenigen Fällen gar deutlich darüber hinausgehend) nachzeichnen und so erste Anhaltspunkte für eine fundierte und vergleichende Analyse im Hinblick auf die genannten Fragestellungen boten.

Neben diesen Publikationen stützt sich die Arbeit auf einen breiten Quellenkorpus: Zum Ersten auf Quellen aus zahlreichen Kommunal- und Kreisarchiven sowie dem Staatsarchiv Sigmaringen; aus dem Archiv der Evangelischen Landeskirche in Württemberg (Landeskirchliches Archiv Stuttgart), dem Archiv des Volksbunds Deutsche Kriegsgräberfürsorge sowie aus dem französischen Besatzungsarchiv (Archives de l’Occupation Française en Allemagne et en Autriche, ehemals Colmar, heute La Courneuve). Dabei wurden neben Dokumenten der französischen Besatzungsbehörden vor allem Unterlagen, verwaltungsinterne Absprachen sowie Korrespondenzen von Bürgermeisterämtern, Friedhofsverwaltungen und weiteren kommunalen Behörden, von Landratsämtern, Regierungspräsidien sowie anderen Landesbehörden ausgewertet. Im Landeskirchlichen Archiv Stuttgart erwies sich der Bestand „K 13“, der Nachlass der ehemaligen Hilfsstelle für Rasseverfolgte bei der Evangelischen Gesellschaft Stuttgart, als besonders wertvoll für die vorliegende Studie.

Zum Zweiten konnte der Verfasser auf eine Vielzahl von Dokumenten aus den Archivbeständen der KZ-Gedenkstätten sowie aus den Privatarchiven von Einzelpersonen zugreifen. Hierzu zählen u. a. Flugblätter und Offene Briefe, Protokolle und Berichte, Redebeiträge, Korrespondenzen, Gedenkstättenkonzepte sowie weitere Materialien und Dokumente. Darüber hinaus wurden Presseerzeugnisse, insbesondere redaktionelle Beiträge und (nach Möglichkeit) Leserbriefe aus Lokal- und Regionalzeitungen, ausgewertet.

Der Darstellung und Analyse des Umgangs mit den südwestdeutschen Natzweiler-Außenlagern von 1945 bis 2015 ist ein einführendes Kapitel zur Geschichte des gesamten KZ-Komplexes Natzweiler vorangestellt, für das im Wesentlichen auf Sekundärliteratur zurückgegriffen wurde.



1         In der deutschsprachigen Forschung und Erinnerungsarbeit überwiegt in den letzten Jahren die Bezeichnung Natzweiler-Struthof, im Französischen wird bisweilen gar nur der Begriff Struthof – einst eine Flurbezeichnung sowie Name eines Hotels unweit des KZ-Geländes – verwendet (vgl. www.struthof.fr). In der vorliegenden Arbeit wird dagegen der historische Quellenbegriff Konzentrationslager Natzweiler (von der SS abgekürzt als KL Natzweiler) verwendet, da die Bezeichnung Struthof zur Zeit des Lagerbestehens nicht gebräuchlich war.

2         Karin Orth: Das System der nationalsozialistischen Konzentrationslager. Eine politische Organisationsgeschichte, Zürich 2002, S. 45.

3         Vgl. Christine Glauning: Entgrenzung und KZ-System. Das Unternehmen „Wüste“ und das Konzentrationslager in Bisingen 1944/45, Berlin 2006, S. 121–123.

4         Auf die Unmöglichkeit, die nationalsozialistische Ausbeutungs- und Vernichtungspraxis vollständig zu beschreiben oder gar zu erklären, weist auch Wolfgang Pohrt hin: „Das Unbegreifliche ist am deutschen Faschismus […] gerade das Wesentliche. Ihn zeichnet aus, dass er von keiner Theorie mehr wirklich erreicht werden kann. […] Die Theorie setzt einerseits stets ein die Sache unter seine eigenen, subjektiven Bestimmungen setzendes Subjekt voraus. Sie beginnt also erst jenseits der Konzentrationslager, in denen das Subjekt planmäßig physisch vernichtet wurde. Die Theorie setzt andererseits eine Sache voraus, die von den Denkbestimmungen eines auf sie reflektierenden menschlichen Subjekts nicht völlig verschieden ist: Was real keiner menschlichen Logik gehorcht, kann auch kein Mensch begreifen. Vor einer Institution, in welcher die Unmenschlichkeit zum Prinzip erhoben ist, muss die Theorie daher kapitulieren.“ Wolfgang Pohrt: Nationalsozialismus und KZ-System, in: Ders.: Ausverkauf. Von der Endlösung zu ihrer Alternative. Pamphlete und Essays, Berlin 1980, S. 66–70, hier S. 66 f.

5         Vgl. Harold Marcuse/Frank Schimmelfennig/Jochen Spielmann: Steine des Anstoßes. Nationalsozialismus und Zweiter Weltkrieg in Denkmalen 1945–1985, Hamburg 1985, S. 24.

6         Marcuse/Schimmelfennig/Spielmann: Steine des Anstoßes, S. 1.

7         Zur Bedeutung des Standorts vgl. ebd., S. 8: „Kein Ort ist neutral. Jeder Ort hat auch ohne Denkmal schon eine bestimmte Aufgabe im Leben der Gesellschaft. Wird dort nun ein Denkmal gesetzt, so verbindet sich dessen Bestimmung mit der des Ortes. […] Aber noch in einem unmittelbareren Sinn prägt der Standort die Wirkung des Denkmals mit. Um seine Aussage vermitteln zu können, muss das Denkmal schließlich erst einmal gesehen werden. Und auch hinsichtlich der Lage, der Auffälligkeit ist kein Ort neutral. Er entscheidet darüber mit, ob ein Denkmal überhaupt wahrgenommen wird, und wenn ja, von wem und unter welchen Umständen. In jedem Fall gilt: Der Standort des Denkmals entspricht seinem Stellenwert in der Öffentlichkeit.“

8         Vgl. Ulrike Haß: Mahnmaltexte 1945 bis 1988 – Annäherung an eine schwierige Textsorte, in: Erinnern oder Verweigern. Dachauer Hefte 6, Dachau 1990, S. 135–161.

9         Vgl. Cornelia Siebeck: „Im Raume lesen wir die Zeit?“ Zum komplexen Verhältnis von Geschichte, Ort und Gedächtnis (nicht nur) in KZ-Gedenkstätten, in: Alexandra Klei/Katrin Stoll/Annika Wienert (Hrsg.): Die Transformation der Lager. Annäherungen an die Orte nationalsozialistischer Verbrechen, Bielefeld 2011, S. 69–97.

10      Vgl. M. Rainer Lepsius: Das Erbe des Nationalsozialismus und die politische Kultur der Nachfolgestaaten des „Großdeutschen Reiches“, in: Max Haller u. a. (Hrsg.): Kultur und Gesellschaft. Verhandlungen des 24. Deutschen Soziologentages, des 11. Österreichischen Soziologentages und des 8. Kongresses der Schweizerischen Gesellschaft für Soziologie, Frankfurt am Main 1989, S. 247–264.

11      Vgl. hierzu die Kritik von Volkhard Knigge: Abschied von der Erinnerung, in: GedenkstättenRundbrief Nr. 100, 2001, S. 136–143.

12      Vgl. Konrad H. Jarausch/Martin Sabrow: „Meistererzählung“ – Zur Karriere eines Begriffs, in: Dies. (Hrsg.): Die historische Meistererzählung. Deutungslinien der deutschen Nationalgeschichte nach 1945, Göttingen 2002, S. 9–32.

13      Vgl. hierzu den Essay von Christoph Schneider: Die Aneignung, in: Gottfried Oy/Christoph Schneider: Die Schärfe der Konkretion. Reinhard Strecker, 1968 und der Nationalsozialismus in der bundesdeutschen Historiografie, 2. Aufl., Münster 2014, S. 157–243, hier S. 157.

14      „Historisch ist eine Sinnbildung dann, wenn sie im Medium der Erinnerung vollzogen wird, die über die Grenze der eigenen Biografie hinausgeht. Hier wird Vergangenheit als Erfahrung in einen zeitlichen Zusammenhang mit der Gegenwart gebracht, sodass sie als Geschichte gegenwärtige Lebensverhältnisse orientiert und eine handlungsrelevante Zukunftsperspektive eröffnet.“ Jörn Rüsen: Über den Umgang mit den Orten des Schreckens. Überlegungen zur Symbolisierung des Holocaust, in: Detlef Hoffmann (Hrsg.): Das Gedächtnis der Dinge. KZ-Relikte und KZ-Denkmäler 1945–1995, Frankfurt am Main 1998, S. 330–343, hier S. 331.

15      Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes, seit 1971 mit dem Zusatz Bund der Antifaschisten (VVN-BdA).
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II. Der KZ-Komplex Natzweiler (1941–1945)

 

 

 


1.         Das Konzentrationslager Natzweiler (Stammlager) und die strukturelle Entwicklung der Außenlager bis 1944

Im September 1940 errichtete das SS-eigene Unternehmen Deutsche Erd- und Steinwerke GmbH (DESt) ein Werk in der elsässischen Gemeinde Rothau und pachtete wenige Monate später ein sieben Kilometer entferntes Gelände auf 750 Meter Höhe sowie die Abbaurechte für einen nahegelegenen Steinbruch von der Gemeinde Natzwiller (Natzweiler).1 Auf Wunsch des späteren Rüstungsministers Albert Speer, Hitlers Architekt und zu dieser Zeit noch Generalinspektor für die Reichshauptstadt, sollten KZ-Häftlinge eingesetzt werden, um den in diesem Teil der Nordvogesen vorkommenden roten Granit abzubauen, den Speer für NS-Prachtbauten in Berlin und Nürnberg verwenden wollte. Bei dem Gelände für das neu zu errichtende Konzentrationslager handelte es sich um den „Struthof“, einen Bauernhof mit angeschlossenem Hotel inmitten eines bei Wintersportlern beliebten Ski- und Rodelgebiets.

Mit dem Eintreffen der ersten 300 Häftlinge aus dem KZ Sachsenhausen im Mai 1941 ging das „KL Natzweiler“ in Betrieb. Das Konzentrationslager im annektierten Elsass war das einzige KZ-Stammlager2 auf (vormals) französischem Boden, welches jedoch in den ersten Monaten seiner Existenz keine herausragende Bedeutung im nationalsozialistischen Lagersystem einnahm.

Im Jahr 1941 wurden 536 Häftlinge aus anderen Konzentrationslagern nach Natzweiler überführt, davon 454 Deutsche und nur wenige Osteuropäer. Die Mehrheit bildeten Häftlinge, die als „Asoziale“ oder „Berufsverbrecher“3 kategorisiert wurden. Untergebracht wurden sie anfangs im ehemaligen Tanzsaal des Hotels Struthof, bis die ersten Baracken auf dem Lagergelände errichtet waren. Bis Oktober 1943 wurden die Häftlinge beim Bau der Baracken und der Fertigstellung des Lagers, bei Rodungsarbeiten und beim Bau einer Straße von Rothau zum Lager sowie zum Steinbruch eingesetz, dessen Zugang gleichfalls in dieser Phase von den KZ-Insassen freigelegt werden musste.

1942 trafen insgesamt 1467 Häftlinge neu in Natzweiler ein, die jetzt auch vermehrt aus osteuropäischen Staaten ins Elsass verschleppt wurden. Der Anteil der „politischen“ Häftlinge stieg damit auf 71,3 Prozent.4 Ende des Jahres befanden sich noch 721 Häftlinge in Natzweiler sowie 200 im Mitte Dezember errichteten Außenlager Oberehnheim (Obernai), nachdem in mehreren Transporten Häftlinge in andere Lager überstellt worden oder aufgrund der harten Lebens- und Arbeitsbedingungen gestorben waren. So starben etwa 92 Häftlinge eines Transports aus Buchenwald vom 14. März 1942 noch vor Jahresende in Natzweiler.5

Das Jahr 1943 stellte nach Robert Steegmann aufgrund der rapide steigenden Häftlingszahl, der sukzessiven Errichtung mehrerer Außenlager sowie der Zuweisung „weitere[r] Funktionen innerhalb des NS-Unterdrückungssystems“ „in mehrfacher Hinsicht einen Wendepunkt in der Geschichte des Konzentrationslagers Natzweiler dar“.6 Die Einweisung in das KZ Natzweiler erfolgte bereits seit September 1942 nicht mehr ausschließlich über andere Konzentrationslager; auch von Gestapo-Stellen, Gefängnissen, Arbeitshäusern und Psychiatrien wurden nun Menschen direkt nach Natzweiler überstellt. Unter den 4809 Neuzugängen im Jahr 1943 befand sich einerseits eine große Zahl polnischer und russischer Inhaftierter; besonders auffällig ist jedoch der starke Anstieg von Häftlingen aus Frankreich, Belgien, den Niederlanden und Norwegen, sogenannte „NN-Häftlinge“, die ab Juni 1943 eintrafen. Dabei handelte es sich um (vermeintliche) Widerstandskämpfer, die gemäß einem Erlass von OKW-Chef Generalfeldmarschall Wilhelm Keitel vom 7. und 12. Dezember 1943 in den besetzten westeuropäischen Ländern bei „Nacht und Nebel“ verhaftet, in Deutschland vor ein Sondergericht gestellt oder in Konzentrationslagern inhaftiert werden sollten. Ziel dieser Anordnung war die „schnelle Vernichtung von Regimegegnern ohne Hinterlassung von Spuren“.7 1943 wurden mindestens 981 „NN-Häftlinge“ nach Natzweiler deportiert, von denen 270 bis Ende Augst 1944 starben.8 Die Zahl der NN-Deportierten stieg im selben Monat auf fast 2500,9 nachdem das SS-Wirtschafts-Verwaltungshauptamt (WVHA) am 20. Mai 1944 an alle Konzentrationslager die Weisung erteilt hatte, „alle NN-Häftlinge germanischer Abstimmung […] in das KL. Natzweiler zu überstellen“.10 Weiter heißt es in der Anordnung:


Diesen Transporten sind auch diejenigen NN-Häftlinge mitzugeben, deren Aufenthalt den Angehörigen, dem Roten Kreuz oder anderen Dienststellen bekannt geworden ist. Hierbei weise ich gleichzeitig darauf hin, daß auf Anfragen über den Verbleib von NN-Häftlingen keinesfalls geantwortet werden darf: „In das KL. Natzweiler überstellt.“ Derartige Anfragen sind grundsätzlich unbearbeitet und ohne Abgabenachricht hier vorzulegen.11



Durch das erklärte Ziel, die Spuren des Verschwindens dieser Häftlinge zu verwischen, galten sie für die SS quasi als vogelfrei und waren in Natzweiler besonderen Schikanen, Schwerstarbeit, Misshandlungen und Tötungen ausgesetzt.12

Besonders brutal war die Behandlung der französischen „NN-Häftlinge“ beim Einsatz im Baukommando „Kartoffelkeller“. Auf dem Vorplatz des Lagergeländes mussten die Häftlinge einen mehrere Meter tiefen Keller von siebzig Meter Länge mit zehn seitlichen Nischen in den harten Felsen schlagen, im Laufschritt Felsbrocken und große Steine über einen steilen Pfad abtransportieren, Loren beladen und verschieben.13 Dabei wurden sie von SS-Männern und Kapos angetrieben und geschlagen; Kommandoführer Horst Ehrmanntraut hetzte seinen Hund auf die Häftlinge.

Noch gefährlicher war die Arbeit in der sogenannten „Todesschlucht“: Oberhalb des Lagers sollten Terrassen angelegt werden, wozu eine Fläche geebnet werden musste und die Steinbrocken unter Schlägen von SS und Kapos mit Schubkarren an eine Böschung transportiert wurden, wo sie den Abhang hinuntergekippt wurden. Bisweilen stießen die Bewacher dabei entkräftete Häftlinge den Abhang hinunter und erschossen sie anschließend wegen „Fluchtversuchs“.14

Andere Häftlinge arbeiteten unterdessen im Steinbruch, in verschiedenen Lagerkommandos, im Dienst der SS oder anderen Kommandos wie z. B. dem „mobilen Kommando“, in dem Häftlinge zur Bombenentschärfung und Trümmerbeseitigung in verschiedenen Städten eingesetzt wurden.

Zwischen März und Oktober 1943 wurden sieben Außenlager links und rechts des Rheins errichtet (Pelters/Peltre, Heppenheim, Ellwangen, Metz, Iffezheim, Rastatt, Sandweier), in die insgesamt 467 Häftlinge überstellt wurden. Die Funktion des Stammlagers änderte sich im Laufe des Jahres dadurch, dass den Arbeiten im Steinbruch, wo bislang die meisten Häftlinge eingesetzt worden waren, nicht mehr oberste Priorität eingeräumt wurde, da sich diese Arbeiten als wenig rentabel für die SS erwiesen und die DESt ihren Schwerpunkt zunehmend auf die weitaus lukrativere Rüstungs- und Luftfahrtindustrie verlagerte. Auf dem Steinbruchgelände entstanden Reparaturwerkstätten für die Junkers Motorenwerke AG; Häftlinge wurden vermehrt zu Reparaturarbeiten eingesetzt und mussten damit beginnen, drei (letztlich nicht fertiggestellte) Tunnel zu bohren, die die Werkstätten vor Luftangriffen schützen sollten.15

Im Zuge einer Kooperation mit der medizinischen Fakultät der Reichsuniversität Straßburg wurden im KZ Natzweiler darüber hinaus ab Ende 1942 pseudowissenschaftliche Experimente an Häftlingen durchgeführt. Organisiert und geleitet wurden diese Menschenversuche vorrangig von den Professoren Otto Bickenbach, Eugen Haagen und vor allem August Hirt.

Der Anatom August Hirt war ein fanatischer Nationalsozialist, der seit 1941 einen Lehrstuhl an der Straßburger Universität inne hatte und eine von drei Abteilungen im Institut für Wehrwissenschaftliche Zweckforschung (IWZ) leitete, welche dem Amt A (Ahnenerbe) in Heinrich Himmlers persönlichem Generalstab angehörte.16 In dieser Funktion stand er unter besonderer Protektion Himmlers, der Hirts anatomische Forschungen förderte, ihn 1942 zum SS-Hauptsturmführer ernannte und in die Waffen-SS aufnahm.17 Ab Ende November 1942 testete Hirt in Natzweiler die Wirkung von Senfgas (Yperit) an etwa 150 Häftlingen, von denen viele schwerste Verletzungen davon trugen; mindestens acht Menschen starben.18

Ebenfalls noch 1942 schlug Hirt Himmler die Erstellung einer anatomischen Sammlung „jüdisch-bolschewistischer Kommissare“ vor, was der Reichsführer-SS ausdrücklich begrüßte.19 Zu diesem Zweck ließ Lagerkommandant Josef Kramer20 bis April 1943 eine Gaskammer in einem Anbau des ehemaligen Hotels Struthof bauen, um nach „rassischen“ Kriterien ausgewählte Häftlinge zu töten. Am 21. Juni 1943 teilte Wolfram Sievers, Chef des Ahnenerbe-Amts, Adolf Eichmann mit, dass im KZ Auschwitz „115 Personen, darunter 79 Juden, zwei Polen, vier Personen aus Zentralasien und 30 Jüdinnen“21 selektiert worden seien, um sie nach Natzweiler zu bringen und Hirts geplanter Schädel- und Skelettsammlung in Straßburg zuzuführen. Anfang August kamen 87 dieser Auschwitz-Häftlinge in Natzweiler an, 86 wurden vergast, eine Frau wurde erschossen, als sie Widerstand leistete.22

Die Gaskammer wurde auch vom Virologen Otto Bickenbach genutzt, der Experimente mit dem Giftgas Phosgen an fünfzig Häftlingen durchführte, von denen die Mehrzahl starb.23 Darüber hinaus führte der international renommierte Bakteriologe und Virologe Eugen Haagen Flecktyphus-, Hepatitis- und Grippeversuche in Natzweiler durch. Steegmann zufolge führten die „stümperhaft ausgeführten Experimente“ 1944 zu einer Typhusepidemie im ganzen Lager.24

Das KZ Natzweiler wurde auch als Hinrichtungsstätte für alliierte Militärangehörige, elsässische Kriegsdienstverweigerer und Résistance-Angehörige, überwiegend aus dem Elsass und Lothringen, genutzt, die nicht im Lager interniert waren. Über 250 Menschen wurden hierzu von Gestapo-Stellen, Gefängnissen oder über das „Sicherungslager“ Schirmeck-Vorbruck nach Natzweiler gebracht. Alleine in der Nacht vom 1. auf den 2. September 1944 wurden 142 Widerstandskämpfer neben dem Krematorium ermordet und umgehend eingeäschert.25

1944 wuchs das Konzentrationslager Natzweiler zu einem großen KZ-Komplex an, der über Dutzende von Außenlagern verfügte, welche jedoch in vielen Fällen eher formal dem Stammlager zugeordnet waren. Die Errichtung neuer Außenlager im Altreich sowie in besetzten und annektierten Gebieten im Nordosten Frankreichs orientierte sich nunmehr ausschließlich an den Bedürfnissen der Rüstungsindustrie. Die Häftlinge dieser Lager wurden in den meisten Fällen von anderen Konzentrationslagern direkt in die Außenlager deportiert, ohne zuvor im Stammlager Natzweiler gewesen zu sein. Im Häftlingsverzeichnis von Natzweiler wurden zwischen März und Ende August über 24 000 Neuzugänge registriert, etwa zwei Drittel davon beziehen sich auf die Außenlager, wo alleine im August 8000 bis 8500 Häftlinge eintrafen.26

Angesichts des Näherrückens der Alliierten und Befürchtungen seitens der SS, das Konzentrationslager könne durch französische Widerstandsgruppen angegriffen werden, wurde in der zweiten Augusthälfte 1944 die Räumung des Lagers vorbereitet. Am 1. September erteilte das SS-Wirtschafts-Verwaltungshauptamt den Räumungsbefehl. Somit wurde das KZ Natzweiler als erstes im Westen gelegenes Stammlager schrittweise aufgelöst. Zu diesem Zeitpunkt waren schätzungsweise noch 6050 Häftlinge im Stammlager.27 Fast zwei Drittel davon stammten aus westeuropäischen Staaten (überwiegend Frankreich), rund 29 Prozent aus Osteuropa und etwa sieben Prozent aus Deutschland. Mehr als 62 Prozent waren „politische“ Häftlinge, 24 Prozent „NN-Inhaftierte“.28

Der Großteil der Häftlinge (ca. 5926 Menschen) wurde bis zum 19. September in das KZ Dachau überstellt, 108 in das elsässische Außenlager Schwindratzheim.29 16 deutschsprachige Häftlinge blieben mit einem Teil des Kommandanturstabs und zwanzig SS-Wachen bis zum Vortag des Eintreffens der US-Armee im November in Natzweiler.

Im Zuge der Auflösung des Stammlagers wurden auch die linksrheinischen Außenlager sukzessive geräumt. Es zählt zu den Besonderheiten des KZ Natzweiler, dass dessen Geschichte nicht mit der Auflösung des Stammlagers endete, sondern das Konzentrationslager als verwaltungstechnischer „Überbau“ für die weiterhin steigende Anzahl von Außenlagern auf dem Papier noch etwa ein halbes Jahr existierte und im Januar 1945 mehr als 22 500 Häftlinge im KZ-Komplex Natzweiler inhaftiert waren.30 „Mit Satelliten, die nun um ein nicht mehr existierendes Stammlager kreisten, verkörperte Natzweiler die Zersplitterung des KL-Systems in seiner Schlussphase.“31 Zwar lässt sich für nahezu alle Stammlager feststellen, dass diese „mehr und mehr riesengroßen Transitzentren“32 ähnelten und sich das Gewichtsverhältnis zwischen Stamm- und Außenlagern zunehmend verschob.33 Auch ging damit vielfach ein beträchtlicher Kontrollverlust der Kommandanturen der Hauptlager einher. Doch waren die Dezentralisierung der Verwaltungsstruktur und die Eigenständigkeit der Außenlager bei keinem KZ-Komplex derart ausgeprägt wie im Falle des „KL Natzweiler“ in dieser letzten Phase des KZ-Systems ab Spätsommer/Herbst 1944. Die Verbindung zwischen dem Hauptlager und den Außenlagern beschränkte sich zusehends auf organisatorische Aspekte; „Natzweiler“ war in den letzten sechs Monaten des Krieges nicht mehr als die Bezeichnung einer Verwaltungseinheit im weit verzweigten System der nationalsozialistischen Konzentrationslager.


Insgesamt lassen sich in der Geschichte des KZ Natzweiler zwei Phasen unterscheiden: eine „klassische“ Periode, in der vor allem die Außenkommandos wirtschaftliche Funktionen erfüllten, und eine besondere Periode, in der kein Stammlager mehr existierte, der Natzweiler-Komplex aber weiterhin Häftlinge aufnahm und sich durch Gründung neuer Kommandos bis April 1945 sogar noch vergrößerte. […] Schon alleine deshalb darf man sich nicht nur auf das Stammlager Natzweiler konzentrieren, sondern muss das gesamte Lagernetz, das verwaltungstechnisch von ihm abhing, betrachten.34



Die bei allen Stammlagern bestand der Kommandanturstab Natzweilers aus fünf Abteilungen (I. Kommandantur/Adjudantur, II. Politische Abteilung, III. Schutzhaftlager, IV. Verwaltung, V. Gesundheitswesen).35 Nach der Räumung des Lagers blieb die Kommandantur bis Mitte November in Natzweiler, bevor sie größtenteils auf verschiedene Orte im heutigen Neckar-Odenwald-Kreis (Nordbaden) verteilt wurde: Die Fahrbereitschaft wurde nach Neunkirchen verlegt, die medizinische Abteilung mit Ausnahme der Sanitätsstaffel wahrscheinlich ins Außenlager Neckarelz, die Verwaltung sowie die Effektenkammer wurden im Schloss Binau untergebracht, die Adjudantur und der Schutzhaftlagerführer (jetzt „ohne Bereich“) bezogen die Räume des Gasthauses „Zum Karpfen“ in Guttenbach.36

Die Frage, ob die Lagerkommandantur durch diese Zersplitterung überhaupt noch in größerem Maße handlungsfähig war, ist umstritten. Christine Glauning spricht von einer „Rumpfkommandantur“37 in Guttenbach, deren Aufgabe einzig in der formalen Verwaltung der Außenlager bestanden habe:


Sie nahm allgemeine Kontroll- und Verwaltungsaufgaben wahr, wickelte die Häftlingstransporte ab, führte die zentrale Häftlingskartei, ordnete Strafen an, kontrollierte den Arbeitseinsatz der Häftlinge und rechnete mit den beteiligten Firmen ab.38



Eine zentrale Steuerung, also eine in sich geschlossene Leitungsinstanz, sei jedoch nicht mehr existent gewesen; zumal wichtige Aufgabenbereiche zumindest temporär an das KZ Dachau abgegeben werden mussten. Von September bis zur Verlegung nach Binau im November war dort die Effektenkammer untergebracht, in Dachau befand sich eine zweite Häftlingskartei, zahlreiche Krankentransporte gingen von den Außenlagern nach Dachau und die von der Wehrmacht zur Lager-SS nach Natzweiler überstellten Wachmänner wurden fortan dort ausgebildet.39 Vor allem aber wurde die als einzige Abteilung dem Reichssicherheitshauptamt (RSHA) unterstehende Politische Abteilung ab September nach Dachau verlegt. Glauning zufolge müsse deshalb ab September/Oktober 1944 eher von einem „Außenlager-Komplex Natzweiler-Dachau“ gesprochen werden.40 Robert Steegmann hingegen sieht die Übernahme von Verwaltungsaufgaben durch das KZ Dachau lediglich als ein zeitlich und räumlich begrenztes Provisorium; der „unerbittliche Verwaltungsapparat“ von Natzweiler habe die Häftlinge weiterhin im Griff gehabt.41 Nichtsdestotrotz bestätigt auch Steegmann den Außenlagern nach der Evakuierung des Stammlagers, spätestens aber ab Februar 1945, eine gewisse Eigenständigkeit.42

Dies lässt sich an drei signifikanten Beispielen zeigen: Zum einen existierte die Medizinische Abteilung (Abteilung V) innerhalb des zentralen Kommandanturstabs nur noch formal. SS-Ärzte wurden in vielen Fällen nicht mehr in die Außenlager überstellt; an Medikamenten, Desinfektions- und Verbandsmaterial bestand ein chronischer Mangel. Die Lagerführer der Außenkommandos waren somit hinsichtlich der medizinischen Versorgung ab Ende 1944 weitgehend auf sich alleine gestellt, was dazu führte, dass vermehrt medizinisch erfahrene Häftlinge oder lokale Ärzte verpflichtet wurden, um die meist kümmerlich ausgestatteten Krankenreviere der Lager zu betreuen und Totenscheine auszustellen.43 Dies hatte zur Folge, dass sich aufgrund der unerträglichen Existenzbedingungen die Krankenzahl in nahezu allen Außenlagern drastisch erhöhte, weshalb Ende November das Außenlager Vaihingen an der Enz zu einer Art „Sterbelager“ mit der euphemistischen Bezeichnung „SS-Kranken- und Erholungslager“ umgewandelt wurde, in das die einzelnen Lagerführer schwerkranke und verwundete Häftlinge überstellten. Die medizinische Infrastruktur war jedoch auch hier absolut unzureichend, sodass die meisten Häftlinge nur rudimentär behandelt werden konnten.

Zweitens wurden bürokratische Angelegenheiten in zunehmendem Maße lokal, das heißt ohne Rücksprache mit der Kommandantur in Guttenbach abgewickelt. Beispielsweise wurde in vielen Außenlagern darauf verzichtet, eigenständig Sterberegister anzulegen; diese Aufgabe wurde in etlichen Fällen an die Standesämter vor Ort übertragen. Dass die Quellenlage hinsichtlich der Transportlisten und anderen Verwaltungsdokumenten aus der Zeit nach der Auflösung des Stammlagers äußerst lückenhaft ist,44 führt Glauning auf „Chaos und Desorganisation“ im Zuge der Evakuierung zurück.45 Besonders deutlich wird dies, so Glauning, an einem dritten Punkt: Die Politische Abteilung (Abteilung II) bildete in allen Stammlagern einen der zentralen Bereiche der Lagerkommandantur und unterstand als einzige Abteilung nicht der IKL, sondern dem RSHA bzw. einer einzigen für das Konzentrationslager und seine Außenlager zuständigen Gestapo-Stelle. Die Politische Abteilung des KZ Natzweiler wurde von September 1944 bis etwa Januar 1945 nach Dachau verlegt, wobei jedoch unklar ist, inwieweit die zentrale Verwaltung dadurch noch aufrechterhalten wurde. Es deutet vieles darauf hin, dass die Aufgaben der Politischen Abteilung zu weiten Teilen von lokalen Gestapo- und Kripo-Stellen übernommen wurden, was sich beispielsweise für die Außenlager Neckarelz und Bisingen eindeutig nachweisen lässt.46 Dass die Politische Abteilung in Dachau dennoch in alle Angelegenheiten, die ihrem Aufgabenbereich zugeordnet waren, eingebunden wurde und diese zentral steuerte, darf daher bezweifelt werden.

Zusammengefasst scheinen diese Prozesse Glaunings Einschätzung zu bestätigen, dass die mit der Evakuierung des Stammlagers einsetzende Zersplitterung der Verwaltungsstruktur als Auflösungserscheinungen der Natzweiler-Kommandantur zu sehen sind, die eine weitgehende Selbstverwaltung der Außenlager zur Folge hatte.


Spätestens mit der Flucht der Lagerverwaltung über Stuttgart in Richtung Süden im Februar 1945 stellt sich die Frage, inwieweit eine Leitungs- und Kontrollinstanz überhaupt noch vorhanden war, oder inwiefern man von einer Quasi-Autonomie der Außenlager sprechen muss.47




2.         Die Außenlager des KZ Natzweiler (1942–1945)

Über die genaue Anzahl der Außenlager des Konzentrationslagers Natzweiler besteht in der Forschung bislang Uneinigkeit. Häufig rekurrieren Überblicksdarstellungen auf veraltete Listen des International Tracing Service (ITS) aus der frühen Nachkriegszeit oder auf die Recherchen von Ernest Gillen aus den 1980er- und 1990er-Jahren. Der 2004 verstorbene ehemalige Vorsitzende des luxemburgischen Comité Directeur du Souvenir de la Résistance, Überlebender der Konzentrationslager Dachau und Natzweiler sowie der Außenlager Wesserling, Neckarelz und Heppenheim, veröffentlichte 1998 einen Beitrag, in dem er insgesamt siebzig mögliche Außenlager, Nebenlager und Außenkommandos aufführt, jedoch ausdrücklich darauf hinweist, dass deren Existenz nicht in allen Fällen nachweisbar sei.48 Steegmann erwähnt ebenfalls die Summe von siebzig Außenlagern,49 führt in einer Übersichtskarte allerdings 73 „Kommandos“ auf, differenziert nach Außenlagern (52 „fest eingerichtete Nebenlager“) und „Arbeitskommandos“ (21).50 In Band 6 (Natzweiler – Groß-Rosen – Stutthof) der von Wolfgang Benz und Barbara Distel herausgegebenen Reihe Der Ort des Terrors wiederum werden 53 Außenlager aufgeführt.51

Diese Diskrepanz lässt sich auf mehrere Gründe zurückführen. Zum einen beinhaltet etwa die von Gillen erarbeitete Aufstellung auch Lager, die seitens der Natzweiler-Kommandantur (oft zusammen mit Rüstungsbetrieben) geplant waren, letztlich aber nicht mehr errichtet bzw. fertiggestellt wurden. Hierzu zählen etwa die beabsichtigten Lager in Mannheim-Waldhof, Neuenbürg (Schwarzwald) und Kirchheim unter Teck sowie auf französischer Seite in Thionville (Diedenhofen),52 Ottange (Ottingen) und Niederbronn-les-Bains. Daneben erwähnt Gillen auch Orte, die von einzelnen Zeitzeugen oder Autoren sowie in frühen Berichten der Suchdienste als mögliche KZ-Standorte genannt wurden, wofür jedoch keinerlei Belege existieren. Häufig sind diese Fehleinschätzungen auf Mutmaßungen und Gerüchte, zum Teil auch auf fehlerhafte Ortsangaben in den Quellen zurückzuführen. In anderen Fällen beruht die Bestimmung als Natzweiler-Außenlager auf einer Verwechslung bzw. falschen Zuordnung, indem Lager für zivile Zwangsarbeiter (z. B. Derdingen) oder Außenlager anderer Lagerkomplexe dem Natzweiler-Komplex zugerechnet werden. In Gillens Beitrag betrifft dies etwa die Lager Kaufering (Dachau-Außenlager), Dernau (Buchenwald) sowie Gaggenau und Sulz am Neckar (Schirmeck).

Weitere Unterschiede in der Zählung ergeben sich dadurch, dass Orte, in denen – parallel oder aufeinanderfolgend – zwei Außenlager oder Unterkünfte bestanden, in manchen Arbeiten als Standort von zwei Lagern behandelt werden, in anderen hingegen als ein einziges Außenlager gezählt werden. Dies betrifft vor allem das KZ Kochem mit seinen beiden Standorten in Treis und Bruttig. Das Hauptproblem scheint jedoch zu sein, dass der Begriff „Außenlager“ recht unterschiedlich interpretiert und verwendet wird. Bisweilen werden die Termini „Außenlager“, „Außenkommando“ und „Kommando“ synonym verwendet, in anderen Fällen wird nur einer dieser Begriffe benutzt, ohne dass deutlich wird, was darunter konkret zu verstehen ist. Gelegentlich geraten so auch „Arbeitskommandos“ in die Aufzählung, wenn nicht trennscharf zwischen Lagern und Arbeitskolonnen differenziert wird. Hinzu kommt, dass sich die Begrifflichkeiten im deutschen und französischen Sprachgebrauch zum Teil unterscheiden. So überschreibt Gillen seine Aufstellung der siebzig Standorte als camps annexes, sous-camps, kommandos extérieurs bzw. „Nebenlager, Außenlager, Außenkommandos“. Steegmann verzichtet weitgehend auf den Terminus „Außenlager“ und benutzt im Französischen nahezu ausschließlich den Begriff kommando extérieur bzw. lediglich kommando;53 analog bezeichnet er in seinen deutschsprachigen Veröffentlichungen die Lager meist als „Außenkommandos“ bzw. „Kommandos“, grenzt dabei aber „Nebenlager“ bzw. „Außenlager“ von „Arbeitskommandos“ ab.

Die Problematik beschränkt sich allerdings nicht auf den KZ-Komplex Natzweiler. Generell hat sich in der Forschung zum nationalsozialistischen KZ-System bisher keine einheitliche Begriffsbestimmung durchgesetzt; meist mangelt es gar am Versuch, den eigenen Untersuchungsgegenstand näher zu definieren. Weitgehende Einigkeit besteht lediglich in der Unterscheidung zwischen den Stammlagern und ihren „Dependancen“ (Benz) bzw. „Satelliten“ (Wachsmann): Letztere unterstanden einem der IKL bzw. der Amtsgruppe D des SS-WVHA unterstellten Hauptlager, wiesen vereinfachte Verwaltungsstrukturen auf, die Zahl der Häftlinge wie auch der Wachmannschaften war in der Regel weitaus geringer als im Stammlager, sie führten kein eigenes Nummernbuch und verfügten über keine eigene Politische Abteilung, und die direkte KZ-Einweisung durch die Gestapo war (von einzelnen Ausnahmen in der Endphase des KZ-Systems abgesehen) ausschließlich in die Stammlager möglich.

Die Außenlager wurden von der SS als „Außenkommandos“ bzw. „Kommandos“ bezeichnet; ab 1943 wurden viele Außenlager unter der euphemistischen Bezeichnung „Arbeitslager der Waffen-SS“ geführt. In der Forschung sowie der Erinnerungsarbeit hat sich weitgehend der Begriff „Außenlager“ durchgesetzt, auch um diese von den Arbeitskommandos zu unterscheiden, das heißt von den Häftlingskolonnen, die temporär, meist tagsüber und außerhalb eines Lagers zur Arbeit eingesetzt wurden, ohne dass dort auch eine Unterbringung erfolgte.54 Benz und Distel beispielsweise verwenden im ersten Band von Der Ort des Terrors, in dem die Organisation des Lagersystems behandelt wird, nahezu ausschließlich den Terminus „Außenlager“, wohingegen der Begriff „Außenkommando“ äußerst selten vorkommt.55 Erstaunlicherweise verzichten die Herausgeber auf eine Definition dieser zentralen Begrifflichkeiten. Ähnlich wie Benz/Distel meidet auch Wachsmann in seinem Standardwerk zum KZ-System die Bezeichnung „Außenkommando“ und schreibt meist von Außenlagern bzw. „Satelliten“.56 Im Bundesentschädigungsgesetz dagegen wird ausschließlich die Bezeichnung „Außenkommando“ verwendet.57 Anders in der 1997 von Wolfgang Benz, Hermann Graml und Hermann Weiß herausgegebenen Enzyklopädie des Nationalsozialismus, wo sich im Beitrag über die Konzentrationslager der Halbsatz findet „[…] bis 1945 waren im Machtbereich des NS-Staates 22 Hauptlager mit 1202 Außenlagern und Außenkommandos entstanden“.58 Für diese unpräzise Formulierung ließen sich Dutzende weitere Beispiele nennen. Der polnische Historiker und KZ-Überlebende Andrzej Kaminski benutzt die Begriffe gar weitgehend synonym:


In Wirklichkeit war ein „Konzentrationslager“ – Buchenwald, Dachau, Groß-Rosen u. a. m. – kein Lager, sondern eine Organisationseinheit des Systems, ein Komplex von Lagern, bestehend aus der Zentrale in Buchenwald, Dachau usw. […] und mehreren (manchmal über hundert) „Außenlagern“, „Kommandos“, offiziell „Arbeitslager“ (AL) genannt.59



Eine vage Differenzierung zwischen Außenkommandos und Außenlagern sieht hingegen der tschechische Historiker und Dachau-Überlebende Stanislav Zámečnik bereits im Sprachgebrauch der SS:


In der Lagerterminologie wurden mit „Außenkommandos“ die Kommandos bezeichnet, die außerhalb des Lagers untergebracht waren. Als Nebenlager oder Außenlager wurde eine verhältnismäßig große Struktur betrachtet, mit einem SS-Lagerführer an der Spitze und Häftlingsfunktionären als Lagerältesten, Blockältesten u. ä.60



Für Zámečnik bilden also die Anzahl der Häftlinge sowie die Ausdifferenzierung der Verwaltungs- und Repressionsstruktur neben dem Ort der Unterbringung die entscheidenden Parameter zur Unterscheidung zwischen Außenlager und -kommando. Ähnlich argumentiert Sabine Schalm in ihrer 2009 erschienenen Studie zu den Außenlagern des KZ Dachau. Das Merkmal der externen Unterbringung greift ihrer Ansicht nach für eine Differenzierung zwischen Lager und Kommando zu kurz, weshalb sie vorschlägt, Dependancen ohne gegliederte Lagerstruktur und Verwaltungsapparat, ohne Arbeitseinsatzbüro, Wäscherei und Revier sowie mit nur einer geringen Zahl von Häftlingen als „Außenkommandos“ zu bezeichnen. In ihrer Studie fallen darunter mit einer Ausnahme alle Dachauer Kommandos mit weniger als 250 Häftlingen, was dazu führt, dass Schalm letztlich neben 94 Außenkommandos nur 46 Dachau-Außenlager zählt, wohingegen in der Forschung sonst meist von 140 bis 152 Außenlagern die Rede ist.61 Marc Buggeln hat darauf hingewiesen, dass diese Unterscheidungskriterien nur bedingt sinnvoll sind, da häufig auch in größeren Außenlagern nur reduzierte Strukturen gegeben waren und andererseits kleinere Lager mit verhältnismäßig umfassender Verwaltungsstruktur bestanden.62

In die gleiche Richtung argumentiert Nikolaus Wachsmann, der wiederum den Aspekt der externen Unterbringung als ausschlaggebendes Definitionskriterium für die KZ-Außenlager betont und auf die unterschiedlichen Erscheinungsformen der Konzentrationslager hinweist:


Es gab kein typisches Außenlager, genauso wie es kein typisches Hauptlager gab. Außenlager kamen in allen Größen vor, von kleinen Arbeitskommandos mit einer Handvoll Häftlingen bis zu riesigen Anlagen, die Tausende fassten. Für bestimmte Projekte errichtet und eng verbunden mit anderen Behörden – der OT, der Wehrmacht, dem Staat und Privatfirmen, – waren die meisten Außenlager entweder Baulager […] oder Produktionslager […]. Doch nicht jedes Außenlager war für Sklavenarbeit eingerichtet; einige dienten hauptsächlich als Stätte für sterbende Häftlinge oder als Wartepferch für Neuankömmlinge aus geräumten KL. Es gab kein gemeinsames Muster. Viele Satelliten ähnelten Stammlagern, mit Holzbaracken[,] umgeben von Stacheldraht. Andere sahen jedoch ganz anders aus. In ihrer Hast, neue KL einzurichten, griffen Behörden auf jede sich bietende Lokalität zurück und zwangen Häftlinge in Ställe, Zelte, Fabrikhallen, Keller, Tanzsäle und ehemalige Kirchen. […] Ab 1944 also wich das architektonische Modell der KL, wie es in den späten Dreißigerjahren entwickelt worden war, einer zufallsbedingten Kollektion von Örtlichkeiten. Vieles zu diesem Zeitpunkt erinnerte an die Entstehung der Lager damals im Jahr 1933. An beiden Ecken des Dritten Reiches wurden seine Terrorlager von Improvisation geprägt. 1933 hatte sich das KL-System noch nicht herausgebildet, 1944 begann es auszufransen.63



Der Autor dieser Studie schließt sich der Argumentation Wachsmanns bezüglich des Unterbringungsorts als Definitionskriterium an und verwendet den Begriff „Kommando“ in Anlehnung an Jens-Christian Wagner64 ausschließlich im Hinblick auf Arbeitskolonnen, die nicht außerhalb eines Lagers untergebracht waren. Da für den KZ-Komplex Natzweiler aufgrund der besonderen Situation ab September 1944 weitere Faktoren zu berücksichtigen sind, orientiert sich die Darstellung der Natzweiler-Außenlager und ihrer Nachgeschichte an folgender Definition:


Außenlager des KZ Natzweiler waren Konzentrationslager, die nicht direkt der „Inspektion der Konzentrationslager“ (IKL) bzw. der Amtsgruppe D des SS-WVHA unterstellt waren, sondern indirekt als „Außenkommandos“ (auch: „Arbeitslager der Waffen-SS“) des „KL Natzweiler“, dem sie organisatorisch und verwaltungstechnisch unterstanden, wobei die Unterbringung der Häftlinge außerhalb des Stammlagers erfolgte. Zu unterscheiden sind die Außenlager somit von Arbeitskommandos, welche nur tageweise außerhalb des Stammlagers oder eines Außenlagers zur Arbeit eingesetzt, aber nicht extern untergebracht waren. In den Außenlagern bestand zudem eine geordnete, wenn auch, verglichen mit dem Stammlager vereinfachte Verwaltungsstruktur der SS. Die Häftlinge der Außenlager wurden zumeist zur Zwangsarbeit – insbesondere für die Kriegswirtschaft – bei der SS und anderen staatlichen Stellen, bei Privatfirmen oder für Projekte der Organisation Todt und der Wehrmacht eingesetzt; andere Außenlager dienten als Krankenlager für den KZ-Komplex Natzweiler bzw. einen bestimmten Außenlager-Komplex. Einige Außenlager verfügten über Nebenlager, die ihrerseits als Außenlager zu zählen sind.

Existierten in einem Ort parallel oder unmittelbar nacheinander zwei oder mehrere Unterbringungsmöglichkeiten für Häftlinge des KZ-Komplexes Natzweiler, so wird in der Regel von einem KZ-Außenlager ausgegangen, sofern die SS diese Lager nicht als unterschiedliche „Außenkommandos“ im Sinne der o. g. Außenlager-Definition kennzeichnete.

Die Verwaltungssitze der SS-Kommandantur nach der Auflösung des Stammlagers werden nicht zu den Außenlagern gerechnet, wenn an diesen Orten keine oder nur eine einstellige Zahl von Häftlingen untergebracht waren.



Ausgehend von dieser Definition geht die vorliegende Studie von insgesamt 54 Außenlagern des KZ Natzweiler aus.65 In Lothringen und dem Elsass wurden insgesamt 13 Außenlager errichtet, die 41 Außenlager im Altreich erstreckten sich über das Moselgebiet, Hessen, Baden, Württemberg und Hohenzollern; von Cochem (nahe Koblenz) und Frankfurt am Main als nördlichste Standorte bis an den Fuß der Schwäbischen Alb im Süden, in östliche Richtung bis Heidenheim und in die Ostalb.

Über die Gesamtzahl der Häftlinge in den Außenlagern lassen sich nur Schätzungen anstellen. Dies liegt sowohl an den lückenhaften Verzeichnissen insbesondere ab September 1944 als auch an den häufigen Häftlingsverschiebungen. Im letzten Kriegsjahr, als die Ausbeutung von KZ-Häftlingen für die Kriegswirtschaft explosionsartig anstieg, fanden dutzendfach Überstellungen von Häftlingen innerhalb des Natzweiler-Komplexes statt. Die Außenlager wurden mit Häftlingen aus dem Stammlager, aus Dachau, Majdanek, Auschwitz, Buchenwald, Groß-Rosen, Sachsenhausen, Flossenbürg, Lublin, Stutthof, Bergen-Belsen und Ravensbrück belegt und je nach Bedarf der Rüstungsunternehmen oder nach Auflösung einzelner Lager zwischen den Außenlagern verschoben. Ein Großteil der Häftlinge, die bis September von Natzweiler ins KZ Dachau gebracht worden waren, wurde kurze Zeit später auf die Außenlager Natzweilers verteilt.66 Deren Zahl stieg nach der Auflösung des Stammlagers weiter an, als die in Osteuropa gelegenen Konzentrationslager schrittweise aufgelöst und die Häftlinge ins Altreich gebracht wurden. 42 der 51 Außenlager wurden zwischen Januar 1944 und März 1945 errichtet, davon allein 15 zwischen September und Dezember 1944. Seit Ende August 1944 existierten in Ebingen/Ebange (Lothringen),67 Geislingen, Walldorf, Geisenheim und Calw auch Frauenkonzentrationslager, in die mindestens 3540 weibliche Häftlinge, überwiegend ungarische und polnische Jüdinnen, aus den Konzentrationslagern Auschwitz, Ravensbrück und Bergen-Belsen verschleppt wurden.68

Steegmann geht davon aus, dass insgesamt zwischen 35 000 und 38 000 Menschen, das heißt mindestens zwei Drittel aller Häftlinge des Natzweiler-Komplexes, ausschließlich in den Außenlagern und zu keinem Zeitpunkt im Stammlager selbst inhaftiert waren.69

Die Existenzbedingungen in den Außenlagern müssen in den meisten Fällen als katastrophal bezeichnet werden; die Lebensmittelversorgung sowie hygienische und medizinische Standards waren nicht selten weitaus schlechter als in den Stammlagern. So litten die Häftlinge vor allem unter ständigem Hunger, Kälte, Läusebefall, den Strapazen der Zwangsarbeit, Misshandlungen durch die SS und Kapos sowie Infektionskrankheiten, die sich rasch zu Epidemien in den Lagern ausbreiten konnten. In den wenigsten Fällen waren medizinische Behandlungsmöglichkeiten in ausreichendem Maße vorhanden. In der Regel verfügte zwar jedes Außenlager über ein Krankenrevier, in dem allerdings meist nur leichte Krankheiten und Verletzungen behandelt werden konnten. Schwerkranke Häftlinge wurden, wenn sie nicht bereits in den Außenlagern dem Sterben überlassen wurden, anfangs nach Natzweiler rücküberführt, später nach Dachau oder in andere Konzentrationslager (Bergen-Belsen, Auschwitz, Buchenwald) abgeschoben. Zwischen November 1944 und März 1945 wurden in 25 Transporten mindestens 2 454 kranke Häftlinge aus 17 Natzweiler-Außenlagern in das „Krankenlager“ Vaihingen gebracht,70 wo etwa ein Drittel bereits im ersten Monat nach der Ankunft im Revier starb. Die durchschnittliche Todesrate der in Vaihingen eintreffenden Transporte lag bei 60,4 Prozent.71

Es ist außerdem davon auszugehen, dass in vielen Fällen kranke Häftlinge in den Außenlagern ermordet wurden. Im Frauen-KZ Walldorf etwa wurden im Oktober 1944 31 kranke Häftlinge in der Nähe des Lagergeländes erschossen.72 In Offenburg verübte die SS im Zuge der Auflösung des Lagers am 12. April 1945 ein grausames Massaker, bei dem 41 marschunfähige Häftlinge im Keller des Kasernengebäudes mit Äxten und Eisenstangen erschlagen sowie an Wasserhähnen erhängt wurden.73
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Der KZ-Komplex Natzweiler.



Steegmann schätzt, dass insgesamt mindestens 19 000 bis 20 000 Häftlinge des gesamten Natzweiler-Komplexes, das heißt etwa vierzig Prozent, im Stammlager und in den Außenlagern, im „Krankenlager“ Vaihingen, auf den „Todesmärschen“ und Evakuierungstransporten starben, davon etwa 85 Prozent außerhalb des Stammlagers.74 Diese Annahme hält einer genaueren Prüfung allerdings nicht stand. Arno Huth hat jüngst die vorliegenden Forschungsarbeiten zu den einzelnen Lagern im KZ-Komplex Natzweiler einschließlich der „Todesmärsche“ ausgewertet und kommt auf eine Gesamtzahl von 12 870 bis 15 000, womit die Sterberate bei 25 bis 29 Prozent lag.75


2.1        Konzentrationslager für SS-eigene Zwecke

Der Arbeitseinsatz von Häftlingen bildete von Beginn an ein zentrales Element des nationalsozialistischen KZ-Systems. Die dahinterstehende Intention sowie der Umfang der Häftlingsarbeit im Jahr 1933 ist jedoch nur begrenzt mit den Entwicklungen ab 1938 und in keiner Weise mit der kriegswirtschaftlichen Ausbeutung der Gefangenen ab Ende 1942 vergleichbar. In den ersten Jahren der NS-Diktatur dienten die Konzentrationslager vor allem dem Zweck der Stabilisierung des Systems, indem die Handlungsfähigkeit der politischen Gegner (insbesondere Kommunisten, Sozialdemokraten und Gewerkschafter) gebrochen und oppositionelle Bewegungen gewaltsam zerschlagen werden sollten. Der Arbeitseinsatz der Häftlinge zielte dabei vor allem auf psychische und physische Belastung, Schikane, Erniedrigung und Einschüchterung ab. Zu einer systematischen Nutzung der Häftlingsarbeit kam es erst ab 1938, als die SS die Konzentrationslager zur Realisierung eigener ökonomischer Interessen nutzte. Vermehrt wurden nun KZ-Häftlinge in SS-eigenen Betrieben, Fabriken und Werkstätten eingesetzt, deren Zahl bis 1942 stark anstieg. Mit der wirtschaftlichen Ausbeutung der Häftlinge bei gleichzeitiger Verschärfung des Terrors standen hierbei zwei gegensätzliche Ziele im Vordergrund:


Die zunehmende Ökonomisierung der KZ-Häftlingsarbeit stellte […] keine improvisierende Reaktion auf die unvorhergesehene Entwicklung des Krieges dar, sondern bildete ein zentrales Element der ökonomischen Konzeption der SS, die sich mit Hilfe der Arbeitskraft der KZ-Insassen eine wirtschaftliche Basis verschaffen wollte. Wie Terror und Zwangsarbeit miteinander zu verbinden waren, daß sich daraus ein wirtschaftlicher Nutzen ergab, unterlag einem Lernprozeß, zunächst innerhalb der SS und ihrer Betriebe, später auch in der Kooperation zwischen der SS und anderen Einrichtungen und Unternehmen.76



Die ersten sieben Natzweiler-Außenlager, die bis Ende 1943 errichtet wurden, standen alle im Dienst der SS. Im elsässischen Obernai (Oberehnheim) ging Mitte Dezember 1942 das erste Außenlager in Betrieb, dessen Insassen zum Aufbau einer SS-Nachrichtenschule eingesetzt wurden. Die 200 überwiegend sowjetischen Häftlinge mussten Baracken und Luftschutzräume bauen, die Kanalisation verlegen, Renovierungsarbeiten leisten und wurden außerdem in der Landwirtschaft sowie zu Instandhaltungsarbeiten in Parkanlagen herangezogen.77 Untergebracht wurden die Häftlinge in einem Pferdestall sowie in einer Gartenhütte des Schlosses Hell. Aufgrund der harten Arbeitsbedingungen war der Krankenstand vor allem 1943 besonders hoch; häufig wurden kranke Häftlinge nach Natzweiler zurückgeschickt und durch andere ersetzt. Steegmann gibt an, dass allein zwischen Dezember 1942 und Ende Mai 1943 74 aus Obernai rücküberstellte Häftlinge im Stammlager starben.

In Lothringen wurden 1943 zwei kleinere Außenlager errichtet. Mitte März wurden fünfzig Häftlinge des Stammlagers im Anbau eines Bauernhofs in Peltre, später in einem Hausanbau im Dorf untergebracht und zu landwirtschaftlichen Arbeiten sowie zur Pferdezucht in der SS-Remonteschule eingesetzt.78 Im Außenlager Metz wurden ab August bis zu 110 Häftlinge beim Ausbau der Kasematten der Festung Goeben (Fort de Queuleu) und anderer Kasernen, zu Küchenarbeiten in einem Hotel sowie zu Bauarbeiten am Flughafen Metz-Frescati herangezogen.79

Ebenso wurden ab Mitte des Jahres 1943 die ersten beiden rechtsrheinischen Außenlager errichtet. Im südhessischen Heppenheim hatte sich bereits im Frühjahr 1942 die SS-eigene Deutsche Versuchsanstalt für Ernährung und Verpflegung (DVA)80 angesiedelt und eine Außenstelle der Heil- und Gewürzkräuterplantage des KZ Dachau gegründet. Bis Dezember 1943 wurden Häftlinge aus Dachau hier unter der Leitung der Firma Trokafa beim „biologisch-dynamischen“ Anbau von Gemüse und Kräutern sowie der Trocknung und Verarbeitung der Ernte für den Armeebedarf eingesetzt. Nach der Rücküberstellung der Häftlinge nach Dachau wurde das Lager im Juni 1943 als Außenlager des KZ Natzweiler wiedereröffnet und bestand mit insgesamt etwa 66 Häftlingen bis März 1945.81 Das erste Natzweiler-Außenlager im ostwürttembergischen Ellwangen existierte von Juni 1943 bis Januar 1944.82 Die bis zu 100 Häftlinge, die überwiegend in der Mühlenbergkaserne untergebracht waren, wurden zum Bau von Gebäuden für das 5. SS-Grenadier-Ersatz-Ausbildungsbataillon eingesetzt. Knapp acht Monate nach der Auflösung des Lagers wurde im September 1944 am Goldrainwald ein neues Natzweiler-Außenlager errichtet (Ellwangen II), in dem etwa 100 bis 150 Häftlinge inhaftiert wurden. Auch sie wurden zum Häuserbau für die SS, darüber hinaus zum Bunker- und Straßenbau, zur Holzkohleproduktion und in einem nahe gelegenen Steinbruch eingesetzt.83 Das Lager existierte bis Anfang April 1945.

Die Häftlinge des KZ Iffezheim, das im Oktober 1943 errichtet wurde, mussten an verschiedenen Orten Zwangsarbeit leisten.84 Der Großteil der insgesamt etwa 200 Inhaftierten wurde in Sandweier der dortigen Dienststelle des Hauptwirtschaftslagers II der Waffen-SS unterstellt und musste Verladearbeiten am Bahnhof Baden-Oos oder Rodungsarbeiten für den Ausbau der Reichsautobahn verrichten; einige wurden auch in der Verwaltung des in Sandweier eingerichteten Nachschubdepots der SS eingesetzt. Indem nach einigen Monaten zusätzlich zu den Häftlingsbaracken an der Iffezheimer Pferderennbahn ein Barackenlager im Sandweierer Oberwald errichtet wurde, entstand dort das Nebenlager KZ Sandweier – wenngleich dies offiziell von der SS nicht als solches geführt wurde, sondern lediglich als Kommando des KZ Iffezheim galt.

Darüber hinaus arbeiteten ab etwa Juni 1944 mindestens 22 Iffezheim-Häftlinge im nahe gelegenen Rastatt. In der dortigen Weinhandlung Müller, welche die Wehrmacht mit Wein und Spirituosen belieferte, musste das Kommando Flaschen sortieren, reinigen, befüllen, verpacken und an den Rastatter Bahnhof transportieren. Da in zwei Schreiben des Iffezheimer Lagerführers SS-Unterscharführer Berlinghof vom November und Dezember 1943 an die Natzweiler-Kommandantur von einem Außenkommando in Rastatt mit einer Belegstärke von 100 Häftlingen die Rede ist, wird in der Forschung verschiedentlich angenommen, dass dort ein separates Außenlager bestanden habe.85 Es ist jedoch davon auszugehen, dass Berlinghof sich hier ungenau auf das Außenlager Iffezheim bezog. Die Existenz eines Außenlagers in Rastatt im Jahr 1943 lässt sich bislang nicht nachweisen.

Außenlager, deren Häftlinge ausschließlich oder überwiegend für die SS arbeiten mussten, wurden 1944 kaum noch errichtet. Auch im Natzweiler-Komplex war dies nur an drei Orten der Fall: Im elsässischen Cernay (Sennheim), 25 Kilometer westlich von Mulhouse, bestand von März bis September ein Außenlager mit bis zu 250 Häftlingen, die zum Kasernenbau für eine SS-Ausbildungsstätte herangezogen wurden. Durch die harten Arbeitsbedingungen sowie die Brutalität der SS-Männer und Kapos kam es zu 25 Todesfällen.86

In Bad Rappenau im Kraichgau übernahm die SS Ende September das leerstehende staatliche Salinengebäude, um dort Evakuierungs- und Beutegut aus Frankreich zu lagern.87 Nachdem anfangs täglich Arbeitskommandos des KZ Neckarelz zu Umbauarbeiten im Gebäude eingesetzt wurden, wurden fünfzig Häftlinge aus dem in Auflösung begriffenen elsässischen Außenlager Wesserling (Urbès) im ehemaligen Bohrgerätemagazin der Saline untergebracht; insgesamt wurden bis zu 150 Häftlinge in das dem KZ Neckarelz als Nebenlager zugeordnete Lager überstellt. Die Häftlinge mussten vor allem die eintreffenden Eisenbahnwaggons entladen, wobei sich unter den Transportgütern auch Maschinenteile aus dem Daimler-Benz Werk Genshagen (bei Berlin) befanden, die im Zuge der Untertageverlagerung nach Obrigheim in Bad Rappenau zwischengelagert wurden. Daneben wurden Häftlinge zu verschiedenen Arbeiten herangezogen: zur Salzgewinnung in der Saline, zur Trümmerbeseitigung und Bombenentschärfung sowie zum Ausheben von Splittergräben und zu einzelnen Bauarbeiten. Darüber hinaus wurden Häftlinge für Ernte- und Reparaturarbeiten an lokale Landwirte, Gewerbetreibende und Privatleute verliehen und zu Rodungsarbeiten für die Gemeinde eingesetzt.

Im Zuge der Auflösung des KZ Oberehnheim als letztem linksrheinischem Außenlager verlegte die SS im November 1944 einen Teil der Nachrichtenschülerinnen zusammen mit zwanzig Häftlingen in den Osten Württembergs nach Heidenheim an der Brenz, wo in den Räumen der ehemaligen Polizeischule eine „SS-Helferinnenschule“ und zugleich das KZ Heidenheim errichtet wurde.88 Die Häftlinge mussten hier alle anfallenden Hilfsarbeiten für die SS (Reparaturen, Reinigungsarbeiten, Schneeräumen, Bäume fällen usw.) verrichten.


2.2        Rüstungsproduktion, Verlagerungs-, Bau- und Sonderprojekte: Die Errichtung und Entwicklung neuer Konzentrationslager 1944/45

Karin Orth gliedert die Entwicklung des nationalsozialistischen KZ-Systems in sechs Phasen,89 wobei das letzte Kriegsjahr die letzte Phase bildete, die von einem explosionsartigen Anstieg neuer Außenlager, der massenhaften Ausbeutung von Häftlingen für die Kriegswirtschaft unter widrigsten Bedingungen sowie mörderischen „Häftlingsverschiebungen“ und Evakuierungsmärschen gekennzeichnet war: „Ende des Jahres 1943 bestanden 186 KZ-Außenlager. Seit dem Winter 1943/44 nahm ihre Zahl rapide zu. Im Juni 1944 gab es mindestens 341, im Januar 1945 mindestens 662.“90 Noch deutlicher zeigt sich diese Entwicklung am rasanten Anstieg der Zahl der in Konzentrationslagern91 und KZ-Außenlagern inhaftierten und zur Zwangsarbeit eingesetzten Menschen: Während sich im März 1942 etwa 70 000 bis 80 000 und im August ca. 224 000 Häftlinge in den Konzentrationslagern befanden, stieg die Zahl der Inhaftierten auf etwa 714 000 im Januar 1945, davon waren rund 203 000 Frauen.92

Die Ausbeutung von KZ-Häftlingen durch Rüstungsunternehmen war bereits seit 1942 ein zentrales Moment der Konzentrationslager und bekam im weiteren Kriegsverlauf oberste Priorität. 1944/45 orientierte sich nicht nur der Arbeitseinsatz der Häftlinge nahezu vollständig an den Bedürfnissen der Rüstungsindustrie, sondern auch die Entstehung neuer Lager, die nun direkt an den Standorten der Unternehmen sowie an geplanten neuen Produktionsstandorten errichtet wurden.

Die Rüstungswirtschaft hatte Anfang 1942, nachdem die Schlacht um Moskau im Januar endgültig verloren und das Scheitern der Blitzkriegstrategie gegen die Sowjetunion nicht mehr zu bestreiten war, damit begonnen, sich auf eine längere Kriegsführung einzustellen. Dem trotz des immensen Einsatzes von zivilen Zwangsarbeitern stetig wachsenden Arbeitskräftemangel in den Rüstungsunternehmen sollte nach Vorstellungen sowohl des Rüstungsministeriums als auch der SS mit der Ausbeutung von KZ-Häftlingen entgegengewirkt und die Produktion dadurch angekurbelt werden.

Die IKL wurde im März 1942 als „Amtsgruppe D“ dem SS-Wirtschafts-Verwaltungshauptamt unter der Leitung von Oswald Pohl unterstellt, der Himmler Ende April seine Vorstellungen zur weiteren Entwicklung des KZ-Systems darlegte:


Der Krieg hat eine sichtbare Strukturveränderung der Konzentrationslager gebracht und ihre Aufgabe hinsichtlich des Häftlingseinsatzes grundlegend geändert. Die Verwahrung von Häftlingen nur aus Sicherheits-, erzieherischen oder vorbeugenden Gründen allein steht nicht mehr im Vordergrund. Das Schwergewicht hat sich nach der wirtschaftlichen Seite hin verlagert. Die Mobilisierung aller Häftlingsarbeitskräfte zunächst für Kriegsaufgaben (Rüstungssteigerung) und später für Friedensaufgaben schiebt sich immer mehr in den Vordergrund.93



Albert Speer, der im Februar die Nachfolge des verstorbenen Fritz Todt als Rüstungsminister angetreten hatte, erwirkte im September die Zustimmung der SS-Führung, KZ-Häftlinge in großem Umfang in der Rüstungsindustrie einzusetzen und neue KZ-Außenlager auch direkt bei den Rüstungsbetrieben zu errichten.94 Himmlers Bestreben, zum Ausgleich für die Bereitstellung der Häftlinge die Rüstungsbetriebe der SS zu unterstellen, scheiterte dagegen am Widerstand der Industrie sowie der Wehrmachtsführung.95 Stattdessen einigten sich Hitler, Himmler und Speer darauf, KZ-Häftlinge gegen Gebühr an die Rüstungsunternehmen zu „vermieten“. Für die SS versprach diese Grundsatzentscheidung vom September 1942 zwar einerseits einen enormen wirtschaftlichen Gewinn, andererseits ging ihre ungeteilte Macht über die KZ-Häftlinge und die Ausbeutung ihrer Arbeitskraft dadurch verloren:


Das SS-Wirtschaftsverwaltungshauptamt entschied zwar weiterhin über die Stellung von KZ-Gefangenen für Wirtschaftseinsätze, doch die Einsatzplanung für die Rüstungsindustrie erfolgte hauptsächlich in Speers Rüstungsministerium.96



In den Konzentrationslagern, deren Insassen für die Industrie arbeiteten, war die SS weiterhin für die Bewachung, Verpflegung, Bekleidung und medizinische Versorgung sowie den An- und Abtransport zu und von den Arbeitsstätten zuständig; die Unternehmen zeichneten für die Bereitstellung von Unterkünften bzw. Geländen, auf denen Baracken errichtet werden konnten, einschließlich der Unterhaltung der Gebäude verantwortlich. Darüber hinaus hatten die Betriebe diverse Gestaltungsspielräume, was die Lebensbedingungen der Häftlinge betraf. So konnten sie etwa durch Verpflegungszulagen, entsprechende Arbeitsbedingungen oder Beheizung der Lagergebäude in erheblichem Maße zur Verbesserung der Existenzbedingungen beitragen, was jedoch nur in Einzelfällen der Fall war. Kaienburg konstatiert, dass die vereinbarte Aufgabenteilung zwischen der SS und der Rüstungsindustrie letztlich bewirkte, dass


die Wirtschaftsbetriebe und Einsatzdienststellen einen weitgehenden Freibrief für den rücksichtslosen Verschleiß der Gesundheit und der Leistungsfähigkeit der Gefangenen erhielten. Für die Erhaltung ihrer Kräfte brauchten kaum Anstrengungen und Aufwendungen unternommen zu werden, da sie bei Arbeitsunfähigkeit gegen neue Häftlinge austauschbar waren.97



Neben dem Häftlingseinsatz in den Rüstungsbetrieben entwickelten sich die Baukommandos unter der Leitung der SS-Bauverwaltung (Amtsgruppe C des WVHA) zum zweiten Schwerpunkt des KZ-Systems. Die Häftlinge der „Baulager“ wurden zum Bau von Bunkern und Befestigungsanlagen, zur Errichtung von Behelfsunterkünften und von Barackenlagern für Zwangsarbeiter, zu Gleisarbeiten oder zur Trümmerbeseitigung nach Bombenangriffen eingesetzt. Ein großer Teil der Häftlinge dieser Lager arbeitete jedoch ebenfalls zum Nutzen der Kriegswirtschaft. Insbesondere 1944 wurde in großem Umfang die (Untertage-)Verlagerung von Rüstungsbetrieben geplant und teilweise realisiert.98 Unter bestialischen Arbeitsbedingungen mussten Häftlinge hierfür Tunnel, Höhlen, Stollen und Gruben freilegen und ausbauen. Die Wichtigkeit, die diesen oftmals wahnwitzigen Projekten seitens der NS-Führung beigemessen wurde, zeigt sich vor allem in der Schaffung verschiedener Krisenstäbe, die eine zentrale Steuerung sowie zügige Durchführung der Bauvorhaben sichern sollten. Da in diesen Projekten meist auch zahlreiche lokale und regionale Planungsinstanzen eingebunden waren, wurde das für den Arbeitseinsatz der KZ-Häftlinge zuständige Amt D II des SS-WVHA nach Kaienburgs Einschätzung „mehr und mehr zu einer nachrangigen, überwiegend mit der praktischen Ausführung befassten Stelle“.99

Die massive Ausbeutung von KZ-Häftlingen zu Bau- und Rüstungszwecken hatte bereits ab 1942/43 die sukzessive Errichtung von immer mehr Außenlagern erfordert. Ihren Höhepunkt erreichte diese Entwicklung im letzten Kriegsjahr, als sich ein engmaschiges Netz von Konzentrationslagern über Deutschland und die besetzten Gebiete zog. Je aussichtsloser der Kriegsverlauf für den NS-Staat wurde, desto mehr Anstrengungen wurden unternommen, um die Rüstungsproduktion in Gang zu halten und die bevorstehende Niederlage doch noch abwenden zu können. Selbst die ideologisch begründete Grundsatzentscheidung der NS-Politik, keine jüdischen KZ-Häftlinge zu Arbeiten im Reichsgebiet einzusetzen, wurde 1944 zugunsten der Kriegswirtschaft aufgegeben. War in den vorangegangen Jahren alles daran gesetzt worden, Juden aus Deutschland und den besetzten westeuropäischen Gebieten in den Osten zu deportieren (was weitgehend auch die Häftlinge der Konzentrationslager betraf), wurden 1944 Zehntausende Juden aus den in Polen gelegenen Lagern als Arbeitssklaven in die Konzentrationslager im Reich gebracht. Wachsmann konstatiert:


Zum ersten Mal seit Ende 1938 waren jüdische Häftlinge wieder im KL-System insgesamt stark präsent, denn etliche Lagerkomplexe, die seit 1942 so gut wie keine Juden mehr inhaftiert hatten, füllten sich schnell.100




Konzentrationslager für die Luftrüstung: Der „Jägerstab“ und die Untertageverlagerung von Produktionsstätten

Bereits Ende 1942 regte Speer an, von Luftangriffen bedrohte kriegswichtige Produktionsstätten östlich der Linie Stettin–Berlin–München westwärts zu verlagern. Die zentrale Steuerung dieser zunächst nur vereinzelt durchgeführten Maßnahmen übertrug Hitler im Juni 1943 Speers Rüstungsministerium.101 Mit der Zunahme der alliierten Luftangriffe und der gezielten Bombardierung von Rüstungsstandorten im Reichsgebiet wurden diese Verlagerungen jedoch obsolet. Immer mehr Betriebe wurden zerstört, zugleich musste die Rüstungsindustrie aufgrund der alliierten Vorherrschaft über den deutschen Luftraum auf die Produktion von Abwehrwaffen umgestellt werden. Als die amerikanische und britische Luftwaffe im Februar 1944 während der sogenannten big week 9800 Einsätze gegen deutsche Produktionsstandorte flogen, erreichten die Schäden „ein solches Ausmaß, daß die deutsche Luftwaffe bei gleichbleibender Entwicklung ausgeschaltet worden wäre“.102 Besonders betroffen war dabei die Jagdflugzeugproduktion. Nach zweiwöchiger Planung und diversen Kompetenzstreitigkeiten zwischen Rüstungs- und Luftfahrtministerium ordnete Speer am 1. März als Sofortmaßnahme die Gründung eines Krisenstabs („Jägerstab“) an, was Hermann Göring mit Erlass vom 4. März bestätigte.103 Dieser Jägerstab, der bis Ende Juli bestand, bevor er von dem umfassenderen „Rüstungsstab“ abgelöst wurde, stand formal unter der Leitung von Speer und Generalluftzeugmeister Erhard Milch, wurde allerdings de facto maßgeblich von dem zum Stabschef ernannten Amtsleiter des Rüstungsministeriums Karl-Otto Saur geleitet. Zudem waren Rüstungsbetriebe wie Junkers, Messerschmitt, AEG, Heinkel, Daimler-Benz und BMW in die Planungen des Stabs eingebunden.104 Als Vertreter des SS-WVHA war Hans Kammler, Chef der Amtsgruppe C (Bauwesen) im Jägerstab für „Sonderbauaufträge“ zuständig. Das Ziel des Stabs – die rasche Wiederherstellung der Jagdflugzeugproduktion – sollte einerseits durch den umgehenden Wiederaufbau beschädigter Werke erreicht werden. Zum anderen sollte der Großteil der Produktionsstätten zum Schutz vor weiteren Bombenangriffen zügig untertage verlegt werden. Die völlig unrealistischen Planungen des Jägerstabs sahen bis Jahresende die Schaffung von drei Millionen Quadratmetern unterirdischer Produktionsstätten vor.105 „Je näher das Dritte Reich der Niederlage rückte, desto monströser wurden diese Pläne hinsichtlich ihrer Größe und Baugeschwindigkeit und ihres Preises an Menschenleben.“106

Von den etwa 170 geplanten Verlagerungsprojekten wurden zwanzig der SS zugeteilt, die sodann auch für die organisatorische Leitung der ihr übertragenen Projekte verantwortlich war. Die SS maß diesen Bauaufträgen hohe Priorität bei; Kammler sah sie als Prestigeobjekte der SS, die unter den gesamten Jägerstabs-Vorhaben zu Vorzeigeobjekten avancieren sollten.107 In Bergwerken, Stollen, Bahntunneln und Steinbrüchen sollten hierfür Produktionsstandorte mit Fabrikationsflächen zwischen 5000 und 50 000 Quadratmeter entstehen.108 Unterteilt wurden diese Vorhaben in zehn „A-Projekte“, die aufgrund bereits vorhandener Untertageräume bald realisiert werden sollten, und zehn „B-Projekte“, für die zunächst geeignete Räume geschaffen werden mussten und daher eine längere Bauzeit vorgesehen war.109

Zur Realisierung der Verlagerungsprojekte A7 bis A10 errichtete die SS ab März 1944 mehrere Konzentrationslager in Südwestdeutschland und dem Elsass, die dem KZ Natzweiler als Außenlager zugeordnet wurden. Das KZ Markirch110 (Sainte-Marie-aux-Mines) wurde zur Umsetzung des Verlagerungsprojekts A 9 errichtet, um den stillgelegten Eisenbahntunnel zwischen dem elsässischen Sainte-Marie-aux-Mines und Saint-Dié im besetzten Frankreich für die Verlagerung des Allacher BMW-Werks auszubauen. Die Häftlinge mussten hierfür schwere Erd- und Betonierarbeiten verrichten. Im Juni wurde in der Nähe des Bahnhofs ein zweites Lager errichtet, in dem Häftlinge untergebracht wurden, die in der Rüstungsproduktion für BMW (Tarnbezeichnung: „Elsässische Spezial Großkellerei“) eingesetzt wurden. In mehreren Transporten wurden bis zu 2267 Häftlinge, überwiegend „politische“ Gefangene aus Italien, der Sowjetunion und Jugoslawien aus dem KZ Dachau sowie dessen Außenlager München-Allach in die beiden Natzweiler-Außenlager verschleppt. Bis zur Evakuierung des Lagers im September starben mindestens 184 Häftlinge aufgrund der harten Arbeits- und Lebensbedingungen. Die von BMW bereits angelieferten Maschinen wurden nach Allach zurückgeschickt; die Produktion im Tunnel wurde letztlich nie begonnen.

In derselben Zeitspanne existierte auch das KZ Kochem.111 Es bestand ebenfalls aus zwei Lagern, die sich an den beiden Enden eines rund drei Kilometer langen alten Eisenbahntunnels zwischen den Ortschaften Bruttig und Treis (heute Treis-Karden und Bruttig-Fankel), etwa 45 Kilometer südwestlich von Koblenz, befanden. Als Jägerstabsprojekt A 7 (Deckname „Zeisig“) sollte das Bosch-Flugzeugmotorenwerk Stuttgart-Feuerbach in den Tunnel verlagert werden; bis zu 2300 KZ-Häftlinge aus mindestens zwölf Nationen wurden hierfür ausgebeutet.112 Am 10. März 1944 wurden die ersten 300 Häftlinge, überwiegend französische „NN-Häftlinge“, aus Natzweiler in die Region gebracht. Da die Errichtung des Konzentrationslagers äußerst überstürzt beschlossen worden war und noch kein Barackenlager bestand, wurden die Häftlinge auf das Gebäude einer Gaststätte am Treiser Moselufer sowie ein Hotel am Dorfrand von Bruttig aufgeteilt und in den Tanzsälen und Kegelbahnanlagen untergebracht.113 Ein Teil der Häftlinge musste am Folgetag mit der Errichtung der Barackenlager beginnen und Verladearbeiten auf den Bahnhöfen in Cochem und Karden verrichten; der andere Teil arbeitete unter widrigsten Umständen an der Instandsetzung des Tunnels: „Sie fanden ein völlig verwahrlostes, riesiges Erdloch vor, das sie von Mist und Schlamm räumen mussten, den Überresten einer Champignonzucht, die bis Anfang der vierziger Jahre betrieben worden war.“114 Durch den dunklen Tunnel wehte stets ein eisiger Luftzug und das Wasser stand den Häftlingen bis zu den Knien; zudem war die Luft durch Ammoniak- und Benzinausdünstungen verschmutzt.115 In den folgenden Monaten mussten die Zugangswege ausgebaut, Schutt verladen, eine Kanalisation angelegt und Schienen verlegt sowie der Boden eingeebnet und betoniert werden.116

Ende März/Anfang April siedelten die Häftlinge aus den provisorischen Unterkünften in die Barackenlager auf den Bahndämmen an den Tunnelenden, im Volksmund „auf der Kipp“ genannt, um. Bereits am 6. April erhöhte sich der Häftlingsbestand um 700 Polen und Russen aus dem KZ Majdanek.117 Die Häftlinge des ersten Transports wurden dagegen bereits wenige Tage später nach Natzweiler rücküberstellt, nachdem die dortige Kommandantur bemerkt hatte, dass die Gefangenen aufgrund der besonderen Bestimmungen für „NN-Häftlinge“ das Stammlager gar nicht hätten verlassen dürfen.118 In den vier Wochen ihrer KZ-Haft in Bruttig und Treis waren bereits vierzig französische Häftlinge gestorben.119

Anfang Mai wurden 850 polnische und russische Häftlinge aus dem KZ Auschwitz nach Bruttig/Treis deportiert. Bis Ende Juni kamen in mehreren Transporten weitere Häftlinge aus den Lagern Buchenwald und Natzweiler hinzu. Kranke, das heißt nicht mehr arbeitsfähige Häftlinge, wurden hingegen in das Stammlager abgeschoben.

Das KZ Kochem wurde am 15. September 1944 aufgelöst, die zu diesem Zeitpunkt 1085 Häftlinge in das KZ Ellrich im Südharz, ein Außenlager des KZ Mittelbau-Dora, gebracht.120 Insgesamt starben laut den Sterberegistern mindestens 94 Häftlinge innerhalb der sechs Monate des Lagerbestehens in Bruttig und Treis; in den Rastatter Prozessen 1947 gingen die Richter jedoch von einer weitaus höheren Todeszahl aus.121

Unter dem Decknamen „Goldfisch“ begannen im März 1944 die Bauarbeiten zur Untertageverlagerung des Daimler-Benz-Flugzeugmotorenwerks Genshagen (bei Berlin) in die Gipsgrube „Friede“ in Obrigheim, etwa 40 Kilometer östlich von Heidelberg (Projekt A 8).122 Es war das zweitgrößte Verlagerungsprojekt im Reich und wurde somit zu einem Prestigeprojekt für die SS.123 Mit den KZ-Außenlagern Neckarelz I und II, Neckargerach, Asbach und Neckarbischofsheim entstand hierfür ein Komplex von Lagern, das bis kurz vor Kriegsende bestand.

Tobias Markowitsch und Kattrin Zwick unterteilen die Entwicklung der „Neckarlager“ in drei Phasen: In der ersten Phase von März bis Mai 1944 sollte die Grube „Friede“ für die Verlagerung nutzbar gemacht und mit dem Bau zweier Kesselhäuser begonnen werden. Die vorhandene Fläche des Stollens musste von den Häftlingen betoniert und erweitert werden, die


Stolleneingänge sollten für die Zufahrt von Lkw tauglich gemacht, der Abraum aus dem Stollen geschafft, Kabel für die Elektrik verlegt und Fundamente für die zu verlagernden Maschinen hergestellt werden. Die für den Beton benötigten täglich angelieferten Kiesmengen mussten die Häftlinge von Schiffen abladen und vom Neckarufer zum Stollen hinauf transportieren.124



Die ersten 500 Häftlinge wurden aus dem KZ Dachau nach Neckarelz (heute ein Stadtteil von Mosbach) gebracht und ab dem 16. März im Gebäude der Volksschule, wenige Hundert Meter vom Bahnhof und zwei Kilometer vom Obrigheimer Stollen entfernt, untergebracht.125 In den folgenden Monaten wurden zudem Baracken auf dem Schulhof errichtet, die ab Mai überwiegend als Krankenrevier dienten.

Da die Nutzbarmachung des Stollens nicht so zügig voranging, wie von Daimler-Benz und der SS ursprünglich angenommen, wurde ab dem 27. April zwölf Kilometer nördlich von Neckarelz ein Nebenlager auf dem Gelände eines ehemaligen Reichsarbeitsdienstlagers in Neckargerach errichtet, in dem 900 Häftlinge aus dem Konzentrationslager Groß-Rosen untergebracht wurden.126 Das Lager verfügte über eine direkte Bahnanbindung, sodass die Häftlinge direkt zum Stollen nach Obrigheim gefahren werden konnten; etwa die Hälfte der Häftlinge musste jedoch in der Anfangszeit die stark verfallenen Baracken wieder herrichten und die Infrastruktur des Lagers aufbauen. Im Mai wurden weitere 600 Häftlinge aus dem KZ Sachsenhausen auf die beiden Lager Neckarelz und Neckargerach verteilt, sodass im KZ Neckargerach zu diesem Zeitpunkt bereits über 1200 Menschen untergebracht waren.127

In der zweiten Phase (Mai bis Oktober 1944) wurde das KZ Neckarelz um weitere Nebenlager erweitert, zugleich erweiterte sich der Umfang des Häftlingseinsatzes. Am 26. Juni kamen die ersten Maschinen aus Genshagen in Neckarelz an, die von den Häftlingen entladen werden mussten.128 Um weitere Häftlinge für die Arbeiten im Stollen in die Region bringen zu können, ließ die SS ab Anfang Juli von etwa 300 Häftlingen des KZ Neckargerach in Neckarelz ein Barackenlager in unmittelbarer Nähe des Alten Bahnhofs errichten. Am 23. Juli wurde das Lager Neckarelz II mit 1000 Häftlingen aus dem KZ Dachau belegt, die zum einen das Lager bis September erweitern sollten, zum anderen im Obrigheimer Stollen eingesetzt wurden.129 Zugleich wurden vermehrt Häftlinge zum Barackenbau an anderen Orten eingesetzt: zum Bau eines „SS-Strafgefangenenlagers“ in Mosbach; eines Lagers in Neckarelz, in dem italienische Militärinternierte als Zwangsarbeiter für Daimler-Benz untergebracht werden sollten, sowie zur Errichtung von zwei geplanten Zwangsarbeiterlagern des Werks in Asbach und Neckarbischofsheim.130 Mit dem Bau der beiden Letztgenannten wurde am 14. September begonnen. Das Lager in Asbach (rund acht Kilometer westlich von Neckarelz) sollte auf einer Waldfläche außerhalb der Ortschaft an der Gemarkungsgrenze zur Gemeinde Daudenzell errichtet werden und war für 1400 Zwangsarbeiter vorgesehen, die für die Firmen „Goldfisch“ (Daimler-Benz) und „Kormoran“ (Tarnname der geplanten Untertageverlagerung der Mannheimer Elektrofirma Frankel und Kirchner) arbeiten sollten.131 Für das Lager Neckarbischofsheim (15 Kilometer westlich von Neckarelz) wurde ein abgelegenes Grundstück am Schwarzbach an der Gemarkungsgrenze zu Waibstadt ausgewählt.132 Nach Fertigstellung der ersten Baracken wurden jeweils bis zu 150 Häftlinge dort untergebracht, um den täglichen Transport aus Neckarelz bzw. Neckargerach einzusparen. In Asbach und Neckarbischofsheim waren somit aus den Barackenbaukommandos weitere Nebenlager des KZ Neckarelz entstanden.133

Während in der Grube „Friede“ ab September schrittweise mit der Produktion begonnen wurde, ordnete der SS-Führungsstab A 8 auf Drängen von Daimler-Benz zusätzlich den Ausbau der angrenzenden Grube „Ernst“ an, um Teile der Werke Sindelfingen und Dubnica (Slowakei) hierher zu verlagern (Projekt A 8b, Deckname „Brasse“).134 In dieser letzten Phase des Neckarlagerkomplexes vom Oktober 1944 bis März 1945 waren die Häftlinge also in zahlreichen verschiedenen Arbeitsbereichen eingesetzt: zum Ausbau der Stollen und teilweise in der Produktion, zum Barackenbau, zu Verladearbeiten, zur Trümmerbeseitigung, aber auch zu Produktions-, Reparatur- und Erntearbeiten bei lokalen Firmen und Privatpersonen.135 Das KZ Neckarelz II entwickelte sich zu dieser Zeit zum größten Lager der Region, mit einem Belegungshöchststand von etwa 1400 Häftlingen im März 1945.136 Zurückzuführen ist dies unter anderem auf den Funktionswandel des Lagers Neckargerach zum Krankenrevier, nachdem die Zahl kranker Häftlinge aufgrund der Mangelernährung, der hygienischen Missstände und den allgemein brutalen Lebensbedingungen in allen Neckarlagern stark angestiegen war. So wurden vermehrt kranke Häftlinge nach Neckargerach gebracht und arbeitsfähige Häftlinge von dort auf die Lager Neckarelz I und II verteilt.137

Insgesamt wurden 5000 bis 5500 Menschen aus über zwanzig Nationen in das KZ Neckarelz und seine Nebenlager verschleppt, wobei Franzosen, Polen und Russen die größten Häftlingsgruppen bildeten.138 Allein im KZ Neckargerach kamen etwa 146 Häftlinge zu Tode; insgesamt starben in den Neckarlagern mindestens 276 Häftlinge,139 die anfangs im Heidelberger Krematorium verbrannt und auf dem Friedhof in Heidelberg-Kirchheim beigesetzt wurden.140 Ab Herbst 1944 wurden die Toten in Massengräbern auf dem jüdischen Friedhof in Binau beigesetzt.141

Ende März 1945 wurden die Neckarlager aufgrund zunehmender Luftangriffe aufgelöst.142 Ein Teil der gehfähigen Häftlinge musste zu Fuß den Weg in das KZ Dachau zurücklegen, wo am 27. April etwa 400 Häftlinge ankamen. Ein weiterer Teil der gehfähigen Häftlinge musste zusammen mit Gefangenen aus den Lagern Mannheim-Sandhofen, Bensheim-Auerbach und Heppenheim ab dem 28. März über Öhringen und Kupferzell nach Schwäbisch Hall marschieren, wo sie am 31. März in Güterwaggons verladen und nach Dachau gefahren wurden.143 Zudem wurden Häftlinge aus Neckarelz mit Gefangenen aus anderen Lagern von Neckarelz aus in Güterwaggons nach Dachau gebracht. Etwa 800 gehunfähige Häftlinge der Neckarlager sollten ebenfalls ab Neckarelz mit dem Zug nach Dachau gefahren werden; der Transport kam jedoch bei Osterburken aufgrund von Frontkämpfen zum Stehen und die Wachmannschaften flüchteten, sodass sich die Häftlinge am 2. April 1945 selbst befreien konnten und schließlich auf amerikanische Truppen stießen.144 Forschungen der Gedenkstätte Neckarelz ergaben, dass während der Evakuierungsmärsche und -transporte sowie in den Wochen unmittelbar nach der Befreiung mindestens 101 Häftlinge der Neckarlager starben.145

Auch das KZ Wesserling,146 nahe Thann in den Südvogesen gelegen, war ein Jägerstabsprojekt der SS (A 10, Deckname „Kranich“), das die Verlagerung der Flugzeugmotorenproduktion der Daimler-Benz-Werke Colmar und Sindelfingen in den Eisenbahntunnel zwischen Urbès und Bussang vorsah. Insgesamt wurden mindestens 1700 größtenteils osteuropäische Häftlinge aus den Konzentrationslagern Dachau, Flossenbürg, Auschwitz sowie über das Stammlager Natzweiler aus Majdanek nach Wesserling verschleppt. Die Inhaftierten mussten im Tunnel Zufahrtswege bauen, Belüftungsanlagen installieren, Strom verlegen sowie Verladearbeiten am Bahnhof von Urbès verrichten. Ende August konnte die Produktion untertage aufgenommen werden. Hierfür wurde das Außenlager Colmar in Urbès errichtet – ein weiteres verwaltungstechnisches Kuriosum im KZ-Komplex Natzweiler:147 Mitte bzw. Ende August waren 465 jüdische Häftlinge aus dem Daimler-Benz-Werk Reichshof (Rzeszów, Polen) über Plaszow, Wieliczka, Auschwitz und Flossenbürg in einen Außenbezirk von Colmar gebracht und in einem kleinen, notdürftig errichteten Barackenlager einquartiert worden, das möglicherweise von Beginn an nur als Provisorium gedacht war. Nach ein oder zwei Wochen wurden diese Häftlinge – samt Maschinen aus dem Benz-Werk Reichshof – nach Urbès/Wesserling gebracht, wo sie in Block 3, separiert von den anderen Häftlingen des bestehenden Lagers, untergebracht wurden. Eine offizielle Überstellung in das Außenlager Wesserling erfolgte damit jedoch nicht. Die Kommandantur des KZ Natzweiler führte das Kommando auch weiterhin als eigenes Außenlager mit der Bezeichnung „Daimler-Benz A 10“ bzw. „Colmar“.

Aufgrund des Näherrückens der Westfront wurde allerdings kurz darauf bereits mit der Evakuierung der beiden Lager sowie der Produktionsstätte begonnen. Die meisten Häftlinge, die sich zu diesem Zeitpunkt noch in Wesserling befanden, wurden in die Neckarlager verbracht, ein anderer Teil in das Außenlager Schwindratzheim. Die jüdischen Häftlinge wurden Mitte Oktober nach Sachsenhausen deportiert.

Das nur kurze Zeit bestehende Außenlager Schwindratzheim, rund 30 Kilometer nordwestlich von Straßburg gelegen, war mit einiger Wahrscheinlichkeit ebenfalls ein Bau- bzw. Verlagerungsprojekt der SS, das noch im Rahmen des Jägerstabs geplant wurde. Hierauf lässt der Tarnname „A 11“ schließen, wenngleich der Jägerstab bereits aufgelöst war, als das Konzentrationslager errichtet wurde. Nach der Bombardierung der Straßburger Junkers-Werke im Mai 1944 sollte ein Teil der Fertigung in einen Kalksteinbruch in Schwindratzheim verlagert und ein Tunnel für die Produktion gegraben werden.148 Ab Ende August wurden ca. 600 Häftlinge aus den Außenlagern Metz und Wesserling in einer Kalkmühle untergebracht und zu Arbeiten im Steinbruch eingesetzt. Bereits nach drei bis vier Wochen wurde das Konzentrationslager aufgrund des Näherrückens der Alliierten gemeinsam mit dem Stammlager und den anderen linksrheinischen Außenlagern aufgelöst und die Häftlinge in das Außenlager Neckargartach verlegt.

Diejenigen Jägerstabsprojekte, die nicht dem Kammler-Stab der SS unterstellt wurden, standen entweder unter der Regie der Rüstungsbetriebe selbst, des Amts Bau oder – und dies betraf die meisten der geplanten Maßnahmen – der Organisation Todt (OT). Diese war 1938 für den Bau des Westwalls und anderer militärischer Anlagen gegründet worden und wurde bis 1942 von Fritz Todt, dem Generalinspekteur für das deutsche Straßenwesen und Generalbevollmächtigten für die Regelung der Bauwirtschaft geleitet. Ab 1940 unterstand die OT dem Reichsministerium für Bewaffnung und Munition (später Reichsministerium für Rüstung und Kriegsproduktion, RMRK). Die militärisch organisierte Organisation entwickelte sich im Laufe des Krieges zur größten Bauorganisation des NS-Staates, der schließlich alle militärischen Bauaufgaben unterstellt wurden. Über eine Million Zwangsarbeiter, Kriegsgefangene und KZ-Häftlinge wurden auf den Baustellen der OT ausgebeutet. Bergmann charakterisiert die Organisation Todt als eine der bedeutendsten Sonderorganisationen des NS-Staates.149

Unter dem Tarnnamen „Reiher“ setzte die OT in Leonberg bei Stuttgart ab März 1944 ca. 500 polnische und sowjetische Zwangsarbeiter ein, um den Reichsautobahntunnel unter dem Engelberg für die Verlagerung eines Teils des Augsburger Messerschmitt-Werks umzubauen.150 Die Tragflächen des als „Wunderwaffe“ propagierten Düsenjägers Me 262 sollten fortan hauptsächlich in Leonberg untertage gefertigt werden. Ab April wurden auch KZ-Häftlinge eingesetzt und ein Außenlager mit anfangs etwa 650 Inhaftierten unweit der Baustelle errichtet. Die Häftlinge mussten unter anderem die beiden Tunnelröhren ausbauen und mit einem Querstollen verbinden sowie eine drei Kilometer lange Wasserleitung bergauf zum Tunnel verlegen. Im Juli wurde mit der Produktion für Messerschmitt (Tarnname „Presswerk Leonberg“) begonnen. Neben der Fließbandfertigung im Engelbergtunnel wurden die Häftlinge an verschiedenen Standorten der Firma in Leonberg eingesetzt; darüber hinaus zu Verladearbeiten, zum Bau von Luftschutzstollen, zur Trümmerbeseitigung und vereinzelt auch in der Landwirtschaft. Durch die stetig steigende Häftlingszahl mit Beginn der Produktion war das aus acht Holzbaracken bestehende Konzentrationslager schnell überbelegt; im November waren dort bereits 1700 Häftlinge untergebracht. Ab Dezember wurde daher ein zweites Lager mit drei zweistöckigen betonierten Häusern errichtet. Bis Ende Januar 1945 waren in beiden Lagern zusammen etwa 3200 Menschen aus 24 Nationen inhaftiert.151 Die Häftlinge des KZ Leonberg waren aus den Konzentrationslagern Dachau, Sachsenhausen, Auschwitz und Flossenbürg überstellt worden, ein Viertel der Inhaftierten waren Juden.

Die hygienischen Zustände im Lager sowie auf den Baustellen im Tunnel waren katastrophal, da erst nach neun Monaten Leitungswasser zur Verfügung stand und eine Abwasserleitung nur rudimentär vorhanden war.152 Das Gewerbeaufsichtsamt reklamierte nach einer Besichtigung der Baustelle in einem Schreiben an Messerschmitt vom 22. November 1944:


Ganz und gar unhaltbar sind die Verhältnisse in den KZ-Aborten in- und außerhalb des Tunnels. Bis zu den Knöcheln watet man im Kot und in breiter Fläche ergießt sich das Urin-Kotgemisch über den Hang. […] Bei diesen Zuständen halten wir eine Epidemie, die die ganze Fabrikation in Frage stellen kann, nicht für ausgeschlossen.153



In der Tat brach im Dezember eine Fleckfieber- und Typhusepidemie im Lager aus, die zu einem rasanten Anstieg der Todeszahl führte. Erkrankte Häftlinge wurden nach Bergen-Belsen und Vaihingen an der Enz abgeschoben.154 Im KZ Leonberg starben mindestens 389 Häftlinge. Kurz vor dem Einmarsch französischer Truppen wurde das Lager im April 1945 aufgelöst; die verbliebenen 2700 Häftlinge wurden auf „Todesmärsche“ Richtung Dachau geschickt, kranke und verletzte Häftlinge in Zügen abtransportiert.

Die Organisation Todt war auch für die vom Jägerstab beschlossenen Bauprojekte in Vaihingen an der Enz, Neckargartach, Kochendorf und Wasseralfingen zuständig und leitete diese Baustellen unter dem Decknamen „Kiebitz“ von Heilbronn aus. An allen vier Standorten wurden ebenfalls Natzweiler-Außenlager errichtet.

In Vaihingen an der Enz, rund 25 Kilometer nordwestlich von Stuttgart gelegen, sollte in einem Steinbruch ein Großbunker gebaut werden, in dem die Produktion von Einzelteilen für die Me 262 vorgesehen war (Tarnname „Stoffel“).155 Ab April 1944 entstand ein riesiges Baugelände, auf dem über 800 sowjetische Zwangsarbeiter für die OT und lokale Baufirmen arbeiten mussten. Da diese Arbeitskräfte für das geplante Mammutprojekt in keiner Weise ausreichten, wurde im August etwa ein Kilometer vom Steinbruch entfernt im Glattbachtal an der Enz ein Konzentrationslager errichtet, das von der SS „Wiesengrund“ genannt wurde. Belegt wurde es mit 2189 jüdischen Häftlingen aus dem KZ Auschwitz. Die überwiegend polnischen Häftlinge waren kurz zuvor aus dem Majdanek-Außenlager Radom nach Auschwitz deportiert worden.156 In Vaihingen wurden sie bis Ende Oktober zum Ausbau des Steinbruchs eingesetzt; aufgrund zunehmender alliierter Bombardements wurde das Bauprojekt dann jedoch abgebrochen. Die Inhaftierten mussten schließlich Aufräumarbeiten auf der Baustelle leisten und wurden wie bereits vor der Einstellung des Verlagerungsprojekts zu verschiedenen Arbeiten in der Stadt, beispielsweise zum Bau von Luftschutzanlagen, aber auch in einer Gerberei sowie dem Materiallager der OT und auf einem nahe gelegenen Gutshof herangezogen. Bis Ende Oktober starben zehn Häftlinge. Der Großteil des Kommandos wurde anschließend in die Außenlager Hessental, Dautmergen, Bisingen und Unterriexingen überstellt; Mitte November zählte das KZ Vaihingen noch 259 bis 378 Häftlinge des Transports aus Auschwitz,157 von denen 178 als nicht mehr arbeitsfähig galten. Am 10. November wurden 500 kranke Häftlinge aus den Natzweiler-Außenlagern des „Wüste“-Projekts am Fuß der Schwäbischen Alb nach Vaihingen verlegt, ab 1. Dezember wurde das Lager offiziell als „SS-Kranken- und Erholungslager“ geführt, in das bis Kriegsende 2454 kranke männliche Häftlinge aus den Außenlagern des Natzweiler-Komplexes verbracht wurden.

Über die Situation im Krankenrevier Ende November bzw. Anfang Dezember 1944 schreibt der ehemalige Häftling Hanns Grosspeter:158


Diese Revierblocks waren mit Abstand das Schlimmste, was ich in meiner damals fast sechsjährigen Haftzeit an Unterbringungsmöglichkeiten für uns gesehen hatte – und mir waren viele schlimme Aufbaulager bekannt geworden. Ich musste mich überwinden, eine solche Krankenbaracke näher in Augenschein zu nehmen und zu betreten. Ein mörderischer, beißender Geruch von Urin, Eiter und Kot schlug mir entgegen und nahm mir den Atem. Auf dem Boden krochen und an den Betten hangelten sich nur noch aus Haut und Knochen bestehende Gestalten in Richtung Diele. Es waren die Kräftigsten, die ihre Notdurft an den am Saaleingang stehenden zwei großen Bottichen verrichteten. […] Manche der Kranken, völlig entkräftet, keine vierzig Kilo mehr wiegend, voll Phlegmonen und Geschwüren, mit schmutzigen Verbänden, vom Durchfall geplagt, konnten sich ohne fremde Hilfe kaum noch bewegen, besonders wenn sie im „dritten Stock“ lagen. Ihr Kot rann wie Wasser aus ihren dünnen Strohsäcken und tropfte auf die unteren Betten. Für diese Kranken waren dann eigentlich die Hilfspfleger verantwortlich, die im Bedarfsfall einen Eimer oder Pfanne, soweit gerade frei oder überhaupt vorhanden, bringen mussten. Das klappte aber nicht immer. So sahen viele Betten auch aus. Die Strohsäcke enthielten kaum noch Stroh und wenn, nur verfault und zerfasert. Wie jemand da überleben sollte, war selbst mir unvorstellbar. Und ich hatte bereits einiges überlebt! […] Aber diese dreckigen Blocks in Vaihingen gaben niemandem eine Lebenschance. Es herrschte dort eine tödliche Apathie bei den Kranken und Gleichgültigkeit bei dem Personal – aus verständlichem Selbsterhaltungstrieb.159



Mehr als die Hälfte der in das „Krankenlager“ überstellten Häftlinge kam in Vaihingen zu Tode. Insgesamt starben in den acht Monaten, die das Lager in Vaihingen bestand, mindestens 1578 Menschen,160 die meisten davon ab November 1944.

Anfang April 1945 wurde das Lager teilweise geräumt. 527 Häftlinge wurden mit Zügen nach Dachau gebracht, wobei zwölf Männer während der Fahrt starben. 16 norwegische Häftlinge wurden mit Bussen des Schwedischen Roten Kreuzes nach Neuengamme evakuiert,161 die übrigen ca. 650 Häftlinge wurden sich selbst überlassen und am 7. April von der französischen Armee befreit.162 Das KZ Vaihingen an der Enz war damit das einzige Lager im gesamten KZ-Komplex Natzweiler, das nicht vollständig vor dem Eintreffen der Alliierten evakuiert wurde.

Im Vaihinger Krankenhaus, das von August 1945 bis 1948 von der katholischen Hilfsorganisation Mission Vaticane als Sanatorium für KZ-Überlebende genutzt wurde, starben bis Jahresende weitere 85 ehemalige Häftlinge des Konzentrationslagers.163

Bei den Natzweiler-Außenlagern, die ab August 1944 im Zusammenhang mit der Untertageverlagerung der Flugzeugproduktion entstanden, handelte es sich nur teilweise um Projekte des Jägerstabs. Manche Bauprojekte bestanden zwar zu diesem Zeitpunkt unter der Leitung der OT bereits seit einigen Monaten und gingen auf Entscheidungen des Jägerstabs zurück. Der Einsatz von KZ-Häftlingen wurde hier allerdings erst später beschlossen, nachdem der Jägerstab durch den Rüstungsstab ersetzt wurde. Der neue Stab setzte einerseits die Arbeit des Jägerstabs fort, beschränkte sich allerdings nicht länger auf die Luftfahrt, sondern war ab 1. August für alle kriegswichtigen Produktionen zuständig: für die Luftwaffe, die Marine und die Infanterie, einschließlich der KFZ- und Sturmgeschützproduktion, sowie für die Flak-, Artillerie- und V-Waffenprogramme.164 Nach Hitlers Erlass über den „totalen Kriegseinsatz“ vom 25. Juli 1944, wonach die Kriegslage die „volle Ausschöpfung aller Kräfte für Wehrmacht und Rüstung“165 erfordere, konnte Speer nun die gesamte Rüstung unter seine Kontrolle bringen, da der Rüstungsstab ausschließlich seinem Ministerium unterstand. Janssen charakterisiert die Arbeit des Stabs jedoch als „perfektionierte Improvisation“:


Der Rüstungsstab war die letzte Konsequenz von Speers Wirtschaftslenkung. Vorrangigkeit der Improvisation vor der Planung, der industriellen Selbstverantwortung vor dem Dirigismus durch die Ministerialbürokratie. Man muß zugestehen, daß allein dadurch die Rüstungsmaschinerie bis in die letzten Kriegstage hinein lief, als der Erlaß von Weisungen aus Berlin schon versiegt war.166



Die Errichtung des KZ Kochendorf im August/September 1944 war Teil eines bereits seit einigen Monaten laufenden Großbauprojekts. Noch vor der Gründung des Jägerstabs hatte die Heinkel-Hirth GmbH die Staatliche Saline Bad Friedrichshall-Kochendorf, nördlich von Heilbronn gelegen, als unterirdischen Verlagerungsstandort für die Produktion der Turbo-Luftstrahl-Turbine He S 011 ins Auge gefasst.167 Zwei Salzkammern sollten hierfür umgebaut werden. Nach diversen Verhandlungen zwischen dem Konzern, dem Rüstungsministerium, dem Reichswirtschaftsministerium (RWM), der Bergwerksleitung und anderen zuständigen Stellen wurde das Bauvorhaben im April 1944 beschlossen, um den geplanten Bau eines Schräg- sowie eines Senkrechtstollens erweitert und vom Rüstungsministerium unter dem Decknamen „Eisbär“ zur Reichssache erklärt.168 Die Bauleitung wurde zunächst der Hochtief AG übertragen. Heinkel quartierte umgehend 250 Mitarbeiter in Bad Friedrichshaller Privatwohnungen ein und ließ ein Zwangsarbeiterlager für 91 ausländische Arbeiter errichten, die mit den Arbeiten im Bergwerk begannen.169 Mehrere Tausend Zwangsarbeiter wurden in den folgenden Monaten auf der Kochendorfer Baustelle eingesetzt. Die OT war zwar von Beginn an am Projekt beteiligt, hatte jedoch anfangs keinen großen Einfluss. Dies änderte sich zur Jahresmitte, was auf eine richtungsweisende Kompetenzänderung auf Reichsebene zurückzuführen ist: Ende April hatte Speer seinen Stellvertreter bei der OT, Franz Xaver Dorsch, zugleich zum Chef des Amts Bau im Rüstungsministerium ernannt und der OT damit quasi die volle Zuständigkeit für alle Bauprojekte übertragen. Die privaten Bauunternehmen waren fortan, wenn auch formell eigenständig, der Kommandowirtschaft der OT unterstellt.170

Nach Absprachen mit der SS setzte die OT im August Zwangsarbeiter in Kochendorf ein, um knapp zwei Kilometer vom Ortskern entfernt ein Konzentrationslager zu errichten, das dem KZ Natzweiler unterstellt wurde.171 Die ersten Häftlinge trafen im September in Kochendorf ein; ab Oktober unterstand das gesamte Bauprojekt der OT-Oberbauleitung „Kiebitz“. Neben der Hochtief AG waren das Bauunternehmen Koch & Mayer GmbH sowie diverse lokale und regionale Betriebe in die Arbeiten im Bergwerk involviert.172

Bis März 1945 wurden über 2000 Häftlinge aus den Konzentrationslagern Sachsenhausen und Flossenbürg sowie den Natzweiler-Außenlagern Thil, Deutsch-Oth, Vaihingen, Unterriexingen und Mannheim-Sandhofen nach Kochendorf überstellt, mindestens 750 davon waren polnische und ungarische Juden. Die höchste Belegstärke erreichte das Lager wenige Wochen vor der Auflösung im März mit 1800 Häftlingen.173 Polnische, sowjetische, ungarische und französische Gefangene bildeten die größten Häftlingsgruppen; insgesamt waren 21 Nationalitäten in Kochendorf vertreten.174 Der Schwerpunkt des Arbeitseinsatzes lag auf den Bauarbeiten im Bergwerk, wo in zwölfstündigen Tag- und Nachtschichten die Salzkammern ausgebaut und ein 555 Meter langer Schrägstollen gegraben werden sollte. Daneben mussten in den ersten Wochen Häftlinge das bereits völlig überbelegte Konzentrationslager erweitern und neue Baracken errichten; verschiedene Kommandos waren beim Bau von Baracken für Zwangsarbeiterlager und zur Trümmerbeseitigung eingesetzt; ein „Sonderkommando“ musste die Toten des Lagers mit einem Handwagen in ein nahe gelegenes Waldstück bringen und dort in Massengräbern verscharren.175

Ab Dezember verlagerte Heinkel-Hirth Teile der Rüstungsproduktion in das Bergwerk, ebenso ließen sich dort kleinere Metallunternehmen nieder, die Maschinenpistolen, Flugzeugkleinteile und Panzergetriebe herstellten, sowie die Motorenwerke Mannheim AG (MWM), die noch im März 1945 U-Boot-Motoren produzierte.176 Die Bauarbeiten wurden indes nie fertiggestellt. Bis zum Abbruch des Projekts „Eisbär“ Ende März 1945 wurde ein Drittel der geplanten Salzkammern für die Rüstungsproduktion umgebaut, die beiden Stollen blieben unvollendet. „Die Turbine He S 011 – der ursprüngliche Grund für den Bau der unterirdischen Rüstungsfabrik, erreichte zwar kurz vor Kriegsende die Serienreife, die Massenproduktion lief jedoch nicht mehr an.“177

Der permanent hohe Krankenstand des Konzentrationslagers ist neben den harten Arbeitsbedingungen, der Brutalität der SS-Männer und der Mangelernährung auch auf die miserablen hygienischen Verhältnisse sowie ab dem Spätherbst auf die für kalte Witterungen absolut unzureichende Kleidung der Häftlinge zurückzuführen. Das Lager war auf sumpfigem Boden errichtet worden, der sich bei Regen in eine einzige Schlammpfütze verwandelte, in der die Häftlinge mit ihren für die Arbeiten im Stollen ohnehin ungeeigneten Holzschuhen einsanken. Ende Oktober wurden 92 kranke Häftlinge nach Dachau abgeschoben, fünfzig weitere Mitte Februar 1945 nach Vaihingen an der Enz.178 Möglicherweise fanden noch weitere Krankentransporte nach Dachau statt.179 Klaus Riexinger und Detlef Ernst merken an, dass der Krankenstand und die Todesrate unter den ungarischen Juden besonders hoch waren, da diese im Bergwerk unter den härtesten Arbeitsbedingungen zu leiden hatten: „In der Totenliste des KZ Kochendorf sind 101 ermordete ungarische Juden eingetragen. Mindestens weitere 19 […] starben in anderen KZ, vermutlich in Vaihingen an der Enz und in Dachau.“180 Insgesamt starben in Kochendorf zwischen September 1944 und März 1945 mindestens 234 Menschen.181 Anfang Oktober wurde ein russischer Häftling nach einem Fluchtversuch erhängt, ebenso erging es Ende des Monats dem ungarischen Häftling Miklos Klein wegen vermeintlicher Sabotage.182

Das KZ Kochendorf wurde unmittelbar vor dem Einmarsch der US-Armee aufgelöst. Am 28. März wurden 389 kranke und verletzte Häftlinge zusammen mit Inhaftierten anderer Außenlager per Bahn nach Dachau gebrachen, wobei mindestens 44 Menschen aus dem Kochendorfer Lager starben. Der Großteil der Häftlinge, etwa 1000 bis 1200 Männer, musste am 30. März einen zweiwöchigen Evakuierungsmarsch (den berüchtigten „Kochendorfer Todesmarsch“) nach Dachau antreten, den mindestens 150 Häftlinge nicht überlebten.183

Die Geschichte des KZ Neckargartach (Heilbronn) weist zahlreiche Parallelen zum KZ Kochendorf auf. Das Lager wurde im August 1944 errichtet, die ersten Häftlinge wurden Anfang September aus dem KZ Markirch überstellt. Bis Jahresende kamen weitere Transporte aus Deutsch-Oth (Audun-Le-Tiche), Schwindratzheim, Kochendorf und möglicherweise Wesserling hinzu.184 Den Belegungshöchststand erreichte das Lager im September mit 1069 Häftlingen. Da zwischen den Lagern Neckargartach und Kochendorf Häftlinge ausgetauscht wurden, ist anzunehmen, dass insgesamt mehr als 1200 Menschen in Neckargartach inhaftiert waren. Nach Nationalitäten betrachtet bildeten Polen die größte Häftlingsgruppe, gefolgt von Gefangenen aus Italien, der Sowjetunion und Ungarn.185 Das Barackenlager befand sich neben einem Sportplatz am Ortsende in Richtung Bad Wimpfen.

Bis Dezember mussten die Häftlinge im Zuge der geplanten Untertageverlagerung der Leipziger Erla-Maschinenwerke GmbH Zwangsarbeit im Neckargartacher Salzbergwerk leisten. Unter dem Decknamen „Steinbock“ beabsichtigte das Unternehmen, die Produktion des Jagdflugzeugs TA 152 H in die dortigen Salzkammern zu verlegen. Hierzu musste ein zweiter Eingang sowie ein Schrägstollen in 200 Meter Tiefe gegraben und die Kammern zu Produktionshallen umgebaut werden.186 Nach bisherigem Forschungsstand wurden nicht mehr als drei Hallen fertiggestellt, die schließlich von Erla, der IG Farben sowie als Lebensmittellager von der Firma Tengelmann genutzt wurden. Mit der Flugzeugproduktion wurde aller Wahrscheinlichkeit nach nie begonnen, da nach einem Bombardement auf den Raum Heilbronn Anfang Dezember die weiteren Bauarbeiten im Salzbergwerk abgebrochen wurden. Die Häftlinge wurden in der Folge überwiegend zur Trümmerbeseitigung, Bombenentschärfung und zur Leichenbergung eingesetzt; daneben wurden Gefangene an Landwirte „vermietet“.187

Am 31. März und 1. April 1945 wurde das Konzentrationslager geräumt. Zu diesem Zeitpunkt waren mindestens 295 Häftlinge in Neckargartach gestorben.188 Von den 312 marschunfähigen Häftlingen, die ab dem 31. März nach Dachau gebracht wurden, starben etwa sechzig während der neuntägigen Zugfahrt. Die verbliebenen ca. 500 Häftlinge mussten am Folgetag einen vierwöchigen Fußmarsch nach Dachau antreten, der mindestens fünf, anderen Quellen zufolge bis zu dreißig Männern das Leben kostete.189


Konzentrationslager für andere Verlagerungsprojekte

In Lothringen entstanden mit den Außenlagern Thil und Deutsch-Oth noch zur Jahresmitte 1944 zwei Konzentrationslager im Zuge von Verlagerungsprojekten.

Das KZ Thil in der Nähe von Longwy war „das einzige Außenlager, das sich nicht im angegliederten, sondern im besetzten Teil Frankreichs befand und wurde als ‚SS-Arbeitslager Deutsche Erz-Werke AG‘, abgekürzt ‚Kommando Erz‘, bezeichnet“.190 Bereits seit Ende 1943 wurden dort Zwangsarbeiter zum Ausbau der Eisenerzgrube von Tiercelet eingesetzt, wohin Teile der V1- und V2-Raketen-Produktion verlagert werden sollten, nachdem die Versuchsanstalt Peenemünde im August 1943 bombardiert worden war. Das Konzentrationslager wurde im Juni 1944 in Betrieb genommen. Die ersten 500 Häftlinge, ungarische Juden aus dem KZ Auschwitz, mussten unter der Leitung der OT Erd- und Betonarbeiten sowie Verladearbeiten am Bahnhof verrichten, die gelieferten Maschinen installieren, Baracken und Werkstätten bauen.191

Weitere 300 ungarische Juden aus Auschwitz kamen, nachdem sie für drei Wochen im Neuengamme-Außenlager Fallersleben Zwangsarbeit für Volkswagen (VW) hatten leisten müssen, vor dem 14. Juli in Thil an und wurden strikt von den anderen Häftlingen abgesondert. Dieses Häftlingskommando, das überwiegend aus Facharbeitern bestand, wurde ausschließlich für die Produktion in der Mine eingesetzt. Sofern die Aussage des Lagerführers Eugen Büttner stimmt, folgte Ferdinand Porsche aus dem VW-Werk Fallersleben den Häftlingen nach Thil und leitete die Fertigung unter Tage.192 Neben der VW-Tochterfirma Minette GmbH waren die Unternehmen AEG, Kronibus und Buttler in die Arbeiten involviert.

Anfang September wurde das Konzentrationslager aufgelöst; die Häftlinge wurden nach Kochendorf und in das Buchenwald-Außenlager „Rebstock“ in Dernau (zwischen Koblenz und Bonn) überstellt. Über die strategischen Hintergründe und den letztendlichen Nutzen des Verlagerungsprojekts für die Kriegswirtschaft urteilt Steegmann:


Welches Ausmaß die Produktion vor Ort annahm, bleibt unbestimmt, vermutlich war sie unbedeutend. Überhaupt erscheint die Verlagerung einer Fabrik nach Westen seltsam – es entsteht der Eindruck, dass die militärische Lage falsch eingeschätzt wurde. Wahrscheinlicher jedoch ist, dass die schwerfällige Bürokratie die seit längerer Zeit geplante Verlegung nicht mehr rückgängig machen konnte. Zweifellos aber wurden die von der NS-Verwaltung mobilisierten Mittel hier sinnlos verschwendet.193



Dies trifft umso mehr auf das KZ Deutsch-Oth (Audun-le-Tiche, fünf Kilometer östlich von Thil) zu. Zwar war die dortige Erzmine ebenfalls bereits 1943 von verschiedenen Rüstungsbetrieben umworben worden, allerdings befanden sich – anders als in Thil – die Baumaßnahmen für Untertageverlagerungen im Sommer 1944 noch in der Anfangsphase.194 Ob und ab wann andere Zwangsarbeiter zum Ausbau der Mine eingesetzt wurden, ist nicht bekannt. Das Konzentrationslager wurde jedenfalls erst mit dem Eintreffen von etwa 100 Häftlingen aus Natzweiler im August errichtet. In den Unterlagen der Verwaltung wurde Deutsch-Oth nicht als eigenständiges Lager geführt, sondern eher als Nebenlager des KZ Thil angesehen.195

Unter dem Decknamen „Rowa“ sollten in Deutsch-Oth unterirdische Produktionsstätten für Bosch entstehen,196 allerdings ist ungeklärt, welche Arbeiten in der kurzen Zeit des Lagerbestehens durchgeführt wurden, da es bereits nach zwei Wochen abrupt geräumt wurde. Die Häftlinge wurden gemeinsam mit dem Kommando aus Thil nach Kochendorf gebracht.197

In Haslach im Kinzigtal (Ortenau) befanden sich 1944/45 drei Konzentrationslager, die alle im Zusammenhang mit der geplanten Untertageverlagerung von Rüstungsfertigungen der Unternehmen Daimler-Benz, Mannesmann, Messerschmidt und anderer Firmen standen.198 Die Lager „Vulkan“ und „Kinzigdamm“ waren Außenlager des „Sicherungslagers“ Schirmeck; das KZ „Barbe“ (auch „Lager Sportplatz“ genannt) war ein Natzweiler-Außenlager, das von September 1944 bis Ende Februar 1945 bestand. „Barbe“ war der Deckname des vorgesehenen Verlagerungsprojekts von Daimler-Benz, das vor allem die Produktion von Panzerteilen betraf. In einer Wehrmachtsbaracke auf einem Sportplatz wurden insgesamt rund 650 Häftlinge untergebracht. Dieses Lager wurde etwa fünf Kilometer entfernt von einem Stollen im Urenwald errichtet, in dem bis 1942 Amphibolitgestein abgebaut worden war und der fortan zum Rüstungsstandort umgebaut werden sollte. Die Häftlinge mussten unter der Bauleitung der OT die Zugangswege zum Stollen errichten, Leitungen verlegen und den Stollen ausbauen. Aufgrund der extremen körperlichen Belastung bei den Bauarbeiten sowie der hygienischen Missstände war die Zahl kranker Häftlinge stets besonders hoch, zumal Ende 1944 eine Typhusepidemie ausbrach. Im Lager „Sportplatz“ starben mindestens 130 Häftlinge. Mitte Februar wurden 256 kranke Inhaftierte nach Vaihingen gebracht, die anderen Häftlinge wurden mit der Auflösung des Konzentrationslagers ins Außenlager Dautmergen überstellt.

Im ostwürttembergischen Wasseralfingen (heute ein Stadtteil von Aalen) war bereits seit 1911 die Maschinenfabrik Alfing Kessler ansässig, die 1940 als „nationalsozialistischer Musterbetrieb“ ausgezeichnet wurde.199 Als Spezialist für die Produktion von Naben und Kurbelwellen für Flugzeugpropeller galt die Firma als kriegswichtiges Unternehmen. Als solches beutete es seit Kriegsbeginn Tausende von Zwangsarbeitern aus. Im Frühjahr 1944 fiel der Entschluss, die gesamte Fertigung in das stillgelegte Erzbergwerk unweit des Firmensitzes zu verlagern. Die Bauleitung wurde vom Rüstungsministerium der Organisation Todt (Oberbauleitung „Kiebitz“ in Heilbronn) übertragen, die im August beim SS-WVHA die Errichtung eines Konzentrationslagers in Wasseralfingen beantragte. Das Lager wurde im September im Gewann Wiesendorf errichtet und mit 400 polnischen Häftlingen aus dem KZ Dachau belegt.200 Unter dem Decknamen „Nephelin“ mussten die Häftlinge das Stollensystem im Bergwerk ausbauen und für lokale Firmen Erd-, Verlade-, Betonier- und Gleisarbeiten verrichten. Zwischen Anfang Dezember und Ende Januar starben mindestens 33 Häftlinge; 120 kranke Inhaftierte wurden im Januar und Februar nach Vaihingen überstellt, von denen achtzig Prozent noch vor der Befreiung des „Krankenlagers“ starben.201

Eine unbekannte Anzahl von Häftlingen wurde vor dem 8. Januar 1945 in das Außenlager Bensheim-Auerbach überstellt; das KZ Wasseralfingen wurde im Februar aufgelöst und die verbliebenen Häftlinge in das KZ Neckarelz gebracht.202

Wenige Kilometer von Vaihingen an der Enz entfernt setzte die OT seit 1943 in Unterriexingen mehrere Hundert Zwangsarbeiter zum Ausbau eines Stollensystems am Uferhang der Enz unterhalb des Flughafens Großsachsenheim ein.203 Unter dem Decknamen „Galenit“ sollte ab Ende 1944 die Untertageverlagerung des Daimler-Benz-Motorenwerks Mannheim-Waldhof vorbereitet werden, wozu im November ein Konzentrationslager in Unterriexingen errichtet wurde, das als Nebenlager bzw. Außenkommando des KZ Vaihingen geführt wurde. Aus Vaihingen wurden 400 bis 500 jüdische Häftlinge überstellt, Ende Dezember kamen 200 Polen aus dem KZ Sandhofen hinzu. Darüber hinaus wurde eine unbekannte Zahl Italienischer Militärinternierter (IMI)204 in das Lager Unterriexingen eingewiesen.205

Die Häftlinge wurden zum Ausbau des Stollens, zur Schottergewinnung im Steinbruch, zur Trümmerbeseitigung in verschiedenen Städten sowie zu Bauarbeiten und zur Bombenbeseitigung auf dem Flughafen eingesetzt. Im Februar 1945 wurden die Arbeiten im Stollen eingestellt und die Häftlinge Anfang März nach Neckarelz und Kochendorf sowie 167 kranke Häftlinge nach Vaihingen gebracht. Das Sterberegister des KZ Unterriexingen weist 113 Todesfälle auf; 1947 entdeckte die US-Armee jedoch ein Massengrab mit 250 Leichen. Demnach starb ein Drittel der Häftlinge des KZ-Außenlagers.


Konzentrationslager für andere militärische Bauprojekte und den Häftlingseinsatz in zivilen Bereichen

Auf dem Flughafen in Frankfurt am Main konnten bis 1944 die Flugzeuge der Luftwaffe ausschließlich auf Grasflächen starten und landen. Für den Düsenjäger Me 262 waren jedoch betonierte Rollbahnen erforderlich, deren Bau der OT überantwortet wurde. Im August 1944 beantragte diese beim SS-WVHA für die Arbeiten KZ-Häftlinge, die bereits am 22. August eintrafen. Die 1700 ungarischen Jüdinnen aus dem KZ Auschwitz wurden in einem verlassenen Lager des Reichsarbeitsdienstes (RAD) auf dem Gelände einer ehemaligen Hühnerfarm am nördlichen Ende von Walldorf (heute Mörfelden-Walldorf) unweit des Frankfurter Flughafens untergebracht.206

Die Arbeiten im Rahmen des Bauprojekts „Rhein-Main Me 163 B“ unterstanden der OT-Leitung sowie der Firma Züblin & Cie. Neben den Inhaftierten des Konzentrationslagers wurden weitere Zwangsarbeiter zum Ausbau des Flughafens eingesetzt. So mussten etwa russische Kriegsgefangene Rodungsarbeiten verrichten, um eine Schneise für die Rollbahnen in das vorgesehene Waldstück zu schlagen. Die Häftlinge des Konzentrationslagers mussten die Baumstämme abtransportieren und andere schwere Verladearbeiten verrichten, die gerodete Fläche planieren und betonieren sowie Gleisarbeiten verrichten. Innerhalb von nur drei Monaten wurde so ein Parallelbahnsystem von 800 bzw. 1300 Meter Länge für Starts und Landungen gebaut, die mit einer diagonalen Rollbahn verbunden waren.

Laut Wochenbericht der SS vom 13. Oktober 1944 waren fünf Tage zuvor 34 kranke Häftlinge nach Auschwitz deportiert worden.207 Margaret Izsak, eine Überlebende des KZ Walldorf, berichtet hingegen, dass die Frauen unweit des Lagergeländes ermordet wurden.208 Neben diesen 34 Häftlingen starben sechs weitere Frauen in Walldorf. Ende November wurde das Konzentrationslager aufgelöst, da Luftangriffe auf den Flugplatz zunahmen und der einsetzende Frost eine Fortsetzung der Betonierarbeiten verhinderte. Die Häftlinge wurden in das KZ Ravensbrück überstellt.

Im 1936 nach Schwäbisch Hall eingemeindeten Hessental befand sich seit 1934 ein Fliegerhorst, der zu den kriegswichtigsten Luftstützpunkten im Reich zählte und besonders im letzten Kriegsjahr von besonderer Bedeutung für das Luftfahrtministerium sowie die Rüstungsbetriebe war.209 So geht die Entscheidung der Messerschmidt AG, ab April 1944 einen Teil der Endmontage der Me 262 auf den dortigen Fliegerhorst zu verlegen, mit hoher Wahrscheinlichkeit auf einen Beschluss des Jäger- oder Rüstungsstabs zurück.210 Diese Rüstungstätigkeit in Schwäbisch Hall blieb den Alliierten nicht lange verborgen; ab September wurde der Fliegerhorst mehrmals von alliierten Bombern angegriffen, weshalb im Spätjahr damit begonnen wurde, die Me-262-Montage in ein getarntes Waldstück („Hasenbühl“) zu verlegen. Die Bauarbeiten wurden von der OT geleitet, die KZ-Häftlinge und andere Zwangsarbeiter zu Erdarbeiten und dem Bau von Verbindungswegen zwischen dem Horst und der neuen Produktionsstätte heranzog. Auf einem ehemaligen RAD-Gelände in Bahnhofsnähe wurde im Oktober 1944 das KZ Hessental errichtet und mit 800 jüdischen Häftlingen aus dem KZ Vaihingen belegt.211 Für die Bewachung wurden neben einer nur sehr kleinen Zahl von SS-Männern etwa siebzig Luftwaffensoldaten des Fliegerhorsts sowie OT-Mitarbeiter abgeordnet.212

Die KZ-Insassen wurden auch in Hessental nicht zur Rüstungsproduktion eingesetzt, sondern arbeiteten überwiegend in Bau- und Aufräumkommandos auf dem Fliegerhorst, mussten Erd- und Verladearbeiten verrichten und wurden an verschiedenen Stellen in der Umgebung zu Arbeiten herangezogen. Wie umfangreich diese Arbeitseinsätze waren, fassen Kratochvil, Förtsch und Hubele zusammen:


Die Häftlinge kamen bei der Beseitigung von Bombenschäden und Instandhaltungsarbeiten auf dem Hessentaler Fliegerhorst zum Einsatz […]. Die SS setzte Gefangene darüber hinaus im Steinbruch und beim Baracken- und Gleisbau ein. Kleinere Häftlingskommandos arbeiteten auf den Feldern, in Werkstätten, auf dem Schlachthof und in der Bierbrauerei, in der Stadt und in den Obstgärten des Hospitals zum Heiligen Geist. Elektriker, Maurer und Schlosser unter den Häftlingen wurden auch an ortsansässige Gewerbebetriebe vermittelt. […] Wichtigster Nutznießer des Außenlagers war die Bauleitung des Fliegerhorstes Hessental [Organisation Todt, Anm. M. B.], die die Häftlinge gegen eine tägliche Gebühr mietete. Ihre Hauptaufgabe bestand darin, die Bombenschäden auf der Rollbahn zu beseitigen und den Flugplatz in benutzbarem Zustand zu halten. Schließlich setzte die Stadt Schwäbisch Hall die Häftlinge zum Bunkerbau und zur Beseitigung von Trümmern ein […].213



Im Dezember wurden 53 kranke Häftlinge nach Vaihingen an der Enz gebracht. Der Krankenstand in Hessental stieg jedoch schon kurze Zeit später wieder stark an und erreichte im Februar 1945 seinen Höhepunkt, als im Lager eine Typhusepidemie ausbrach, die drei Viertel der Häftlinge erfasste und etwa 100 Inhaftierten das Leben kostete.214 Insgesamt starben in Hessental mindestens 182 Häftlinge.

Anfang April 1945 wurde das Konzentrationslager aufgelöst. Der von der SS vorgesehene Zugtransport nach Dachau musste nach wenigen Kilometern aufgrund von Fliegerangriffen, bei denen 17 Häftlinge starben, abgebrochen werden. Auf dem folgenden „Hessentaler Todesmarsch“ nach Dachau, dem etwa 200 entkräftete Häftlinge des „Kochendorfer Todesmarsches“ angeschlossen wurden,215 starben mindestens 135 weitere KZ-Häftlinge.216

Zwei weitere Natzweiler-Außenlager entstanden im November 1944 auf den Flugplätzen in Hailfingen (heute ein Stadtteil von Rottenburg) bei Tübingen und Echterdingen (heute Leinfelden-Echterdingen), südlich von Stuttgart gelegen. Die Geschichte der beiden Lager weist einige Parallelen auf. Sowohl das KZ Hailfingen als auch das KZ Echterdingen existierten weniger als drei Monate, beide wurden auf Veranlassung der Organisation Todt im Zuge von Baumaßnahmen auf den Flugplätzen errichtet und überwiegend von Soldaten der Luftwaffe bewacht; und beide Lager wurden mit jeweils 600 jüdischen Häftlingen aus dem KZ Stutthof belegt.217

In Hailfingen war bereits 1938 mit dem Bau eines Militärflugplatzes auf Gemarkung der Gemeinden Tailfingen, Hailfingen und Bondorf begonnen worden, der ab 1942 weiter ausgebaut wurde. Lokale Bauunternehmen sowie ab 1944 die OT setzten hierfür Kriegsgefangene und zivile Zwangsarbeiter ein. Der Ausbau des Flugplatzes wurde 1944 intensiviert, als zunehmend Nachtjägereinheiten in Hailfingen und Echterdingen stationiert waren, und besonders nachdem der Fliegerhorst im französischen Brest nach der Landung der Alliierten in der Normandie evakuiert worden war. Das Nachtjägergeschwader Nr. 6 wurde auf die beiden Flugplätze verlegt und sollte fortan von hier aus zur Abwehr von Angriffen auf kriegswichtige Ziele in Süddeutschland eingesetzt werden.218 Im September beantragte die OT-Bauleitung Tübingen beim SS-WVHA 600 KZ-Häftlinge für die Bauarbeiten auf dem Hailfinger Flugplatz; sie trafen Ende November dort ein.

Für die Bewachung der Lager stellte die Natzweiler-Kommandantur weder für Hailfingen noch Echterdingen eigene SS-Mannschaften ab, sondern machte den Einsatz von Häftlingen davon abhängig, ob die Luftwaffe bereit sei, Soldaten für die Konzentrationslager zur Verfügung zu stellen. Die Organisation sowie der Betrieb der beiden Konzentrationslager erfolgten sodann arbeitsteilig zwischen der SS, der OT und der Luftwaffe.219

Zum Zeitpunkt ihrer Ankunft in Hailfingen hatten viele der jüdischen Häftlinge bereits mehrere Jahre in KZ-Haft, Ghettos oder Zwangsarbeiterlagern durchlitten und waren in Auschwitz-Birkenau zur Zwangsarbeit selektiert und ins KZ Stutthof bei Gdańsk eingewiesen worden. Andere kamen aus verschiedenen estnischen Lagern oder aus dem KZ Kaiserwald bei Riga nach Stutthof, bevor sie nach Württemberg deportiert wurden.220 Die Häftlinge stammten aus 16 Nationen; etwa die Hälfte waren Polen, eine weitere größere Gruppe stammte aus Ungarn.

Einquartiert wurden die Männer in einem Hangar, in dem zuvor griechische Zwangsarbeiter untergebracht waren. Die Existenzbedingungen waren katastrophal. Es gab kaum sanitäre Einrichtungen und in der Anfangszeit keine Latrinen; die meisten Häftlinge mussten auf dem blanken Boden schlafen, auf dem lediglich Stroh ausgestreut wurde, welches trotz starken Läusebefalls während der gesamten drei Monate des Lagerbestehens nie gewechselt wurde. Hinzu kamen die Strapazen der Schwerstarbeit, die die Inhaftierten zu verrichten hatten.221 Auf dem Flugplatz mussten Rollwege zu getarnten Flugzeugabstellplätzen gebaut werden, Häftlinge mussten nach Luftangriffen Blindgänger ausgraben und Bombenkrater zuschütten sowie Aufräum- und Ausbesserungsarbeiten leisten, Bäume fällen und schwere Transportarbeiten verrichten. Darüber hinaus wurden Häftlinge zum Bunker- und Stollenbau eingesetzt und mussten in nahegelegenen Steinbrüchen Schotter, Kies und Sand für die Bauarbeiten auf dem Flugplatz abtragen.

Viele Häftlinge waren bereits nach kurzer Zeit völlig entkräftet; der Krankenstand sowie die Todesrate waren im Hinblick auf die kurze Dauer des Lagerbestehens sehr hoch.222322 Anfang Februar wurden 111 kranke Häftlinge in das „Krankenlager“ nach Vaihingen gebracht, von denen mindestens 49 in den folgenden zwei Monaten starben. Kurz darauf wurde das KZ Hailfingen aufgelöst; die Inhaftierten wurden in das Natzweiler-Außenlager Dautmergen überstellt. In Hailfingen starben mindestens 186 der 600 dort inhaftierten jüdischen Männer in den nur drei Monaten des Lagerbestehens von November 1944 bis Mitte Februar 1945.223

Das KZ Echterdingen224 wurde zeitgleich mit dem KZ Hailfingen um den 22. November 1944 errichtet; die jüdischen Häftlinge der beiden Lager kamen im selben Transport aus Stutthof nach Württemberg. Auch hier wurden die Gefangenen in einem Hangar untergebracht, am südlichen Ende des Flughafens Stuttgart-Echterdingen. Beantragt hatte die OT-Bauleitung Esslingen die Häftlinge bereits am 23. September, nachdem ein großer Luftangriff der Alliierten Mitte August erhebliche Schäden auf dem Stuttgarter Flughafen angerichtet hatte, die umfangreiche Reparatur- bzw. Baumaßnahmen erforderten. Der Flughafen wurde seit seiner Fertigstellung 1939 sowohl zivil als auch militärisch genutzt und stetig ausgebaut, wozu spätestens ab 1941 Zwangsarbeiter eingesetzt wurden. Mit der Stationierung der Nachtjägereinheiten 1944 geriet der Flughafen umso mehr ins Visier der Alliierten. Nach der Bombardierung im August kam die zivile Nutzung weitgehend zum Erliegen. Auch die Luftwaffe sah sich gezwungen, ihre Einheiten zu reduzieren. Für die Wiederaufbau- und Reparaturarbeiten setzte die OT zahlreiche Zwangsarbeiter ein, sodass die dringendsten Maßnahmen bei der Ankunft der Häftlinge wahrscheinlich schon abgeschlossen waren. Auf dem Fliegerhorst wurden die Inhaftierten dennoch eingesetzt: zur Reparatur der Landebahn, zum Bau von Tarnunterständen für Flugzeuge sowie für andere Bauaufgaben. Kleinere Arbeitskommandos arbeiteten auf Baustellen und Bauernhöfen in der Region oder in einer Farbenfabrik in Bernhausen.

Die Mehrzahl der Häftlinge musste jedoch in Steinbrüchen bei Bernhausen und Leinfelden arbeiten, um Material für ein weiteres – angesichts der Kriegslage irrsinniges – Bauprojekt abzutragen: den Bau von Verbindungsstraßen zwischen dem Flughafen und der nahe gelegenen stillgelegten Autobahn, um Kampfflugzeuge direkt auf der Autobahn starten und landen zu können. Faltin nimmt an, dass „die Aussichtslosigkeit dieses Unterfangens“ im Januar erkannt wurde und die Auflösung des Konzentrationslagers mit dem Abbruch dieser Baumaßnahmen zusammenhängt.225 Darüber hinaus war im Dezember Fleckfieber im Lager ausgebrochen, wodurch sich die Zahl der für die OT zur Verfügung stehenden Arbeitskräfte stark dezimierte. Am 9. Januar wurden 100 kranke Häftlinge nach Vaihingen überstellt, von denen mindestens 44 im Laufe des Monats starben.226 Am 20. Januar wurde das KZ Echterdingen aufgelöst. 320 Häftlinge wurden in Buchenwald-Außenlager Ohrdruf bei Gotha überstellt; 59 an Fleckfieber erkrankte Männer wurden nach Bergen-Belsen transportiert. In den zwei Monaten des Lagerbestehens starben in Echterdingen mindestens 119 der 600 Häftlinge.

Das zuletzt errichtete Außenlager des Natzweiler-Komplexes bestand von Ende März bis Mitte April 1945 im badischen Offenburg. Im Gegensatz zu allen anderen Natzweiler-Außenlagern wurde das KZ Offenburg weder zum Zwecke von Bauprojekten noch für die Rüstungsproduktion oder zu Diensten der SS errichtet. Die 635 Häftlinge aus dem KZ Flossenbürg lösten in der Stadt die zuvor dort stationierten „SS-Eisenbahnbaubrigaden“,227 ein sogenanntes „mobiles KZ“ mit Häftlingen des KZ Sachsenhausen, ab. Die Inhaftierten mussten die durch Luftangriffe zerstörten Bahnanlagen reparieren und entlang der Bahnstrecke Trümmer beseitigen sowie Blindgänger entschärfen und abtransportieren. Das Lager wurde in einem Gebäude der ehemaligen Artilleriekaserne in der Nähe des Bahnhofs eingerichtet.

Bereits am Tag der Ankunft der Häftlinge am 26. März wurden elf Sterbefälle registriert,228 nachdem schon während der Zugfahrt aus Flossenbürg mehrere Häftlinge verhungert waren.229 In den drei Wochen des Lagerbestehens starben mindestens 76 Menschen an Hunger, Erschöpfung oder wurden von SS-Männern und Kapos getötet.230 41 von ihnen wurden am Tag vor der Auflösung des Lagers, am 12. April 1945, im Keller der Kaserne erschlagen, da der Lagerführer seiner Wachmannschaft den Befehl erteilt hatte, sich der kranken und marschunfähigen Häftlinge zu „entledigen“.231 Die verbliebenen Häftlinge wurden am Folgetag, drei Tage bevor die französischen Truppen Offenburg einnahmen, per Zug nach Donaueschingen gebracht und am 23. April bei Immendingen befreit.232


Konzentrationslager für die Rüstungsproduktion

Die Errichtung der KZ-Außenlager in den hessischen Orten Darmstadt, Bensheim-Auerbach und Griesheim erfolgte auf Initiative des Industriellen Hans Georg Heymann, dessen Unternehmen sich auf Schwingungstechnik spezialisiert hatte und seit 1934 in Darmstadt ansässig war.233 Mit der Erforschung ebenso wie der Produktion von Kreiseln und Kreiselentstörungsgeräten für Fluggeräte sowie von Gradlaufapparaten für Torpedos und Minenräumgeräte galt die Firma als besonders bedeutendes Rüstungsunternehmen, das sowohl vom Rüstungsministerium als auch dem OKH finanziell gefördert wurde. Heymann selbst verfügte über persönliche Kontakte in höchste Wehrwirtschaftskreise und staatliche Stellen.

Nachdem bis Mitte des Jahres 1944 ukrainische Zwangsarbeiterinnen in Heymanns Betrieben ausgebeutet wurden, beantragte der Unternehmer am 10. August in einem Schreiben an WVHA-Chef Pohl KZ-Häftlinge, was umgehend bewilligt wurde. Aus dem KZ Buchenwald wurden zunächst in zwei Transporten 35 als Facharbeiter eingestufte Inhaftierte nach Darmstadt gebracht, die ein Mitarbeiter der Firma persönlich in Buchenwald ausgewählt hatte; weitere Häftlinge überstellte die SS aus dem Stammlager Natzweiler.234 Die KZ-Häftlinge wurden vorläufig im Runde-Turm-Gefängnis der Gestapo-Leitstelle untergebracht und in der Rüstungsproduktion eingesetzt. Das WVHA sicherte Heymann zwar den Bau eines Lagers und die Bereitstellung weiterer 85 Häftlinge zu, was jedoch nach einem Luftangriff auf Darmstadt am 11./12. September nicht mehr realisiert werden konnte. Da Heymanns Betriebe erheblich zerstört wurden, zog er in Absprache mit dem WVHA die bereits seit Anfang des Jahres geplante Untertageverlagerung235 des Werks in das 25 Kilometer südlich gelegene Bensheim (Bergstraße) vor, wie er gegenüber Pohl darlegte:


Aus diesem Grund [der Zerstörung der Werke in Darmstadt; M. B.] habe ich, Ihr Einverständnis vorausgesetzt, sowohl den Häftlings-Bautrupp, als auch die zwölf Konstrukteure, nachdem die gröbsten Aufräumarbeiten in Darmstadt beendet waren, kurzerhand nach [Bensheim-]Auberbach überführt und habe dort zunächst einmal ein KZ errichten lassen.236



Die Produktion wurde in ein Marmoritwerk im Bensheimer Stadtteil Auerbach verlagert; das Konzentrationslager ließ Heymann in einem Waldstück errichten. Es bestand bis Ende März 1945. Die KZ-Häftlinge wurden in Bensheim als Technische Zeichner sowie zu Bauarbeiten und in der Produktion eingesetzt. Zeitgleich mussten etwa 130 griechische zivile Zwangsarbeiter der OT den Marmoritsteinbruch ausbauen.237 Ab Dezember 1944 existierte zudem in einem Keller nahe dem Bahnhof in Griesheim (bei Darmstadt) ein kleines Nebenlager mit 21 Häftlingen.238

Die Gesamtzahl der Häftlinge lässt sich nur schwer ermitteln. Steegmann gibt einen durch Transportlisten belegten Häftlingsbestand von 116 Männern in Darmstadt und Bensheim an, Stapp zufolge wurden der Firma Heymann seitens des SS-WVHA insgesamt 262 Häftlinge zugesagt.239 Oswald Pohl erinnerte sich 1948, dass dem Unternehmen 200 bis 300 KZ-Häftlinge zur Verfügung gestellt worden seien.240 In Bensheim sind 15 Sterbefälle registriert.

Zwischen Juli 1944 und Januar 1945 entstanden im Komplex des KZ Natzweiler fünf Frauenkonzentrationslager. Bei den Häftlingen handelte es sich mehrheitlich um ungarische und polnische, in geringerer Zahl auch sowjetische Jüdinnen, die ab Sommer 1944 in Auschwitz zur Zwangsarbeit selektiert und ins Reich deportiert wurden. Während die Häftlinge des KZ Walldorf schwere Bauarbeiten verrichten mussten, wurden die Frauen in den Außenlagern Geislingen, Ebingen, Geisenheim und Calw ausschließlich in der Rüstungsproduktion ausgebeutet.

Das Konzentrationslager in Geislingen an der Steige,241 am Rande der Schwäbischen Alb gelegen, wurde ab Februar 1944 auf Antrag der Württembergischen Metallwarenfabrik (WMF), die Motorenzylinder und Turbinenteile für Flugzeuge produzierte, errichtet. Die ersten Häftlinge, ca. 700 ungarische Jüdinnen zwischen 15 und 45 Jahren, trafen Ende Juli aus Auschwitz ein. Bis Ende März 1945 wurden mehr als 360 weitere Frauen aus den Konzentrationslagern Ravensbrück und Bergen-Belsen sowie den Natzweiler-Außenlagern Geisenheim und Calw nach Geislingen verschleppt. Zwölf Häftlinge starben; eine unbekannte Zahl kranker und schwangerer Frauen wurde vermutlich nach Auschwitz deportiert.242

Der Wachtrupp des Konzentrationslagers bestand neben den von der Natzweiler-Kommandantur überstellten SS-Männern aus etwa 15 Aufseherinnen, die die Firma WMF aus den eigenen Mitarbeiterinnen rekrutiert und zur vierwöchigen Ausbildung ins Frauen-KZ Ravensbrück geschickt hatte. Anfang April wurde das Lager aufgegeben. Die Häftlinge sollten per Zug in das Dachauer Außenlager München-Allach transportiert werden, wurden jedoch kurz vor der Ankunft von den Alliierten befreit.

Im lothringischen Ebange (Ebingen) bestand dagegen nur kurze Zeit ein Außenlager des KZ Natzweiler. Ende Juli 1944 wurden 500 Jüdinnen aus Auschwitz dorthin deportiert, die in den Eisen- und Stahlbetrieben der Hermann-Göring-Werke in Hayingen (Hayange) eingesetzt werden sollten.243 Aufgrund des Vormarschs der Alliierten kam es jedoch nicht mehr zum Arbeitseinsatz der Häftlinge, weshalb die Frauen bereits Anfang September zu Fuß nach Ravensbrück marschieren mussten. Etwa 135 Frauen gelang dabei die Flucht.

Das letzte 1944 errichtete Natzweiler-Außenlager befand sich im hessischen Geisenheim (Rheingau), rund 25 Kilometer südwestlich von Wiesbaden gelegen.244 Seit Ende 1943 fertigte dort die Krupp AG Flugzeugfahrgestelle und Flakgranaten in den Werkshallen der Druckmaschinenfabrik Johannisberg. Ab November oder Dezember 1944 bestand das Konzentrationslager an der Westseite des Firmengeländes. Die 200 aus Bergen-Belsen überführten ungarischen und polnischen Jüdinnen mussten sowohl für Krupp als auch für die Maschinenfabrik Zwangsarbeit leisten.245 Wie für das KZ Geislingen wurden auch für das KZ Geisenheim zivile Werksmitarbeiterinnen in Ravensbrück als KZ-Aufseherinnen ausgebildet.

Anfang März 1945 wurde die Rüstungsproduktion in Geisenheim eingestellt. Die Frauen mussten einen fast vierwöchigen Evakuierungsmarsch in Richtung Dachau antreten und wurden am 11. April im Dachauer Außenlager München-Allach registriert.246

Die Geschichte des KZ Calw weist, um einen Monat zeitversetzt, mehrere Parallelen zu Geisenheim auf.247 Mitte Januar 1945 wurden 199 jüdische Frauen aus dem Flossenbürg-Außenlager Rochlitz (Sachsen) in die württembergische Stadt (etwa 30 Kilometer westlich von Stuttgart) deportiert, um für die Rüstungsfirma Luftfahrtgeräte GmbH (Lufag) Zwangsarbeit zu leisten. Das Unternehmen fertigte seit 1942/43 in Calw Einzelteile für Jagdflieger und setzte zum Zeitpunkt des Eintreffens der Frauen bereits 645 ausländische Zwangsarbeiter ein.248

Die meisten Häftlinge waren Ungarinnen, etwa zwanzig stammten aus Polen. Die Jüngsten waren erst zwölf oder 13 Jahre alt. Verglichen mit anderen Konzentrationslagern war die Unterbringung der Insassen in Calw erträglicher, da sie in einem beheizten Raum im Lufag-Gebäude einquartiert wurden und ausreichend sanitäre Einrichtungen vorhanden waren. Die elf-bis zwölfstündige Arbeit an Drehbänken und Fräsmaschinen sowie die unzureichende Ernährungslage erschwerte die Lebensbedingungen dennoch erheblich, zumal die meisten Frauen vor ihrer Deportation nach Calw bereits mehrere Lager und die Selektionen an der Rampe von Auschwitz hatten durchleiden müssen und in schlechter gesundheitlicher Verfassung waren.249

Ende März verhinderten vermehrte Luftangriffe sowie ständiger Material- und Strommangel eine Fortsetzung der Produktion, weshalb das Konzentrationslager von der Lufag und der SS aufgegeben werden musste. Etwa zwanzig kranke Häftlinge wurden per Zug nach Allach transportiert, die übrigen Frauen begannen am 2. April einen Evakuierungsmarsch Richtung Süden.250 Nach mehr als drei Wochen Fußmarsch und rund 400 Kilometer Wegstrecke flüchteten die SS-Männer und -Aufseherinnen bei Füssen; die Häftlinge versteckten sich die letzten Tage bis zur Befreiung in Heuschobern und Berghütten.

Karin Orth kommt in ihrer Studie zum KZ-System zu der Annahme, dass „die Sterblichkeitsrate mit der Differenzierung in Fabrik- und Baulager korreliert zu sein [scheint]: Offenbar lag sie in den Fabriklagern deutlich niedriger als in den Baulagern.“251 Pauschal betrachtet trifft dies auch auf die Außenlager des KZ Natzweiler zu. Eine Sonderstellung nimmt hier jedoch das Konzentrationslager in den Adlerwerken in Frankfurt am Main (Deckname KZ „Katzbach“) ein.252 Die Existenzbedingungen waren dort derart verheerend, dass mindestens ein Drittel der Häftlinge starb.

Die Frankfurter Adlerwerke, einst das größte Fahrradunternehmen des Kaiserreichs, galt nach der Schwerpunktverlagerung auf den Autobau bereits im Ersten Weltkrieg als bedeutender Rüstungsbetrieb für Lastkraftwagen, Torpedo- und Munitionsteile, Flugzeugmotoren und Panzergetriebe. 1938 zum „Wehrwirtschaftsbetrieb“ ernannt, erfolgte 1942 die endgültige Umstellung auf die Kriegswirtschaft mit dem Schwerpunkt auf der Fertigung von Maybach-Motoren, Gleisketten und Getrieben für den „Tiger“-Panzer. 1943 avancierten die Adlerwerke zum größten Produzenten von Schützenpanzerfahrgestellen in Europa.253 Ab Anfang 1942 wurden hierfür mehr als 2000 zivile Zwangsarbeiter ausgebeutet.254

Als das Werk im März 1944 durch einen Luftangriff schwer beschädigt wurde, verlagerte die Firmenleitung Teile der Produktion auf Ausweichstandorte, behielt aber mit der Heeresrüstung, der Motoren- und Schützenpanzerfahrgestellfertigung die wichtigsten Produktionen in der Mainmetropole und beantragte KZ-Häftlinge beim SS-WVHA. Den daraufhin vorgeschlagenen Einsatz von 1000 ungarischen Jüdinnen lehnten die Adlerwerke jedoch ab, da sie weibliche KZ-Häftlinge als „für die vorgesehene Arbeit nicht geeignet“ ansahen.255 Nach einer persönlichen Ortsbesichtigung durch Natzweiler-Kommandant Fritz Hartjenstein, bei der zwei Stockwerke eines Hochbaus auf dem Gelände des Werks I als Unterbringungsort ausgewählt wurden, trafen am 22. August 1944 die ersten 200 Häftlinge in Frankfurt ein. Als „Bauvorkommando“ mussten die polnischen Männer aus dem KZ Buchenwald die entsprechenden Räume umbauen, bis Ende September das für den Arbeitseinsatz im Werk vorgesehene Häftlingskontingent aus dem KZ Dachau eintraf. Bis Ende Oktober stieg die Zahl der Häftlinge auf 1139 Männer, die fast alle während des Warschauer Aufstands inhaftiert worden waren.256

Durch den Einsatz der KZ-Häftlinge in der Schützenpanzermotoren- und fahrgestellfertigung konnte die Produktion zunächst wieder gesteigert werden. Die Lebensbedingungen der Insassen waren indes dramatisch: Die Werkshalle, in der die Häftlinge nachts untergebracht waren, war nach dem Luftangriff vom März 1944 nur provisorisch wieder hergerichtet worden, sodass Fensterscheiben fehlten, Schnee durch die Decke fiel und der Boden, auf dem einige Häftlinge aufgrund der Überbelegung des Lagers schlafen mussten, feucht war.257 Die hygienischen Verhältnisse waren katastrophal und die ohnehin miserable Ernährungslage wurde noch dadurch verschlechtert, dass die SS und einige Funktionshäftlinge größere Mengen Lebensmittel unterschlugen. Der Krankenstand wuchs im November 1944 auf 118 Häftlinge an und führte spätestens ab Januar 1945 zu einem Massensterben im Lager.258 Ernst Kaiser und Michael Knorn gehen davon aus, dass die Ernährungslage und durch Unterernährung verursachte Krankheiten schnell zur Hauptursache dieses Massensterbens wurden: „SS wie Adlerwerke ließen die Häftlinge sehenden Auges verhungern.“259 Bis Jahresende wurden mindestens 176 kranke Häftlinge nach Vaihingen abgeschoben.260 Von den 160 Männern des Abtransports am 22. Dezember starben 62 innerhalb des ersten Monats nach der Ankunft in Vaihingen; nur dreißig erlebten das Kriegsende.261

Die Todeszahlen waren im KZ Frankfurt letztlich so hoch, dass


sie nicht nur alle hessischen KZ-Außenlager übertrafen, sondern auch alle der Rüstungsproduktion dienenden Außenlager des KZ Natzweiler. […] Die Todesrate von 16,4 Prozent im Januar 1945 gehörte mit zu den höchsten, die es zu diesem Zeitpunkt in den Konzentrationslagern gab. Am Stichtag 22.1.1945 befanden sich von ursprünglich 1.200 Häftlingen nur noch 744 im Werk, einige Tage später waren es 728.262



Die starke Dezimierung der Häftlingszahl wirkte sich um die Jahreswende deutlich auf die Produktionsrate der Adlerwerke aus, was jedoch nicht zu einer Verbesserung der Lebensbedingungen, sondern zu weiteren Häftlingsforderungen durch das Unternehmen führte. Ende Januar überstellte die SS daher in zwei Transporten ca. 400 überwiegend polnische und russische Häftlinge aus Buchenwald; etwa 170 der polnischen Männer waren erst Ende Dezember vom Außenlager Mannheim-Sandhofen nach Buchenwald gebracht worden.

Die Rüstungsproduktion sollte in den Adlerwerken mit allen Mitteln am Laufen gehalten werden, was jedoch aufgrund des Kriegsverlaufs täglich schwieriger wurde. Vermehrt wurden Häftlinge zu anderen Arbeiten wie zur Trümmerbeseitigung auf dem Werksgelände und in der Stadt, zu Verladearbeiten, Bombenentschärfungen, Schneedienst oder zum Kohleschippen herangezogen. Im Februar und März 1945 starben in Frankfurt zusammen mindestens 301 Häftlinge.263 Acht Männer wurden nachweislich von der SS erhängt oder erschossen. Überlebende berichten von weiteren Erschießungen, von tödlichen Prügelorgien der SS, einer „Enthauptung“ und von Mitinsassen, die vom Wachpersonal gezwungen wurden, aus dem vierten Stock des Werksgebäudes zu springen.264 Bis zur Auflösung des Lagers starben insgesamt mindestens 528 der rund 1600 Häftlinge im Frankfurter KZ „Katzbach“.

Die Räumung des Lagers erfolgte in zwei Etappen: Mitte März wurden 400 bis 500 Häftlinge,265 darunter etwa 360 Schwerkranke, in Güterwaggons nach Bergen-Belsen gebracht. Der Zug war in Frankfurt, nachdem die Häftlinge in die Waggons beladen worden waren, noch zwei Tage stehen geblieben, bevor er sich in Bewegung setzte. Einige Häftlinge starben bereits vor der Abfahrt. Hinter Gießen wurde der Zug Ziel eines Luftangriffs, bei dem eine unbekannte Zahl von Häftlingen ums Leben kam. Viele weitere sind auf der Weiterfahrt verhungert, verdurstet, erstickt, starben vor Erschöpfung oder an den Erkrankungen, die sie sich in den Adlerwerken zugezogen hatten. Als der Zug fünf Tage, nachdem er Frankfurt verlassen hatte, in Bergen-Belsen ankam, waren die Waggons voller Leichen. Vermutlich kamen nur ca. 100 Häftlinge lebend an. Wie viele von ihnen in den folgenden Tagen und Wochen starben, ist nicht bekannt. Dem Überlebenden Jozef Marcinkowski zufolge „überlebten das Inferno von Bergen-Belsen lediglich acht Häftlinge aus den Adlerwerken“.266

Die rund 350 in Frankfurt verbliebenen Häftlinge mussten am 24. März einen „Todesmarsch“ Richtung Buchenwald antreten.267 In Hünfeld wurden sie in Güterwaggons verladen und nach Buchenwald gebracht, wo am 30. März die Ankunft von 280 Männern registriert wurde.

Im Gegensatz zum KZ Adlerwerke ist über die Geschichte des nur etwa einen Monat bestehenden KZ Mühlhausen (Mulhouse)268 nur wenig bekannt. Als letztes linksrheinisches Natzweiler-Außenlager wurde es am 30. August mit der Ankunft von 200 Häftlingen aus dem KZ Dachau in Betrieb genommen, als sich die Evakuierung des Stammlagers bereits abzeichnete. Ende September wurden die KZ-Insassen, die in Mulhouse zur Produktion von Waffenersatzteilen für die Elsässische Maschinenbau GmbH (Elmag) eingesetzt wurden, zurück nach Dachau überstellt; die meisten von ihnen kamen daraufhin in das Flossenbürg-Außenlager Gröditz (Sachsen).

Auch die Forschungen zum KZ Spaichingen269 sind noch äußerst lückenhaft. In der Kleinstadt zwischen Tuttlingen und Rottweil existierte von September 1944 bis April 1945 das südlichste der rechtsrheinischen Natzweiler-Außenlager. Zur Errichtung des Lagers kam es durch die Verlagerung eines Teils der Produktion der Waffenfabrik Mauserwerke, die in Spaichingen unter dem Tarnnamen „Metallwerke Spaichingen“ Flugzeugbordwaffen produzierte. Ob die Häftlinge allerdings in der Rüstungsfertigung eingesetzt wurden, ist nicht bekannt. Nach dem Bau der Lagerbaracken und der Einrichtung der Produktionsstätten mussten die Inhaftierten vor allem schwere Erd- und Bauarbeiten verrichten und Werkstätten in einem stillgelegten Sägewerk sowie einer geschlossenen Seidenfabrik aufbauen.

Über die Gesamtzahl der nach Spaichingen verschleppten Männer lassen sich nur ungenaue Aussagen machen, da nur wenige Transportlisten auffindbar sind und sich die Erinnerungen von Zeitzeugen zum Teil widersprechen.270 Steegmann geht von mindestens 420 überwiegend osteuropäischen sowie italienischen Häftlingen aus, die aus dem aufgelösten Außenlager Markirch, dem Außenlager Schömberg, dem KZ Dachau und möglicherweise aus dem KZ Buchenwald nach Spaichingen gebracht wurden.271 106 Sterbefälle sind belegt, allerdings muss von einer höheren Opferzahl ausgegangen werden. Jochen Kastilan schätzt, dass über 160 Häftlinge die Konzentrationslagerhaft nicht überlebten.272 Auch ist nicht bekannt, wie viele Menschen auf dem Evakuierungsmarsch Richtung Allgäu im April 1945 starben.

In Mannheim-Sandhofen entstand im September 1944 ein weiteres Außenlager auf Veranlassung der Daimler-Benz AG. Anders als etwa in Obrigheim und in Wesserling war hier jedoch nicht die Flugzeugmotorenproduktion ausschlaggebend für die Errichtung des Konzentrationslagers. Im August 1942 hatte die Adam Opel AG mit der Daimler-Benz AG einen Lizenzvertrag abgeschlossen, der es Daimler-Benz erlaubte, die kriegswichtigen LKW Dreitonner Typ S und A, genannt „Opel Blitz“273, in seinen Werken nachzubauen. Dem vorausgegangen war eine Weisung Speers vom 4. Juni 1942, die Umstellung auf den „Opel Blitz“ im Daimler-Benz-Werk Mannheim-Waldhof „sofort in Angriff zu nehmen“.274 Die Produktion des „Opel Blitz“ lief in Mannheim jedoch nur schleppend an, sodass erst im Juli 1944 die ersten Fahrzeuge fertiggestellt wurden.275 Nachdem am 6. August 1944 das Brandenburger Opel-Werk bombardiert wurde, erlangte die „Blitz“-Produktion in Mannheim oberste Priorität, weshalb der Firmenleitung des Mannheimer Standorts seitens des SS-WVHA „erste Wahl“ an Arbeitskräften aus den Konzentrationslagern zugesichert wurde.276 Daimler-Benz stellte einen entsprechenden Antrag und konnte bereits um den 20. September zwei Vertreter in das KZ Dachau schicken, die dort aus einem Transport mit 3034 Gefangenen, die während des Warschauer Aufstands festgenommen und nach Dachau verschleppt worden waren, eigenhändig 1060 Häftlinge für das Mannheimer Werk auswählten.277

Das Konzentrationslager in Mannheim wurde im Gebäude einer Volksschule im Stadtteil Sandhofen errichtet und bestand bis Anfang März 1945 mit insgesamt 1070 Häftlingen. Im Sandhofener Standesamt sind 22 Todesfälle registriert, ein weiterer im Standesamt Mannheim-Stadt. Unter den Opfern befand sich der dreißigjährige Warschauer Marian Krainski, der aufgrund vermeintlicher Sabotage am 4. Januar 1945 auf dem Schulhof erhängt wurde.278 Überlebende des Lagers und Anwohner, die Einblick auf den zum Appellplatz umfunktionierten Schulhof hatten, gehen davon aus, dass die tatsächliche Opferzahl höher gewesen sei als die Zahl der registrierten Toten.279

Während eines Luftangriffs auf Mannheim am 15. Dezember 1944 wurde das Schulhaus beschädigt, weshalb die Häftlinge für einige Wochen in Ersatzunterkünfte verlegt wurden. Daimler-Benz nutzte diese Gelegenheit, um 394 überwiegend kranke und verletzte Häftlinge an Heiligabend nach Buchenwald abzuschieben. Da zudem am Vortag 200 arbeitsfähige Häftlinge in das KZ Vaihingen (und von dort direkt in das Nebenlager Unterriexingen) überstellt worden waren, verblieben in Mannheim noch etwa 500 Häftlinge.280

Die Produktion des „Opel-Blitz“-LKW wurde zu dieser Zeit aufgrund zunehmender Luftangriffe und Materialmangels sukzessive zurückgefahren; Daimler-Benz setzte die Häftlinge daher vermehrt zur Trümmerbeseitigung auf dem Werksgelände und zu Instandsetzungsarbeiten für die Nachkriegsproduktion ein. Am 8. März 1945 wurden ca. 145 schwerkranke Häftlinge, darunter zwanzig Tuberkulosekranke, in das Krankenlager Vaihingen verbracht.281 Die restlichen Häftlinge wurden in den folgenden Tagen nach Kochendorf verlegt und das KZ Sandhofen aufgelöst.


Konzentrationslager für die Treibstoffgewinnung: Das württembergische Ölschieferprojekt und das Unternehmen „Wüste“

Eine Sonderstellung im Außenlagersystem des KZ Natzweiler nehmen die sieben südwürttembergischen Konzentrationslager am Rande der Schwäbischen Alb ein, die zur Umsetzung eines wahnwitzigen Großprojekts zur Gewinnung synthetischen Treibstoffs aus Schiefergestein errichtet wurden. Michael Grandt schreibt diesem Projekt „den Charakter einer reinen Verzweiflungstat“282 zu. Christine Glauning konstatiert:


Das Ölschieferprojekt verdeutlicht […] das realitätsfremde, beinahe absurde Agieren der zentralen staatlichen NS-Organisationen und Dienststellen, die sich angesichts der immer auswegloser werdenden Kriegslage in ein umstrittenes, unergiebiges und letztlich völlig sinnloses Rüstungsprojekt flüchteten.283



Bis zu 12 500 KZ-Häftlinge wurden im Zuge dieses Unternehmens mit dem Decknamen „Wüste“ ausgebeutet; rund ein Drittel starb in den zwischen Tübingen und Rottweil gelegenen Lagern.

Auf einer Strecke von etwa 150 Kilometer von Donaueschingen bis Aalen befindet sich im Schwarzen Jura der Schwäbischen Alb das größte Ölschiefervorkommen Deutschlands. Forschungsprojekte zur Ölgewinnung gab es bereits seit Mitte des 19. Jahrhunderts, allerdings waren diese Versuche nie erfolgreich, da das dort vorhandene Posidonienschiefer (Liasschiefer epsilon) lediglich zu fünf Prozent die Kohlen-Wasserstoff-Verbindung Bitumen enthält, aus der sich Öl gewinnen lässt. Die Ölgewinnung war daher besonders aufwendig und letztlich unrentabel.284 Auf Initiative des Rüstungslieferamts in Speers Reichsministerium für Rüstung und Kriegsproduktion (RMRK) sowie des Reichsluftfahrtministeriums (RLM) wurden die Versuchsprojekte ab 1942 wieder aufgenommen und verschiedene Verfahren getestet.285 Im September 1942 gründete sich die LIAS-Ölschieferforschungsgesellschaft mit Sitz in Frommern, die ein Werk zur Schieferschwelung in Schachtöfen anstrebte. Im Juli 1943 wurde in Kooperation mit den Reichswerken Hermann Göring die Kohle-Öl-Union (KÖU) in Schörzingen gegründet, wo die Untertageverschwelung erprobt werden sollte. Als drittes Unternehmen gründete das Reichsamt für Wirtschaftsausbau (RWA), das auch an der LIAS beteiligt war, im Oktober 1943 die Deutsche Ölschieferforschungsgesellschaft (DÖLF), die ab November in Schömberg mit dem Bau einer Versuchsanlage zur Erprobung des „Meilerschwelverfahrens“286 begann. In das Projekt der DÖLF war von Beginn an auch die SS involviert, da Himmler sowohl aus ökonomischen als auch aus machtpolitischen Gründen zunehmendes Interesse an der Gewinnung synthetischen Treibstoffs zeigte.

Das erste der sieben Konzentrationslager entstand im Dezember 1943 in Schömberg; zwischen Januar und März 1944 wurden die Lager in Schörzingen und Frommern errichtet. In dieser Zeit kam es mehrfach zu Streitigkeiten zwischen den Forschungsgesellschaften und der SS, die keineswegs an längeren Versuchsprojekten interessiert war, sondern schnellstmöglich zu eigenen Zwecken Öl gewinnen wollte.287 Nachdem der Versuch, die Bereitstellung weiterer KZ-Häftlinge an eine verbindliche Zusage zur Überlassung größerer Ölmengen zu knüpfen, gescheitert war, gründete die SS im Mai 1944 mit der Deutschen Schieferöl GmbH eine eigene Gesellschaft in Erzingen und errichtete dort ein weiteres Konzentrationslager.288

In den ersten Monaten wurden „nur“ einige Hundert Häftlinge in den Projekten in Schörzingen, Frommern, Schömberg und Erzingen eingesetzt; der Bau der Werke bzw. Versuchsanlagen verlief äußerst schleppend. Dies änderte sich schlagartig im Sommer 1944, als das Rüstungsministerium, das den Ölschieferprojekten bis dato eher skeptisch gegenüber gestanden war, sich gezwungen sah, aufgrund des Treibstoffmangels die Gewinnung synthetischen Treibstoffs mit allen Mitteln anzukurbeln. Die besonders wichtigen Ölfelder im rumänischen Ploieşti wurden seit August 1943 von den Alliierten angegriffen und waren im Sommer 1944 nahezu vollständig verloren.289 Zudem flogen die Alliierten gezielte Angriffe gegen die Produktionsanlagen zur Gewinnung synthetischen Treibstoffs im Reichsgebiet. Besonders betroffen waren hiervon die Hydrierwerke, in denen auf Steinkohlebasis Flugbenzin hergestellt wurde. Im Sommer 1944 waren diese zu 90 Prozent zerstört, was den Kollaps der deutschen Treibstoffproduktion für die Luftrüstung bedeutete und die durch den Jägerstab erzielten Rüstungssteigerungen obsolet machte, wie Milward verdeutlicht: „In einer Zeit, in der mehr Flugzeuge als je zuvor zur Verfügung standen, war der wirkungsvolle Einsatz der deutschen Luftwaffe unmöglich geworden.“290

Nach der Bombardierung der Hydrierwerke in Leuna und Pölitz im Mai 1944 ernannte Speer den Leiter des Hauptausschusses Munition im RMRK, Edmund Geilenberg, zum Generalkommisar für die Sofortmaßnahmen und stattete ihn mit weitreichenden Kompetenzen aus. In der entsprechenden Anordnung Hitlers wird die Priorität dieser Maßnahme ebenso deutlich wie die Machtfülle, die dem Geilenberg-Stab damit übertragen wurde:


Die […] bezeichneten Sofortmaßnahmen genießen den uneingeschränkten Vorrang vor allen anderen Maßnahmen. Der Generalkommisar für die Sofortmaßnahmen kann für von ihm bezeichnete Aufträge alle bestehenden Dringlichkeitseinstufungen zu Gunsten seiner Aufträge aufheben. Er kann Arbeiten der Wirtschaft, auch solche der Rüstung und Kriegsproduktion zu Gunsten seiner Forderungen stillegen. Den bei den Sofortmaßnahmen eingesetzten Formationen der Wehrmacht kann er in meinem Auftrag Weisungen für die Durchführung der Arbeiten erteilen. Er ist dafür verantwortlich, daß die ihm übertragenen Hilfsmaßnahmen mit großzügigstem Einsatz von Arbeitskräften und Material und mit rücksichtsloser Energie durchgeführt werden.291



Aufgabe des Geilenberg-Stabs, in dem neben dem RMRK auch andere Dienststellen und Ministerien, die OT, SS-Standartenführer Maurer (Amt D II – Arbeitseinsatz) und Rüstungsunternehmen wie die IG Farben vertreten waren, war die Organisation des Wiederaufbaus der zerstörten Werke, der Verlagerung wichtiger Raffinerieanlagen unter Tage sowie des Baus neuer Anlagen zur Gewinnung synthetischen Treibstoffs, wie Anfang August im „Mineralöl-Sicherungsplan“292 festgehalten wurde.

Die Schaffung des Geilenberg-Stabs, dessen geplante Maßnahmen quasi den „letzten Strohhalm einer zusammenbrechenden Kriegswirtschaft“293 bildeten, bedeuteten eine Zäsur für die Schieferölprojekte in Südwürttemberg: Die bestehenden bzw. sich im Bau befindlichen Forschungsanlagen wurden, mit Ausnahme des Werks in Frommern, im Juli 1944 als Unternehmen „Wüste“ in das Geilenberg-Programm aufgenommen; binnen drei Monaten sollten zwischen Nehren (bei Tübingen) und Schörzingen insgesamt zehn Ölschieferwerke entstehen, in denen überwiegend das zu diesem Zeitpunkt noch nicht vollständig erprobte Meilerverfahren angewendet werden sollte. In Bisingen, Dautmergen und Dormettingen wurden weitere Konzentrationslager errichtet.

Das Rüstungsministerium hatte von nun an die oberste Kontrolle über das württembergische Schieferölprojekt, unterstützt durch die SS, welcher im Gegenzug nach Abschluss der Bauarbeiten die Leitung der zehn Werke durch die SS-eigene Deutsche Schieferöl GmbH in Aussicht gestellt wurde.294 In der Praxis war das Unternehmen „Wüste“ jedoch geprägt von Fehlplanungen, Kompetenzstreitigkeiten und Auseinandersetzungen zwischen den diversen beteiligten Organisationen und Firmen. Während die betriebswirtschaftliche und technische Verantwortung des Gesamtvorhabens bei der DÖLF als staatseigenem Unternehmen des RWA lag, waren an den Bauprojekten selbst verschiedene Stellen beteiligt: Bauherrenfirma war die staatliche Deutsche Bergwerks- und Hüttenbaugesellschaft (DBHG), Generalbauunternehmerin die Organisation Todt, zudem war die staatliche Mineralölbaugesellschaft mbH beteiligt. Glauning konstatiert:


Die vielen beteiligten Firmen und Dienststellen sowie die komplexe, oft unklare Aufgabenverteilung bewirkten, dass sich das Kompetenzchaos der Planungsphase in der Realisierungsphase fortsetzte.295



Das „Wüste“-Projekt war das größte der rund sechzig Großbauvorhaben des Geilenberg-Stabs; Kaienburg zählt es gar zu den größten KZ-Einsatzprojekten der deutschen Kriegswirtschaft.296 Zugleich war es jedoch eines der sinnlosesten Projekte, da zum einen die Fertigstellung von zehn Werken binnen weniger Monate völlig illusorisch war und zum anderen der Geilenberg-Stab sowie die beteiligten Organisationen zu keinem Zeitpunkt bedachten, dass das mit dem Meilerverfahren gewonnene Schieferöl ohne weitere aufwendige Verarbeitung überhaupt nicht als Treibstoff für Flugzeuge hätte verwendet werden können.


Das Unternehmen „Wüste“, das man mit unglaublichem Aufwand umzusetzen versuchte und das eigentlich Treibstoff für hoch entwickelte Motoren produzieren sollte, bediente sich einer vorindustriellen, vormodernen Methode, die weder den wissenschaftlichen Standards entsprach noch kriegsbedingten Anforderungen Rechnung trug. Das gewonnene Schieferöl war nicht für moderne Motoren geeignet.297



Keine der vorgesehenen zehn Produktionsanlagen wurde letztlich vollständig errichtet. Zwar konnten die Rohbauten an einigen Standorten fertiggestellt werden, die Installation der Maschinen und Schwelanlagen blieb hingegen meist unvollendet. Ab Ende Februar 1945 gingen nacheinander vier Werke298 provisorisch in Betrieb; es blieb allerdings bei einigen unergiebigen Schwelversuchen. Die Anlagen produzierten statt verwertbaren Treibstoffs fast ausschließlich dreckigen Ölschlamm. Am 12. April 1945 wurde das Projekt „Wüste“ eingestellt.


Die Existenzbedingungen in den „Wüste“-Lagern und auf den Baustellen

Die Lager in Schömberg (Dezember 1943), Schörzingen (Januar 1944), Frommern (März 1944) und Erzingen (Mai 1944) waren in der ersten Phase des Schieferölprojekts errichtet worden und in dieser Zeit noch relativ kleine Baulager. Das KZ Schömberg wurde Mitte Dezember 1943 auf einem Gelände in der Nähe des Bahnhofs mit 120 Häftlingen aus Natzweiler in Betrieb genommen; bis Mai 1944 stieg die Zahl der Inhaftierten auf etwa 400 an. Im KZ Schörzingen, das am Dorfrand Richtung Wilfingen errichtet wurde, befanden sich anfangs nur rund fünfzig Häftlinge, im Juni 1944 waren es laut Rapportberichten 180.299 Die Außenlager Frommern und Erzingen blieben auch später recht kleine Lager. In Frommern waren bis zur Auflösung des Konzentrationslagers etwa 200 Häftlinge inhaftiert, in Erzingen rund 350.

Mit der Eingliederung des Ölgewinnungsprogramms in den Geilenberg-Plan veränderte sich die Situation jedoch eklatant. Die Lager schwollen innerhalb kürzester Zeit zu einem Komplex von sieben Konzentrationslagern an, in die immer mehr Häftlinge aus allen Teilen Europas deportiert wurden. Bis April 1945 wurden insgesamt mindestens 11 227, schätzungsweise aber bis zu 12 500 Menschen aus den Konzentrationslagern Natzweiler, Dachau, Auschwitz, Stutthof, Sachsenhausen und Buchenwald sowie den Natzweiler-Außenlagern Markirch, Vaihingen und Hailfingen aus in die „Wüste“-Lager verschleppt.300 Die Mehrzahl der Häftlinge stammte aus Polen, der Sowjetunion, dem Baltikum und anderen osteuropäischen Staaten. Eine Ausnahme bildete das KZ Erzingen, das de facto ein „NN“-Lager war, in das hauptsächlich west- und nordeuropäische Häftlinge (Franzosen, Belgier, Holländer und Norweger) aus Natzweiler überstellt wurden. In Schömberg stieg die Höchstbelegungszahl auf 800 Häftlinge; das KZ Schörzingen erreichte im November 1944 mit 1079 Insassen seinen Höchststand.

Die hohe Gesamtzahl der Häftlinge der „Wüste“-Lager erklärt sich jedoch hauptsächlich durch die Inbetriebnahme der beiden Konzentrationslager in Dautmergen und Bisingen ab August 1944, die schließlich, gemessen an der Zahl der Inhaftierten, zu den zwei größten Außenlagern des gesamten Natzweiler-Komplexes wurden. Im Februar 1945 erreichte das KZ Dautmergen mit über 3100 Häftlingen seinen Höchststand, insgesamt „durchliefen“ zwischen 4700 und 5500 Häftlinge das Lager Dautmergen sowie mindestens 4163 das KZ Bisingen.301 Bis zu einem Drittel der Inhaftierten waren Juden, in Dautmergen befand sich zudem eine große Anzahl Sinti und Roma. Durch den häufigen Austausch von Häftlingen zwischen den Lagern, insbesondere zwischen Schömberg und Dautmergen, lassen sich die genauen Belegungszahlen nur ungenau rekonstruieren.

Als letztes „Wüste“-Lager ging zwischen Januar und März 1945 das KZ Dormettingen in Betrieb, das bis Ende Dezember 1944 von Häftlingen aus Schömberg am Ortsausgang Dormettingens Richtung Dautmergen errichtet worden war. Das Lager zählte etwa 300 bis 500 Häftlinge.

Der Arbeitseinsatz der Häftlinge umfasste neben dem Bau von Baracken und der Errichtung der Lager in Dautmergen, Bisingen und Erzingen sämtliche Arbeiten, die im Rahmen des „Wüste“-Projekts anfielen: Verladearbeiten, Straßenbau, Betonierarbeiten, Verlegen von Wasserleitungen und Rohren, Montage von Apparaturen, Schieferabbau in Steinbrüchen und Verarbeitung des Gesteins sowie bei den Versuchen zur Ölschiefergewinnung selbst. In den meisten Fällen handelte es sich um körperliche Schwerstarbeit bis zur völligen Erschöpfung. Beim Bau des Werks 10 in Zepfenhan, wo ab September 1944 ein großer Teil der Schörzinger Häftlinge eingesetzt wurde, waren die Arbeitsbedingungen derart brutal, dass sie maßgeblichen Anteil am rasanten Anstieg der Todeszahlen des KZ Schörzingen hatten.302

Die Ausbeutung der Arbeitskraft hatte oberste Priorität, wobei der Tod der Inhaftierten billigend in Kauf genommen und durch immer mehr Häftlingstransporte in die „Wüste“-Lager „kompensiert“ wurde. Die Lebensbedingungen waren verheerend und die meisten Lager spätestens ab Herbst 1944 völlig überfüllt, da deren Aufbau und Instandsetzung hinter die kriegswirtschaftlichen Interessen zurückgestellt wurde. Besonders in den beiden größten Konzentrationslagern Bisingen und Dautmergen war die Lage von Beginn an dramatisch: Als die ersten Häftlinge ankamen, waren die auf ehemals landwirtschaftlich genutzten Geländen aufgebauten Lager noch nicht fertig errichtet, weshalb viele Häftlinge in notdürftig aufgebauten Zelten übernachten mussten. In den Baracken waren die Böden meistens nass; nach größeren Regenschauern verwandelten sich die Lagergelände in schlammige Sümpfe, in die Häftlinge bis zu den Knien einsanken. Einige geschwächte Häftlinge sind dabei versunken und erstickt.303 Durch die miserablen hygienischen Verhältnisse und das Fehlen angemessener sanitärer Einrichtungen breiteten sich Krankheiten rapide aus; sowohl in Bisingen als auch in Dautmergen kam es zu Flecktyphusepidemien.

Nachdem der Geschäftsführer der SS-eigenen Deutsche Schieferöl GmbH bei seinen Vorgesetzten den katastrophalen Zustand des KZ Bisingen beklagt hatte, kam Oswald Pohl im Dezember 1944 persönlich zur Inspektion nach Bisingen und wechselte im Anschluss daran das gesamte führende SS-Personal des Lagers aus.304 An den Existenzbedingungen änderte sich dennoch kaum etwas. Die SS beließ es bei halbherzigen Verbesserungsmaßnahmen wie der Verlegung von Holzstegen über den schlammigen Boden zwischen den Baracken sowie der Errichtung einer ohnehin dringend benötigten neuen Krankenbaracke. Die durchschnittliche Sterberate im KZ Bisingen nahm nach Pohls Besuch jedoch um fast das Doppelte zu.

Die anderen Lager waren bei der Visite des WVHA-Chefs überhaupt nicht berücksichtigt worden, obwohl die Situation im KZ Dautmergen ähnlich der in Bisingen war. Dem Überlebenden Majer Danziger zufolge seien die Lebensbedingungen in Dautmergen „schlimmer als in Auschwitz“ gewesen.305 Als 1947 von französischer Seite in Rastatt der Prozess gegen die Verantwortlichen der „Wüste“-Lager eröffnet wurde, hieß es in der Anklageschrift, dass „es einem körperlich normal konstituierten Menschen unmöglich [gewesen sei], die Lebensbedingungen im Lager Dautmergen mehr als drei Monate lang auszuhalten“.306 Insgesamt starben in Dautmergen über 1700 Männer, das heißt etwa 36 Prozent der Häftlinge; in Bisingen ca. 1200, in Schörzingen etwa 549, in Schömberg ca. 350, in Dormettingen etwa zwanzig, in Frommern acht sowie in Erzingen sieben.307 Da nicht alle Sterbefälle registriert wurden, muss davon ausgegangen werden, dass mehr als 3830 Häftlinge, also etwa ein Drittel aller Inhaftierten der „Wüste“-Lager starben, die meisten davon in den knapp achteinhalb Monaten zwischen August 1944 und April 1945.308

Wie bei allen Außenlagern muss zudem die – in diesem Fall besonders hohe – Zahl von kranken und verletzten Häftlingen berücksichtigt werden, die in andere Lager abgeschoben wurden und oftmals innerhalb weniger Wochen in Folge der in den „Wüste“-Lagern erlittenen KZ-Haft starben. Mehr als 3000 Häftlinge, die für das Schieferölprojekt ausgebeutet worden waren, wurden nach Vaihingen, Dachau und Bergen-Belsen abtransportiert. Die Todesrate einiger Transporte lag bei über 65 Prozent. Steegmann hat die Sterblichkeit aller aus dem Natzweiler-Außenlager-Komplex in Vaihingen angekommenen Transporte genauer analysiert. Dabei zeigt sich, dass von 450 Häftlingen, die am 9. November 1944 aus Dautmergen, Schörzingen und Bisingen nach Vaihingen gebracht wurden, 113 bereits innerhalb von vier Wochen starben.309 Von insgesamt ca. 750 überstellten „Wüste“-Häftlingen überlebten wahrscheinlich nur 235 das Kriegsende.310

Mindestens 144 Häftlinge der „Wüste“-Lager starben auf dem „Todesmarsch“ zum KZ Allach, Dutzende weitere auf den Märschen und während der Zugtransporte in Richtung Dachau, Bodensee und Alpen.311


3.         Die KZ-Außenlager und ihr ziviles Umfeld


Die ersten Häuser von Bisingen standen ca. 150 Meter vom Lager entfernt. Auch an anderen Standorten befanden sich die Lager entweder in unmittelbarer Nähe eines Dorfes/einer Stadt, in manchen Fällen sogar direkt im Ort […]. Im Gegensatz zu den Lagern in den frühen 1930er-Jahren wurde diese Nähe bei den späten KZ-Außenlagern nicht verhindert bzw. sogar bewusst in Kauf genommen. Die Trennung von KZ und Dorf war eine Illusion. 1944/45 verschwammen die Grenzen zwischen Lager und ziviler Gesellschaft: Lager- und Dorfalltag rückten immer näher aneinander heran. Als in den letzten Monaten des Krieges die Luftangriffe zunahmen, die Alliierten weiter vorrückten und sich zunehmend allgemeine Desorganisations- und Auflösungserscheinungen abzeichneten, entstand eine neue Situation, die ausgedehntere Kontakte zwischen Häftlingen und Bevölkerung, aber auch zwischen Bevölkerung und SS ermöglichte.312



Wie Christine Glauning mit dieser Feststellung verdeutlicht, ist die Geschichte eines jeden Konzentrationslagers in der letzten Kriegsphase mehr als in allen vorangegangenen Phasen auch ein Teil der Geschichte des Ortes, in dem sich das Lager befand. Das Konzentrationslager als geschlossenes, von der Außenwelt abgeriegeltes System und „geheimer Ort des Terrors“313 existierte – sofern diese Definition überhaupt jemals vollumfänglich zutraf – ab dem Frühjahr 1944 immer seltener. Die explosionsartige Expansion des KZ-Systems und dessen damit einhergehende Dezentralisierung veränderten die Rezeption der Konzentrationslager sowie das Verhältnis von Lager und zivilem Umfeld gravierend. Die KZ-Außenlager diffundierten, wie Jens-Christian Wagner am Beispiel des KZ Mittelbau-Dora aufzeigte, „förmlich in die Gesellschaft hinein, sie waren integraler Bestandteil des Kriegsalltags der Zivilbevölkerung. Damit waren die Verbrechen ständig präsent; jeder konnte sie sehen, und viele beteiligten sich daran“.314 Die Außenlager des KZ Natzweiler bildeten hier mehrheitlich keine Ausnahme. Im Gegenteil: Die rund vierzig Lager, die 1944/45 im deutschen Südwesten entstanden, waren nach der Auflösung des Stammlagers umso mehr auf lokale Infrastrukturen angewiesen und ließen zahlreiche Berührungspunkte – bis hin zu engen Beziehungsgeflechten – zwischen den Lagern und der Zivilbevölkerung entstehen.


Sichtbarkeit der KZ-Außenlager im Alltag der Ortsbevölkerung

Die Mehrzahl der Natzweiler-Außenlager befand sich in unmittelbarer Nähe von Städten und Gemeinden, viele an den Ortsrändern, vereinzelt sogar inmitten von Wohngebieten. In Mannheim-Sandhofen etwa befand sich das KZ-Außenlager im Gebäude der damaligen Friedrichschule inmitten des alten Ortskerns, umgeben von Wohnhäusern, Bauernhöfen, zwei Kirchen und zwei direkt benachbarten Wirtshäusern. Das Versorgungsamt, wo die Ausgabe von Lebensmittelmarken an die Stadtteilbewohner stattfand, befand sich gegenüber der Schule. Die Bevölkerung konnte durch den Stacheldrahtzaun in den zum Appellplatz umfunktionierten Schulhof einsehen; den direkten Anwohnern war es möglich, aus den Fenstern jederzeit das Geschehen auf dem Appellplatz zu beobachten. Auch in anderen Orten waren Einblicke in die Lager möglich. Vielfach wurden Einheimische dadurch Zeugen von Schikanen, Misshandlungen und Tötungen.315 So schildert etwa eine Leonberger Zeitzeugin, wie Einheimische der Hinrichtung eines Häftlings beiwohnten:


Als ich durch den Garten von Dr. Murthum in unser Grundstück kam, waren unsere großen Tannen voller Menschen, die sich freuten, das grausame Schauspiel zu sehen. Leider, es waren Leonberger! Ich war so empört, dass ich zuhause aus meinem Fenster schrie: „Schämt ihr euch nicht, euch so etwas anzusehen. Verschwindet sofort aus unserem Garten, sonst hetze ich meinen Hund auf euch.“ Verschämt zogen sie ab und stellten sich aber auf den Berg neben unserem Haus, um ja nichts zu versäumen. Nachmittags sah ich zu meinem Entsetzen, wie grad der Erhängte von KZ-Insassen vom Galgen herabgelassen wurde. Wie eine getrocknete Pflaume, dürr, leblos, ein Klumpen Mensch.316



Während regelmäßige Beobachtungen des Lagerlebens nur in vereinzelten Fällen möglich waren, waren die Häftlingskolonnen, die täglich von den Lagern zu den Arbeitsstätten marschierten, meist nicht zu übersehen, zumal die Fußmärsche der Gefangenen oftmals durch die Orte hindurchführten. Darüber hinaus wurden Häftlinge mehrerer Außenlager nach Luftangriffen zur Trümmerbeseitigung, Leichenbergung und zu Aufräumarbeiten in den Städten und Gemeinden eingesetzt und gerieten so ins Blickfeld der lokalen Öffentlichkeit.317

Die stärksten Berührungspunkte zwischen Einheimischen und Lagerinsassen gab es an den Arbeitsstätten, also in den Betrieben, auf den Baustellen und in der Landwirtschaft, wo KZ-Häftlinge, zivile Zwangsarbeiter und deutsche Zivilisten unweigerlich aufeinandertrafen. Zwar verbot die SS jegliche Interaktion zwischen deutschen Arbeitern und den Inhaftierten, doch ließ sich dies dort nur schwerlich durchsetzen.


Reaktionen der Bevölkerung auf die Häftlinge

Das Verhalten der Bevölkerung gegenüber den Häftlingen reichte von Anteilnahme und versuchten Hilfsleistungen über Ignoranz und Gleichgültigkeit bis hin zu offener Feindseligkeit und Gewalt. Die Mehrheit der deutschen Bevölkerung in den Lagerorten waren passive Zu- und Wegschauer, die das Konzentrationslager vor der eigenen Haustüre teilnahmslos zur Kenntnis nahmen oder beobachteten, und – sicherlich auch aus Angst – die Augen vor den sich dort ereignenden Verbrechen verschlossen. In nahezu allen Orten sind dennoch Fälle von Hilfsaktionen überliefert,318 wenngleich diese stets Ausnahmen blieben und selten in dem Ausmaß stattfanden, wie es später lokale Zeitzeugen behaupteten. Einzelne Einheimische zeigten Mitleid mit den Häftlingen und versuchten ihnen auf den Fußmärschen, an den Arbeitsstätten oder bei anderen Gelegenheiten Lebensmittel oder Tabak, in wenigen Fällen auch Medikamente und wärmende Kleidung zukommen zu lassen. Trotz Strafandrohungen der SS deponierten manche Einwohner für die Inhaftierten Brot, Kartoffeln, Möhren, Rüben oder Äpfel an den Straßenrändern. Bauern, bei denen kleinere Gruppen von Häftlingen zur Arbeit eingesetzt wurden, widersetzten sich zum Teil den Auflagen der SS-Wachposten, indem sie die Gefangenen in den Mittagspausen mit dem gleichen Essen versorgten wie die zivilen (Zwangs-)Arbeiter. Auch sind Fälle bekannt, in denen Einheimische für KZ-Häftlinge Briefe aus dem oder in das Lager schmuggelten.

Dagegen verhielten sich viele deutsche Zivilisten mindestens ablehnend, wenn nicht gar äußerst feindselig den Häftlingen gegenüber. Mancherorts wurden Gefangene von Einheimischen bespuckt, mit Steinen oder Abfällen beworfen, beschimpft und als Kriminelle oder Banditen diffamiert.319 So erinnert sich Albert Aerts, ein belgischer Überlebender des KZ Kochem:


Von Seiten der Bürger kam uns wenig Sympathie entgegen. Die SS hatte das Gerücht verbreitet, dass wir Schwerverbrecher wären. Wenn wir Deutschen in der Nähe der Mosel begegneten, geschah nicht selten, dass sie uns voll Hass zuriefen: „Der Krieg dauert noch sechs Jahre, dann seid ihr alle krepiert.“320



Keinen Einzelfall bildete das KZ Kochem auch dahingehend, dass Einheimische die Lager-SS bei der Ergreifung entflohener Häftlinge unterstützten, Verstecke anzeigten und sich an Misshandlungen von Gefangenen beteiligten.321 In Bisingen erschoss ein Sigmaringer Angehöriger der Landwacht, vermutlich zusammen mit einem örtlichen Gendarmeriemeister, vier entflohene Häftlinge.322

Im Mannheimer Stadtteil Sandhofen nahm sich eine Gruppe fanatischer Nationalsozialisten um den Sandhofener Ortsgruppenleiter Weickum den an den KZ-Häftlingen in aller Öffentlichkeit exerzierten Terror zum Vorbild, um im Stadtteil in Form einer Bürgerwehr die nationalsozialistische Ordnung aufrecht zu halten und ein Klima der Angst zu erzeugen.323 Die (mindestens) acht bis zehn Männer hatten es sich bereits seit dem Frühsommer 1944 zur Aufgabe gemacht, Sandhofener Frauen, denen sie regimefeindliche Äußerungen oder Kontakte zu Ausländern unterstellten, zu bestrafen, indem sie ihnen die Köpfe kahlschoren. Mit der Existenz des nahegelegenen Konzentrationslagers radikalisierte sich diese im Ort als „Schlägerkommando“ berüchtigte Gruppe zusehends. Die selbsternannten Ordnungswächter waren bald nur noch mit Peitschen, Stöcken, Gummischläuchen und Kabeln zu sehen und misshandelten neben Sandhofener Einwohnern vor allem zivile Zwangsarbeiter wegen vermeintlicher Verstöße wie das Nichteinhalten der Ausgangssperre oder wegen Rauchens in der Öffentlichkeit, oder aber aus Rache für die Zerstörung von Wohnhäusern durch alliierte Luftangriffe. Mitglieder des „Schlägerkommandos“ beteiligten sich auch an Misshandlungen von Häftlingen des KZ-Außenlagers und unterstützten zumindest inoffiziell und temporär die Lager-SS bei der Bewachung der Insassen.

Die Bewohner der Städte, Stadtteile und Gemeinden, in denen sich die KZ-Außenlager befanden, waren letztlich nicht ausschließlich Zuschauer und Mitwisser (sowie Profiteure, wie noch zu sehen sein wird); einige wurden zu Gehilfen der Lager-SS bzw. selbst zu Tätern. Die Ignoranz, Antipathie und Feindseligkeit, die den Inhaftierten entgegengebracht wurden, die weitgehende Teilnahmslosigkeit ob des Terrors gegen die Inhaftierten sowie die zuletzt völlig enthemmte Gewalt, die sich im Umkreis der Konzentrationslager ausbreitete, bildeten sozusagen die finale Etappe der gesellschaftlichen Durchdringung der nationalsozialistischen Ideologie, Propaganda und Praxis im Inneren des Reichs.


So war die Erosion zivilisatorischer Werte undenkbar ohne den jahrelangen schrittweisen Radikalisierungsprozess in der NS-Verfolgungs- und Vernichtungspolitik, der von einem zunehmenden Gewöhnungs- und Abstumpfungseffekt begleitet wurde. Nachdem das moralische Tabu erst einmal durchbrochen worden war, wurde die Gewalt zur Normalität – nicht nur in den Lagern, sondern auch in ihrem Umfeld. Eine ganz zentrale Rolle spielte dabei der Diskurs der „öffentlichen Sicherheit“, der die Lagerinsassen kriminalisierte und weit mehr war als eine bloße Rechtfertigung des Terrors gegenüber den Häftlingen, da er die Lager als Straforte zu inszenieren half. Zudem hatten die jahrelange politische Indoktrination, die Praxis des sich radikalisierenden „Ausländereinsatzes“ mit der Allgegenwart der vielen Zwangsarbeitslager und schließlich das Kriegserlebnis auch an der „Heimatfront“ eine Gewalterfahrung zur Folge, welche die Schwelle eigener Gewaltbereitschaft immer weiter nach unten drückte. Dieses Klima der Gewalt war zusätzlich durch Rassismus und Antisemitismus aufgeladen und wurde verstärkt durch ein kriegsbedingtes bipolares Denken, das zwischen „Freund“ und „Feind“ unterschied.324




Wirtschaftliche Verflechtungen

In Leonberg lebten 1944/45 etwa 9000 Menschen, als das Konzentrationslager mit seinen bis zu 3000 Häftlingen bestand.325 Die durchschnittliche „Belegstärke“ der KZ-Außenlager Bisingen und Vaihingen entsprach etwa der Hälfte der jeweiligen Einwohnerzahl. In kleineren Orten wie Bruttig und Treis (den beiden Standorten des KZ Kochem) überstieg die Zahl der Häftlinge die Einwohnerzahl. In Neckarelz war die Zahl der insgesamt in den beiden KZ-Außenlagern inhaftierten Männer sogar mehr als doppelt so hoch wie die Zahl der Einwohner.326

Die Lager waren dadurch nicht nur kaum zu übersehen, sondern sie stellten angesichts der Zahl der Häftlinge und der SS-Wachmannschaften sowie im Zuge der zunehmenden Verschränkung zwischen Lager- und örtlicher Infrastruktur in den kriegsbedingt ausgedünnten Ortschaften sogar einen nicht unbeträchtlichen Wirtschaftsfaktor dar. Ungeachtet der Frage, wie sich einzelne Einheimische gegenüber den Häftlingen verhielten, lässt sich für die meisten Natzweiler-Außenlager feststellen, dass Teile der Bevölkerung in der einen oder anderen Art von den Konzentrationslagern profitierten.327

Meist lieferten örtliche Bäckereien das Brot für die Häftlinge und Wachmannschaften, Bauern brachten (oftmals minderwertige) Feldfrüchte für die tägliche Suppe und versorgten die SS mit Tabak; Schreinereien lieferten Holz für Baracken und Pritschen, in manchen Fällen waren ortsansässige Handwerksbetriebe an der Errichtung von Baracken beteiligt oder führten Reparaturarbeiten im Lager durch. Daneben gab es weitere lokale oder regionale Händler, die die KZ-Außenlager mit Bedarfsartikeln belieferten oder anderweitig Kunden der Lager-SS waren. Ganz zu schweigen von den diversen Baufirmen, die an den Verlagerungs- und anderen Bauprojekten beteiligt waren.328 Zudem vermieteten Pensionen und Privatleute verschiedentlich Zimmer an die jeweilige Lagerkommandantur bzw. an einzelne SS-Männer.329

Darüber hinaus lässt sich für etliche Natzweiler-Außenlager ein umfangreicher „Verleih“ von KZ-Häftlingen an örtliche Gewerbetreibende, Kommunen sowie Privatpersonen belegen. Nachweislich wurden in Bad Rappenau, Kochendorf, Mannheim-Sandhofen, Neckarelz, Neckargartach und Vaihingen an der Enz – und vermutlich auch andernorts – Häftlinge unter SS-Bewachung zu Erntearbeiten und anderen (landwirtschaftlichen) Tätigkeiten auf Bauernhöfen und Gütern eingesetzt.330 In manchen dieser Orte, ebenso wie in Bruttig und Treis (KZ Kochem) sowie in Bisingen, arbeiteten Kommandos oder einzelne Häftlinge bei Handwerksbetrieben und Baufirmen oder wurden von der Gemeinde zu Waldarbeiten sowie zum Schneeräumen eingesetzt.331 Häftlinge des KZ Neckarelz arbeiteten in einer Gurkenfabrik,332 Vaihingen-Häftlinge in einem Schuhsohlenwerk333 und Bisingen-Häftlinge sowohl in einer Schuhfabrik als auch in einer Schuhgroßhandlung.334 Ein tageweiser „Verleih“ von KZ-Häftlingen an Privatpersonen lässt sich für Bad Rappenau, Bisingen, Bruttig/Treis, Mannheim-Sandhofen und Neckarelz nachweisen.335 Die Gefangenen mussten dort Reparatur-, Bau-, Verlade-, Wald- oder Gartenarbeiten verrichten oder Arbeiten im Haushalt übernehmen. In Bisingen wurden Ende Februar 1945 außerdem KZ-Häftlinge eingesetzt, um das bei einem Luftangriff beschädigte Dach der katholischen Kirche zu reparieren.

Darüber hinaus profitierten Einheimische wirtschaftlich auch von den Wachmannschaften. So erledigten die SS-Männer außerhalb ihrer Dienstzeit private Einkäufe in den Geschäften der Umgebung, kauften Fleisch- und Wurstwaren in lokalen Metzgereien und sorgten abendlich nach Dienstschluss nicht selten für erhebliche Umsatzsteigerungen der örtlichen Wirtshäuser. Private und wirtschaftliche Beziehungen zwischen der SS und Teilen der Ortsbevölkerung gingen besonders dort fließend ineinander über.


Private Beziehungen zwischen der SS und der Ortsbevölkerung

Wie Peter Koppenhöfer am Beispiel des KZ Sandhofen zeigt, befanden sich die SS-Männer vor Ort in einer Doppelrolle als KZ-Betreiber einerseits und neue Stadtteilbewohner andererseits.336 Dieser Befund lässt sich auf andere Außenlagerorte übertragen.337 Außerhalb ihres Dienstes im Konzentrationslager suchten die Männer nach Freizeitgestaltungsmöglichkeiten und Sozialkontakten in der näheren Umgebung, die sie vor allem in den Wirtshäusern fanden. Die Einheimischen lernten die Wachmänner dort als Privatpersonen kennen, tranken und aßen gemeinsam, spielten Karten und schlossen Freundschaften. Auch über die wirtschaftlichen Kontakte zwischen dem Konzentrationslager und Einheimischen, insbesondere durch den Verleih von Häftlingen an Privatpersonen, entstanden enge private Beziehungen. Bisweilen hatten SS-Männer vor Ort „nach kurzer Zeit ‚ihre‘ Familie, wo sie jeden Abend nach dem Dienst hingingen, teilweise sogar bei der Arbeit halfen und dann mit den Einheimischen zusammensaßen, um sich zu unterhalten oder auch zum Kartenspielen.“338 Darüber hinaus bestanden in mehreren Orten sexuelle oder Liebesbeziehungen zwischen SS-Männern und einheimischen Frauen;339 mindestens in Kochendorf und Mannheim sind daraus Ehen hervorgegangen.

Mancherorts kamen dem Konzentrationslager gar, so Koppenhöfer, „quasi kulturelle Funktionen“340 zu, indem die SS Kameradschafts- und Tanzabende, Weihnachtsfeiern und Trinkgelage veranstaltete, an denen auch Einheimische teilnahmen. So erinnert sich etwa eine Treiser Zeitzeugin:


Im Hotel Wildburg feierte die SS regelrechte Orgien. Verschiedene Frauen aus Treis gingen abends dahin. […] Bei diesen SS-Orgien wurden Häftlinge zum Spaß erhängt. Es wurde sich über das Verhalten der Sterbenden lustig gemacht.341




Zusammenfassung

Die angeführten Beispiele zeigen, dass von den KZ-Außenlagern als geschlossene und nach außen abgeschottete Systeme, die eine Art Parallelwelt zu ihrer zivilen Umgebung bildeten, keine Rede sein kann. Die südwestdeutschen Konzentrationslager des Natzweiler-Komplexes waren vielmehr mehrheitlich von der Zivilbevölkerung wahrnehmbare Stätten der Gewalt und des NS-Terrors, gelegen in der Peripherie bzw. inmitten von Städten und Gemeinden, die auf vielfache Weise in Beziehung zu den Ortschaften und ihrer Bewohnerschaft standen. Sowohl die geschundenen Häftlinge und die SS-Wachmannschaften als auch die von der SS ausgeübte Gewalt waren in den Orten präsent und wurden im Alltag der Bevölkerung zur Normalität. Es bestanden administrative, wirtschaftliche und private Verflechtungen zwischen den Orten und den Konzentrationslagern bzw. deren Verwaltung und Wachmannschaften. In den Reaktionen und Verhaltensweisen der Bevölkerung gegenüber den KZ-Häftlingen bildeten öffentlich zum Ausdruck gebrachte Empathie, Mitleid, Solidarität und Hilfe auf wenige Personen und Ereignisse beschränkte Einzelfälle.

Abermals sei an dieser Stelle Christine Glauning zitiert, die zusammenfassend konstatiert:


Niemand konnte sich dem Wissen von der Existenz dieser Lager entziehen – einschließlich des Terrors gegen die Häftlinge. Die Verbrechen in den späten KZ-Außenlagern fanden in aller Öffentlichkeit statt, und es gab kaum Bestrebungen, dies in der chaotischen, von Auflösungserscheinungen geprägten Endphase des NS-Regimes zu verhindern. Die meisten zeigten sich gleichgültig gegenüber der offensichtlichen Verelendung der Häftlinge und der Gewalt der SS. Weit entfernt von politisch motiviertem Widerstand, aber geprägt von humanitär-christlichem Empfinden, entschied sich eine kleine Gruppe von [Einheimischen], nicht immer ohne Gefahr für sich selbst, den Häftlingen zu helfen. Das darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass diese Hilfsaktionen nach 1945 zur kollektiven Entlastung benutzt wurden und verbergen sollten, dass Teile der Bevölkerung von der Existenz des Lagers ausgiebig profitierten. Im extremsten Fall wurden manche zu Mittätern […].342



Aufgrund der Diffusion des KZ-Alltags mit dem zivilen Alltag der jeweiligen Lokalbevölkerung bildet die Rolle des zivilen Umfelds nicht nur einen bedeutenden Aspekt in der Historiografie der Konzentrationslager, sondern vice versa sind die Konzentrationslager und KZ-Außenlager ebenso Teil der jüngeren Geschichte der betreffenden Städte, Stadtteile und Gemeinden. Dass dies – wie zu sehen sein wird – in den Jahren und Jahrzehnten nach Kriegsende von der Lokalbevölkerung und kommunalen Verantwortungsträgern meist anders gesehen wurde, die Geschichte der KZ-Außenlager in den Ortschroniken in der Regel ausgeklammert wurde und eine gesellschaftliche Auseinandersetzung mit diesem Teil der Ortsgeschichte erst von denjenigen Generationen angestoßen wurde, die die Existenz der Konzentrationslager nicht selbst erlebt haben, beruhte nicht auf Wissensmangel, sondern war eine aktive Form des Ausblendens und Verdrängens. Die bis zur Gegenwart immer wieder geäußerte Behauptung lokaler Zeitzeugen, die Zivilbevölkerung habe von den KZ-Außenlagern nichts gewusst und die jeweilige Stadt oder Gemeinde habe mit dem Lager „nichts zu tun“ gehabt, ist jedenfalls ein seit 1945 gepflegter und stets aufs Neue revitalisierter Mythos, der mit historischen Fakten allenfalls dann in Einklang zu bringen ist, wenn man die Geschichte der Konzentrationslager auf die Verbrechen innerhalb der Lagerumzäunung reduziert.
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60      Stanislav Zámečnik: Das war Dachau, 2. Aufl., Frankfurt am Main 2010, S. 303.
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113    Vgl. Ernst Heimes: Ich habe immer nur den Zaun gesehen. Suche nach dem KZ-Außenlager Cochem, Koblenz 1993, S. 51; Ders.: Cochem („Zeisig“, „A 7“), in: Benz/Distel: Der Ort des Terrors, Bd. 6, S. 66–69, hier S. 66 f.

114    Heimes: Cochem, S. 67.

115    Vgl. Steegmann: Natzweiler-Struthof, S. 296.

116    Vgl. ebd.; Jean Boudias: Le Kommando de Kochem, in: Arnold Kientzler (Hrsg.): Le Camp de concentration du Struthof, Schirmeck 1998, S. 242.

117    Vgl. Heimes: Ich habe immer nur den Zaun gesehen, S. 78.

118    Vgl. ebd., S. 66.

119    Den körperlichen Zustand der nach Natzweiler Zurückgebrachten schildert der ehemalige Natzweiler-Häftling M. Alexis Maroter: „Ich habe viele schreckliche Sachen gesehen, aber das war meine erste alptraumhafte Erscheinung […]. Schatten von Menschen, völlig abgemagert und blaß. Die weniger Kranken stützten oder trugen richtige Skelette, bedeckt mit grünlichen Exkrementen, die nichts Menschliches mehr an sich hatten.“ Zit. nach Heimes: Ich habe immer nur den Zaun gesehen, S. 67.

120    Vgl. Heimes: Cochem, S. 68.

121    Vgl. Heimes: Cochem, S. 69.

122    Zu diesem Verlagerungsprojekt vgl. Fröbe: Wie bei den alten Ägyptern; Michael Schmid: Goldfisch – Gesellschaft mit beschränkter Haftung: Eine Lokalhistorie zum Umgang mit Menschen, in: Hamburger Stiftung für Sozialgeschichte des 20. Jahrhunderts (Hrsg.): Das Daimler-Benz Buch. Ein Rüstungskonzern im „Tausendjährigen Reich“, Nördlingen 1987, S. 482–513; Markowitsch/Zwick: Goldfisch und Zebra (2011), S. 48–71.

123    Vgl. Tobias Markowitsch: Neckarelz I, in: Benz/Distel: Der Ort des Terrors, Bd. 6, S. 135–141, hier S. 136.

124    Ebd., S. 136.

125    Markowitsch/Zwick: Goldfisch und Zebra (2011), S. 80.

126    Vgl. Kattrin Rautnig: Neckargerach, in: Benz/Distel: Der Ort des Terrors, Bd. 6, S. 147–150, hier S. 147; Markowitsch/Zwick: Goldfisch und Zebra (2011), S. 88.

127    Vgl. Rautnig: Neckargerach, S. 148; Markowitsch/Zwick: Goldfisch und Zebra (2011), S. 93.

128    Vgl. Markowitsch/Zwick: Goldfisch und Zebra (2011), S. 115.

129    Vgl. ebd., S. 107–109; Georg Fischer: Neckarelz II, in: Benz/Distel: Der Ort des Terrors, Bd. 6, S. 141–144, hier S. 142 f.

130    Vgl. Markowitsch/Zwick: Goldfisch und Zebra (2011), S. 116–128.

131    Vgl. ebd., S. 121; Tobias Markowitsch: Asbach, in: Benz/Distel: Der Ort des Terrors, Bd. 6, S. 48–50, hier S. 48.

132    Vgl. Peter Beisel: „Im schönen Wiesengrunde …“. – Das Arbeitslager Neckarbischofsheim, online: http://www.rsw.hd.bw.schule.de/shal/holo/LagerNb/lager-nb.htm (zuletzt abgerufen: 13.12.2018).

133    Vgl. Markowitsch: Asbach; Ders.: Neckarbischofsheim; Beisel: Im schönen Wiesengrunde; Markowitsch/Zwick: Goldfisch und Zebra (2011), S. 121–128. Das Außenlager Bad Rappenau wird ebenfalls zu den Neckarlagern gezählt, die Häftlinge dieses Lagers arbeiteten allerdings nicht im Rahmen der Verlagerungsprojekte.

134    Vgl. Markowitsch/Zwick: Goldfisch und Zebra (2011), S. 147–150.

135    Vgl. ebd., S. 110, S. 177.

136    Vgl. ebd., S. 144.

137    Vgl. Rautnig: Neckargerach, S. 148 f.; Markowitsch/Zwick: Goldfisch und Zebra (2011), S. 143, S. 199–204.

138    Vgl. Markowitsch: Neckarelz I; Markowitsch/Zwick: Goldfisch und Zebra (2011), S. 238.

139    Liste der Todesopfer der Neckarlager, Archiv der KZ-Gedenkstätte Neckarelz (im Folgenden: AGN). Für die Zurverfügungstellung danke ich Dorothee Roos, Arno Huth und Georg Fischer.

140    Vgl. Markowitsch/Zwick: Goldfisch und Zebra (2011), S. 227.

141    Vgl. ebd.; Beisel: Im schönen Wiesengrunde.

142    Im Folgenden vgl. Markowitsch/Zwick: Goldfisch und Zebra (2011), S. 231–237.

143    Vgl. Peter Koppenhöfer: Heinrich Wicker. Von der Hitlerjugend zum Führer eines Todesmarsches, Veröffentlichungen zur Geschichte des KZ Hessental, Bd. 3, hrsg. von der Initiative KZ-Gedenkstätte Hessental e. V., Schwäbisch Hall 2011, S. 56 f.

144    Vgl. Markowitsch/Zwick: Goldfisch und Zebra (2011), S. 233–237.

145    Liste der Todesopfer der Neckarlager, AGN.

146    Vgl. im Folgenden Robert Steegmann: Wesserling (Urbès) („Kranich“, „A 10“), in: Benz/Distel: Der Ort des Terrors, Bd. 6, S. 188–190; Huth: Das doppelte Ende, S. 33 f.

147    Vgl. im Folgenden: Huth: Das doppelte Ende, S. 34; George Lucius Salton: The 23rd Psalm: A Holocaust Memoir, Madison/Wisconsin 2004, S. 155. Für den Hinweis danke ich Arno Huth.

148    Vgl. Robert Steegmann: Schwindratzheim („A 11“), in: Benz/Distel: Der Ort des Terrors, Bd. 6, S. 170.

149    Vgl. Armin Bergmann: Organisation Todt (OT), in: Wolfgang Benz/Hermann Graml/Hermann Weiß (Hrsg.): Enzyklopädie des Nationalsozialismus, München 1997, S. 629. Vgl. auch Eberhard Jäckel/Peter Longerich/Julius H. Schoeps (Hrsg.): Enzyklopädie des Holocaust. Die Verfolgung und Ermordung der europäischen Juden, Bd. 2, 2. Aufl., München 1998, S. 1071 f.

150    Vgl. Wolfgang Schiele: Eine Stadt im Bann der Rüstung, in: Joachim Baur/Birgit Wörner (Hrsg.): Konzentrationslager und Zwangsarbeit in Leonberg, Leonberg 2001, S. 231–272.

151    Vgl. Eberhard Röhm: Leonberg („Reiher“), in: Benz/Distel: Der Ort des Terrors, Bd. 6, S. 121–125, hier S. 122.

152    Vgl. Renate Stäbler/Monica Mather: Das KZ zwischen Leonberg und der Autobahn. Gelände, Behausungen, Wasserversorgung, in: Baur/Wörner: Konzentrationslager und Zwangsarbeit in Leonberg, S. 81–102, hier S. 96 f.

153    Zit. nach Eberhard Röhm: Ein Autobahntunnel wird zum Schicksal einer Stadt. Messerschmitt, KZ-Außenlager und Zwangsarbeiter im letzten Kriegsjahr in Leonberg, in: Glauning/Pflug: Arbeit und Vernichtung, S. 69–90, hier S. 72.

154    In drei Transporten wurden 127 oder 128 Häftlinge nach Vaihingen abgeschoben, im März 1945 wurden 258 Inhaftierte nach Bergen-Belsen gebracht. Weitere Krankentransporte gingen nach Dachau und Augsburg-Pfersee. Vgl. Röhm: „Aus aller Mütter Länder …“. Nationalitäten und Anzahl der Häftlinge, in: Baur/Wörner: Konzentrationslager, S. 61–80, hier S. 76 f.; Steegmann: Natzweiler-Struthof, S. 465.

155    Vgl. Scheck: Zwangsarbeit und Massensterben, S. 63–90.

156    Vgl. Alfred Lipson: Meine Odyssee von Radom nach Vaihingen, in: Manfred Scheck (Hrsg.): Das KZ vor der Haustüre. Augenzeugen berichten über das Lager „Wiesengrund“ bei Vaihingen an der Enz, Beihefte zur Schriftenreihe der Stadt Vaihingen an der Enz, Heft 4, 4. Aufl., Vaihingen an der Enz 2010, S. 167–180.

157    Scheck gibt die Zahl von 378 verbliebenen Häftlingen an, Steegmann geht jedoch, basierend auf Justizakten, von 259 Häftlingen aus. Vgl. Manfred Scheck: Vaihingen an der Enz („Wiesengrund“), in: Benz/Distel: Der Ort des Terrors, Bd. 6, S. 177–181, hier S. 179; Steegmann: Natzweiler-Struthof, S. 86.

158    Hanns Grosspeter wurde 1939 wegen „Zersetzung des Wehrwillens“ verhaftet und durchlitt die Konzentrationslager Buchenwald, Ravensbrück, Dachau, Schömberg und Heppenheim, bevor er im November 1944 nach Vaihingen gebracht wurde. Im Januar 1945 wurde er zum Revierältesten ernannt und zählte damit zur sogenannten „Häftlingsprominenz“. Sein Erinnerungsbericht aus der Sicht eines hohen Funktionshäftlings löste eine heftige Auseinandersetzung unter den Überlebenden aus.

159    Hanns Grosspeter: Mit dem Rücken zur Wand. Vom Alltag und Überleben im Konzentrations-Revierlager Vaihingen, in: Scheck: KZ vor der Haustüre, S. 55–148, hier S. 71–73.

160    Vgl. Manfred Scheck: Kalendarium. Daten und Veröffentlichungen zur Geschichte des KZ „Wiesengrund“, in: Ders.: KZ vor der Haustüre, S. 13–23, hier S. 21.

161    Vgl. die Erinnerungen von Trygve Bratteli: Gefangen in Nacht und Nebel, in: Scheck: KZ vor der Haustüre, S. 25–46, hier S. 44 f.

162    Vgl. Scheck: Zwangsarbeit und Massensterben, S. 176–178.

163    Vgl. Liste des personnes décédés à Vaihingen an der Enz, erstellt vom Leiter der „Mission Vaticane“ am 29. Dezember 1945, Archiv der KZ-Gedenkstätte Vaihingen an der Enz [AGV], H 1, Nr. 5.

164    Vgl. Janssen: Das Ministerium Speer, S. 265.

165    Zit. nach Rudolf Absolon: Die Wehrmacht im Dritten Reich, Bd. 6, Boppard am Rhein 1995, S. 587.

166    Janssen: Das Ministerium Speer, S. 266.

167    Vgl. Riexinger/Ernst: Vernichtung durch Arbeit, S. 119–121.

168    Vgl. Klaus Riexinger: Kochendorf, in: Benz/Distel: Der Ort des Terrors, Bd. 6, S. 117.

169    Vgl. Riexinger/Ernst: Vernichtung durch Arbeit, S. 82.

170    Vgl. ebd., S. 91.

171    Vgl. ebd., S. 22 f., S. 92.

172    Vgl. ebd., S. 104 f.

173    Vgl. ebd., S. 119.

174    Zur Häftlingsgesellschaft in Kochendorf vgl. ebd., S. 145–194.

175    Vgl. ebd., S. 47 f.

176    Vgl. ebd., S. 130–141.

177    Riexinger: Kochendorf, S. 120.

178    Vgl. Steegmann: Natzweiler-Struthof, S. 465; Riexinger/Ernst: Vernichtung durch Arbeit, S. 56.

179    „Im November 1944 sollen weitere 180 Häftlinge ins KZ Dachau geschickt worden sein. Eine Bestätigung dafür gibt es nicht“. Vgl. Riexinger/Ernst: Vernichtung durch Arbeit, S. 56.

180    Ebd., S. 151.

181    Vgl. ebd., S. 57.

182    Vgl. ebd., S. 48 f.

183    Vgl. Huth: Das doppelte Ende, S. 228–242. Zum „Kochendorfer Todesmarsch“ vgl. auch Riexinger/Ernst: Vernichtung durch Arbeit, S. 195–226.

184    Vgl. Heinz Risel: KZ in Heilbronn. Das „SS-Arbeitslager Steinbock“ in Neckargartach, Heilbronn 1987, S. 15–19; Georg Fischer: Neckargartach („Steinbock“), in: Benz/Distel: Der Ort des Terrors, Bd. 6, S. 144–147, hier S. 145.

185    Daneben waren einige wenige „Reichsdeutsche“, Franzosen und Luxemburger in Neckargartach inhaftiert. Vgl. Fischer: Neckargartach, S. 145.

186    Vgl. zum Arbeitseinsatz im Salzbergwerk: Risel: KZ in Heilbronn, S. 57–60.

187    Vgl. ebd., S. 60–65.

188    Vgl. ebd., S. 51 f.

189    Vgl. Huth: Das doppelte Ende, S. 278–285; Fischer: Neckargartach, S. 146 f.; Risel: KZ in Heilbronn, S. 80–83. In Böckingen erschlug die SS mehrere Häftlinge während einer Rast. Vgl. Ebd., S. 75–77.

190    Vgl. Robert Steegmann: Thil, in: Benz/Distel: Der Ort des Terrors, Bd. 6, S. 173–175, hier S. 173. Im Folgenden vgl. ebd. Ders.: Natzweiler-Struthof, S. 74–76, S. 299 f.

191    Aus dem Stammlager wurden außerdem zwanzig Inhaftierte als Funktionshäftlinge überstellt.

192    Vgl. Steegmann: Thil, S. 174.

193    Steegmann: Natzweiler-Struthof, S. 300.

194    Vgl. Klaus Riexinger: Deutsch-Oth (Audun-le-Tiche), in: Benz/Distel: Der Ort des Terrors, Bd. 6, S. 75 f.

195    Vgl. Steegmann: Natzweiler-Struthof, S. 75.

196    Vgl. ebd., S. 300.

197    Vgl. Riexinger: Deutsch-Oth, S. 76.

198    Vgl. hier und im Folgenden: Uwe Schellinger: Haslach im Kinzigtal („Barbe“), in: Benz/Distel: Der Ort des Terrors, Bd. 6, S. 157–161; Sören Fuß: „Gedenkstätte Vulkan“ – Haslach im Kinzigtal, in: Die Ortenau, 81. Jg., 2001, S. 533–538.

199    Vgl. im Folgenden Karlheinz Bauer: Ein Außenkommando des Konzentrationslagers Natzweiler in Wasseralfingen, in: Geschichts- und Altertumsverein Aalen (Hrsg.): Aalener Jahrbuch 1984, Stuttgart/Aalen 1984, S. 345–384, hier S. 358.

200    In manchen Quellen findet sich der Hinweis, dass es sich hierbei um polnische Juden gehandelt habe. Dies ist jedoch unwahrscheinlich und fußt mutmaßlich auf einer Verwechslung zwischen dem Aufstand im Warschauer Ghetto 1943 und dem Warschauer Aufstand der polnischen Untergrundarmee Armia Krajowa im August 1944. Die Häftlinge des KZ Wasseralfingen waren Anfang September während der Niederschlagung des Warschauer Aufstands durch die deutschen Besatzer verhaftet und mit einem Transport von insgesamt 3034 Männern über das Durchgangslager Pruszków nach Dachau verschleppt worden. Vgl. hierzu: Brenneisen: Konzentrationslager Mannheim-Sandhofen, S. 39 f. Dass es sich hier mehrheitlich um Juden gehandelt habe, muss auch in Hinblick auf das Sterberegister bezweifelt werden, wo ausnahmslos alle Todesopfer des Lagers als Katholiken aufgeführt sind. Vgl. Verzeichnis in Bauer: Außenkommando, S. 380 f.

201    Vgl. Steegmann: Natzweiler-Struthof, S. 134.

202    Vgl. ebd., S. 135.

203    Vgl. im Folgenden: Manfred Scheck: Unterriexingen, in: Benz/Distel: Der Ort des Terrors, Bd. 6, S. 175–177.

204    Vgl. Gerhard Schreiber: Die italienischen Militärinternierten im deutschen Machtbereich 1943 bis 1945. Verraten – Verachtet – Vergessen, München 1990.

205    Scheck datiert die Ankunft des Mannheimer Transports auf den 2. Januar 1945 und erwähnt, dass laut Häftlingserinnerungen weitere 200 Inhaftierte am 25.12.1944 aus Vaihingen gekommen seien, wofür es allerdings keine weiteren Quellen gäbe. Da die Häftlinge des KZ Sandhofen nachweislich am 23.12.1944 von Mannheim aus überstellt wurden, ist anzunehmen, dass hier dieselben Transporte gemeint sind. Anfang Januar gab es keine Abgänge aus Mannheim. Vgl. Scheck: Unterriexingen, S. 176 f.; Brenneisen: Konzentrationslager Mannheim-Sandhofen, S. 51.

206    Vgl. im Folgenden: Magistrat der Stadt Mörfelden-Walldorf (Hrsg.): „Das Geheimnis der Erlösung heißt Erinnerung…“. Ein Begleitheft zum Historischen Lehrpfad beim ehemaligen KZ-Außenlager Walldorf, Mörfelden-Walldorf 2000; Ders.: „Das Geheimnis der Erlösung heißt Erinnerung…“. Ergänzung 2008, Mörfelden-Walldorf 2008; Magistrat der Stadt Mörfelden-Walldorf: Nichts und niemand wird vergessen. Zur Geschichte des KZ-Außenlagers Natzweiler-Struthof in Walldorf, Mörfelden-Walldorf 1996; Rühlig: Walldorf.

207    Faksimile in Magistrat der Stadt Mörfelden-Walldorf: Das Geheimnis der Erlösung, S. 42.

208    Vgl. Magistrat der Stadt Mörfelden-Walldorf: Das Geheimnis der Erlösung (Ergänzung 2008), S. 14 f.

209    Zur Geschichte des Fliegerhorstes und des KZ Hessental vgl. Michael Sylvester Koziol: Rüstung, Krieg und Sklaverei. Der Fliegerhorst Schwäbisch Hall-Hessental und das Konzentrationslager, Sigmaringen 1986.

210    Vgl. ebd., S. 62.

211    Zur Häftlingsgesellschaft vgl. Folker Förtsch: Das KZ-Außenlager Hessental. Zur inneren Struktur und zu den Außenbeziehungen eines KZ-Außenlagers in der Endphase der NS-Herrschaft, in: Glauning/Pflug: Arbeit und Vernichtung, S. 38–41; Koziol: Rüstung, Krieg und Sklaverei, S. 95–97.

212    Vgl. Liselotte Kratochvil/Folker Förtsch/Siggi Hubele: Hessental, in: Benz/Distel: Der Ort des Terrors, Bd. 6, S. 111–113.

213    Ebd., S. 111 f. Zum Arbeitseinsatz vgl. außerdem Koziol: Rüstung, Krieg und Sklaverei, S. 102–107.

214    Vgl. Kratochvil/Förtsch/Hubele: Hessental, S. 112.

215    Vgl. Huth: Das doppelte Ende, S. 245 f.

216    Zum Hessentaler Todesmarsch vgl. ebd., S. 242–273; Koziol: Rüstung, Krieg und Sklaverei S. 118–126.

217    Vgl. Dorothee Wein: Die Geschichte des KZ-Außenlagers Hailfingen/Tailfingen, in: Dies./Volker Mall/Harald Roth: Spuren, S. 10–155, hier S. 62.

218    Vgl. ebd., S. 16.

219    Vgl. ebd., S. 66.

220    Vgl. ebd., S. 47.

221    Zum Arbeitseinsatz vgl. ebd., S. 75–89.

222    Vgl. ebd., S. 118.

223    Vgl. ebd., S. 117–131; Volker Mall/Harald Roth: „Jeder Mensch hat einen Namen“. Gedenkbuch für die 600 jüdischen Häftlinge des KZ-Außenlagers Hailfingen/Tailfingen, Berlin 2009, S. 25–27.

224    Vgl. im Folgenden: Faltin: Im Angesicht des Todes.

225    Ebd., S. 48.

226    Vgl. Tabelle in Steegmann: Natzweiler-Struthof, S. 465.

227    Vgl. Bernd Boll: „Das wird man nie mehr los …“ – Ausländische Zwangsarbeiter in Offenburg 1939 bis 1945, Pfaffenweiler 1994, S. 309–328.

228    Vgl. Schreiben des Bürgermeisteramts Offenburg an das Landratsamt vom 03.11.1945, Anlage „Liste der auf dem hiesigen Friedhof beerdigten Personen, die von den deutschen Truppen aus der Artilleriekaserne dorthin zur Beerdigung verbracht wurden“, StadtA OG, 5/6736.

229    Schellinger: Offenburg, S. 158.

230    Die Gesamtzahl von 76 Todesopfern ergibt sich aus den Recherchen des Verfassers durch den Abgleich verschiedener Quellen: Liste der auf dem hiesigen Friedhof beerdigten Personen […], StadtA OG, 5/6736; Jüdischer Friedhof Gräberfeld 19a, StadtA OG, 750/32-20; Ehemalige Insassen des KL Flossenbürg, Transport 22.03.1945 nach Offenburg (Bereich KL Natzweiler), StadtA OG, Ordner Staatsanwaltschaft Offenburg, 6Ujs 351/95; Liste des victimes du convoi de Flossenbourg enterrées à Offenbourg, 1.1.0.7/ 87765473/ ITS Digital Archive, Arolsen Archives; Aufstellung der Namen auf dem Alliiertenfriedhof Offenburg, VolksbundArchiv, B.3.1, Bauakte KZ-Friedhof Offenburg; Sterbeurkunden, ausgestellt vom Standesamt Offenburg betr. verstorbene Häftlinge des KL Mittelbau/8. SS-Eisenbahnbaubrigade Offenburg, 1.1.27.2/8085700/ ITS Digital Archive, Arolsen Archives; Sterbeurkunden und Sterbefallanzeigen betr. verstorbene Häftlinge des KL Sachsenhausen/8. SS-Eisenbahnbaubrigade Offenburg, ITS Archive, KL Sachsenhausen GCC 10/75, Ordner 80b, Arolsen Archives.

231    Vgl. Schellinger: Offenburg, S. 159. Zum Massaker in der Artillerie-Kaserne vgl. die Rede des ehemaligen Häftlings Sigmund Nissenbaum während einer Gedenkfeier am 27. April 1981, in: Mitteilungsblatt des Oberrates der Israeliten Badens, 34. Jg., Nr. 6, Juni 1981. Außerdem: Martin Ruch: In Memoriam Charles Hermand. Opfer des Massakers in der Offenburger Artilleriekaserne, in: Die Ortenau, Nr. 85, 2005, S. 475–490.

232    Vgl. Huth: Das doppelte Ende, S. 293.

233    Vgl. im Folgenden: Wolfgang Stapp: Kaum bekannt. Ein Todeslager an der Bergstraße. Die KZ-Außenkommandos Darmstadt und Bensheim-Auerbach, in: Archiv für hessische Geschichte und Altertumskunde, Nr. 64, 2006, S. 259–302.

234    Vgl. Ebd., S. 279 f.

235    Aufgrund Heymanns Stellung ist anzunehmen, dass diese Entscheidung vom Jägerstab gefällt worden war. Vgl. Stapps Hinweis auf eine Sitzung mit Erhard Milch und einem Vertreter des RMRK Mitte Februar 1945. Ebd., S. 277.

236    Ebd., S. 276.

237    Vgl. Auerbacher Projektgruppe: „Denn was wir erlitten haben, das war jede Minute“. Griechische Zwangsarbeiter in einem Rüstungsbetrieb am Ende des Zweiten Weltkriegs, in: Fred Dorn/Klaus Heuer (Hrsg.): „Ich war immer gut zu meiner Russin“. Zur Struktur und Praxis des Zwangsarbeitssystems im Zweiten Weltkrieg in der Region Südhessen, Pfaffenweiler 1991, S. 137–152.

238    Vgl. Huth: Das doppelte Ende, S. 39.

239    Steegmann: Natzweiler-Struthof, S. 94; Stapp: Kaum bekannt, S. 280.

240    Vgl. Stapp: Kaum bekannt, S. 279.

241    Vgl. im Folgenden: Annette Schäfer: Das Außenlager des Konzentrationslagers Natzweiler in Geislingen/Steige, in: 1999. Zeitschrift für Sozialgeschichte des 20. und 21. Jahrhunderts, Heft 3/1990, S. 98–109.

242    Vgl. ebd., S. 105.

243    In manchen Quellen wird das Lager daher auch als KZ Hayingen bezeichnet. Vgl. Steegmann: Ebingen/Ebange.

244    Vgl. im Folgenden: Karla Wiesinger: Geisenheim, in: Benz/Distel: Der Ort des Terrors, Bd. 6, S. 93–95.

245    Wiesinger (ebd., S. 94) gibt an, dass die Häftlinge am 20. Dezember aus Bergen-Belsen gekommen seien, Steegmann hingegen vermutet die Inbetriebnahme des Konzentrationslagers bereits um den 29. November (Steegmann: Natzweiler-Struthof, S. 284).

246    Vgl. Huth: Das doppelte Ende, S. 154.

247    Vgl. im Folgenden: Josef Seubert: Von Auschwitz nach Calw. Jüdische Frauen im Dienst der totalen Kriegsführung, Eggingen 1989.

248    Vgl. Steegmann: Natzweiler-Struthof, S. 285.

249    Vgl. Seubert: Von Auschwitz nach Calw, S. 19–26.

250    Eine Frau war in Calw an Typhus gestorben. Vgl. ebd.: S. 29 f. Zum Evakuierungsmarsch vgl. ebd., S. 33–39.

251    Orth: Das System der nationalsozialistischen Konzentrationslager, S. 240.

252    Vgl. im Folgenden: Kaiser/Knorn: Wir lebten und schliefen zwischen den Toten.

253    Vgl. ebd., S. 68.

254    „In Frankfurt beschäftigten die Adlerwerke 1943 das drittgrößte Zwangsarbeiterheer nach den I.G. Farben und den Vereinigten Deutschen Metallwerken.“ Ebd., S. 69.

255    Ebd., S. 127.

256    Die Mehrzahl war Anfang September mit dem im Absatz zum KZ Wasseralfingen bereits erwähnten Transport aus dem Durchgangslager Pruszków nach Dachau gebracht worden. Da die Daimler-Benz AG jedoch für ihr Mannheimer Werk bei der Auswahl der Häftlinge in Dachau die „erste Wahl“ hatte, waren die Adlerwerke mit den überstellten Häftlingen unzufrieden, weshalb bereits nach zwei Wochen 58 ältere Insassen nach Dachau zurückgeschickt wurden. Vgl. ebd., S. 139.

257    Vgl. ebd., S. 164 f.

258    Vgl. ebd., S. 227–241.

259    Ebd., S. 183.

260    Vgl. Steegmann: Natzweiler-Struthof, S. 465. Kaiser/Knorn gehen von drei Transporten aus, bei denen insgesamt 187 Häftlinge nach Vaihingen gebracht wurden. Kaiser/Knorn: Wir lebten und schliefen, S. 237.

261    Vgl. Steegmann: Natzweiler-Struthof, S. 465. Die Sterberate lag bei diesem Transport also bei über 81 Prozent, was die höchste Rate aller vergleichbaren Krankentransporte nach Vaihingen darstellt.

262    Kaiser/Knorn: Wir lebten und schliefen zwischen den Toten, S. 157. Bis zu 56 Häftlinge kamen bei einem Luftangriff am 8. Januar ums Leben oder starben in den folgenden Tagen an den dabei erlittenen Verletzungen. Vgl. ebd., S. 225.

263    Vgl. ebd., S. 229.

264    Vgl. ebd., S. 210.

265    Vgl. im Folgenden ebd., S. 243–248. Da zu diesem Transport keine Listen erhalten geblieben sind und zu diesem Zeitpunkt die Neuzugänge im KZ Bergen-Belsen nicht mehr registriert wurden, ist es nicht möglich, die genaue Anzahl der Häftlinge dieses Zugtransports zu beziffern.

266    Ebd., S. 247.

267    Vgl. ebd., S. 248–257; Huth: Das doppelte Ende, S. 158–174.

268    Vgl. Robert Steegmann: Mühlhausen (Mulhouse), in: Benz/Distel: Der Ort des Terrors, Bd. 6, S. 131 f.; Ders.: Natzweiler-Struthof, S. 76, S. 281.

269    Vgl. Jochen Kastilan: Das Konzentrationslager in Spaichingen, in: Stadt Spaichingen (Hrsg.): Spaichinger Stadtchronik, Sigmaringen 1990, S. 285–291; Ders.: Spaichingen, in: Benz/Distel: Der Ort des Terrors, Bd. 6, S. 171–173.

270    Vgl. Steegmann: Natzweiler-Struthof, S. 135 f., S. 283 f.

271    Vgl. ebd.

272    Vgl. Kastilan: Spaichingen, S. 172.

273    „Der ‚Opel-Blitz‘ war von 1939 bis zum Kriegsende das Rückgrat der Wehrmacht; ohne ihn wäre der Kraftfahrpark des Heeres 1942/43 vollends zusammengebrochen und dank des ‚Opel-Blitz‘ konnte der Rationalisierungsrückstand der LKW-Industrie größtenteils ausgeglichen werden.“ Karl Heinz Roth: Der Weg zum guten Stern des „Dritten Reichs“. Schlaglichter auf die Geschichte der Daimler-Benz AG und ihrer Vorläufer (1890–1945), in: Hamburger Stiftung für Sozialgeschichte des 20. Jahrhunderts: Daimler-Benz-Buch, S. 27–373, hier S. 285.

274    Zit. nach ebd., S. 284.

275    Vgl. Peter Koppenhöfer: „In Buchenwald war die Verpflegung besser“. KZ-Häftlinge bei Daimler-Benz Mannheim, in: Hamburger Stiftung für Sozialgeschichte des 20. Jahrhunderts: Daimler-Benz-Buch, S. 514–542, hier S. 519; Ders.: KZ-Arbeit und Gruppenakkord bei Daimler-Benz Mannheim, in: 1999. Zeitschrift für Sozialgeschichte des 20. und 21. Jahrhunderts, 9. Jg., Nr. 2/1994, S. 11–45, hier S. 12 f.

276    Zit. nach Roth: Der Weg zum guten Stern, S. 287.

277    Vgl. Koppenhöfer: In Buchenwald war die Verpflegung besser, S. 522 f.; Ders.: Mannheim-Sandhofen, in: Benz/Distel: Der Ort des Terrors, Bd. 6, S. 125–128, hier S. 125; Ders.: Häftlingsgesellschaft im KZ Mannheim-Sandhofen, in: Glauning/Pflug: Arbeit und Vernichtung, S. 46–59, hier S. 51; Brenneisen: Konzentrationslager Mannheim-Sandhofen, S. 39 f.

278    Vgl. Peter Koppenhöfer/Michael Schmid: Dokumentation: Die Ermittlungen im Fall Marian Krainski. Auszüge aus einem Verfahren gegen ehemalige Mitarbeiter des Mannheimer Daimler-Benz-Werkes, in: Hamburger Stiftung für Sozialgeschichte des 20. Jahrhunderts: Daimler-Benz-Buch, S. 543–558.

279    Vgl. Brenneisen: Konzentrationslager Mannheim-Sandhofen, S. 57.

280    Vgl. ebd., S. 51; Koppenhöfer: KZ-Arbeit und Gruppenakkord, S. 41.

281    Vgl. Steegmann: Natzweiler-Struthof, S. 465.

282    Michael Grandt: Unternehmen „Wüste“. Hitlers letzte Hoffnung. Das NS-Ölschieferprogramm auf der Schwäbischen Alb, Tübingen 2002, S. 10.

283    Glauning: Entgrenzung, S. 67.

284    Vgl. Grandt: Unternehmen Wüste, S. 15 f.; Glauning: Entgrenzung, S. 31–40; Zekorn: Todesfabrik KZ Dautmergen, S. 56.

285    Vgl. im Folgenden: Glauning, Entrenzung, S. 56–100.

286    Zum Meilerverfahren vgl. Zekorn: Todesfabrik KZ Dautmergen, S. 55–58; Glauning: Entgrenzung, S. 212.

287    Vgl. Glauning: Entgrenzung, S. 86–89. Bereits Ende November 1943 hatte Himmler an Pohl geschrieben: „Ich […] glaube auch, dass es notwendig ist, uns völlig unabhängig zu machen. Wir müssen uns ein entsprechendes Gebiet kaufen oder geben lassen, in dem Ölschiefervorkommen sind. Ich bin eigentlich gar nicht dafür, den anderen Stellen Arbeitskräfte zu geben, denn auf diese Weise bekommen wir das Öl nicht für uns. […] Bei der Abstellung von Arbeitskräften müsste dann von vornherein klar gestellt sein, wieviel Öl dabei für uns herauskommt.“ Zit. nach ebd., S. 87.

288    Vgl. ebd., S. 91–95.

289    Vgl. Jay Stout: Fortress Ploesti: The campaign to destroy Hitler’s oil supply, Havertown/PA 2010.

290    Milward: Kriegswirtschaft, S. 109.

291    Zit. nach Martin Moll (Hrsg.): Führer-Erlasse 1939–1945, Hamburg 2011, S. 414 f.

292    Eichholtz nennt den Mineralöl-Sicherungsplan ein „denkwürdiges, auch weil völlig illusionäres Dokument“, da nur ein Bruchteil der angestrebten Maßnahmen realisiert werden konnte. Dietrich Eichholtz: Geschichte der deutschen Kriegswirtschaft 1939–1945, Bd. 3 (1943–1945), Berlin 1996, S. 146.

293    Glauning: Entgrenzung, S. 109.

294    Vgl. ebd., S. 115.

295    Ebd., S. 206.

296    Vgl. Kaienburg: Die Wirtschaft der SS, S. 484.

297    Glauning: Entgrenzung, S. 213 f.

298    Werk 2 (Bisingen), Werk 8 (Dormettingen), Werk 9 (Schömberg), Werk 10 (Erzingen).

299    Vgl. Rudi Holoch: Das Lager Schörzingen in der „Gruppe Wüste“, in: Herwart Vorländer (Hrsg.): Nationalsozialistische Konzentrationslager im Dienst der totalen Kriegsführung. Sieben württembergische Außenkommandos des Konzentrationslagers Natzweiler/Elsaß, Stuttgart 1978, S. 225–266, hier S. 238 f.

300    Vgl. Glauning: Entgrenzung, S. 118 f.

301    Vgl. Glauning: Entgrenzung, S. 117. Steegmann (Natzweiler-Struthof, S. 125) gibt eine Gesamtzahl von 3000 bis 3500 Häftlingen in Bisingen an. Die Differenz ergibt sich durch einen Transport aus dem KZ Stutthof Anfang Oktober 1944 mit 2500 Häftlingen, von denen einige zuvor in estnischen Schieferölwerken eingesetzt waren. Steegmann nimmt an, dass 1000 Häftlinge direkt nach Dautmergen kamen, wohingegen Glauning davon ausgeht, dass diese erst nach etwa einer Woche von Bisingen nach Dautmergen überstellt wurden. Vgl. Steegmann: Natzweiler-Struthof, S. 119; Glauning: Entgrenzung, S. 117 f. Zekorn nennt eine Gesamtzahl der Häftlinge in Dautmergen von über 5500. Zekorn: Todesfabrik KZ Dautmergen, S. 160.

302    Vgl. Grandt: Unternehmen Wüste, S. 88. Zum Kommando Zepfenhan vgl. Holoch: Das Lager Schörzingen, S. 242–247.

303    Vgl. zu Bisingen: Glauning: Entgrenzung, S. 222–229. „Für kranke und schwache Häftlinge war der Weg zu den primitiven Latrinen, den einzigen sanitären Anlagen, zu weit und zu beschwerlich. Auf dem Weg dorthin sind Häftlinge im Schlamm stecken geblieben, versunken und erstickt. Auch aus der Latrine wurden täglich Tote geborgen. Andere konnten aus Schwäche nicht einmal mehr aufstehen“ (S. 224).

304    Vgl. Glauning: Entgrenzung, S. 252.

305    Zit. nach Wein: Hailfingen/Tailfingen, S. 134.

306    Zit. nach Steegmann: Natzweiler-Struthof, S. 122.

307    Vgl. Glauning: Entgrenzung, S. 256, Zekorn: Todesfabrik KZ Dautmergen, S. 199 f., sowie die Beiträge von Immo Opfermann in Benz/Distel: Der Ort des Terrors, Bd. 6 zu Schörzingen (S. 167–169, hier S. 168), Dormettingen (S. 77–79, hier S. 77), Frommern (S. 91–93, hier S. 92) und Erzingen (S. 85–87, hier S. 86).

308    Zu den Todesopfern der „Wüste“-Lager vgl. allgemein Zekorn: Todesfabrik Dautmergen, S. 188–202.

309    Vgl. Tabelle in Steegmann: Natzweiler-Struthof, S. 465.

310    Vgl. ebd.

311    Vgl. Huth: Das doppelte Ende, S. 299–348.

312    Glauning: Entgrenzung, S. 323.

313    Wolfgang Sofsky: Die Ordnung des Terrors: Das Konzentrationslager, Frankfurt am Main 1997, S. 70. Vgl. hierzu die Kritik von Glauning: ebd., S. 321–357; Peter Koppenhöfer: Ein KZ als Verhaltensmodell? Mitten im Stadtteil: Das Konzentrationslager Mannheim-Sandhofen, in: Dachauer Hefte Nr. 12, 1996, S. 10–33, hier S. 10 f.; Ders.: Barbarische Insel? KZ und Stadtteilalltag. Das KZ Mannheim-Sandhofen 1944/45, in: SOWI Nr. 2/1996, S. 87–95, hier S. 87 f.

314    Wagner: Produktion des Todes, S. 501. Vgl. auch Wachsmann: KL, S. 562.

315    Vgl. u. a. Heimes: Ich habe immer nur den Zaun gesehen, S. 21, S. 127 f.; Glauning: Entgrenzung, S. 337 f.; Brenneisen: Konzentrationslager Mannheim-Sandhofen, S. 51 f., S. 57; Monica Mather/Renate Stäbler: Das KZ und die Leonberger. Reaktionen der Bevölkerung auf die Wahrnehmung des KZ und seiner Häftlinge, in: Baur/Wörner: Konzentrationslager und Zwangsarbeit, S. 309–315, hier S. 311 f.; Zekorn: Todesfabrik KZ Dautmergen, S. 237 f.

316    Zit. nach Mather/Stäbler: Das KZ und die Leonberger, S. 312.

317    Vgl. u. a. Rautnig: Neckargerach, S. 149; Riexinger/Ernst: Vernichtung durch Arbeit, S. 60; Mather/Stäbler: Das KZ und die Leonberger, S. 310; Glauning: Entgrenzung, S. 333; Risel: KZ in Heilbronn, S. 60–63; Fischer: Bad Rappenau, S. 51 f.; Zekorn: Todesfabrik KZ Dautmergen, S. 238.

318    Vgl. exemplarisch: Glauning: Entgrenzung, S. 340–346; Brenneisen: Konzentrationslager Mannheim-Sandhofen, S. 58 f., S. 149–151.

319    Vgl. Mather/Stäbler: Das KZ und die Leonberger, S. 313; Brenneisen: Konzentrationslager Mannheim-Sandhofen, S. 59 f.; Heimes: Ich habe immer nur den Zaun gesehen, S. 56; Glauning: Entgrenzung, S. 332.

320    Zit. nach Heimes: Ich habe immer nur den Zaun gesehen, S. 56.

321    Vgl. ebd., S. 109; Koppenhöfer: Barbarische Insel, S. 91; Glauning: Entgrenzung, S. 353–357; Holoch: Das Lager Schörzingen, S. 258.

322    Vgl. Glauning: Entgrenzung, S. 353.

323    Vgl. im Folgenden: Koppenhöfer: KZ als Verhaltensmodell, S. 23–33; Ders.: Barbarische Insel, S. 91–94; Brenneisen: Konzentrationslager Mannheim-Sandhofen, S. 67–70.

324    Wagner: Produktion des Todes, S. 561 f.

325    Vgl. Mather/Stäbler: Das KZ und die Leonberger, S. 312.

326    In den „Neckarlagern“ Neckarelz I und II, Neckargerach, Neckarbischofsheim, Asbach und Bad Rappenau waren ca. 5500 Häftlinge inhaftiert; der Großteil davon, mindestens 4000, zumindest zeitweise in den beiden erstgenannten Lagern. Eine exakte Zahlenangabe ist aufgrund häufiger Überstellungen zwischen den Lagern schwierig zu rekonstruieren. Laut Markowitsch (Neckarelz, S. 138) hatte Neckarelz zu dieser Zeit 1700 Einwohner.

327    Vgl. im Folgenden u. a.: Glauning: Entgrenzung, S. 346–350; Brenneisen: Konzentrationslager Mannheim-Sandhofen, S. 61–67; Markowitsch/Zwick: Goldfisch und Zebra (2011), S. 170; Heimes: Ich habe immer nur den Zaun gesehen, S. 111, S. 128; Riexinger/Ernst: Vernichtung durch Arbeit, S. 60; Mather/Stäbler: Das KZ und die Leonberger, S. 310; Risel: KZ in Heilbronn, S. 66–68.

328    Vgl. Schiele: Eine Stadt im Bann der Rüstung; Wein: Hailfingen/Tailfingen, S. 73–75; Riexinger/Ernst:Vernichtung durch Arbeit, S. 107–109; Markowitsch/Zwick: Goldfisch und Zebra (2011), S. 66 f.; Risel: KZ in Heilbronn, S. 66–68.

329    Vgl. Koppenhöfer: Verhaltensmodell, S. 17; Heimes: Ich habe immer nur den Zaun gesehen, S. 110.

330    Vgl. Fischer: Bad Rappenau, S. 51; Riexinger/Ernst: Vernichtung durch Arbeit, S. 60; Brenneisen: Konzentrationslager Mannheim-Sandhofen, S. 62–64; Markowitsch/Zwick: Goldfisch und Zebra (2011), S. 110; Risel: KZ in Heilbronn, S. 63; Scheck: Zwangsarbeit und Massensterben, S. 131–133.

331    Vgl. Heimes: Ich habe immer nur den Zaun gesehen, S. 113; Fischer: Bad Rappenau, S. 51; S. 62–64; Scheck: Zwangsarbeit und Massensterben, S. 126–130.

332    Vgl. Markowitsch/Zwick: Goldfisch und Zebra (2011), S. 110.

333    Vgl. Scheck: Zwangsarbeit und Massensterben, S. 128.

334    Vgl. Glauning: Entgrenzung, S. 348 f.

335    Vgl. Fischer: Bad Rappenau, S. 51; Glauning: Entgrenzung, S. 349; Heimes: Ich habe immer nur den Zaun gesehen, S. 113; Brenneisen: Konzentrationslager Mannheim-Sandhofen, S. 62 f.; Markowitsch/Zwick: Goldfisch und Zebra (2011), S. 110.

336    Vgl. Koppenhöfer: Verhaltensmodell, S. 10, S. 21.

337    Vgl. Kaiser/Knorn: Wir lebten und schliefen zwischen den Toten, S. 174; Heimes: Ich habe immer nur den Zaun gesehen, S. 319; Riexinger/Ernst: Vernichtung durch Arbeit, S. 60; Risel: KZ in Heilbronn, S. 47; Glauning: Entgrenzung, S. 347.

338    Koppenhöfer: Verhaltensmodell, S. 21.

339    Vgl. Riexinger/Ernst: Vernichtung durch Arbeit, S. 60; Brenneisen: Konzentrationslager Mannheim-Sandhofen, S. 65; Heimes: Ich habe immer nur den Zaun gesehen, S. 200; Risel: KZ in Heilbronn, S. 47; Glauning: Entgrenzung, S. 247; Scheck: Zwangsarbeit und Massensterben, S. 140.

340    Koppenhöfer: Verhaltensmodell, S. 22.

341    Zit. nach Heimes: Ich habe immer nur den Zaun gesehen, S. 200. Vgl. auch Kaiser/Knorn: Wir lebten und schliefen zwischen den Toten, S. 174; Koppenhöfer: Verhaltensmodell, S. 22; Scheck: Zwangsarbeit und Massensterben, S. 140.

342    Glauning: Entgrenzung, S. 356 f.


III. Vergangenheitsaufarbeitung in der Peripherie: Die „zweite Geschichte“ der Außenlager des KZ Natzweiler im deutschen Südwesten (1945–2015)

 

 

 


1.         Erinnern oder Vergessen? Weichenstellungen in der frühen Nachkriegszeit (1945–1949)

Eine Erörterung des gesellschaftlichen Umgangs mit der Geschichte der nationalsozialistischen Konzentrationslager von 1945 bis zur Gegenwart muss zwangsläufig bei jenem Zeitabschnitt ansetzen, in dem die „Nachgeschichte“ begann, das heißt in den Wochen und Monaten nach dem Ende des NS-Terrors.

Ob und wie unmittelbar nach der Räumung oder Befreiung eines Konzentrationslagers dessen vormaliges Bestehen öffentlich rezipiert und zum Gegenstand einer sich wie auch immer vollziehenden Auseinandersetzung wurde, ob es unübersehbare Hinweise auf die begangenen Verbrechen gab und Überlebende an Ort und Stelle Zeugnis ablegen konnten, welche baulichen Reste erhalten waren und – nicht zuletzt – ob das Konzentrationslager von der SS aufgelöst und geräumt worden war oder von den Alliierten befreit wurde, hatte einen wesentlichen Einfluss auf die öffentliche Wahrnehmung des Lagers in den folgenden Jahren und Jahrzehnten. Die Weichen für die Vergangenheitsaufarbeitung an den Orten des Terrors wurden in mehrfacher Hinsicht in den letzten Kriegsmonaten und -wochen sowie in der unmittelbaren Nachkriegszeit gestellt.1

Die Befreiung des Konzentrations- und Vernichtungslagers Majdanek durch die Rote Armee Ende Juli 1944 kann in diesem Zusammenhang als ein Schlüsselereignis bezeichnet werden. Hatten zuvor noch Zweifel an Berichten von Augenzeugen und Überlebenden über die in den Lagern verübten Gräuel und Massenmorde bestanden, waren sie beim Betreten des Lagers Majdanek schlagartig beseitigt. Der Anblick der Baracken, der Leichen, der Gaskammern, der Berge von Kleidung und Schuhen in den Lagergebäuden und die körperliche Verfassung der etwa 1000 bei der Räumung von der SS zurückgelassenen sowjetischen Gefangenen überstieg sämtliche Vorstellungen von der „Innenansicht“ eines NS-Konzentrationslagers.2 Eine Gruppe internationaler Journalisten besichtigte vier Wochen nach der Befreiung das ehemalige Lager, befragte Überlebende und informierte die Weltöffentlichkeit über die Geschichte des Vernichtungslagers Majdanek – soweit dies zu diesem Zeitpunkt möglich war. Der US-amerikanische Journalist William H. Lawrence begann seinen Bericht in der New York Times mit den Worten: „I have just seen the most terrible place on the face of the earth – the German concentration camp at Maidanek, which was a veritable River Rouge for the production of death.”3 Lawrence schreibt ausführlich über die in Majdanek begangenen Verbrechen und resümiert:


This is a place that must be seen to be believed. I have been present at numerous atrocity investigations in the Soviet Union, but never have I been confronted with such complete evidence, clearly establishing every allegation made by those investigating German crimes. After inspection of Maidanek, I am now prepared to believe any story of German atrocities, no matter how savage, cruel and depraved.4



Das ganze Ausmaß des nationalsozialistischen KZ-Systems begann sich jedoch erst allmählich abzuzeichnen. Am 27. Januar 1945 befreiten sowjetische Truppen die Konzentrations- und Vernichtungslager Auschwitz I (Stammlager), Auschwitz-Birkenau und Auschwitz-Monowitz, wo sie rund 7000 schwerkranke Häftlinge auffanden. Die Mehrzahl der nicht (vollständig) von der SS geräumten Konzentrationslager wurde zwischen Anfang April und Anfang Mai von US-amerikanischen, britischen, französischen, kanadischen und sowjetischen Truppenverbänden befreit, so neben einigen kleineren KZ-Außenlagern das Buchenwald-Außenlager Ohrdruf als erstes von den Westalliierten befreites Lager, das Natzweiler-Außenlager Vaihingen an der Enz, die Konzentrationslager Buchenwald, Mittelbau-Dora, Bergen-Belsen, Sachsenhausen, Flossenbürg, Dachau, Ravensbrück, Mauthausen mit den Außenlagern Gusen und Ebensee sowie zuletzt das KZ Stutthof. Die Zahl der Häftlinge in den nach „Todesmärschen“ und Evakuierungstransporten völlig überfüllten Lagern, die Existenzbedingungen, die Massengräber und das fortwährende Massensterben sowie die zum Teil mit Leichen übersäten Gelände hatten eine schockierende Wirkung auf die Alliierten wie auch auf die mediale Weltöffentlichkeit. Habbo Knoch konstatiert:


Als die nationalsozialistischen Konzentrationslager und deren Überlebende im Frühjahr 1945 von den Alliierten befreit wurden, lag ein Szenario des Schreckens bloß, das sich in dieser Form der gewohnten Imagination entzog. Photographen und Überlebende begannen unmittelbar, Spuren der Verbrechen festzuhalten und zu sichern. In der westlichen Öffentlichkeit war die spontane Aufmerksamkeit gerade für visuelle, sichtbare Beweise der Verbrechen hoch. So, wie das Massenmorden zuvor singulär war, erfuhr es vom April 1945 an eine in Art und Umfang der Darstellung von Gewalt bis dahin unbekannte massenmediale Präsenz in Presse, Illustrierten oder Aufklärungsfilmen.5



Zweifelsohne hat diese frühe mediale Darstellung das allgemeine Bild der Konzentrationslager auf lange Sicht geprägt. Die Fotografien apathischer, abgemagerter Überlebender sowie völlig überfüllter Baracken und Pritschen, die Bilder der Leichenberge und Bulldozer in Bergen-Belsen oder der Berge von Schuhen und Haaren in Auschwitz haben sich als „Ikonen der Vernichtung“6 im öffentlichen Bewusstsein verankert.

Aus Sicht der Alliierten sollten diese Bilder ebenso wie Aufklärungsfilme wie Die Todesmühlen als unwiderlegbare Beweise der in den Konzentrations- und Vernichtungslagern begangenen Verbrechen dienen. Zugleich und insbesondere sollten sie der deutschen Bevölkerung die in ihrem Namen begangenen Grausamkeiten vor Augen führen und Reue bzw. Scham erzeugen.7 Hierzu zählte auch, dass die lokale Bevölkerung mancherorts verpflichtet wurde, sich selbst ein Bild von den Zuständen in den befreiten Lagern zu machen und sich von der Realität der Massengräber und Leichenberge zu überzeugen, um den Anschuldigungen entgegenzuwirken, es handle sich bei den Bildern und Filmen um Propaganda der Siegermächte. Ob solche Maßnahmen den angestrebten Zweck einer reeducation tatsächlich erfüllten, ist bis heute umstritten. Sicherlich waren viele Deutsche zunächst emotional ergriffen bis entsetzt über das, was sie in den Zeitungen, Zeitschriften, Filmen oder mit eigenen Augen in den Lagern sahen. Die Historikerin Cornelia Brink sieht die über Bildmaterial intendierte „optische Entnazifizierung“ jedoch als gescheitert an, da die geweckten Emotionen keine grundsätzliche Reflexion nach sich zogen, sondern vielmehr zu Abwehrhaltungen führten: „Was auf den Bildern zu sehen ist, hat mit uns nichts zu tun.“8 Die Ereignisse in den Konzentrationslagern wurden nahezu ausschließlich im Kontext des Krieges gesehen, für den nicht das „Volk“, sondern allein Hitler, die NS-Führungsriege sowie die SS verantwortlich seien und der in gleichem Maße Leid und Verluste über Deutschland gebracht habe. Die Aufforderung, sich mit den Lagern zu befassen, wurde als „Kollektivschuldvorwurf“ verstanden und abgelehnt.

Die Beschäftigung mit den Konzentrationslagern wurde daher weitgehend den Alliierten überlassen, derweil sich die deutsche Bevölkerung soweit möglich ins Private zurückzog. Im Mittelpunkt stand für sie zunächst die individuelle Existenzsicherung, der Wiederaufbau der zerbombten Städte, die Trauer über den Verlust von Familienangehörigen und die Sorge um die deutschen Kriegsgefangenen – wohingegen die KZ-Opfer kaum als „eigene“ Opfer wahrgenommen wurden.

Hinsichtlich der Rezeption der nationalsozialistischen Zwangslager hatte dies weitreichende Folgen: Wahrgenommen wurde nur, was unübersehbar war. Was in den großen Haftstätten, also vor allem in den befreiten Konzentrationslagern geschehen war, ließ sich nicht leugnen. Dieser Lager nahmen sich die Siegermächte in den meisten Fällen an. Sie kümmerten sich um die Überlebenden und vielerorts um Ruhestätten für die Toten; sie kennzeichneten Tatorte und sorgten in manchen Fällen für den Erhalt der baulichen Reste der Lager zum Zweck der Erinnerung und Mahnung;9 sie sammelten Beweise und versuchten – wenn auch in unterschiedlichem Ausmaß –, die unmittelbar Verantwortlichen zu ermitteln und zur Rechenschaft zu ziehen. Diese Aufgaben waren immens und stellten doch zugleich nur einen Bruchteil der Herausforderungen dar, mit denen sich die Alliierten nach Kriegsende konfrontiert sahen. Angesichts von Millionen Flüchtlingen und Displaced Persons sowie der Omnipräsenz ehemaliger Zwangsarbeiter-, Kriegsgefangenen- und anderer Zwangslager gerieten diejenigen Konzentrationslager und KZ-Außenlager, die beim Eintreffen der Alliierten bereits aufgelöst waren, oftmals überhaupt nicht in deren Blickfeld – ganz zu schweigen von den frühen Konzentrationslagern der 1930er-Jahre.

An all diesen Orten deutete meist schon im Frühjahr 1945 kaum noch etwas auf die einstige Lagerexistenz hin, da die SS die Spuren weitgehend beseitigt hatte und die Baracken und zu Konzentrationslagern umfunktionierten Gebäude bereits abgerissen oder anderweitig genutzt worden waren. Andere Lager hatten sich auf abgelegenen Arealen oder in Werkshallen innerhalb von Fabriken befunden und waren schlichtweg nicht als ehemalige Haftstätten erkennbar. In all diesen Fällen bedurfte es daher vor allem der Zeugenschaft von Überlebenden und der lokalen Bevölkerung, um auf die Geschichte dieser Lager aufmerksam zu machen und eine Aufarbeitung anzustoßen. Dieser historischen, politischen und moralischen Verantwortung entzogen sich die Deutschen mehrheitlich. Axel Schildt benennt den Mangel besonderer Anteilnahme für die Opfer sowie die Verweigerung von Verantwortung als dominante Mentalität der deutschen Bevölkerung der Nachkriegszeit.10 Dies musste auch Hannah Arendt feststellen, als sie 1949 erstmals seit ihrer Emigration wieder nach Deutschland kam. In ihrem 1950 veröffentlichten Essay Besuch in Deutschland schrieb sie:


Dieser allgemeine Gefühlsmangel, auf jeden Fall aber die offensichtliche Herzlosigkeit, die manchmal mit billiger Rührseligkeit kaschiert wird, ist jedoch nur das auffälligste Symptom einer tief verwurzelten, hartnäckigen und gelegentlich brutalen Weigerung, sich dem tatsächlich Geschehenen zu stellen.11



Diese Verweigerungshaltung mag vielerlei Ursachen gehabt haben; hinsichtlich der mangelnden Anteilnahme für die Opfer der Konzentrationslager – insbesondere die nichtdeutschen Opfer – und die ausbleibende Beschäftigung auch und gerade mit den Verbrechen in den „kleineren“ Lagern „vor der eigenen Haustüre“ scheinen zwei Gründe maßgeblich gewesen zu sein. Zum einen wurde befürchtet, dass eine Thematisierung des nahe gelegenen Lagers zu einem Schuldvorwurf an die Bevölkerung und zu strafrechtlichen Konsequenzen führen würde – allen voran in jenen Orten, in denen es wirtschaftliche oder private Beziehungen zwischen dem Lager und den Einheimischen gegeben hatte. Die Sehnsucht nach der „Volksgemeinschaft“ war mit dem Kriegsende nicht über Nacht verschwunden, und so war es – insbesondere in ländlichen Regionen – stillschweigender Konsens, zumindest im lokalen Umfeld Geschlossenheit zu wahren und das eigene Dorf oder die eigene Stadt gegen vermeintliche Angriffe „von außen“, die die Integrität des kleinräumlichen Kollektivs infrage stellen könnten, zu schützen. Wie noch zu sehen sein wird, blieb diese Haltung über Jahrzehnte vorherrschend, was sich immer dann zeigte, wenn sich Einheimische, die sich öffentlich dem kollektiven Beschweigen der lokalen KZ-Geschichte entgegenstellten, dem Vorwurf der „Nestbeschmutzung“ ausgesetzt sahen.

Zum anderen wurden die kleineren, oft nur über einen kurzen Zeitraum bestehenden Konzentrationslager nach Kriegsende häufig gar nicht als solche interpretiert. Mancherorts mag dies schon auf die öffentliche (Nicht-)Wahrnehmung des Konzentrationslagers zur Zeit des Bestehens zurückgehen. Andernorts bildete sich diese Sichtweise erst nachträglich, als die Bilder von Bergen-Belsen, Buchenwald, Dachau und anderen großen Konzentrationslagern um die Welt gingen. Die Dimensionen dieser Lager waren fraglos nicht zu vergleichen mit jenen der einzelnen Außenlager.12 Dieser Umstand führte jedoch gesellschaftlich nicht zur Erkenntnis, dass es verschiedene Formen und Ausprägungen in einem riesigen, weit verzweigten System von Konzentrationslagern gegeben hatte. Vielmehr wurden die Außenlager kategorial von den Stammlagern abgegrenzt und ihre Bedeutung sowie die in ihnen begangenen Verbrechen bagatellisiert. Wenn die schrecklichen Bilder aus Bergen-Belsen, Dachau und Buchenwald die Konzentrationslager darstellen, so die landläufige Interpretation, dann konnte das kleine Lager, das es vor Ort gegeben hat, unmöglich ebenfalls als Konzentrationslager bezeichnet werden.13 Entsprechend wurde diesen Lagern von Seiten der deutschen Bevölkerung spätestens ab Mai 1945 kaum noch Aufmerksamkeit geschenkt, da sie als kriegsbedingte „Lager wie viele andere auch“ galten und eine Aufarbeitung als nicht notwendig erachtet wurde. Bis in die 1980er-Jahre hinein wurden die meisten KZ-Außenlager von lokalen Zeitzeugen fast ausschließlich als Arbeitskommandos, Kriegsgefangenenlager, Fremdarbeiterlager oder schlicht Sammellager bezeichnet und verharmlost – sofern sie überhaupt thematisiert wurden.14 Da Letzteres nur selten der Fall war, fielen „Tausende von Außenlagern und Stätten von Arbeitskommandos dem Vergessen anheim“,15 wenn nicht überlebende Häftlinge auf sie hinwiesen.

Viele ehemalige Häftlinge kehrten an die Orte ihres Leidens zurück, um vor den Befreiern Zeugnis abzulegen oder um sich für ein Zeichen der Erinnerung an die verstorbenen Mithäftlinge einzusetzen. Nahezu alle Gedenktafeln und Mahnmale der ersten Nachkriegsjahre an Orten einstiger KZ-Außenlager wurden von Überlebenden oder den Besatzungsmächten errichtet. Dabei handelte es sich vor allem bei den von Überlebenden oder Angehörigen der Opfer angebrachten Erinnerungsmalen meist um schlichte Holz- oder Steintafeln auf Friedhöfen und über Massengräbern, in seltenen Fällen auch an den ehemaligen Lagerorten. Im Vordergrund standen hierbei die persönliche Trauer und die Wiederherstellung der Totenruhe, wohingegen auf die Angabe von Informationen über die an diesem Ort begangenen NS-Verbrechen verzichtet wurde. Sprachlich, so die Linguistin Ulrike Haß, zeigten diese Tafeln demnach eine „enge persönliche Bindung an Ermordete, das Vermächtnis, das die Lebendgebliebenen den Toten gegenüber und niemandem sonst zu erfüllen haben“.16 Die Inschriften der von den Besatzungsmächten errichteten oder angeordneten Erinnerungstafeln waren meist fremdsprachig (häufig in Latein) verfasst, wodurch sich die Deutschen – sofern sie die Inschriften verstanden – „allenfalls mitangesprochen“17 fühlten. Die deutsche Bevölkerung beschäftigte sich nur selten mit den Lagern und errichtete Erinnerungsmale meist erst auf Direktive der Alliierten, was sich in den Inschriften der Tafeln und Mahnmale niederschlug. Haß konstatiert, dass in Mahnmaltexten dieses ersten Zeitabschnitts ein Erinnern von Seiten der Täter und Mitläufer nicht stattfindet und auch noch nicht über die Opfer sowie die NS-Verbrechen informiert wird.18 Die Orte ehemaliger Außenlager des KZ Natzweiler in Deutschland bilden hier, wie zu sehen sein wird, mehrheitlich keine Ausnahme.


Vaihingen an der Enz

Als die westalliierten Streitkräfte im Frühjahr 1945 die Orte der rechtsrheinischen Natzweiler-Außenlager erreichten, gab es vielfach keinen erkennbaren Hinweis mehr darauf, dass sich dort noch vor wenigen Wochen oder sogar Tagen ein Konzentrationslager befunden hatte; an anderen Orten fanden sie nur noch verlassene Baracken und Arbeitsstätten vor.

Die einzige Ausnahme bildete das im Oktober 1944 zum „Krankenlager“ umfunktionierte KZ Vaihingen, das nicht komplett von der SS geräumt worden war. Es war somit nicht nur das einzige Natzweiler-Lager, das befreit wurde, sondern es zählte auch zu den ersten von den Westmächten befreiten Konzentrationslagern überhaupt. Am 7. April 1945 – zwei Tage nachdem die US-Armee mit dem Buchenwald-Außenlager Ohrdruf erstmals ein im Reichsgebiet gelegenes Konzentrationslager befreit hatte – rückte ein aus nur wenigen Männern bestehender Minenräumtrupp des 49. Französischen Infanterieregiments (Corps Franc Pommiès)19 nach Vaihingen an der Enz vor. Leutnant Roger Audibert erinnert sich, dass seine Mannschaft bereits außerhalb der Gemeinde einen „pestilenzartigen Gestank“ bemerkt hatte.20 Völlig unerwartet stießen sie auf das Konzentrationslager, in dem sich über 600 schwerkranke Häftlinge befanden, die von der SS zurückgelassen worden waren. Etwa achtzig Häftlinge, die in den Tagen seit dem Abrücken der SS gestorben waren, lagen in den Gängen der Baracken; von den Lebenden waren viele zu geschwächt, um die Pritschen zu verlassen.21 Auf die dramatischen Zustände im Lager waren die Soldaten weder vorbereitet, noch wäre der kleine Trupp in irgendeiner Weise imstande gewesen, in hinreichendem Maße Hilfe zu leisten. Audibert erstattete dem Befehlsstand umgehend Meldung per Funk und forderte Unterstützung an. Anschließend ging er mit einigen Soldaten in den Ortsteil Kleinglattbach, um ortsansässige Ärzte und andere Einheimische zur Erstversorgung der Überlebenden ins Lager zu holen. Der Bürgermeister wurde angewiesen, unter den Einwohnern Gläser, Tassen und Bettwäsche zu sammeln und ins Lager bringen zu lassen.

Über diese von Audibert angeordneten Sofortmaßnahmen war bis Mitte der 1990er Jahre kaum etwas bekannt, da der Minenräumtrupp den Ort bereits am Abend wieder verließ.22 Am folgenden Nachmittag traf ein anderes französisches Regiment in Vaihingen ein, weshalb der 8. April lange Zeit als Tag der Befreiung des KZ Vaihingen galt. In den Unterlagen des Oberkommandierenden der 1. Französischen Armee, General Jean de Lattre de Tassigny,23 befindet sich ein Bericht über die Befreiung des Lagers, der die verheerenden Zustände schildert, mit denen die eintreffenden Soldaten konfrontiert wurden:


Entsetzliche Eindrücke von Elend, Dreck, Krankheit. Einige wandelnde Leichen schauen uns irre an, die Knochen springen unter den gestreiften Westen heraus. Ein deportierter belgischer Arzt […] empfängt uns mit Tränen in den Augen, er führt uns zu der Baracke mit den Typhuskranken. Leblose oder beinahe leblose Körper liegen auf verpesteten Lagern, unsere Ankunft scheint sie ein wenig aus ihrer Starre aufzurütteln. […] Der Gestank ist unerträglich. Französische Stimmen rufen inständig nach uns, armselige Menschen weinen, bitten uns, ihren Familien zu telegraphieren. Wir haben bis zu diesem Tag nichts Schauerlicheres gesehen. Oberhalb der Baracken, kaum einige Dutzend Meter weiter, ein Graben, in dem sich verschlungene Körper befinden, die mit einigen Schaufeln Erde bedeckt sind. Dieser Leichenhaufen ist der Friedhof des Lagers.24



Da das eiligst angeforderte Sanitätsbataillon erst einen weiteren Tag später Vaihingen erreichte, wurden vorerst erneut Einheimische verpflichtet, überlebende Häftlinge zu pflegen, mit der Säuberung von Baracken zu beginnen und im Ort Lebensmittel sowie Kleidung zu sammeln. Am 9. und 10. April begann die Evakuierung des Lagers. 73 französische, niederländische und belgische Überlebende wurden in Krankenhäuser nach Speyer und Baden-Baden gebracht, über 400 Überlebende anderer Nationalitäten am 13. April nach Neuenbürg (heute Stadtteil von Kraichtal) bei Bruchsal. Die knapp 500 Einwohner Neuenbürgs mussten noch am selben Tag den Ort verlassen,25 da er bis Anfang Juni vollständig unter Quarantäne gestellt wurde. 126 nicht transportfähige Männer wurden in das Vaihinger Krankenhaus gebracht, wo die französische katholische Hilfsorganisation Mission Vaticane bis zum Frühjahr 1948 ein Sanatorium für ehemalige KZ-Häftlinge und Displaced Persons betrieb. Die Ortsbevölkerung wurde angewiesen, pro Haushalt ein Paar Schuhe sowie einen Anzug für die ehemaligen Häftlinge abzugeben. Darüber hinaus, so der Vaihinger Lokalhistoriker Manfred Scheck, musste die Stadt in der ersten Zeit täglich fünfzig Kilo Weißbrot und 160 Flaschen Wein für die Versorgung der Kranken abliefern.26 Aus Neuenbürg wurden in den folgenden Wochen weitere sechzig Überlebende in das Krankenhaus Vaihingen gebracht. Von den insgesamt 186 dort medizinisch versorgten ehemaligen Insassen des KZ Vaihingen starben bis Jahresende 84 Männer an den Folgen der KZ-Haft; sie wurden auf dem städtischen Friedhof beigesetzt.27

Die während der Haftzeit in Vaihingen gestorbenen Häftlinge beließ man dagegen in den 13 Massengräbern unweit des Lagergeländes. Diese wurden geöffnet und die in den Baracken liegenden Toten dort beigesetzt. Bevor die Gräber wieder geschlossen wurden, mussten sich etwa 250 Einheimische, die zu Sanitäts- und Reinigungsarbeiten im Lager verpflichtet worden waren – darunter auch Jugendliche – von der Existenz der Massengräber überzeugen. Ein damals vierzehnjähriger Vaihinger schildert rückblickend, dass ein französischer Offizier den Ortsbewohnern dabei erklärt habe: „Worauf ihr steht, ist heiliger Boden. Wir haben euch hierher gebracht, damit ihr seht, was eure SS angerichtet hat. Schaut sie euch an, die Opfer eines der schändlichsten Verbrechen der Menschheitsgeschichte.“28

Doch nicht nur die lokale Bevölkerung sollte über die in Vaihingen begangenen Verbrechen aufgeklärt werden. In den folgenden Tagen erschienen französische Kriegsberichterstatter im Lager, die anschließend mehrere bebilderte Berichte über das „Todeslager“ Vaihingen, die Befreiung der Häftlinge und die aufgedeckten Massengräber publizierten.29 Wie Scheck konstatiert, wurde das KZ Vaihingen von französischer Seite zum Demonstrationsobjekt, um auf die NS-Gräuel hinzuweisen. In den Tagen nach der Befreiung besichtigten selbst die Generäle Jean de Lattre de Tassigny und Charles de Gaulle das befreite Lager.

Als die Aufräumarbeiten nach der Evakuierung der Überlebenden abgeschlossen waren, wurden die Massengräber wieder geschlossen. An eine Exhumierung und Identifizierung der Toten, wie es später in der französischen Besatzungszone häufig der Fall war, war in Vaihingen zu diesem Zeitpunkt nicht nur angesichts der großen Zahl der Opfer nicht zu denken – der Krieg dauerte schließlich noch immer an, und neben den Kampfhandlungen galt das Hauptaugenmerk der Alliierten sicherlich vorrangig der Versorgung der Überlebenden. Die französischen Besatzungsbehörden ließen auf den Massengräbern ein provisorisches Holzkreuz errichten, dessen hölzerne Tafel die Inschrift trug: Ici reposent 1500 morts de 7 nationalités differentes – victimes de la cruauté nazi.30 Darüber hinaus stellten einige ehemalige Häftlinge auf den Massengräbern in den folgenden Wochen und Monaten schlichte Holztafeln zur Erinnerung an gestorbene Mithäftlinge auf. Darunter befand sich auch eine Tafel des jüdischen Überlebenden Leon Kurc, dessen Bruder im Konzentrationslager gestorben war. In französischer Sprache war dort zu lesen:


Kurc, Isak, Polen, Radom – gestorben am 3. März 1945 im K.L. Vaihingen. Er liegt in einem Massengrab an der Stelle dieser Holzplatte, in der äußeren Schicht, am linken Rand der Grube, die im rechten Winkel zum Tal angelegt ist. – Genau über ihm ist in der Erde eine Schachtel mit einem persönlichen Hinweis versteckt. – Bitte, ihn in einem Einzelgrab zu bestatten. Sein Bruder Leon Kurc, der von der französischen Armee befreit wurde.31



Dass eine Umbettung der Opfer aber auch in den Monaten nach der Befreiung nicht vorgenommen wurde, dürfte unter anderem auch dem Wechsel der Besatzungsmacht im Stuttgarter Raum geschuldet sein. Die Region wurde am 8. Juli der amerikanischen Besatzungszone zugeordnet, sodass die französische Militärverwaltung die Zuständigkeit für die dortigen KZ-Gräber an die Amerikaner abgeben musste. Diese sahen in der Regel von einer Öffnung der Gräber ab und beließen es meist dabei, über die zuständigen Landratsämter an den Orten von Massengräbern schlichte Grabgestaltungen vornehmen zu lassen. So auch in Vaihingen an der Enz. Im Sommer 1945 ordnete die Militärregierung an, die Vaihinger Grabfläche, welche sich auf Gemarkung der Gemeinde Ensingen befand, als Friedhof anzulegen, womit ein regionaler Gartenarchitekt beauftragt wurde. Mitte Oktober suchten zwölf ehemalige Häftlinge, die durch die Mission Vaticane von den Planungen erfahren hatten, den Vaihinger Landrat Friedrich Kuhnle auf und baten darum, gemeinsam die Grabstätte aufzusuchen, „um über die geplante Anlegung des Friedhofs ein Einvernehmen zu erzielen“.32 Unter anderem schlugen sie vor, einen Grabstein mit viersprachiger Inschrift (französisch, englisch, polnisch, hebräisch) zu errichten. Dieser Vorschlag fand allem Anschein nach letzten Endes keine Berücksichtigung. Die Grabfläche wurde eingefriedet und in einfacher Weise gärtnerisch gestaltet. Das Holzkreuz wurde durch ein Steinkreuz ersetzt, auf dessen betoniertem Sockel man die bisherige französischsprachige Tafel befestigte.33 Auf Grabsteine oder andere Erinnerungsmale, die die Zahl der dort Bestatteten erkennbar gemacht hätten, wurde dagegen verzichtet, sodass es in den folgenden Jahren ehemaligen Häftlingen und Angehörigen der Opfer überlassen blieb, individuelle Gedenksteine zu errichten.

Die Fertigstellung des schlichten KZ-Friedhofs erfolgte im November 1945. Unmittelbar darauf begann die Beseitigung der noch vorhandenen baulichen Reste des Lagers. Die Baracken des Konzentrationslagers waren bereits am 16. April wegen Seuchengefahr von den französischen Behörden niedergebrannt worden; nun sei es eine Pflicht, so Landrat Kuhnle, „die Spuren des ehemaligen KZ-Lagers in Vaihingen-Enz, einem der beschämendsten Zeugen unserer jüngeren Geschichte, zu vertilgen“.34 Um dies möglichst rasch zu erreichen und um „das Gelände für die Frühjahrsbestellung wieder zu gewinnen“,35 wurden alle arbeitsfähigen Männer zwischen 17 und sechzig Jahren aus Vaihingen und den umliegenden Gemeinden – vermutlich auf Weisung der Besatzungsbehörden – einen Tag (ehemalige NSDAP-Mitglieder zusätzlich ein Wochenende) zum Arbeitsdienst verpflichtet.36 Anfang Januar 1946 waren diese Abrissarbeiten beendet.

Mit der Beseitigung der Lagerreste galt das Kapitel Konzentrationslager auf lokaler Ebene offenbar als abgeschlossen; selbst die Pflege des KZ-Friedhofs musste bereits im Juni 1946 vom Landratsamt angemahnt werden.37 Nach einer Weisung der amerikanischen Militärregierung an die Landesbehörden Württemberg-Badens38 erinnerte Innenminister Fritz Ulrich im August die betreffenden Landrats- und Bürgermeisterämter an ihre Pflicht zur Instandhaltung und Pflege der Gräber von „Angehörigen der Vereinten Nationen“. Hierzu zählten sämtliche nicht durch die Besatzungsbehörden selbst unterhaltenen Gräber von „Ausländer[n], die vom 2. September 1939 ab infolge des Krieges gestorben sind“.39 In dem Rundschreiben wurde die Weisung erteilt, die Gräber schnellstens „schlicht und würdig, sowie tunlichst einheitlich“ anzulegen und zu pflegen. Die Gemeinde Ensingen reagierte hierauf erst mit entsprechenden Maßnahmen, als das Landratsamt einen Monat später ausdrücklich darum bat, diese Mindestanforderungen zu erfüllen und den KZ-Friedhof von Unkraut zu befreien.40 Auch in den beiden folgenden Jahren bedurfte es derartiger Anweisungen seitens des Innenministeriums und des Landratsamts, um die Kommune zur Pflege der KZ-Gräber zu bewegen.41


Die anderen Orte ehemaliger Natzweiler-Außenlager in der US-amerikanischen und der französischen Besatzungszone

Während die amerikanische Militärregierung in Vaihingen zwar die Pflege von „Ausländergräbern“ anordnete, die Kontrolle über die Ausführung aber weitgehend den deutschen Dienststellen anvertraute, hegte die französische Militärregierung unmittelbar nach Kriegsende aus naheliegenden Gründen ein gewisses Misstrauen gegenüber den sich gerade erst neu konstituierenden deutschen Behörden. Die Tatsache, dass in den Konzentrationslagern etwa 90 00042 französische Staatsangehörige inhaftiert gewesen waren, deren Verbleib im Frühjahr/Sommer 1945 vielfach noch ungewiss war, dürfte der Hauptgrund dafür gewesen sein, dass die französische Besatzungsmacht weitaus intensiver als die Amerikaner nach Opfern der Konzentrationslager suchte und um deren Identifizierung bemüht war, mit Nachdruck die Errichtung und Pflege würdevoller Grabanlagen und KZ-Friedhöfe vorantrieb und in einigen Fällen verstorbene Landsleute nach Frankreich überführte.

Bei Kriegsende waren 21 der in Deutschland gelegenen Orte ehemaliger Natzweiler-Außenlager von der US-Armee besetzt,43 18 von französischen Truppen.44 Spätestens ab Sommer 1945 gehörten 23 Orte der amerikanischen und 16 der französischen Zone an.45 Dass die jeweiligen Militärbehörden im Umgang mit den ehemaligen Natzweiler-Außenlagern in ihrer Besatzungszone völlig unterschiedliche Wege einschlagen würden, zeichnete sich bereits in den ersten Monaten nach Kriegsende ab. Diese unterschiedlichen Verfahrensweisen der Besatzungsbehörden hinsichtlich des Erhalts und der Pflege von KZ-Gräbern, der Schaffung von Erinnerungsmalen, des Umgangs mit deutschen Dienststellen sowie im Hinblick auf die jeweiligen Reaktionen der deutschen Behörden und der Lokalbevölkerung hatten einen nachhaltigen Einfluss auf die Rezeption der KZ-Außenlager und den gesellschaftlichen Umgang mit ihnen in den folgenden Jahren und Jahrzehnten. Im Folgenden werden zunächst die Entwicklungen in der französischen Zone nachgezeichnet, wobei sich insbesondere das Vorgehen der Militärbehörden in Südwürttemberg recht präzise rekonstruieren lässt.


KZ-Friedhöfe in Schörzingen und Schömberg

Schon im Mai 1945 stießen französische Soldaten durch Hinweise ehemaliger Häftlinge auf Massengräber des KZ Schörzingen auf einer Wiese unweit des ehemaligen Lagergeländes. Die Militärregierung ordnete umgehend die Exhumierung der Leichen durch lokale NSDAP-Mitglieder sowie eine Identifizierung der Toten an. 116 der 549 Opfer46 konnten nicht identifiziert werden, da sich zwei Massengräber an einem Wasserlauf befanden und der Verwesungszustand der Toten zu weit fortgeschritten war.47 Die französische Militärverwaltung errichtete einen KZ-Friedhof auf einem teilweise von Bäumen umschlossenen Areal, wo die exhumierten Opfer, eingehüllt in Leinentücher, die von örtlichen Familien zur Verfügung gestellt werden mussten, in Einzelsärgen beigesetzt wurden. Die Gräber wurden mit 549 Birkenkreuzen gekennzeichnet, die später durch Steinkreuze ersetzt wurden. Im folgenden Jahr wurde auf dem Friedhof eine Kapelle gebaut, in der bis heute die Namen der identifizierten Opfer auf Holztafeln aufgeführt sind.48

Was den Umgang mit dem Lagergelände des KZ Schörzingen betrifft, erwogen die französischen Besatzungsbehörden zunächst ein völlig anderes Vorgehen als an den anderen Orten ehemaliger Natzweiler-Außenlager. So schildert der für den Landkreis Rottweil zuständige Gouverneur Capitaine André Bessy im Vorwort eines Berichts vom 1. Juli 1945:


Das Konzentrationslager ist von uns wieder in seinen ursprünglichen Zustand versetzt worden (Galgen, Kiste für den Transport der Opfer zum Leichenfeld, doppelte Reihe Stacheldraht mit elektrischem Draht von 340 Volt, Wachtürme). Es ist schade, dass der Altmaterial-Sammeldienst geglaubt hat, den Stacheldraht in diesen Tagen entfernen zu müssen. Wir erachteten es für notwendig, dieses Konzentrationslager als Zeuge der nazistischen Barbarei im ursprünglichen Zustand zu erhalten.49
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Der KZ-Friedhof Schörzingen, aufgenommen um 1960, nachdem die Birkenkreuze durch Steinkreuze ersetzt worden waren.



Von diesem Vorhaben wurde jedoch letztlich Abstand genommen. Die Baracken des KZ-Außenlagers wurden in den folgenden Jahren zum einen als Unterkünfte für Displaced Persons und Heimatvertriebene genutzt; zum anderen ließen sich lokale Firmen auf dem Gelände nieder. Die letzte Baracke wurde Mitte der 1970er-Jahre abgerissen. Auf dem Areal des KZ Schörzingen befindet sich heute ein Gewerbegebiet.

1946 begannen die französischen Militärbehörden mit der Exhumierung, Identifizierung und Bestattung weiterer Opfer der „Wüste“-Lager und errichteten KZ-Friedhöfe in Schömberg und Bisingen.50

Ehemalige Häftlinge wiesen die Militärverwaltung bereits 1945 auf ein Areal im „Schönhager Loch“ hin, wenige Hundert Meter vom ehemaligen KZ Dautmergen entfernt, wo die Mehrzahl der Opfer der Lager Dautmergen, Schömberg und Dormettingen in Massengräbern verscharrt worden war.51 Für die Exhumierungsarbeiten vom 21. August bis 25. September 1946 wurden achtzig deutsche Männer aus dem Kriegsgefangenenlager Reutlingen eingesetzt. Der Direction des Personnes Déplacées (DPD) war es darüber hinaus besonders wichtig, dass sich die deutsche Bevölkerung mit eigenen Augen vom Ausmaß der in den Lagern begangenen Verbrechen überzeugte, „um diese in der Zukunft nicht leugnen zu können“.52 Aus diesem Grund wurden täglich Abordnungen lokaler und regionaler Honoratioren – Bürgermeister, Kommunalpolitiker, Kreisräte, Landräte, Pfarrer und Priester – zur Besichtigung der Massengräber und der exhumierten Leichen zum „Schönhager Loch“ gefahren.

Trotz intensiver Bemühungen französischer und zwangsverpflichteter deutscher Mediziner gelang nur in wenigen Fällen eine Identifizierung der 1755 exhumierten Opfer. Auf einem Plateau zwischen Schömberg und Dautmergen ließen die Franzosen durch internierte NSDAP-Mitglieder einen KZ-Friedhof mit 88 Grabfeldern anlegen, in denen die Opfer in Einzelsärgen beigesetzt wurden. Entsprechend der Zahl der Toten wurden die Grabfelder mit 1755 Holzkreuzen versehen. Im Zentrum des hufeisenförmig gestalteten Friedhofs wurde ein Hochkreuz aus Eichenholz errichtet, auf dessen betoniertem Sockel Bronzetafeln mit französischer und lateinischer Inschrift angebracht wurden. Die französische Inschrift lautete: A la mémoire de 1755 victimes de la barbarie nazie qui reposent en ce lieu. 23.X.1946 Gouvernement Militaire Français du Wurtemberg,53 die lateinische Inschrift war ein Zitat aus dem Alten Testament: Dederunt se periculo ut starent sancta ipsorum et lex.54

Dieser „Ehrenfriedhof“ (cimetière d’honneur) in Schömberg wurde am 23. Oktober 1946 von den französischen Besatzungsbehörden feierlich mit militärischen Ehren unter der Leitung von General Pierre Koenig eingeweiht. An der Zeremonie nahmen zum Teil hochrangige Amtsträger Frankreichs, der Sowjetunion, der USA, Großbritanniens, Norwegens, Jugoslawiens, der Niederlande und der Tschechoslowakei teil; in kleiner Zahl waren auch ehemalige Häftlinge anwesend. Von deutscher Seite waren Delegierte der württembergischen Landesdirektion, Landräte, Bürgermeister der umliegenden Gemeinden, Kommunalpolitiker und Gewerkschafter, der Rektor der Universität Tübingen sowie katholische und protestantische Geistliche vertreten. Der SPD-Landesvorsitzende Carlo Schmid, zu dieser Zeit Präsident des Staatssekretariats für das französisch besetzte Gebiet Württembergs und Hohenzollerns, hielt eine von französischer Seite viel beachtete und hoch gelobte Eröffnungsrede. Darin setzte er sich kritisch mit der Frage nach Schuld und Verantwortung für die NS-Verbrechen auseinander. Die Beteuerung, nichts Konkretes über diese Verbrechen gewusst zu haben, so Schmid, spreche niemanden frei „von der Schuld, für die jeder verantwortlich ist, der nicht wissen wollte“, da es die Pflicht eines jeden hätte sein müssen, den Gerüchten auf den Grund zu gehen, die darauf hindeuteten, dass Deutschland zu einer „Höhle von Mördern“ geworden war.55


Aber wir wollten es nicht wissen; fast niemand wollte die Wahrheit wissen, denn wir wollten alle unseren Seelenfrieden wahren, den wir brauchten, um weiter ohne zu viel Scham denen zu gehorchen, in deren Hände wir – aus Feigheit und aus Verblendung – einmal die Peitsche gelegt haben, die sie gegen uns wie auch gegen die überfallenen Länder erhoben.



Zwar sei nicht jeder Deutsche unterschiedslos schuldig, und viele der im Namen des „Volkes“ begangenen Taten seien „ausschließlich das Verbrechen einer Bande von Gangstern gewesen“, doch müssten


wir […] diese andere Schuld vor uns selber bekennen, um der Ehre willen, die wir aus unserer reinen Vergangenheit in eine Zukunft nehmen müssen, die nur dann wird die Lichtlosigkeit bannen können, in der das Leben unserer Tage verdämmert, wenn das Licht einer freien Wahrheit sie hell macht; und wir müssen diese Wahrheit laut aussprechen, wenn irgendein Tag uns an das Geschehene erinnert; es darf uns nicht zu einer bequemen Stummheit führen, dass die Brüder derer, denen das Böse angetan worden ist, uns hören; denn es soll uns nicht das Gewissen einschläfern, dass wir wissen, dass auch anderswo Menschen an Menschen fehlen. Keine fremde Schuld kann unsere Taten ungeschehen machen.



Schmid bekräftigte, das Land Württemberg-Hohenzollern nehme an diesem Tag den KZ-Friedhof Schömberg in seine Obhut als ein „Mahnmal der bösen Zeit, in der die Menschen unseres Landes sich die Tyrannei haben gefallen lassen, weil sie sich fürchteten, zu sehen, wie schrecklich und blutig das Antlitz der Tyrannen war.“

General Koenig griff Schmids Ausführungen in seiner eigenen Ansprache auf und bekräftigte, dass die Verantwortung nicht alleine bei den Nazi-Führern liege, sondern auch bei denen, die die Anordnungen ausführten, und jenen, die sie gewähren ließen: „Deutschland konnte der schreckliche Terror, der in diesen Lagern regierte, nicht verborgen bleiben. Es trägt dafür für immer die Verantwortung.“56

Über die Einweihung des KZ-Friedhofs wurde in den Lokal- und Regionalzeitungen ausführlich berichtet; in der Schwarzwälder Post erschien wenige Tage später zudem ein ausführlicher Artikel über die Konzentrationslager des Ölschieferprojekts „Wüste“.57 Darin wurde nicht nur über die Lebens- und Haftbedingungen im KZ Schömberg berichtet, sondern auch ausgeführt, dass das Lager in der Öffentlichkeit durchaus bekannt gewesen sei und die örtliche Bevölkerung von den Häftlingen zwangsläufig habe Notiz nehmen müssen. Zwar fehlte in dem Artikel auch nicht der – in den folgenden Dekaden zum Standardrepertoire der öffentlichen Thematisierung der Konzentrationslager zählende – Hinweis auf Hilfsleistungen für die Häftlinge durch die deutsche Bevölkerung. Allerdings beschränkte sich dieser hier auf einen Nebensatz und diente nicht der Exkulpation des Verhaltens der Einheimischen. Im Fokus des Beitrags stand das Leid der Häftlinge.


Der KZ-Friedhof Bisingen und die Geburt eines Mythos

Ganz anders dagegen ein Artikel, der wenige Wochen später unter dem bezeichnenden Titel Der Opfergang Bisingens im Kriege im Schwäbischen Tagblatt erschien.58 Zu dieser Zeit hatte gerade die Exhumierung der Opfer des KZ Bisingen aus den Massengräbern im Gewann „Ludenstall“ und die Errichtung eines KZ-Friedhofs begonnen; bereits einen Monat zuvor hatte in der Pfarrkirche Bisingen ein Trauergottesdienst für die KZ-Opfer stattgefunden.59 In besagtem Artikel war schließlich zu lesen, dass die geplante Umbettung der Toten „alte Wunden“ aufreiße „und in Bitterkeit und Trauer […] die Gedanken der Dorfbewohner den Opfergang zurück [wanderten], den sie gehen mussten und dessen Ende noch nicht abzusehen“ sei.60 Ausführlich wurde über die wie Naturphänomene anmutenden „Heimsuchungen“ und „Schicksalsschläge“ berichtet, die die Gemeinde Bisingen im Krieg erfahren habe: der Landraub an den Bauern zur Errichtung des Ölschieferwerks, der noch immer vorhandene Ölgeruch in der Luft, die Zerstörungen durch Luftangriffe und die Kriegstoten der Gemeinde; zuletzt das Konzentrationslager, das moralisch die Atmosphäre Bisingens verpestet habe und sich nun wie ein Schatten über die Gemeinde lege. Das Lager selbst habe zwar in strengster Abgeschiedenheit bestanden, „doch schon das Wenige, das die Bisinger wahrnahmen, genügte, ihre Sinne mit Empörung, ihr Herz mit tiefem Mitgefühl zu erfüllen“, weshalb sie immer wieder versuchten hätten, den Häftlingen „so viel als möglich durch heimlich gereichte Gaben zu helfen“. Nicht ohne Widerspruch dazu wurde sinniert, dass die Bisinger früher, vor dem Krieg, ein „fleißiger, wirtschaftlich regsamer und in friedlich-ruhigen Zeiten auch den Freuden der Geselligkeit aufgeschlossener, sport-, musik- und liedfroher Menschenschlag“ gewesen seien, wohingegen all die „Kolbenschläge“ des Krieges die Bewohner in eine Lethargie hätten verfallen lassen, die zur Distanzierung von allem Geschehen um sie herum geführt habe. Dem Konzentrationslager und seinen Insassen wurde in dem Artikel letztlich nur beiläufig Aufmerksamkeit geschenkt, wenn es darum ging, das Leid der Bevölkerung und die Bürde, die sie durch das Lager zu tragen hätten, zu beklagen. So verwundert es nicht, dass der Artikel mit den Sätzen endete:


Still trägt die Gemeinde ihr Kreuz weiter, doch sie hofft, es werde der Makel von ihr genommen, der zu Unrecht und unverdient auf ihr lastet. Möge das unselige Gespenst des KZ-Lagers, das immer noch durch die Zeiten geistert, mit der Umbettung der Toten für immer gebannt sein.



Leserbriefe oder andere öffentliche Reaktionen auf den Beitrag sind nicht bekannt; auch findet sich in den Quellen kein Hinweis auf eine Intervention durch die französische Militärverwaltung. Dabei oblag die Lizenzierung der Presse bis 1949 den Besatzungsmächten, die besonders solche Artikel, die sich mit der NS-Vergangenheit befassten, kritisch begutachteten und die Berichterstattung an Auflagen knüpften. Es kann daher nur gemutmaßt werden, ob es einer redaktionsinternen Auseinandersetzung oder möglichen Vorgaben durch die französische Militärverwaltung geschuldet war, dass das Schwäbische Tagblatt am 19. November einen etwa viertelseitigen Artikel nachreichte, der sich gravierend von jenem vier Tage zuvor unterschied.61 Der Beitrag widmete sich ausschließlich der Geschichte des KZ Bisingen, den Lebensbedingungen im Lager und den Arbeitsbedingungen im Schieferbruch sowie der Verantwortlichkeit der SS-Täter. Die Gemeinde Bisingen und ihre Einwohner finden hier keine Erwähnung – selbst der ansonsten obligatorische Hinweis auf Lebensmittelhilfen durch Einheimische blieb aus. Stattdessen bildete der trotz der Fülle von Informationen relativ kurze Artikel den bis dato ausführlichsten der Öffentlichkeit zugänglichen Bericht über das KZ-Außenlager, der seine Leser darauf hinwies, dass sich das Konzentrationslager in nur acht Monaten „zu einem der schlimmsten Vernichtungslager Deutschlands“ entwickelt habe.62

Die Rolle der Bevölkerung Bisingens während des Lagerbestehens beschäftigte kurze Zeit später jedoch auch die Militärverwaltung. Am 30. November 1946 erschien in der französischen Zeitung Le Figaro ein Artikel über die noch immer andauernden Exhumierungsarbeiten, wobei auf eine „in Deutschland zweifellos einzigartige Tat“ hingewiesen wurde:


Die Einwohnerschaft von Bisingen war die einzige, die bei den Nazibehörden heftigen Einspruch gegen die Behandlung der Gefangenen erhob. Sie hatte überdies ein ganzes System der Versorgung mit Lebensmitteln eingerichtet, dank dessen es ihr gelang, den Gefangenen Lebensmittel zukommen zu lassen, indem sie diese an dem Wege verbarg, welchen die Deportierten auf ihrem Wege zur Arbeit benutzten.63



Der Artikel veranlasste den Gouverneur der Militärregierung im Kreis Hechingen, Oberst Henri Brochu, diesen Zeitungsausschnitt zusammen mit einigen Zusatzbemerkungen an seine übergeordneten Stellen in Rastatt zu senden, worin bestätigt wurde, dass „eine große Anzahl von Einwohnern, oft unter Lebensgefahr“ versucht habe, den Häftlingen zu helfen, insbesondere bei Aufräumarbeiten nach Bombardements im Februar 1945 sowie auf dem Weg zum Schieferwerk.64 Er bezweifelte jedoch, dass es tatsächlich Proteste gegen die Behandlung der Häftlinge gegeben habe, da die Gefahr zu groß gewesen sei.

Offenbar gab man sich in Rastatt mit diesen Mutmaßungen nicht zufrieden, weshalb die Direction des Personnes Déplacées bis Mitte Januar 1947 Befragungen in Bisingen durchführte. In den Unterlagen der Militärverwaltung finden sich hierzu zwölf Befragungsprotokolle und Berichte. Die zwölf Personen gaben nicht nur allesamt an, selbst den Häftlingen durch Zustecken oder Verstecken von Lebensmitteln geholfen zu haben, sondern wussten häufig zu berichten, dass „fast alle“ Bisinger Familien – mit Ausnahme des nationalsozialistischen Bürgermeisters Hugo Maier und einiger überzeugter Nazis – ihr Möglichstes getan hätten, um das Leid der Gefangenen zu mindern.65 So hätten die Häftlinge durch die Hilfe der Einheimischen in großem Umfang Brot, Kartoffeln, Fleisch und andere Lebensmittel, Tabak, Socken und warme Kleidung, in einem Fall sogar eine Brille erhalten. An Weihnachten 1944 habe die SS eine Sammlung für die Häftlinge durchgeführt, an der sich die Mehrzahl der Bisinger durch Spenden in Form von Kuchen, Gemüse, Tabak, Wäsche, aber auch Gegenständen wie einem Akkordeon beteiligt habe.66

Über den Wahrheitsgehalt dieser Berichte kann nur spekuliert werden. Dass es – wie auch in anderen Orten – Hilfsleistungen durch die Bevölkerung gegeben hat, wird von ehemaligen Häftlingen bestätigt. Auch ist es nicht unrealistisch, dass dies im Fall Bisingens häufiger als andernorts der Fall war. Allerdings handelte es sich dabei mit Sicherheit nicht um systematisch geplante Großaktionen, an denen sich die Mehrheit der Einheimischen beteiligte.67 Schilderungen wie jene, dass eine einzelne Familie insgesamt 150 Brote, eine andere Familie über den Zeitraum von mehreren Monaten täglich vier bis fünf Kilogramm Brot den Häftlingen habe zukommen lassen, beziehen sich (sofern sie nicht ohnehin übertrieben sind) auf Einzelfälle, die in den Berichten häufig zu Handlungen der gesamten Bevölkerung verallgemeinert wurden. Gleiches gilt für den im Figaro-Artikel erwähnten „heftigen Einspruch“ der Bisinger bei den NS-Behörden gegen die Behandlung der Häftlinge. Aus den Befragungen der französischen Ermittler geht hervor, dass es sich hier um einen einzelnen Landwirt handelte, der sich gegenüber einem SS-Mann lautstark über die Behandlung der Gefangenen empörte, woraufhin er ins Konzentrationslager mitgenommen, verhört und verwarnt wurde.68

Die Hilfsleistungen für die Häftlinge und der vorgeblich breite Einspruch gegenüber der SS bildeten in den folgenden Jahrzehnten das zentrale Narrativ in der öffentlichen Thematisierung des KZ Bisingen. Die Geschichte des Lagers und das Leid der Häftlinge gerieten indes schon bald in den Hintergrund – trotz oder gerade wegen der Erkenntnisse, die 1946/47 zutage gefördert wurden. Als die erwähnten Befragungen durchgeführt wurden, waren die Exhumierungsarbeiten in Bisingen gerade abgeschlossen. Zwischen dem 13. November und 9. Dezember 1946 waren 1158 Opfer aus den Massengräbern geborgen und in Särge gelegt worden. Für die Exhumierungen wurden fünfzig im „politischen Haftlager“ Reutlingen inhaftierte Nationalsozialisten eingesetzt. Auf Initiative mehrerer deutscher Honoratioren, die man schon zur Besichtigung der Massengräber in Schömberg verpflichtet hatte, wurde auch nicht inhaftierten Zivilisten des Landkreises, die als besonders überzeugte Nationalsozialisten bekannt waren, auferlegt, sich ein Bild von den Exhumierungen zu machen.69 Ein KZ-Friedhof wurde in Bisingen von 75 Insassen des Internierungslagers Balingen in der Nähe der Massengräber weithin sichtbar auf einer Anhöhe angelegt; lokale Landwirte wurden zwangsverpflichtet, mit Pferdefuhrwerken die Särge zum Friedhof zu transportieren, wo die Toten in breit angelegten Grabfeldern anonym beigesetzt wurden. Eine Identifizierung der Toten war nicht möglich, da der ehemalige Bürgermeister Hugo Maier 1945 beim Näherrücken der Alliierten sämtliche im Rathaus befindlichen Dokumente zum Konzentrationslager hatte verbrennen lassen und nur wenige Totenscheine aus den letzten Kriegswochen erhalten blieben.70

Die Gestaltung des Friedhofs glich mit den 1158 Holzkreuzen auf den Grabflächen und dem mittig platzierten Hochkreuz weitgehend dem in Schömberg angelegten KZ-Friedhof. Auch die Inschriften der beiden auf dem gemauerten Sockel angebrachten Gedenktafeln in lateinischer und französischer Sprache waren – mit Ausnahme der Anzahl der Opfer – identisch. Die Einweihung des Friedhofs fand am 29. April 1947 unter der Leitung des Gouverneurs der französischen Militärregierung in Württemberg-Hohenzollern, Guillaume Widmer, und im Beisein General Koenigs
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Das Massengrab, in dem 1158 Opfer des KZ Bisingen verscharrt worden waren, aufgenommen im Jahr 1945. Im Hintergrund die Burg Hohenzollern.



statt; auf der Anlage wurden mehrere Fahnenmaste errichtet und die tricolore gehisst. Neben französischen Militärs und zwei Angehörigen von Verfolgtenorganisationen nahmen auch hier Vertreter der Landratsämter und die Bürgermeister der umliegenden Gemeinden (die zur Teilnahme verpflichtet worden waren),71 Kommunalpolitiker sowie Gewerkschafter teil. Die Regierung Württemberg-Hohenzollerns war durch Staatspräsident und Justizminister Carlo Schmid sowie Innenminister Viktor Renner vertreten. Der deutschen Bevölkerung wurde gestattet, im hinteren Teil des Friedhofs der Gedenkfeier beizuwohnen.72 Über das Landratsamt Hechingen war von der Militärregierung außerdem angeordnet worden, dass während der minutiös durchgeplanten Zeremonie 600 Schulkinder aus den Ortschaften Bisingen, Grosselfingen, Wessingen und Thanheim 1200 von den Gemeinden zu stellende Blumensträuße auf den Gräbern niederlegen sollten.73 Anders als in Schömberg gab es bei dieser Einweihungsfeier keinen Redebeitrag eines deutschen Repräsentanten. Stattdessen wurde die Ansprache von Gouverneur Widmer auch in deutscher Übersetzung vorgetragen, bevor der mit einer blau-weiß-roten Fahne bedeckte Sockel des Hochkreuzes enthüllt wurde.

Die französischen Behörden beurteilten die Gedenkfeier in der Nachbetrachtung als eine „schlichte, aber imposante Zeremonie“74 und sahen in der Gestaltung der drei Friedhöfe in Bisingen, Schömberg und Schörzingen die Schaffung würdiger und ehrenvoller letzter Ruhestätten für die Opfer. Von Seiten der Überlebenden wurde jedoch auch Kritik geübt. Besonders scharf wurde diese von Hermann Noell, einem deutschen ehemaligen Häftling der KZ Bisingen und Dautmergen, formuliert, dessen (bisweilen recht eigenwillige) Korrespondenz mit der Besatzungsmacht bereits ein knappes Jahr zuvor begonnen hatte.

Noell hatte sich im Juni 1946 – also fünf Monate bevor die Exhumierungen in Bisingen begannen – in einem Schreiben an die Militärregierung dafür ausgesprochen, einen KZ-Friedhof an der Stelle des ehemaligen Lagers (anstatt außerhalb des Ortes) anzulegen, und die Verantwortlichen darum gebeten, sich in diesem Vorhaben nicht von den deutschen Behörden beirren zu lassen, da unter ihnen „der Hitlergeist […] noch lange nicht tot“ sei.75 Schon kurze Zeit später reichte er einen entsprechenden Antrag ein, der bemerkenswerterweise mit dem Vermerk „Dringend befürwortet“ von den Bürgermeistern Bisingens und Thanheims versehen war.76 Noell bat die Militärregierung um Erlaubnis, selbst nach einem namhaften Künstler zu suchen und die Finanzierung eines Ehrenmals durch Spenden „gesinnungstüchtiger Menschen des Kreises“ zu organisieren. Diese Gelder wolle er unter anderem durch den Verkauf eigener Broschüren sowie durch Spendensammlungen im Rahmen von Vorträgen zu den „grausamen Methoden der Vernichtung edelster Menschen im Vernichtungs- und Todeslager Bisingen“77 aufbringen. Wie die französischen Besatzungsbehörden auf dieses Ansinnen reagierten, ist nicht bekannt. Jedenfalls sandte Noell ihnen im Sommer 1946 den Entwurf eines Mahnmals des Architekten R. J. Hopp mit dem Hinweis, er habe diesen selbst bereits bevollmächtigt, die Errichtung des Ehrenmals vorzunehmen, dessen Kosten sich auf 100 000 Mark beliefen.78 Die Militärregierung bat er, Hopp das ehemalige Lagergelände, die Gräber sowie die Baustellen des „Wüste“-Werks zu zeigen und ihn bei seinen Arbeiten zu unterstützen.

Da Hermann Noell zu diesem Zeitpunkt noch fest davon ausgegangen war, dass seine Vorschläge angenommen würden, wandte er sich empört an die französische Militärverwaltung in Hechingen, als er im Oktober durch einen Zeitungsbericht von der Einweihung des KZ-Friedhofs in Schömberg erfuhr, den er irrtümlicherweise für den KZ-Friedhof Bisingen hielt. Zwar lag hier eine Verwechslung vor, da die Exhumierungen in Bisingen noch nicht begonnen hatten, geschweige denn ein Friedhof angelegt worden war. Doch Noells Beschwerden hätten zum Teil auch im folgenden Jahr bei der Einweihung des Bisinger Friedhofs Berechtigung gehabt. So hatte er unter anderem kritisiert, dass er als Überlebender nicht im Vorfeld über die Einweihungsfeier informiert worden war. Für Bisingen 1947 war dies zwar der Fall; allerdings ist es verwunderlich, dass laut Protokoll der Militärregierung lediglich ein einziger ehemaliger Häftling des Lagers an der Einweihung teilnahm.79 Offenbar war es schlichtweg versäumt worden, beispielsweise über die Presseorgane der Opferverbände und Häftlingsvereinigungen auf diese Feier aufmerksam zu machen und so den Überlebenden die Möglichkeit zu geben, der Beisetzung ihrer ehemaligen Mithäftlinge beizuwohnen, wie es andernorts häufig der Fall war.

Noells Hauptkritikpunkt richtete sich jedoch gegen die Aufstellung des Hochkreuzes im Zentrum der Friedhofsanlage, da im KZ Bisingen „im Verhältnis zu den anderen Umgekommenen sehr wenige Christen ihr Leben lassen mussten. Vor allem waren es Juden, Russen, Letten, Esten, Polen und Deutsche.“80 So absurd die Gegenüberstellung von Nationalität und Konfession auch ist, weist Noells Beschwerde doch auf einen Umstand hin, der nicht nur die drei KZ-Friedhöfe Schömberg, Schörzingen und Bisingen, sondern die Mehrheit der Grabstätten ehemaliger KZ-Opfer in Südwestdeutschland bis in die 1980er-Jahre kennzeichnete: das Fehlen jeglicher jüdischer Erinnerungszeichen und eine Dominanz christlicher Symbolik, selbst an Orten, wo bekanntermaßen viele nichtchristliche, allen voran jüdische Opfer beigesetzt waren. Wenngleich in Bisingen kaum Informationen über die exhumierten und wiederbestatteten Toten des Konzentrationslagers vorlagen, hätte man durch die Befragung von Überlebenden Kenntnis darüber erlangen können, dass sich zahlreiche Juden unter den Opfern befanden und die ausschließliche Verwendung christlicher Totenkreuze problematisch war; zumal dies, worauf Noell implizit hinweist, in Schömberg, aber auch in Schörzingen, wo Sterbeurkunden vorlagen, bereits versäumt worden war. Dass die französische Militärverwaltung nichts über jüdische Opfer der „Wüste“-Lager wusste, scheint ohnehin unwahrscheinlich. Vielmehr hat man sich offenbar keinerlei Gedanken über die religiöse Bedeutung des Totenkreuzes gemacht. Bezeichnend ist in diesem Zusammenhang, dass zu den Einweihungsfeiern der Friedhöfe zwar christliche Pfarrer und Priester, aber keine Rabbiner eingeladen wurden, um Totengebete zu sprechen.

Hermann Noell gab indes seine Absicht, selbst ein Mahnmal in Bisingen zu errichten, nicht auf. In einem Schreiben an Bürgermeister Pflumm bat er Anfang November 1946 um Auskunft, wer der Eigentümer des ehemaligen KZ-Geländes sei, „weil wir dort im Frühjahr ein würdiges Ehren- und Mahnmal errichten lassen“.81 Dazu kam es jedoch nicht. Bei der Einweihungsfeier des KZ-Friedhofs Bisingen im April 1947 wurde Noell von den französischen Behörden festgenommen, nachdem ihm andere Überlebende vorgeworfen hatten, als Blockältester und Kapo Mithäftlinge misshandelt zu haben.82


[image: Images]

Der KZ-Friedhof Bisingen, aufgenommen im Jahr 1947.




Schörzingen, Schömberg und Bisingen nach der Errichtung der KZ-Friedhöfe

Die KZ-Friedhöfe in Schörzingen, Schömberg und Bisingen sollten aus französischer Sicht nicht nur als letzte Ruhestätte der Opfer sowie Trauer- bzw. Erinnerungsorte für Hinterbliebene und Überlebende dienen, sondern sie wurden zugleich auch als Zeichen der Mahnung an die deutsche Bevölkerung verstanden. Hierzu hätte es jedoch des Wissens darüber bedurft, dass diese Friedhöfe existierten und um welche Opfer es sich handelte. Da sich die Friedhöfe aber außerhalb der Gemeinden auf abgelegenen Grundstücken befanden, waren sie – mit Ausnahme des Bisinger KZ-Friedhofs, der auf einem Hügel errichtet worden war und dessen Hochkreuz anfangs vom Tal aus sichtbar war – keinesfalls dazu imstande, diese Orte der Bevölkerung im Alltag vor Augen zu führen. Hinzu kommt, dass auf den Friedhöfen jegliche allgemein verständlichen Informationen über die dort Bestatteten fehlten. Die lateinischen und französischen Inschriften in Bisingen und Schömberg, ebenso wie die von der Militärregierung angebrachten Hinweisschilder mit der ohnehin uneindeutigen Aufschrift cimetière d’honneur („Ehrenfriedhof“) dürften nur von wenigen Deutschen verstanden worden sein. Für Besucher ohne Fremdsprachenkenntnisse hatten die Friedhöfe angesichts ihrer Gestaltung eher den Anschein von Soldatenfriedhöfen. Dass es sich bei den Toten um KZ-Häftlinge handelte, blieb gänzlich unerwähnt. Die französischsprachigen Tafeln wiesen immerhin auf die „Opfer der Nazi-Barbarei“ hin; in deutscher Sprache existierten jedoch keinerlei Gedenktafeln oder Hinweisschilder.

Hieran sollte sich bis Anfang der 1960er-Jahre nichts ändern. Als zwischen Dezember 1946 und November 1947 während der Rastatter Prozesse auch die französischen Ermittlungen zu den „Wüste“-Lagern zur Anklage kamen, berichteten die Lokalzeitungen in den ersten Monaten häufig und ausführlich über die in den Prozessen aufgedeckten Verbrechen. Dies führte jedoch auf deutscher Seite nicht zu einer darüber hinausgehenden öffentlichen Auseinandersetzung mit diesen Konzentrationslagern, geschweige denn zu einer aussagekräftigen Kennzeichnung der Friedhöfe und Tatorte. Das mediale Interesse an den Prozessen ebbte schon ab Februar 1947 merklich ab und kam Mitte des Jahres nahezu vollständig zum Erliegen.

So beschränkte sich die Beschäftigung mit den Konzentrationslagern des „Wüste“-Projekts fortan auf verwaltungstechnische Fragen der Unterhaltung und Pflege der drei Friedhöfe, die die Militärregierung nach Fertigstellung unter strikten Auflagen in die Obhut des Landes Württemberg-Hohenzollern übergab. Dem Landkreis Hechingen wurde die Zuständigkeit für den Friedhof in Bisingen, dem Landkreis Balingen für Schömberg und dem Landkreis Rottweil für Schörzingen übertragen. Die Bürgermeisterämter wurden angewiesen, die Friedhöfe in sauberem Zustand zu halten und zu Feiertagen mit Blumen und Kränzen zu schmücken, was französische Stellen regelmäßig kontrollierten.83 Das Bürgermeisteramt Bisingen schlug bereits Anfang Mai 1947 die Anstellung eines Friedhofswärters vor, dessen Entlohnung allerdings der Gemeinde nicht zugemutet werden könne, „da das KZ.-Lager auf höheren Befehl und gegen den Willen der Gemeinde“84 errichtet worden sei. Das Landratsamt stimmte zu, für die Instandhaltung des Friedhofs provisorisch einen arbeitslosen Einwohner Bisingens, der selbst in KZ-Haft gewesen sei, anzustellen. Die anfallenden Arbeiten waren jedoch von einer Person alleine nicht zu bewältigen, zumal die Gemeinde den Friedhofswärter nur punktuell unterstützte und Arbeitsmaterialien erst nach mehrfachen Bemühungen zur Verfügung stellte.85

Es verwundert daher nicht, dass die Besatzungsbehörden schon kurze Zeit, nachdem die Kommunen die Zuständigkeit für die Pflege der drei Friedhöfe übernommen hatten, den „schleppenden Fortgang“86 der routinemäßigen Reinigungsarbeiten in Schömberg und Bisingen beanstandeten. Unter Androhung von Sanktionen drängten die französischen Behörden auf eine schnelle Behebung dieses Zustands, wie ein Schreiben des württembergischen Innenministers Viktor Renner an die zuständigen Landratsämter zeigt. Darin heißt es, dass die Militärregierung Mitte August 1947 mitgeteilt habe, dass


trotz der den verantwortlichen Bürgermeistern gegenüber gemachten Vorstellungen die Friedhöfe von Schömberg und Bisingen sich in einem Zustand der Verlassenheit und der Vernachlässigung befinden, der zu der Achtung, die man dem Gedächtnis der Opfer der Nazibarbarei schuldet, wie zu den von den deutschen Behörden übernommenen Verpflichtungen im Widerspruch steht. Sie [die Militärregierung, M. B.] verlangt, gegenüber den verantwortlichen Bürgermeistern geeignete Sühnemassnahmen zu ergreifen, die Landräte strikt anzuweisen, die Friedhöfe innerhalb von 2 Tagen nach Empfang ihres Schreibens instandsetzen zu lassen und die Landräte für die rechtzeitige Instandsetzung persönlich verantwortlich zu machen.87



In der Folge wurde für die KZ-Friedhöfe in Schömberg, Schörzingen und Bisingen ein Wartungsvertrag mit einem Gartenarchitekten geschlossen, der bereits im Juli Vorschläge für die gärtnerische Gestaltung des Schömberger KZ-Friedhofs vorgelegt hatte.88 An allen drei Orten wurden außerdem Friedhofswärter festangestellt. „Sühnemassnahmen“ gegen die verantwortlichen Bürgermeister wurden nicht ergriffen.


Spaichingen, Haslach und Offenburg

Die französischen Militärbehörden bemühten sich während der Besatzungszeit auch an anderen Orten intensiv darum, den Opfern der KZ-Außenlager würdevolle Ruhestätten zu verschaffen, Grabanlagen und kleine Friedhöfe anzulegen und so zu verhindern, dass die Toten durch das Fortbestehen abgelegener, meist nicht einmal eingefriedeter und kenntlich gemachter Massengräber in Vergessenheit gerieten.

In Spaichingen wies die Militärregierung schon wenige Wochen nach Kriegsende die Stadtverwaltung an, das Sammelgrab des Konzentrationslagers, etwa 300 m abseits des städtischen Friedhofs gelegen, mit Tannenhecken einzufassen und ein großes Holzkreuz sowie zwei mit den Namen der Opfer versehene Gedenkplatten aus Sandstein anzubringen. Die Kosten für diese schlichte Grabanlage hatten die Metallwerke Spaichingen zu tragen, bei denen die Häftlinge des Konzentrationslagers zur Zwangsarbeit eingesetzt gewesen waren.

In Haslach im Kinzigtal, wo sich neben dem Natzweiler-Außenlager noch zwei weitere KZ-Außenlager befunden hatten, erfolgte ebenfalls bereits 1945 die Exhumierung von sieben Leichen; die Grabungen wurden im September 1946 von den französischen Militärbehörden fortgesetzt. Viele – wenn auch nicht alle – Toten der drei Lager waren in einem Massengrab neben dem Gemeindefriedhof verscharrt worden, das die SS beim Näherrücken der Alliierten einebnen ließ, um die Spuren zu verwischen. Kurz nach Kriegsende wurde dort von der Stadt ein Holzkreuz aufgestellt, nachdem beim Umpflügen der gartenähnlichen Fläche eine Metallplatte mit dem Namen eines Opfers gefunden worden war und sich die Existenz des Massengrabs nicht länger verschweigen ließ.89 Am 5. September 1946 ließen die Besatzungsbehörden das Grab öffnen, die 210 dort begrabenen Leichen exhumieren und zur Identifizierung in die Stadthalle bringen. Für die Arbeiten wurden fünfzig ehemalige NSDAP-Mitglieder aus Haslach zwangsverpflichtet.

Über die Vorgänge vom 5. September bis zur Wiederbeisetzung der Opfer zwölf Tage später gibt ein detaillierter Bericht des mit den Ausgrabungen betrauten französischen Leutnants Siegwald Auskunft.90 So hatten die Militärbehörden bereits vor der Exhumierung etwa 240 Särge angefordert und örtliche Schreiner beauftragt, weiße Holzkreuze anzufertigen, auf die später nummerierte Metallplättchen sowie die Namen der identifizierten Toten bzw. die Aufschrift Inconnu Allié – Mort pour la liberté91 angebracht werden sollten. Täglich wurden Einzelsärge mit geborgenen sterblichen Überresten der Opfer in die Stadthalle gebracht, wo laut Leutnant Siegwald am 9. September Haslacher Schüler den Toten die letzte Ehre erwiesen haben sollen, indem sie Blumen auf jeden Sarg niederlegten. Es ist anzunehmen, dass dies – ähnlich wie in Bisingen – von den Besatzungsbehörden angeordnet worden war; hierzu macht Siegwald jedoch keine Angaben. Die bereits während der laufenden Exhumierungen begonnene Identifizierung der Toten gestaltete sich aufgrund des schon stark fortgeschrittenen Verwesungszustands auch in Haslach äußerst schwierig, wenngleich im Gegensatz zu anderen Orten mittlerweile Sterbelisten vorlagen. So konnten zunächst nur acht von 210 Opfern zweifelsfrei identifiziert werden.

Zur Wiederbeisetzung der Toten wurden Angehörige von auf den Sterbelisten aufgeführten französischen Opfern nach Haslach eingeladen, die weitere elf Tote identifizieren konnten. Neben den Familien aus Frankreich nahmen zahlreiche Vertreter der Militärregierung sowie der United Nations Relief and Rehabilitation Administration (UNRRA),92 der Landrat des Kreises Wolfach, der Bürgermeister Haslachs und Vertreter der umliegenden Gemeinden an der Beisetzung am 17. September teil. Auch hier, so der französische Leutnant, sollen außerdem Schulkinder beteiligt gewesen sein. Die Beisetzungsfeier begann, indem die 210 Särge auf dem Vorplatz der mit französischen Flaggen dekorierten Stadthalle aufgereiht wurden. Der Oberdelegierte der Militärregierung für das Land Baden, Pierre Pêne, hielt eine Trauerrede, welche anschließend auch in deutscher Übersetzung vorgetragen wurde. Sodann bewegte sich der Trauerzug zum Gemeindefriedhof, an dessen Außenseite die KZ-Toten beigesetzt wurden. Vermutlich wurden in den folgenden Tagen oder Wochen auf der Grabanlage 210 der in Auftrag gegebenen Holzkreuze aufgestellt. In den nächsten Jahren wurden die Gräber jedoch mehrmals geöffnet und viele der später identifizierten Opfer in ihre Herkunftsländer überführt.

Im Dezember 1945 öffneten die französischen Behörden auch die Massengräber auf dem Offenburger Waldbachfriedhof.93 Eine Identifizierung der Opfer war jedoch auch hier nicht möglich, weshalb alle Toten vor Ort in Reihengräbern wieder beigesetzt wurden. Im Mai 1948 konnte nach einer neuerlichen Exhumierung ein französischer Häftling (Eduard Thelier) identifiziert und auf Bitten der Familie nach Frankreich überführt werden.94 Die Gräber in Offenburg wurden auf einfache Weise gärtnerisch gestaltet und mit mehreren Holzkreuzen versehen, auf denen nummerierte Blechschildchen befestigt wurden. Auf zwei Holztafeln wurden die Namen der 41 Opfer des Massakers vom 12. April 1945 genannt.


Hailfingen/Tailfingen und die „Ereignisse vom 2. Juni 1945“

Auch in der Gemeinde Tailfingen ließen die französischen Besatzungsbehörden bereits 1945 KZ-Opfer exhumieren. Im Protokoll der Gemeinderatssitzung vom 23. Oktober, der ersten nach Kriegsende, findet sich folgender kurzer Eintrag:


Vom 1. Juni 1945 abends bis 3. Juni 1945 mittags hatte die Einwohnerschaft aus Anlass der Aufdeckung eines Sammelgrabs auf dem Flugplatz schwer zu leiden, obwohl sie gar nichts dafür konnte und dies ausschließlich eine Angelegenheit der Flugplatzverwaltung, welche nicht mehr anwesend war, gewesen ist.95



Ein Hinweis darauf, was es mit diesem Sammelgrab auf sich hatte, wer dort begraben lag und warum die Einwohnerschaft durch die Aufdeckung „schwer zu leiden“ hatte, fehlt. So geht aus dem Protokoll nicht hervor, dass es sich um ein Massengrab mit mehr als siebzig Opfern des KZ Hailfingen gehandelt hatte, die Anfang Juni auf Direktive der französischen Militärverwaltung exhumiert und auf den Tailfinger Gemeindefriedhof umgebettet wurden.

Drei ehemalige Häftlinge des Konzentrationslagers hatten den Kommandanten der Militärregierung in Tübingen, Korvettenkapitän Metzger, auf das Massengrab aufmerksam gemacht, der sogleich am 1. Juni die Aufdeckung anordnete.96 Über das Bürgermeisteramt Tailfingen wurden alle männlichen Einwohner zwischen 16 und 65 Jahren sowie alle Einwohnerinnen zwischen 16 und 35 Jahren verpflichtet, die Exhumierungs- und Umbettungsarbeiten unter der Aufsicht französischer Soldaten vorzunehmen. Die Männer mussten die Leichen aus dem Massengrab bergen, während die Frauen auf dem Tailfinger Friedhof ein Grab ausheben mussten, in das die Verstorbenen überführt werden sollten. Nachdem die Einwohner die Nacht hindurch gearbeitet hatten, wurden die meisten von ihnen am 2. Juni von den Arbeiten entbunden. Ehemalige NSDAP-Mitglieder aus den umliegenden Gemeinden mussten mit der Exhumierung fortfahren. Einwohner aus Tübingen, Hailfingen, Bondorf und anderen Gemeinden wurden auf den Flugplatz gebracht, um sie mit den exhumierten Opfern zu konfrontieren. Dabei wurden der Bevölkerung auch die Todesumstände erläutert. Ein französischer Arzt hatte festgestellt, dass einige Häftlinge lebendig begraben worden waren, „andere trugen Strangulationsspuren, die auf Erhängen oder Erwürgen hinwiesen“.97 Unter den Anwesenden befanden sich auch zwei ehemalige Wachmänner des Konzentrationslagers, die noch vor Ort festgenommen wurden – ebenso wie der bereits abgesetzte Bürgermeister Tailfingens, der eine Bestattung der jüdischen Opfer auf dem Gemeindefriedhof verweigert hatte.

Die KZ-Toten wurden am 3. Juni auf den Tailfinger Friedhof überführt, wobei die Ortsbevölkerung auf Metzgers Anweisung ein Trauerspalier bildete und Blumen auf dem neu angelegten Gräberfeld niederlegte. Die französischen Besatzungsbehörden ließen dort nach kurzer Zeit ein großes Holzkreuz mit der Inschrift Hier ruhen 72 unbekannte KZ-Häftlinge aufstellen.98 Die vorgesehene Anbringung einer zusätzlichen Bronzetafel wurde letztlich nicht umgesetzt. Von Seiten der lokalen Behörden war hier keine Eigeninitiative zu erwarten, da die Geschichte des KZ Hailfingen schon bald aus dem Blick geriet und in der öffentlichen Wahrnehmung durch die Vorfälle im Zuge der Umbettung überlagert wurden: Während der ohnehin als ungerecht empfundenen Zwangsverpflichtung der Bevölkerung zur Bergung und Umbettung der Opfer war es zu Schikanen und Übergriffen auf Einheimische durch französisch-marokkanische Soldaten gekommen. Zwei am 2. Juni zu den Grabungsarbeiten eingesetzte Männer aus der Nachbargemeinde Bondorf wurden dabei so schwer verletzt, dass sie in den folgenden Tagen starben.

Der zitierte Eintrag im Ratsprotokoll der Gemeinde Tailfingen vom Oktober 1945 steht exemplarisch für den Umgang der lokalen Bevölkerung mit der Geschichte des KZ Hailfingen in den folgenden Jahrzehnten. Dieser blieb nahezu ausschließlich auf die Geschehnisse vom 1. bis 3. Juni 1945 beschränkt, wohingegen das Lager an sich, das heißt das Leiden und Sterben der Häftlinge, völlig außer Acht gelassen wurde. Die Erzählmuster der Zeitzeugen blieben in dieser Form bis in die 1980er-Jahre gleich, und Dorothee Wein konstatiert gar, basierend auf einer Analyse von Zeitzeugenberichten aus dem Zeitraum zwischen 1945 und 2006:


Das Verhalten der französischen Soldaten gegenüber den Bewohnern der umliegenden Dörfer nimmt in der dörflichen Erinnerung […] einen zentralen Platz ein. Allen bekannten Erzählungen ist gemeinsam, dass sie das Geschehen aus dem geschichtlichen Zusammenhang lösen und es auf die „Ereignisse des 2. Juni“ reduzieren. Die Bestattung der Ermordeten, die am 3. Juni erfolgte, kommt in den meisten Berichten nicht einmal mehr vor. Die weit verbreitete Ansicht, dass die Dörfer und ihre Bewohner Opfer gewesen seien, geht einher mit einer zentralen Leerstelle: Dem Fehlen jeglicher Empathie gegenüber den ermordeten – und den überlebenden – Juden. Keinem der Berichtenden ist ein Entsetzen über die auf dem Flugplatz begangenen Verbrechen anzumerken. Keiner wirft Fragen nach einer Mitverantwortung der Bevölkerung auf. Keiner bringt zum Ausdruck, dass es gut sei, dass die Toten bestattet wurden. Auch nachträglich wird weder nach den Erfahrungen der Ermordeten gefragt noch nach ihrem Leben, ihrer Verfolgung oder danach wie sie starben.99



Der von den französischen Militärbehörden vorwiegend als „pädagogische“ Maßnahme verstandene Einsatz der lokalen Bevölkerung zur Exhumierung und Umbettung der KZ-Opfer hatte somit letztendlich in Hailfingen/Tailfingen geradezu das Gegenteil dessen bewirkt, was die Besatzungsmacht – neben der Bestrafung belasteter NSDAP-Mitglieder – hatte erreichen wollen: Durch die Konfrontation mit den ermordeten Häftlingen und der Schilderung der Todesursachen hatte verhindert werden sollen, dass diese künftig von den Einheimischen geleugnet würden oder in Vergessenheit gerieten; die deutsche Bevölkerung sollte Verantwortung für die „im Namen des Volkes“ begangenen Verbrechen übernehmen.

Stattdessen bewirkten die „Ereignisse des 2. Juni“ nicht nur, dass die Umbettungsmaßnahmen im Ganzen als Ausdruck einer ungerechten Siegerjustiz empfunden wurden, sondern sie führten zu einer Verweigerung jeglicher Anteilnahme für die Opfer sowie jeglicher Reflexion über das Konzentrationslager, welches fortan – wenn überhaupt – allenfalls beiläufig im Zusammenhang mit dem Verhalten der französischen Besatzer während der ersten Junitage Erwähnung fand.

Daher nimmt es nicht wunder, dass das amerikanische Bureau of Documents & Tracing Wuerttemberg-Baden im Zuge von Ermittlungen zum KZ Hailfingen im September 1946 feststellen musste: „It is very remarkable, that the German authorities of Kreis Boeblingen and of Tailfingen have never mentioned not even the existence of this KZ-Camp.”100 Auch im Rahmen der Vorermittlungen zu den Rastatter Prozessen101 hielten sich die lokalen und regionalen Behörden mit konkreten Informationen über das Konzentrationslager bedeckt und lieferten lediglich einige verharmlosende und verfälschende Aussagen über die in den Lagern begangenen Verbrechen. So wusste etwa der Tailfinger Bürgermeister nüchtern zu berichten, dass die Mehrzahl der auf dem Friedhof beigesetzten Häftlinge an Unterernährung gestorben sei; außerdem sei es im Hinblick auf die Todesopfer „hier allgemein bekannt, daß die Kz.Häftlinge [sic!] von ihren eigenen Landsleuten teilweise schwer mißhandelt wurden“.102


Unterriexingen, Echterdingen und Leonberg

Um die unterschiedlichen Vorgehensweisen der Besatzungsmächte im Umgang mit KZ-Gräbern zu verdeutlichen, soll zunächst ein Blick auf die anderen ehemaligen KZ-Standorte im Großraum Stuttgart/Ludwigsburg geworfen werden, die ebenso wie Vaihingen an der Enz zunächst französisch besetzt waren, ab Juli 1945 jedoch zur amerikanischen Zone gehörten. Dies betrifft die Orte Unterriexingen, Echterdingen und Leonberg.

Anders als in den anderen bereits genannten Orten erfuhren die französischen Militärbehörden in Unterriexingen unmittelbar nach Kriegsende nichts von dem dortigen ehemaligen Konzentrationslager bzw. der Existenz zweier Massengräber in der Nähe des einstigen Lagergeländes. Wie Manfred Scheck formuliert, fiel die Unterriexinger Bevölkerung mit dem Einmarsch der Alliierten „hinsichtlich des Konzentrationslagers am Rande ihres Dorfes […] in eine kollektive Schockstarre“,103 sodass erst Anfang 1946 die amerikanischen Besatzungsbehörden auf die beiden Massengräber aufmerksam wurden. Daraufhin wies die Militärregierung das Landratsamt Ende Februar an, die Gräber zu einem würdigen Friedhof umzugestalten. Dieser Vorgang ist insofern außergewöhnlich, als sich im Bereich der ehemaligen Natzweiler-Außenlager kein vergleichbarer Fall finden lässt, wo die US-Behörden – hier in Person von Sargeant H. E. Lauffer – derart detaillierte Vorgaben zur Gestaltung der Grabanlage machten:104 So sollte der auf einer Anhöhe gelegene Friedhof ein Ausmaß von 120 auf 35 Meter haben, durch mit Metallketten verbundene Betonposten umzäunt werden, ein großes Eingangstor sowie einen zwei Meter breiten Zugangsweg erhalten und über fünf Stufen aus Beton oder Marmor zu erreichen sein. Die Auflagen für die Grabanlage selbst sahen eine Fläche von zwei auf siebzig Meter vor, das Sammelgrab sollte mit einer dreißig Zentimeter hohen und zwanzig Zentimeter breiten kleinen Mauer umfriedet werden; zudem sollte die Anlage bepflanzt und mit Kieswegen versehen werden. Anders als in anderen Orten forderten die amerikanischen Besatzungsbehörden das Landratsamt außerdem auf, in der Mitte des Friedhofs ein marmornes Mahnmal mit deutscher, englischer, hebräischer und polnischer Inschrift zu errichten. Mit den Arbeiten, zu denen aktive Nazis aus der Umgebung zu verpflichten seien, sollte bereits am 1. März begonnen werden. Nach Fertigstellung des Friedhofs sollte dieser von einem katholischen Pfarrer sowie einem Rabbi geweiht werden.

Die Ausführung der Vorgaben sowie die Suche nach genaueren Informationen über das Lager und die in Unterriexingen bestatteten Opfer105 gestaltete sich äußerst schwierig, da sich die Gemeindeverwaltung ahnungslos gab und die Recherchen eher behinderte als unterstützte. Im Frühjahr gaben die Besatzungsbehörden die Nachforschungen in die Hände der zu dieser Zeit völlig überlasteten UNRRA bzw. deren Nachfolgeorganisation International Refugee Organization (IRO).106 Der mit den Recherchen betraute UNRRA-Field Supervisor Albert Monossohn schilderte Anfang Juni rückblickend:


It is interesting to note, that no mention was made for the place for 8 months. When the existence of the camp became known to Military Government in January 1946 and it was ordered that the burial place was to be made over into a suitable cemetery, there was constant delay in the execution of the order. It was quite impressive, how many reasons could be found for not doing the work. Only the threat of the immediate dismissal of the responsable public officials resulted in the commencement of the work. The cemetery should be ready to be dedicated in about two months.107



Wann und in inwieweit die im Februar von der Militärregierung verfügte Gestaltung der Grabanlage im Laufe des Jahres letztlich umgesetzt wurde, ist nicht überliefert. Für die Errichtung eines Mahnmals, wie von Sergeant H. E. Lauffer angeordnet, finden sich jedenfalls keine Belege. Vielmehr waren UNRRA und IRO aufgrund des dilatorischen und unkooperativen Agierens der Kommunalverwaltung noch bis 1949 mit den Gräbern und den Recherchen zum KZ Unterriexingen beschäftigt.

Einen ersten Bericht über das KZ-Außenlager gab im Frühjahr 1947 der nach Kriegsende von den US-Behörden als Bürgermeister eingesetzte Ferdinand Reiter ab, der zur Zeit des Lagerbestehens als gräflicher Förster nahezu täglich an den Massengräbern vorbei gekommen war.108 Was die Organisation des Konzentrationslagers, die SS-Leute und die Opfer anbelangt, gab Reiter zwar vor, nichts Konkretes zu wissen, doch schätzte er die Zahl der in den Massengräbern Verscharrten erstaunlich genau auf 250 Tote. Er berichtete, dass die nackten und abgemagerten Opfer einige Zeit unbedeckt in den offenen Gräbern gelegen hätten, weshalb er sich erfolglos beim damaligen Bürgermeister beschwert habe. Er habe daher „kurz vor dem Zusammenbruch“ persönlich beim „Aufsichtsführenden des Lagers“ – an den er sich nicht weiter erinnern konnte – protestiert und erreicht, dass die Gräber zugedeckt wurden.109

Die Preparatory Commission IRO (PCIRO) recherchierte weiter und forderte über das Landratsamt Ludwigsburg Bestattungsurkunden und „Nachtragslisten“ zu den KZ-Toten aus Unterriexingen an. Dort war indes Bürgermeister Reiter zurückgetreten; sein Nachfolger Karl Metzger ließ das Landratsamt wissen, dass über ein Massengrab nichts bekannt sei und keine Listen existierten.110 Der zuständige IRO-Mitarbeiter Felix Slawatycki regte daher einen Lokaltermin seiner Dienststelle und des Landratsamts in Unterriexingen an, der jedoch offenbar zunächst nicht zustande kam. Da weiterhin jegliche Informationen über die Opfer fehlten – mittlerweile kursierten außerdem Gerüchte, dass sich in den Gräbern bis zu 1250 Leichen befänden –, schlug Slawatycki Mitte Dezember 1947 vor, auf Kosten deutscher Behörden Exhumierungen durchzuführen, um zumindest die Zahl der Opfer feststellen zu können.111 Dieser Vorschlag wurde zwar aufgegriffen, doch sollte bis zur Umsetzung noch einige Zeit ins Land streichen. Wann genau mit den Exhumierungen begonnen wurde, ist nicht bekannt. Da in einem Schreiben des Landratsamts an das Innenministerium vom August 1949 noch immer Mutmaßungen über die in Unterriexingen ruhenden KZ-Opfer angestellt wurden,112 ist anzunehmen, dass mit den Exhumierungen zu dieser Zeit – wenn überhaupt – erst begonnen wurde. Irgendwann im Laufe des Jahres 1949 wurden die beiden Massengräber schließlich geöffnet und die sterblichen Überreste von 250 Opfern auf dem an einem Waldrand neu angelegten KZ-Friedhof beigesetzt.

Weder die Gemeinde noch die amerikanischen Militärbehörden erachteten es anscheinend für notwendig, mit einem Grabmal, einer Tafel oder einem Gedenkstein der KZ-Häftlinge zu gedenken und die Anlage als KZ-Friedhof zu kennzeichnen. In den folgenden 13 Jahren existierte auf dem Friedhof (außer einem von Angehörigen errichteten Grabstein mit hebräischer Inschrift) keinerlei Erinnerungszeichen. Nur Eingeweihten dürfte bekannt gewesen sein, um welche Art von Grabanlage es sich hier handelte. Erst 1962 ließ die Gemeinde eine 6,5 Meter hohe Stele errichten, auf der eine Tafel angebracht wurde mit der nebulösen Inschrift Hier ruhen 250 Opfer einer Gewaltherrschaft – Sie mahnen zum Frieden.

Weniger als vierzig Kilometer von Unterriexingen entfernt gestaltete sich der Umgang der Alliierten mit den Gräbern von KZ-Opfern von Grund auf anders. Im Frühjahr 1945 wurden zwei Massengräber des KZ Echterdingen im Bernhäuser Forst entdeckt.113 Die französischen Besatzungsbehörden ordneten die Einfriedung und Pflege der Grabfläche durch die Gemeinde an, welche darüber hinaus ein Holzkreuz errichtete, dessen Inschrift eine Nennung des Konzentrationslagers aber dadurch umging, dass die Häftlinge als in Kriegsgefangenschaft am Flughafen verstorbene Israeliten deklariert wurden.114 Obgleich demnach bekannt war, dass es sich bei den Toten ausnahmslos um jüdische Opfer handelte, scheinen weder die lokalen Verantwortlichen noch die französischen Behörden, die das Gräberfeld am 18. Juni begutachteten, die Errichtung eines christlichen Totenkreuzes für unangemessen gehalten zu haben. Auch dürfte die Entscheidung der französischen Verwaltung, in diesem Fall – im Unterschied zum Vorgehen an anderen Orten – auf eine Öffnung der Sammelgräber und eine Umbettung der Opfer zu verzichten, eher pragmatischen Gründen als der Rücksicht auf jüdische Glaubensvorschriften zur Wahrung der Totenruhe geschuldet sein.

Die Grabanlage im Bernhäuser Forst existierte dennoch nur wenige Monate, da die nun zuständige amerikanische Militärregierung die 66 Toten im Oktober exhumieren und auf den jüdischen Teil des Esslinger Ebershaldenfriedhofs umbetten ließ, wohin bis Dezember 1944 die ersten 19 Toten des KZ Echterdingen zur Einäscherung gebracht worden waren. Eine Identifizierung der Opfer war nicht möglich, da der frühere Bernhauser Bürgermeister und Ortsgruppenleiter Heinrich Blanz das Sterbebuch – sowie weitere Unterlagen zum KZ-Außenlager – kurz vor dem Einmarsch der Alliierten vernichtet hatte.115

Die Beisetzung der nach Esslingen überführten Opfer fand am 29. Oktober 1945 im Beisein eines Rabbiners statt. Das Gräberfeld blieb zunächst ohne jegliche Kennzeichnung und Erinnerungszeichen, bis der Gemeinderat der Stadt Esslingen ein Jahr später beschloss, die Anlage auszuschmücken und ein „Ehrenmal“ zu errichten.116 Fünf Künstler wurden gebeten, Vorschläge für die Gestaltung des Grabmals einzureichen. Eine Jury, bestehend aus städtischen Vertretern, dem Esslinger Kunstprofessor Hermann Sohn sowie dem Stuttgarter Architekten Ernst Guggenheimer als Vertreter der jüdischen Gemeinden, entschied sich letztlich für den Entwurf des Bildhauers Eugen Schwab, der statt einer Skulptur oder eines Obelisken ein Mahnmal in Form eines großen, liegenden und nach hinten erhöhten Davidsterns vorgeschlagen hatte. Im Gemeinderat wurde der Vorschlag zunächst mit Skepsis betrachtet, da man befürchtete, der Davidstern würde antisemitische Reaktionen nach sich ziehen. Dagegen argumentierte Oberbürgermeister Fritz Landenberger, dass die Gefahr einer Grabschändung in einer Demokratie nicht bestünde, zumal selbst während des „Dritten Reichs“ in Esslingen keine jüdischen Gräber geschändet worden seien. Darüber hinaus setzte sich Landenberger dafür ein, den Davidstern entsprechend seiner eigentlichen Bedeutung wieder als religiöses Symbol des Judentums anstatt als Zeichen der Verfolgung im Nationalsozialismus zu begreifen.117

Der Oberbürgermeister schlug außerdem selbst einen Text für die Inschrift des „Ehrenmals“ vor, der auch die Zustimmung Guggenheimers fand und in deutscher sowie hebräischer Sprache angebracht wurde: Hier ruhen 85 Juden unbekannter Nationalität, Opfer nationalsozialistischer Grausamkeit. Ihr Sterben sei eine Mahnung zur Menschlichkeit für die lebende Generation. 1947. Wenngleich auch hier ein expliziter Hinweis darauf fehlte, dass die Opfer in einem Konzentrationslager gestorben waren, unterscheidet sich diese Inschrift deutlich von den Texten, die von deutschen Behörden andernorts in diesem Zeitabschnitt auf Grabmalen angebracht wurden. Im Gegensatz etwa zur vorherigen Grabstätte in Bernhausen, wo nivellierend und ohne zeitliche Verortung von Kriegsgefangenen die Rede war, benennt die Wendung „nationalsozialistische Grausamkeit“ zumindest indirekt eine Täterschaft und verweist darauf, dass es sich bei den Toten um NS-Opfer handelt. Die „Mahnung zur Menschlichkeit“, gerichtet an „die lebende Generation“, bildet darüber hinaus eine Aufforderung, sich diese als unmenschlich charakterisierte Grausamkeit zu vergegenwärtigen und das eigene Handeln in Abgrenzung dazu zu reflektieren. Damit wird ein Gegenwarts- und Zukunftsbezug geschaffen, der sich markant vom Gros der (deutschsprachigen) Erinnerungstafeln jener Jahre abhebt.

In den 1950er-Jahren findet sich zwar auf einigen wenigen Mahnmalen und Tafeln der Satz Ihr Tod mahnt zum Frieden, die Esslinger Inschrift geht jedoch durch zwei Details über diese Formulierung hinaus und wird dadurch ungleich konkreter. Hier ist es nicht undifferenziert der Tod, der mahnt, sondern explizit das Sterben; in Verbindung mit der Erwähnung „nationalsozialistischer Grausamkeit“ wird also auf das Getötetwerden hingewiesen. Zweitens reduziert eine Mahnung zum Frieden – so achtenswert diese auch ist – auf KZ-Gräbern den Tod auf eine Folge des Kriegsgeschehens und tendiert dazu, Unterschiede zwischen Armeeangehörigen, zivilen Kriegsopfern und NS-Verfolgten einzuebnen. Dagegen deutet in Esslingen die Mahnung zur Menschlichkeit im Kontext der gesamten Inschrift zumindest an, welche ideologischen Voraussetzungen zum Tod der dort Bestatteten führten. Damit wird eine individuelle Reflexion angeregt, welche darüber hinausgeht, das Geschehene als „abgeschlossen“ bzw. als kriegsbedingt zu begreifen. So schlicht der Text des Gedenksteins auf dem Ebershaldenfriedhof aus heutiger Sicht erscheinen mag und obwohl das Konzentrationslager darin keine Erwähnung findet, bildete er bis in die späten 1970er-Jahre die einzige Inschrift zur Erinnerung an die Opfer eines Natzweiler-Außenlagers, die sowohl [a] in deutscher Sprache [b] die Toten unzweideutig als Opfer des Nationalsozialismus benannte und [c] ihr Sterben anstatt pauschal den Umstand des Todes thematisierte, als auch [d] mit einer Mahnung verbunden war, die [e] auf individuelles menschliches Handeln zielte anstatt allgemein an den Frieden zu appellieren und damit die NS-Verbrechen undifferenziert als Kriegsereignis zu werten.

Bezeichnend ist allerdings, dass dieser als Mahnmal verstandene Gedenkstein eben nicht von und in einer Kommune errichtet wurde, in der sich das Konzentrationslager befunden hatte. In Echterdingen und Bernhausen scheint man das Thema KZ-Außenlager nach der Überführung der Toten nach Esslingen ad acta gelegt zu haben. An der Einweihungsfeier des Mahnmals im September 1948 mit anschließender Trauerfeier im Gemeindehaus nahmen offenbar keine Vertreter der beiden Gemeinden teil. Eine öffentliche Beschäftigung mit der Geschichte des Lagers blieb in den folgenden dreißig Jahren aus.

An den Vorgängen in Esslingen fällt darüber hinaus – wie auch in anderen Orten – die weitgehende Passivität der amerikanischen Besatzungsbehörden auf. Während die französische Militärregierung in ihrer Zone an den meisten Orten ehemaliger KZ-Außenlager Exhumierungen durchführte und bei der Schaffung neuer Grabstätten bzw. Friedhofsanlagen sämtliche Abläufe selbst organisierte, umsetzte und deutschen Stellen meist kein Mitspracherecht einräumte, setzten die US-Behörden nach der Umbettung auf die Eigeninitiative der deutschen Verwaltungsstellen. Dass sie überhaupt eine Umbettung der Opfer veranlassten, lässt sich lediglich für Echterdingen und Unterriexingen feststellen.

Diese unterschiedlichen Vorgehensweisen der Besatzungsbehörden lassen sich auch für Leonberg nachweisen. Etwa zwei Monate nach dem Einmarsch der Franzosen am 21. April 1945 war es wohl der französische Suchdienst, der den Interimsbürgermeister Gotthold Ege drängte, für eine würdige Gestaltung des Massengrabs auf dem „Blosenberg“ zu sorgen.118 Angedacht waren eine Einfriedung der Grabfläche und die Errichtung eines großen Kreuzes. Möglicherweise verzichtete die Militärregierung ihrerseits aufgrund der andauernden Verhandlungen mit den US-Behörden über das Besatzungsstatut für Südwestdeutschland auf entsprechende Maßnahmen. Nachdem die Region am 8. Juli der amerikanischen Besatzungszone zugeordnet worden war, entschied der Leonberger Gemeinderat Ende August „den Platz da oben auf dem Blosenberg, in dem diese unglücklichen Opfer der Nazi-Regierung liegen, zu einer würdigen Ruhestätte auszubauen, und zwar mit möglichst einfachen Mitteln“.119 Dies widersprach deutlich der Direktive des für den Kreis Leonberg zuständigen Vertreters der amerikanischen Militärregierung Captain Vallaza, der die Stadt aufgefordert hatte, 10 000 Mark für einen ehrenvollen KZ-Friedhof zur Verfügung zu stellen.120 Die Stadt Leonberg beauftragte den Bildhauer Richard Scholkmann mit der Anfertigung des geplanten Holzkreuzes und drängte nach einigen Wochen darauf, das Kreuz bis spätestens 29. Oktober zu errichten, da „Vertreter des Vatikans“ zu Allerheiligen eine Weihestunde auf dem KZ-Friedhof planten.121 Wahrscheinlich handelte es sich hierbei um die Mission Vaticane, die das Vaihinger Sanatorium für KZ-Überlebende und Displaced Persons betrieb. Auf jeden Fall sah sich die Stadtverwaltung durch die Ankündigung der Gedenkfeier unter Druck gesetzt, weshalb Scholkmann darauf hingewiesen wurde, dass ein mögliches „Einschreiten der Militärregierung unliebsame Folgen nach sich ziehen“ würde.122

Dazu kam es nicht. Offenbar wurde das Kreuz rechtzeitig errichtet, im Januar 1946 waren die Einfriedung mit einem Holzzaun und die mit geringem Aufwand durchgeführte gärtnerische Ausgestaltung der Grabanlage fertiggestellt. Dass weder Grabzeichen noch irgendeine Tafel angebracht wurden, die darüber informiert hätten, welche Toten dort begraben lagen, wurde von der amerikanischen Militärregierung nicht beanstandet. Jedoch kritisierte die Besatzungsmacht die Größe der Anlage und ordnete an, diese zu verdoppeln; außerdem musste das große Holzkreuz durch eines aus Eisenbeton ersetzt werden.123 Mit diesen Planungen beauftragte die Stadt Leonberg erneut Bildhauer Scholkmann, dessen neuer Entwurf einen Steinsockel vorsah; außerdem unterbreitete er einen Vorschlag für eine französischsprachige Inschrift.124 Das Betonkreuz wurde kurze Zeit später – finanziert durch Landesmittel – errichtet, auf den Sockel sowie eine Inschrift allerdings von Seiten der Stadt verzichtet. Es blieb somit in den folgenden Jahren bei einer Grabanlage, die ausschließlich aus einer umzäunten Fläche sowie einem großen Kreuz bestand und nichts darüber verriet, wie viele und welche Toten dort begraben lagen. Als KZ-Friedhof war sie nicht im Geringsten erkennbar.

Beim französischen Such- und Repatriierungsdienst in der amerikanischen Zone (Service de Recherches et Repatriement en Zone Américaine, SRRZA) hatte man dafür kein Verständnis und bemängelte schon bald den schlechten Pflegezustand der Grabanlage. Der für den Kreis Ludwigsburg zuständige Gebietsinspektor Albert Monossohn teilte Ende 1946 seinen Vorgesetzten mit, dass Captain Valazza (der selbst französische Wurzeln hatte und den Anliegen von französischer Seite offen gegenüberstand) in diesem Zusammenhang begonnen habe, zum KZ Leonberg zu recherchieren und die übergeordneten US-Behörden gebeten habe, für weitere Nachforschungen war crime officers nach Leonberg zu entsenden.125 Veränderungen an der Grabstätte könnten erst vorgenommen werden, wenn diese Untersuchungen abgeschlossen seien. In den folgenden Monaten häuften sich Anfragen von Hinterbliebenen ehemaliger französischer Häftlinge der Konzentrationslager Leonberg und Vaihingen, die wissen wollten, wo ihre Angehörigen beigesetzt waren. Da nur wenige Listen existierten und demnach unklar war, welche Opfer tatsächlich in den beiden Orten ruhten, konnte Monossohn hierauf keine befriedigenden Antworten geben und erachtete es als unabdingbar, die Gräber möglichst bald zu öffnen, um die Toten zu identifizieren. Weil diese Maßnahme aber nicht eigenmächtig von lokalen US-Behörden bewilligt werden konnte und innerhalb der amerikanischen Militärverwaltung Unklarheiten über die Entscheidungsbefugnis in derlei Fragen bestanden, bat Monossohn SRZZA-Chef Warisse im Juni 1947, diesbezüglich bei den amerikanischen Hochkommissaren im European Command (EUCOM)126 vorstellig zu werden.

Die Forderung nach einer Öffnung der Gräber wurde auch von Seiten der französischen Besatzungsjustiz unterstützt. Ende 1946 hatten vor dem Militärtribunal in Rastatt die Prozesse gegen Verantwortliche mehrerer Natzweiler-Außenlager begonnen; die Ermittlungen zu den Lagern Vaihingen und Leonberg waren im Sommer 1947 noch im Gange. Anfang Juli teilte Staatsanwalt Buhot der Direction des Personnes Déplacés in der französischen Zone mit, dass er von den amerikanischen Behörden die Erlaubnis bekommen habe, zur Beweisaufnahme für die anstehenden Prozesse die Opfer der Konzentrationslager Vaihingen an der Enz, Leonberg, Neckarelz und Neckargerach exhumieren zu lassen.127 Diese Mitteilung war jedoch etwas voreilig, da keineswegs bereits endgültige Genehmigungen vorlagen. Wie schwierig es sich für die französischen Stellen gestaltete, eine Erlaubnis für diese Exhumierungen in der amerikanischen Zone zu bekommen, zeigt ein Schreiben des SRRZA an die Direction des Personnes Déplacées vom 17. Oktober 1947, aus dem hervorgeht, was sich hinsichtlich der Gräber in Leonberg in den vorangegangenen drei Monaten getan hatte:128 Buhot hatte zwar das Einverständnis der amerikanischen War Crime Commission eingeholt, die Militärregierung Württemberg-Badens konnte aber keine Zusage machen, sondern verwies die französischen Stellen an das Office of Military Government for Germany (U.S.) (OMGUS)129 in Berlin. Dieses wiederum lehnte den Antrag ab; nach Einschätzung der Direction des Personnes Déplacés, weil es dazu möglicherweise der Genehmigung des Alliierten Kontrollrats bedürfte. Die französische Behörde zog daher in Erwägung, die Exhumierung direkt beim Kontrollrat zu beantragen; Staatsanwalt Buhot hatte sich hierzu bereits als Antragsteller angeboten. Ob auf einen solchen Antrag letztlich verzichtet oder ob er gestellt und abgelehnt wurde, lässt sich nicht rekonstruieren. Dasselbe gilt für die Gräber in Vaihingen an der Enz sowie in Binau, wo die Opfer der Lager Neckarelz und Neckargerach beigesetzt waren. Fakt ist, dass das Vorhaben der französischen Militärbehörden, zur Beweisaufnahme für die Rastatter Prozesse Exhumierungen in diesen Orten vorzunehmen, nicht umgesetzt werden konnte.130 Während die Franzosen in ihrer eigenen Besatzungszone KZ-Opfer bereits unmittelbar nach Kriegsende exhumierten, zu identifizieren versuchten und oftmals in ihre Herkunftsländer überführten, war dies in der US-Zone zu dieser Zeit zumindest in den dargestellten Fällen nicht der Fall.131


Bad Friedrichshall (Kochendorf)

Die unterschiedliche Prioritätensetzung zwischen den amerikanischen und französischen Besatzungsbehörden im Umgang mit den ehemaligen KZ-Außenlagern zeigt sich besonders deutlich in Bad Friedrichshall, wo sich das KZ Kochendorf befunden hatte. Bereits im Zuge der Befreiung der Stadt Anfang April 1945 stieß das 398. Infanterieregiment der 7. US-Armee auf das Salzbergwerk und erlangte bald umfangreiche Kenntnisse vom Untertageverlagerungsprojekt „Eisbär“. Der US-Geheimdienst Combined Intelligence Objective Sub-Committee (CIOS) fertigte schon am 25. April einen Bericht über das Rüstungsprojekt an.132 Zwar fanden darin auch das KZ Kochendorf und die Ausbeutung von Zwangsarbeitern Erwähnung, doch lag der Fokus des Geheimdienstes auf den rüstungstechnischen Details, die sich in Bad Friedrichshall zutage fördern ließen. Auf besonderes Interesse stieß dabei die Gas-Turbine HeS 011 der Heinkel-Flugzeugwerke, von der Teile auf dem Bergwerksgelände gefunden worden waren. Bis Jahresende erkundete CIOS ausführlich das Bergwerk und sammelte betriebsorganisatorische sowie technische Informationen; die US-Navy nahm Wissenschaftler von Heinkel-Hirth, wie etwa den technischen Leiter Hans-Joachim Pabst von Ohain, in ihre Dienste und ließ von Juli bis November 1945 die Turbine in Kochendorf für eigene Zwecke weiterbauen.133

Dem Konzentrationslager wurde dagegen weitaus weniger Beachtung geschenkt. Zwar erhielten die US-Behörden Mitte Juni durch die Aussagen von zwei ehemaligen ungarischen Kochendorf-Häftlingen im Displaced-Persons-Camp Bensheim-Auerbach weitere Informationen über das Konzentrationslager, woraufhin Ermittlungen „wegen Mord und Misshandlungen an Ungarn“ eingeleitet wurden.134 Die Nachforschungen verliefen jedoch schleppend und wurden nicht mit besonderem Nachdruck betrieben. Als folgenschwer erwies sich, dass die amerikanischen Ermittler davon ausgingen, es habe sich bei den Häftlingen des KZ Kochendorf überwiegend oder ausschließlich um Osteuropäer gehandelt. Dieser Umstand ist nicht zuletzt der mangelnden Kooperations- und Auskunftsbereitschaft des Bad Friedrichshaller Bürgermeisters Wilhelm Gutmann geschuldet, der den US-Behörden aussagekräftige Informationen vorenthielt.135

Anfang 1946 forderte die amerikanische Militärregierung über den Heilbronner Landrat die Gemeinde Bad Friedrichshall auf, bis 30. Mai „Nachforschungen über Insassen und Verbleib derselben aus dem ehemaligen KZ-Lager Kochendorf“136 durchzuführen. Erst drei Tage vor Ablauf der Frist antwortete Gutmann, indem er behauptete, nach Kriegsende „auf Anordnung farbiger Soldaten“ sämtliche entsprechenden Unterlagen aus der Polizeidienststelle in Bombentrichter gefüllt zu haben. Weiteren Nachfragen wich er mit verschiedenen Argumenten aus; so etwa mit der Entschuldigung, er habe bislang keine Dokumente erstellen können, da „mangels Sonne“ seine Formulare nicht gepaust hätten.137 Zwei Anfragen von französischer Seite nach Opfern des KZ-Außenlagers beantwortete er gar nicht erst. Es bedurfte mehrerer Ermahnungen durch die US-Behörden, bis Gutmann peu à peu Auskünfte über Zwangsarbeiter und Kriegsgefangene in Bad Friedrichshall gab. Über die Häftlinge des Konzentrationslagers machte er hingegen keine Angaben.

Nach Gründung der Bizone im Dezember 1946 war man sich in der amerikanischen Militärregierung uneins, ob die Nachforschungen zum KZ Kochendorf weitergeführt oder an die sowjetischen Behörden abgegeben werden sollten.138 Dass sich unter den Häftlingen des Lagers auch zahlreiche Westeuropäer – insbesondere Franzosen – befunden hatten, wurde offenbar übersehen, denn in Anbetracht der sich verschärfenden Blockkonfrontation wurden die Ermittlungen zum KZ Kochendorf – ebenso wie zum KZ Unterriexingen – am 12. März 1947 eingestellt. Als Begründung gab der zuständige US-Staatsanwalt mit Blick auf die sowjetische Besatzungspraxis an: „Insoweit keine Zeugen ermittelt wurden und unter der gegenwärtigen Politik dieser Gruppe, wo keine Amerikaner betroffen sind, wird empfohlen, den Fall zurückzustufen.“139

Damit war das Kapitel KZ Kochendorf von amerikanischer Seite ad acta gelegt. Die französische Justiz nahm jedoch kurze Zeit später ihrerseits Ermittlungen auf und erhob am 20. September Anklage gegen 16 Personen im Zusammenhang mit dem KZ Kochendorf (SS-Männer, Funktionshäftlinge und den örtlichen Polizeichef), worüber in der vierten Serie der Rastatter Prozesse von Oktober bis November 1947 verhandelt wurde.140 In den Vorermittlungen hatten ehemalige Häftlinge auch mehrere Einwohner Kochendorfs belastet;141 doch kam es ausschließlich gegen den früheren Polizeichef Hans Streib zur Anklage.142 Unterdessen stellten einige Kochendorfer Bürger „Persilscheine“ für Mitglieder der KZ-Wachmannschaft aus; so etwa für den als besonders brutal berüchtigten Hundeführer SS-Unterscharführer Richard Maurer, der gleichwohl am 21. November 1947 vom französischen Militärtribunal zum Tode verurteilt wurde.143

Angesichts einer derartigen Exkulpationsbereitschaft in Teilen der Ortsbevölkerung sowie des Gebarens von Bürgermeister Gutmann gegenüber den Militärbehörden lässt sich annehmen, dass die Bereitwilligkeit, sich in irgendeiner Form der Opfer des Konzentrationslagers zu widmen, nicht sonderlich ausgeprägt gewesen sein dürfte. Die meisten Toten des Lagers waren von der SS etwa 400 m vom Lagergelände entfernt an einem Waldrand an der Gemarkungsgrenze zu Neckarsulm in einem Massengrab verscharrt worden. Nach Kriegsende suchten Angehörige Kontakt zur Gemeinde und erkundigten sich über den Zustand und die künftige Gestaltung der noch immer kahlen Grabfläche. Der Gemeinderat beriet im November 1945 erstmals über den „KZ-Friedhof beim Reichertsbergwald“,144 wusste jedoch lediglich, dass dort „etwa 200 Häftlinge begraben“ lägen und befand, dass zunächst der Landrat informiert werden müsse, bevor irgendwelche Schritte unternommen werden könnten. Die möglicherweise erfolgten Anordnungen des Landratsamts lassen sich heute nicht mehr rekonstruieren. Der Gemeinderat Bad Friedrichshall befasste sich nachweislich erst Anfang September 1946 wieder mit dem KZ-Friedhof und einigte sich darauf, „die ganze Fläche von ca. 45 Metern Länge und zehn Metern Breite als Waldgrab herzurichten“,145 mit einer Hecke zu umfrieden und ein Birkenkreuz auf dem Grabfeld zu errichten. Dies verzögerte sich jedoch zunächst, da kurze Zeit später in der Nähe Gräber mit sieben Leichen von „Fremdarbeitern“ gefunden wurden, die auf Beschluss des Gemeinderats in das KZ-Grab umgebettet wurden.146 Offenbar planten außerdem die französischen Behörden zu dieser Zeit, die KZ-Opfer aus dem Massengrab zu exhumieren und zu identifizieren. Aus einem Bericht im Zusammenhang mit den Ermittlungen für die Rastatter Prozesse geht hervor, dass deutsche Behörden entsprechende Maßnahmen und damit auch die juristischen Ermittlungen behindern würden; auch hätten sich Angehörige von Opfern über den unwürdigen Zustand des KZ-Friedhofs beschwert.147 Während die französischen Behörden in derlei Fällen in ihrer Besatzungszone Druck auf die jeweiligen Gemeinden und Landkreise ausübten, scheint die amerikanische Militärregierung auch im Falle Kochendorfs eher auf die Eigenverantwortung der deutschen Verwaltungsstellen vertraut und das Anliegen der Franzosen nicht mit Nachdruck verfolgt zu haben, denn die geplante Exhumierung wurde letztlich während der Besatzungszeit nicht mehr durchgeführt.

Ende Juli 1948 befasste sich die Gemeinde Bad Friedrichshall nochmals mit dem KZ-Friedhof und beschloss auf Drängen von Angehörigen – fast zwei Jahre nach der Entscheidung, die Anlage herzurichten und zu pflegen – die Anfertigung eines einfachen Erinnerungszeichens in Gestalt eines Holzkreuzes mit der Inschrift: Hier ruhen die Toten des KZ-Lagers 1944–45.148 So schlicht diese Inschrift auch war, zählte die explizite Nennung des Konzentrationslagers bis Anfang der 1970er-Jahre zu den seltenen Ausnahmen unter den in deutscher Sprache verfassten Inschriften an Orten ehemaliger Natzweiler-Außenlager.


Frankfurt am Main und Wasseralfingen

In Frankfurt war man hiervon zu dieser Zeit weit entfernt. Während sich amerikanische und deutsche Justizbehörden zwischen 1945 und 1948 bisweilen recht intensiv mit den Adlerwerken, dem KZ „Katzbach“ und dem „Todesmarsch“ nach Buchenwald beschäftigten,149 blieb das Gräberfeld der KZ-Opfer auf dem Frankfurter Hauptfriedhof weitgehend unbeachtet. Dort war ab Oktober 1944 die Asche von mehr als 500 Toten des Lagers in einem am Rand des Friedhofs gelegenen Abschnitt (Gewann 30) beigesetzt worden, den die Stadt 1943 vom angrenzenden Neuen Jüdischen Friedhof abgetrennt und beschlagnahmt hatte, um ein „Gräberfeld für Ausländer“ anzulegen. Neben den KZ-Häftlingen wurden auch „zivile“ Zwangsarbeiter dort bestattet. In der frühen Nachkriegszeit stellten Angehörige einzelne Holzkreuze auf dem Sammelgrab auf. Aus einer späteren Aktennotiz des Friedhofsamts150 geht außerdem hervor, dass sich auf der Grabstätte bis 1948 eine größere Zahl von Holzkreuzen mit je vier Namen befunden haben muss; allerdings lässt sich heute nicht mehr erschließen, wann, durch wen und in welcher Anzahl diese errichtet worden waren. Fest steht, dass weder die Besatzungsbehörden noch die Stadt dafür sorgten, die Grabanlage kenntlich zu machen oder Erinnerungszeichen anzubringen, die einen Hinweis darauf gegeben hätten, dass es sich bei den dort Bestatteten um Opfer von Zwangsarbeit und KZ-Haft handelte. Auch ist in den Unterlagen der Bauverwaltung und des Friedhofsamts kein einziges Mal von Zwangsarbeitern, KZ-Häftlingen oder NS-Opfern die Rede; vielmehr wurden die Gräber im amtlichen Schriftverkehr ausschließlich als „Polengräber“ bezeichnet.

Dass die Stadt Frankfurt bzw. das Friedhofsamt sich überhaupt nicht in der Zuständigkeit für die Pflege dieser Gräber sahen, zeigte sich 1948, als Vertreter der polnischen katholischen Gemeinde die Umbettung der KZ-Opfer in ein separates Gräberfeld beantragten. Diese Initiative wurde vom Friedhofsamt gerne aufgenommen, bot sie doch die Möglichkeit, im bisherigen Abschnitt 88 Urnenreihengräber zurückzugewinnen, die „sofort wieder belegt werden können“, während die neue Anlage in Gewann E deutlich kleiner ausfallen würde, da auf Vorschlag des Amts „etwa 20 Aschen auf einen qm“ zusammenzulegen seien.151 Statt wie bisher auch Einzelkreuze aufzustellen, sollte „aus gestalterischen Gründen“152 lediglich ein ebenfalls von der polnischen Gemeinde beantragtes und in Auftrag gegebenes Steinkreuz stellvertretend für alle dort ruhenden Opfer errichtet werden. Im Namen der polnischen Geistlichkeit erklärte sich Kaplan Edmund Chart mit den Vorschlägen des Friedhofsamts einverstanden und musste sich zugleich verpflichten,


die durch die Umbettung und Umfüllung der Aschen sowie für die Neugestaltung des Platzes vorläufig entstehenden Kosten von 2500 RM sofort zu zahlen. Sollten sich bei Ausführung der Arbeiten die Kosten niedriger gestalten, dann verzichte ich auf Rückzahlung. Andererseits bin ich bereit, etwa sich ergebende Mehrkosten nach Anforderung zu zahlen.153



Darüber hinaus mussten „für den Ausbau der Anlage (Wegebau, Pflanzstreifen und Blumenbeet) […] die Polen eine Woche lang 5 Mann stellen“,154 die von der Baugewerbeschule angefordert wurden. Immerhin wurde „den Polen“ – wie die Antragsteller in den behördeninternen Unterlagen durchweg genannt wurden – mitgeteilt, dass ein Erwerb der Fläche nicht nötig sei, da die Gräber „wie Kriegsgräber“ behandelt würden.155 Um den 1. Juli 1948 wurden 514 Ascheurnen aus dem vorherigen Sammelgrab in das neue, nur knapp 25 Quadratmeter große Grab umgebettet.156 Auf dem Sockel des von der polnischen Gemeinde finanzierten Steinkreuzes mit einer Darstellung des gekreuzigten Jesus war in kleiner Schrift auf Polnisch zu lesen: Den Opfern aus deutschen Konzentrationslagern – 1948 – Landsleute.157 Diese ohnehin sehr unscheinbare und fremdsprachige Inschrift war schon bald kaum noch zu sehen, da die Friedhofsverwaltung sich nur unregelmäßig der Gräberpflege annahm, weshalb die anfangs mit wenigen Pflanzen geschmückte Grabanlage schnell verwilderte.

Ähnlich verhielt es sich in der heute zu Aalen gehörenden Gemeinde Wasseralfingen. Auf dem Ortsfriedhof waren 34 polnische Opfer des KZ-Außenlagers begraben. Die Kommune legte diese in den ersten Nachkriegsmonaten nach Rücksprache mit den US-Behörden mit anderen umgekommenen Zwangsarbeitern aus Polen und der Sowjetunion in ein gemeinsames Gräberfeld zusammen. Polnische Überlebende errichteten dort noch 1945 ein Mahnmal, auf dem in polnischer Sprache zu lesen war: Den Opfern des Hitlerismus.158 In den folgenden Jahren stellten außerdem Hinterbliebene verstorbener Häftlinge einzelne Grabsteine für ihre Angehörigen auf. Von deutscher Seite dagegen wurde bis in die 1980er-Jahre weder hier noch an anderer Stelle an das KZ Wasseralfingen erinnert.


Heilbronn (Neckargartach): Eine Ausnahme im deutschen Südwesten

Einen bemerkenswerten und in Südwestdeutschland wohl einmaligen Gegensatz hierzu bildet der zivilgesellschaftliche und städtische Umgang mit den KZ-Toten in der unmittelbaren Nachkriegszeit in Heilbronn. Dort gründeten Sozialdemokraten, Kommunisten und der Vorsitzende der evangelischen Kirchengemeinde bereits wenige Monate nach Kriegsende einen Ausschuss, der sich für eine würdige Grabanlage der Opfer des Konzentrationslagers im Stadtteil Neckargartach engagierte.

Die Gruppe von Bürgern schuf aus eigener Initiative einen KZ-Friedhof, indem sie das unweit der Böllinger Straße gelegene Massengrab mit einer höheren Erdschicht bedeckte, die gesamte Fläche mit Hecken einfriedete und mit Blumenschmuck gestaltete. Von der Straße wurde ein Treppenaufgang zur Friedhofsanlage gebaut, wozu auf Weisung der Besatzungsbehörden ehemalige SA-Mitglieder aus dem Ort verpflichtet wurden.159 Anschließend bat der KZ-Friedhofsausschuss die Stadtverwaltung um Erlaubnis, zur Deckung der Unkosten sowie vor allem für die Errichtung eines Mahnmals eine Geldsammlung unter den Einwohnern und bei den lokalen Firmen, die KZ-Häftlinge ausgebeutet hatten, durchführen zu dürfen. Oberbürgermeister Emil Beutinger, der 1933 von den Nationalsozialisten des Amtes enthoben und nach Kriegsende von den Amerikanern kommissarisch wieder zum Stadtoberhaupt ernannt worden war, brachte dieses Anliegen im April 1946 umgehend bei der Militärregierung vor und bat seinerseits um Genehmigung des Vorhabens.160 In seinem Schreiben führte er aus, dass sich in Neckargartach ein „kleines Konzentrationslager“ als Außenlager des KZ Natzweiler befunden habe, in dem etwa 260 Häftlinge – überwiegend Ausländer – ums Leben gekommen seien. Der zuständige Refugee & DP Officer 1st Lieutenant Frank C. Legost kündigte bereits zwei Tage darauf an, die „großmütige und demokratische Idee“161 eines KZ-Friedhofs zu unterstützen, wollte jedoch zunächst Einzelheiten über die Lager erfahren, da ihm bis dahin nicht nur das Außenlager Neckargartach, sondern auch das KZ Natzweiler gänzlich unbekannt war.162 Die Stadt Heilbronn ließ Legost diese Informationen zukommen und sandte nur wenige Tage später zwei Fotos des aktuellen Zustands der Anlage sowie Skizzen des geplanten KZ-Friedhofs und des Mahnmals zu.163

Ebenso wie die Eigeninitiative Neckargartacher Bürger unterschied sich der von Heinrich Schmutz konzipierte erste Entwurf des beabsichtigten Mahnmals deutlich von sämtlichen anderen Erinnerungszeichen der Nachkriegszeit in Südwestdeutschland. So war ursprünglich ein breites, auf einem zweistufigen Sockel stehendes Monument aus rechteckigen Betonteilen vorgesehen, auf denen seitlich jeweils eine große Steinschale sowie in der Mitte nebeneinander ein steinernes Kreuz und ein steinerner Sowjetstern mit Hammer und Sichel angebracht werden sollten. Dass dieser Vorschlag von der Stadt tatsächlich den amerikanischen Militärbehörden vorgelegt wurde, dürfte vor allem dem Einfluss Walter Vielhauers geschuldet sein, der als Beutingers Assistent für Wohnungs-, Arbeits- und Fürsorgefragen die Entwürfe im Namen der Stadtverwaltung an die Militärregierung sandte. Vielhauer war als kommunistischer Antifaschist und Gewerkschafter mehr als elf Jahre in Zuchthäusern und Konzentrationslagern (darunter Buchenwald und Dachau) inhaftiert gewesen und setzte sich nach Kriegsende in Heilbronn für die Wiederzulassung der KPD bzw. eine Einheitsliste aus KPD und SPD ein;164 er gehörte zudem dem „KZ-Friedhofsausschuss“ an.

Ob die amerikanischen Behörden den ersten Mahnmalvorschlag ablehnten, lässt sich nicht mit Sicherheit sagen; in der ursprünglichen Version kam er jedenfalls nicht zur Ausführung. In einem neuen Entwurf wurden der Sowjetstern und das Kreuz durch ein größeres, schräg auf den Steinblöcken liegendes Kreuz ersetzt, was offenbar die Zustimmung der US-Behörden fand, denn Mitte Mai kündigte die wieder zugelassene Heilbronner Stimme an, dass in den folgenden Tagen mit Genehmigung der Militärregierung eine Geldsammlung für die Errichtung des KZ-Friedhofs in Neckargartach durchgeführt werde.165 Bereits ein halbes Jahr später, zwei Tage vor Weihnachten 1946, wurde der fertiggestellte 300 Quadratmeter große KZ-Friedhof in Anwesenheit zahlreicher Bürger, städtischer Vertreter sowie des Musik- und Gesangsvereins von den Initiatoren eingeweiht und in die Obhut der Stadt übergeben.166 Das Mahnmal war (letztlich ohne das schräg liegende Kreuz) aus Trümmerteilen der Anfang April 1945 gesprengten Neckarbrücke gefertigt worden und bildete auf der linken Seite nun doch einen Sowjetstern mit der Unterschrift UdSSR ab;167 auf der rechten Seite waren die Staatswappen Italiens, Frankreichs, Polens und Deutschlands eingearbeitet worden. In breiten Lettern waren zwei Inschriften eingehauen: neben den westeuropäischen
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Das Faksimile aus der Anlage des Schreibens von Walter Vielhauer an die Militärregierung zeigt den von Neckargartacher Bürgern geschaffenen KZ-Friedhof im April 1946.
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Das 1946 errichtete Mahnmal auf dem KZ-Friedhof Neckargartach.



Wappen der Text Sie starben kurz vor ihrer Befreiung, neben dem Sowjetstern in kyrillischer Schrift der ungleich deutlichere Satz Den zu Tode Gequälten unter dem faschistischen Joch. Über die auf dem Friedhof bestatteten Opfer sowie die Entstehung der Anlage gibt in Kleinschrift der Sockel des Mahnmals Auskunft: Errichtet wurde diese Grabanlage im Jahre 1946 von den Bewohnern Neckargartachs über dem Massengrab der letzten 246 Toten des Neckargartacher Konzentrationslagers.

Ein Mahnmal mit derart klaren Formulierungen, die das betreffende Konzentrationslager, noch dazu in Verbindung mit dem Ort, beim Namen nennen, und das nicht von Überlebenden oder den Besatzungsmächten, sondern von einheimischen Bürgern initiiert wurde, bildete nicht nur in der direkten Nachkriegszeit eine Ausnahme. Das Mahnmal wie dessen Entstehung und Inschrift unterscheiden sich auch deutlich vom Gros der Erinnerungszeichen der folgenden 1950er- und 1960er-Jahre.


2.         Französisches Gedenken und deutscher Verwaltungspragmatismus (1949–1959)

Am 18. März 1949, drei Wochen bevor sich die französische und die britisch-amerikanische Besatzungszone zur Trizone zusammenschlossen, aus der am 23. Mai die Bundesrepublik hervorgehen sollte, wandte sich der stellvertretende Oberbefehlshaber der französischen Armee in Deutschland, General Roger Noiret, an den Stabschef der in Deutschland stationierten amerikanischen Streitkräfte, Brigadegeneral Charles K. Galley, um den künftigen Umgang der Westalliierten mit den baulichen Überresten der Konzentrationslager zu klären. In dem Schreiben setzte sich General Noiret dafür ein, die ehemaligen KZ-Gelände in der bisherigen US-Zone als Orte der Erinnerung und Mahnung zu erhalten sowie zu gewährleisten, dass von französischer Seite an diesen Orten in absehbarer Zeit Denkmäler und Erinnerungstafeln für ermordete Landsleute errichtet werden könnten.168 Galley brachte daraufhin sein „Mitleid und Verständnis für frühere französische KZ-Häftlinge und ihre Familien“169 zum Ausdruck, bedauerte jedoch, dass aufgrund der großen Wohnungsnot nicht davon abgesehen werden könne, einige ehemalige Lager zumindest temporär (weiterhin) als Unterkünfte für Flüchtlinge zu nutzen. Das von der französischen Regierung vorgebrachte Anliegen, „auch andere Denkwürdigkeiten dieser Lager, wie Krematorien, Kapellen, Aschengruben usw., zu erhalten“, sei „zur Kenntnis genommen“ worden und werde in Erwägung gezogen. Initiativen von französischer Seite zur Errichtung von Denkmälern auf ehemaligen KZ-Geländen würden aber auf jeden Fall „wohlwollende Unterstützung“ durch die amerikanischen Behörden finden.

In der Folge bedeutete dies, dass sich die französische Militärverwaltung in den ersten Jahren der Bundesrepublik der Suche nach französischen Opfern und der Anbringung von Erinnerungszeichen verstärkt an denjenigen Orten ehemaliger Konzentrationslager widmete, die bislang außerhalb ihres Einflussbereichs gelegen hatten. Die US-Behörden traten dagegen – zumindest in Bezug auf die einstigen Natzweiler-Außenlager – in diesem Zusammenhang kaum noch in Erscheinung. Das ursprüngliche Vorhaben der französischen Seite, sämtliche ehemaligen Lagerorte als Erinnerungsorte zu erhalten, wurde allerdings aufgegeben. So stellte das Haut-Commissariat de la République Française en Allemagne Ende 1949 in einem vertraulichen internen Vermerk fest, dass es im Gebiet der bisherigen französischen Besatzungszone keine Konzentrationslager im eigentlichen Sinne gegeben habe, sondern „nur“ einige Außenlager.170 Angesichts der „geringen Bedeutung und des nicht gegebenen besonderen Charakters“ dieser Orte habe es daher in den vergangenen vier Jahren keine Veranlassung für konservatorische Maßnahmen zum Erhalt dieser Haftstätten gegeben; von besonderer Bedeutung seien jedoch die Grabstätten in Schömberg, Bisingen, Schörzingen, Hinzert171 und Haslach.

Da auch die deutschen Behörden keine Veranlassung sahen, ehemalige Lagerorte als Gedenkorte zu erhalten, wies dort spätestens zu Beginn der 1950er-Jahre in den meisten Fällen nichts mehr auf die einstigen Außenlager des KZ Natzweiler hin. Barackenlager wurden abgerissen, überbaut oder zu unterschiedlichen Zwecken von den Kommunen oder lokalen Firmen weiter genutzt. Die Schulen in Mannheim-Sandhofen und Neckarelz, die als Konzentrationslager fungiert hatten, nahmen schon bald nach Kriegsende den Unterrichtsbetrieb wieder auf. Andere Lagergelände und -gebäude wie etwa Flugplätze und Hangars wurden von den Alliierten als Militärstützpunkte genutzt.

Was die Suche nach französischen Opfern der Konzentrationslager sowie die Schaffung von Gedenkorten für diese Toten betrifft, stellten die französischen Behörden ihre Aktivitäten nach Gründung der Bundesrepublik hingegen nicht ein. Vielmehr bemühte sich die mit den Nachforschungen betraute Gräbermission, sämtliche Ruhestätten französischer KZ-Häftlinge zu erfassen, dort Exhumierungen durchzuführen und französische Opfer, deren Identifizierung gelang, nach Frankreich zu überführen. In der ehemaligen US-Zone betraf dies in den Jahren 1952 bis 1956 die bereits bestehenden KZ-Friedhöfe in Leonberg, Kochendorf und Vaihingen sowie die Massengräber auf dem ehemaligen jüdischen Friedhof in Binau (Kreis Mosbach), wo etwa 190 Opfer der „Neckarlager“ (Neckarelz I und II, Neckargerach, Neckarbischofsheim, Asbach, Bad Rappenau) beigesetzt waren.172


Binau – Neckarelz – Neckargerach

Bereits im Juni 1946 hatte das Bürgermeisteramt Binau dem Landratsamt Mosbach auf Anweisung der Besatzungsbehörden eine kurze Auskunft über die KZ-Gräber geschickt und darin die Namen von 159 ausländischen Opfern der Lager Neckarelz und Neckargerach aufgelistet.173 Obwohl diese Angaben im Dezember 1946 auch dem Beauftragten der Landesverwaltung für das Suchverfahren über Ausländer in Nord-Baden gesandt wurden174 und die Existenz der Binauer Massengräber demnach den verantwortlichen Verwaltungsstellen schon früh bekannt war, gab es weder von deutscher noch von US-amerikanischer Seite Maßnahmen, die kahle Grabfläche herzurichten und mit Erinnerungszeichen zu versehen. Die Gräber befanden sich daher im Sommer 1952, als die französische Gräbermission mit der Exhumierung der Leichname begann, noch weitgehend im selben Zustand wie 1945.175 Auf Grundlage der genannten Listen sowie weiterer mittlerweile zusammengetragener Dokumente nahm sie umfangreiche Identifizierungen vor und überführte die französischen Opfer – soweit möglich – auf einen Ehrenfriedhof in Straßburg. 127 Tote anderer Nationalitäten bzw. Opfer, deren Identität nicht festgestellt werden konnte, wurden erneut im hinteren, nun räumlich etwas abgetrennten Teil des jüdischen Friedhofs in Binau beigesetzt und die Fläche mit 127 unbeschrifteten kleinen Grabplatten versehen.176 Am Fußende des so geschaffenen KZ-Friedhofs errichteten die französischen Behörden eine große Namenstafel aus Marmor, auf der in goldenen Lettern die Widmung eingraviert war: A la mémoire des victimes des camps de concentration de Neckarelz et de Neckargerach inhumées dans ce cimetière 26 octobre 1944 – fin mars 1945. Requiescant in pace. Darunter wurden die zu dieser Zeit bekannten Namen von 172 ursprünglich in Binau beigesetzten Opfern der beiden Lager aufgeführt, einschließlich der mittlerweile nach Straßburg umgebetteten Toten.177

Die ausschließlich französischsprachige Inschrift – bis heute der einzige Erinnerungstext auf dem KZ-Friedhof Binau – verdeutlicht abermals, dass es den französischen Verantwortlichen mit der Errichtung der Grabanlage und des Gedenksteins vor allem darum ging, den in den Konzentrationslagern Ermordeten eine würdige letzte Ruhestätte zu schaffen und deren Andenken zu bewahren. Sie war als Ausdruck der Trauer direkt an die Verstorbenen und deren Angehörige gerichtet und sollte weder die deutsche Bevölkerung über die dort beerdigten Opfer und ihren Leidensweg informieren, noch wurde die Frage nach Schuld und Verantwortung gestellt. Folglich vollzog sich nicht nur die Schaffung des KZ-Friedhofs 1952 weitgehend abseits der lokalen Öffentlichkeit, sondern bis in die Gegenwart wird dieser nur selten wahrgenommen. Einige Kilometer von den einstigen Lagerorten entfernt, „versteckt“ hinter dem kleinen ehemaligen jüdischen Friedhof, ohne Hinweisschilder, die im Ort auf die Grabanlage aufmerksam machen würden, und ohne deutschsprachige Erinnerungs- oder Informationstafeln fristen diese KZ-Gräber nach wie vor ein Schattendasein.178

Hinsichtlich der Aktivitäten französischer Stellen zur Instandsetzung von Grabanlagen und der Anbringung von Erinnerungszeichen in den 1950er-Jahren fällt auf, dass diese oftmals auf die Initiative von einzelnen Überlebenden und Angehörigen sowie Opferverbänden zurückzuführen sind. Da viele Häftlinge nach Auflösung des Stammlagers Natzweiler nach Dachau überstellt worden waren und auch die „Todesmärsche“ und Zugtransporte der Außenlager im Frühjahr 1945 zum KZ Dachau geführt hatten, organisierten sich zahlreiche (französische) Überlebende nach dem Krieg in der Amicale des Anciens de Dachau, die sich dieser Lagerorte annahm und sich bei französischen Behörden für Mahnmale, Tafeln und andere Zeichen des Gedenkens an diesen Orten einsetzte.

Diese Vorgänge lassen sich ebenfalls am Beispiel der Lager Neckarelz und Neckargerach relativ gut nachzeichnen. Ende September 1952 besichtigte der Generalsekretär der Amicale und ehemalige Häftling des KZ Neckargerach Georges Fully gemeinsam mit dem gleichfalls in der Organisation aktiven ehemaligen Neckarelz-Häftling Bernard Dubois einige Stätten der einstigen „Neckarlager“. In einem Bericht, der kurz darauf im vierteljährlich erscheinenden Bulletin der Amicale erschien, schilderte Fully den Zustand der Gebäude und Gelände.179 In Neckarelz erinnerte dort, wo sich das Hauptlager (Neckarelz I) in einem Schulgebäude befunden hatte, „nichts an die Existenz des Konzentrationslagers“ und auf dem Areal des Lagers Neckarelz II waren noch immer Flüchtlinge untergebracht,180 wohingegen das KZ Neckargerach quasi in dem Zustand wiedergefunden wurde, in dem man es sieben Jahre zuvor verlassen hatte. In Asbach habe sich die Natur des Geländes bemächtigt, sodass in dem Waldstück nur noch einige Barackenfundamente und Schotterpfade zu sehen waren. Außerdem hatten Fully und Dubois dort „nicht ohne eine gewisse Ergriffenheit“ den halb morschen Holzschuh eines Häftlings sowie Essgeschirr aus dem Konzentrationslager gefunden. An all diesen Orten musste Fully feststellen, dass sich „nirgendwo […] eine Inschrift, eine Erinnerungstafel oder ein Mahnmal“ befand, womit an die Konzentrationslager und deren Opfer erinnert wurde.181 Die anhaltende Ignoranz der heimischen Bevölkerung brachte der ehemalige Häftling mit deutlichen Worten zum Ausdruck:


Uns ist bei den Leuten aus der Gegend, mit denen wir diskutiert haben, diese Ahnungslosigkeit oder vorgetäuschte Unwissenheit aufgefallen, die wir schon in Bezug auf die Lager von ihnen kannten. Mit einem Wort: da ist nichts zu holen! Außer der Erkenntnis, dass sie sich nicht geändert haben und sich nicht ändern werden.182



Es ist daher nur zu verständlich, dass Fully und sein Begleiter gar nicht erst in Erwägung zogen, sich mit ihrem Anliegen, Erinnerungszeichen an diesen Orten anzubringen, selbst an die lokalen deutschen Behörden zu wenden, sondern es als sinnvoller erachteten, von höherer französischer Stelle Druck auszuüben. Im Namen aller Überlebender der Konzentrationslager Neckarelz und Neckargerach verfasste Fully noch Ende des Jahres ein Schreiben an den französischen Minister der Kriegsveteranen und Kriegsopfer, Emmanuel Temple, in dem er die Existenzbedingungen in den beiden Lagern sowie den aktuellen Zustand der Gelände schilderte.183 Er bat den Minister, sich mit den zuständigen französischen Behörden und der Regierung der Bundesrepublik in Verbindung zu setzen, um die Anbringung von „einfachen Gedenktafeln“184 mit noch zu klärenden Inschriften in Neckarelz und Neckargerach in die Wege zu leiten und die Durchführung durch die Amicale zu genehmigen. Das Ministerium stimmte dem Anliegen zu und sandte nach Absprache mit anderen Dienststellen am 10. August 1953 eine Delegation in die beiden Ortschaften, um die Bürgermeister von dem Vorhaben zu unterrichten. In Neckargerach war ein „Ehrenmal“ vor dem Eingang des ehemaligen Lagers vorgesehen, in Neckarelz sollte eine schlichte Gedenktafel am Hintereingang des Schulgebäudes angebracht werden. Der Gemeinderat Neckargerachs nahm dies in seiner Sitzung vom 13. August „zur Kenntnis“.185 Tags darauf teilte Bürgermeister Wettmann der Generaldirektion des französischen Ministeriums der Kriegsveteranen und Kriegsopfer mit, dass von Seiten der Gemeinde keine Einwände bestünden und man sich bereits mit den Eigentümern des Grundstücks über einen möglichen Verkauf berate.186

In Neckarelz wurde dagegen die vorgesehene Erinnerungstafel von einer knappen Mehrheit des Gemeinderats abgelehnt. Mit fünf zu vier Stimmen wurde der Beschluss gefasst, den französischen Behörden vorzuschlagen „daß diese Gedenktafel nicht am Schulgebäude, sondern auf dem Friedhof in Binau, wo die Verstorbenen tatsächlich beerdigt wurden, angebracht bzw. aufgestellt wird“.187 Die weitere deutsch-französische Korrespondenz bezüglich der Tafelanbringung in Neckarelz ist nicht überliefert. Einem späteren Bericht der Amicale ist lediglich zu entnehmen, dass „teilweise schwierige Verhandlungen“188 mit lokalen und regionalen Behörden geführt werden mussten. Es ist jedoch offensichtlich, dass das Veto der Gemeinde letztlich keine Rolle spielte, da sich auf Druck der französischen Generaldirektion übergeordnete deutsche Stellen der Sache annahmen und anders entschieden. Im Protokoll der nächsten Sitzung des Neckarelzer Gemeinderats findet sich unter dem Tagesordnungspunkt „Gedenktafel für verstorbene ehemalige KZ-Häftlinge am Schulhaus“ ausschließlich der kurze Eintrag: „Die Gedenktafel wurde am Sonntag, den 27. September 1953 durch hohe Regierungsvertreter von Deutschland und Frankreich eingeweiht.“189

Möglicherweise war es ein Kompromiss zwischen den deutschen und französischen Behörden, dass die Einweihung der in etwa zwei Meter Höhe angebrachten, recht unscheinbaren kleinen Tafel eher schlicht und ohne Redebeiträge erfolgte. Zudem ist fraglich, ob die in französischer und deutscher Sprache verfasste Inschrift Zum Gedenken an die verstorbenen KZ-Häftlinge in Neckarelz 1944–1945 in dieser Form von der Amicale beabsichtigt war, da sie zwar vermittelt, dass „in Neckarelz“ KZ-Häftlinge ums Leben gekommen sind, nicht aber, dass sich an Ort und Stelle ein Konzentrationslager befunden hatte. Gleiches gilt auch für Neckargerach, wo am selben Tag, noch vor der Einweihung der Neckarelzer Tafel und einer Kranzniederlegung auf dem Binauer KZ-Friedhof ein Gedenkstein enthüllt wurde, der mit Ausnahme des Ortsnamens dieselbe Inschrift trug. Anders als in Neckarelz wurde in Neckargerach jedoch eine größere Einweihungsfeier durchgeführt. Neben einer französischen Militäreinheit samt Musikcorps sowie französischen und kanadischen Militärbehörden nahmen mehrere geladene deutsche Honoratioren und Politiker an der Einweihung teil, so etwa Arbeitsminister Ermin Hohlwegler (SPD) für das Land Baden-Württemberg. Einige Bürger Neckargerachs beobachteten die Zeremonie aus dem Hintergrund. Als Hauptredner und Vertreter der französischen Regierung war André Mutter, seit Juni Minister der Kriegsveteranen und Kriegsopfer, eigens für die beiden Gedenkveranstaltungen aus Paris angereist.190
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Minister André Mutter bei der Einweihung des Gedenksteins in Neckargerach am 27. September 1953.



Die Eberbacher Zeitung berichtete in den folgenden zwei Tagen über die Gedenkfeiern in Binau, Neckarelz und Neckargerach – danach findet sich mehr als dreißig Jahre keine Erwähnung der „Neckarlager“ in der Lokalpresse mehr.

Unterdessen dauerten Ende 1953 abseits der Öffentlichkeit die Verhandlungen über den Ankauf des Grundstücks in Neckargerach, auf dem sich der Gedenkstein bis heute befindet, an. Vier Wochen vor der Einweihung hatte die Gemeinde noch mitgeteilt, dass die Eigentümer, eine Erbengemeinschaft, das Gelände nicht verkaufen wollten.191 Durch die Errichtung des Mahnmals wurden jedoch anscheinend Tatsachen geschaffen,192 die sie zum Umdenken veranlassten. Ende November zeigte sich die Erbengemeinschaft damit einverstanden, die Fläche, auf der der Gedenkstein errichtet worden war, zu veräußern.193 Allerdings war es nicht die Gemeinde, die die kleine Fläche – vom gesamten Gelände war zu keiner Zeit die Rede – kaufte und so ein Zeichen der Verantwortungsübernahme gesetzt hätte. Vielmehr erwarb das französische Ministerium der Kriegsveteranen und Kriegsopfer, also die Französische Republik, den Geländeteil für 510 DM, um das Andenken an die Opfer des Konzentrationslagers Neckargerach zu bewahren.194 Die Gemeinde übernahm zwar später die Instandhaltung und Pflege des Gedenksteins, scheint diese Aufgabe aber nur nachlässig wahrgenommen zu haben. Nach einem Besuch ehemaliger Häftlinge vor Ort beanstandete die französische Botschaft in Bad Neuenahr im Frühjahr 1956 den schlechten Zustand des Denkmals und forderte die Gemeinde auf, den Stein mittels einer Kette oder anderweitig zu umfrieden. Das Mahnmal wurde daraufhin gereinigt und umliegender Schmutz entfernt, eine Umfriedung aber vom Gemeinderat abgelehnt.195 Erst nach erneutem Druck durch die französische Botschaft ließ die Gemeindeverwaltung einen Kostenvoranschlag einholen.196 Dieser belief sich auf 390,10 DM, für die die Gemeinde einen Zuschuss von französischer Seite erbat. Die Botschaft lehnte dies jedoch ab und verwies an das Innenministerium Baden-Württemberg, welches den Betrag schließlich bewilligte, sodass Anfang 1957 der Gedenkstein umfriedet werden konnte.197


Bad Friedrichshall-Kochendorf (1949–1953)

Solcherlei Interventionen durch die französischen Behörden waren auf dem Kochendorfer KZ-Friedhof nicht notwendig, da dieser bereits seit 1948 eingefriedet war und nach Beschwerden aus dem baden-württembergischen Innenministerium im August 1950 mit einfachen Mitteln durch die Stadt instand gesetzt wurde.198 Die französische Gräbermission recherchierte jedoch Anfang des Jahrzehnts intensiv zu den Opfern des Lagers Kochendorf und musste bald feststellen, dass bislang weder die deutschen noch amerikanischen Stellen diesbezüglich über genauere Kenntnisse verfügten. Auch zur Zahl der auf dem KZ-Friedhof bestatteten Opfer gab es nur vage Schätzungen. Die Gräbermission führte daher im Oktober 1953 auch in Kochendorf Exhumierungen durch. Dabei konnten von den etwa 200 geborgenen Toten rund dreißig als französische Opfer identifiziert und nach Frankreich umgebettet werden.199 Die Mehrzahl der Toten wurde dagegen erneut auf dem KZ-Friedhof beigesetzt und die Grabanlage wie zuvor gestaltet. Auch das Holzkreuz mit der Inschrift Hier ruhen die Toten des K.Z.-Lagers 1944/45 blieb vorerst erhalten.


Umbettung der KZ-Opfer in Leonberg

Anders wurde in Leonberg verfahren, wo die Gräbermission im selben Jahr die KZ-Opfer aus der Grabanlage auf dem Blosenberg exhumierte. Von den 373 geborgenen Leichen konnten 36 identifiziert und nach Frankreich, Holland sowie auf einen italienischen Friedhof in München überführt werden. Die anderen 337 Toten wurden anschließend nicht erneut auf dem Blosenberg beigesetzt, sondern auf Wunsch des Stadtpflegers auf dem städtischen „Friedhof Seestraße“, um dort eine „würdige Gedenkstätte“ zu schaffen.200 Bis zur Kenntlichmachung der neuen Grabstätte durch eine Gedenktafel sollte es jedoch einige Jahre dauern. Von Seiten der Stadt waren die Umbettungsmaßnahmen weitgehend begrüßt worden, schien doch dadurch das „Problem“ KZ-Friedhof Blosenberg ein für alle Mal gelöst – eine irrige Annahme, wie noch zu sehen sein wird.

Zum Verständnis dieser Haltung ist ein Blick auf die vorangegangenen Jahre erforderlich. Nachdem der nur spärlich ausgestaltete KZ-Friedhof auf dem Blosenberg 1946 fertiggestellt worden war, hatten dort jährliche Gedenkfeiern ehemaliger französischer Häftlinge und Angehöriger sowie der KPD, der VVN, anfangs auch unter Beteiligung der Stadt Leonberg und des Landkreises stattgefunden.201 Während die Grabfläche zu diesen Anlässen meist kurz zuvor durch das Gartenbauamt hergerichtet und mit Blumenschmuck versehen worden war, wurde die Pflege der Anlage in den anderen Monaten häufig stark vernachlässigt, was Beschwerden von Überlebenden und Angehörigen nach sich zog. Ein Schreiben des ehemaligen Häftlings Hermann Licht an Bürgermeister Carl Schmincke vom Juni 1949 vermittelt eine Vorstellung sowohl vom Anblick des Friedhofs als auch von den Gefühlen, die dieser bei Überlebenden ausgelöst haben muss:


Den Friedhof […] fand ich in einem denkbar unwürdigen Zustand vor. Ein primitiv eingezäuntes Feld von Unkraut überwuchert, eine wahllose Gruppe kleiner, erbärmlich kleiner Zedern in der Umgebung des Kreuzes, drei oder vier Kreuzchen von den Angehörigen französischer Kameraden, ein Grabstein mit hebräischer Schrift, kein Blümlein, kein Weg, keine Einfassung des Gräberfeldes, so dass mit Leichtigkeit festzustellen ist, in drei bis vier Jahren ist alles vergessen, lediglich das große Kreuz wird in Sturm und Not stehen und Anklage erheben gegen die, welche als die Mörder der Hunderten von Toten, die da ruhen, zu gelten haben, aber auch gegen diejenigen, welche heute die Verantwortung tragen, dass man diesen Toten nicht eine würdige Grabstätte gibt.202



Auf diesen Brief antwortete Bürgermeister Schmincke kurze Zeit später ohne Anrede und Grußformel schlicht: „Auf Ihr Schreiben vom 15. diesen Monats darf ich Ihnen mitteilen, dass der Friedhof inzwischen in Ihrem Sinne in Ordnung gebracht worden ist.“203 Ob dies auch im Sinne Schminckes geschehen war, scheint angesichts seines empathiefreien Schreibstils fraglich. So zog sich die Stadt ab 1949 sukzessive zurück, wenn es um eine öffentliche Thematisierung des KZ Leonberg ging. Für die Gedenkfeier im September des Jahres ließ sich Schmincke entschuldigen; an seiner Stelle sprach der ehemalige SPD-Bürgermeister Gotthold Ege und betonte, dass es für die Stadt eine Selbstverständlichkeit sei, sich „um Gräber der Opfer des Faschismus“ zu kümmern.204 Dennoch scheint dies für viele Jahre die letzte Gedenkveranstaltung auf dem Blosenberg mit städtischer Beteiligung gewesen zu sein. Ab 1950 wurden die Gedenkstunden nur noch von VVN und KPD durchgeführt; die Stadtverwaltung und der Großteil der Bevölkerung distanzierten sich hingegen, da sie den Organisatoren vorwarfen, die Trauerfeiern zu politischen Zwecken wie dem Protest gegen die Wiederbewaffnung Deutschlands zu instrumentalisieren.205 Es nimmt daher auch nicht wunder, dass der neuerliche Vorschlag des Bildhauers Scholkmann, das Kreuz auf dem Blosenberg mit dem von ihm ursprünglich konzipierten Sockel zu versehen und eine Namenstafel anzubringen, von der Stadt, aber auch vom Innenministerium Baden-Württemberg aus Kostengründen abgelehnt wurde.

Durch die französischen Exhumierungs- und Umbettungsmaßnahmen 1953 konnte derlei Forderungen ein Ende gesetzt werden. Indem man sich für die neue Grabstätte auf dem städtischen Friedhof entschied, konnte zum einen deren Instandhaltung in die reguläre Friedhofspflege integriert werden, zum anderen wurden Befürchtungen obsolet, der Blosenberg würde sich zu einer Pilgerstätte kommunistischer Gruppen entwickeln. Umso erstaunlicher ist es, dass es in dieser Zeit von Seiten der VVN und der KPD anscheinend keine Forderungen nach einem Mahnmal oder Erinnerungstafeln an dem neuen Sammelgrab auf dem städtischen Friedhof gab. Das Steinkreuz auf dem Blosenberg, wo die KZ-Opfer vor der Umbettung gelegen hatten, sollte auf Vorschlag des Stadtpflegers zwar als Mahnmal erhalten bleiben; eine weitere Ausgestaltung und Pflege der Anlage war allerdings nicht vorgesehen. Jedoch wurde die Stadt Leonberg genau hierzu ab Ende 1954 durch ein internationales Vertragswerk verpflichtet, das auch für die anderen Orte ehemaliger Natzweiler-Außenlager von besonderer Relevanz war.


Das deutsch-französische Abkommen vom Oktober 1954

Am 23. Oktober 1954 wurde ein deutsch-französisches Abkommen geschlossen, das die zukünftige „Regelung gewisser Probleme, die sich aus der Deportation aus Frankreich ergeben“,206 zum Gegenstand hatte. Dabei handelte es sich um ein Zusatzabkommen zum „Überleitungsvertrag“207 in Ergänzung zum Deutschlandvertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland, den USA, Großbritannien und Frankreich, mit dem das Besatzungsstatut zum 5. Mai 1955 aufgehoben wurde. Die deutsch-französische Vereinbarung enthielt zum einen konkrete Regelungen, durch die


die Regierung der Bundesrepublik Deutschland der Regierung der Französischen Republik die gleichen Möglichkeiten [gewährt], die sie bis zum Inkrafttreten dieses Abkommens für die Nachforschung, die Exhumierung, die Identifizierung und die Überführung der Leichen der Opfer des Krieges insbesondere der Deportation gewährt hat.208



Zum anderen hatte das Abkommen den über die Besatzungszeit hinausgehenden Erhalt von „Gedächtnisstätten und Gedenkmalen der Deportation“209 zum Gegenstand. In Artikel 11 verpflichtete sich die Bundesrepublik Deutschland


1.  die Gedächtnisstätten und Friedhöfe der Opfer der Deportation, die in dem diesem Abkommen beigefügten Anhang aufgeführt sind, in ihrem gegenwärtigen Zustand zu erhalten;

2.  Gedenkmale an den in dem oben erwähnten Anhang aufgeführten Gedächtnisstätten zu errichten, die nach übereinstimmender Ansicht der französischen und deutschen Regierung nicht erhalten werden können;

3.  die von den deutschen oder alliierten Behörden zur Erinnerung an die Opfer des Krieges und der Deportation errichteten Denkmäler zu erhalten; dies gilt insbesondere für die in dem diesem Abkommen beigefügten Anhang aufgeführten Denkmäler.



In dem erwähnten Anhang war unter dem Punkt „Denkmäler“ explizit das „Gedenkkreuz für das ehemalige Gemeinschaftsgrab des Kommandos Leonberg (Außenstelle des Lagers Natzweiler)“210 aufgeführt, darüber hinaus das Mahnmal in Neckargerach sowie die Gedenktafel in Neckarelz. Weiterhin waren unter dem Punkt „Ehrenfriedhöfe“ unter anderem die KZ-Gräber und Denkmäler in Binau, Neckargartach, Leonberg („Ehrenfeld“), Bad Friedrichshall (Kochendorf), Schömberg, Ensingen („Kommando Vaihingen des Lagers Natzweiler“), Schörzingen, Bisingen, Reutlingen, Haslach und Tuttlingen aufgelistet.211

Die Stadt Leonberg war durch dieses Abkommen also verpflichtet, die Gedenkanlage auf dem Blosenberg instand zu halten, obwohl sich dort keine Gräber mehr befanden. Ab etwa 1956 wurde von Seiten der Stadt im Einvernehmen mit der VVN in Erwägung gezogen, die Anlage zwar gemäß der genannten Regelung zu erhalten, allerdings zu einem Gedenkort für alle Opfer des Zweiten Weltkriegs zu erweitern.212 Nachdem Bildhauer Scholkmann auch hierzu Vorschläge eingereicht hatte, wandte sich das Bürgermeisteramt Anfang 1957 an den Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge Nord-Württemberg mit der Bitte um Benennung eines unabhängigen Sachverständigen zur Prüfung der Entwürfe.213 Obwohl der Landesverband Oberrhein des Volksbunds umgehend den Konstanzer Bildhauer Adolf Schmid als Gutachter vorschlug, kam es zunächst zu keinen konkreten Planungen.214


Bad Friedrichshall-Kochendorf (1954–1959)

Das deutsch-französische Abkommen zwang auch die Stadt Bad Friedrichshall, sich nach den Umbettungen von 1953 nochmals mit dem KZ-Friedhof Kochendorf zu befassen. In der dem Vertragswerk beigefügten „Liste der Orte, in denen eine größere Anzahl von Toten gemeinsam bestattet sind, die bei den Nachforschungsarbeiten der französischen Mission zum Zwecke der Exhumierung französischer Toter erfasst wurden“,215 waren auch vermutete „Begräbnisplätze auf der Räumungsstraße Kochendorf-Dachau“ mit 178 Opfern (davon 32 Franzosen) aufgeführt. Im August 1956 teilte die französische Gräbermission dem Innenministerium Baden-Württemberg mit, dass man die Opfer auf der Strecke des Kochendorfer Evakuierungsmarsches im Herbst exhumieren und zur Identifizierung nach Bad Neuenahr bringen werde.216 Dazu wurde vorgeschlagen, diejenigen Opfer, deren Überführung in die Herkunftsländer nicht möglich sei, im Frühjahr 1957 auf dem Kochendorfer KZ-Friedhof beizusetzen. Überdies setzte die Gräbermission das Innenministerium darüber in Kenntnis, dass im Umfeld des KZ-Friedhofs einige Probegrabungen vorgenommen werden würden, da dort vermutlich bis zu zehn weitere KZ-Opfer begraben seien.

Während es von Seiten der Landesbehörde keine Einwände gab, äußerte der Gemeinderat Bad Friedrichshall Bedenken gegen eine durch diese Maßnahmen notwendig werdende Vergrößerung des KZ-Friedhofs „wegen der schlechten Zugänglichkeit, der Grenzlage, des Waldschadens und wegen der geplanten Errichtung eines Ferienheims für Kinder durch die Arbeiterwohlfahrt in der Nähe des KZ-Ehrenfriedhofs“.217 Dennoch erklärte sich der Gemeinderat mit der Erweiterung einverstanden, unter der Bedingung, dass für die Stadt keine Kosten entstehen. Es ist wohl diesen Einwänden des Gemeinderats geschuldet, dass es zunächst keine Umbettungen nach Kochendorf gab. Im Gegenteil exhumierte eine italienische Gräberkommission auf Grundlage der von den französischen Behörden erstellten Listen im Frühjahr 1957 italienische Tote aus dem KZ-Friedhof und bettete sie nach Frankfurt am Main um; 1959 folgten Exhumierungen durch belgische und holländische Kommissionen.218

Erst 1958 wandte sich die französische Gräbermission bezüglich der Beisetzung der „Todesmarsch“-Opfer in Kochendorf erneut an das baden-württembergische Innenministerium und verwies dabei auf die in dem deutsch-französischen Abkommen festgelegten Verpflichtungen. Abermals gab es aus dem Ministerium keine Einwände, wohingegen sich im Bad Friedrichshaller Gemeinderat nur eine Minderheit um Bürgermeister Otto Klenert (CDU) für eine Erweiterung des KZ-Friedhofs aussprach.219 Letztlich wurden 210 KZ-Häftlinge, die auf den Evakuierungsmärschen der Außenlager Kochendorf, Hessental, Neckarelz und Neckargartach ums Leben gekommen waren, Anfang 1959 auf den Kochendorfer KZ-Friedhof umgebettet. Auf eine Vergrößerung der Anlage wurde jedoch verzichtet und stattdessen eine Neugestaltung der bisherigen Fläche beschlossen. Klaus Riexinger und Detlef Ernst sprechen hier von einem Kompromiss,220 auf den sich die Stadt (bzw. das Land) und die französische Behörde geeinigt hätten. Genau genommen erfüllte die Stadt Bad Friedrichshall aber mit der Zustimmung zu den Umbettungen lediglich die Verpflichtungen, die ihr durch das deutsch-französische Abkommen vorgegeben waren; eine „Leistung“ von kommunaler Seite gab es nicht, da die Kosten der Neugestaltung aus Bundesmitteln finanziert wurden.

Dass die Exhumierungen 1953 und sechs Jahre später die Überführung weiterer Toter auf den Kochendorfer KZ-Friedhof mehr Aufmerksamkeit im Ausland bzw. unter den Überlebenden und Hinterbliebenen fand als vor Ort, belegen die häufigen Besuche und sogenannten Pilgerfahrten ehemaliger Häftlinge und Angehöriger seit den 1950er-Jahren. So hatten vor allem die Grabungen 1953 in Frankreich „für Schlagzeilen gesorgt“221 und die beiden Ex-Häftlinge Léon-Maurice Basiez und Emile Delaire veranlasst, ab 1958 gemeinsam mit anderen Überlebenden und Familien jährlich nach Kochendorf zu fahren, um dort der verstorbenen Mithäftlinge zu gedenken.222 Bürgermeister Klenert und eine kleine Zahl von Kommunalpolitikern begleiteten die Besucher und beteiligten sich an den Trauerfeiern, wohingegen die Bevölkerung sowohl den KZ-Friedhof als auch die Besuche der Überlebenden mehrheitlich ignorierte. Riexinger und Ernst konstatieren, dass auch das städtische Engagement bei diesen Besuchen „fast ausschließlich auf das Niederlegen eines Kranzes“223 beschränkt blieb:


Offizielle Ansprachen der Gastgeber blieben oberflächlich. Es gab kurze Ausführungen der ehemaligen Häftlinge über das, was sie in Kochendorf erlebt hatten, niemand fragte nach. Man beließ es dabei, dass das Geschehene schrecklich gewesen sei. Das Wissen um das Schicksal der Pilger blieb bei den Gastgebern vage.




KZ-Friedhof Ensingen / Vaihingen an der Enz

In Ensingen, wo die Opfer des KZ Vaihingen beigesetzt sind, waren Ende der 1950er-Jahre ebenfalls aufwendige Arbeiten zur Neugestaltung des 1945 mit einfachsten Mitteln angelegten KZ-Friedhofs abgeschlossen. Erste Planungen hierzu hatte es bereits ab Ende 1949 gegeben, nachdem auch hier Überlebende und Hinterbliebene die regionalen Behörden gedrängt hatten, für eine angemessene und dauerhafte Pflege der Grabstätte zu sorgen. Nach einer Gedenkfeier in Leonberg wurden zwei Französinnen, deren Söhne in den Lagern Leonberg und Vaihingen gestorben waren, im Landratsamt Vaihingen an der Enz vorstellig und beklagten – auch im Namen von zehn weiteren französischen Angehörigen – den „verwahrlosten Zustand“224 des Ensinger Friedhofs. Das Landratsamt forderte daraufhin das Bürgermeisteramt Ensingen auf, sich des Anliegens anzunehmen und die Grabstätte zu Allerheiligen und Allerseelen „in geziemende Ordnung“225 zu bringen. Offenbar führte erst diese Anweisung dazu, dass sich die Gemeinde Ensingen in der Verantwortung für den KZ-Friedhof sah und vier Jahre nach dessen Errichtung feststellte, dass sich das Gelände noch immer in Privatbesitz befand. Verhandlungen über den Ankauf des Grundstücks sowie über die grundsätzliche Frage, ob dies durch die Gemeinde, den Landkreis, das Land oder den Bund erfolgen solle, dauerten viele Jahre an, bis das Regierungspräsidium Nordwürttemberg 1959 eine Abfindungssumme für die Grundstückseigentümer in Höhe von knapp 1600 DM bewilligte und das Gelände im März 1960 in die öffentliche Hand überführte.226

Nichtsdestotrotz wurde schon 1950, als der Ankauf des Grundstücks erstmals im Raum stand, in Erwägung gezogen, den KZ-Friedhof nicht nur instandzusetzen, sondern grundlegend zu erneuern.227 Auf Vorschlag des Landratsamts wurde der Stuttgarter Gartenarchitekt Hermann Aldinger beauftragt, eine Neugestaltung des Friedhofs zu konzipieren, deren Umsetzung beim Innenministerium des Landes beantragt werden sollte. Aldingers Vorschläge sahen vor, die Grabstätte weitaus größer und aufwendiger als die bestehende Grabstätte zu gestalten; die Kosten wurden auf 15 540 DM bzw. 20 654 DM zuzüglich Honorar veranschlagt.228 Es lässt sich heute nicht genau sagen, ob diese Kosten vom Land als zu hoch empfunden oder aber eine Umgestaltung in dieser Form per se als zu umfangreich und den Vorgaben einer schlichten Anlage widersprechend angesehen wurden. Die Planungen wurden jedenfalls Mitte 1950 verworfen und von einer Neugestaltung des KZ-Friedhofs vorerst abgesehen.

Schließlich waren es auch in Vaihingen französische Behörden, die sich drei Jahre später der KZ-Opfer annahmen. Im Juni 1953 teilte das Regierungspräsidium Nordwürttemberg dem Landratsamt Vaihingen mit, dass das Innenministerium Baden-Württemberg einem Antrag der in Bad Ems ansässigen Delegation Générale des französischen Ministeriums der Kriegsveteranen und Kriegsopfer auf Exhumierungen in Ensingen stattgegeben habe.229 Bereits einige Monate zuvor hatte das Ministerium von der Stadt Vaihingen Informationen zu allen nichtfranzösischen Opfern des Konzentrationslagers erbeten, da man beabsichtige, eine vollständige „Liste aller im SS-Arbeitslager Vaihingen Verstorbenen“230 zu erstellen. Die auf dieser Basis erfolgte Exhumierung und Identifizierung der Toten dauerte von März bis Dezember 1954.231 Auf einer Fläche von 35 auf zehn Meter fand die Gräbermission 1488 Leichen von Häftlingen des KZ Vaihingen in mehreren Massengräbern. Die Gebeine von 223 Opfern konnten identifiziert und nach Frankreich, Holland, Norwegen und Belgien überführt werden;232 die nicht identifizierbaren Leichen sollten nach Vorstellung der französischen Behörde in Einzelsärgen vor Ort wieder beigesetzt werden.

Da die bisherige Grabfläche hierfür zu klein war, wurde von französischer Seite vorgeschlagen, das Areal zu vergrößern oder alternativ einen neuen KZ-Friedhof an anderer Stelle anzulegen.233 Für eine Verlegung des Friedhofs sahen allerdings die Bürgermeister des Landkreises keine Möglichkeit,234 weshalb das französische Ministerium noch im November eigenmächtig mit der Neugestaltung der bestehenden Anlage begann. So ist einem Aktenvermerk des Landratsamts vom 8. Dezember 1954 zu entnehmen:


Vor etwa 4 Wochen waren […] Planierraupen der Amerikaner [sic!] im ehemaligen KZ-Friedhof und haben hier das Gelände für die Friedhofanlage hergerichtet. Das Landratsamt und das Bürgermeisteramt Ensingen wurden von diesem Vorhaben nicht verständigt. Es war nur immer davon die Rede, daß ein würdiger Friedhof geschaffen werden soll. In welcher Form dies geschehen soll, war aber nicht bekannt.235



Bei den deutschen Behörden sorgte nicht nur dieser Alleingang für Unmut, sondern auch die darauf folgenden Forderungen des französischen Ministeriums. Als sich herausstellte, dass die Starkstromhochleitungen einer im Bau befindlichen Bundesbahnstrecke über den Friedhof führen würden, versuchte das Ministerium der Kriegsveteranen und Kriegsopfer einen Baustopp zu erwirken und eine Verlegung der Leitung zu erreichen.236 Das Innenministerium Baden-Württemberg lehnte dies aus Kostengründen ab und schlug stattdessen vor, erst nach Fertigstellung der Bahnarbeiten zu erörtern, ob die Hochleitung den Friedhof tatsächlich behindern würde und eine Verlegung der Grabanlage um 250 Meter sinnvoll erscheine.237

Über diese Fragen wurde schließlich – ohne Einbezug der französischen Stellen – Anfang April 1955 im Zuge einer Ortsbegehung auf dem Friedhof entschieden, an der Vertreter des Bundesinnenministeriums, des Innenministeriums Baden-Württemberg, des Regierungspräsidiums, des Landratsamts sowie der Bundesbahndirektion teilnahmen.238 Hierbei wurde entschieden, den Friedhof wie vorgesehen auf dem bereits planierten Gelände anzulegen und den Blick auf die Strommasten „durch geeignete Bepflanzungen“ zu verdecken, woran sich auch die Bundesbahn finanziell beteiligen solle. Die Kosten der Wiederbeisetzung der Opfer würden von der französischen Generaldelegation übernommen, wohingegen die Kostenübernahme für den Bau eines Zufahrtsweges noch zu klären sei. Es wurde beschlossen, „möglichst bald“ einen Übersichtsplan des neuen Friedhofs zu erstellen und umgehend mit den Planungen der Neugestaltung zu beginnen.

Nachdem die französischen Behörden im August 1955 Vorschläge eines Belegungsplans einreichten, erfolgte Ende des Jahres die Auftragsvergabe zur Neugestaltung unter der technischen Leitung des Stuttgarter Landschaftsarchitekten Walter Steinle.239 Die Anlage wurde mit einer niedrigen Mauer umfriedet, die Opfer paarweise beigesetzt und jedes Grab mit einem bis zur Zahl 1488 nummerierten Grabstein versehen, wobei die Nummern der nach den Ausgrabungen repatriierten Opfer ausgelassen wurden.240 Am Rande der Grabanlage schuf der Bildhauer Karl Löffler (Stuttgart) ein „Ehrenmal“ in Form eines großen Gedenksteins, auf dem ein am Boden liegender gefesselter Mensch zu sehen ist. Die Inschrift lautet: Zur ewigen Erinnerung an die Opfer der nationalsozialistischen Schreckensherrschaft, die im Konzentrationslager Vaihingen an der Enz umgekommen sind. Die sterblichen Überreste, die aufgefunden wurden, sind an dieser Stelle im Jahre 1956 beigesetzt worden.

Nach mehrfachen Verzögerungen konnte der aus Bundesmitteln in Höhe von 141 130 DM241 finanzierte KZ-Friedhof im Herbst 1958 fertiggestellt und am 2. November feierlich eingeweiht werden. Im Vorfeld hatte das Landratsamt dem Regierungspräsidium ausdrücklich nahegelegt, zur Feier auch die Stadt Vaihingen an der Enz einzuladen, „da viele Bürger der Kreisstadt […] nicht in ihr Bewußtsein aufgenommen haben, daß in ihrer Stadt einmal ein kleines KZ bestand“.242

An der Einweihung nahmen schließlich laut Zeitungsberichten243 neben zahlreichen Bürgern Vertreter des Landes, des Kreises und der Kommunen, der Religionsgemeinschaften, der Regierungen Frankreichs, Norwegens, Italiens und der Niederlande, der französischen Gräbermission, mehrere westeuropäische Überlebende und Angehörige sowie Pressevertreter aus dem In- und Ausland teil. Für den musikalischen Rahmen sorgte ein Bläserorchester des Stuttgarter Staatstheaters und des Süddeutschen Rundfunks. Während der Gedenkfeier warf die Fliegergruppe Vaihingen aus einem Segelflugzeug einen Blumenstrauß ab, der zusammen mit Kränzen und Gestecken vor dem Mahnmal niedergelegt wurde.244 Für das Land Baden-Württemberg gedachte Ministerialdirektor Friedrich Fetzer in Vertretung von Innenminister Renner der Opfer und übernahm den Friedhof in die Obhut des Landes. Ensingens Bürgermeister Mack beteuerte, dass die Gemeinde für die dauerhafte Pflege der Anlage Sorge tragen werde. Des Weiteren sprachen Landesrabbiner Fritz Bloch, der katholische Generalvikar August Hagen, der evangelische Vaihinger Dekan Max Ziegler sowie Henri Bailly für die französische Regierung.

Die Vaihinger Zeitung Der Enz-Bote berichtete tags darauf ganzseitig über den „aufrüttelnden und zugleich erhebenden Festakt“ und würdigte die Gestaltung des „schlichten Gräberfelds“ als eine „Stätte ohne Pathos“,245 die dennoch eindrücklich an das „Martyrium der Opfer einer verbrecherischen Politik und hemmungslosen Sadismus“ erinnere. Neben detailreichen Schilderungen der Einweihungsfeier und der Entstehung des Friedhofs befasste sich der Artikel auch in einem kurzen Absatz mit der Geschichte des KZ Vaihingen selbst. Über die Häftlinge des Konzentrationslagers wusste das Lokalblatt jedoch lediglich zu berichten, dass es sich „meistens [um] sogenannte Fremdarbeiter, aber auch jüdische Bürger“ gehandelt habe.

Dass der abgelegene Friedhof schon bald das einzige öffentlich wahrnehmbare Relikt des KZ Vaihingen sein und als solcher auch in absehbarer Zeit den einzigen Ort einer – vor allem individuell verstandenen – Erinnerung an die Geschichte des Lagers darstellen würde, zeichnete sich in dem Artikel des Enz-Boten – nur 13 Jahre nach Kriegsende – bereits deutlich ab:


Von der Höhe des Friedhofs blickt man in das Tal hinein, in dem einst die Baracken standen. Die Baracken sind geschleift; die Fundamente stehen noch, sie sind von Pflanzen überwuchert und von oben kaum noch zu erkennen. Nur der Friedhof noch mahnt uns, immer an die furchtbare Zeit zu denken, an die uns die Gräber auf dem Steinbruchgelände bei Ensingen erinnern sollen.
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Der KZ-Friedhof Ensingen (Vaihingen an der Enz), aufgenommen im Jahr 2014.



In der Tat verschwand das Thema KZ Vaihingen nach der Neugestaltung des Friedhofs vorerst wieder aus dem öffentlichen Bewusstsein. Über die Frage, wie der Opfer gedacht werden solle, hatte man indes im „Ländle“ ganz konkrete Vorstellungen. 1959 kontaktierte eine Angehörige eines im KZ Vaihingen gestorbenen jüdischen Häftlings das Innenministerium Baden-Württemberg mit der Bitte, auf dem Ensinger KZ-Friedhof, den der Enz-Bote im genannten Artikel als „Friedhof der Namenlosen“ bezeichnet hatte, einen Gedenkstein mit den Lebensdaten des Opfers anbringen zu dürfen. Das Innenministerium zeigte zwar Verständnis für dieses Anliegen, erklärte aber, dass man „darauf bedacht sein [müsse], an dem gegenwärtigen Zustand der Friedhofsanlage möglichst keinerlei Änderungen“246 vorzunehmen. Zwar seien gegenwärtig in die Außenmauer der Anlage einzelne Grabsteine eingelassen, diese seien jedoch noch auf dem alten Friedhof von Angehörigen errichtet worden und im Zuge der Neugestaltung in die Mauer integriert worden. Weitere Einzelgrabsteine seien daher „im Hinblick auf das vorhandene Ehrenmal, das dem Andenken sämtlicher auf dem Ehrenfriedhof Ensingen beigesetzten Toten gewidmet ist“247 nicht erwünscht.

Es darf bezweifelt werden, dass sich die Landesbehörde darüber im Klaren war, welche Botschaft den Angehörigen von Opfern der nationalsozialistischen Barbarei damit vermittelt wurde. Im Kern bedeutete diese Ablehnung doch nicht weniger, als dass die Erinnerung an einzelne Opfer gestalterischen Aspekten und einer die Individualität der Getöteten hohnsprechenden Uniformität der Friedhofsanlage unterzuordnen sei. Das Bestreben, die Opfer, die in der KZ-Haft zu Nummern „gemacht“ worden waren, durch die Setzung individueller Erinnerungszeichen der Anonymität zu entreißen und ihnen ihre Namen beziehungsweise ihre Persönlichkeit gleichsam „zurückzugeben“, wurde im Falle Ensingens geradezu konterkariert. Dass dies kein Einzelfall war, sondern eine Wiederherstellung der Individualität der KZ-Toten vor allem in den 1960er-Jahren häufig durch gestalterische Konzepte geradezu verhindert wurde, wird noch zu zeigen sein. Diese Praxis des Umgangs mit den Ruhestätten von Opfern der Konzentrationslager setzte jedoch schon während der 1950er-Jahre ein, als sich die alliierten Militärbehörden immer mehr zurückzogen und die Gestaltung der Grabstätten zunehmend in den Händen der deutschen Behörden lag.


Reutlinger „Vergangenheitsaufarbeitung“ – (K)ein Mahnmal für KZ-Opfer auf dem Friedhof „Unter den Linden“

In Reutlingen, wo bis Anfang 1945 die Leichen von 128 – überwiegend jüdischen – Häftlingen der Konzentrationslager Hailfingen, Bisingen, Dautmergen und Schömberg eingeäschert und auf dem Friedhof „Unter den Linden“ beigesetzt worden waren, befasste sich der Gemeinderat 1952 erstmals eingehend mit den beiden dortigen Sammelgräbern. Bereits 1948 hatte der prominente KPD-Stadtrat und ehemalige Dachau-Häftling Fritz Wandel248 im Namen der VVN, deren Kreisvorsitzender er war, eine Verlegung der Opfer innerhalb des Friedhofs gefordert und sich für die Errichtung eines Mahnmals eingesetzt. Die Friedhofsverwaltung hatte damals einräumen müssen, dass die beiden ungekennzeichneten Grabhügel am äußersten Rand des Friedhofs „nicht würdig und ausserdem zur Erstellung eines Denkmals nicht geeignet“249 seien. Seit einer Kranzniederlegung durch die KPD im März 1948 wurde die nur durch eine umgebende Natursteinmauer überhaupt als Grabfläche erkennbare Anlage von der Friedhofsverwaltung bepflanzt und gepflegt; eine Ausgestaltung bzw. Verlegung wurde zwar geprüft, aber vorerst nicht durchgeführt.

So war es ab 1951 wiederholt die VVN, die die Stadt aufforderte, die in der „Sünderecke“ liegenden „Aschenreste verstorbener Häftlinge der Konzentrationslager des 2. Weltkrieges in würdiger Weise beizusetzen“,250 und darum bat, ein Mahnmal errichten zu dürfen. Nachdem die Verwaltungsabteilung des Gemeinderats diese Maßnahmen als „Selbstverständlichkeit“ bezeichnet hatte und auch die Technische Abteilung Anfang Februar 1952 ihre Zustimmung erklärte, schlug die Verwaltung vor, die Grabstelle in die Nähe des Friedhofseingangs zu verlegen. Für das Mahnmal wurden von zwei ortsansässigen Künstlern Vorschläge eingeholt:


Bildhauer Richard Raach […] hatte ein Wandrelief-Denkmal vorgeschlagen; der Entwurf des Bildhauers Heinz Pfingsten […] besteht aus einem auf einem Steinsockel ruhenden Kopf, der die Züge eines Sterbenden widergibt.251



Während die Verlegung der Grabanlage bei den Stadtoberen allgemein auf Zustimmung stieß, diskutierte der Reutlinger Gemeinderat (dem Fritz Wandel mittlerweile nicht mehr angehörte) in seiner Sitzung vom 28. Februar 1952 intensiv über das zu erstellende Mahnmal. Einleitend wies Oberbürgermeister Oskar Kalbfell (SPD), 1933 selbst im Konzentrationslager Heuberg interniert, darauf hin, dass die Existenz der KZ-Gräber „vielleicht nicht überall bekannt“ sei, und erklärte es zu einem „Akt der Gerechtigkeit, daß den so furchtbar ums Leben Gekommenen ein Mahnmal errichtet wird“. CDU-Stadtrat Erich Barthold stimmte damit zwar grundsätzlich überein, gab jedoch zu bedenken, dass es „für diese Art Kriegsopfer“ bereits den „Ehrenfriedhof“ in Bisingen gäbe, weshalb zu überlegen sei, die Aschen dorthin zu überführen. Gegen ein Mahnmal auf dem Reutlinger Friedhof „Unter den Linden“ sprach er sich schließlich wie folgt aus:


Wenn nach der heute zu treffenden Entscheidung ausschließlich für die Opfer der Konzentrationslager ein Ehrenmal geschaffen wird, ist mit Sicherheit damit zu rechnen, daß auch von anderer Seite Anträge auf Errichtung von Ehrenmalen für die übrigen Arten von Opfern des Nationalsozialismus gestellt werden. Zu diesen gehören nämlich nicht nur die Insassen der Konzentrationslager, sondern auch alle im Krieg Gefallenen und alle diejenigen, die in Kriegsgefangenenlagern und auf der Flucht, bzw. bei der Ausweisung aus ihrer Heimat ums Leben gekommen sind. […] Ich befürchte, daß die Angehörigen der übrigen Kriegsopfer in der Errichtung eines Ehrenmals für die KZ.-Häftlinge einen Affront gegen ihre eigenen Verstorbenen sehen.



Barthold beantragte daher, die Entscheidung über ein KZ-Ehrenmal „so lange zurückzustellen, bis endgültig feststeht, ob und in welcher Form ein Denkmal für die Gefallenen des Krieges errichtet wird“. Während sich der parteilose Stadtrat Pfeiffer entschieden gegen derlei Gleichsetzungen wehrte und die Ausführungen seines Amtskollegen eine „kolossale Beleidigung der Opfer des Faschismus“ nannte, zeigte Oberbürgermeister Kalbfell Verständnis für Bartholds Bedenken, die er aber mit dem Hinweis auf ein geplantes Kriegsopferdenkmal auf dem neuen Friedhof „Römerschanze“ zu zerstreuen versuchte.

Neben einem handfesten Streit über die Frage, was man bisher über die KZ-Gräber ebenso wie über die Lager auf der Alb und im Gäu gewusst habe, diskutierten die Ratsmitglieder sodann, ob es nicht sinnvoller sei, eine Gedenktafel für alle Opfer des Nationalsozialismus und des Krieges zu errichten, die die KZ-Opfer ebenso wie gefallene und in Kriegsgefangenschaft gestorbene Soldaten sowie zivile Opfer gleichermaßen zu berücksichtigen habe. Stadtrat Kölle bezweifelte in diesem Zusammenhang gar, dass ein Mahnmal ausschließlich für die KZ-Opfer sieben Jahre nach dem Ende des „Dritten Reichs“ noch notwendig sei:


Niemand ist hier, der es nicht bedauern würde, daß solche Dinge der Unmenschlichkeit geschehen sind. Ich hätte aber die Geste – und um eine solche handelt es sich doch nur – für viel angebrachter gefunden, wenn eine solche Gedenktafel vor 3 oder 4 Jahren ausgeführt worden wäre. Ich finde heute diese Geste etwas matt. Darum sollte heute für alle Opfer der Unmenschlichkeit ein einziges Denkmal errichtet werden. […] So würde es zu keinem [sic!] neuen Ressentiments führen.



Oberbürgermeister Kalbfell war bemüht, zwischen den Konfliktparteien zu schlichten, indem er einerseits bekräftigte, dass diejenigen, die im Kriegseinsatz waren, nicht hätten wissen können, was in der „Heimat“ vorgegangen sei. Auch die Menschen vor Ort hätten mehrheitlich nichts von den KZ-Toten auf dem Reutlinger Friedhof mitbekommen. Andererseits sprach er sich weiterhin für ein KZ-Ehrenmal aus:


Bei den ganzen Vorgängen [in den Konzentrationslagern, M. B.] handelt es sich um Taten, die von Deutschen planmäßig durchgeführt wurden. Die Schuld liegt also hier bei uns, während in den anderen Fällen fremde Mächte die Verantwortung zu tragen haben. Aus diesem Grund verdienen diese Opfer eine besondere Behandlung.



Auch Stadtdirektor Künzel betonte, dass „schon ein Unterschied“ „innerhalb der einzelnen Gruppen von Kriegsopfern“ bestehe, da die in den Konzentrationslagern Getöteten nicht im Zuge von Kriegshandlungen, sondern ausschließlich „aufgrund ihrer politischen Gegnerschaft zum Nazismus in diese Lage gekommen“ seien. Wenngleich zu dieser Zeit nur wenig über die in Reutlingen beigesetzten KZ-Opfer bekannt war, fällt auf, dass in der Diskussion auch auf Seiten der Befürworter eines Mahnmals durchweg von politisch Verfolgten die Rede ist, wohingegen sich im Ratsprotokoll kein Hinweis darauf finden lässt, dass es sich hier mehrheitlich um jüdische Opfer handelte. Da Oskar Kalbfell bereits unmittelbar nach Kriegsende als von den französischen Militärbehörden ernannter Interimsbürgermeister die betreffenden Akten von der Friedhofsverwaltung bekommen hatte252 und somit über die Religionszugehörigkeit der 128 Opfer mindestens oberflächlich Bescheid gewusst haben müsste, verwundert es in diesem Zusammenhang umso mehr, dass der Oberbürgermeister dem Gemeinderat erklärte, die in Reutlingen beigesetzten KZ-Toten seien „vorwiegend […] Intellektuelle aus Österreich und Ungarn“253 gewesen.

Bartholds Antrag auf Zurückstellung des Vorhabens wurde schließlich mit elf zu neun Stimmen angenommen und die VVN über diesen Beschluss informiert. Diese reagierte mit einem scharf formulierten Offenen Brief, den der Verband an die Reutlinger Gemeinderäte, zahlreiche Politiker, Zeitungen in West- und Ostdeutschland sowie Verfolgtenverbände im In- und Ausland sandte.254 Die Stadt Reutlingen sah sich nun gezwungen, den in dem Schreiben der VVN erhobenen Anschuldigungen zu entgegnen und früher als geplant erneut über ein Mahnmal für die KZ-Opfer zu beraten. In der Sitzung vom 3. April 1952 verabschiedete der Gemeinderat einstimmig ein Antwortschreiben an die VVN, in dem das bisherige Verfahren erläutert und betont wurde, dass der Antrag auf ein Mahnmal nicht abgelehnt, sondern lediglich vertagt worden sei. Die Stadt wehrte sich gegen eine „tendenziöse Verbreitung der Angelegenheit“, die „geeignet [sei], das Ansehen der Stadt und des Gemeinderats Reutlingen herabzuwürdigen“,255 zumal der Offene Brief persönliche Verunglimpfungen und Bedrohungen einzelner Ratsmitglieder enthalte.

Ungeachtet dessen verwarf der Gemeinderat seine Planung eines gemeinsamen „Ehrenmals“ für alle Opfer des Nationalsozialismus und des Krieges mit der Begründung, dass dessen Realisierung noch einige Zeit dauern würde. Eine solche Verzögerung liege nicht in der Absicht der Stadträte. Es wurde daher beschlossen, die beiden KZ-Grabstätten entsprechend der Verwaltungsvorlage in der Nähe des Friedhofseingangs zusammenzulegen, die neue Anlage „in würdiger Weise“ zu gestalten und mit einem Grabmal zu versehen, über dessen Einzelheiten die Technische Abteilung des Gemeinderats entscheiden solle.256

Die Umbettung im November gestaltete sich als schwieriger als angenommen, da die Aschen der 128 Opfer nicht in Metallurnen, sondern lediglich in Kartons beigesetzt waren, die sich nach mehr als sieben Jahren zersetzt hatten.257 Es konnte daher nie mit Sicherheit gesagt werden, ob tatsächlich alle Aschen in das neue Gräberfeld umgebettet wurden. Am 7. Dezember 1952 wurde das von Richard Raach entworfene „Ehrenmal“ auf der neuen Grabfläche eingeweiht. Was seine Gestaltung betrifft, so konnten sich in der Technischen Abteilung des Gemeinderats offenbar diejenigen durchsetzen, die nach wie vor auf ein „Mahnmal für alle Opfer“ pochten: Auf einem knapp drei Tonnen schweren Sandsteinsarkophag, auf dem eine Steinskulptur eines Sterbenden angebracht ist, lautet die Inschrift bis heute: Den Opfern der Gewalt 1933–1945. So lässt das Mahnmal zwar erahnen, dass es den Opfern des Nationalsozialismus gewidmet ist, bleibt dabei jedoch nebulös und sagt nichts darüber aus, welcher Opfer hier gedacht wird und welche Gewalt zu deren Tod führte. Auf die Tatsache, dass an der Stelle, wo sich das Mahnmal befindet, weder zivile noch militärische Kriegsopfer und auch keine NS-Verfolgten aus der Zeit vor Kriegsbeginn begraben liegen, sondern ganz konkret die sterblichen Überreste von 128 größtenteils jüdischen Männern aus 15 Nationen, die 1944/45 in süddeutschen Konzentrationslagern ermordet wurden, wies bis 2010 nichts hin.258 Aufgrund der schlichten Gestaltung der kleinen Fläche war nicht einmal wirklich ersichtlich, dass es sich um eine Grabanlage handelt. Es wirkte vielmehr wie ein beliebig auf dem Friedhof aufgestelltes Denkmal mit schmückender Bepflanzung.
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Mahnmal „Den Opfern der Gewalt 1933–1945“ auf dem Reutlinger Friedhof „Unter den Linden“, aufgenommen im Jahr 2013.




Kein Gedenken in Haslach

In Haslach im Kinzigtal verzichtete man in den 1950er-Jahren gänzlich auf jedwedes beschriftete Erinnerungszeichen. Die französische Gräbermission hatte seit 1946 mehrmals Opfer der drei dortigen KZ-Außenlager in ihre Heimatländer überführt; 1953 wurden die in Haslach verbliebenen Leichen erneut exhumiert und zur Identifizierung nach Bad Ems gebracht. Bei 75 Toten war eine Identifizierung nicht mehr möglich; sie wurden an einer neuen Stelle auf dem Haslacher Friedhof beigesetzt. Für die Gestaltung des Gräberfelds zeichnete die Stadt verantwortlich. Anstatt einen Gedenkstein oder eine Tafel anzubringen, beließ diese es jedoch dabei, eine Rasenfläche auf den Gräbern anzulegen und mit einem Birkenkreuz zu versehen, was die Anlage als „Alliierten-Friedhof“ kennzeichnen sollte.

Erst sechs Jahre später stieß dies auf Kritik von übergeordneten Behörden. So beanstandete das Landratsamt Wolfach auf Weisung des Regierungspräsidiums Südbaden den Zustand der Grabanlage und schlug vor, eine Steintafel anzubringen, „aus deren Inschrift ersichtlich ist, daß hier 75 Opfer des 2. Weltkriegs bestattet sind“.259 Bei einer Begehung des Friedhofs im November 1959 wurde außerdem in Erwägung gezogen, 13 nicht näher benannte „Kriegstote“,260 die bisher in Einzelgräbern beigesetzt waren, in das KZ-Gräberfeld umzubetten, um eine „zusammenfassende Ehrenanlage“ zu schaffen, „welche auf die Verschiedenheit der dort liegenden Toten Rücksicht nehmen würde“.261 Dieses Vorhaben wurde jedoch nicht weiter verfolgt, wodurch zugleich die Anbringung einer Tafel zur Erinnerung an die KZ-Toten um weitere zwei Jahre aufgeschoben wurde.


Bisingen – Schömberg – Schörzingen

Gänzlich anders stellte sich in den 1950er-Jahren die Situation am Fuß der Schwäbischen Alb dar, wo mit den KZ-Friedhöfen in Bisingen, Schömberg und Schörzingen bereits drei große – bis 1947 von den französischen Besatzungsbehörden angelegte – Grabstätten existierten, welche von deutscher Seite lediglich verwaltet und instandgehalten werden mussten. Eine gesellschaftliche oder politische Auseinandersetzung mit der Geschichte der „Wüste“-Lager blieb allerdings weiterhin aus. Gedenkfeiern und Kranzniederlegungen wurden ausschließlich von Überlebenden und der VVN durchgeführt; und die lediglich in französischer und lateinischer Sprache verfassten Mahnmaltexte und französischen Hinweisschilder vermittelten den Eindruck, es handle sich dort um „Ausländerfriedhöfe“, mit denen die deutsche Bevölkerung nichts zu tun habe. In der Öffentlichkeit wurden die KZ-Außenlager kaum noch thematisiert, und wenn, dann hauptsächlich mit dem Fokus auf die Last, die die Bevölkerung damals durch die Lager zu tragen gehabt habe. Exemplarisch sei hier das 1953 erschienene Heimatbuch der Gemeinde Bisingen-Steinhofen genannt, in dem sich die Thematisierung der „Wüste“-Lager auf einen gekürzten und nicht weiter kommentierten Abdruck des bereits erwähnten Zeitungsartikels Der Opfergang Bisingens im Kriege sowie einen Auszug aus dem Figaro-Artikel von 1946 beschränkte.262 Über das Konzentrationslager Bisingen, das Leiden der Häftlinge und das wahnwitzige Ölschieferprojekt, das Tausende Zwangsarbeiter das Leben kostete, gab das Buch auf den zweieinhalb Seiten, die den Jahren 1943 bis 1945 gewidmet waren, kaum Auskunft. Dagegen fanden das Leiden der lokalen Bevölkerung durch Grundstücksenteignungen und Luftangriffe sowie ihr vermeintlich heroischer humanitärer Einsatz für die Häftlinge nun endgültig seinen festen Platz in der Lokalgeschichtsschreibung.

Mit den KZ-Friedhöfen befassten sich derweil nur noch die Behörden, die in den folgenden Jahren einen sehr pragmatischen Umgang mit den drei Anlagen entwickelten, wobei verwaltungstechnische Fragen – insbesondere der Kostenminimierung – im Vordergrund standen. So beklagte das Bezirksbauamt Rottweil im Februar 1953 gegenüber dem Regierungspräsidium Südwürttemberg-Hohenzollern wiederholt den hohen Kostenaufwand für die KZ-Friedhöfe in Schömberg und Schörzingen, da diese aufgrund starken Unkraut-Bewuchses regelmäßig durch eine Gärtnerei gepflegt werden müssten.263 Dem könne allerdings durch die Anstellung eines Friedhofswärters entgegengewirkt werden, der sich um beide Anlagen kümmere und insbesondere „vor den nationalen Feiertagen der Besatzungsmacht, vor Totenehrungen und in der Hauptreisezeit“ die Friedhöfe in guten Zustand versetzen solle, damit „keine Klagen kommen, die unter Umständen zu ausserpolitischen [sic!] Komplikationen führen können“. Des Weiteren wies das Bezirksbauamt darauf hin, dass die 1755 Holzkreuze in Schömberg mittlerweile stark verwittert waren und im kommenden Jahr ausgewechselt werden müssten. Offenbar wurde aber auch diese notwendige Maßnahme nicht als Selbstverständlichkeit im Hinblick auf ein Gedenken an die KZ-Opfer angesehen, sondern als aufgezwungene Pflicht. So argumentierte das Bauamt gegenüber dem Regierungspräsidium,


dass so lange die Besatzungsmacht hier im Lande noch etwas zu melden hat, die Friedhöfe in gutem Zustand zu halten sind, denn Beanstandungen dürften der Besatzungsmacht willkommenen Anlass zu Beschwerden bei der Regierung geben.



Das Landratsamt Balingen bekräftigte wenige Monate später gegenüber dem Regierungspräsidium, dass sich die Grabkreuze in einem schlechten Zustand befänden, sprach sich aber aus finanziellen Gründen gegen ein erneutes Aufstellen von Holzkreuzen aus.264 Stattdessen sollte die Zahl der Kreuze reduziert und durch Steinkreuze ersetzt werden. Entsprechende Planungen waren Ende 1954 abgeschlossen. Man entschied sich, die 1755 Holzkreuze zu entfernen und pro Grabfeld drei Kunststeinkreuze aufzustellen, wodurch sich die Zahl der Kreuze auf etwa 264 verringerte.265 Um dennoch in irgendeiner Weise, aber ohne größeren finanziellen Aufwand, die Gesamtzahl der auf dem Friedhof Bestatteten abzubilden, wurden außerdem 1755 Nummernsockel, also kleine nummerierte Markierungssteine auf die Grabflächen gesetzt. Der Friedhof sollte darüber hinaus mit neuen Baumgruppen bepflanzt werden. Zudem wurde erstmals in Erwägung gezogen, auf dem Sockel des Hochkreuzes im Zentrum der Anlage eine deutschsprachige Inschrift anzubringen, was jedoch ebenso wie die Bepflanzungen nicht umgesetzt wurde.


Als der Balinger Landrat Friedrich Roemer dem Regierungspräsidium im Februar 1955 mitteilte, dass eine Renovierung des hölzernen Hochkreuzes dringend notwendig sei, antwortete Oberregierungsrat Müller-Caroli, dass er es nach Abstimmung mit dem Staatlichen Amt für Denkmalpflege nicht für angebracht halte, „für dieses Kreuz noch Aufwendungen zu machen“, da es wegen Fäulnis ohnehin „in nicht allzu ferner Zeit wird erneuert werden müssen“.266 Bis dahin müsse sich die Instandhaltung auf die jährliche Erneuerung des Ölfarbenanstrichs beschränken. Das Landratsamt hielt zwar weiterhin eine Abdeckung der Kreuzbalken mit dünnen Metallplatten für angebracht, kam aber nach einer Besichtigung des Friedhofs Anfang Mai zu dem Schluss, dass „in diesem Jahr noch keine Gefahr des Einstürzens“ bestehe.267 Nur fünf Wochen später wurde das morsche Kreuz durch einen Sturm umgerissen und völlig zerstört.268 Landrat Roemer setzte sich daraufhin mit dem Regierungspräsidium in Verbindung, um die Errichtung eines neuen Hochkreuzes zu erörtern. Dabei war man sich schnell einig, dass ein weiteres Holzkreuz aufgrund der regelmäßigen Folgekosten nicht sinnvoll wäre. In Absprache mit dem Regierungspräsidium, den französischen Behörden in Rottweil, dem Bürgermeisteramt Schömberg sowie der VVN, die auf eine zügige Neuerrichtung des Kreuzes drängte, holte das Landratsamt in den folgenden Monaten künstlerische Vorschläge des Tübinger Bildhauers Ugge Bärtle für ein neues Mahnmal ein. Der Bitte der VVN, bei der Auftragsvergabe Künstler, die im Nationalsozialismus verfolgt worden waren, bevorzugt zu berücksichtigen,269 kamen die Behörden hingegen nicht nach. Anstatt eine öffentliche Ausschreibung durchzuführen, beauftragte das Regierungspräsidium Bärtle, eine „einwandfreie und ansprechende Lösung“ innerhalb eines überschaubaren finanziellen Rahmens zu finden, da auf haushaltsmäßige Erfordernisse Rücksicht genommen werden müsse, „die es an sich geboten erscheinen lassen, das Denkmal nur in einfacher Form wieder herzustellen“.270

Dieses Denkmal wurde Anfang Mai 1956 fertiggestellt. Es besteht aus einem zwölf Meter hohen, schlanken Eisenbetonkreuz, das auf einem betonierten, nach oben pyramidenförmig zulaufenden Sockel steht, auf dessen Vorderseite die Züge eines Ecce Homo abgebildet sind. Entlang den vier Seiten des Sockels befindet sich die Inschrift:


Den Opfern ruchloser Gewalt. Im Lager Schömberg litten und starben für ihre Überzeugung in der Zeit von Januar 1944 bis zum April 1945 1777 politische Gefangene, darunter 5 Belgier, 18 Deutsche, 110 Franzosen, 6 Holländer, 18 Italiener, 97 Jugoslawen, 99 Letten und Litauer, 9 Norweger, 34 Tschechoslowaken, 669 Polen, 8 Rumänen, 124 Russen, 2 Schweizer, 248 Ungarn und 330 Staatenlose.



Zwar informierte damit erstmals eine deutschsprachige Inschrift über die auf dem Friedhof ruhenden Toten. Der Text blieb jedoch trotz Nennung der Nationalitäten diffus, verschleiernd und ist zum Teil unzutreffend. Dass es sich hier um Opfer des Nationalsozialismus handelte, kann nur aus dem angegebenen Zeitraum erschlossen werden; der Begriff Konzentrationslager wurde – auch dies entgegen den Forderungen der VVN – vermieden. Weiter wurden die zu Tode geschundenen KZ-Häftlinge vage als „Opfer ruchloser Gewalt“ bezeichnet, womit die Frage nach den Umständen ihres Sterbens sowie nach der Täterschaft umgangen wurde. Darüber hinaus ist die Formulierung, wonach es sich ausschließlich um „politische Gefangene“ gehandelt habe, die „für ihre Überzeugung litten und starben“, schlichtweg falsch. Selbst wenn den Landesbehörden zu dieser Zeit keine Informationen zu den einzelnen Opfern vorgelegen haben (entsprechende Erkundungen waren gar nicht angestellt worden), so war doch allgemein bekannt, dass ein großer Teil der „Wüste“-Häftlinge Juden – und somit mehrheitlich rassistisch Verfolgte – waren. Ein Hinweis auf die jüdischen Opfer fehlt jedoch völlig. Umso deplatzierter wirkt vor diesem Hintergrund die christliche Symbolik des dornengekrönten Christus auf dem Sockel des an sich schon christlich konnotierten Kreuzes.

Nach Abschluss der Erneuerungen auf dem Schömberger KZ-Friedhof strebte das Innenministerium Baden-Württemberg eine verwaltungstechnische Änderung an, durch die die Verantwortung für die drei KZ-Friedhöfe auf der Schwäbischen Alb den Kommunen übertragen werden sollte. Bislang waren alle die KZ-Friedhöfe betreffenden Maßnahmen zwar in Absprache mit den Gemeinden durchgeführt worden, organisatorisch und finanziell hatte jedoch das Land verantwortlich gezeichnet. Mitte Mai 1956 informierte das Innenministerium das Regierungspräsidium Südwürttemberg-Hohenzollern über die geplante Neuregelung:


Die Betreuung von Friedhöfen gehört zu den Aufgaben der Gemeinden. Soweit es sich um Anlagen i. S. des Kriegsgräbergesetzes handelt, trägt der Bund die Kosten nach Maßgabe dieses Gesetzes. Das Innenministerium ist daher der Auffassung, daß die Sorge für die Gräber in den Ehrenfriedhöfen auf den Markungen Schömberg, Schörzingen und Bisingen nunmehr von den Gemeinden wahrgenommen werden sollte.271



In den drei Ortschaften sorgte diese Absicht für großen Unmut. Offenbar wurde befürchtet, dass die Uneindeutigkeit des Kriegsgräbergesetzes von 1952, auf das sich das Land hier explizit bezog, zuungunsten der Gemeinden ausgelegt werden könne und die „Sorge“ für die Friedhöfe nicht nur die gärtnerische Betreuung, sondern auch die Übernahme der Kosten bedeute. Hierbei offenbarte sich deutlich die Schwäche des Kriegsgräbergesetzes, das den KZ-Gräbern nicht denselben Status einräumte wie den Gräbern von Militärangehörigen. Das Gesetz definierte Kriegsgräber des Zweiten Weltkriegs ausschließlich als Ruhestätten von Militärangehörigen, Kriegsgefangenen, „Kriegsteilnehmer[n] fremder Staaten, die […] gefallen oder als Kriegsgefangene gestorben sind“ sowie von deutschen und ausländischen „Zivilpersonen, die durch unmittelbare Kriegseinwirkungen“ ihr Leben verloren haben.272 Mit der Sorge für diese Gräber wurden ausdrücklich die Länder betraut (§ 2.1); die Kosten hatte der Bund nach Pauschsätzen zu tragen (§ 2.5).

Für die Gräber von Opfern der NS-Terrors, die aus rassenideologischen, religiösen oder politischen Gründen verfolgt, verschleppt, zur Zwangsarbeit herangezogen und ermordet worden waren, galt dieser Kriegsgräber-Status hingegen ebenso wenig wie etwa für die „Euthanasie“-Opfer, da all diese nicht unmittelbar im Zusammenhang mit Kriegshandlungen zu Tode gekommen waren. In Paragraf 6 wurde lediglich festgehalten, dass der „Bund […] nach den für die Kriegsgräber geltenden Grundsätzen die Kosten“ trägt, „wenn die Länder die Sorge“ für die Gräber von NS-Opfern, Zivilinternierten, ausländischen Arbeitern, „deutschen und volksdeutschen Umsiedler[n]“, ehemals verschleppten Deutschen sowie ausländischen in Sammellagern betreuten Flüchtlingen übernehmen.273 Eine verbindliche Regelung existierte somit nicht und den Gemeinden mag sich die Frage gestellt haben, ob der Bund auch die Kosten übernehmen werde, wenn das Land die Sorge an die Kommunen abgäbe. Der Gemeinderat Bisingens protestierte daher entschieden gegen die Pläne des Innenministeriums:


Bei dem Ehrenfriedhof in Bisingen handelt es sich um eine besondere Anlage, auf dem nur die im ehemaligen KZ Verstorbenen ruhen. Auf diesem Ehrenfriedhof wurden keine Soldaten oder Zivilisten beigesetzt. Der Gemeinderat ist der einstimmigen Auffassung, dass die Betreuung dieses Ehrenfriedhofes nach wie vor Sache des Landes sei. Die Übernahme dieses Ehrenfriedhofes durch die Gemeinde lehnt der Gemeinderat grundsätzlich ab. Der Gemeinderat ist andererseits nach wie vor bereit den Ehrenfriedhof in Bisingen in der bisher vereinbarten Form zu pflegen und zu betreuen.274



Die Landesbehörden räumten schließlich ein, dass es sich bei den KZ-Friedhöfen um Grabanlagen von besonderer Bedeutung handle, deren Instandhaltung nicht vollständig den Kommunen überlassen werden könne, sondern in die Verantwortlichkeit des Staats falle. Zwischen dem Landratsamt Hechingen und dem Bürgermeisteramt Bisingen wurde daher ein „Vertrag über die Pflege und Betreuung des Ehrenfriedhofes Bisingen“275 geschlossen, in dem sich die Gemeinde verpflichtete, die gärtnerische Betreuung weiter zu führen; die anfallenden Kosten sollten jedoch auch künftig aus Bundes- und gegebenenfalls Landesmitteln zu Verfügung gestellt werden. Ähnliche Verträge wurden auch zwischen den Landratsämtern Balingen und Rottweil und den Bürgermeisterämtern Schömberg und Schörzingen geschlossen.

Die Verantwortlichkeiten für die drei KZ-Friedhöfe waren damit zwar auf längere Sicht geklärt, doch handelte es sich hier nur um Einzelfallentscheidungen, die keine grundsätzliche, über die mit den ehemaligen Besatzungsmächten vertraglich vereinbarten Regelungen hinausgehende Entscheidung über die Instandhaltung von KZ-Gräbern in Deutschland nach sich zog. Die höchst notwendige Auseinandersetzung über die rechtliche Gleichsetzung der Gräber von NS-Verfolgten auf dem Gebiet der Bundesrepublik analog zu den im Kriegsgräbergesetz genannten Ruhestätten wurde – wie in anderen Bundesländern auch – so umgangen. Eine solche Auseinandersetzung setzte erst zu Beginn der 1960er-Jahre ein.

Eine Diskussion darüber, wie diese Grabstätten der KZ-Opfer überhaupt zu bezeichnen seien, entspann sich jedoch schon kurz darauf, als der VVN-Mitbegründer und spätere Landesvorsitzende Alfred Hausser im Namen seines Verbands das Regierungspräsidium bat, die bereits verwitterten französischsprachigen Hinweisschilder (cimetière d’honneur) zu den drei Friedhöfen durch deutschsprachige Tafeln zu ersetzen, um „die einheimische Bevölkerung und die Masse der vorbeihastenden Autofahrer […] zum Besuch dieser Friedhöfe“ anzuregen.276 Die zuständigen Landratsämter Hechingen, Balingen und Rottweil erklärten sich damit grundsätzlich einverstanden; über die Aufschrift der neuen Schilder wurde jedoch fast ein Jahr lang diskutiert. Während das Hohenzollerische Landesbauamt die Bezeichnung „Kriegsgräberstätte“ vorschlug,277 reichte die VVN auf Nachfrage einen eigenen grafischen Entwurf ein, der die Bezeichnung „KZ-Friedhof“ mit einer aufgedruckten Stacheldraht-Borte vorsah.278 Die Vereinigung betonte mehrfach, dass ihr besonders daran gelegen sei, durch die Verwendung des Begriffs „KZ-Friedhof“ unmissverständlich zu benennen, um welche Art von Grabstätte es sich an den drei Orten handle. Das Landratsamt Balingen sprach sich dagegen für die Aufschrift „Ehrenfriedhof“ aus; außerdem sollten die Schilder kleiner ausfallen als bislang vorgesehen.279

Ende Dezember 1957 informierte das Landratsamt Rottweil schließlich das Regierungspräsidium, dass die Schilder mittlerweile in Abstimmung mit den beiden anderen Landratsämtern aufgestellt worden seien und dem Wunsch der VVN „in der Weise Rechnung getragen [wurde], daß die Worte KZ mit einem Stachelkranz“ aufgedruckt worden seien.280 Dies entsprach jedoch nicht den Tatsachen. Anders als gegenüber dem Regierungspräsidium sowie der VVN behauptet, wurden sowohl in Schörzingen als auch in Schömberg und Bisingen Hinweisschilder mit der Aufschrift „Ehrenfriedhof“ aufgestellt.281 Als die Stuttgarter Hilfsstelle für Rasseverfolgte282 1961 diese Vorgänge kritisierte und sich ihrerseits für die Bezeichnung „KZ-Friedhof“ einsetzte,283 konnte man sich in den Landratsämtern nicht mehr recht erklären, wie es zur Aufstellung der bemängelten Schilder gekommen war. Das Landratsamt Rottweil verstieg sich zu der fragwürdigen Annahme, dass die Buchstaben KZ möglicherweise damals aufgedruckt, jedoch „durch die Zeit weggewischt“284 worden seien. Aufgrund des in Schörzingen tatsächlich aufgedruckten Stacheldrahtkranzes wisse aber ohnehin jeder, dass es sich hier um einen KZ-Friedhof handle. Im Landratsamt Hechingen erinnerte man sich dagegen,


daß sinngemäß übereinstimmend von den Landratsämtern die Auffassung vertreten wurde, daß es durchaus angebracht sei, bei der einheimischen Bevölkerung die Erinnerung an die Verbrechen des Nationalsozialismus wachzuhalten. Es bestehe jedoch keine Veranlassung, auch die Ausländer, die in großer Zahl die als internationale Durchgangsstraße dienende Bundesstraße 27 befahren, indirekt auf die Verbrechen des Nationalsozialismus hinzuweisen.285




3.         „Den Opfern der Gewaltherrschaft in dunkler Zeit“ (1960–1977)

3.1        Ein Pfarrer wider den Zeitgeist: Fritz Majer-Leonhards Hilfsstelle für Rasseverfolgte und die Erinnerung an die KZ-Opfer in den 1960er-Jahren

Im September 1945 war bei der Evangelischen Gesellschaft Stuttgart eine „Betreuungsstelle für nichtarische Christen“ gegründet worden. Damit folgte man einer Anregung der Jüdischen Gemeinde, die seit Kriegsende vermehrt von im Nationalsozialismus verfolgten Christen jüdischer Abstammung um seelsorgerische sowie materielle Unterstützung gebeten wurde. Die Betreuungsstelle sollte an die Arbeit christlicher Hilfsstellen anknüpfen, die bis 1943/44 zur Unterstützung von aus rassenideologischen Gründen verfolgten sogenannten Judenchristen u. a. in Berlin, Heidelberg und Stuttgart existiert hatten.286

Maßgeblich mitinitiiert und fast fünfzig Jahre lang überwiegend alleine betrieben wurde die neugegründete Stuttgarter Betreuungsstelle von Fritz Majer-Leonhard (1915–1995), der selbst als „Judenchrist“ der NS-Verfolgung ausgesetzt gewesen war.287 Nach abgeschlossenem Theologiestudium hatte die Württembergische Landeskirche ihm 1937 als „Mischling 1. Grades“ ein Vikariat verweigert, weshalb er nach absolviertem Wehrdienst 1940 eine Tätigkeit in einem Stuttgarter Industriebetrieb aufnahm. Im Oktober 1944 wurde er zusammen mit etwa siebzig weiteren sogenannten „Judenchristen“ in einem Arbeitslager der Organisation Todt in Wolfenbüttel interniert. Erst nach Kriegsende konnte er sein Vikariat beginnen, legte das Zweite Staatsexamen ab und wurde 1947 Gemeindepfarrer in Stuttgart-Feuerbach.288 Von 1945 bis zu seiner Emeritierung 1980 war Majer-Leonhard im Nebenamt mit der Stuttgarter Betreuungsstelle betraut, die Ende 1946 in Hilfsstelle für Rasseverfolgte umbenannt wurde.289 Nach seiner Emeritierung setzte er die Arbeit mit Unterstützung seiner Ehefrau fort, bis er 1991, im Alter von 76 Jahren, endgültig in den Ruhestand ging. 1994 wurde die Hilfsstelle für Rasseverfolgte bei der Evangelischen Gesellschaft Stuttgart aufgelöst.

Obwohl der Arbeit der Hilfsstelle – personell meist nur mit einer zusätzlichen Schreibkraft290 und finanziell gleichfalls äußerst bescheiden ausgestattet – von Beginn an enge Grenzen gesetzt waren, sind ihre Verdienste nicht hoch genug zu bewerten. In der Nachkriegszeit lag der Schwerpunkt der Hilfsstelle auf der Betreuung und Beratung ehemals verfolgter „Judenchristen“. Majer-Leonhard war hier nicht nur seelsorgerisch tätig, sondern beriet Hilfesuchende auch zu Auswanderungsmöglichkeiten sowie bei Anträgen zur Anerkennung als NS-Verfolgte und half bei der Wohnungs-, Lebensmittel- sowie Kleidungsbeschaffung.291 Zugleich engagierte er sich über Jahrzehnte hinweg für den Aufbau und die Pflege jüdisch-christlicher Zusammenarbeit sowie deutsch-israelischer Beziehungen, wofür ihm 1987 die Otto-Hirsch-Medaille verliehen wurde.292 In den 1970er-Jahren befasste er sich verstärkt mit Nachforschungen zur Verfolgung der Sinti und Roma im Nationalsozialismus, bevor er sich ab den 1980er-Jahren auf Spurensuche nach verfolgten christlichen Theologen begab.

Während Majer-Leonhards Engagement in Bezug auf die christlich-jüdische Zusammenarbeit in kirchlichen Kreisen mehrfach Anerkennung fand, ist sein jahrelanger unermüdlicher Einsatz für das Gedenken an die Opfer des Nationalsozialismus heute weitgehend unbekannt. Dass er einen entscheidenden Beitrag insbesondere zur Erinnerung an die KZ-Opfer in Baden-Württemberg leistete, sich der ubiquitären „Schlussstrich“-Mentalität der 1950er- und 1960er-Jahre hartnäckig entgegenstellte und damit vielerorts den Grundstein für spätere erinnerungskulturelle Entwicklungen legte, hat bislang weder in die (landesgeschichtliche) Forschung noch in die Erinnerungs- und Bildungsarbeit Eingang gefunden. Dabei widmete sich Majer-Leonhard ab Mitte der 1950er, vor allem aber in den 1960er-Jahren intensiv der „Aufarbeitung der NS-Vergangenheit“ und „erinnerte kirchliche und staatliche Stellen an die Notwendigkeit einer grundsätzlichen Auseinandersetzung“.293
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Fritz Majer-Leonhard, Leiter der Hilfsstelle für Rasseverfolgte bei der Evangelischen Gesellschaft Stuttgart, aufgenommen 1960.



Die Hilfsstelle für Rasseverfolgte wurde hier vor allem in zwei Bereichen tätig. Zum einen engagierte sich Majer-Leonhard für eine Aufarbeitung der nationalsozialistischen Judenverfolgung, indem er selbst zu einzelnen Verfolgungsopfern forschte und umfangreiches Quellenmaterial sammelte, andere Forschungsarbeiten unterstützte und Dokumentationen über jüdische NS-Opfer in Baden-Württemberg erstellte, wozu er sukzessive nahezu alle Städte und Gemeinden des Bundeslands um ortsbezogene Auskünfte bat. Zum anderen setzte er sich besonders stark für ein würdevolles Gedenken an die Opfer des Nationalsozialismus sowie den dauerhaften Erhalt, die Pflege und Kennzeichnung von Grabstätten und KZ-Friedhöfen ein und drängte auf eine Einbeziehung von Stätten der NS-Verfolgung in die historisch-politische Bildungsarbeit. Majer-Leonhards rund fünfzehnjähriges Engagement unter dem Stichwort „Gräberhilfe“ ist – zumindest für die 1960er-Jahre – in Deutschland wohl einzigartig und trug u. a. entscheidend zur Novellierung des Kriegsgräbergesetzes im Juli 1965 bei, durch die den in der Bundesrepublik bestatteten NS-Opfern ein dauerhaftes Ruherecht eingeräumt wurde. Auch ist es das Verdienst der Hilfsstelle, dass diverse Gräber von KZ-Opfern, Zwangsarbeitern und „Euthanasie“-Opfern in Baden-Württemberg 15 bis zwanzig Jahre nach Kriegsende erstmals öffentliche Aufmerksamkeit erfuhren und deren Pflege von staatlichen Stellen angeordnet wurde. Von Majer-Leonhards enormem Engagement zeugen nicht nur Hunderte von Briefen und Postkarten an Kommunal-, Landes- und Bundesbehörden, Forschungseinrichtungen, Medien, Organisationen, Vereinigungen und Einzelpersonen, sondern auch die ab 1960/61 mindestens monatlich veröffentlichten Informationsblätter, in denen die Hilfsstelle auf den Zustand von Gräbern und Friedhöfen, fehlende Erinnerungszeichen, die Geschichte einzelner Zwangslager sowie auf kritikwürdige erinnerungspolitische Entwicklungen hinwies. Allein 1964 wurden 19 dieser meist vierseitigen Broschüren landesweit als Nachrichten aus der Gräber-Hilfe in Umlauf gebracht und dienten mehrmals als Vorlage für Artikel der Stuttgarter Zeitung, die nicht selten einen Kurswechsel in Politik und Verwaltung in Gang setzten. Ohne Übertreibung kann die Stuttgarter Hilfsstelle für Rasseverfolgte in Person von Fritz Majer-Leonhard hinsichtlich der öffentlichen Wahrnehmung der Konzentrationslager in Baden-Württemberg als die zentrale Akteurin der 1960er-Jahre bezeichnet werden.

Im Folgenden sollen zunächst die allgemeinen bzw. ortsübergreifenden Aktivitäten der Hilfsstelle skizziert und anhand einiger Beispiele ein erster Blick auf Majer-Leonhards Vorgehen geworfen werden. In den darauf folgenden Abschnitten wird sodann das Wirken des Stuttgarter Pfarrers im Hinblick auf die Orte ehemaliger Natzweiler-Außenlager näher beleuchtet.


„Nachrichten aus der Gräber-Hilfe“ – Majer-Leonhards Bemühen, die KZ-Gräber ins öffentliche Bewusstsein zu rücken

Nachdem die Hilfsstelle für Rasseverfolgte Ende der 1950er-Jahre erste Listen zur nationalsozialistischen Judenverfolgung in den Städten und Landkreisen des Bundeslands erarbeitet und an Schulen sowie Kirchengemeinden versandt hatte, beabsichtigte Majer-Leonhard, eine Dokumentation über die Grabstätten aller NS-Opfer in Baden-Württemberg zu erstellen. Hierzu erkundigte er sich bei zahlreichen staatlichen und privaten Stellen nach einem Verzeichnis der KZ-Gräber im Land. Die Mehrzahl der angeschriebenen Behörden und Organisationen antwortete jedoch, dass sie über keinerlei Listen verfüge, da dies entweder ihre Kapazitäten übersteige oder nicht in ihren Kompetenzbereich falle. So teilte der Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge Nord-Württemberg mit, dass die Organisation gemäß Kriegsgräbergesetz von 1952 ausschließlich für Kriegsgräber im Ausland zuständig sei und die Gräber im Inland in der Verantwortung des Staates lägen. Dass der Volksbund die Neugestaltung von Friedhöfen bzw. Grabanlagen in Deutschland unterstütze, sei eine rein freiwillige Aktivität; bislang sei man allerdings ausschließlich in Bezug auf Soldatengräber angefragt worden.294

Auch die baden-württembergischen Staatlichen Ämter für Denkmalpflege gaben zunächst an, über keine Liste der KZ-Gräber zu verfügen. Ein von Majer-Leonhard angeregter Artikel im vom Landesdenkmalamt herausgegebenen Nachrichtenblatt der Denkmalpflege in Baden-Württemberg wurde anfangs mit der Begründung abgelehnt, dass KZ-Friedhöfe mit klassischer Denkmalpflege nichts zu tun hätten, da es hierbei nicht um die „Pflege von Standbildern, Erinnerungsmalen usw.“ gehe, sondern um „Bau- und Kunstdenkmale der Vergangenheit“.295 Kurze Zeit später informierte Hauptkonservator Adolf Rieth vom Staatlichen Amt für Denkmalpflege Südwürttemberg allerdings die Hilfsstelle über den guten Zustand der KZ-Friedhöfe in Schömberg, Schörzingen und Bisingen und berichtete über die Neugestaltung des Schömberger Friedhofs fünf Jahre zuvor, in die sich das Denkmalamt damals aus eigener Initiative eingeschaltet hatte. Ein Artikel über die Neugestaltung sowie andere KZ-Gräber im Land erschien schließlich doch 1962 im Nachrichtenblatt.296

Vom Innenministerium Baden-Württemberg erhielt Majer-Leonhard im April 1960 die Auskunft, dass im Bundesland lediglich sieben Friedhöfe existierten, auf denen sich „Gräber nach § 6 Ziffer a) des Kriegsgräbergesetzes“297 befänden. Aufgeführt wurden Ensingen, Kochendorf, Neckargartach, Binau, Bisingen, Schömberg und Schörzingen.298 Zu diesem Zeitpunkt hatte die Hilfsstelle allerdings bereits aus anderen Quellen Kenntnis über deutlich mehr als die vom Ministerium genannten Grabstätten erlangt und erkundigte sich in den folgenden Monaten bei den jeweiligen Städten und Gemeinden nach dem Zustand der Grabanlagen sowie der Verantwortlichkeit für deren Instandhaltung. Ferner fragte sie nach Informationen über die Opfer und nach der Zahl der dort jeweils Bestatteten. Darüber hinaus bat sie um Fotomaterial zu den Grabstätten. Unter den Adressaten befanden sich bis Jahresmitte mindestens elf Bürgermeister, in deren Ort sich Gräber eines Außenlagers des KZ Natzweiler befanden: Leonberg, Unterriexingen, Spaichingen, Schömberg, Schörzingen, Bisingen, Binau, Ensingen, Haslach im Kinzigtal, Bad Friedrichshall und Heilbronn. In der zweiten Jahreshälfte kontaktierte Majer-Leonhard die Bürgermeister Mannheims, Wasseralfingens und derjenigen Orte, die ihm von der französischen Gräbermission als Sterbeorte von Häftlingen des Kochendorfer „Todesmarschs“ genannt worden waren.299 Im folgenden Jahr nahm er auch Kontakt zu den Behörden in Offenburg, Tailfingen und Frankfurt am Main auf.

Die Rückmeldungen fielen in den meisten Fällen äußerst bescheiden aus, zumal es manchmal einige Monate dauerte und mehrfacher Nachfragen bedurfte, ehe die Kommunalbehörden antworteten. Die Mehrzahl der Behörden beschränkte sich darauf, der Hilfsstelle – sofern bekannt – die Zahl der Bestatteten zu nennen und zu bekräftigen, dass sich die Gräber in ordentlichem Zustand befänden. Fotos existierten nur selten; über das Schicksal der Opfer konnten oder wollten die meisten Ämter keine Angaben machen. Das jeweilige KZ-Außenlager wurde nur selten explizit erwähnt; häufig wurden die Opfer ohne Angabe weiterer Informationen lediglich als Häftlinge, Fremdarbeiter oder Kriegsopfer bezeichnet. Andere Städte und Gemeinden teilten der Hilfsstelle kurz und knapp mit, dass über KZ-Opfer in ihrer Stadt nichts bekannt sei, da keine Unterlagen mehr aus dieser Zeit existierten.300

Majer-Leonhard musste daher bald feststellen, dass von Seiten der Kommunen – von wenigen Ausnahmen abgesehen – keine eigene Initiative ausging sein Vorhaben zu unterstützen, indem beispielsweise eigenständig nach Quellen gesucht worden wäre, um die Geschichte der ehemaligen Lager vor Ort zu rekonstruieren. Auch die Versuche, auf kirchlichem Wege über die Gemeindepfarrer an Foto- und Informationsmaterial zu gelangen, waren nur selten erfolgreich. Ende Mai 1960 wandte sich die Hilfsstelle daher an die Öffentlichkeit und informierte in einer Pressemitteilung überblicksartig über die ihr zu diesem Zeitpunkt bekannten KZ-Friedhöfe und Zwangsarbeitergräber in Baden-Württemberg, verbunden mit der Bitte an die Bevölkerung, Infomaterial, Zeitzeugenschilderungen und Fotos einzuschicken.301 Die Stuttgarter Zeitung sowie die Stuttgarter Nachrichten veröffentlichten die Mitteilung, allerdings ohne den Aufruf an die Bevölkerung.302 Folglich wandten sich zunächst nur selten Privatpersonen mit weiteren Informationen über die Konzentrationslager und Grabanlagen an die Hilfsstelle.

Nachdem die französische Gräbermission eine Aufstellung der KZ-Gräber in der ehemaligen französischen Besatzungszone mit detaillierten Informationen zu den von der Militärregierung errichteten Friedhöfen zugesandt hatte und dem Pfarrer einige wenige Fotos und Zahlenangaben zu verschiedenen Friedhöfen vorlagen, sah es Majer-Leonhard im Sommer 1960 an der Zeit, eine erste kleine Broschüre zu erstellen. Diese sollte sowohl zu Bildungszwecken an baden-württembergische Schulklassen verteilt werden als auch mehr Menschen ermuntern, der Hilfsstelle weitere Informationen zukommen zu lassen. Das achtseitige Druckerzeugnis mit dem Titel Vergeßt uns nicht wurde im Oktober 1960 fertiggestellt und enthielt Fotos sowie eine Liste der Grabstätten von rund 6800 KZ-Opfern in Baden-Württemberg. Darüber hinaus wurden diejenigen Orte kurz erwähnt, an denen noch Unklarheiten hinsichtlich der KZ-Gräber bestanden. Verschiedene Zeitungen berichteten über das Erscheinen der Broschüre und gaben die Bezugsadresse der Hilfsstelle an.303 Insbesondere die Stuttgarter Zeitung unterstützte Majer-Leonhards Aktivitäten ab Mitte des Jahres 1960 regelmäßig durch den Abdruck diverser Pressemitteilungen und (wenn auch in geringer Zahl) redaktionelle Beiträge zum Thema.

Ein Artikel sticht hier besonders heraus, da er sich in beeindruckender Weise und für die frühen 1960er-Jahre außergewöhnlich kritisch mit dem gesellschaftlichen Umgang mit der NS-Vergangenheit auseinandersetzte und sogar eine Reaktion des Innenministeriums Baden-Württemberg provozierte. In der Ausgabe vom 23. August 1960 schrieb Erich Ruckgaber, gestützt auf Informationen, die er von der Hilfsstelle für Rasseverfolgte erhalten hatte, ganzseitig über die „vergessenen Gräber der Namenlosen“ und kritisierte, dass es bislang kein ausführliches Verzeichnis der Grabstätten NS-Verfolgter gebe.304 Er beschrieb Beispiele ehemaliger Konzentrationslager in Baden-Württemberg und ging auf die Exhumierungen, Umbettungen und Anlegung von KZ-Friedhöfen durch die französische Militärverwaltung nach Kriegsende ein.

Ruckgaber bemängelte, dass an vielen Orten – wenngleich manche Grabanlagen kontinuierlich von den Kommunen gepflegt würden – kaum Engagement von deutscher Seite zu sehen sei, was sich auch daran beobachten ließe, dass außer französischen Erinnerungstafeln vielerorts keine Gedenkzeichen und deutschsprachigen Erläuterungstexte zu finden seien. Von der Bevölkerung und staatlichen Stellen forderte er, Verantwortung für die im Nationalsozialismus begangenen Verbrechen zu übernehmen. Dies müsse sich auch darin äußern, dass man sich um die Ruhestätten der Opfer kümmere und die Erinnerung an sie bewahre.


Alles hat man ihnen genommen: die Heimat und die Freiheit, die Familie und die Wohnstatt, die Kleidung und das Essen, das Leben und das Grab, schließlich aber auch noch den Namen. Und das taten wir, nicht ich, der ich an der Front stand, nicht du, der du im Luftschutzbunker um dein Leben bangtest, nicht unsere Jugend, die vor 10, 15 Jahren noch nicht lesen, viel weniger schlagen konnte. Dennoch taten es wir, Männer in deutschen Uniformen, Menschen unserer Zeit, das sagen uns die Gräber ihrer Opfer. Deutsche waren es auch, die 10 000 Landsleuten in Grafeneck das Leben nahmen. Niemand nimmt uns dieses Erbe ab, es lastet auf unseren Schultern, ob wir wollen oder nicht. Wir können es auch nicht abschütteln, indem wir die Gräber dieser Toten vergessen. Im Gegenteil, die Kreuze verbinden die Vergangenheit mit der Gegenwart und künden uns von der Geschichte, ohne die es unsere Zukunft nicht gäbe. Man mag es den meisten glauben: Sie wussten nichts von dem Hungern der Gefangenen an den Schieferhalden zwischen Balingen und Rottweil, sie hörten nicht die Gewehrsalven auf den Feldern bei Spaichingen, sie sahen nicht die Galgen in der Sandgrube von Welzheim. Darum müssen sie jetzt die Gräber sehen, die Friedhöfe der Ermordeten. Diese traurige Dokumentation des Verbrechens müssen wir mindestens so gut kennen wie die Zonengrenze oder die Luftkorridore in unserer ehemaligen Hauptstadt Berlin. Das gehört nicht zur Bildung, sondern zu unserer Existenz.



Der Artikel endete mit einem erneuten, eindringlichen Appell zur Erinnerung, verbunden mit einer scharfen Kritik am vorherrschenden Geschichtsbewusstsein in der Bundesrepublik:


Man muß die Dinge sehen, wie sie sind. Solange die meisten Leute im Neckartal nicht wissen, was auf der Alb geschah, solange man auf unseren KZ-Friedhöfen oft mehr Ausländer als Deutsche sieht, solange man in unseren Ministerien nicht einmal weiß, wie viele solcher Friedhöfe es überhaupt gibt, ist es doch müßig, sich überhaupt Gedanken über die Geschichte der letzten zwanzig Jahre zu machen. Dies muß endlich in unserem Staat, der leider auch das Erbe des letzten Staates zu verwalten hat, erkannt werden. Das muß der Bürger im Staat einsehen, das muß der Pfarrer und der Politiker begreifen, wenn er zum Volkstrauertag aufruft, dies sollten sich schließlich alle diejenigen merken, die ihre Vergangenheit bewältigen wollen, ohne die Gegenwart zu sehen. Die meisten von uns waren vor 20 Jahren blind; sind sie es heute noch?305



Der Artikel bewirkte mancherorts, dass sich darin genannte Kommunen, die bislang nicht oder nur zögerlich auf die Anfragen der Hilfsstelle reagiert hatten, nun mit den Grabstätten befassten und die Neugestaltung von Grabanlagen erstmals in Betracht zogen.

Zwei Wochen nach Erscheinen des Artikels bat das baden-württembergische Innenministerium die Hilfsstelle um eine Aussprache, da einige Ausführungen in dem Text diskussionsbedürftig seien. Bei der Besprechung am 9. November 1960 zwischen Pfarrer Majer-Leonhard, Ministerialrat Rössler und Regierungsamtmann Bender zeigte sich das Ministerium generell „erstaunt, daß eine Hilfsstelle für Rasseverfolgte sich für Gräber interessiert“306 und beklagte u. a., dass Ruckgabers Artikel den Anschein erwecke, dass „das Innenministerium bisher nichts, einige Gemeinden aber viel getan hätten“. Es fehle eine Erwähnung der Bemühungen des Landes in Ensingen, außerdem halte man „die Behauptung, daß es keine Stelle gäbe, die ein vollständiges Verzeichnis besitze, nicht für zutreffend“. Wer auf Verwaltungsebene für die Erinnerung an die KZ-Opfer zuständig sei, wisse man jedoch auch nicht, möglicherweise sei dies das Kultusministerium.

Ein bereits existierendes Verzeichnis der KZ-Gräber konnte Majer-Leonhard bei staatlichen Stellen allerdings auch in den folgenden Monaten nicht ausfindig machen, weshalb er weiterhin mit kommunalen Behörden und Geistlichen korrespondierte, um die eigene Broschüre zu erweitern.

Bei der Bundeszentrale für Heimatdienst (BfH) hatte die Hilfsstelle bereits im Sommer 1960 angeregt, in einer Ausgabe oder Beilage der Zeitung Das Parlament einen ausführlichen Bericht über KZ-Reste und KZ-Friedhöfe in Deutschland zu veröffentlichen.307 Die Redaktion zeigte sich interessiert an einem solchen Artikel, teilte Majer-Leonhard jedoch Anfang 1961 mit, dass man große Schwierigkeiten habe, die erforderlichen Quellen ausfindig zu machen und bat um Unterstützung seitens der Hilfsstelle, da man selbst weder Personen noch Stellen wisse, die erschöpfende und zuverlässige Auskünfte geben könnten.308 Da es eine solche Stelle offensichtlich nicht gab und die von Majer-Leonhard zusammengetragenen Informationen nicht ausreichend erschienen, kam der angestrebte Artikel nicht zustande.

Majer-Leonhards Recherchen bezogen sich Anfang 1961 längst nicht mehr ausschließlich auf Baden-Württemberg. Vielmehr erkundigte er sich auch in anderen Bundesländern nach Verzeichnissen und holte Informationen über KZ-Friedhöfe ein. Ende Mai bat die Hilfsstelle Bundeskanzler Konrad Adenauer um einen finanziellen Zuschuss für „eine kleine Druckschrift mit Bildern und kurzen Zahlenberichten der deutschen KZ-Friedhöfe“309 ähnlich der bereits erstellten Broschüre zu Baden-Württemberg. Über das Bundesinnenministerium wurde das Anliegen an die Bundeszentrale für Heimatdienst weitergeleitet, bei der Majer-Leonhard im Oktober 1961 einen ausführlichen Antrag einreichte. In der beigefügten „Begründung der Notwendigkeit der Drucksache“310 erläuterte er eingehend seine Motivation und die Wichtigkeit der Broschüre. So verfolgte die Hilfsstelle für Rasseverfolgte mit der Publikation sechs Ziele:


1.  Das Vorhandensein der KZ-Gräber soll in das Bewußtsein der Öffentlichkeit gerückt werden.

2.  Interessierte Kreise sollen zum Besuch und zur Pflege dieser Friedhöfe ermuntert werden.

3.  Am Volkstrauertag […] sollen die KZ-Gräber nicht vergessen werden.

4.  Den Trägern der öffentlichen Meinungsbildung (Presse, Funk, Fernsehen) wie den Kultusverwaltungen soll das bisher erarbeitete Material in leicht fasslicher Form zur Verfügung gestellt werden.

5.  Für eine spätere ausführliche Dokumentation über die KZ-Friedhöfe und KZ-Mahnmale soll eine erste Vorarbeit geleistet werden.

6.  Den Landesbildstellen, die eine hier entwickelte Lichtbildreihe erworben haben, soll Vortrags-Hilfe geleistet werden.



Die Bundeszentrale für Heimatdienst begrüßte das Vorhaben ausdrücklich und sagte nicht nur eine finanzielle Unterstützung von knapp 2000 DM zu, sondern erklärte sich darüber hinaus bereit, den Vertrieb von rund 20 000 Broschüren an Pfarrämter in ganz Deutschland zu übernehmen.311 Die Publikation kam jedoch zunächst nicht zustande, da Pfarrer Majer-Leonhard entgegen seiner ursprünglichen Annahme seine Recherchen noch nicht hatte beenden können. Die Broschüre zu Baden-Württemberg hatte er dagegen bereits im Sommer 1961 überarbeitet und erweitert; sie erschien im Juli sowie in nächster Auflage bereits im Oktober unter dem Titel Wie war das möglich? Beide Auflagen wurden finanziell vom Land bezuschusst.312

Beim Kultusministerium stießen die Bemühungen der Hilfsstelle mittlerweile zunehmend auf offene Ohren. Im September regte Majer-Leonhard an, den KZ-Friedhöfen im Bildungsbereich mehr Aufmerksamkeit zu schenken. Eingedenk der damit verbundenen pädagogischen Schwierigkeiten und trotz zu erwartender Einwände seitens der Elternschaft wurde darum gebeten, den Schulen die neu erstellte Broschüre zukommen zu lassen und Lehrkräfte mit ihren Klassen zum Besuch von KZ-Friedhöfen anzuregen.313 Nur neun Tage später erging ein entsprechender Erlass des Ministeriums, in dem es hieß:


Diese Friedhöfe sind Mahnmale an eine Zeit, in welcher Unmenschlichkeit und Unrecht regierten. Eindringlich ist die Sprache, welche diese Totenäcker reden. Mehr denn Worte warnen sie uns Menschen, die wir so schnell vergessen und gerne glauben, daß sich so etwas niemals wiederholt. Wenn aus der Vergangenheit gelernt werden soll, so bieten diese Friedhöfe die eindrucksvollste Anschauung. Das Kultusministerium folgt deshalb gerne einer Anregung der „Hilfsstelle für Rasseverfolgte“ in Stuttgart-Feuerbach und fordert die Schulen auf, die in ihrer Nachbarschaft befindlichen KZ-Friedhöfe mehr denn bisher zu besuchen und auch zu pflegen. Sie sollten immer wieder das Ziel von Klassenwanderungen und Lehrgängen sein. Die „Hilfsstelle für Rasseverfolgte“ hat eine kleine Schrift herausgegeben mit dem Titel „Wie war das möglich?“. Sie bietet mancherlei Aufschlüsse über die KZ-Friedhöfe in unserem Lande.314



Um die KZ-Grabstätten mehr ins öffentliche Bewusstsein zu rücken, bemühte sich die Hilfsstelle außerdem intensiv darum, dass diese bei den Gedenkfeiern zum Volkstrauertag einbezogen werden sollten. Da die meist vom Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge organisierten Veranstaltungen sich in aller Regel auf das Gedenken an deutsche Kriegsopfer beschränkten, erkundigte sich Majer-Leonhard beim Bundeskanzleramt, dem Bundestagspräsidenten sowie weiteren staatlichen Stellen nach der rechtlichen Grundlage der Wiedereinführung des Volkstrauertags nach 1945 und zeigte sich besorgt über die Entwicklung der vorangegangenen Jahre.315

Die Reaktionen des Volksbunds auf Anfragen aus Stuttgart fielen von Landesverband zu Landesverband, nicht selten auch je nach Bezirksverband unterschiedlich aus. Einige wenige Gliederungen erklärten, es sei eine Selbstverständlichkeit, aller „Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft“ zu gedenken und man wolle künftig darauf achten, auch Grabstätten von KZ-Häftlingen, Zwangsarbeitern und anderen NS-Opfern in die Gedenkfeierlichkeiten einzubeziehen. Der Landesverband Oberrhein (Nord-Württemberg) wehrte sich ausdrücklich gegen den Vorwurf eines Gewerkschafters, der Volksbund forciere mit dem Volkstrauertag eine Neuauflage des nationalsozialistischen Heldengedenktags.316 Im Gespräch mit Pfarrer Majer-Leonhard sagte Volksbund-Geschäftsführer Dutty zu, die KZ-Friedhöfe in die regelmäßig vom Verband organisierten Besichtigungsfahrten zu Kriegsgräberfriedhöfen einzubeziehen.317

Andere Teilverbände lehnten Gedenkfeiern für KZ-Opfer am Volkstrauertag, meist indirekt, manchmal aber auch ganz offen ab. So notierte Majer-Leonhard im Oktober 1961, dass ein Landesbezirksleiter auf seine Anfrage geantwortet habe, dass der Volkstrauertag „dem Gedächtnis der deutschen Gefallenen“ diene und man verhindern wolle, dass er „zum Tag der deutschen Schuld“ werde.318 Ein anderer Bezirksverband habe sich bereits im Vorjahr dagegen ausgesprochen, am Volkstrauertag Gedenkfeiern auf KZ-Friedhöfen durchzuführen, da in der Bevölkerung dagegen „psychologische Hemmungen“ bestünden.319

Besonders schwierig gestaltete sich auch der Schriftwechsel mit der Bundesgeschäftsstelle des Volksbunds, die häufig erst nach mehreren Monaten die Anfragen der Hilfsstelle beantwortete und konkrete Aussagen umging. Allein im ersten Quartal 1962 wandte sich Majer-Leonhard mit mindestens sieben Schreiben an den Bundesverband, in denen er diesen immer wieder dazu aufforderte, sich hinsichtlich eines aktiven Gedenkens an die Opfer des Nationalsozialismus zu positionieren.320 Er erkundigte sich, ob es bisher eigenständige Unternehmungen des Volksbunds gegeben habe, um KZ-Gräber ausfindig zu machen oder zu pflegen, und ob es Absicht oder zufälligen Kürzungen geschuldet sei, dass „die Zeitschrift des Volksbundes über den Volkstrauertag 1961 in einer Weise“ berichtet hatte, dass „der Eindruck entstehen muß, bei diesen Feiern seien die Opfer des 3. Reiches übersehen worden“.321 Ob die Bundesgeschäftsstelle zu diesen kritischen Anfragen explizit Stellung bezog, ist in dem überlieferten Schriftwechsel nicht ersichtlich. Sie bekräftigte in mehreren Schreiben lediglich, dass am Volkstrauertag aller „Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft“ gedacht werden solle.322

Enttäuscht von den Reaktionen des Volksbunds, mehrerer Kommunen sowie der kontaktierten Bundesbehörden gab die Hilfsstelle im Vorfeld des Volkstrauertags 1962 ein vierseitiges Informationsblatt heraus, in dem eingangs der (vermeintlich) systematische Ausschluss der NS-Opfer aus den Erinnerungsfeiern mit den materialisierten „Gedächtnislücken“ des „Ministeriums der Wahrheit“ in George Orwells dystopischem Roman 1984 verglichen wurde:


Die Apparatur [in Orwells Roman] arbeitet so hervorragend, daß nichts mehr an Vorgänge erinnert, die dem Bewußtsein der Öffentlichkeit aus Gründen der Staatsräson entnommen werden sollen. Wir leben zwar erst im Jahre 1962 – aber es gibt auch jetzt Tatsachen, die vielleicht als Vorstufe zu den „Gedächtnislücken“ gewertet werden können.323



Daran anschließend wurden Beispiele vergangener Gedenkfeiern und Antworten auf Majer-Leonhards Anfragen zum Volkstrauertag geschildert und abschließend appelliert, die zivilen Kriegsopfer anderer Staaten, die Deportierten, die ausländischen Kriegsgefangenen, die jüdischen Opfer sowie die „Euthanasie“-Opfer nicht zu vergessen und „Gedächtnislücken“ zu stopfen. Darum bemühte sich Majer-Leonhard auch in den folgenden Jahren in zahlreichen Briefen, Pressemitteilungen und Informationsblättern.


Majer-Leonhards Beitrag zur Reform des Bundesgräbergesetzes 1965

Die Pflege der Gräber sowie das Gedenken und Erinnern an die Opfer waren zwei der Hauptanliegen der Hilfsstelle in den frühen 1960er-Jahren. Ein drittes Anliegen, für das sich Pfarrer Majer-Leonhard in diesem Zeitraum rund fünf Jahre lang engagierte, war ein ganz grundlegendes: ein dauerhaftes Ruherecht für NS-Opfer auf bundesdeutschen Friedhöfen.

Nachdem der Stuttgarter Pfarrer Mitte des Jahres 1960 erfahren hatte, dass in anderen Bundesländern bereits erste KZ-Gräber nach der Mindestruhezeit von 15 Jahren aufgelassen wurden, stellte er fest, dass im Kriegsgräbergesetz von 1952 ausschließlich den Soldatengräbern ein dauerhaftes Ruherecht eingeräumt war. Dagegen war für die Gräber von KZ- und „Euthanasie“-Opfern sowie von Zwangsarbeitern und anderen nicht bei Kriegshandlungen ums Leben gekommenen NS-Opfern keine besondere Regelung getroffen, sofern sie nicht Bestandteil internationaler Abkommen waren. Seine Sorge um den Erhalt dieser Grabstätten wuchs umso mehr, als er durch seine Korrespondenzen mit Bundes-, Landes- und Kommunalbehörden bei der Suche nach Verzeichnissen zu den Grabanlagen feststellen musste, dass es keine Stelle zu geben schien, die sich hierfür grundsätzlich als zuständig erachtete. In einem Schreiben an Bundespräsident Heinrich Lübke teilte er seine Bedenken mit und bat um eine baldige gesetzliche Neuregelung der Ruhezeiten.324

Mitte Dezember 1960 wurde der Hilfsstelle mitgeteilt, dass der Bundespräsident das Bundesinnenministerium auf die Notwendigkeit einer solchen Neuregelung hingewiesen habe.325 Eine Reaktion des Ministeriums blieb allerdings zunächst aus. Einem späteren Bericht der Hilfsstelle ist zu entnehmen, dass das Bundesinnenministerium vielmehr dem Innenministerium Baden-Württemberg mitgeteilt habe, dass sich die Hilfsstelle über den Pflegezustand der Friedhöfe beschwert habe, wohingegen zu einer Modifizierung des Kriegsgräbergesetzes keine Maßnahmen ergriffen wurden.326 Im Gegenteil wurde gegenüber Majer-Leonhard offen eingeräumt, dass bei der Verabschiedung des Kriegsgräbergesetzes 1952 bewusst auf eine Gleichstellung der KZ- und Soldatengräber verzichtet worden war, weil man der Ansicht war, „die finanziellen Belastungen einer solchen Behandlung nicht übersehen zu können“.327

Auf Länderebene konnte Majer-Leonhard indes bald Erfolge verbuchen. Auf seine Bitte brachte der Abgeordnete Johann Peter Brandenburg (FDP/DVP) einen Antrag im baden-württembergischen Landtag ein, demzufolge den „Gräbern von KZ-Opfern des Dritten Reiches und von Fremdarbeitern der gleiche zeitliche Schutz [eingeräumt werden sollte], wie er für Kriegsgräber gilt“.328 Der Ständige Ausschuss des Landtags behandelte den Antrag am 26. November 1961 und beschloss, die Forderung Brandenburgs zu unterstützen.329 Im Bericht der Ausschusssitzung wird ausdrücklich die Initiative der Stuttgarter Hilfsstelle für Rasseverfolgte erwähnt; stellenweise wurden dort vollständige Sätze aus Majer-Leonhards Briefen übernommen.330 Der Landtag stimmte dem Antrag des Ständigen Ausschusses am 8. Dezember 1961 zu,331 womit in Baden-Württemberg die Gräber von KZ-Opfern und Zwangsarbeitern – zumindest formal – geschützt wurden. Andere Bundesländer, in denen bis dato keine entsprechenden Regelungen existierten, schlossen sich sukzessive an.

Majer-Leonhard setzte sich jedoch weiterhin für eine bundesweit geltende Regelung in Form einer Novelle des Kriegsgräbergesetzes ein. Nachdem mehrere Erkundigungen bei unterschiedlichen Bundesbehörden sowie dem Vorsitzenden der CDU-Bundestagsfraktion Heinrich Krone ergebnislos geblieben waren, wandte sich Majer-Leonhard im Herbst 1961 an Bundestagspräsident Eugen Gerstenmaier, welcher selbst evangelischer Theologe war und in der Nachkriegszeit das Hilfswerks der EKD geleitet hatte:


Wenn wir richtig unterrichtet sind, können im Laufe der kommenden Jahre Tausende von Gräbern der Opfer des 3. Reiches eingeebnet werden, wenn keine Novelle zum Kriegsgräbergesetz das unmöglich macht. Die Hilfsstelle erlaubt sich deshalb die Frage an den Bundestag, ob es in seinem Sinne ist, wenn zwar die Gräber der militärischen Wachmannschaften von Konzentrationslagern auf Dauer erhalten werden, während die letzten Ruhestätten der Opfer verschwinden (soweit die Bundesrepublik nicht durch internationale Verträge zur Erhaltung einzelner Anlagen verpflichtet ist).332



Wenige Tage später schrieb die Hilfsstelle für Rasseverfolgte außerdem erneut an die Bundestagsfraktion von CDU/CSU sowie das Bundespräsidialamt und fasste die bislang erfolglosen Bemühungen in einem Bericht mit dem Titel Was uns Sorge macht zusammen.333 Erst Anfang Februar 1962 antwortete der Fraktionsgeschäftsführer der Christdemokraten Franz Xaver Butterhof in klassischem Behördendeutsch:


Das Bundesinnenministerium hat […] mitgeteilt, daß seit der einmütigen Billigung des Kriegsgräbergesetzes im Jahre 1952 sich keine Wahrnehmungen ergeben haben, die es unter politischen oder rechtlichen Gesichtspunkten begründet erscheinen ließen, von diesem Gesetz abzugehen.334



Es gebe inzwischen Verwaltungsmaßnahmen, die eine Einebnung der betreffenden Gräber verhinderten. Majer-Leonhards Empörung über diese Haltung zeigt sich deutlich in einem bissig formulierten Brief an den Arbeitskreis für Allgemeine und Rechtsfragen der CDU/CSU-Fraktion, in dem er Butterhof Ahnungslosigkeit vorwarf und sarkastisch anmerkte, dass die Hilfsstelle zum „Wert einer streng geheimen Verwaltungs-Maßnahme“ jetzt noch keine Stellung beziehen wolle.335 „In der Hoffnung, daß es in [der] Fraktion doch noch Abgeordnete gibt, die verstehen, warum man den KZ-Opfern denselben Grab-Schutz gewähren sollte wie den Angehörigen der Waffen-SS“, legte der Stuttgarter Pfarrer ein Exemplar des neuesten Informationsblatts der Hilfsstelle für Rasseverfolgte bei, das sich kritisch mit dem geltenden Kriegsgräbergesetz, Fallbeispielen einzelner Grabentfernungen und Stellungnahmen von Behörden auseinandersetzte.336

Unzweifelhaft war Majer-Leonhard enttäuscht, dass ihm von den beiden Parteien, die das Wort „christlich“ im Namen trugen, keinerlei Unterstützung für den Erhalt der Gräber von NS-Opfern zuteilwurde. Deshalb wandte er sich im März 1962 erstmals an die Bundestagsfraktion der SPD und sandte Erhard Eppler (MdB) ebenfalls die genannte Broschüre zu.337 Keine vier Wochen später erkundigte sich die SPD-Fraktion mit einer Kleinen Anfrage an die Bundesregierung, wann diese eine Gesetzesnovelle vorlegen werde, durch die sämtliche Gräber von Opfern des Nationalsozialismus denselben Rechtsstatus erhielten wie die Soldatengräber.338 Die Antwort war ebenso ernüchternd wie aufschlussreich. So ließ das Bundesinnenministerium wissen, dass die Gräber von NS-Opfern nicht dem „traditionell entwickelten“ Kriegsgräberbegriff entsprächen und eine Gleichstellung mit den Soldatengräbern weder notwendig noch verfassungsrechtlich zulässig sei, weil der Tod von KZ-Häftlingen „nicht unmittelbar durch Kriegshandlungen verursacht“ worden war.339 Aufgrund dieser Haltung des Bundesinnenministeriums suchte Majer-Leonhard nun verstärkt den Kontakt zu den Innenministerien der Länder, die bereits im Mai beschlossen, sich auf Bundesebene für den dauerhaften Erhalt aller Gräber des Zweiten Weltkriegs einzusetzen. Eine allmähliche Kehrtwende erfolgte dort jedoch erst ab Ende 1963 nach weiteren Schreiben der Hilfsstelle und von Opferverbänden sowie nach kritischen Presseartikeln zum Kriegsgräbergesetz. Am 3. Januar 1964 brachte die SPD-Fraktion im Bundestag einen Entwurf für eine Novellierung des Gesetzes ein, der die Gleichstellung der Ruhestätten von NS-Opfern und Kriegsteilnehmern zum Ziel hatte.340 Vier Wochen später legte die Bundesregierung einen eigenen, umfassenderen Entwurf für ein grundsätzlich neues Gesetz über die Erhaltung der Gräber der Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft (Gräbergesetz) vor, der jedoch zunächst eine Grundgesetzänderung erforderlich machte. Die Zuständigkeit des Bundes für die „Kriegsgräber“ war zwar im Grundgesetz (Art. 74, Abs. 10) verankert. Doch sollte das neue Gräbergesetz – wie bereits der veränderte Titel verdeutlicht – über den traditionellen Kriegsgräberbegriff hinaus reichen und auch NS-Opfer umfassen, die nicht im Zusammenhang mit Kriegshandlungen zu Tode gekommen waren.

Während Bundestag und Bundesrat zustimmten, den entsprechenden Passus im Grundgesetz um die Worte „und Gräber anderer Opfer des Krieges und Opfer von Gewaltherrschaft“ zu erweitern, lehnte der Bundesrat den Gräbergesetzentwurf der Bundesregierung ab, da dieser eine markante Neuregelung beinhaltete. Auf Druck des Innen- sowie des Finanzministeriums sah der Entwurf vor, dass der Bund zwar weiterhin für die Kosten der Soldatengräber aufkomme; die Gräber der NS-Opfer sollten aber künftig aus Landesmitteln erhalten werden.341 Nach der Zurückweisung durch den Bundesrat brachte die Bundesregierung den Entwurf im August in den Bundestag ein, der ihn zusammen mit dem Antrag der SPD an den Innenausschuss weiter verwies. Die Zeit kommentierte Mitte Oktober 1964:


Seit einiger Zeit liegen diese Akten nun schon im Innenausschuß, und wenn noch lange darüber beraten wird, dann werden die Bürgermeister auch die letzten halbverfallenen Kreuze namenloser Toter auf ihren Friedhöfen entfernen lassen.342



Dass diese Befürchtung durchaus begründet war, musste Majer-Leonhard immer wieder feststellen, da besonders in Bayern weitere Fälle bekannt wurden, wo KZ-Gräber nach der gesetzlichen Mindestruhefrist aufgelassen worden waren. Doch auch in Baden-Württemberg zeichnete sich dies trotz der auf Landesebene getroffenen Regelung ab, wie das Beispiel Mosbach zeigt. Im September 1964 erkundigte sich Majer-Leonhard, was die Stadt bislang hinsichtlich der wenige Jahre zuvor von ihm angeregten Zusammenlegung von 17 Opfern des KZ Neckarelz auf dem Mosbacher Friedhof unternommen habe. Das Bürgermeisteramt antwortete, dass hierüber noch keine Entscheidung getroffen worden sei, da überlegt werde, „ob kurz vor Ablauf der Liegefrist überhaupt noch eine Um- bzw. Zusammenlegung durchgeführt werden soll“.343 Majer-Leonhards eindringliche Bitte, die Entscheidung über ein neues Kriegsgräbergesetz abzuwarten und sich vorerst mit dem Regierungspräsidium zu beraten, stieß in Mosbach auf taube Ohren. Die Erwiderung der Stadt, die offenbar den Landtagsbeschluss von 1961 nicht kannte, lautete:


[Wir müssen] Ihnen zu unserem Bedauern mitteilen, daß wir durch das starke Wachstum der Stadt Mosbach und der damit verbundenen erheblichen Bevölkerungszunahme leider nicht in der Lage sind, auf die nach Ablauf der festgesetzten Liegezeit freiwerdenden Gräber […] zu verzichten.344



Die Gräber sollten also im Frühjahr 1965 entfernt, dafür aber „an einer gut sichtbaren Stelle“ des Friedhofs ein Gedenkstein für die NS-Opfer errichtet werden. Majer-Leonhard intervenierte nach Erhalt des Schreibens umgehend beim Regierungspräsidium Nordbaden;345 noch im gleichen Monat forderte das Innenministerium Baden-Württemberg die Bürgermeisterämter des Landes auf, bis zur Verkündung der neuen Fassung des Gräbergesetzes von Grabeinebnungen abzusehen: „Vor einer endgültigen Klärung dürfen die Grabstätten der Toten des Dritten Reiches und der Fremdarbeiter nicht angetastet werden.“346 Da die Stadt Mosbach damit gezwungen war, die KZ-Gräber zu erhalten, erachtete sie die Aufstellung eines Gedenksteins – der als Ersatz für die Gräber gedacht gewesen war – offenbar nicht mehr für notwendig. Wo sich die betreffenden 17 Gräber auf dem Mosbacher Friedhof befinden, ist heute nicht mehr zu klären.

Der Innenausschuss des Bundestags legte am 23. März 1965 schließlich seinen schriftlichen Bericht zu den beiden Anträgen sowie eine geänderte Fassung des Entwurfs der Bundesregierung vor, in der u. a. die Kostenübernahme für die Gräber dem Bund auferlegt wurden.347 Der Vorlage stimmten sowohl Bundestag als auch Bundesrat zu; das neue Gräbergesetz trat zum 1. Juli 1965 in Kraft. Den NS-Opfern wurde damit zwanzig Jahre nach Kriegsende endlich ein dauerhaftes Ruherecht gewährt. In § 1 hieß es zum Geltungsbereich des Gräbergesetzes:


[…] Gräber von Personen, die als Opfer nationalsozialistischer Gewaltmaßnahmen seit dem 30. Januar 1933 ums Leben gekommen sind oder an deren Folgen bis 31. März 1952 gestorben sind […]

 

Gräber von Personen, die in der Zeit vom 1. September 1939 bis 8. Mai 1945 zur Leistung von Arbeiten in das Gebiet des Deutschen Reichs verschleppt oder in diesem Gebiet gegen ihren Willen festgehalten worden waren und während dieser Zeit gestorben sind.348




Hinweisschilder zu den KZ-Friedhöfen der „Wüste“-Lager

Neben seinen Aktivitäten zum Erhalt, der Bekanntmachung, der Dokumentation und der Pflege von KZ-Grabstätten setzte sich Pfarrer Majer-Leonhard in den 1960er-Jahren besonders dafür ein, diese Gräber eindeutig als KZ-Gräber zu benennen und mit aussagekräftigen Gedenktafeln zu versehen. Außerdem sollten Hinweisschilder auf die Anlagen aufmerksam machen. So forderte Majer-Leonhard vehement, wofür die VVN bereits in den 1950er-Jahren erfolglos eingetreten war: Hinweisschilder mit der Aufschrift „KZ-Friedhof“ in Bisingen, Schömberg und Schörzingen.

Nachdem eine Neubeschilderung vom Regierungspräsidium Südwürttemberg-Hohenzollern mit der Begründung abgelehnt wurde, die bestehenden Schilder („Ehrenfriedhof“) befänden sich noch gutem Zustand,349 und da Majer-Leonhard auch bei den Landratsämtern kein Gehör fand, wandte er sich an Erich Ruckgaber. Dieser hatte in seinem bereits erwähnten Artikel in der Stuttgarter Zeitung vom August 1961 die Verweigerungshaltung des Regierungspräsidiums kritisiert und die Berufung eines Landesbeauftragten für die KZ-Gräber angeregt.350 Kurze Zeit später reagierte Regierungspräsident Willi Birn in einem Schreiben an die Hilfsstelle auf die öffentliche Kritik und wehrte sich gegen den von Majer-Leonhard erhobenen Vorwurf, die Nichtberücksichtigung der von der VVN 1957 geforderten Aufschrift sei eine „absichtliche Verwischung der Tatsachen“351 gewesen. Vielmehr seien die drei Friedhöfe Zeit ihres Bestehens im amtlichen Schriftverkehr – auch mit der französischen Militärregierung – sowie in den jährlichen Staatshaushaltsplänen stets als „Ehrenfriedhöfe“ bezeichnet worden, weshalb man auch 1957 diese Formulierung verwendet habe.

Birn zeigte sich verwundert, dass den Ämtern von Seiten der Hilfsstelle nun „unverhohlenes Mißtrauen“ entgegengebracht werde, nachdem diese selbst in ihren Veröffentlichungen bereits die „ständigen Bemühungen“ um eine gute Pflege und Instandhaltung der Anlagen wohlwollend anerkannt habe. Zudem verwies er stolz auf das Mahnmal in Schömberg, dessen künstlerische Gestaltung einschließlich der diffusen Inschrift Den Opfern ruchloser Gewalt ganz auf die Initiative des Regierungspräsidiums zurückgehe. Der Regierungspräsident riet Majer-Leonhard daher, seine „Aufmerksamkeit mehr als bisher der Aufklärung der Öffentlichkeit über Entstehung und Vorhandensein dieser Gedenkstätten zuzuwenden“.

Nichtsdestotrotz blieb der Artikel in der Stuttgarter Zeitung nicht folgenlos, denn Birn unterrichtete die Hilfsstelle am Ende seines Schreibens, dass im Zuge von sich in Planung befindlichen – und ebenfalls von der Hilfsstelle angeregten – Umgestaltungen der „Ehrenfriedhöfe“ neue Hinweisschilder mit der Aufschrift „KZ-Friedhof“ aufgestellt werden sollten. Damit hoffe man davon ausgehen zu dürfen, dass „künftige Stellungnahmen [der Hilfsstelle] und auch Veröffentlichungen in der Tagespresse über die KZ-Friedhöfe in Südwürttemberg-Hohenzollern der sachlichen Arbeit des Regierungspräsidiums und der beteiligten Landratsämter auf diesem Gebiet besser gerecht werden, als dies vorher der Fall war.“

Tatsächlich ließ das Regierungspräsidium diesen Worten Taten folgen, wenngleich bürokratische Hürden die Planungen in die Länge zogen. Nach Absprachen zwischen dem Regierungspräsidium, den Landratsämtern, der Hilfsstelle und der VVN stimmte das Innenministerium Baden-Württemberg der Anbringung der neuen Schilder zu. Das Bundesverkehrsministerium legte schließlich eine einheitliche Beschilderung der KZ-Friedhöfe gemäß den in der Straßenverkehrsordnung für „Hinweise auf Flüsse und Sehenswürdigkeiten“ enthaltenen Richtlinien fest.352 Die Hinweisschilder wurden im Laufe des Jahres 1963 an mehreren Stellen in Bisingen, Schömberg und Schörzingen aufgestellt.353


„Korrekturbedürftiges“ Gedenken – Majer-Leonhards Engagement gegen nebulöse Mahnmalinschriften

Weitaus schwieriger gestaltete sich meist Majer-Leonhards Forderung nach aussagekräftigen Tafeln und Mahnmalen. Dabei musste er nicht nur feststellen, dass mancherorts frühere Gedenktafeln – die mehrheitlich von Überlebenden und Angehörigen errichtet worden waren – mittlerweile entfernt worden waren. Auch weigerten sich zahlreiche Kommunen hartnäckig, Erinnerungszeichen, die die NS-Verfolgung, Konzentrationslager und Zwangsarbeit beim Namen nennen, auf den KZ-Gräbern anzubringen. Die Stadt Bad Friedrichshall beispielsweise ließ 1960 den KZ-Friedhof Kochendorf neu gestalten und ersetzte das bisherige kleine Holzkreuz mit der Inschrift Hier ruhen die Toten des K.Z. Lagers 1944/45 durch ein schmales Steinkreuz, dessen Inschrift bis heute lautet: 1939–1945 – Zur Ehre von 390 Toten des Zweiten Weltkrieges – Ihr Opfer mahnt zum Frieden. Als Majer-Leonhard 1963 von diesem Mahnmal erfuhr, protestierte er umgehend bei der Stadtverwaltung und forderte eine Ergänzung oder Änderung der Inschrift, die künftig darüber Auskunft geben solle, dass dort KZ-Häftlinge aus den Jahren 1944 und 1945 beigesetzt seien. Auch solle das Mahnmal über das KZ Kochendorf informieren und klar zum Ausdruck bringen, dass dort Hunderte von Menschen aus ganz Europa zur Zwangsarbeit eingesetzt worden waren.
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Der KZ-Friedhof Kochendorf, aufgenommen im Jahr 2013. Rechts das Steinkreuz „Zur Ehre von 390 Toten des Zweiten Weltkrieges“.



Nachdem die Stadt Bad Friedrichshall auf die Beschwerde der Hilfsstelle nicht reagiert hatte, nahm Majer-Leonhard den KZ-Friedhof Kochendorf in seiner nächsten Broschüre als Beispiel für verharmlosende Mahnmaltexte auf.354 Mitte August 1963 wurde außerdem eine Pressemitteilung der Hilfsstelle über „korrekturbedürftige“ Inschriften auf KZ-Gräbern in leicht geänderter Form in der Stuttgarter Zeitung abgedruckt, wobei Kochendorf wiederum exemplarisch genannt wurde.355 Nach dieser öffentlichen Kritik und einer weiteren schriftlichen Bitte, die Mahnmalinschrift zu ändern, sah sich die Stadt Bad Friedrichshall offenbar zum Handeln gezwungen, um nicht länger dem Vorwurf der Verharmlosung der NS-Vergangenheit ausgesetzt zu sein. Am 19. November 1963 beschloss der Gemeinderat die Errichtung einer zusätzlichen Bronzetafel,356 die wenig später vor dem Eingang des KZ-Friedhofs aufgestellt wurde. Darauf ist zu lesen:


Im September 1944 errichteten die damaligen Machthaber in dieser Gegend ein Konzentrationslager für politische Häftlinge und ausländische Fremdarbeiter. Es waren Franzosen, Belgier, Holländer, Italiener, Polen, Jugoslawen, Tschechen, Russen, polnische und ungarische Juden und Deutsche, die in das Lager gebracht wurden. Sie kamen aus Longwy in Frankreich, aus Sachsenhausen, aus Deutsch-Oth und Flossenbürg. Viele von ihnen sind bis zum Ende des Krieges gestorben, andere sind auf dem Wege nach Dachau umgekommen. Alle sind Opfer der Gewaltherrschaft in dunkler Zeit. Sie haben hier ihre letzte Ruhestätte gefunden. Ihr Tod mahnt uns alle, das Rechte zu tun, dem Unrecht zu wehren und Gott in seinen Geschöpfen zu ehren.



Klaus Riexinger und Detlef Ernst kritisieren zu Recht, dass diese Tafel aus heutiger Sicht auch vor Augen führt, „dass sich damals kein Heimatforscher ernsthaft mit der Geschichte des KZ Kochendorf befasst hat“,357 da der Text mehrere Fehler, Ungenauigkeiten sowie unklare Formulierungen enthält und das Konzentrationslager nicht eindeutig in Bad Friedrichshall verortet wird.358 Gleichwohl sticht die Inschrift insofern aus den Erinnerungszeichen der 1960er-Jahre heraus, als sie nicht wie die Mehrzahl der anderen Mahnmale lediglich einen kontextlosen Ausdruck des Totengedenkens beinhaltet, sondern in deutscher Sprache (wenn auch unzureichend) über das Konzentrationslager und dessen Opfer informiert, was maßgeblich auf Fritz Majer-Leonhards nachdrückliches Insistieren zurückzuführen ist. Dessen Beharrlichkeit war in Bad Friedrichshall auch weiterhin erforderlich. Als die Hilfsstelle die Stadt 1965 u. a. um die Namen der in Kochendorf beigesetzten KZ-Opfer bat, antwortete Bürgermeister Klenert: „In Anbetracht der Menge der bestatteten Toten und im Hinblick darauf, daß es sich in der Hauptsache um Ausländer handelt, sehen wir davon ab, eine namentliche Liste zu übersenden.“359 Erst nach weiteren Aufforderungen übersandte das Bürgermeisteramt eine veraltete Aufstellung.360


Kollektives Verdrängen in Hailfingen und Tailfingen

Andernorts blieben die Anfragen der Hilfsstelle jedoch ergebnislos, da einige Bürgermeisterämter ebenso wie Pfarreien entweder gar nicht antworten, behaupteten, in ihrer Gemeinde gäbe es keine Gräber von KZ-Opfern und Zwangsarbeitern oder lediglich mitteilten, dass bestehende Gräber in gutem Zustand seien. Letzteres trifft etwa auf die Gemeinde Tailfingen zu, die in vier kurzen Sätzen Auskunft über das Grab der „72 unbekannte[n] KZ-Häftlinge“361 auf dem örtlichen Friedhof gab, sich aber außerstande sah, der Hilfsstelle nähere Informationen sowie Fotos der Grabanlage zukommen zu lassen. Majer-Leonhard wandte sich daher an seinen Tailfinger Amtsbruder Pfarrer Wilhelm Kolbe. Dieser wusste über das Massengrab zuvorderst zu berichten, dass es „auf Befehl der Alliierten und unter scheusslichen Misshandlungen (es gab 2 Tote)“362 angelegt worden sei. Erst dann kam er auf den aktuellen Zustand des Grabs sowie die darin ruhenden Toten zu sprechen. Die Anlage bestehe lediglich aus einem quadratischen Rasenplatz mit einfachem Blumenschmuck an den Rändern; von den Toten wisse man quasi gar nichts, „es sollen Ausländer gewesen sein, man spricht von griechischen Juden, aber wer Griechen kennt, weiß, daß das Aussehen täuscht“. Auch sei nicht bekannt, welchem Stammlager das Außenkommando angehört habe, da die Behörden über keinerlei Unterlagen verfügten. Wichtig erschien es dem Pfarrer hingegen, auf die Unschuld der heimischen Bevölkerung hinzuweisen, die „kaum Kontakt mit den armen Geschundenen“ gehabt habe, ihnen aber in den seltenen Fällen, wo dies möglich gewesen sei, Brot, Rüben, Kartoffeln und Obst zugesteckt habe.

Majer-Leonhard verzichtete offenbar darauf, weitere Erkundigungen anzustellen. Das KZ-Grab jedenfalls blieb in seiner schlichten Form mit dem einfachen Holzkreuz bis 1986 weitgehend unverändert. Bis dahin bildete ein von den Söhnen des im KZ Hailfingen gestorbenen Häftlings Ignac Klein Anfang der 1960er-Jahre aufgestellter Gedenkstein mit hebräischer Inschrift die einzige Erweiterung der Grabanlage.

Ähnliche Erfahrungen wie die Hilfsstelle für Rasseverfolgte musste 1966 auch die Tübinger Außenstelle der Archivdirektion Stuttgart machen, als sie die Gemeinde Hailfingen um genauere Auskünfte zu den 1945 exhumierten Opfern bat. Explizit wollte sie wissen, ob es sich dabei um Fremdarbeiter, Kriegsgefangene oder KZ-Häftlinge gehandelt habe.363 Im Antwortschreiben des Bürgermeisteramts hieß es:


Bei den Leichen, die auf dem Flugplatzgelände der Markung Hailfingen aus einem Massengrab ausgegraben wurden, handelte es sich hauptsächlich um Kriegsgefangene, größtenteils Griechen. Die Zahl der Toten wurde auf ca. 120 angegeben. Die Kriegsgefangenen waren zuvor mit dem Ausbau des Flughafens beschäftigt und starben vielfach an Schwäche, da zu dieser Zeit Hungersnot bestand.364



Das Konzentrationslager bzw. die allesamt jüdischen KZ-Häftlinge wurden hier nicht erwähnt. Doch auch sonst sind die Angaben des Bürgermeisteramts fehlerhaft. Zwischen September und Dezember 1944 hatte sich auf dem Flugplatzgelände zwar ein „OT-Lager“ mit 350 bis 380 griechischen Arbeitern befunden, doch waren diese keine Kriegsgefangenen, sondern als Zivilisten in Athen verhaftet und zur Zwangsarbeit verschleppt worden.365 Drei Todesfälle sind nachweisbar.366 Aus welchen Gründen das Bürgermeisteramt die Zahl der Toten auf 120 bezifferte, ist nicht bekannt; wahrscheinlich waren hier tatsächlich die exhumierten KZ-Opfer gemeint, doch würde auch in diesem Fall die Zahl nicht stimmen. Dass das Holzkreuz auf dem Friedhof über 72 gestorbene KZ-Opfer Auskunft gibt, blieb in dem Schreiben des Bürgermeisteramts unerwähnt.

Dass das KZ-Außenlager in diesen Jahren in den Gemeinden Tailfingen und Hailfingen in keiner Weise öffentlich thematisiert wurde, zeigen besonders die jahrelangen Auseinandersetzungen um die Weiternutzung des von den Häftlingen ausgebauten Flugplatzes, auf dem sich auch das Lager befunden hatte. Dabei wurden die Themen Konzentrationslager und Zwangsarbeiter konsequent ausgeklammert und spielten bei den Planungen keine Rolle. So siedelten sich ab Anfang der 1960er-Jahre auf dem Gelände mehrere Aussiedlerhöfe sowie später ein Sportverein an; in den 1980er-Jahren wurde die ehemalige Landebahn als „geschützter Grünbestand“ ausgewiesen.367


Leonberg: Mahnmal ohne Grab und Gräberfeld ohne Mahnmal

Wie zäh sich die Auseinandersetzungen um Mahnmale und Tafeln in den 1960er-Jahren gestalteten, zeigt sich besonders in Leonberg. Hier lassen sich die bürokratischen Hürden, gegen die Pfarrer Majer-Leonhard anzukämpfen hatte, ebenso gut nachzeichnen wie die Rolle der verschiedenen in diesem Zusammenhang relevanten Akteure: Stadtverwaltung, Lokalbevölkerung, Regierungspräsidium, Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge und Hilfsstelle für Rasseverfolgte.

Als sich die Hilfsstelle im April 1960 nach den KZ-Gräbern und etwaigen Mahnmalen in Leonberg erkundigte, befanden sich sowohl die Stelle des ehemaligen Massengrabs auf dem Blosenberg als auch die neue Grabstätte auf dem Friedhof Seestraße noch immer in demselben Zustand wie nach der Umbettung der Opfer durch die französische Gräbermission im Sommer 1953. Das große Steinkreuz auf dem Blosenberg war – gemäß dem deutsch-französischen Abkommen von 1954 – erhalten worden; die neue Grabanlage auf dem städtischen Friedhof war weder durch eine Erinnerungs- noch Informationstafel gekennzeichnet und nur karg gestaltet.

Fritz Majer-Leonhard richtete seine Anfrage sowohl direkt an die Stadt Leonberg als auch an den Böblinger Bundestagsabgeordneten Paul Bausch (CDU), der sich seinerseits in Leonberg erkundigte.368 Das Bürgermeisteramt antwortete, dass sich die Planungen bislang aufgrund eines umfangreicheren Bebauungsplan-Verfahrens für den Blosenberg verzögert hätten, welches nun jedoch abgeschlossen sei. Ein neues Mahnmal sei in Vorbereitung, und man könne versichern, dass „die Planung so gehalten ist, dass diese Mahn- und Gedenkstätte viel schöner gestaltet werden wird, als wie sie bisher bestanden hat“.369 Majer-Leonhard wurde eingeladen, sich vor Ort selbst ein Bild von der aktuellen Erinnerungsstätte auf dem Blosenberg zu machen. Die Grabstätte der KZ-Opfer auf dem Stadtfriedhof wurde dagegen nicht einmal erwähnt.

Dass sich auch die Planungen für den Blosenberg zu diesem Zeitpunkt noch immer in der Findungsphase befanden, zeigt die Kontaktaufnahme zum Volksbund Nordwürttemberg kurze Zeit später, als Bürgermeister Otto Rexer diesen um Beratung und Unterstützung bat.370 In dem Schreiben wurde mitgeteilt, dass zum einen die Anlage auf dem Blosenberg umgestaltet und ein Mahnmal für die Opfer des Zweiten Weltkriegs errichtet werden solle; zum anderen solle das „Ehrenfeld“ auf dem Friedhof neu gestaltet werden. Nach einer Ortsbegehung und einer Besprechung zwischen Bürgermeister Otto Rexer, Stadtoberinspektor Korn, den Volksbund-Vertretern Dutty (Geschäftsführer) und Stastny sowie dem vom Volksbund vorgeschlagenen Konstanzer Bildhauer Adolf Schmid, sagte der Verband die Durchführung der Maßnahmen zu und bat die Stadt, die Zahl der noch auf dem Friedhof bestatteten KZ-Opfer ebenso wie die Sterbejahre mitzuteilen.371

Etwa um dieselbe Zeit traf sich auf Bitte Majer-Leonhards, welcher selbst nicht nach Leonberg kommen konnte, Heinz Bleicher (Mitglied und später langjähriger Vorsitzender der Gesellschaft für christlich-jüdische Zusammenarbeit) mit Stadtoberinspektor Korn, um sich über den Stand der Dinge und die aktuellen Planungen unterrichten zu lassen. Aus den Quellen wird nicht deutlich, ob Bleicher und Majer-Leonhard damals überhaupt bewusst war, dass die Opfer des KZ Leonberg 1953 auf den Friedhof umgebettet worden waren. Denn sowohl bei Bleichers Besuch in Leonberg als auch im folgenden Schriftverkehr zwischen der Hilfsstelle und der Stadt wurde ausschließlich die Erinnerungsstätte auf dem Blosenberg thematisiert. Angesichts Majer-Leonhards Bemühungen um Kenntlichmachung von Grabstätten in anderen Orten würde es verwundern, wenn er sich im Falle Leonbergs bei vollständigem Kenntnisstand ausschließlich für ein Erinnerungszeichen am Ort des einstigen Massengrabs, nicht aber auf der gegenwärtigen Grabstätte der Opfer eingesetzt hätte.

Laut Bleichers Aufzeichnungen beteuerte Korn, dass sich die Stadt in der Vergangenheit stets um die Pflege der Gräber gekümmert habe, was jedoch durch „ständige“372 Exhumierungen und Umbettungen beeinträchtigt worden sei. Auch hier wird nicht klar, ob Exhumierungsmaßnahmen auf dem Blosenberg gemeint waren – die, wie erwähnt, schon 1953 abgeschlossen wurden – oder spätere Exhumierungen auf dem städtischen Friedhof. Bleicher jedenfalls bezieht sich in seinem an Majer-Leonhard gesendeten Bericht ausschließlich auf den Blosenberg. So sei nach Aussage Korns der ursprüngliche Plan, dort ein gemeinsames Mahnmal für die Opfer des Lagers, die deutschen Gefallenen, zivile Kriegsopfer und Vertriebene zu errichten, mittlerweile aufgegeben worden; eine abschließende Entscheidung stehe aber noch immer aus, da „immer wieder Verzögerungen durch verschiedenartige Strömungen im Gemeinderat“ entstünden. Davon ausgehend, dass es in Leonberg nun Konsens sei, auf dem Blosenberg in irgendeiner Weise an die KZ-Opfer zu erinnern, drängte Bleicher auf die zügige Anbringung einer Tafel an der Gedenkstätte und darauf, „durch einen Anschlag, der graphisch gut gestaltet sein müsste, auf die Bedeutung der Gedenkstätte hinzuweisen“.373 Da diese „Gedenkstätte“ besonders für Schulen ein wichtiger Ort zur Auseinandersetzung mit der Vergangenheit sein müsse, solle die Lehrerschaft des Leonberger Gymnasiums gebeten werden, mit Schülern eine Tafel zu entwerfen.

Bleicher und Majer-Leonhard gingen folglich von völlig anderen Voraussetzungen aus als die Stadt Leonberg, denn dort hatte man sich keineswegs bereits gegen ein „Mahnmal für alle Kriegsopfer“ entschieden. Auf Drängen der Hilfsstelle wurde zwar irgendwann zwischen Mitte August und Anfang Oktober 1960 eine – wohl als Provisorium verstandene – Tafel angebracht, deren Inschrift lautete: Hier waren 389 Insassen des ehemaligen SS-Arbeitslagers Leonberg bestattet, die in den Jahren 1944 u. 1945 verstorben sind. Sie wurden in den städtischen Friedhof Leonberg umgebettet.374 Heinz Bleicher berichtete Fritz Majer-Leonhard nach einer neuerlichen Besichtigung, die Tafel sei „recht primitiv und die textliche Fassung so neutral, daß man wieder einmal den Kopf schütteln muss. Kein Wort des Gedenkens, kein Hinweis darauf, was diese Gedächtnisstätte unserer Jugend sagen kann.“375 Der Bauausschuss des Gemeinderats hielt jedoch in seiner Sitzung am 19. Oktober 1960 fest, dass alle befragten „Verbände örtlicher und überörtlicher Art“ der „Anlage eines Gesamtmahnmals auf dem Blosenberg, das heißt [der] Schaffung einer Gedenkstätte für die gesamte Stadt, also für alle Stadtteile und für alle Toten der Zeit von 1939–1945“376 zugestimmt hätten.

Dass in Leonberg die Bereitschaft zur Errichtung einer Tafel, welche mit deutlichen Worten an das Konzentrationslager erinnern würde, nicht wirklich vorhanden war, hatte Majer-Leonhard unterdessen feststellen müssen. Noch im August hatte Stadtoberinspektor Korn ihn darum gebeten, den Text zum Lager Leonberg in der aktuellen Broschüre der Hilfsstelle zu korrigieren, da es in der Stadt kein Konzentrationslager gegeben habe, sondern lediglich ein SS-Arbeitslager, dessen Insassen größtenteils Zwangsarbeiter gewesen seien, „die nicht aus politischen Gründen inhaftiert waren“.377 In einem weiteren Schreiben räumte Korn zwar ein, dass das Lager ein Außenlager des KZ Natzweiler war und die Gefangenen hauptsächlich Juden aus Polen und Ungarn gewesen seien. Dennoch könne man nicht von einem Konzentrationslager in Leonberg sprechen, denn „außer den Juden hat es sich größtenteils um Zwangsarbeiter gehandelt, also Menschen, die nicht wegen ihrer politischen Einstellung inhaftiert wurden, sondern zur Arbeit in Deutschland gezwungen worden waren“.378 Aus Paris sei eine ganze Schulklasse festgenommen und nach Leonberg verschleppt worden. Was dagegen nach Korns Vorstellung ein Konzentrationslager war, wird durch seinen Appell deutlich, diesen Begriff im Zusammenhang mit Leonberg zu vermeiden:


Bitte, verstehen Sie, wenn ich von Leonberg den traurigen Ruhm, ein KZ mit Vergasungskammern, Genickschußanlagen und Verbrennungsöfen gehabt zu haben, abwenden will. Die hier bestatteten Häftlinge sind mit Ausnahme einer Exekution infolge von Unterernährung gestorben. Bei den Ausgrabungen sind nicht 600 Tote gefunden worden, sondern 389. Kein Gerippe hat Anzeichen äußerer Gewaltanwendung.379



Im Februar 1961 entschied der Gemeinderat, die „Gedenkstätte“ auf dem Blosenberg nun doch nicht zu erneuern, sondern das Steinkreuz wie bisher zu belassen und stattdessen auf dem neuen Waldfriedhof ein „Kriegsopfer-Ehrenmal“ zu errichten.380 Damit war auch die Überlegung, auf dem Blosenberg ein KZ-Mahnmal zu errichten, vom Tisch, was von einem Leonberger Lehrer in einem Leserbrief erleichtert kommentiert wurde:


Glücklicherweise hat der Gemeinderat nicht zugestimmt […]. Mit diesem Lager hatte die Stadt Leonberg nicht das Geringste zu tun, und es wäre eine Beleidigung unserer guten alten Stadt Leonberg gewesen, wenn man den Schatten einzelner, die die Gewalt missbrauchten, für immer mit ihrem Namen verbunden hätte.381



Ein öffentlicher Widerspruch gegen den Leserbrief kam einzig von der Hilfsstelle für Rasseverfolgte, die in einer vom Evangelischen Pressedienst herausgegebenen Mitteilung entgegnete, dass ein KZ-Mahnmal niemals eine Beleidigung für eine Stadt sein könne, sondern sie vielmehr ehre, da sie damit „dem Schrecklichen, das in ihrem Bereich geschah, nicht ausweicht“.382

Inzwischen hatte der Leonberger Gemeinderat offiziell den Beschluss gefasst, das KZ-Gräberfeld auf dem städtischen Friedhof zu gestalten und auf Vorschlag des Volksbunds Bildhauer Adolf Schmid mit der Anfertigung einer Liegeplatte beauftragt.383 Stadt und Volksbund waren sich im Dezember 1960 darin einig, dass dieses Erinnerungszeichen die Zahl und Nationalitäten der Toten, nicht aber deren Namen – von denen 291 bekannt waren – nennen sollte.384 Geschäftsführer Dutty vom Volksbund Nordwürttemberg reichte die Unterlagen in der Bundesgeschäftsstelle des Verbands ein, die er um Ausarbeitung eines „Sinnspruchs“385 für die Liegeplatten bat. Sein Hinweis, dass die Angelegenheit nicht eile, da er beabsichtige, erst im frühen Herbst die Gestaltungsvorschläge einzureichen,386 führte offenbar dazu, dass die Anfrage des Bezirksverbands in Vergessenheit geriet, denn im Laufe des Jahres 1961 erfolgte keine Rückmeldung aus der Bundesgeschäftsstelle.

Die Planungen kamen erst allmählich ins Rollen, nachdem eine Abordnung des französischen Konsulats an Allerheiligen 1961 eine Gedenkstunde in Leonberg durchführte und laut Stuttgarter Zeitung einen Kranz „auf das anonyme grüne Leichentuch [niederlegte], wo noch keine Gedenktafel die Grabstätten bezeichnet“.387 Das Regierungspräsidium Nordwürttemberg teilte Majer-Leonhard kurz darauf auf Nachfrage mit, dass man bezüglich der geplanten Grabgestaltung in den vergangenen drei Monaten mehrmals das Bürgermeisteramt Leonberg um Auskunft gebeten habe, aber noch immer auf eine Antwort warte.388 Schließlich ließ das Bürgermeisteramt, das in den vorherigen Monaten nur mit großer Verzögerung die Briefe Majer-Leonhards beantwortet hatte, die Hilfsstelle wissen, dass die Stadt momentan nicht in der Lage sei, weitere Schritte einzuleiten, da man auf die Genehmigung des Regierungspräsidiums warte.389 Um dieses organisatorische Chaos zu beseitigen, bat Majer-Leonhard das Landratsamt Leonberg, zwischen Bürgermeisteramt und Regierungspräsidium zu vermitteln, was wohl kurze Zeit später geschah. Erst daraufhin erkundigte sich Bürgermeister Rexer beim Volksbund, was denn seit der Besprechung vor mehr als einem Jahr von Seiten des Verbands unternommen worden sei.390

Da Majer-Leonhard selbst aber anscheinend keine Rückmeldung aus Leonberg erhielt, brachte die Hilfsstelle für Rasseverfolgte im Januar 1962 ein vierseitiges Flugblatt mit dem Titel Eine Beleidigung für Leonberg? in Umlauf, in dem sowohl die Geschichte des Konzentrationslagers – basierend auf den Informationen, die der Stuttgarter Pfarrer inzwischen von französischen Stellen und dem Internationalen Suchdienst (International Tracing Service, ITS) bekommen hatte – dargestellt, als auch die Haltung der Stadt kritisiert wurde.391 Bürgermeister Rexer beschwerte sich in der Folge abermals beim Volksbund über das Ausbleiben jeglicher Rückmeldung und gab an, dass er „in der Zwischenzeit über die Presse und unmittelbar vom franz. Generalkonsulat in Stuttgart massive Angriffe“392 habe einstecken müssen, da die Tafel noch immer nicht angebracht worden sei. Drei Tage später reichte Dutty endlich zwei Textvorschläge für das geplante Grabmal ein; die Entwürfe von Bildhauer Schmid und Gartenarchitekt Richard Lesser folgten Ende März.393 Text und Gestaltungsentwürfe wurden am 18. Mai 1962 vom Gemeinderat Leonberg angenommen. Sie sahen zwei dicht aneinander stehende Platten aus rotem Sandstein vor. Eine der Stelen sollte sinnbildlich die „Osterbotschaft“ darstellen, da es nach Einschätzung von Bildhauer Schmid „auch dem einer christlichen Religion Fernstehenden“ verständlich sei, dass „damit der Sieg des Geistes über die irdische Gewalt zum Ausdruck gebracht wird“.394 Als Inschrift der zweiten Stele entschied sich der Gemeinderat für den Volksbund-Vorschlag:


389 Söhne vieler Völker Europas ruhen hier,

Opfer der Gewaltherrschaft in dunkler Zeit.

Ihr Tod mahnt uns alle, das Rechte zu tun,

dem Unrecht zu wehren und Gott in seinen Geschöpfen zu ehren.



Dieser Text wurde – angepasst an die jeweilige Zahl der Opfer und gelegentlich mit einer Abwandlung des letzten Nebensatzes – vom Volksbund in den 1960er-Jahren nahezu immer vorgeschlagen, wenn es um die Suche nach einem passenden Text für Grabmale von KZ-Häftlingen, ausländischen Kriegsgefangenen und Zwangsarbeitern ging. So findet er sich in dieser oder ähnlicher Form auf mehreren KZ-Gräbern in Baden-Württemberg wieder – etwa in Haslach im Kinzigtal, wo zur selben Zeit wie in Leonberg auf Veranlassung des Landratsamts Wolfach die bislang nur mit einem Holzkreuz versehene KZ-Grabstätte erneuert wurde.395 Anstelle der Endung „und Gott in seinen Geschöpfen zu ehren“ entschied man sich dort für den Halbsatz „und die Würde des Menschen zu achten“.396

Auf Vorschlag des Bürgermeisters sollte der Text in Leonberg um die Jahreszahlen 1933–1945 ergänzt werden, „um dem Besucher, auch Menschen in späterer Zeit, die Gewaltherrschaft zeitlich zu kennzeichnen“.397 An eine Eingrenzung auf den Zeitraum 1944/45 hatte das Stadtoberhaupt offensichtlich nicht gedacht – von konkreten Angaben zu den Opfern und einer Nennung des Konzentrationslagers ganz zu schweigen. Auch ist die Zahlenangabe nicht korrekt: Zwar sind 389 Opfer des KZ Leonberg nachweisbar, doch waren 16 Tote noch 1944 in Stuttgart eingeäschert und beigesetzt worden, 36 französische, italienische und niederländische Opfer wurden in den 1950er-Jahren in ihre Herkunftsländer umgebettet.398

Da auch die Finanzierung mittlerweile mit dem Regierungspräsidium geklärt war, bat Bürgermeister Rexer den Volksbund, die Grabgestaltung bis zum Totensonntag im November fertigzustellen, da es ihm peinlich sei, wenn er „auch in diesem Jahr wieder die Beschwerden und berechtigten Vorwürfe von Angehörigen der KZ-Opfer entgegennehmen müsste“.399 Dass die Stadt Leonberg jetzt auf eine baldige Durchführung der Maßnahmen drängte, lag sicherlich auch an neuerlichen Vorhaltungen von Seiten des französischen Generalkonsulats.400 Tatsächlich wurde die Gestaltung des Gräberfelds einschließlich der Errichtung der beiden Stelen Ende Oktober 1962 abgeschlossen. Laut Stadtoberinspektor Korn wurde die Anlage zu Allerheiligen „unter starker Beteiligung der Franzosen“401 eingeweiht. Allem Anschein nach war diese Feier aber nicht von der Stadt Leonberg, sondern vom französischen Generalkonsulat organisiert worden.402

Zur selben Zeit erfuhr die Gedenkanlage auf dem Blosenberg – gleichfalls auf Druck des französischen Konsulats sowie der Hilfsstelle – eine Neugestaltung.403 So wurde die Fläche, auf der sich das große Steinkreuz befindet, Ende 1962 umfriedet, gärtnerisch gestaltet, mit vier Sitzbänken versehen, ein Zugangsweg angelegt und eine Steinplatte angebracht mit der Inschrift:


In Memoriam

Hier ruhten die Gebeine von 373 Opfern des SS-Arbeitslagers Leonberg. Sie wurden inzwischen auf dem städtischen Friedhof beigesetzt.

Ici reposaient les corps de 373 victimes du camp de concentration de Leonberg. Transférés depuis au cimetière communal.



Erstaunlicherweise wurde hier, anders als auf dem Friedhof, die zutreffende Zahl der einst auf dem Blosenberg beigesetzten Opfer genannt, was einer Intervention des französischen Generalkonsulats geschuldet sein dürfte. Anders wäre kaum zu erklären, warum dieser Gedenkstein auch eine französischsprachige Inschrift aufweist, die explizit das Konzentrationslager nennt, wohingegen in der deutschsprachigen Fassung lediglich von einem „SS-Arbeitslager“ die Rede ist.

Wie Renate Stäbler und Monica Mather, die zum Umgang Leonbergs mit dem Konzentrationslager nach 1945 forschten, konstatieren, kamen die städtischen Aktivitäten zum Gedenken an die KZ-Opfer nach 1962 quasi zum Erliegen.404 Einen aufschlussreichen Einblick in die verschiedenartig gelagerten Haltungen in der Stadt gibt indes ein Schriftwechsel zwischen der damaligen Stadträtin Anne-Lore Schmid405 und Oberbürgermeister406 Otto Rexer aus dem Jahr 1965. In einem Schreiben regte Schmid an, zum „Volkstrauertag“ eine „schlichte, aber offizielle Gedenkfeier am Blosenbergkreuz“407 durchzuführen. Das Stadtoberhaupt antwortete, dass er selbst bereits zehn Jahre zuvor eine Gedenkfeier für alle Opfer des Zweiten Weltkriegs auf dem Blosenberg angeregt habe, die Stadtteile Leonberg und Eltingen aber an ihren eigenen Feiern festhalten wollten, zumal es noch keine gemeinsame Gedenkstätte für die Gefallenen gebe. Nachdem die Anlage auf dem Blosenberg aber nicht, wie zwischenzeitlich angedacht, zu einer solchen Gedenkstätte umgestaltet worden war, schätzte er wohl die Bereitschaft der Bevölkerung, dort auch der KZ-Opfer zu gedenken, auch zwanzig Jahre nach Kriegsende eher gering ein.

Rexer sprach sich gegen eine Gedenkfeier auf dem Blosenberg aus, da er angesichts der im KZ Leonberg begangenen unermesslichen Verbrechen dem Mahnmal nicht den Sinn einer Gefallenengedenkstätte geben und eine Vermischung des Opfergedenkens betreiben wolle. Vielmehr solle das bestehende Mahnmal jeden Menschen im Alltag zum Nachdenken veranlassen. Dass diese Argumentation nicht vorgeschoben war, sondern die persönlichen Beweggründe des Oberbürgermeisters darstellten, legt seine eigene Familiengeschichte nahe. In dem Schreiben an Schmid erwähnte er, dass seine Mutter im Nationalsozialismus „als Kranke vergast“ worden und sein Bruder im KZ Heuberg ums Leben gekommen war.


(Neu-)Gestaltung der KZ-Gräber in Offenburg

Wie viele andere bundesdeutsche Kommunen hatte auch die Stadt Offenburg Anfang der 1950er-Jahre damit begonnen, die Grabstätten deutscher Kriegsopfer durch den Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge erneuern und ausgestalten zu lassen. Die Gräber der KZ-Opfer und Zwangsarbeiter auf dem jüdischen Teil des „Waldbachfriedhofs“ wurden in diese Maßnahmen jedoch nicht einbezogen, da „Ausländergräber“ nicht in die Zuständigkeit des Volksbunds fielen. So war es auch in Offenburg die Hilfsstelle für Rasseverfolgte, die ab Frühjahr 1961 eine erste – wenn auch nur verwaltungsinterne – Beschäftigung mit diesen Gräbern ins Rollen brachte. Nachdem eine Anfrage408 Majer-Leonhards an die Stadtverwaltung über den Zustand der KZ-Gräber, verbunden mit der Bitte um Zusendung von Fotografien, Presseberichten und weiteren Informationen, unbeantwortet blieb, wandte sich der Stuttgarter Pfarrer an das Regierungspräsidium Südbaden, das selbst jedoch keine Kenntnisse über die Gräber hatte und nun seinerseits diesbezüglich Kontakt zur Stadt Offenburg aufnahm.409

Anfang Juni teilte die Stadtverwaltung der Hilfsstelle lediglich mit, dass die KZ-Opfer in Offenburg in zwei von der Kommune betreuten Grabreihen bestattet, in den vergangenen Jahren aber „verschiedene Tote“ in ihre Herkunftsländer überführt worden seien.410 Gedenkfeiern und Kranzniederlegungen fänden alljährlich statt – unerwähnt blieb jedoch, dass es sich hierbei nicht um städtische Veranstaltungen, sondern um unregelmäßige Kranzniederlegungen einzelner Überlebender und Angehöriger handelte. Weitere kurze Angaben machte die Stadt Offenburg erst auf Druck des Regierungspräsidiums.411 So gab die Friedhofsverwaltung schließlich an, dass in Offenburg „ca. 45 ehemalige KZ-Häftlinge“ bestattet seien, eine genaue Zahl jedoch nicht genannt werden könne, da „bei der seinerzeitigen Bestattung keinerlei Aufzeichnungen gefertigt werden durften“.412 Diese Behauptung ist nachweislich falsch, denn im Sterberegister des Friedhofsamts sind neben den am 12. April 1944 getöteten 41 Häftlingen 32 Tote aus dem Zeitraum vom 26. März bis 11. April verzeichnet, bei denen als Sterbeort zunächst „Lager“ und ab 28. März unmissverständlich „Lager, Prinz-Eugen-Straße“ angegeben wurde.413

Des Weiteren hatte bereits im November 1945 der damalige kommissarische Bürgermeister Ludwig Heß auf Anordnung der französischen Behörden eine „Liste der auf dem hiesigen Friedhof beerdigten Personen, die von den deutschen Truppen aus der Artilleriekaserne dorthin zur Beerdigung verbracht wurden“, an das Landratsamt gesendet, die 83 Namen umfasste;414 die meisten von ihnen waren Opfer des Konzentrationslagers. Zudem hatten die französischen Behörden 1945 und 1948 Exhumierungen durchgeführt und hätten auf Nachfrage Auskunft über die Gesamtzahl der in Offenburg bestatteten KZ-Häftlinge und Zwangsarbeiter geben können.

Ob die städtischen Akten in der Friedhofsverwaltung 1961 schlichtweg nicht auffindbar waren oder ob der Hilfsstelle Angaben hierzu bewusst vorenthalten wurden, lässt sich heute nicht mehr klären. Kaum zu bezweifeln ist aber, dass sich zu dieser Zeit das Interesse an den KZ-Toten und die Bemühungen zur Klärung der von Majer-Leonhard gestellten Fragen städtischerseits in engen Grenzen hielten. Man fand sich damit ab, dass über die KZ-Häftlinge ebenso wie über ihren Arbeitseinsatz in Offenburg – von einem KZ-Außenlager war zu keinem Zeitpunkt die Rede – nichts bekannt sei und unternahm keinerlei eigene Schritte, nach weiteren Informationen zu suchen oder den Rat übergeordneter Behörden einzuholen. Immerhin wurde Majer-Leonhard mitgeteilt, dass nun beabsichtigt sei, die Grabstätte im Laufe des kommenden Rechnungsjahres neu zu gestalten und dann in diesem Zusammenhang der Frage nach der Zahl der Toten nachzugehen.415

Letzteres blieb zwar auch nach mehrfacher Nachfrage Majer-Leonhards weiterhin aus, allerdings beauftragte die Stadt Offenburg Ende 1962 den Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge mit der Neugestaltung der „Alliierten-Gräber“.416 Zur Vorbereitung der Maßnahmen übersandte das Bürgermeisteramt eine Planskizze der Grabanlage samt Erläuterungen417 – wozu man sich noch im Jahr zuvor gegenüber der Hilfsstelle außerstande gesehen hatte. Das Schreiben sowie die Notizen418 des vom Volksbund beauftragten Gartenarchitekten Richard Lesser vermitteln ein ungefähres Bild vom Zustand der Gräber Ende des Jahres 1962: Die Anlage bestand aus acht spärlich mit Efeu bepflanzten Grabreihen, auf denen ungleichmäßig 13 zum Teil stark verwitterte Holzkreuze aufgestellt waren, die nach den Exhumierungen Ende der 1940er-Jahre von der französischen Gräbermission errichtet worden waren – in der Stadtverwaltung war über die Aufstellung nichts bekannt.

Einige Kreuze waren mit Namen und nummerierten Blechschildchen versehen, in einem Fall waren dreißig Nummernplättchen an einem Kreuz angebracht. Neben drei von Angehörigen aufgestellten Gedenksteinen mit den Namen von zwei gestorbenen Zwangsarbeitern und des jüdischen KZ-Häftlings Laib Nissenbaum befanden sich auf der Anlage außerdem zwei Holztafeln mit den Namen von 41 KZ-Häftlingen. In einer dem Schreiben beigefügten Liste gab das Bürgermeisteramt auf Basis der Inschriften und Schildchen zusammenfassend 54 Namen sowie „18 Unbekannte“ mit Nummern an, wobei aus unerfindlichen Gründen die dreißig erwähnten Nummern eines Kreuzes außer Acht gelassen wurden. Dies hatte zur Folge, dass die Stadt Offenburg fortan stets von 72 auf dem „alliierten Ehrenfriedhof“ liegenden „Kriegstoten“ ausging, was weit unter der tatsächlichen Zahl der dort beigesetzten KZ-Häftlinge und Zwangsarbeiter lag.

Da die Stadt ausschließlich die ohnehin lückenhaften Angaben der vorhandenen Erinnerungszeichen zugrunde legte und sich weder bei den ausländischen Behörden nach den vorangegangenen Exhumierungen und Umbettungen erkundigte, noch anderweitig nach Quellen zur Zahl der Toten suchte, kann bis heute nicht genau beziffert werden, wie viele Opfer zu diesem Zeitpunkt tatsächlich in den acht Reihen des „Waldbachfriedhofs“ begraben waren bzw. bis heute dort begraben sind.419 Nach heutigem Kenntnisstand waren dort ursprünglich mindestens 105 Opfer beigesetzt worden, davon 76 Opfer des KZ-Außenlagers in der „Artillerie-Kaserne“.420

Obwohl also im Frühjahr 1963 noch einige Unklarheiten hinsichtlich der Zahl der Opfer bestanden, begann der Volksbund im Auftrag der Stadt Offenburg mit den Planungen zur Umgestaltung der Grabfläche, die auch die Errichtung einer Stele sowie vier Bodenplatten mit den zu diesem Zeitpunkt bekannten Namen der Toten vorsahen.421 Die Übernahme der Kosten wurde vom Regierungspräsidium Südbaden zugesichert. Unterdessen bemühte sich Fritz Majer-Leonhard weiterhin, Genaueres über die Opfer in Erfahrung zu bringen, da von städtischer Seite in dieser Hinsicht kein eigenständiges Bemühen zu erkennen war. Am 23. April 1963 beantwortete das französische Ministère des Anciens Combattants et Victimes de Guerre eine entsprechende Anfrage der Hilfsstelle für Rasseverfolgte, indem es einen Bericht über in Offenburg gestorbene Zwangsarbeiter und KZ-Häftlinge zusandte.422

Neben einer Erwähnung der SS-Eisenbahnbaubrigaden enthielt das Schreiben konkrete Informationen zum Außenlager des KZ Natzweiler, wenngleich dieses nicht als solches benannt wurde. So teilte die französische Behörde sowohl den Tag der Ankunft und des Abtransports der „ungefähr 800“ Häftlinge aus dem KZ Flossenbürg mit, als auch deren Einsatz zum Entschärfen von Blindgängern, die Unterbringung in der „Artilleriekaserne“ sowie die Beisetzung der Todesopfer auf dem Offenburger Friedhof. Das Ministerium wusste ferner zu berichten, dass die ersten Toten bereits nach der Ankunft in Offenburg aus dem Zug ausgeladen worden waren und dass am 12. April 1945 „etwa 40 Häftlinge“ beerdigt wurden, die „von der SS erschossen worden sein“ sollen; insgesamt seien 67 Todesopfer aus dem Häftlingstransport aus Flossenbürg bekannt. Für weitere Auskünfte verwies das Ministerium Majer-Leonhard an den in Konstanz lebenden ehemaligen Häftling Sigmund Nissenbaum,423 dessen Vater zu den Opfern des 12. April zählte. Nissenbaum hatte bereits wenige Monate nach Kriegsende zum Andenken an seinen Vater einen Gedenkstein mit hebräischer Inschrift auf der Grabfläche in Offenburg aufgestellt und seitdem regelmäßig gepflegt. In den Unterlagen der Friedhofsverwaltung und des Volksbunds wurde dieser Gedenkstein 1962/63 zwar erwähnt, offenbar wurde aber versäumt, hierzu Näheres in Erfahrung zu bringen oder zumindest Sigmund Nissenbaum über die geplante Umgestaltung der Grabanlage zu informieren. Nachdem Majer-Leonhard Kontakt zu Nissenbaum aufgenommen und weitere Informationen über das KZ-Außenlager in Offenburg bekommen hatte, wandte er sich an das Regierungspräsidium Südbaden mit der Bitte, diesen neuen Wissensstand bei der Neugestaltung der Anlage zu berücksichtigen.424 Zugleich wies die Hilfsstelle in ihrer neuesten Broschüre So war es in Südwest-Deutschland auf die Offenburger KZ-Toten sowie die „Grabanlage von sechs Massengräbern, über die dort kaum jemand Bescheid weiß“425 hin.

Die Stadt sah sich nun gezwungen, die Neugestaltung der Grabanlage zu beschleunigen und mit mehr Sorgfalt zu behandeln, als dies bisher der Fall gewesen war. Dem Offenburger Tageblatt vom 11. Juni 1963 ist zu entnehmen, dass Bürgermeister Eugen End am Vortag in einer Pressekonferenz mitgeteilt hatte, dass in den folgenden Tagen begonnen werde mit der Instandsetzung des „Ehrenfriedhofs“, auf dem „zu einem großen Teil unbekannte Kriegsgefangene und Häftlinge eine letzte Ruhestätte gefunden haben“.426 Somit gerieten die Gräber erstmals ins Blickfeld der Öffentlichkeit, wenngleich sich in dem Artikel kein Hinweis darauf findet, dass es sich bei den Toten auch um Häftlinge eines Konzentrationslagers handelte. Auf Weisung des Regierungspräsidiums informierte die Stadtverwaltung fortan – wenn auch unregelmäßig – Pfarrer Majer-Leonhard über den Stand der Planungen und nahm Kontakt zu Sigmund Nissenbaum auf.

Majer-Leonhard setzte sich besonders dafür ein, dass auf dem künftigen Grabmal „zum Ausdruck [kommt,] welche Toten beigesetzt sind und wie sie ums Leben kamen“;427 es müsse aus der Inschrift klar hervorgehen, dass in Offenburg KZ-Häftlinge getötet worden waren. Die Anregungen der Hilfsstelle wurden jedoch nicht berücksichtigt. Die gesamte Grabfläche wurde mit Rasen bepflanzt, mit niedrigen Gebüschen eingefriedet und mit Blumenrabatten verziert. Als Erinnerungszeichen wurden eine 2,5 m hohe Stele aus Sandstein errichtet und drei Liegeplatten verlegt. Die Stele trägt die vom Volksbund wie üblich vorgeschlagene Inschrift:


72 Angehörige von 8 Nationen ruhen hier, Opfer der Gewaltherrschaft in dunkler Zeit. Ihr Tod mahnt uns alle, das Rechte zu tun, dem Unrecht zu wehren und die Würde des Menschen zu achten.



Die mittlere Liegeplatte wurde auf Wunsch Sigmund Nissenbaums verlegt und trägt den Namen und die Lebensdaten seines Vaters sowie eine hebräische Inschrift. Auf den beiden flankierenden Platten sind 54 Namen sowie 18 Nummern eingraviert. Damit unterbleibt nicht nur jeglicher Hinweis auf KZ-Haft, Kriegsgefangenschaft und Zwangsarbeit; es fehlen auch die Namen oder zumindest Nummernangaben von mindestens dreißig Opfern des Konzentrationslagers in der „Artilleriekaserne“ – offensichtlich jene dreißig Nummern, die bis 1962 auf einem der Holzkreuze angegeben, in der Folge aber außer Acht gelassen worden waren.428

Die neue Anlage wurde am 7. August 1964 fertiggestellt und im Beisein der Lokalpresse in eher bürokratischer Weise an die Stadtverwaltung übergeben. In den Quellen lassen sich keine Hinweise darauf finden, dass Sigmund Nissenbaum hierzu eingeladen worden wäre. Sowohl das Badische Tagblatt als auch das Offenburger Tageblatt berichteten tags darauf über die schlichte Einweihung, erwähnten erstmals, dass in den Gräbern auch KZ-Häftlinge ruhten, die gegen Kriegsende in Offenburg „untergebracht“ gewesen seien, und präsentierten ihren Lesern die von der Hilfsstelle für Rasseverfolgte zusammengetragenen neuen Erkenntnisse.429 Anschließend wurde das KZ-Außenlager in Offenburg bis 1981 öffentlich nicht mehr thematisiert.
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Die Aufnahme aus den 1960er-Jahren zeigt die KZ-Grabstätte auf dem Friedhof Offenburg.




Heilbronn: Frühe Forschung und städtische Recherchen zum KZ Neckargartach

Unter den Orten einstiger Natzweiler-Außenlager sticht in den 1960er-Jahren erneut die Stadt Heilbronn heraus, nachdem dort bereits unmittelbar nach Kriegsende von Bürgern des Stadtteils Neckargartach ein KZ-Friedhof angelegt worden war, auf dem zudem seit Mitte der 1950er-Jahre unregelmäßig städtische Gedenkveranstaltungen stattfanden.430 Am 31. Oktober 1960, dem Tag vor Allerheiligen, erschien in der Heilbronner Stimme ein ganzseitiger Artikel, der mit folgenden Worten eingeleitet wurde:


Über die Geschichte des KZ-Lagers in Neckargartach ist bisher noch nicht viel bekanntgeworden, viel weniger geschrieben worden. In mühevoller Kleinarbeit hat unser Mitarbeiter Detail um Detail zusammengetragen. Das Ergebnis ist dieser Bericht, der sicherlich nicht „bequem“ ist, obgleich die nüchterne Sprache des Historikers jede Tendenz vermeidet.431



Der Beitrag des Heilbronner Lokalhistorikers Wilhelm Steinhilber (* 1892) ist – 15 Jahre nach Kriegsende – die erste wissenschaftliche Beschäftigung mit einem Außenlager des KZ Natzweiler. Es sollten weitere Jahre vergehen, bis andere Geschichtsforscher es ihm nachtaten. Obwohl Steinhilber nur wenige Quellen hatte ausfindig machen können432 und ihm nicht bekannt war, dass es sich in Neckargartach um ein Natzweiler-Außenlager gehandelt hatte, war sein Artikel äußerst detailliert. Darin schilderte Steinhilber sowohl die in Heilbronn durchgeführten Rüstungs- bzw. Verlagerungsprojekte einschließlich der Rolle der Organisation Todt, als auch den Einsatz der KZ-Häftlinge im Salzbergwerk sowie zur Trümmerbeseitigung, Leichenbergung und -bestattung, die nachweisbaren Nationalitäten der Gefangenen, Krankheiten und Todesfälle sowie die Einäscherung der Opfer und die Errichtung des KZ-Friedhofs 1945/46.

Besonders bemerkenswert sind die präzisen Formulierungen Steinhilbers, der nichts beschönigt oder das Lager als Arbeitskommando verharmlost, sondern es als Konzentrationslager benennt und den Eindruck, die lokale Bevölkerung habe davon nichts wissen können, gar nicht erst aufkommen lässt. So weist er darauf hin, dass das Lager in der Böllinger Straße zwar von einem „übermannshohen Stacheldraht umzäunt“ war, die Männer, die dort untergebracht waren, von den Einheimischen aber „an ihren zebragestreiften Hosen und Kitteln unschwer als KZ-Häftlinge zu erkennen waren“.433 Er schildert darüber hinaus, dass eine Häftlingskolonne mit einem Handwagen täglich Brot bei einem Neckargartacher Bäcker abholte und Landwirte gelegentlich KZ-Insassen zur Feldarbeit anforderten. Wenngleich auch der obligatorische Hinweis auf Hilfsleistungen Einheimischer in Form von Brot und Obst nicht fehlte, war der Artikel weit davon entfernt – wie in Zeitungsberichten zu anderen Lagern häufig der Fall – die Rolle der Bevölkerung in besonders gutem Licht erscheinen zu lassen. Steinhilber sah es als Verpflichtung der Stadt und ihrer Einwohner, den KZ-Friedhof „stets in würdigem Zustand zu halten“. Über diejenigen, die das Lager überlebt hatten, sei bislang nichts bekannt.


Ihre Toten sind aber bei uns geblieben. Diese haben mit uns die Kriegsnot und die für sie ungleich viel schwerere, heute unvorstellbare Ernährungsnot geteilt. Und sie haben gearbeitet für uns. Sie haben nach dem 4. Dezember [1944, schwerer Luftangriff auf Heilbronn; M. B.] auch unsere Toten aus den Kellern der zerstörten Stadt und aus den verschütteten unterirdischen Fluchtwegen geborgen. Und haben auch geholfen, sie im Ehrenfriedhof zu bestatten. Deshalb gilt für uns mit Bezug auf sie das Wort, das die Grundlage zu aller Totenehrung am Totensonntag, an Allerheiligen und Allerseelen bildet: Volk, vergiß deine Toten nicht!



Dass die – mehrheitlich nichtdeutschen – Toten des Konzentrationslagers hier nicht als Opfer, die andere Länder zu beklagen hätten, sondern genauso wie deutsche Kriegstote als „eigene“ Opfer bezeichnet wurden, stellte ein Novum in den Presseartikeln zu den KZ-Außenlagern in Baden-Württemberg dar.

Die Bereitschaft, sich mit der Geschichte des KZ Neckargartach auseinanderzusetzen, blieb in Heilbronn nicht auf den Lokalhistoriker Steinhilber beschränkt. Auch in der Stadtverwaltung zeigte man wenige Monate nach Erscheinen des Artikels ein für diese Zeit außergewöhnliches Interesse daran, Kenntnisse über das Lager zu erlangen. Auf Majer-Leonhards Erkundigung nach dem aktuellen Zustand des Friedhofs und Informationen zum KZ-Außenlager befragte die Verwaltung Heilbronner Zeitzeugen und suchte nach ehemaligen Häftlingen, die über das Lager Auskunft geben könnten. Nachdem der in Mannheim wohnhafte ehemalige Lagerälteste Karl Geissler ausfindig gemacht wurde, der ausführlich über das Lager berichtete, bedankte sich die Stadt mit einer Überweisung von 100 DM für sein „Entgegenkommen“.434 Hans Ege, Leiter des Garten- und Friedhofsamts, antwortete der Hilfsstelle anschließend mit einem dreiseitigen Schreiben, in dem er die Geschichte des Konzentrationslagers, basierend auf den in den Befragungen gewonnen Erkenntnissen sowie der vorhandenen Sterberegister skizzierte, wohl wissend, dass dieser Bericht durch die unterschiedlichen Perspektiven der Einwohner und des früheren Häftlings „gewisse Unstimmigkeiten“ aufwies.435 Nur neun Tage später teilte Ege mit, dass in Kürze eine Besprechung über mögliche Neugestaltungen des KZ-Friedhofs stattfinden solle.436 Bei dieser kam man von städtischer Seite überein, dass sich die Anlage in einem guten Zustand befinde, Erweiterungsarbeiten aber insofern notwendig seien, als der KZ-Friedhof neu umzäunt und mit einer schmiedeeisernen Eingangstür versehen werden sollte. Diese Arbeiten wurden im November 1962 abgeschlossen.437

Hans Ege hatte unterdessen bereits nach seinem ersten Schreiben an Majer-Leonhard den Versuch unternommen, Namen des SS-Wachpersonals herauszufinden, was jedoch ergebnislos blieb. Er erkundigte sich daher bei der Hilfsstelle nach einer Behörde oder Organisation, die im Besitz von Namens- und Adresslisten ehemaliger Wachmänner sein könnte.438 Die weitere Korrespondenz ist nicht bekannt. Auch lässt sich aus den Quellen nicht ersehen, ob Ege weitere Recherchen betrieb. Als die VVN Baden-Württemberg im Juni 1972 vom Landratsamt Heilbronn nähere Angaben zu den Neckargartacher KZ-Opfern erbat, erkundigte sich die Stadt Heilbronn bei den Firmen, die Häftlinge eingesetzt hatten, nach möglicherweise noch vorhandenen Unterlagen – erwartungsgemäß ohne Erfolg.439


Wasseralfingen: Das vergessene Lager „Wiesendorf“

Ebenso wie in Heilbronn wurde auf der Ostalb 1960 im Vorfeld des Totensonntags erstmals in einem ausführlichen Zeitungsartikel an die KZ-Opfer im Kreis Aalen erinnert. Der Redakteur Norbert Maier veröffentlichte in der Aalener Volkszeitung einen Beitrag, der sich schwerpunktmäßig mit den „Stationen“ der Kochendorfer und Hessentaler „Todesmärsche“ nach Dachau, aber auch mit dem KZ Wasseralfingen befasste.440 Dabei wurden sowohl erstmals vereinzelte amtliche Quellen verwendet als auch Aussagen lokaler Zeitzeugen über die „Todesmärsche“ im Raum Aalen/Ellwangen. Der Autor ließ keinen Zweifel daran, dass „auch auf unseren Straßen zu Skeletten abgemagerte KZ-Häftlinge, lebende und tote, unschuldige Opfer einer verwerflichen Politik“ von der Bevölkerung nicht übersehen werden konnten und Einheimische Zeugen von Misshandlungen und Morden während der Evakuierungsmärsche geworden waren. Das Konzentrationslager in Wasseralfingen sei dagegen weitgehend unbekannt geblieben:


Viele Menschen im Kreis Aalen können es kaum glauben, daß es in Wasseralfingen ein KZ gegeben hat: Das Konzentrationslager Wiesendorf […]. In der verhältnismäßig kurzen Zeit seines Bestehens […] sind trotzdem 38 polnische Insassen ums Leben gekommen. 34 davon ruhen auf dem Wasseralfinger Friedhof.



Als Majer-Leonhard einige Monate später auf den Artikel aufmerksam wurde, erkundigte er sich umgehend beim Bürgermeisteramt Wasseralfingen nach Angaben zu den Opfern, dem Zustand der Grabanlage und möglicherweise dort vorhandenen Erinnerungszeichen. Die Gemeinde antwortete lediglich, dass sie keine Unterlagen über die Toten des „Lagers ‚Wiesendorf‘“ besitze441 und ließ unerwähnt, dass sich auf dem gemeinsamen Grab der in Wasseralfingen gestorbenen KZ-Häftlinge und Zwangsarbeiter ein Gedenkstein mit polnischer Inschrift befand, der 1945 von Überlebenden errichtet worden war. Auf eine neuerliche Nachfrage Majer-Leonhards sandte das Bürgermeisteramt Monate später einige Fotos der Grabanlage, ging auf die Frage nach einer möglichen Neugestaltung und Kenntlichmachung der Gräber jedoch nicht ein.442


Spaichingen: Vom „Grab in den Kräutergärten“ zum KZ-Friedhof

Dass es bisweilen erfolgversprechender war, sich mit der Bitte um Grabneugestaltungen direkt an die Landesbehörden zu wenden, als über einen längeren Zeitraum mit Kommunalverwaltungen zu verhandeln, zeigt das Beispiel Spaichingen – wenngleich Majer-Leonhard auch hier diverse Zugeständnisse machen musste und das Ergebnis kaum dem entsprochen haben dürfte, was er unter einem „unmissverständlichen“ Grabmal verstand. Als sich die Hilfsstelle im Frühjahr 1960 in der südwürttembergischen Kleinstadt nach Gräbern von KZ-Häftlingen erkundigte, befand sich die Grabstätte des KZ-Außenlagers, auf der 1945 von französischen Besatzungssoldaten ein Holzkreuz sowie zwei Gedenksteine angebracht worden waren, in einem außerordentlich unwürdigen Zustand: Die gesamte Fläche war mit Unkraut und hohem Gras überwuchert. Umgeben von Kleingärten, die nach dem Krieg angelegt worden waren, fiel die Grabfläche nur durch das große, mittlerweile morsche Kreuz auf; es bedurfte genauer Vorkenntnisse, um zu erahnen, dass dort mindestens dreißig KZ-Häftlinge beigesetzt waren.

Anders als in anderen Orten wurde die Neugestaltung dieser Grabanlage auf Initiative der Hilfsstelle jedoch äußerst zügig angegangen, was insbesondere der starken Beteiligung des Landes bzw. des Staatlichen Amts für Denkmalpflege in Tübingen, namentlich Hauptkonservator Adolf Rieth, geschuldet war. Dieser gestand gegenüber Majer-Leonhard in einem vertraulichen Schreiben im Mai 1960 ein, dass sich die Grabanlage tatsächlich in einem schlechten Zustand befinde und erklärte, dass bald Schritte zur Erneuerung eingeleitet werden sollten.443 Bereits drei Tage darauf besichtigten Rieth und Oberregierungsrat Müller-Caroli gemeinsam mit dem Spaichinger Stadtbaumeister Klink die Anlage und waren bemüht, genaue Informationen über die Grabstätte und die dort Bestatteten zu erlangen. Gegenüber dem Bürgermeisteramt wurde das Ergebnis dieses Vor-Ort-Termins wie folgt zusammengefasst:


Etwa 300 m abseits des Spaichinger Friedhofs, unmittelbar neben der Bahnlinie Rottweil-Tuttlingen, liegt ein Massengrab, das rund 95 Tote verschiedener Nationalitäten: Italiener, Jugoslawen, Ungarn, Franzosen, Tschechoslovaken und Angehörige anderer Nationen, enthält. Es handelt sich um politische Häftlinge, die in einem Rüstungsbetrieb bei Spaichingen arbeiten mussten. Über das Sterben dieser Leute sind keine Einzelheiten bekannt […]. Man weiß nur ganz allgemein, daß sie an Hunger, Erschöpfung und unmenschlicher Behandlung gestorben sind. Die Partei hat sie damals, abseits des Friedhofs, am Bahndamm […] verscharren lassen. Ein französisches Kolonialregiment errichtete dann im Jahre 1945 an dieser Stelle ein einfaches Gedächtnismal, ein hölzernes Hochkreuz, flankiert von 2 Kunststeinblöcken mit den Namen der Toten.444



Das Regierungspräsidium Südwürttemberg-Hohenzollern, das durch die in den 1950er-Jahren erfolgten Neugestaltungen und Instandsetzungen auf den KZ-Friedhöfen Schömberg, Schörzingen und Bisingen bereits über eine gewisse Routine hinsichtlich der Gestaltung von KZ-Grabstätten verfügte, sah angesichts des verwilderten Gräberfelds in Spaichingen offensichtlich Handlungsbedarf, denn dem Bürgermeisteramt wurde im selben Schreiben mitgeteilt, dass Land und Bund Schritte zur Erneuerung des KZ-Grabes einleiten würden. Hierfür seien aber zwei Rückmeldungen seitens der Stadt notwendig: Erstens müsse die Kommune das Gelände ohne Rücksicht auf auslaufende Ruhefristen dauerhaft zur Verfügung stellen; zweitens solle die Stadt nach Abschluss der Arbeiten die Unterhaltung der Grabstätte übernehmen, „also im wesentlichen die gärtnerische Betreuung, wozu evtl. Landesmittel beantragt werden können“.445 Der Gemeinderat beschloss daraufhin, dass das Gelände zwar dauerhaft als Ruhestätte zur Verfügung gestellt und die Unterhaltung wie bisher und unter Voraussetzung entsprechender Vergütung übernommen werde; eine Erneuerung der Anlage seitens der Kommune komme aber „nicht in Frage“.446 Die Stadt stimmte dieser jedoch zu, als ihr versichert wurde, dass die Kosten der Umgestaltung von Bund und Land getragen würden.

Im Weiteren tauschte sich Landeskonservator Rieth mit dem Regierungspräsidium aus und schlug vor, einen erfahrenen Künstler mit der Gestaltung eines Mahnmals zu beauftragen, wobei es nicht darauf ankäme, die einzelnen Namen der Opfer zu nennen, sondern darum, „ein starkes, weithin sichtbares Zeichen der Erinnerung und Mahnung zu setzen“.447 „In jedem Fall aber“, so Rieth, „wird es eine unabwendbare Ehrenpflicht des Staates sein, hier eine würdige Anlage zu schaffen, die sich neben den anderen KZ-Opfergrabstätten des Landes sehen lassen kann.“448 Oberregierungsrat Müller-Caroli bezog anschließend das Landratsamt Tuttlingen in die Planungen ein und erkundigte sich nach dort vorliegenden Informationen über die Zahl der Opfer, da sich die von Rieth genannte Angabe (95 Tote) nicht erklären ließ.449 Das Landratsamt trug sämtliche auffindbaren Informationen zusammen, sandte dem Regierungspräsidium eine Sterbeliste aus Spaichingen zu und erklärte, dass insgesamt 101 „Ausländer“ gestorben seien, von denen dreißig in besagtem Massengrab beigesetzt wurden, sechs Tote in Einzelgräbern auf dem Spaichinger Friedhof sowie 65 weitere auf dem Friedhof Tuttlingen.450 Den Planungen der Grabneugestaltung stand nach Erhalt dieser zusätzlichen Informationen aus Sicht des Regierungspräsidiums nichts mehr im Wege, weshalb ein Gartenarchitekt sowie der Tuttlinger Bildhauer Roland Martin um Gestaltungs- und Kostenvoranschläge gebeten wurden. Bereits im November, also nur sechs Monate nachdem Majer-Leonhard sich nach dem Zustand der Grabanlage erkundigt hatte, lagen erste Entwürfe vor, die auch vom Gemeinderat Spaichingen gebilligt wurden.451

Dass diese Vorschläge letztlich doch nicht umgesetzt wurden, hatte zwei Gründe. Zum einen wies das Innenministerium Baden-Württemberg darauf hin, dass die Entwürfe den Verwaltungsvorschriften widersprachen. Die Planungen sahen nämlich vor, die bestehenden, von der ehemaligen französischen Besatzungsmacht angebrachten Namenstafeln, auf denen 95 Opfer aufgeführt waren, durch Tafeln ohne Nennung der Namen zu ersetzen, was ein Verstoß gegen das deutsch-französische Abkommen von 1954 bedeutet hätte. Es musste daher zunächst mit den zuständigen französischen Stellen geklärt werden, ob die Namenstafeln zumindest gegen Erinnerungszeichen ausgetauscht werden dürften, die die Namen der dreißig tatsächlich in Spaichingen beigesetzten Opfer nennen würden. Dies nahm einige Zeit in Anspruch.452

Zum anderen erwies sich die Finanzierung aus Bundesmitteln als schwierig. So bewilligte das Bundesverwaltungsamt Ende Oktober 1961 lediglich 4530 DM anstatt der beantragten 11 070 DM und teilte dem baden-württembergischen Innenministerium mit:


Eine Übernahme der Kosten für das Friedhofsmal in voller Höhe war nicht möglich, da eine Kostentragung des Bundes in der beantragten Höhe bei nur 30 Gräbern und einer verhältnismäßig geringen Ausdehnung des Friedhofs nicht gerechtfertigt erschien.453



Mit anderen Worten: Eine einmalige Aufwendung von 369 DM pro KZ-Opfer erschien dem Bundesverwaltungsamt zu hoch. Es könne aber, wie vom Spaichinger Bürgermeister Ludwig Wahr vorgeschlagen, aus Bundesmitteln zusätzlich die Anlegung eines Fußwegs zur abgelegenen „Ehrenanlage“ beantragt werden, sofern dieser nur dazu diene, zur Grabstätte zu gelangen und nicht von Anrainern genutzt werde.454

Erst als das Innenministerium Baden-Württemberg eine Übernahme der Restkosten für den KZ-Friedhof zusagte, konnten die Planungen fortgesetzt werden. Von den bereits vorliegenden Entwürfen wurde allerdings Abstand genommen; stattdessen beschlossen Regierungspräsidium und Staatliches Amt für Denkmalpflege die Ausschreibung eines beschränkten Wettbewerbs.455 Die Bildhauer Roland Martin (Tuttlingen), Ugge Bärtle (Tübingen) und Richard Raach (Reutlingen) wurden gebeten, Vorschläge für ein künftiges Mahnmal einzureichen.

Alle drei Künstler legten bis Anfang April 1962 Entwürfe vor. Das anschließende Auswahlverfahren verdient besondere Beachtung, da es sich stark von der Praxis in anderen Orten unterschied. Während dort die Gemeinden – gegebenenfalls in Absprache mit dem zuständigen Landratsamt oder Regierungspräsidium – entschieden, wurde für das Spaichinger Mahnmal eine Jury gebildet, der Regierungsdirektor Karl Amann, Hauptkonservator Erwin Petermann, Konservator Hoffmann, der renommierte Stuttgarter Bildhauer Otto Baum sowie Pfarrer Majer-Leonhard angehörten. Bürgermeister Ludwig Wahr nahm ohne Stimmrecht an der Besprechung teil. Der Jury wurden die drei Entwürfe anonymisiert vorgelegt. Sie entschied sich für den Vorschlag Martins, der eine insgesamt fünf Meter hohe Komposition verschieden hoher, ineinander verschränkter Kreuze aus Eisenrohren unterschiedlicher Dicke vorsah, die am oberen Ende einen Dornenkranz andeuteten. Der Entwurf fand die Zustimmung der Jury, weil man zum einen ein hochragendes, weithin sichtbares Mahnmal anstrebte. Aus diesem Grund sollte der Bildhauer auch gebeten werden, das Mahnmal nochmals um zwei Meter erhöht anzufertigen. Zum anderen waren sich die Juroren einig, dass die künstlerische Darstellung eines Menschen, wie es die beiden anderen Vorschläge in unterschiedlicher Weise vorsahen, unangebracht sei:


Die Jury war der Meinung, daß das unsägliche Leiden eigentlich durch eine figürliche Darstellung, so gut und richtig sie auch empfunden sein möge, nur unvollkommen ausgedrückt werden kann, und daß allein ein Zeichen imstande ist, eine ehrliche und erträgliche Aussage zu geben.456



Weiterhin wurde beschlossen, dass die Kreuzkomposition ebenso wie die gusseisernen Namensplatten und eine Platte mit Inschrift in ein Feld aus Natursteinbodenplatten eingebettet werden sollten. Dass Majer-Leonhard, der sonst großen Wert auf unmissverständliche, informative Mahnmaltexte legte, der von der Jury formulierten und letztlich auch umgesetzten Inschrift zustimmte, verwundert stark. Sie lautet schlicht: Den Opfern der Gewalt. Ein Hinweis auf Zwangsarbeit und KZ-Haft sowie Informationen über die Opfer fehlten daher bis ins Jahr 2019 auf dem KZ-Friedhof Spaichingen, der am 24. November 1963 feierlich eingeweiht wurde.
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Mahnmal auf dem KZ-Friedhof Spaichingen, aufgenommen im Jahr 2013.



Die Stuttgarter Zeitung berichtete bereits im Vorfeld der Feier über das „Spaichinger Grab in den Kräutergärten“,457 die Geschichte des Lagers und die Entstehung sowie das Vergessen der Grabstätte, nicht ohne darauf hinzuweisen, dass „einzelne Massengräber im Land […] vielleicht ganz in Vergessenheit geraten [wären], wenn nicht die […] unermüdliche ‚Hilfsstelle für rassisch Verfolge [sic!] bei der Evangelischen Gesellschaft‘ immer wieder auf diese Stätten des Grauens hingewiesen hätte“. Die Einweihung am Totensonntag, bei der Regierungspräsident Willi Birn als Hauptredner auftrat und an der zahlreiche Vertreter des Landes, des Kreises und der Stadt, der Gewerkschaften und verschiedener Parteien sowie der VVN teilnahmen, fand ein breites Echo in der lokalen und regionalen Presse,458 wodurch das KZ Spaichingen erstmals seit Kriegsende einer breiteren Öffentlichkeit zur Kenntnis gebracht wurde. In den folgenden Jahren fanden regelmäßig am Totensonntag Kranzniederlegungen auf dem KZ-Friedhof statt.


Gedenkfeiern am Fuß der Schwäbischen Alb

Deutlich mehr Menschen als in Spaichingen beteiligten sich in den 1960er-Jahren aber an mehreren Gedenkveranstaltungen auf den KZ-Friedhöfen in Bisingen, Schömberg und Schörzingen. Nachdem dort anfangs lediglich von französischer Seite jährliche Gedenkfeiern zu Allerseelen stattgefunden hatten, wurden ab etwa 1960 auch von deutschen Organisationen mehrmals Trauerfeiern am Totensonntag veranstaltet. So organisierte die Stuttgarter Gewerkschaftsjugend gemeinsam mit der Naturfreundejugend und den Falken 1961 eine Gedenkfeier auf dem KZ-Friedhof Bisingen und legte Kränze auf den Friedhöfen in Schömberg und Schörzingen nieder. Nach Angaben der Stuttgarter Zeitung nahmen 1700 Bürger aus vielen württembergischen Städten und Gemeinden daran teil.459 Im Folgejahr fand eine zentrale Gedenkveranstaltung des DGB Baden-Württemberg in Balingen statt, in deren Verlauf erneut Kränze auf den drei KZ-Friedhöfen niedergelegt wurden.460 1965 beteiligten sich bis zu 1500 Menschen aus ganz Baden-Württemberg, davon etwa ein Drittel Jugendliche, an der von Gewerkschaften, Falken und Naturfreunden organisierten Gedenkfeier auf dem KZ-Friedhof Bisingen.461 Im März 1966 führte außerdem der jährliche „Sühnegang“ des Katholischen Männerwerks des Dekanats Balingen am Vorabend des Ostersonntags auf den KZ-Friedhof Schömberg, wo von Kirchenvertretern Kränze niedergelegt wurden.462


Neugestaltung des KZ-Friedhofs Bisingen

Da Hauptkonservator Rieth als Vertreter des Staatlichen Amts für Denkmalpflege im Zusammenhang mit der Spaichinger KZ-Grabstätte die Anregungen der Hilfsstelle von Beginn an unterstützt und sich für die Neugestaltung der Anlage eingesetzt hatte, nahm Majer-Leonhard in den frühen 1960er-Jahren vermehrt Kontakt zu ihm auf, wenn es um konkrete Anliegen zur Gestaltung und Kennzeichnung von Gräbern ging.463 So führte ein Gespräch464 zwischen Rieth und Majer-Leonhard Anfang 1961 dazu, dass das Staatliche Amt für Denkmalpflege beim Regierungspräsidium Südwürttemberg-Hohenzollern sowohl eine Erneuerung der morschen Holzkreuze auf dem Bisinger KZ-Friedhof anregte als auch die dortigen ausschließlich französischen und lateinischen Mahnmalinschriften beanstandete und eine deutschsprachige Ergänzung vorschlug.465 Eine Tafel mit deutscher Inschrift kam jedoch nicht zustande, da das Regierungspräsidium der Ansicht war, dass dies aufgrund eines internationalen Abkommens zur Erhaltung des Friedhofs – gemeint war wohl das deutsch-französische Abkommen von 1954 – nicht möglich sei.466 Eine Anfrage bei bzw. Abstimmung mit den französischen Behörden wurde gar nicht erst in Erwägung gezogen. Stattdessen wurde beschlossen, vor dem Eingang des Friedhofs eine Stele mit „allgemein verständlicher, würdig gestalteter Inschrift“467 aufzustellen. Wie bereits der Kreuzsockel in Schömberg 1956 wurde auch diese Stele von Bildhauer Ugge Bärtle gestaltet und 1962 aufgestellt. Sie zeigt das Relief einer „Elendsgestalt“ und trägt die Inschrift: Hier ruhen 1158 Tote unbekannten Namens aus vielen Ländern Europas. Den Opfern ruchloser Gewalt. Ein aussagekräftiger Mahnmaltext, der zumindest einen Hinweis auf das Konzentrationslager gibt, wurde somit auch in Bisingen vermieden.468

Bezüglich einer Neugestaltung des Friedhofs wurde in den Landesbehörden die Überlegung angestellt, in Bisingen genauso zu verfahren wie in den 1950er-Jahren in Schömberg, indem die Zahl der Kreuze reduziert werden sollte. Über dieses Vorgehen bestand zwischen den beteiligten Behörden grundsätzlich Konsens. Uneinigkeit bestand lediglich in der Frage, wie stark diese Reduzierung sein solle. Ursprünglich dachte man daran, jeweils fünf Holzkreuze durch ein Steinkreuz zu ersetzen;469 das Kreisbauamt Hechingen schlug stattdessen niedrige Doppelkreuze vor, wobei jedes Kreuzpaar für ein Grab stehen solle.470 Die Idee der Doppelkreuze wurde sofort akzeptiert, deren Anzahl aber als zu hoch angesehen. Zur genauen Gestaltung des Friedhofs machte das Kreisbauamt in Absprache mit Bildhauer Bärtle sodann konkrete Vorschläge, in denen von einer Halbierung der Kreuze nicht mehr die Rede war. Vielmehr wurde angeregt, die verschiedenen Grabfelder zu einer großen Rasenfläche zusammenzulegen und die Kreuze gruppiert aufzustellen, „so daß zu der wuchtigen Betonung, die durch das Mittelkreuz hervorgerufen wird, eine Lockerung […] eintritt. Nach dem Überschlag von Herrn Bärtle dürften dann sogar weniger Kreuze notwendig werden, was dann eine Einsparung zugunsten des Materials bringen würde.“471

Dass sich das Staatliche Amt für Denkmalpflege daraufhin gegen eine „Abschwächung“472 des bisherigen Eindrucks der Anlage, das heißt gegen eine zu starke Reduzierung der Kreuze aussprach, blieb folgenlos. Der KZ-Friedhof wurde 1963 weitgehend in der vom Kreisbauamt Hechingen vorgeschlagenen Form umgestaltet. Wo ursprünglich 1158 Holzkreuze an jedes einzelne Opfer erinnerten, stehen bis heute weniger als fünfzig unregelmäßig verteilte Doppelkreuze, wodurch sich die Zahl der dort bestatteten KZ-Häftlinge ohne Lektüre der später errichteten Tafeln beim Anblick des Friedhofs nicht annähernd erschließt. Man kommt nicht umhin anzunehmen, dass bei der Gestaltung des KZ-Friedhofs – ungeachtet des durchaus vorhandenen Engagements einzelner Landesbehörden – finanzielle, gestalterische und rein pragmatische Gründe (wie etwa die künftige Pflege der Anlage) stärker gewichtet wurden als Überlegungen, wie der Opfer in angemessener Form gedacht werden könne.

In einem Artikel des Schwarzwälder Boten wurde der „Ehrenfriedhof“ hingegen – ohne jeglichen Hinweis darauf, dass es sich um eine KZ-Grabstätte handelte – gerade aufgrund seiner Einfachheit als positives Beispiel moderner Friedhofsgestaltung gelobt, durch das es ausländischen Besuchern fortan möglich sei,


das Gefühl mitzunehmen, daß über den Gräbern ihrer Landsleute eine andere Gesinnung ruht. Ihr Opfer soll nicht umsonst sein, sondern eine Brücke für ein zusammenwachsendes Europa in Frieden, Achtung vor persönlicher Menschenwürde und der geistigen Freiheit.473



Eine Brücke zwischen den Lebenden und den Toten lasse sich eben nicht mit „Kitsch und Auftrumpfen“ bauen, da sich die „Nähe des Todes“ nur in „schlichter Einfalt“ ertragen lasse. Angesichts derart nebulös-pathetischer Formulierungen, die eine Auseinandersetzung mit der Frage, wie die dort ruhenden „1158 Toten aus vielen Ländern Europas“ denn zu Opfern wurden, rhetorisch umschifften, nimmt es nicht wunder, dass sich weite Teile des Artikels lesen wie ein esoterischer Wanderführer durch die Schwäbische Alb. So sei der neu gestaltete Friedhof ein wahres „Schmuckstück in der prächtigen Zollerlandschaft“, die Doppelkreuze seien


in Form und Werkstoff so gehalten, daß sie nunmehr Grabmal und Gesamtbild des Friedhofes zu einer Harmonie des Wohlklangs verbinden […]. Verhaltene Schönheit und Ruhe spannt sich über die Anlage, die gegenwärtig mit vielen zarten Blüten geschmückt ist.




Kahlschlag auf dem KZ-Friedhof Schömberg

Im Regierungspräsidium Südwürttemberg-Hohenzollern war man mit dem Ergebnis der Friedhofserneuerung ebenfalls mehr als zufrieden und meinte, in Bisingen den Königsweg künftiger Neugestaltungen gefunden zu haben. Ende des Jahres schlug Oberregierungsrat Müller-Caroli dem Landratsamt Balingen vor, den – wohlgemerkt erst wenige Jahre zuvor umgestalteten – KZ-Friedhof in Schömberg nach demselben Muster zu erneuern, da sich die Anlage bereits wieder in einem schlechten Zustand befand.474 Das zuständige Kreisbauamt orientierte sich bei den Planungen an der Bisinger Konzeption, allerdings sollte statt neuer Doppelkreuze ein Teil der bisherigen (in ihrer Anzahl ohnehin schon stark reduzierten) Einzelkreuze „zerstreut“475 wieder zur Aufstellung kommen. Auch gegen diese Pläne legte das Staatliche Amt für Denkmalpflege Widerspruch ein, da die schmalen Betonkreuze in Schömberg keinesfalls denselben Effekt erzielen könnten wie die stark plastischen Steinkreuze in Bisingen. Den alternativen Vorschlag des Kreisbauamts, zur Vereinfachung der Rasenpflege lediglich 72 Kreuze in den Hauptweg des Friedhofs einzulassen, bezeichnete Rieth als „skurril und an den Haaren herbeigezogen“.476 In einem weiteren Schreiben an das Regierungspräsidium sprach er sich vehement gegen eine erneute Verringerung der Kreuze aus, da gerade die „Vielzahl der Kreuze, durch die die Zahl der Opfer auch dem oberflächlichen Betrachter nahegebracht wird“,477 die zu erhaltende Eigenart des KZ-Friedhofs ausmache.

Anders als im Falle Bisingens wurde die Kritik des Denkmalamts zunächst berücksichtigt und auf eine weitere Neugestaltung des Schömberger KZ-Friedhofs vorerst verzichtet. Zehn Jahre später, Ende 1974, wurden die Pläne jedoch wieder aufgegriffen, da es in der Zwischenzeit mehrfach zu Beschwerden über den Pflegezustand der Anlage gekommen war. Schon im Oktober 1966 wandte sich der Sohn des in Dautmergen gestorbenen französischen Häftlings André Zimmermann mit einem Schreiben an den französischen Präsidenten de Gaulle, das über das Konsulat und anschließend das baden-württembergische Innenministerium erst Ende April 1967 beim Regierungspräsidium Südwürttemberg-Hohenzollern einging.478 Darin beklagte er den katastrophalen Anblick der Anlage, die eher an einen Weideplatz erinnere als an eine Grabstätte, da der Rasen im September 1966 wild bewachsen und mit Ameisenhaufen übersät war. Das Mahnmal befand sich ebenfalls in einem schlechten Zustand und die Inschrift der französischen Gedenktafel war nur noch schlecht lesbar. Auch waren die erst wenige Jahre zuvor gesetzten weißen Steinkreuze mit Moos bewachsen und hatten bereits eine graue Patina angesetzt. Zimmermann nahm daher an, dass die Pflege des KZ-Friedhofs mittlerweile eingestellt worden sei:


Für die Familien ist es sehr schmerzlich festzustellen, dass zwanzig Jahre nach der Errichtung des Friedhofs die Ehrfurcht der Vernachlässigung gewichen ist. Ich denke, dass dort sehr bald die Natur wieder zu ihrem vollen Recht kommen wird und dann die jungen deutschen Generationen von den furchtbaren Tatsachen, die die Älteren gewollt, erlebt oder erlitten haben, nichts mehr wissen werden. Ich kann mich sogar des Eindrucks nicht erwehren, dass dieser Zustand nicht die Folge einer schuldhaften [gemeint ist wohl „unverschuldeten“; M. B.] Vernachlässigung ist, sondern letzten Endes gewollt ist, um die deutsche Empfindlichkeit zu schonen.



Oberregierungsrat Müller-Caroli wies die Vorwürfe einer absichtlichen Vernachlässigung erwartungsgemäß zurück und sah „im wesentlichen […] jahreszeitlich und zugleich örtlich bedingte Umstände“479 als Ursache des schlechten Pflegezustands, da der Unkrautbewuchs aufgrund des dortigen Bodens sehr schnell eintrete und die Rasenfläche wegen der Kreuze nur eingeschränkt maschinell zu mähen sei. Das Regierungspräsidium ließ im Sommer die notwendigen Pflegearbeiten durchführen. Obwohl das Innenministerium Baden-Württemberg anordnete, den Friedhof künftig regelmäßig zu prüfen und eine dauerhafte Instandhaltung zu gewährleisten,480 kam es bereits im Sommer 1969 wieder zu Beschwerden von Angehörigen.481

Um die Pflege der Anlage zu erleichtern und den Arbeitsaufwand auf ein Minimum zu senken, entschieden sich das Regierungspräsidium und das Landratsamt schließlich im Dezember 1974 für eine grundlegende Neugestaltung des Friedhofs.482 Die bisherigen Gräberfelder wurden zu drei Rasenflächen zusammengelegt und die Zahl der Kreuze in zwei Schritten weiter reduziert. Statt der ursprünglich von der französischen Armee aufgestellten 1755 Holzkreuze befinden sich dort seitdem nur noch vierzig in vier Gruppen aufgestellte Steinkreuze, sodass der KZ-Friedhof heute trotz des zentralen Hochkreuzes eher einer Parkanlage gleicht.483 Nur zu verständlich ist daher die 1978 vom Sohn eines Dautmergen-Opfers nach einem Besuch in Schömberg gestellte Anfrage, wohin denn die Toten überführt worden seien, da der Friedhof dem Anschein nach seine Bestimmung verloren habe und nur noch als Gedenkstätte fungiere.484
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Ausschnitt der Grabfläche des KZ-Friedhofs Schömberg, aufgenommen im Jahr 2013. Wo einst 1755 Kreuze standen, erinnern heute vierzig Kreuze an die KZ-Opfer.



Auch für den KZ-Friedhof Schörzingen war 1964 kurzzeitig eine Neugestaltung wie in Bisingen im Gespräch, nachdem die Beratungsstelle für Obst- und Gartenbau die „harmonische“ Anordnung der dortigen Doppelkreuze ebenso gelobt hatte wie den Umstand, dass die Rasenfläche dadurch leichter gemäht werden könne.485 Eine dementsprechende Gestaltung würde daher auch in Schörzingen eine „Verbesserung in gestalterischer und arbeitsmäßiger Hinsicht“ mit sich bringen. Hier war es jedoch das Landratsamt Rottweil, das den Vorschlag aus mehreren Gründen ablehnte, sodass bis Ende der 1970er-Jahre keine Änderungen vorgenommen wurden.486


„Dem eindrucksvollen zentralen Hochkreuz deutlich unterordnen“ – Der lange Weg zur Errichtung eines Mahnmals für die jüdischen Opfer auf dem KZ-Friedhof Schömberg

Dass sich die Entscheidungen der Landesbehörden hinsichtlich der Gestaltung der drei Friedhöfe mehr an gärtnerischen, finanziellen und künstlerischen Kriterien orientierten als an der Frage, wie der Opfer angemessen gedacht werden solle, zeigte sich in den 1960er-Jahren vor allem an den Argumentationen in der Diskussion um ein jüdisches Mahnmal in Schömberg. Ende April 1963 teilte Günter Grunwald, Geschäftsführer der Friedrich-Ebert-Stiftung, dem Landratsamt Balingen mit, dass das Jewish Labor Committee (JLC) New York im Namen von Angehörigen in Schömberg gestorbener KZ-Häftlinge mit der Bitte an die Stiftung herangetreten sei, auf dem KZ-Friedhof ein Ehrenmal für die jüdischen Opfer errichten zu dürfen.487 Von den französischen Behörden habe man erfahren, dass im Konzentrationslager Schömberg 400 jüdische Häftlinge – überwiegend aus Litauen – gestorben seien, an die bislang nichts erinnere. Das Schreiben führte nun jedoch nicht dazu, seitens der Behörden die bestehende Gestaltung des Friedhofs mit den ausschließlich christlichen Symboliken zu überdenken, von eigenen Nachforschungen zu den Opfern völlig zu schweigen. Vielmehr wurde unter pragmatischen, finanziellen und gestalterischen Gesichtspunkten entschieden. So erhob das Regierungspräsidium gegenüber dem Innenministerium Baden-Württemberg „an sich keine Bedenken“,488 sofern die Kostenübernahme durch die Antragsteller gesichert sei. Das Staatliche Amt für Denkmalpflege hielt dagegen vehement an der bestehenden Anlage fest und wollte den Angehörigen der jüdischen Opfer nur ein möglichst unauffälliges Erinnerungsmal zugestehen:


Neben dem Hochkreuz nun ein weiteres, umfangreiches Ehrenmal zu errichten, ist aus künstlerischen Gründen nicht möglich, weil sich zwei Anlagen keinesfalls nebeneinander vertragen würden. Sollte es sich aber bei dem vom „Jewish Labor Committee“ in New York geplanten Ehrenmal um einen kleineren Stein oder am besten vielleicht nur um eine liegende Platte handeln, so ließe sich dafür sicher ein Platz finden.489



Entsprechend ließ das Innenministerium Baden-Württemberg das JLC über das deutsche Generalkonsulat in New York wissen, dass man „grundsätzlich bereit“ sei, „dem verständlichen Wunsch der Angehörigen Rechnung zu tragen, insofern hierfür eine künstlerisch vertretbare Lösung gefunden werden kann“.490 Das JLC solle einen Gestaltungsvorschlag einreichen, der sich an den Vorgaben des Staatlichen Amts für Denkmalpflege orientiere. Außerdem müsse die Finanzierung eigenständig geregelt werden, da der „Ehrenfriedhof“ bereits 1956 aus öffentlichen Mitteln neugestaltet worden sei. Ob das Jewish Labor Committee aufgrund dieser Auflagen bewusst von der Errichtung eines Mahnmals Abstand nahm oder andere Gründe dazu führten, dass das Vorhaben von Seiten der Organisation nicht weiter verfolgt wurde, bleibt unklar. Fest steht, dass keine Antwort auf das Schreiben des Innenministeriums erfolgte, weshalb die nachgeordneten Landesämter die Angelegenheit bis 1967 ad acta legten.

Wieder aufgegriffen wurde die Angelegenheit letztlich erst auf Initiative einer einzelnen Bürgerin und auf Wunsch von Überlebenden der „Wüste“-Lager nach dem „Hechinger Prozess“ 1965/66. In dem Verfahren waren vier ehemalige SS-Lagerkommandanten bzw. Schutzhaftlagerführer der „Wüste-“ sowie der „Neckarlager“ vor dem Schwurgericht in Hechingen wegen Mordes angeklagt; drei von ihnen hatten sich zugleich wegen Morden in Konzentrationslagern in Estland zu verantworten.491 Durch die (zumindest temporär) breite Berichterstattung der regionalen und überregionalen Presse gelangten erstmals detaillierte Schilderungen über die Konzentrationslager am Fuß der Schwäbischen Alb an die Öffentlichkeit, da zahlreiche ehemalige Häftlinge als Zeugen aussagten. In diesem Zusammenhang berichtete die Stuttgarter Zeitung auch, dass ein Überlebender des KZ Schömberg die deutschen Behörden darum gebeten habe, an der Stelle des einstigen Lagers ein Denkmal zu errichten,492 was jedoch von keiner Behörde aufgegriffen wurde.

Anfang Februar 1966 wandte sich eine katholische Bürgerin aus der Region an den in Schömberg geborenen Landtagsabgeordneten und vormaligen Ministerialrat Gerd Weng mit der Bitte um Unterstützung für einen jüdischen Gedenkstein in Schömberg.493 Maria Sch. hatte gemeinsam mit anderen Bürgern mehrere Verhandlungstage des Hechinger Prozesses begleitet, um „vor allem den jüdischen ehem. Häftlingen Hilfe anzubieten und Gesprächspartner aus der Zivilbevölkerung zu sein“. Dabei besuchte sie zusammen mit den Überlebenden auch die KZ-Friedhöfe in Bisingen und Schömberg. Diese befänden sich zwar in einem guten bis sehr guten Pflegezustand, doch wurde von den ehemaligen Häftlingen das Fehlen jeglicher Bezugnahme auf die jüdischen Opfer bemängelt, obwohl ein Großteil der Toten Juden waren. Ein in New York lebender jüdischer Überlebender sei besonders aufgebracht gewesen, als er feststellen musste, dass auf dem Sockel des Hochkreuzes zwar viele Nationalitäten eingraviert waren, ein Hinweis auf die jüdischen Toten aber auch hier fehlte. Maria Sch. berichtete Weng, dass sich dies unter den ehemaligen Häftlingen, die zur Zeugenaussage nach Hechingen gekommen waren, schnell herumgesprochen und großen Unmut ausgelöst habe.


Außerdem wunderten sich diese ehemaligen jüdischen Häftlinge darüber, daß ein Kreuz als einziges religiöses Symbol aufgestellt sei und nicht auch ein religiöses Symbol des Judentums. Sie sagten: „Wir möchten gerne einen Davidstern oder einen siebenarmigen Leuchter auf einem Gedenkstein, er braucht nicht groß sein, auch nicht im Mittelpunkt. Er soll gar nicht auffallen. Aber für unsere toten Freunde sind das doch Zeichen, die ihren Tod verdeutlichen.“ Einer von ihnen machte den Vorschlag, sie selbst wollten in Israel Geld sammeln und dort einen kleinen Stein behauen lassen und ihn dann nach Dautmergen [gemeint ist der KZ-Friedhof Schömberg; M. B.] und Bisingen schicken zu lassen.



Die Bürgerin appellierte daher an den CDU-Politiker, sich selbst der Sache anzunehmen, da es ein Armutszeugnis für Deutschland sei, „wenn wir es den davongekommenen ehemaligen Häftlingen überlassen, für ihre Toten ein jüdisches Symbol zu setzen“.

Als Weng das Anliegen an das Regierungspräsidium Südwürttemberg-Hohenzollern sowie Landtagsvizepräsident Franz Gog weiterleitete, sah sich zunächst niemand hierfür zuständig. Gog delegierte die Verantwortlichkeit an die Landratsämter Hechingen und Balingen, die auf Gemeinde- oder Kreisebene Überlegungen bezüglich einer möglichen Realisierung des Mahnmals anstellen sollten.494 Auch das Regierungspräsidium wollte zunächst deren Stellungnahme abwarten. Der Hechinger Landrat Hans Speidel wiederum betonte, dass die Betreuung der KZ-Friedhöfe dem Regierungspräsidium obliege und die Kreise lediglich für die „fachliche Überwachung“ des Friedhofswärters zuständig seien.495 Nichtsdestotrotz legte er seine Sicht der Dinge dar. So habe der Landkreis Hechingen mit der Errichtung der Friedhöfe durch die Franzosen „überhaupt nichts zu tun gehabt“ und sei auch noch gegenwärtig „nur am Rande beteiligt“. Neben den jährlichen französischen Gedenkstunden erwähnte Speidel auch die gelegentlichen Trauerfeiern des DGB, zu denen das Landratsamt stets „einen Vertreter geschickt“ habe, obwohl – wie er vertraulich anmerkte – die Form dieser Feiern insbesondere in den ersten Jahren nicht immer so gewesen seien, „daß sie in allem gebilligt werden“ konnten. Was die Häftlinge der „Wüste“-Lager betrifft, wusste der Landrat zu berichten, dass diese „im wesentlichen Russen, vielleicht auch noch einige Ostvölker“ gewesen seien; ob sich darunter auch Juden befunden hätten, wisse er nicht.

Dass sich Speidel (Jahrgang 1900) offensichtlich weder mit den Konzentrationslagern allgemein noch mit den „Wüste“-Lagern im Speziellen beschäftigt hatte, zeigt seine Einschätzung, dass in Bisingen nur wenige Juden gewesen sein könnten, da das Lager erst im letzten Kriegsjahr errichtet worden sei. Die Entscheidung, ob auf dem Friedhof, dessen Einzelkreuze „aus Zweckmäßigkeitsgründen“ wenige Jahre zuvor reduziert worden waren, nun auch ein jüdisches Symbol angebracht werden solle, überließ er dem Regierungspräsidium, jedoch nicht ohne seine eigene Meinung kund zu tun:


Wenn Sie […] der Auffassung wären, daß im Anschluß an den Prozess in Hechingen, der ja mit dem Lager in Bisingen nichts zu tun hat [sic!], etwas Besonderes veranlasst werden sollte, dann würde ich bitten, hierzu Vorschläge zu unterbreiten. Ich persönlich möchte der Auffassung sein, daß dies nicht zweckmäßig ist.



Der Balinger Landrat und spätere nordwürttembergische Regierungspräsident Friedrich Roemer (* 1912) stimmte Speidel nicht nur zu und hielt es auch im Falle Schömbergs für unwahrscheinlich, dass dort jüdische Opfer begraben lägen; auch äußerte er seine Meinung zu einem jüdischen Gedenkstein gegenüber seinem Amtskollegen in noch deutlicheren Worten:


Wenn nun die Landkreise […] besondere Maßnahmen erwägen würden, um im Zusammenhang mit den KZ-Prozessen in Hechingen eine Art Demonstration herbeizuführen, so halte ich dies […] für völlig abwegig. Es würde so ausgelegt werden können, als ob gerade diese Landkreise bzw. Gemeinden sich besonders unrühmlich bei der seinerzeitigen Verfolgung der Juden hervorgetan hätten. […] Der KZ-Prozeß hätte anstatt in Hechingen auch an einem anderen Landgericht stattfinden können. Schon aus diesem Grunde ist nicht einzusehen, warum gerade in unserer Gegend die Gemüter erneut aufgeregt werden sollten.496



Davon abgesehen, dass der „Hechinger Prozess“ sehr wohl mit den Konzentrationslagern in den betreffenden Landkreisen „zu tun“ hatte, sagt die heftige Ablehnung eines jüdischen Symbols auf den KZ-Friedhöfen viel aus über die immer wieder vorgebrachte Beteuerung, aller Opfer gedenken zu wollen. So lange die Opfer anonym und ohne genauere Angaben zu den Todesumständen als „Tote aus vielen Ländern Europas“ oder noch stärker nivellierend als „Kriegsopfer“ bezeichnet wurden, waren die Landratsämter durchaus bereit, bei der Gestaltung der Friedhöfe und der Errichtung von Erinnerungsmalen mitzuwirken. Konkrete Hinweise auf die in der eigenen Region begangenen NS-Verbrechen sowie eine unzweideutige Nennung der Verfolgtengruppen, die nicht dem Kriegsverlauf, sondern der nationalsozialistischen Barbarei zum Opfer gefallen waren, wurden so vermieden. Die Region behielt eine weiße Weste, Opfer und Täter blieben abstrakt.

Die nun zur Debatte stehende Anbringung eines jüdischen Symbols – die die Region zumindest indirekt mit der nationalsozialistischen Judenverfolgung in Verbindung gebracht hätte – stellte dagegen einen Angriff auf diese bewährte Verdrängungsstrategie dar, den die beiden Landräte abzuwehren versuchten. Die pauschale Einschätzung, dass sich unter den Opfern keine oder nur wenige Juden befunden haben könnten – was mit einem Mindestmaß eigener Bemühungen um Informationen zu den „Wüste“-Lagern nicht mehr haltbar gewesen wäre –, war dabei ein nur vorgeschobenes Argument. Die Tatsache, dass KZ-Überlebende und Hinterbliebene jüdischer Opfer mit der Forderung nach einem Erinnerungszeichen für ihre gestorbenen Mithäftlinge und Angehörigen die Mutmaßungen der Behörden widerlegten, hatte offensichtlich keinen Einfluss auf die Haltung der Landräte. Frei von jeglicher (zumindest artikulierter) Empathie für die Opfer sahen Speidel und Roemer darin vielmehr eine ungerechtfertigte Stigmatisierung ihrer Landkreise und deren Bewohnerschaft als Akteure der Judenverfolgung. Nicht den KZ-Opfern galt die Anteilnahme der beiden Landräte, sondern den deutschen Zeitgenossen, den Mittätern und Zuschauern. Die Anmerkung Roemers, dass durch die Anbringung jüdischer Erinnerungszeichen in der Region die „Gemüter erneut aufgeregt“ würden, bedeutete letztlich nichts anderes, als dass kein Interesse daran bestand, den Mantel des kollektiven Schweigens zu lüften.

Das Regierungspräsidium Südwürttemberg-Hohenzollern konnte sich angesichts der ablehnenden Haltung der Landratsämter nicht dazu durchringen, eine klare Entscheidung zu treffen und sich für oder gegen ein Mahnmal auszusprechen. In diesem Zusammenanhang erinnerte man sich aber nach drei Jahren wieder an die ähnlich lautende Anfrage des Jewish Labor Committee und begründete weitere Verzögerungen bis zu einer endgültigen Entscheidung gegenüber Weng damit, dass die noch immer ausstehende Rückmeldung aus New York abgewartet werden solle.497 Da diese weiter ausblieb, teilte Oberregierungsrat Müller-Caroli dem Landratsamt Hechingen Anfang Mai 1966 mit, dass die Pläne für ein jüdisches Ehrenmal wohl seitens des JLC aufgegeben worden seien, man die Angelegenheit aber „von hier aus weiterhin im Auge behalten“498 wolle. Ende Februar 1967 erachtete die Friedrich-Ebert-Stiftung die Angelegenheit ebenfalls für erledigt, da sich das JLC auch nach mehrmaligem Nachfragen nicht mehr zur Sache geäußert habe.499

Unterdessen hatte sich jedoch das Innenministerium Baden-Württemberg eingeschaltet, welches seinerseits Kontakt zum JLC aufnahm und die Organisation darüber informierte, dass, sollte es ihr nicht möglich sein, die Planungen für ein Mahnmal selbst wieder aufzunehmen, das Ministerium das weitere Vorgehen mit der Israelitischen Religionsgemeinschaft Württemberg besprechen wolle, welche ihre Mitarbeit bereits zugesagt habe.500 Tatsächlich scheinen in den folgenden eineinhalb Jahren Gespräche zwischen dem Innenministerium und der Israelitischen Religionsgemeinschaft stattgefunden zu haben. Im August 1968 informierte das Ministerium alle vier Regierungspräsidien (Nordbaden, Nordwürttemberg, Südbaden, Südwürttemberg-Hohenzollern) in einem als Verschlusssache gekennzeichneten Schreiben, dass die Israelitische Religionsgemeinschaft Württemberg um ein jüdisches Ehrenmal in Schömberg bitte und der Ansicht sei, dass dieses „nicht von jüdischer, sondern von deutscher Seite [sic!] finanziert werden müsse“.501 Da das Bundesinnenministerium eine Finanzierung bereits abgelehnt hatte, wollte das Innenministerium Baden-Württemberg die Entscheidung über eine Kostenübernahme von möglichen Folgekosten abhängig machen:


Ehe entschieden werden kann, ob und in welcher Höhe Landesmittel zur Verfügung gestellt werden können, muß geprüft werden, ob sich aus der etwaigen Bereitstellung von Landesmitteln zur Errichtung eines Ehrenmals für jüdische KZ-Opfer in Schömberg auch Folgerungen für andere Begräbnisstätten jüdischer Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft ergeben. Die Regierungspräsidien werden um Bericht bis 10. September gebeten, ob und auf welchen Begräbnisstätten jüdischer Opfer von Krieg- und Gewaltherrschaft, insbesondere KZ-Friedhöfen, die Errichtung jüdischer Gedenkzeichen, etwa im Hinblick auf die Zahl der dort bestatteten jüdischen Toten, noch in Betracht kommen könnte. Fehlanzeige ist erforderlich.



Das Regierungspräsidium Südwürttemberg-Hohenzollern antwortete daraufhin drei Wochen nach Ablauf der Rückmeldefrist, dass es im Verwaltungsbezirk nur die drei Begräbnisstätten in Schömberg, Schörzingen und Bisingen gebe, wobei jedoch noch immer unklar sei, ob dort überhaupt jüdische Opfer begraben seien.502 So musste das Innenministerium das Regierungspräsidium darauf hinweisen, dass laut der Israelitischen Religionsgemeinschaft auf dem KZ-Friedhof Schömberg mehrere Hundert Juden aus Vilnius (Litauen) beigesetzt seien und im Gemeindearchiv Schömberg ein Sterbeverzeichnis existiere.503 Es stellte sich zwar heraus, dass in dem Verzeichnis keine Konfessionen eingetragen waren, doch wusste bis dato offenbar kaum eine Behörde überhaupt von dieser Liste.

Letztlich genügten der Landesregierung im Frühjahr 1969 die (was die Anzahl der lettischen Opfer betrifft fehlerhaften) Informationen der Israelitischen Religionsgemeinschaft über die jüdischen Opfer, um einen Betrag von 10 000 DM für ein jüdisches Mahnmal zur Verfügung zu stellen. Das baden-württembergische Innenministerium hatte dabei keine Skrupel, das Regierungspräsidium darauf hinzuweisen, dass diese Summe „auch deshalb ausreichen [müsse], weil sich das jüdische Ehrenmal neben dem eindrucksvollen zentralen Hochkreuz deutlich unterordnen soll“ und daher nur ein kleineres jüdisches Gedenkzeichen in Betracht komme.504 Mit der Konzeption des Mahnmals wurde erneut Ugge Bärtle beauftragt, die Inschrift wurde von der Israelitischen Religionsgemeinschaft Württemberg verfasst.505 Am 6. Dezember 1970, mehr als sieben Jahre nach der Bitte des Jewish Labor Committee, wurde der massive, aber doch schlichte, auf zwei Stufen angebrachte Gedenkstein feierlich eingeweiht.506 Er befindet sich am hinteren Ende des Friedhofs, unmittelbar vor der Hecke, die die gesamte Anlage umschließt. In der oberen Mitte des Mahnmals ist eine Menora abgebildet, darunter eine hebräische Inschrift. Links und rechts der Menora ist auf Deutsch zu lesen:


Bedenke, oh Mensch, wo du stehst! Hier liegen heilige Opfer einer Zeit des Unheils, der Gewaltherrschaft und des Rassenwahns, in der Menschen des Glaubens wegen, aus ihrer Heimat verschleppt, entrechtet, entwürdigt und gepeinigt, dem Leben entrissen auf diesem Totenfeld die letzte Stätte gefunden haben.

 

Auf diesem mit Kreuzen bedeckten Feld ruhen auch viele Juden, darunter 780 aus Wilna. Zu viele sind es, um Namen zu nennen, doch wisse:

 

NIEMAND UND NICHTS IST VERGESSEN



Die Inschrift unterschied sich damit zu dieser Zeit – auch ohne einen Hinweis auf die Konzentrationslager – in ihrer Deutlichkeit gravierend von den Mahnmaltexten, die von deutschen Behörden verfasst wurden. Angemerkt werden muss jedoch, dass die auf dem Gedenkstein genannte Zahl von 780 Wilnaer Juden nicht korrekt ist. Nach heutigem Kenntnisstand befinden sich mindestens 701 jüdische Opfer unter den in Schömberg beigesetzten 1777 Toten der Konzentrationslager Schömberg und Dautmergen, davon 417 aus Litauen und etwa 200 aus Polen.507


3.2        Zunehmende Ambivalenzen (1969–1977)

Das Mahnmal im Bisinger „Kuhloch“ 1969

Bis Ende der 1960er-Jahre befanden sich sämtliche Mahnmale, Gedenksteine und Tafeln zur Erinnerung an die Opfer der Natzweiler-Außenlager auf KZ-Friedhöfen bzw. den Grabstätten der Verstorbenen. An den einstigen Tatorten, das heißt den ehemaligen Lagergeländen und Zwangsarbeitsstätten, fand sich – mit Ausnahme der von französischen Behörden in Neckarelz und Neckargerach angebrachten Erinnerungsmale – in keinem Ort mehr ein Hinweis auf die dort begangenen Verbrechen. Ein erster von deutscher Seite initiierter Gedenkstein außerhalb einer Friedhofsanlage wurde erst 1969 in Bisingen errichtet. In den meisten anderen Orten sollte dies noch über ein Jahrzehnt länger dauern. Doch auch das Bisinger Mahnmal zeugte weniger von einer breiten gesellschaftlichen Bereitschaft, sich umfassend mit der Geschichte der Konzentrationslager zu befassen, sondern subsumierte die NS-Opfer ohne historische Kontextualisierung und explizite Nennung unter die Geschichte des menschlichen Leidens und Sterbens im 20. Jahrhundert.

In den 1950er-Jahren hatte die Gemeinde das Gelände des ehemaligen „Wüste-Werks 2“ im „Kuhloch“ mit 171 000 Bäumen und Hecken bepflanzt.508 Mitte der 1960er-Jahre begann der örtliche Fußballverein, dort ein Begegnungszentrum für Sport und Erholung aufzubauen. Als Ausdruck der „Völkerverständigung“ und Zeichen deutsch-französischer Aussöhnung wurde gemeinsam von deutschen und französischen Soldaten u. a. ein Wanderweg angelegt. Anlässlich des fünfzigjährigen Vereinsjubiläums beschloss der FV Bisingen außerdem, in dem Naherholungsgebiet „für die Toten des Vereins, aber auch für alle diejenigen, die im ehemaligen Ölschiefergelände ‚Kuhloch‘ ihr Leben lassen mussten, ein würdiges Denkmal“ zu errichten.509 Dieses wurde am 6. Juli 1969 mit einer großen Zeremonie eingeweiht, an der neben vielen Bürgern, lokalen Amtsträgern und Vertretern des Württembergischen Fußballverbands u. a. Regierungspräsident Birn, der Hechinger Landrat Hans-Jörg Mauser, MdL Franz Gog sowie Louis Ferdinand Prinz von Preußen als Vertreter der in Sigmaringen beheimateten Hohenzollern teilnahmen. Es wurden Grußworte von Bundeskanzler Kiesinger verlesen und ein Heeresmusikkorps der Bundeswehr begleitete die Feier musikalisch.

Der Vorsitzende des Fußballvereins leitete die Gedenkstunde mit den Worten ein, dass viele Bürger „verwundert, einige sogar verärgert“ über die Erstellung der Erinnerungsstätte seien und befanden, dass man „die alten Geschichten ruhen lassen“ solle.510 Diesen Vorbehalten entgegnete er mit einer Schilderung des Zwecks des Mahnmals, wobei deutlich wurde, dass dieses nicht allein den Opfern des Konzentrationslagers – welches er nicht explizit erwähnte – gewidmet war:


Jeder, der hier vorbei geht, soll daran gemahnt werden, daß Millionen Menschen im Laufe der letzten Jahrzehnte sinnlos sterben mussten. Dabei denken wir an die vielen Menschen auf der Welt in den Zwangslagern, an die vielen Soldaten bei den kriegerischen Auseinandersetzungen, vor allem an die zahllosen unschuldigen und völlig unbeteiligten Kinder und Familien, die außerhalb der Kriegsschauplätze durch die jeweiligen Massenvernichtungsmittel in den Tod geschickt wurden.



Bei der Gestaltung des Mahnmals – einem pyramidenförmigen Gedenkstein – war auf jeglichen Hinweis auf das KZ Bisingen verzichtet und eine Inschrift gewählt worden, die keinerlei Verbrechen benennt. Ohne weitere Angaben ist auf der dort angebrachten deutschsprachigen Tafel in Anlehnung an Friedrich Schillers Thermopylen-Epigramm511 bis heute zu lesen: Wanderer, gehst du hier vorbei, gedenke derer, denen das Leben genommen wurde, bevor sie es sinnvoll gelebt hatten. Davon abgesehen, dass nur informierten „Wanderern“ bewusst sein dürfte, woran die Inschrift konkret erinnern soll, wird den Opfern mit dem – vermutlich unbedacht formulierten – Text abgesprochen, jemals ein „sinnvolles“ Leben geführt zu haben. Auf den zusätzlich in französischer und lateinischer Sprache angebrachten Tafeln findet sich die Formulierung hingegen in abgeänderter Form. So lautet die französische Inschrift übersetzt: Freund, gehst du hier vorbei, gedenke all derer, die hier zu jung gestorben sind, um gelebt zu haben.

Die Redner der Gedenkfeier ebenso wie die lokale und regionale Presse waren voll des Lobes für das Begegnungszentrum, das Mahnmal und die Initiative des Fußballvereins zur „Völkerverständigung“. Der im Veranstaltungsprotokoll des Fußballvereins ehrfürchtig „Seine Kaiserliche Hoheit“ genannte Louis Ferdinand Prinz von Preußen sah die neugeschaffene Anlage mit dem Gedenkstein gar als einen Begegnungsort „für die ganze Menschheit“. Die meisten Redebeiträge befassten sich zwar zumindest am Rande mit der jüngeren Geschichte des Geländes, also dem NS-Terror im Rahmen des Ölschieferprojekts, doch wurden die Konzentrationslager meist nur verklausuliert oder mit dem Hauptfokus auf eine Inschutznahme der lokalen Bevölkerung thematisiert. Der Landtagsabgeordnete Gog erwähnte ausschließlich den örtlichen KZ-Friedhof, ohne auf das Lager selbst einzugehen, war sich jedoch sicher, dass „die Bevölkerung hinter den damaligen Morden nicht gestanden hat“. Landrat Mauser war es wichtig zu betonen, dass die „Geschichte dieses Ortes“ der Gemeinde aufgezwungen worden sei: „Über Nacht kamen im Herbst 1943 die zuständigen Stellen und bauten dieses Gelände ab zur Gewinnung von Ölschiefer und droben sind 1158 Opfer im KZ-Friedhof begraben.“ Was zwischen dem Ölschieferabbau 1943 und der Errichtung des KZ-Friedhofs in Bisingen geschah, ließ auch Mauser unerwähnt. Doch war er ebenfalls überzeugt: „Die Gemeinde hatte […] damit nichts zu tun, außer dem Versuch zu helfen und außer dem Entsetzen, das die Menschen gepackt hatte.“ Lediglich Bisingens Bürgermeister Otto Pflumm schilderte in einigen Sätzen die Geschichte des Ölschieferprojekts und des Barackenlagers, bevor sich der Hauptteil seiner Rede in die Darstellungen seiner Vorredner einreihte:


Eine unerbittliche, zahlenmäßig starke und bewaffnete Wachmannschaft sorgte dafür, dass keinerlei Beziehungen zwischen den Insassen des Lagers und der Bevölkerung aufkommen konnten. Die Bevölkerung von Bisingen war über die Vorgänge und über das Ausmaß der Verluste in diesem Lager nicht im Bilde, trotzdem ließ die Besatzungsmacht Bisinger Bürger für die Vorgänge in diesem Lager büßen.



Inwiefern Bisinger Einwohner für das Konzentrationslager hätten „büßen“ müssen, ließ Pflumm im Unklaren. Stattdessen verwies er – fast schon obligatorisch – auf den Figaro-Artikel von 1946 und lobte das vermeintlich heroische Verhalten der Bevölkerung, die „ein ganzes System der Versorgung mit Lebensmitteln“ für die Häftlinge eingerichtet und bei den NS-Behörden „heftigen Einspruch gegen die Behandlung der Gefangenen“ erhoben habe. Dank dieses Zeitungsartikels habe schließlich auch der „Haß bei der Besatzungsmacht gegenüber der Bevölkerung von Bisingen“ nachgelassen.

Die Redebeiträge zur Einweihung des Mahnmals spiegeln insgesamt, wie Christine Glauning treffend zusammenfasst, die seit Kriegsende in Bisingen typischen Distanzierungsmuster wider:


die Ausblendung von KZ und Opfern […]; die Verwässerung des Opferbegriffs, der Soldaten, Zivilisten und die Menschen in den ‚Zwangslagern‘ in einem Atemzug nannte; der Mythos von der totalen Absperrung des Lagers nach außen sowie die beinahe wörtliche Reproduktion des Artikels aus ‚Le Figaro‘ und die Heroisierung der Zivilbevölkerung.512



Dem ist jedoch hinzuzufügen, dass gerade diese geschichtsklitternden Darstellungen bisweilen die Bedingung für eine weitere bzw. tatsächliche Beschäftigung mit der lokalen NS-Vergangenheit bildeten. Indem die seit 1945 gesponnene und in Bisingen immer wieder tradierte Legende der hermetischen Absonderung des Konzentrationslagers sowie der aufopferungsvollen Bevölkerung in den Redebeiträgen des Bürgermeisters und des Landrats einmal mehr bekräftigt wurde, galt sie sozusagen endgültig als amtlich bestätigt. Das vermeintlich vorbildliche Verhalten der Ortsbevölkerung 1944/45 bildete den Grundkonsens und die Voraussetzung jeglicher Thematisierung des Konzentrationslagers, da sich leichter über die Schatten der Vergangenheit reden ließ, wenn von Beginn an sichergestellt war, dass die einheimische Bevölkerung dabei in keinem schlechten Licht erscheinen würde.

Eine wirkliche Auseinandersetzung mit der Geschichte des KZ Bisingen setzte zwar erst in den 1980er-Jahren ein. Dass aber zumindest in Teilen der Bevölkerung die grundsätzliche Bereitschaft oder gar der Wille vorhanden war, die Erinnerung an die Opfer der „Wüste“-Lager wach zu halten, hatten bereits die vereinzelten Gedenkfeiern auf den drei KZ-Friedhöfen mit bis zu 1700 Teilnehmern gezeigt, wenngleich sich nur relativ wenige Einheimische an diesen überregionalen Veranstaltungen beteiligten.

Drei Jahre nach der Einweihung des Gedenksteins sollte sich erstmals zeigen, dass die bislang dominierende Abwehrhaltung in der Lokalbevölkerung zusehends wich und der KZ-Friedhof im lokalen Bewusstsein – zumindest temporär – angekommen war. Der „Bisinger Mythos“, wie die örtlichen Jungsozialisten (Jusos) die Meistererzählung von der aufopferungsvollen Bevölkerung später kritisch nannten, blieb davon jedoch weiter unberührt.


Bisingen und Haslach: (Keine) Proteste gegen Mülldeponien

Als im Spätsommer 1972 bekannt wurde, dass das Landratsamt Hechingen den Bau einer großen Mülldeponie in unmittelbarer Nähe des KZ-Friedhofs Bisingen plante, regte sich umgehend Protest, sowohl in der Region als auch im Bundesland und mit Unterstützung aus dem Ausland. So wandten sich Pfarrer Majer-Leonhard, der Erzinger Pfarrer Siegfried Böhringer sowie mehrere Bürger in Briefen an Lokal- und Landespolitiker, Landrat Mauser sowie das Regierungspräsidium Südwürttemberg-Hohenzollern.513 In Bisingen gründete sich eine „Aktionsgemeinschaft Müll weg vom KZ-Friedhof“, die, unterstützt vom DGB Reutlingen, den Naturfreunden Württemberg und der VVN Baden-Württemberg zu einer Großkundgebung gegen die geplante Deponie aufrief. An der Protestveranstaltung Ende November 1972 beteiligten sich laut Zeitungsberichten mehr als 2000 Menschen, darunter auch Kommunalpolitiker, vier Landtagsabgeordnete, Mitglieder von Opferverbänden aus Polen und Frankreich sowie der polnische Minister für Forstwesen und Holzverarbeitungsindustrie Roman Gesing.514 Letzterer wurde in der Stuttgarter Zeitung dahingehend zitiert, dass allein schon das Vorhaben einer Mülldeponie neben den Gräbern von KZ-Opfern Emotionen anheize, alte Wunden aufreiße und „kaum vergessene Ressentiments“ wieder lebendig mache.515 Dem entgegenzuwirken, war das erklärte Ziel des Bündnisses.

Es lässt sich heute nicht rekonstruieren, wie viele der Kundgebungsteilnehmer tatsächlich aus Bisingen und den umliegenden Ortschaften kamen. Jedoch zeugt allein die Gründung der lokalen Aktionsgemeinschaft von einem allmählichen gesellschaftlichen Wandel, der 27 Jahre nach Kriegsende sicherlich auch durch den Generationenwechsel begünstigt war – wenngleich von einem „Generationenbruch“ und einer heute unter der Chiffre „1968“ firmierenden Kritik an der Eltern- und Großelterngeneration im Zusammenhang mit den KZ-Außenlagern nicht nur auf der Schwäbischen Alb bis Ende der 1970er-Jahre kaum die Rede sein kann. So steht das Engagement der Bisinger Aktionsgemeinschaft auch nicht grundsätzlich in Widerspruch zum bisherigen Umgang mit dem Konzentrationslager. Vielmehr knüpfte diese an tradierte Geschichtsdeutungen an. Der Sprecher der Aktionsgemeinschaft – Mitglied der Bisinger Ortsgruppe des Schwäbischen Albvereins – betonte beispielsweise, dass die einheimische Bevölkerung zur Zeit des Lagerbestehens „mit diesen grausam zu Tode geschundenen und verhungerten Menschen Mitleid gehabt“ und „oft unter eigener Lebensgefahr geholfen“ habe, „wo immer es möglich gewesen sei“.516 Nichtsdestotrotz: Dass sich aus der lokalen Bevölkerung heraus ein Initiativkreis bildete, der nicht nur eine Gedenkfeier organisierte, sondern zum breiten Protest gegen behördliche Planungen aufrief, um die Wahrung der Totenruhe sowie ein würdiges Gedenken an die KZ-Opfer zu verteidigen, war bis dato in Baden-Württemberg noch nicht vorgekommen. Dementsprechend waren die Landesbehörden überrascht von den Protesten, zumal sich auch aus dem Ausland die Beschwerdeschreiben häuften.517

Das Landratsamt sah die Bedenken hingegen als unbegründet, da die geplante Deponie zwar nur 150 Meter vom KZ-Friedhof entfernt entstehen sollte, allerdings in einem nur nach Norden geöffneten Geländeeinschnitt, wohingegen der Friedhof auf einem Hang in nordöstlicher Richtung liege.518 So wurde argumentiert, dass keine Sichtverbindung bestehe und bei vorschriftsmäßigem Betrieb der Mülldeponie keine Geruchsbelästigung auftreten werde, da die Anlage nach einem Verfahren arbeite, bei dem kaum Emissionen entstünden. Auch die Lärmbelästigung sei zu vernachlässigen, da die naheliegende Bundesstraße mehr Lärm verursache. Obwohl die Deponie also nach Ansicht des Landratsamts „in keiner Weise die Totenruhe stören oder die Gefühle der Besucher der Begräbnisstätte verletzen“ könne, wurde vorgeschlagen, einen Erdwall mit Grüngürtel zwischen Friedhof und dem Gelände der geplanten Deponie anzulegen, um die Gemüter zu beruhigen.

Damit gab sich das Regierungspräsidium zunächst zufrieden.519 Aufgrund der „erhebliche[n] politische[n] Bedeutung“520 der Angelegenheit schaltete sich jedoch das baden-württembergische Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Umwelt ein und untersagte den subalternen Behörden, eigenmächtig eine Entscheidung zu treffen. Anfang Mai 1973 stellte das Regierungspräsidium Tübingen schließlich fest,521 dass es „unter den gegebenen Umständen – zahlreiche Einsprüche von Dienststellen, Gemeinden, Vereinen, Einzelpersonen und Personengruppen“ – nicht möglich sei, die Mülldeponie in der Nähe des KZ-Friedhofs zu errichten.522 Die Pläne wurden daher aufgegeben.

Anders im badischen Haslach im Kinzigtal: Dass sich in den Stollen des Urenwalds das KZ „Vulkan“ (Schirmeck-Außenlager) befunden hatte, die Häftlinge aller drei Haslacher Konzentrationslager („Vulkan“, „Sportplatz“ und „Kinzigdamm“) dort Zwangsarbeit verrichten mussten und viele Häftlinge dort gestorben waren, hinderte die Stadt nicht daran, auf dem Gelände 1965 einen Müllplatz anzulegen.523 1973 wurde dieser ohne Proteste aus der Bevölkerung zur Kreismülldeponie erweitert. Die wenigen bis dahin noch erhaltenen Teile des Stollensystems, in denen sich das KZ „Vulkan“ befunden hatte, wurden zugeschüttet.524 Auch wurde die Häftlingsbaracke des am nordwestlichen Rand Haslachs gelegenen Natzweiler-Außenlagers „Sportplatz“ 1979 abgerissen und an dieser Stelle eine Markthalle gebaut. An der Holzbaracke hatten 1970 ehemalige Häftlinge und französische Widerstandskämpfer gemeinsam mit Bürgermeister Josef Rau eine Holztafel angebracht mit der Inschrift: Von September 1944 bis Februar 1945 befand sich hier ein Außenkommando der NS-Konzentrationslager Schirmeck und Struthof. Hunderte Häftlinge aus ganz Europa litten und starben hier. Dies darf niemals mehr geschehen. Die Tafel wurde nach dem Bau der Markthalle neben deren Eingangstor wieder angebracht.


Mahnmalinschriften und Friedhofspflege in Bisingen, Unterriexingen und Vaihingen an der Enz

Die Stuttgarter Hilfsstelle für Rasseverfolgte wurde in den 1970er-Jahren nur noch selten im Zusammenhang mit den KZ-Gräbern in Baden-Württemberg aktiv. Doch gab Fritz Majer-Leonhard nicht auf, sich für aussagekräftige Mahnmalinschriften einzusetzen, was besonders die KZ-Friedhöfe in Bisingen, Unterriexingen und Vaihingen betraf.

Im September 1975 wies er das Regierungspräsidium Tübingen auf die unpräzisen Inschriften in Bisingen hin und bat darum, Informationen über das Konzentrationslager sowie die Opfer auf einer Tafel anbringen zu lassen. Das Landratsamt Zollernalbkreis525 verwies jedoch auf die französischsprachige Gedenktafel, die Skulptur von Ugge Bärtle sowie das auf einem Natursteinsockel angebrachte Hinweisschild mit der Aufschrift „Ehrenfriedhof“, welches (ungeachtet der vorangegangenen Diskussionen um die richtige Bezeichnung des Friedhofs) im Herbst 1974 am Eingang der Anlage angebracht worden war.526 Majer-Leonhard ließ sich davon nicht beirren, sondern informierte das Landratsamt, dass einige Wochen zuvor eine Gruppe junger Menschen aus Israel und Australien den Friedhof besucht und keinen Hinweis darauf gefunden hatte, um welche Art von Lager es sich in Bisingen gehandelt hatte. Aus diesem Grund machte er einen Vorschlag für einen neuen Mahnmaltext:


Hier war von September 1944 bis April 1945 ein Kommando des Konzentrationslagers Natzweiler (Elsass). Andere Zweiglager befanden sich u. a. in Leonberg, Schömberg, Schörzingen, Vaihingen an der Enz, Schwäb. Hall. Die bei der Öl-Schiefer-Gewinnung eingesetzten Häftlinge des NS-Regimes (darunter viele Juden) aus verschiedenen Ländern sind zum großen Teil verhungert. Die Namensliste der 1158 Toten wurde vernichtet.527



Das Landratsamt leitete den Vorschlag zur Prüfung an das Regierungspräsidium weiter, sprach sich dabei allerdings dafür aus, lediglich am Sockel des Hochkreuzes eine Tafel anbringen zu lassen mit der Inschrift: Hier ruhen 1158 unbekannte Häftlinge, die vom September 1944 bis April 1945 zur Ölschiefergewinnung eingesetzt waren.528 Ein expliziter Hinweis auf das Konzentrationslager, was Majer-Leonhards Hauptanliegen gewesen war, sollte demnach weiterhin unterbleiben.

Ein Jahr lang geschah jedoch nichts, bis sich die Hilfsstelle für Rasseverfolgte im September 1976 direkt an das Regierungspräsidium wandte und ihre Bitte nach einem neuen Mahnmaltext bekräftigte.529 Majer-Leonhard begründete seine Forderung zum einen damit, dass „inzwischen […] eine neue Generation herangewachsen [ist], die nur noch wenig weiß von dem, was im Dritten Reich geschah“; zum anderen gab er zu bedenken, „mit welchen Methoden von radikalen Kräften heute der Massenmord im Dritten Reich beschönigt wird“, und erachtete eindeutige Inschriften auf den KZ-Friedhöfen als Notwendigkeit, um diesen Tendenzen entgegenzuwirken.

Das Regierungspräsidium unterstützte in der Folge nicht nur Majer-Leonhards Anregung und schlug die Aufstellung einer neuen Tafel am Friedhofseingang vor, sondern plädierte gar noch für eine weitere Präzisierung der Inschrift. So solle auch das Lager Neckargartach in die exemplarische Auflistung weiterer Natzweiler-Außenlager aufgenommen werden. Außerdem solle ergänzt werden, dass die Bisinger Häftlinge „vom NS-Regime unter unmenschlichen Lebens- und Arbeitsbedingungen“530 bei der Ölschiefergewinnung eingesetzt waren. Als abschließender Satz wurde vom Regierungspräsidium vorgeschlagen: „Wehret den Anfängen – Wehret dem Haß“. Mit diesen Ergänzungen war Majer-Leonhard weitgehend einverstanden. Um weitere Kenntnisse über das KZ Bisingen zu erlangen, die auf die Tafel aufgenommen werden könnten, erkundigte er sich aber überdies beim International Tracing Service, beim Münchner Institut für Zeitgeschichte sowie beim Bundesarchiv Koblenz nach Informationen über das Lager.

Die Pläne des Regierungspräsidiums und der Hilfsstelle wurden jedoch mehrere Male vom Landratsamt Zollernalbkreis (welches wohlgemerkt in der Verwaltungshierarchie dem Regierungspräsidium untergeordnet ist) durchkreuzt. Als Landrat Erhard Lazi die Zustimmung der Gemeinde Bisingen zur neuen Tafel einholte, schlug er Bürgermeister Heinrich Haasis vor, diese nicht am Eingang des Friedhofs, sondern neben dem kaum noch wahrgenommenen Gedenkstein auf der Rückseite der Anlage anbringen zu lassen.531 Den Entwurf der Inschrift hatte das Landratsamt in dem Schreiben eigenmächtig gekürzt. So fehlte die Nennung anderer Außenlager ebenso wie die Erwähnung jüdischer Häftlinge und die Angaben zu den Lebens- und Arbeitsbedingungen. Das Regierungspräsidium hielt dagegen an der ausführlicheren Textfassung fest.532 Dennoch holte das Landratsamt Kostenvoranschläge für beide Entwürfe ein und sprach sich für die Kurzfassung aus, da die ausführlichen Informationen nicht nötig seien.533 Möglicherweise war es schließlich ein Kompromiss, dass beim Innenministerium Baden-Württemberg Gelder für eine Bronzetafel mit der vom Regierungspräsidium vorgeschlagenen Inschrift beantragt wurden, bei der lediglich auf den Halbsatz zu den Lebens- und Arbeitsbedingungen verzichtet wurde.534 Die kleine Tafel wurde Ende August 1977 an einer der beiden noch freien Seiten des Hochkreuz-Sockels angebracht. Damit kam nun 32 Jahre nach Kriegsende erstmals ein deutschsprachiges Erinnerungszeichen im Inneren des KZ-Friedhofs Bisingen zur Aufstellung.

Ein solches befand sich (ebenfalls auf Initiative der Hilfsstelle für Rasseverfolgte) auf dem KZ-Friedhof Unterriexingen zwar bereits seit 1962, doch war die Inschrift des Mahnmals Hier ruhen 250 Opfer einer Gewaltherrschaft – sie mahnen zum Frieden alles andere als aussagekräftig. Pfarrer Majer-Leonhard drängte daher spätestens ab Ende 1972 auf eine Ergänzung des Texts auf dem Obelisken,535 was aber von der Stadt Markgröningen – die Gemeinde Unterriexingen wurde 1973 eingemeindet – immer wieder abgeblockt und hinausgezögert wurde. Im Januar 1973 erklärte das Bürgermeisteramt, dass die Angelegenheit in der nächsten Gemeinderatssitzung besprochen werde,536 doch erst Anfang Oktober 1974 wurde Majer-Leonhard mitgeteilt, dass die Inschrift seinen „Wünschen entsprechend“537 erweitert worden sei. Dem Text auf dem Mahnmal war allerdings lediglich die Angabe 1933–1945 hinzugefügt worden, womit die Inschrift nicht viel aussagekräftiger wurde, weil das KZ Unterriexingen – welches nach wie vor nicht genannt wurde – erst im letzten Kriegshalbjahr bestanden hatte. Da diese Ergänzung keineswegs den „Wünschen“ der Hilfsstelle entsprach, bemühte sich Majer-Leonhard weiter um einen neuen Text und unterbreitete hierfür einen eigenen Vorschlag, der jedoch zunächst abgelehnt wurde. Es bedurfte letztlich über den Zeitraum von fast einem Jahr weiterer Eingaben der Hilfsstelle,538 welche die Haltung der Stadt Markgröningen zudem in ihren regelmäßigen Rundschreiben und Informationsblättern kritisierte,539 bis sich der Gemeinderat Ende September 1975 einverstanden erklärte, eine Tafel auf dem KZ-Friedhof anzubringen, deren Inschrift weitgehend Majer-Leonhards Vorschlag entsprechen sollte:


Hier war von Oktober 1944 bis April 1945 ein Kommando des Konzentrationslagers Natzweiler (Elsaß). Die beim Stollenbau, Barackenbau und bei Steinbrucharbeiten eingesetzten Häftlinge des NS-Regimes (darunter viele Juden) sind größtenteils dem Hunger zum Opfer gefallen.540



Die Hilfsstelle wurde über diesen Beschluss erst Mitte Dezember informiert; sechs Wochen darauf teilte das Bürgermeisteramt mit, dass man die Formulierung doch nochmals überdacht und eine Änderung vorgenommen habe.541 Endgültig festgelegt wurde dabei die Inschrift.


Vom Konzentrationslager Natzweiler/Elsass waren hier von Oktober 1944 bis April 1945 Häftlinge des NS-Regimes – darunter viele Juden – beim Stollenbau, Barackenbau und im Steinbruch eingesetzt. Sie starben den Hungertod.



Auf den ersten Blick scheint sich der Text nur unwesentlich von der zuvor geplanten Fassung zu unterscheiden, doch fehlte ein signifikantes Detail. Während ursprünglich gemäß Majer-Leonhards Anregung vorgesehen war, auf das „Kommando des Konzentrationslagers Natzweiler“, das heißt auf das Außenlager in Unterriexingen hinzuweisen, wurde die Erwähnung eines Unterriexinger Lagers geschickt umgangen, indem nur noch von Häftlingen „vom Konzentrationslager Natzweiler“, die vor Ort eingesetzt wurden, die Rede war. Die Tafel wurde 1976 am Mahnmal unterhalb der bestehenden, eingemeißelten Inschrift angebracht.

Nur etwa zehn Kilometer weiter, in Vaihingen an der Enz, musste die Hilfsstelle für Rasseverfolgte ebenfalls einige Zeit gegen die Passivität der lokalen Behörden im Zusammenhang mit dem KZ-Friedhof ankämpfen. Auffallend ist hier jedoch eine deutliche Diskrepanz zwischen der mangelnden Sorge um die Gräber und den öffentlichen Gesten der Versöhnung und Erinnerung seitens der Stadt. Nach der Einweihung des Ensinger KZ-Friedhofs im Jahr 1958 war das Thema KZ Vaihingen erstmals wieder im April 1965 kurzzeitig in die Öffentlichkeit gerückt, als die Lokalpresse über den Besuch des ehemaligen französischen Häftlings René Guenzi in Vaihingen berichtete.542 Guenzi knüpfte in diesem Jahr Kontakte in der Stadt, die er über viele Jahre aufrechterhielt und die sich in den 1970er-Jahren weiter entfalteten. Möglicherweise haben diese Besuche dazu beigetragen, dass auch die Opfer des Konzentrationslagers allmählich wieder ins Bewusstsein rückten. 1972 veranstaltete die evangelische Kirchengemeinde Vaihingen – die Gemeinde Ensingen war im Februar nach Vaihingen an der Enz eingemeindet worden – am „Volkstrauertag“ eine Gedenkfeier auf dem KZ-Friedhof. Auch in den folgenden Jahren fanden regelmäßig Gedenkfeiern statt, die von der evangelischen Kirchengemeinde, dem örtlichen Bläserkreis und dem SPD-Ortsverein organisiert wurden.

Der Vaihinger Historiker Manfred Scheck ist davon überzeugt, dass sich diese Veranstaltungen über die Jahre „im Bewusstsein der Öffentlichkeit einnisten“543 konnten, wenngleich im ersten Jahr überwiegend Jugendliche an der Feier teilnahmen und die Vaihinger Kreiszeitung 1975 die Besucherzahl als „ernüchternd und beschämend“544 bezeichnete. Von 1974 bis mindestens 1978 führten außerdem ehemalige französische KZ-Häftlinge und Widerstandskämpfer jährliche „Pilgerfahrten“ nach Vaihingen durch. Die Stadt beteiligte sich an deren Gedenkfeierlichkeiten und empfing im Juni 1975 etwa 100 französische Besucher in Vaihingen, nachdem Bürgermeister Heinz Lächle und eine Vaihinger Bürgerin im Mai zu einer Feier nach Lunéville eingeladen worden waren.545

Was die Instandhaltung des KZ-Friedhofs anbelangt, war man in Vaihingen jedoch beileibe nicht so engagiert, wie es die gute Kontaktpflege nach Frankreich vermuten ließe. Als die Hilfsstelle für Rasseverfolgte im September 1972 das Bürgermeisteramt bat, die schon stark verblassten Nummern auf den Grabsteinen zu erneuern und schiefstehende Steine aufzurichten,546 sagte die Stadt dies zwar zu, wurde aber in den folgenden zwei Jahren nicht tätig. Erst nach einem weiteren Schreiben Majer-Leonhards erklärte das Bürgermeisteramt im Dezember 1974, dass die Grabsteine mit Moos bewachsen seien und vor einer Ausbesserung der Inschriften erst grundgereinigt werden müssten. Dies sei dann jedoch keine obligatorische Unterhaltung der Grabstätten mehr, „sondern eine Erneuerung der Inschriften, deren Kosten doch sicherlich nicht von uns zu tragen sind“.547 Als sei die Pflege der KZ-Gräber eine Privatangelegenheit Majer-Leonhards, wurde die Hilfsstelle gebeten mitzuteilen, ob die Erneuerung der Inschriften denn nun in Auftrag gegeben werden solle; die Kosten würden sich laut Voranschlag auf 8250 DM belaufen. So musste die Stadt Vaihingen an der Enz erst durch den Stuttgarter Pfarrer darüber informiert werden, dass in solchen Fällen Landesmittel beantragt werden können. Majer-Leonhard kontaktierte selbst das Regierungspräsidium Stuttgart, da die Stadt keine eigenen Schritte unternahm, und schlug dem Bürgermeisteramt außerdem vor, das Mahnmal auf dem KZ-Friedhof um eine Tafel mit Informationen zum Konzentrationslager und den Opfern zu ergänzen.548 Der Vorschlag wurde zwar nicht berücksichtigt, doch stellte die Stadt nun für die Instandsetzung der Grabsteine einen Antrag beim Regierungspräsidium Stuttgart, der bereits am 11. September 1975 bewilligt wurde. Die Steine wurden im Laufe des folgenden Jahres gereinigt, die Inschriften 1977, das heißt fünf Jahre nach der ersten Anfrage Majer-Leonhards, erneuert.549


Kahlschlag auf dem KZ-Friedhof Schörzingen

Ende der 1970er-Jahre befanden sich auf dem KZ-Friedhof Schörzingen 549 Steinkreuze, anders als in Bisingen und Schömberg also noch immer je ein Kreuz für jedes dort ruhende Opfer. Während das Landratsamt Rottweil eine Reduzierung 1964 abgelehnt hatte, bat das mittlerweile zuständige Landratsamt Zollernalbkreis ab Ende 1977 beim Regierungspräsidium Tübingen um Erlaubnis, auch in Schörzingen eine gewisse Zahl der Kreuze zu entfernen, damit „zum Mähen des Rasens der vom Landkreis beschaffte Kleintraktor eingesetzt werden“ könne.550 Da das Regierungspräsidium keine Einwände hatte, bat das Landratsamt den Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge um Unterstützung bei der Umgestaltung der Anlage, welche nötig sei, da der Friedhof durch die Vielzahl der Kreuze überladen wirke.551 Landesverbands-Geschäftsführer Dutty äußerte zwar Verständnis für den hohen Pflegeaufwand des Friedhofs, wollte das Vorhaben einer Reduzierung der Kreuze jedoch nicht unterstützen, da er darauf hinwies, dass jedes Kreuz für ein Opfer stehe und der Friedhof im aktuellen Zustand vielen Menschen als Mahnstätte außerordentlich gut gefalle.552 Dutty hielt eine Umgestaltung daher nicht für erforderlich und riet dem Landratsamt, sich bezüglich gestalterischer Fragen besser an einen Gartenarchitekten zu wenden.


Zwei Monate darauf besichtigten Vertreter des Landratsamts gemeinsam mit dem Kreisgartenarchitekten den Friedhof, um die Planungen zu konkretisieren. Die dabei beschlossene Maßnahme sah vor, entgegen der Empfehlung des Volksbunds die Mehrzahl der Kreuze zu entfernen, „so daß der Rasen nahezu vollständig maschinell bearbeitet werden könnte. Lediglich bei den einzelnen Kreuzgruppen wären noch gewisse Handarbeiten erforderlich.“553 Nur wenige Tage später protestierte ein Rottweiler Bürger, der von den Planungen erfahren hatte, in einem Schreiben an Landrat Lazi gegen die Umgestaltung und fragte, warum den „namenlosen Opfern dieses letzte äußere Zeichen auf ihrem Grab, das schlichte Betonkreuz genommen werden“554 solle. Die geplante Entfernung der Kreuze vermittle schließlich auch im Hinblick auf das Geschichtsbewusstsein den Eindruck, man habe „abgeräumt“. Das Landratsamt ordnete daraufhin an, mit der Umgestaltung des KZ-Friedhofs erst nach Totensonntag zu beginnen;555 dem aufgebrachten Bürger antwortete Lazi, ohne aber direkt auf die Entfernung der Kreuze einzugehen, dass in Schörzingen gartenarchitektonische Maßnahmen nötig seien, um eine Angleichung an die KZ-Friedhöfe Bisingen und Schömberg zu erzielen.556 Dabei versicherte er, dass der Landkreis „auch in Zukunft keine Mühe und Mittel scheuen wird, um die Ehrenfriedhöfe würdig und gepflegt zu unterhalten“. Angesichts der Tatsache, dass die Neugestaltung in erster Linie mit dem Ziel einer Verringerung des Pflegeaufwands forciert wurde, wirkt das Versprechen, keine Mühen zu scheuen, geradezu zynisch.

Gleiches gilt für die Mittel: Das Landratsamt notierte in einem Aktenvermerk, dass keine Pläne der neuen Friedhofsanlage angefertigt werden sollten, um „für die Umgestaltung des Ehrenfriedhofs die Kosten so nieder wie möglich zu halten“.557 So wurden auch keine großen Aufwendungen gemacht, um die Anlage in besonderer Weise zu gestalten, sondern lediglich der Großteil der Kreuze entfernt. Von den 549 Einzelkreuzen wurden auf der großen Friedhofsanlage nur 93 Kreuze stehen gelassen.558 Der besagte Rottweiler Bürger kommentierte die Maßnahme in einem vierseitigen Beschwerdebrief an Bundespräsident Walter Scheel, den baden-württembergischen Ministerpräsidenten Lothar Späth und den katholischen Bischof von Rottenburg Georg Moser:


In dieser Zeit, wo Millionen Menschen an die zahllosen Opfer des NS-Regimes durch [die Fernsehserie] „Holocaust“ erschüttert werden, wird auf diesem Ehrenfriedhof […] aus materiellen Überlegungen pflegeleicht abgeräumt. Ich schäme mich, daß aus solcher Motivation in unserem reich gesegneten Wirtschaftswunderland dieser Kreuz-Raub auf dem KZ-Friedhof Schörzingen stattfindet.559



Da in diesem Fall auch die Landesbehörden mit der Umgestaltung unzufrieden waren und weitere Beschwerdebriefe eingingen, blieb der KZ-Friedhof Schörzingen in dieser Form nur knapp eineinhalb Jahre bestehen und wurde Mitte 1980 erneut umgestaltet.560


„Wiederentdeckung“ des KZ Walldorf


Um 1970 kam Zsuzsanna F., eine ehemalige Inhaftierte des Lagers, zum Rathaus und fragte die Beschäftigten, wo denn ein Gedenkstein für die ehemalige KZ Außenstelle sei. Niemand konnte ihr darauf eine Antwort geben. Die Mitarbeiter des Rathauses gingen davon aus, Frau F. verwechsele den Ort. Sie wussten nichts. Sie hatten niemals davon gehört.561



Cornelia Rühlig, Leiterin des städtischen Museums in Mörfelden-Walldorf bei Frankfurt am Main, beschreibt hier eine Begebenheit, die nicht nur den allgemeinen Wissensstand über das KZ-Außenlager Walldorf zu Beginn der 1970er-Jahre charakterisiert, sondern exemplarisch für die Rezeption zahlreicher Außenlager zu dieser Zeit steht. Die einstige Existenz eines Konzentrationslagers (hier: von August bis Dezember 1944) war über die Jahrzehnte vollständig aus dem öffentlichen Bewusstsein verschwunden. Die Überreste des Lagers waren abgetragen und der Ort, an dem es sich befunden hatte, aufgeforstet worden. Das KZ Walldorf bildet in dieser Hinsicht keineswegs einen Sonderfall.

Weitaus früher als in all den anderen betreffenden Orten wurde jedoch das Walldorfer Lager „wiederentdeckt“. Die andernorts erst in den 1980er-Jahren einsetzende Spurensuche lokaler Aktivisten begann hier bereits 1972. Im Juni dieses Jahres besuchte eine Jugendgruppe aus Walldorf und Mörfelden562 im Rahmen einer DDR-Reise die Mahn- und Gedenkstätte Buchenwald und wurde dort erstmals auf das KZ Walldorf aufmerksam:


In einem der Räume hängt eine große Übersichtskarte, auf der alle Konzentrationslager und Außenlager des 3. Reiches eingezeichnet sind. Die Karte ist übersät mit Punkten, Kreisen und Dreiecken. Wir lesen viele bekannte Namen: Dachau, Flossenbürg, Theresienstadt und – Walldorf. Ja, ganz deutlich ist da der Name Walldorf eingetragen, und daneben ist ein Dreieck – ein Außenlager.563



Die Jugendlichen gingen zunächst davon aus, dass es sich hierbei um einen Fehler handelte und möglicherweise der am Rande des nordbadischen Kraichgaus gelegene gleichnamige Ort gemeint sei. Herbert J. Oswald, Alfred J. Arndt und Gerd Schulmeyer wollten der Sache jedoch auf den Grund gehen und suchten nach ihrer Rückkehr in Ortschroniken und anderen Publikationen zur Stadtgeschichte erfolglos nach Hinweisen auf ein Konzentrationslager in ihrer Heimatstadt. Erste Informationen erhielten sie schließlich von einigen lokalen Altkommunisten, die sich an das Lager erinnerten und schildern konnten, wo es sich befunden hatte. Eine Auskunft des Bundesarchivs bestätigte außerdem, dass es sich hierbei um ein Außenlager des KZ Natzweiler gehandelt hatte. Oswald, Arndt und Schulmeyer konnten in den folgenden Jahren Barackenfundamente des Lagers ausfindig machen und eine kleinere Zahl von Zeitzeugen finden, die bereit waren, von ihren Beobachtungen zu berichten. Im Allgemeinen stießen die Jugendlichen aber – zumindest in der Anfangszeit – auf eine Mauer des Schweigens und der Ablehnung aus der Lokalbevölkerung; nicht zuletzt, weil alle drei der DKP nahestanden. „Im Ort war man damals über die neuen Erkenntnisse wenig begeistert. Die Arbeit, die sich die drei jungen Männer machten, empfanden viele in den 1970er-Jahren als ‚Nestbeschmutzung‘.“564 Zum örtlichen Streitthema wurde das KZ Walldorf jedoch erst 1978, als sich neue Informationsquellen auftaten und die drei Aktivisten – mit Unterstützung der DKP – mit ihren Rechercheergebnissen an die Öffentlichkeit gingen.565


An der Schwelle zum „Geschichtsboom“ – Der erinnerungskulturelle und historiografische Status quo in den späten 1970er-Jahren

Betrachtet man insgesamt die Haltungen, Argumentationen und oftmals nur widerwilligen Aktivitäten lokaler wie auch regionaler Behörden im Umgang mit den ehemaligen Außenlagern des KZ Natzweiler bis Ende der 1970er-Jahre, so fällt auf, dass das Wissen über diese Lager nahezu vollständig auf tradierten Erzählungen örtlicher Zeitzeugen sowie den – meist nur in geringer Zahl vorhandenen – lokal verfügbaren Quellen, wie z. B. Sterberegistern, basierte. Die vorliegenden Informationen waren nicht nur lückenhaft und oftmals verzerrend, sondern reichten in den seltensten Fällen aus, um konkrete Angaben zu den einzelnen Konzentrationslagern zu machen. Vielfach fehlten selbst grundlegende Informationen, die für eine angemessene Inschrift auf Erinnerungsmalen notwendig gewesen wären. Insbesondere blieben die Anzahl, Herkunft und Namen der Todesopfer ungeklärt. Aber auch die Kenntnisse zur Zwangsarbeit und den Lebensbedingungen in den Lagern waren völlig unzureichend.

Die Kommunalverwaltungen, Landratsämter, Regierungspräsidien und andere Behörden nahmen dies jedoch nicht zum Anlass, eigenständig mehr über die Lager in Erfahrung zu bringen und somit ein tatsächliches „Erinnern“ zu befördern, das sich nicht auf die Errichtung von Grabsteinen mit zum Teil nebulösen Inschriften beschränkt hätte. Vielmehr begnügten sich die Behörden mit den vorliegenden lückenhaften Dokumenten und gaben auf Nachfragen (z. B. der Hilfsstelle für Rasseverfolgte) nicht selten an, dass keine weiteren Quellen existierten. Einzig die Stadt Heilbronn in Person von Friedhofsamtsleiter Hans Ege stellte zumindest kurzzeitig eigene Recherchen an, um die Geschichte des KZ Neckargartach näher zu beleuchten. In allen anderen Fällen hielt sich die Motivation, etwas Licht in die – wie es auf einigen Mahnmalen gerne formuliert wurde – „dunkle Zeit“ zu bringen, in engen Grenzen.

Dass in Wirklichkeit diverse Quellen zu den KZ-Außenlagern existierten, zeigen die Recherchen Pfarrer Majer-Leonhards, der zahlreiche Organisationen, Archive und Institutionen um Auskünfte bat und so bisweilen in relativ kurzer Zeit detaillierte Informationen über die Lager zusammentragen konnte. Die VVN, die ehemaligen Besatzungsbehörden, der International Tracing Service, in wenigen Fällen auch das Münchner Institut für Zeitgeschichte verfügten zum Teil über ganze Dossiers, nach denen sich außer der Hilfsstelle schlichtweg niemand erkundigte. Den Behörden wäre es sicherlich auch möglich gewesen, von der Zentralen Stelle der Landesjustizverwaltungen zur Aufklärung nationalsozialistischer Verbrechen in Ludwigsburg, die ab den späten 1960er-Jahren Vorermittlungen zu mehreren Natzweiler-Außenlagern durchführte, Auskünfte zu erhalten. Es ist jedoch kein Fall bekannt, wo eine entsprechende Anfrage getätigt wurde.

Im Gegenteil: Die Stadt Mannheim lieferte selbst Informationen zum KZ Sandhofen an die Zentrale Stelle, die sie vor Ort unter Verschluss behielt.566 Nach einer Anfrage zu diesem KZ-Außenlager ließ Oberbürgermeister Hans Reschke 1968 vom Sandhofener Gemeindesekretariat einen mehrseitigen Bericht anfertigen, der u. a. das Sterbeverzeichnis sowie mehrere Aussagen örtlicher Zeitzeugen beinhaltete. Obwohl das KZ Sandhofen nach Kriegsende vollständig aus dem öffentlichen Bewusstsein verschwunden und dessen Geschichte insbesondere den nach 1945 Geborenen zu dieser Zeit völlig unbekannt war, unterließ es Oberbürgermeister Reschke567 die Mannheimer Öffentlichkeit oder zumindest den Gemeinderat über die neu gewonnenen Erkenntnisse über das Konzentrationslager zu unterrichten. Der Bericht wurde nach Ludwigsburg gesandt, womit die Angelegenheit in Mannheim als erledigt galt.

Doch nicht nur von Seiten der Kommunen und Landesbehörden blieb eine ernstzunehmende Beschäftigung mit den Konzentrationslagern noch immer aus. Auch die Geschichtswissenschaft in der Bundesrepublik und in der DDR hat die KZ-Außenlager bis in die 1980er-Jahre weitgehend ignoriert.568 Im Hinblick auf die Natzweiler-Außenlager beschränkten sich die Forschungen bis Mitte der 1970er-Jahre auf wenige Einzelfälle. Hierzu gehören die genannten Recherchen des Heilbronner Lokalhistorikers Wilhelm Steinhilber zum KZ Neckargartach, der seine Ergebnisse 1960 in der Tageszeitung Heilbronner Stimme veröffentlichte. Langjährige Forschungen des Haslacher Lehrers und ehrenamtlichen Stadtarchivars Manfred Hildenbrand zu den verschiedenen Haslacher Lagern ab Mitte der 1970er-Jahre mündeten 1977 in eine erste Veröffentlichung in der Zeitschrift des Historischen Vereins für Mittelbaden Die Ortenau.569 1974 publizierte Julius Schätzle, der als kommunistischer NS-Gegner nahezu die gesamte Zeit des Nationalsozialismus in Gefängnissen und Konzentrationslagern inhaftiert gewesen war, das Buch Stationen zur Hölle über einige Zwangslager in Baden und Württemberg sowie über die „Euthanasie“-Tötungsanstalt Grafeneck. Der schmale Band enthält eine wenige Seiten umfassende Dokumentation zum KZ Schörzingen und dem Unternehmen „Wüste“.570

Schließlich begann der Redakteur des Haller Tagblatts Michael Sylvester Koziol Anfang der 1970er-Jahre mit seinen Recherchen zum KZ Hessental, das – wie sich schnell zeigen sollte – vollends in Vergessenheit geraten war. Ausgangspunkt war 1972 die Entdeckung eines Bunkers im Zuge von Straßenbauarbeiten, über den Koziol Genaueres in Erfahrung bringen wollte, zumal das Gerücht kursierte, es habe sich hierbei um einen Strafbunker für jüdische KZ-Häftlinge gehandelt. Wie der Autor in seinem Zeitungsbericht Mitte Juli darlegte, ließ sich lediglich herausfinden, dass der Bunker 1943 von einer Einheit des RAD gebaut worden war. Was „das Gerücht mit den gefangenen jüdischen Mitbürgern betrifft“,571 so Koziol weiter, stimme daran allerdings


einzig und allein, daß im letzten Krieg zehn [sic!] Häftlinge eines Konzentrationslagers nach Schwäbisch Hall kamen, um in einem Steinbruch Stollen für eine unterirdische Fabrik zu bohren. Dieses Projekt ist dann jedoch wieder aufgegeben worden, und die Häftlinge verließen Schwäbisch Hall wieder.



Weitere Informationen hatte Koziol bis dahin nicht zusammentragen können, weshalb der Journalist in seinem kurzen Artikel an lokale Zeitzeugen appellierte, ihm entsprechende Angaben zu übermitteln. Er erhielt lediglich eine Zuschrift, konnte aber in den folgenden drei Jahren mehrere Zeitzeugen ausfindig machen und zahlreiche Quellen aus dem Archiv des International Tracing Service sowie der Zentralen Stelle in Ludwigsburg auswerten. Weitere Informationen entnahm Koziol dem Buch The Holocaust Kingdom des Überlebenden Alexander Donat.572 Anfang April 1975, knapp drei Jahre nach Erscheinen des ersten Artikels, veröffentlichte Koziol im Haller Tagblatt einen zweiseitigen Beitrag, in dem erstmals die Geschichte des Konzentrationslagers Hessental sowie des „Todesmarsches“ nach Dachau öffentlich thematisiert wurde. In deutlichem Kontrast zu den knappen Ausführungen der Zeitungsnotiz von 1972 heißt es in dem detailreichen Bericht einleitend:


Zum 30. Male jährt sich heute der Tag, an dem das KZ-Außenlager Hessental aufgelöst worden ist. Es war kein Vernichtungslager wie Auschwitz, Dachau oder Treblinka, es war ein Arbeitslager – doch was dann am Ende stand, das war entsetzlich, das ist heute ebenso unverständlich, wie es dies schon zur damaligen Zeit für viele Hessentaler Bürger war. […] Die Bilanz ist erschreckend: Von etwa 750 Häftlingen liegen 182 auf dem jüdischen Friedhof in Steinbach, 32 von ihnen wurden von den Wachmannschaften erschossen, 150 starben an Krankheiten, an Hunger und Durst.573



Neben seinen eigenen Recherchefunden hatte Koziol für den Artikel auf Quellenmaterial zurückgreifen können, das ihm von der Lehramtsstudentin Elke Berger zur Verfügung gestellt worden war, die ihrerseits Anfang/Mitte der 1970er-Jahre begonnen hatte, zum KZ Hessental zu forschen. Ebenso wie Berger studierte auch der Heilbronner Heinz Risel auf Lehramt und verfasste seine Zulassungsarbeit zum Ersten Staatsexamen über ein Außenlager des Konzentrationslagers Natzweiler, in seinem Fall zum KZ Neckargartach. Anfang April 1975 wurden Auszüge von Risels Forschungsergebnissen in zwei Artikeln574 in der Heilbronner Stimme veröffentlicht, womit 15 Jahre nach den Recherchen Steinhilbers erstmals wieder Details über die Existenzbedingungen im KZ Neckargartach, über die Ermordung von Häftlingen sowie über Rüstungsindustrie und Zwangsarbeit in Heilbronn an die Öffentlichkeit drangen. Ein Novum war hierbei außerdem, dass auch das Beziehungsgeflecht zwischen dem Wachpersonal und Einheimischen, das heißt „Privatbeziehungen der SS zur Bevölkerung“575 sowie der „Verkehr [der SS] mit Mädchen der Umgegend“, zur Sprache kamen.

Elke Berger und Heinz Risel waren nicht die einzigen angehenden Pädagogen, die zu dieser Zeit zu einem Konzentrationslager im deutschen Südwesten forschten. An der Pädagogischen Hochschule Ludwigsburg widmete sich der Geschichtsdidaktiker Herwart Vorländer (* 1931) seit der ersten Hälfte der 1970er-Jahre mit seinen Studierenden der Geschichte der rechtsrheinischen Natzweiler-Außenlager. Mehrere Studenten beschäftigten sich für ihre Zulassungsarbeiten zum Ersten Staatsexamen gezielt mit einem der Lager, recherchierten in öffentlichen Archiven und machten sich in den einzelnen Orten auf die Suche nach Zeitzeugen.576 Meist wurden diese Lager damit erstmals wissenschaftlich erforscht, ihre Geschichte systematisch zu rekonstruieren versucht und so die Grundlage für weitere Forschungen geschaffen.

Doch nicht nur in historiografischer Hinsicht bildeten die Arbeiten der „Vorländer-Gruppe“ eine Zäsur. Drangen die Forschungsergebnisse anfangs nur in den beiden genannten Fällen Neckargartach und Schwäbisch Hall zumindest in Teilen über die Hochschule hinaus an die Öffentlichkeit, so trugen die aus den Studienarbeiten resultierenden Publikationen ab Ende der 1970er-Jahre entscheidend zu einem Wandel der öffentlichen Rezeption der Natzweiler-Außenlager bei. Nicht selten erwiesen sich die Veröffentlichungen als Impulsgeber für lokale zivilgesellschaftliche Initiativen, die sich – vielfach gegen erhebliche Widerstände aus der Ortsbevölkerung – der Aufarbeitung der Geschichte sowie der Erinnerung und dem Gedenken verschrieben.


4.         Gedenkstätteninitiativen vs. „Schlussstrich“-Rhetorik – Gesellschaftliche Auseinandersetzungen über den Umgang mit den „vergessenen“ KZ-Außenlagern (1978–1995)

1978 erschien in der Schriftenreihe der Kommission für geschichtliche Landeskunde Baden-Württemberg der von Herwart Vorländer herausgegebene Band Nationalsozialistische Konzentrationslager im Dienst der totalen Kriegsführung. Sieben württembergische Außenkommandos des Konzentrationslagers Natzweiler/Elsaß. Vorländers Publikation enthielt eine Mehrzahl von Studienarbeiten in überarbeiteter Form, die an der Pädagogischen Hochschule Ludwigsburg entstanden waren. Neben einem einführenden Artikel von Vorländer über das KZ Natzweiler umfasste der Sammelband Beiträge zu den Außenlagern Leonberg (Jürgen Klingel), Hessental (Elke Schabet-Berger), Neckargartach (Heinz Risel), Echterdingen (Barbara Keuerleber-Siegle), Hailfingen (Monika Walter-Becker), Vaihingen an der Enz (Bärbel Böckle) und Schörzingen (Rudi Holoch). Die ebenfalls an der PH Ludwigsburg in den vorangegangenen Jahren vorgelegten Arbeiten zu den Lagern in Bisingen (Wolfgang Sörös) und im nordbadischen Mannheim-Sandhofen (Angelika Schmitt) wurden in dem Band nicht veröffentlicht.

Wenngleich die Studien der „Vorländer-Gruppe“ in den einzelnen Orten durchaus unterschiedlich und zu verschiedenen Zeitpunkten von der Lokalbevölkerung zur Kenntnis genommen wurden, ist ihre Bedeutung für die erinnerungskulturellen Entwicklungen der 1980er-Jahre hinsichtlich der Natzweiler-Außenlager kaum überzubewerten. Denn mit dem Bekanntwerden dieser grundlegenden Forschungsarbeiten begannen vielerorts (überwiegend jüngere) Menschen, die bis dato häufig kaum etwas oder gar nichts von einem Konzentrationslager vor Ort wussten, sich mit dessen Geschichte zu befassen und eine Auseinandersetzung anzustoßen. In Mannheim, Echterdingen und Hailfingen/Tailfingen wurden die dortigen KZ-Außenlager ab 1979 erstmals seit der Nachkriegszeit öffentlich thematisiert. Nicht nur in diesen Orten war in Zeitungsberichten sowie Flugblättern lokaler Gruppen in den frühen 1980er-Jahren häufig die Rede von einem „bisher unbekannten“ oder „vergessenen“ Konzentrationslager. Auch andernorts, wo die Geschichte des jeweiligen Konzentrationslagers nie völlig in Vergessenheit geraten war und bereits Erinnerungszeichen wie Mahnmale und Gedenktafeln bestanden, führten die Forschungsergebnisse oftmals jetzt erst zu einer tiefergehenden öffentlichen Beschäftigung mit dem Lager und reichten damit weit über verwaltungsinterne Auseinandersetzungen über die Gräberpflege bzw. die Kennzeichnung von Grabstätten hinaus.

Die Geschichts- und „Gedenkstättenbewegung“ der 1980er-Jahre in der Bundesrepublik entfaltete sich so auch im Südwesten des Landes: Es bildeten sich Geschichtswerkstätten und lokale Arbeitskreise; bestehende örtliche Gruppen aus unterschiedlichen gesellschaftlichen Bereichen sowie Einzelpersonen begaben sich auf Spurensuche nach der NS-Vergangenheit der eigenen Gemeinde, Stadt oder Region. Zentrales Anliegen dieser Gruppen und Initiativen war es, das Schicksal der Opfer historisch aufzuarbeiten und zu vermitteln, die lokale Öffentlichkeit mit der Geschichte zu konfrontieren und das allgemeine Schweigen zu durchbrechen. Überdies ging es um die Schaffung von Gedenk- und Dokumentationsstätten sowie um die Erhaltung „authentischer“ Orte, um die Erinnerung an die NS-Verbrechen im öffentlichen Raum zu bewahren. Dies gelang nicht immer. Geschichts- und erinnerungspolitische Konflikte waren zwischen den späten 1970er- und den frühen 1990er-Jahren mehr denn je immanenter Bestandteil der Aufarbeitung der Natzweiler-Außenlager. Den zivilgesellschaftlichen Gruppen stand häufig eine distanzierte bis ablehnende Ortsbevölkerung gegenüber, die die Geschichte der Außenlager leugnete, bagatellisierte oder als abgeschlossenes Kapitel ansah und sich dagegen zur Wehr setzte, dass „ihr“ Ort durch die historische Existenz eines Konzentrationslagers stigmatisiert werden sollte. Nie zuvor – und selten danach – wurde derart breit und intensiv über die Geschichte der Natzweiler-Außenlager sowie die Notwendigkeit einer gesellschaftlichen Aufarbeitung und die aus der NS-Vergangenheit zu ziehenden „Lehren“ gestritten. Nicht selten gaben die Arbeiten der Ludwigsburger Studenten hierzu den entscheidenden Impuls.


Leinfelden-Echterdingen / Filderstadt

In Leinfelden-Echterdingen wurde der „Antifaschistische Arbeitskreis des Jugendhauses“ Anfang 1979 auf den Beitrag von Barbara Keuerleber-Siegle577 im Vorländer-Band aufmerksam und ging mit den bis dato vor Ort weitgehend unbekannten Informationen umgehend an die Öffentlichkeit. Bereits im März befasste sich daraufhin der Süddeutsche Rundfunk (SDR) in einer Jugendsendung mit dem KZ Echterdingen. Der Antifaschistische Arbeitskreis stellte gemeinsam mit den Falken Filderstadt die Forschungsergebnisse aus Ludwigsburg Ende April als Tonbildschau bei einer „Antifaschistischen Jugendwoche“ vor. Schon im Vorfeld der Veranstaltung hatten die beiden Gruppen in der alternativen Stadtzeitung Filderbüttel bekannt gegeben, dass sie beabsichtigten, „eine umfassende Dokumentation über das KZ Echterdingen zu erstellen (Verteilung an Bürger, Verwendung im Schulunterricht usw.) und durch Errichtung einer Gedenktafel an geeigneter Stelle […] für eine immerwährende stille Mahnung zu sorgen“.578 Die Bevölkerung wurde zur Mitarbeit eingeladen, um den von Keuerleber-Siegle gewonnenen Forschungserkenntnissen näher auf den Grund zu gehen. Insbesondere wurden lokale Zeitzeugen gebeten, „ihre Erfahrungen während des Dritten Reiches und vor allem […] im Zusammenhang mit dem KZ Echterdingen nicht länger vorzuenthalten“. Ob und wie viele Zeitzeugen auf diesen Appell reagierten, ist nicht bekannt, da die geplante Dokumentation letztlich nicht zustande kam. Seiner Forderung nach einem Erinnerungszeichen verlieh der Arbeitskreis dagegen mit einem Offenen Brief an die Städte Filderstadt und Leinfelden-Echterdingen Nachdruck, in dem ein Gedenkstein in der Nähe des einstigen Lagers vorgeschlagen wurde.579

Wenngleich die beiden Kommunen recht bald der Errichtung eines Mahnmals grundsätzlich zustimmten, fiel die endgültige Entscheidung nach einer zweijährigen Auseinandersetzung über den geeigneten Standort erst im September 1981. Die Verzögerung ergab sich vor allem aus der besonderen Lage des einstigen Konzentrationslagers ergab.580 Das Lager hatte sich nämlich auf dem heutigen Stuttgarter Flughafen befunden, der damals noch ausschließlich auf den Gemarkungen Echterdingens und Filderstadts lag. Der Hangar, in dem die 600 Häftlinge untergebracht waren, gehörte zu einem Abschnitt des Flughafens, der seit Kriegsende von der US-Armee genutzt wurde. Als mögliche Standorte für ein Mahnmal wurden daher von den Kommunen Leinfelden-Echterdingen, Filderstadt und Stuttgart sowie der Flughafengesellschaft verschiedene Optionen diskutiert: die Flugzeughalle auf der Markung Filderstadts (die jedoch aufgrund der militärischen Nutzung nicht öffentlich zugänglich gewesen wäre), der Eingangsbereich des zivilen Flughafens (was von der Flughafengesellschaft abgelehnt wurde), das ehemalige Massengrab im recht abgelegenen Bernhäuser Forst sowie zuletzt der Echterdinger Friedhof (auf dem jedoch keine Opfer des KZ-Außenlagers begraben liegen). Die zweijährige Entscheidungsfindung wurde zwar von Presseberichten begleitet, und einige Bürger sprachen sich in Leserbriefen für die Errichtung des Mahnmals vor dem zivilen Flughafen aus, doch wurde die lokale Bevölkerung an diesem Aushandlungsprozess kaum beteiligt. Auch der Antifaschistische Arbeitskreis trat ab 1980 in diesem Zusammenhang nur noch am Rande in Erscheinung.

So waren es vor allem die Bürgermeister und Gemeinderäte, die über Standort und Gestaltung des Mahnmals verhandelten. Den Schlusspunkt der Debatte setzte dabei der Gemeinderat Leinfelden-Echterdingen, der im September 1981 ohne vorherige Absprache mit den Nachbarstädten entschied, das Erinnerungszeichen auf dem städtischen Friedhof zu errichten. Den Vorschlag hierzu hatte Oberbürgermeister Walter Schweizer in die Diskussion eingebracht, da er es für angemessen hielt, der „bedauernswerten Toten des Arbeitslagers – wie alle[r] anderen in Echterdingen bekannten Kriegsopfer“581 auf dem bestehenden „Ehrenfeld“ für die Toten des Zweiten Weltkriegs zu gedenken, wo „25 abgestürzte Flieger, 7 Bombentote […,] 10 abgestürzte Franzosen, Angehörige der Vichy-Regierung582 […,] 10 überführte Gefallene aus Echterdingen sowie der […] von den Franzosen erschossene [NSDAP-]Ortsgruppenleiter“ beigesetzt sind. Gegen die Bedenken des Grünen-Stadtrats Dieter Schlich votierte der Gemeinderat für den Vorschlag des Oberbürgermeisters, da der Friedhof, anders als etwa der Flughafen-Vorplatz, ein „besinnliches Verweilen“583 zulasse.

Mit der Entscheidung wurde letztlich nicht nur das ursprüngliche Anliegen des Antifaschistischen Arbeitskreises ignoriert, an einem von der Bevölkerung im Alltag wahrnehmbaren Ort an die Toten584 des KZ Echterdingen zu erinnern. Auch hinsichtlich der Gestaltung des Mahnmals blieb die Stadt Leinfelden-Echterdingen hergebrachten Gedenkritualen verhaftet. War zu Beginn der Diskussion noch beabsichtigt, mit einer Informationstafel über die Geschichte des Konzentrationslagers aufzuklären, wurde letzten Endes dem Steindenkmal des Künstlers Raphael Habel lediglich eine Bronzeplatte hinzugefügt, deren Inschrift lautete: Für die Toten des Arbeitslagers vom KZ Natzweiler/Elsass auf dem Flughafen 1944–1945.

Die Ansprache Schweizers bei der Einweihung des Mahnmals im November 1982 glich eher einer Gedenkrede aus den 1950er-Jahren. So vermied es der Oberbürgermeister, das KZ-Außenlager Echterdingen als solches zu benennen, indem er ausschließlich von einem „Arbeitslager“585 sowie „bedauernswerte[n] jüdische[n] Menschen aus dem KZ Natzweiler im Elsass“ sprach. Reichlich vagen Ausführungen über das Leiden der Häftlinge folgte ein pauschaler Hinweis auf die angebliche Hilfsbereitschaft der Bürger:


[E]in warmer Strahl menschlicher Hilfe trotz Verbot und großer Gefahr fällt dabei auf die einheimische Bevölkerung, die den Zwangsverpflichteten [sic!] bei jeder Gelegenheit Lebensmittel zugesteckt hat.



Das Mahnmal sei überdies nicht nur den Lagertoten gewidmet, sondern im Allgemeinen als ein Zeichen gegen Gewalt und die Verletzung der Menschenrechte in Gegenwart und Zukunft zu verstehen. Ausdrücklich würdigte Schweizer den Umstand, dass nun mit den „jüdischen Zwangsarbeitern“, französischen Nazi-Kollaborateuren sowie zivilen und militärischen deutschen Kriegstoten einschließlich des NSDAP-Ortsgruppenleiters zumindest „in Gedanken alle Opfer aus jener Zeit vereint“ seien; schließlich seien „nach dem Tod alle gleich“. Dem Künstler dankte er dafür, mit dem Mahnmal einen „guten Schlussstein über jene Ereignisse und über diesen Friedhofsteil gesetzt“ zu haben.


Schwäbisch Hall (Hessental)

Eine derartige „Schlussstrich“-Rhetorik war aus dem Rathaus Schwäbisch Hall nicht zu vernehmen. Dennoch wirkte der Impuls, den die Forschungsergebnisse von (Schabet-)Berger586 und Koziol Ende der 1970er-Jahre gesetzt hatten, nur für kurze Zeit und in überschaubarem Maße in die Stadtgesellschaft hinein.

Ab etwa 1980 setzte sich der Verein Friedenswoche Schwäbisch Hall für die Schaffung eines Erinnerungszeichens in Hessental ein. Mehrere Stadträte und Stadträtinnen unterstützten dieses Vorhaben von Beginn an. 1981 stimmte der Schwäbisch Haller Gemeinderat einstimmig dafür, an der Betonstützmauer, die das Gelände des ehemaligen KZ Hessental auffängt, ein Schriftband aus Metallbuchstaben anzubringen, das bereits im September mit einer Gedenkfeier eingeweiht wurde. Die Inschrift lautete ursprünglich: Den Lebenden zur Mahnung. Vom 15. Oktober 1944 bis zum 5. April 1945 bestand hier das KZ-Kommando Hessental. Von 747 Häftlingen kamen wenigstens 182 Juden ums Leben. Das Wort „wenigstens“ wurde später durch „mindestens“ ersetzt.587

Wie auch in Echterdingen – und anders als in vielen anderen Orten Baden-Württembergs – markierte die Entstehung und Anbringung des Erinnerungszeichens in Schwäbisch Hall keinen Beginn einer nachhaltigen öffentlichen Beschäftigung mit der Geschichte des Konzentrationslagers, sondern blieb ein isolierter symbolischer Akt des Gedenkens. Die kurzzeitigen Aktivitäten des Antifaschistischen Arbeitskreises in Echterdingen sowie des Vereins Friedenswoche in Schwäbisch Hall blieben lediglich ein Anstoß, dem (in den 1980er-Jahren) kein zivilgesellschaftlicher Aufbruch folgte, der der „Gedenkstättenbewegung“ zugerechnet werden könnte. Auch seitens des Gemeinderats und der Stadtverwaltung fand keine weitere Auseinandersetzung mit dem Thema KZ-Außenlager statt. Für Schwäbisch Hall ist dies insofern verwunderlich, als Michael Sylvester Koziol seine Forschungen in diesen Jahren intensivierte und 1986 mit einer knapp 300-seitigen Monografie über das Konzentrationslager und den Fliegerhorst Hessental die erste umfassende Studie zu einem Natzweiler-Außenlager vorlegte. Die Publikation Rüstung, Krieg und Sklaverei wurde 1987 mit dem Landespreis für Heimatforschung ausgezeichnet und erschien bereits zwei Jahre später in zweiter Auflage. Obgleich die Studie augenscheinlich auf großes Interesse stieß, sollte es noch bis Mitte der 1990er-Jahre dauern, bis eine Gruppe von Bürgern es sich zur Aufgabe machte, mit einer Gedenk- und Dokumentationsstätte an das Konzentrationslager zu erinnern und im öffentlichen Raum über dessen Geschichte zu informieren.


Heilbronn (Neckargartach)

Was die Forschung betrifft, finden sich in Heilbronn einige Parallelen zu Schwäbisch Hall. Die wissenschaftliche Beschäftigung mit dem KZ-Außenlager Neckargartach beschränkte sich größtenteils weiterhin auf die Recherchen Heinz Risels, der auch nach seinem Hochschulabschluss und dem Artikel im Vorländer-Band588 weiter zur Geschichte des Lagers recherchierte. 1987 veröffentlichte er im Selbstverlag eine Monografie589 über das KZ Neckargartach, die im Anhang auch einige Dokumente zu den Lagern Kochendorf und Bad Rappenau präsentierte.

Daneben scheint sich zudem der Heilbronner Kommunist, Widerstandskämpfer, Gewerkschafter und KZ-Überlebende Walter Vielhauer mit den KZ-Außenlagern im Neckartal befasst zu haben, indem er Zeitzeugen befragte. Dies geht zumindest aus einem Artikel der Stuttgarter Zeitung vom Februar 1981 über die Konzentrationslager Neckargartach, Neckarelz, Neckargerach und Kochendorf hervor,590 in dem Vielhauer sowie der von Vorländer herausgegebene Sammelband als Quellen genannt werden. Da von den genannten Lagern im Vorländer-Band lediglich das Außenlager Neckargartach behandelt wird und zu den anderen Außenlagern noch keine Forschungsarbeiten existierten, ist anzunehmen, dass die diesbezüglichen im Artikel aufgeführten Informationen von Vielhauer stammten – sofern sie nicht auf eigenen Recherchen der Autorin Brigitte Schneider basierten.

Im Unterschied zu Echterdingen und Schwäbisch Hall bestand in Heilbronn mit dem 1946 von Einheimischen errichteten KZ-Friedhof bereits ein Gedenkort, an dem ein Mahnmal in deutscher und russischer Sprache auf das Konzentrationslager Neckargartach hinwies. Da jedoch auch dieses Erinnerungsmal nur andeutungsweise über die Geschichte des Lagers Auskunft gab und der KZ-Friedhof von außen nicht als solcher gekennzeichnet war, schlug der Grünen-Stadtrat Wolf Theilacker591 Anfang der 1980er-Jahre vor, mit einer Informationstafel vor der Anlage auf die Bedeutung der Grabstätte aufmerksam zu machen. Auf seine Initiative hin ließ die Stadt Heilbronn im Februar 1982 eine Bronzetafel rechts des Friedhofseingangs errichten, die mit einigen vom Stadtarchiv formulierten Sätzen über das KZ-Außenlager Auskunft gibt. Eine ähnlich detailreiche Informationstafel zu einem Natzweiler-Außenlager existierte zu dieser Zeit in keinem anderen Ort Baden-Württembergs.
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Die Aufnahme zeigt die Gedenktafel am Eingang des KZ-Friedhofs Neckargartach im Jahr 1982.



Nahm Heilbronn hier also – nach der Errichtung des KZ-Friedhofs 1946, den frühen Forschungen Steinhilbers sowie dem Engagement des damaligen Friedhofsamts-Leiters Ege Anfang der 1960er-Jahre – einmal mehr eine Pionierstellung im Hinblick auf Erinnerungsmale zu Konzentrationslagern im deutschen Südwesten ein, so war nach 1982 das Gegenteil der Fall. Lokale zivilgesellschaftliche Initiativen zur weiteren Aufarbeitung der KZ-Geschichte blieben ebenso aus wie Überlegungen zur Errichtung einer Dokumentationsstätte. Die „Gedenkstättenbewegung“ jener Jahre ging an Heilbronn wie auch an Schwäbisch Hall relativ spurlos vorbei. Auch im Rathaus kam das Thema KZ Neckargartach während der Amtszeit von Oberbürgermeister Manfred Weinmann (1983–1999)592 nur einmal kurzzeitig zur Sprache. 1987 setzte sich Stadtrat Theilacker dafür ein, städtischerseits den einzigen zu dieser Zeit bekannten Überlebenden des KZ-Außenlagers aus Polen zu einem Besuch nach Heilbronn einzuladen. Dies sei nicht nur als Geste der Versöhnung zu verstehen, sondern biete auch für die interessierte Lokalbevölkerung „die einmalige Chance […], zu einem weniger bekannten Kapitel der Geschichte unserer Stadt“593 Informationen und Erfahrungen aus erster Hand vermittelt zu bekommen. Die Stadtverwaltung lehnte jedoch mit der Begründung ab, dass die Gesamtzahl der Überlebenden und somit die „Folgewirkungen einer solchen Einladung […] für die Stadt nicht einzuschätzen“594 seien. Sollte aber auf private Initiative eine Einladung erfolgen, sei die „Stadt gerne bereit, den Polen auf dem Rathaus zu empfangen“. Der Besuch kam letztlich nicht zustande.


Leonberg

Völlig anders fielen die Reaktionen auf die Veröffentlichung des Vorländer-Bandes – insbesondere auf lange Sicht gesehen – in Leonberg aus.595 Anfang August 1978 berichtete die Leonberger Kreiszeitung mit einem fast ganzseitigen Artikel unter der Überschrift Ein KZ mitten in Leonberg596 über die Forschungsergebnisse597 Jürgen Klingels. Der Redaktionsleiter fügte dem Beitrag einen Kommentar hinzu, in dem er die ausführliche Thematisierung des KZ-Außenlagers rechtfertigte: „Schon zeigen sich – gerade in letzter Zeit – Anzeichen, dass die braune Brut wieder erweckt worden ist. […] Vor allem die junge Generation sollte jedoch wissen, welches Erbe Hitler damals wirklich hinterlassen hat“.598

Monica Mather,599 die Autorin des Artikels in der Leonberger Kreiszeitung, beschreibt die Resonanz auf den Beitrag in ihrer gemeinsam mit Renate Stäbler600 verfassten Dokumentation über den Umgang der Leonberger mit dem Konzentrationslager nach 1945 wie folgt: „Schmäh- und Drohanrufe […], ablehnende bis aggressive, teils anonyme Leserbriefe. Aber es gibt auch nachdenkliche und positive Stellungnahmen.“601 Insgesamt sei das Echo auf den Artikel enorm gewesen und bildete den Beginn einer intensiven öffentlichen Auseinandersetzung mit dem Konzentrationslager in den folgenden Jahren.

Der Grundstein hierzu war jedoch bereits vor dem Bekanntwerden von Klingels Studie gelegt worden. Als die Stadt Leonberg Anfang 1977 eine Partnerschaft mit der französischen Stadt Belfort vorbereitete, äußerte Belforts Bürgermeister Émile Géhant – der als Résistance-Angehöriger selbst die Konzentrationslager Auschwitz, Buchenwald und Flossenbürg überlebt hatte602 – den Wunsch, vor der Vertragsunterzeichnung einen Kranz zum Gedenken an die französischen Opfer des KZ Leonberg vor dem Blosenberg-Mahnmal niederzulegen. Daraufhin veranstaltete sein deutscher Amtskollege Dieter Ortlieb (SPD) gemeinsam mit dem evangelischen Dekan Eugen Stöffler eine schlichte Gedenkfeier im Rahmen der Partnerschaftsfeierlichkeiten. Da Stöffler dabei, so die Leonberger Stadtarchivarin Bernadette Gramm, auf deutscher Seite „große Informationslücken bei diesem Teil der Leonberger Geschichte“603 feststellte, regte er kurze Zeit später die Gründung eines Arbeitskreises an, der sich mit der Geschichte des Lagers befassen sollte. In der Folge recherchierte Kulturreferent Karl-Heinz Fischötter in einigen Archiven, während der Leiter der Evangelischen Erwachsenenbildung Friedrick E. Wolf604 und Pfarrer Horst Keil 24 einheimische Zeitzeugen befragen konnten.

Zusammen mit Klingels Befunden gingen die Ergebnisse dieser Recherchen in ein dreitägiges öffentliches Symposium mit dem Titel KZ in Leonberg – Eine Stadt will sich erinnern ein, das Anfang April 1979 von der Evangelischen Erwachsenenarbeit Leonberg und Ditzingen, der Katholischen Kirchengemeinde Leonberg sowie der Stadt Leonberg im Haus der Begegnung veranstaltet wurde. Den ursprünglichen Vorschlag, das Symposium unter der Schirmherrschaft des Oberbürgermeisters durchzuführen, hatte Ortlieb dagegen abgelehnt, da sich bereits im Vorfeld vereinzelt Proteste gegen die Veranstaltung regten. So zitierte das Stadtoberhaupt in seiner Eröffnungsrede am zweiten Abend des Symposiums aus einem an ihn gerichteten Brief, der von mehreren Bürgern unterzeichnet war:


Etliche alte Leonberger sind der Meinung, dass Ihre Veranstaltung überflüssig ist! Ist damit nicht genug in der Vergangenheit herumgerührt? Wird das Thema nicht zu einseitig behandelt? Wollen Sie nach alldem stur weiterhin Vergangenes aufwühlen? […] Während des Krieges gab es genügend Grausamkeiten, die von unseren Feinden verübt wurden. Sie werden nicht zitiert und auch nicht ausgegraben. Denken Sie an das Elend, das die Bombenangriffe über unschuldige Frauen und Kinder, über Flüchtlinge aus dem Osten, heimkehrende Soldaten usw. brachten. Denken Sie an Hiroshima, an Berlin, Dresden, Würzburg, Heilbronn und Städte, die nicht im Kriegsgebiet lagen. Denken Sie an die unmenschliche Behandlung unserer Soldaten in den Gefangenenlagern, an die Vergewaltigungen durch die Sieger.605



Gegen derlei Aufrechnungen wandte sich Ortlieb entschieden und kommentierte, dass Schweigen über die NS-Verbrechen keine Möglichkeit sein könne, die Vergangenheit zu bewältigen. Der Oberbürgermeister unterstützte nachdrücklich die Initiative der Kirchengemeinden zur Aufarbeitung der Geschichte des Konzentrationslagers, war in seinen Äußerungen – während des Symposiums wie auch bei späteren Gelegenheiten – aber auf vorsichtige Formulierungen bedacht, um zwischen Befürwortern und Gegnern der Veranstaltungsreihe zu vermitteln. So wies Ortlieb mehrfach darauf hin, dass das Konzentrationslager ohne Zutun der Stadt Leonberg und seiner Bewohnerschaft errichtet worden war und es Bürger gab, die den Häftlingen zu helfen versuchten. Dass es im Rahmen des Symposiums aber nicht (vorrangig) um das Handeln der Ortsbevölkerung gehen sollte, formulierte er diplomatisch:


Diese Veranstaltung, meine Damen und Herren, ist nicht dazu erfunden worden, um Leonberger oder andere an den Pranger zu stellen! Diese Veranstaltung wird nicht abgehalten, um Leonberger, die für die Häftlinge an der Seestraße Gutes getan haben, herauszuheben und sie zu Helden zu machen. Kurzum, diese Veranstaltung ist nicht dazu da, um mit Einzelpersonen abzurechnen, sondern sie ist dazu da, um Fakten zu sammeln, zu denen sich jeder, der in dieser Stadt wohnt, bekennen muß, ob er will oder nicht. Fakten, die geschehen sind und die es uns ermöglichen, mit unserer Vergangenheit fertig zu werden.606



Ziel des Symposiums war es daher, so Dekan Stöffler, vier Fragen auf den Grund zu gehen: „Was ist geschehen?“,607 „Was haben die Betroffenen erlebt?“, „Wie konnte es dazu kommen?“ und „Was kann man tun, um ähnliches zu verhindern?“. Hierzu bemerkte Stöffler später rückblickend: „Die Veranstalter bekamen beim Versuch, diesen Fragen nachzugehen, nicht nur manchen Widerstand von außen zu spüren. Sie waren auch unsicher, ob es gelingen würde, über diese Teile der Leonberger Vergangenheit öffentlich zu sprechen“.608

Entgegen dieser Befürchtung wurde das Symposium, so Stäbler und Mather, zu einem „Meilenstein in der Leonberger Aufarbeitung des KZ“,609 da nicht nur die Zahl der Besucher aus Leonberg und Umgebung die Erwartungen weit überstieg, sondern sich diese Veranstaltungen auch als „Initialzündung“610 für eine auf lokaler Ebene breit geführte Diskussion über die NS-Vergangenheit erwiesen.

Für den ersten Abend konnte der Historiker, Auschwitz-Überlebende und Sekretär des Comité International des Camps Hermann Langbein als Referent zum Thema Der Mensch im KZ611 gewonnen werden. Am Folgetag nahmen über 500 Bürger – mehrheitlich Jugendliche und junge Erwachsene – an einem Bürgerforum teil, in dem die vorliegenden Forschungsergebnisse zum KZ Leonberg (einschließlich Tonbandaufnahmen der von Wolf und Keil geführten Zeitzeugeninterviews) präsentiert wurden. Den Abschluss bildete ein Diskussionsabend mit dem Titel Vergangenheit – ohne Zukunft?, an dem neben Langbein auch zwei holländische Männer, Roel Paizé und Berend Pepping, teilnahmen, die 1944/45 als Gestapo-Häftlinge im Arbeitserziehungslager (AEL) Leonberg inhaftiert gewesen waren und bei lokalen Baufirmen Zwangsarbeit leisten mussten. Dass Paizé und Pepping keine Häftlinge des KZ-Außenlagers waren, stellte sich jedoch erst Jahre später heraus.

Die von Wolf geschickt moderierte Diskussion dieses letzten Veranstaltungstags bildete sicherlich die bis dato intensivste und tiefgreifendste öffentlich geführte Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus in der Geschichte der Stadt. Bis in die Nacht hinein stritten die Teilnehmer über Entstehung und Wesensmerkmale von Nationalsozialismus und Faschismus, über Führerprinzip, Gehorsam und Militarismus, über die Rolle der Kirche im „Dritten Reich“ ebenso wie über die Thematisierung des Nationalsozialismus im Schulunterricht und die Aktualität nationalsozialistischer Ideologiefragmente. Besonders lebhaft war die Diskussion dadurch, dass sich an ihr nicht nur Bürger mit zum Teil völlig unterschiedlichen politischen Einstellungen, sondern auch verschiedener Altersgruppen – von Jugendlichen bis hin zu Zeitzeugen – beteiligten, wobei Wolf als Vermittler und Brückenbauer fungierte. Bereits am Vorabend hatte sich der Bildungsreferent (Jahrgang 1929) um eine gemeinsame Diskussionsgrundlage bemüht, indem er erneut bekräftigte, dass die Auseinandersetzung mit der NS-Zeit nicht als Schuldvorwurf an die damalige Bevölkerung zu verstehen sei:


Ich glaube, daß das Gespräch mit meiner Generation deshalb nicht zustande gekommen ist oder nicht fruchtbar war, weil wir unsere Väter gefragt haben, warum habt Ihr das gemacht? Und unsere Frage klang so, als ob sie von einem Staatsanwalt oder von einem Richter gestellt würde. Ich glaube, wir fragen heute anders. Wir fragen nicht mehr anklagend, warum habt Ihr das getan?, sondern wir fragen heute: „Was können wir tun, damit wir nicht eines Tages tun müssen, was ihr damals tun musstet?“612



Das Hauptaugenmerk des Abschlussabends lag auf den aus der Geschichte zu ziehenden Lehren für die Gegenwart und Zukunft, doch brachten mehrere Teilnehmer auch Aspekte wie Täterschaft, Mittäterschaft und individuelles Handeln im Nationalsozialismus zur Sprache. Über diese Punkte wurde kontrovers diskutiert, ohne dass es aber zu direkten Schuldvorwürfen oder gar zu einer Eskalation der Debatte gekommen wäre. Ein Schüler, der das Schlusswort des offiziellen Veranstaltungsteils hielt, fasste die Diskussion aus seiner Sicht folgendermaßen zusammen:


Ich glaube […], daß dieses Gespräch, insbesondere das Gespräch über das KZ in Leonberg, uns eine ganz wichtige Erkenntnis gebracht hat, nämlich die Erkenntnis, daß derartige Verbrechen in einer ganz normalen Stadt und bei ganz normalen Bürgern stattfinden konnten. Und deshalb dürfen wir uns nicht zu Richtern aufstellen, und deshalb dürfen wir die Menschen von damals nicht verurteilen, weil wir nicht mit Sicherheit sagen können, ob wir in der damaligen Situation ganz anders gehandelt hätten. Ich glaube auch, wir dürfen uns nicht an die Fakten der Vergangenheit klammern, sondern wir müssen eine Art von neuer Sensibilität, von einer ganz hoch wirksamen Empfindlichkeit entwickeln für jede Art von Ungerechtigkeit oder der Verletzung der Menschenwürde, von Brutalität.613



Nicht alle Teilnehmer teilten jedoch dieses Fazit und die positive Presseberichterstattung über die Veranstaltungsreihe, wie sich in den folgenden Tagen in einigen Leserbriefen an die Leonberger Kreiszeitung zeigte. Vordergründig ging es dabei um Äußerungen des Leiters der Leonberger Psychologischen Beratungsstelle für Jugend-, Ehe- und Lebensfragen, Reinhart Holzapfel, der in der Diskussion über das Führerprinzip auf die Bedeutung von Familie und Erziehung für die demokratische Entwicklung des Menschen und in diesem Zusammenhang auch auf politische Kontinuitäten hingewiesen hatte. Wörtlich hatte der Psychologe laut Protokoll argumentiert:


[…] ausgehend von allgemeinen gesellschaftlichen Strukturen gibt es politische Kreise in der Bundesrepublik, die die Erziehung zum Gehorsam stark unterstützen. Ich möchte daran erinnern, Herr Filbinger, Ministerpräsident a. D., mahnte einmal, was in der Politik Recht und was Unrecht sei. Er hat es auch ausgedrückt „Recht ist etwas Absolutes, egal, ob jemand durch das Recht zu etwas gezwungen wird“, wenn also jemand zu etwas Unmenschlichem gezwungen wird, so muß er das tun (so meinte Filbinger). Ich möchte da widersprechen. […] Das Führerprinzip spiegelt sich doch darin wider, daß hier in der Bundesrepublik Politiker meinen, daß jedem Interesse der Menschen das Interesse des Staates zugeordnet werde, und ich glaube, daß gerade das dem Führerprinzip von damals entspricht.614



Blieben direkte Widerreden gegen diese Ausführungen am Abend selbst noch weitgehend sachlich und nüchtern, wurden die Äußerungen Holzapfels wenige Tage später zum Politikum, als der Böblinger Landtagsabgeordnete und Vorsitzende der CDU-Kreistagsfraktion Rudolf Decker in einem Offenen Brief an Landrat Reiner Heeb behauptete, Holzapfel habe gesagt, „dass die CDU einem Erziehungsprinzip huldige, welches unmittelbar zur Mentalität von KZ-Schergen führe“.615 Zahlreiche Leonberger brachten daraufhin in Leserbriefen und Telefonanrufen bei der Zeitungsredaktion ihre Empörung über Deckers Anschuldigungen oder aber über Holzapfels vermeintliche Äußerungen zum Ausdruck. Während manche die Entlassung des Leiters der vom Landkreis finanzierten Beratungsstelle forderten, stellten sich andere – darunter die Leonberger Sozialdemokraten sowie eine Gruppe „in sozialen Arbeitsfeldern tätige[r] Persönlichkeiten“616 – hinter den Psychologen und verteidigten ihn gegen die gegen ihn erhobenen Vorwürfe.

Daneben übten vereinzelte Leonberger aber auch grundsätzliche Kritik am Symposium, wobei vor allem ein Leserbrief des Stadtrats Werner Wacker (Freie Wähler) hervorsticht. Dieser echauffierte sich nicht nur darüber, dass „das Arbeitslager Leonberg“617 in der Veranstaltungsreihe „zu einem ‚Klein-Auschwitz‘“ hochstilisiert worden sei und Jürgen Klingel lediglich Ludwigsburger Akten abgeschrieben, sonst aber „de facto nichts zur Aufklärung der Verhältnisse im Lager beigetragen“ habe. Vielmehr erklärte er auch, dass seine Generation der „heute 40-Jährigen“ sich zwar um ein „ungebrochenes Verhältnis“ zur Geschichte bemühe; er sei aber nicht bereit, „noch mehr, als wir ohnehin tun, für die Verbrechen Hitlers zu büßen. Auf dieser Veranstaltung klang ein dauerndes An-den-Pranger-stellen an“. Diese „Schlussstrich“-Forderung war insofern von besonderer Brisanz, als Wacker zu dieser Zeit Staatsanwalt bei der Zentralen Stelle in Ludwigsburg war. Weiter führte er aus:


Die Veranstalter konnten (oder wollten?) nicht verhindern, daß ohne Erbarmen und undifferenziert auf unsere toten und verwundeten Mütter und Väter eingedroschen wurde. Die Rügen auf böse Entgleisungen waren mehr als lendenlahm. Hat man so viel Angst vor diesen Leuten? Was meinen die Veranstalter, wieviel Angst die überwanden, die sechs Jahre Soldat sein mussten?



Die „Jugend“ bat er um Fairness gegenüber den Älteren und wehrte sich dagegen, dass „unsere Väter als Verbrecher abgestempelt werden, die sich gefälligst zeitlebens zu schämen haben“. Genau dies nämlich, so der Leonberger Jurist, bereite den Nährboden für Rechtsextremisten: „In ihrer Trotzhaltung werden sie förmlich in diese Richtung hineingetrieben und wird ein Feindbild aufgebaut, das zu einem Riß im Volk führt, hinter dem Methode steht.“

Während der öffentliche Streit über das Symposium nur von kurzer Dauer war, wirkte die Veranstaltung als Impulsgeber für weitere Aktivitäten zur Auseinandersetzung mit der lokalen NS-Vergangenheit und speziell dem KZ Leonberg. Maßgeblich von Friedrick Wolf initiiert oder unterstützt, planten das Haus der Begegnung, die Erwachsenenbildung des evangelischen Kirchenbezirks sowie der „Antifaschistischer Arbeitskreis Leonberg“ verschiedene Veranstaltungen, die Erstellung einer Dokumentation zum Thema Jugend unter dem Hakenkreuz sowie einen Film über den Nationalsozialismus in Leonberg.618 Film und Broschüre kamen letztlich zwar nicht zustande, wohl aber eine Exkursion in die KZ-Gedenkstätte Natzweiler sowie eine Vortragsveranstaltung mit dem Pfarrer und Publizisten Eberhard Stammler zum Thema Kreuz und Hakenkreuz. Darüber hinaus begannen nun auch die Schulen, sich im Geschichts- oder Deutschunterricht mit dem Leonberger Konzentrationslager zu befassen. Am Albert-Schweitzer-Gymnasium fertigten Schüler der Klassenstufe 7 in einer Arbeitsgruppe Zeichnungen zum Thema. Diese Bilder wurden in die 1980 erschienene 220-seitige Dokumentation des Symposiums und dessen „Nachwirkungen“ aufgenommen.619 Der beeindruckende Band beinhaltete neben Grußworten von Oberbürgermeister Ortlieb und seinem Amtskollegen aus Belfort, Émile Géhant, einer Einführung von Dekan Stöffler, diversen Zeitungsartikeln und eigenen Berichten über vergangene sowie anstehende Aktivitäten vor allem die Vortrags- und Diskussionsprotokolle des Symposiums sowie des Vortrags von Eberhard Stammler. Da alle Veranstaltungen auf Tonband aufgenommen worden waren, war eine sehr detailgenaue Dokumentation möglich.

Das Buch beinhaltet außerdem Dokumente zu einem weiteren Ereignis, das unmittelbar aus dem Symposium resultierte: der Verleihung des Bundesverdienstkreuzes an die Leonbergerin Margarete Stingele.620 Während der Diskussion des zweiten Veranstaltungsabends hatte Roel Paizé diese als „Engel des KZ-Lagers“621 bezeichnet und erklärt, dass Stingele sich mehrmals unter Lebensgefahr für Häftlinge eingesetzt habe; andere Überlebende bestätigten dies später in Briefen an die Veranstalter. So hatte sie den Inhaftierten nicht nur heimlich Lebensmittel, Tabak und Socken zukommen lassen, auch versteckte das antifaschistische Ehepaar Stingele entflohene Häftlinge in ihrer Wohnung sowie in einem Gartenhaus. Auf Initiative von drei Leonberger Gymnasiallehrern wurde Margarete Stingele das Bundesverdienstkreuz im Dezember 1979 verliehen. Laut Stäbler und Mather boykottierte die Gemeinderatsfraktion der CDU geschlossen die Ordensverleihung, da sie die Ehrung der „Witwe eines Kommunisten“622 ablehnte.

Nach dem in Leonberg äußert bewegten Jahr 1979 kamen die Aktivitäten im Zusammenhang mit dem KZ-Außenlager im Jahr darauf – mit Ausnahme des Erscheinens der Dokumentation – zunächst sehr abrupt zum Erliegen, was vor allem dem berufsbedingten Wegzug des rührigen Bildungsreferenten Friedrick Wolf geschuldet sein dürfte. Nichtsdestotrotz gab es in den 1980er-Jahren immer wieder Überlegungen im Hinblick auf eine dauerhafte öffentliche Erinnerung an das Konzentrationslager. Eine erste museale Darstellung der Lagergeschichte erfolgte bereits 1983 mit der Eröffnung des Stadtmuseums im Alten Rathaus, in dem ein kleiner Bereich über das Konzentrationslager Auskunft gab: Neben einem Essnapf, drei Stubenschildern und einem von Schülern gefertigten Modell des Konzentrationslagers informierte dort eine Tafel über die Zahl der Häftlinge.

Auf dem Gelände des „Neuen Lagers“ (das ab Spätsommer 1944 in Form von zweistöckigen Massivbauten als Ergänzung zu den bestehenden KZ-Baracken errichtet worden war) befindet sich seit 1948 – zum Teil auf den Fundamenten der KZ-Baracken – das Altenzentrum Samariterstift. Leonberger Pfarrer regten 1985 an, auf dem Gelände einen Glockenstuhl mit Gebetsglocke zur Erinnerung an das KZ-Außenlager aufzustellen. Obwohl eine ehemalige Bewohnerin des Seniorenheims ein „ansehnliches finanzielles Vermächtnis […] mit der Zweckbestimmung der Errichtung einer KZ-Gedenkstätte im Bereich des Samariterstifts“623 hinterlassen hatte, konnte das Glockenturm-Projekt nicht realisiert werden. Gleiches gilt für den Entwurf einer Erinnerungsstätte auf dem Vorplatz der evangelischen Blosenbergkirche, den ein Oberstufenkurs des Albert-Schweitzer-Gymnasiums auf Vorschlag des Pfarrers und Religionslehrers Eberhard Röhm konzipierte und im November 1988 im Rahmen eines ökumenischen Gottesdienstes präsentierte. Stäbler und Mather zufolge waren finanzielle Gründe dafür ausschlaggebend, dass keines der beiden Vorhaben zustande kam.624

Was jedoch – in diesem Fall auf Anregung von Pfarrer Rudolf Schütt – realisiert wurde, war ein Gedenkbuch zur Erinnerung an die Todesopfer des Leonberger Lagers. Zwei Mitglieder des Kirchengemeinderats konnten die Namen, Nationalitäten, Geburts- und Sterbedaten von 293 Häftlingen ermitteln, die in Kunstschrift in einem Buch festgehalten wurden, welches seit 1992 im Vorraum der evangelischen Blosenbergkirche hinter einer Metallgussplatte aufbewahrt ist.625


Mannheim (Sandhofen) I

Die erinnerungskulturelle Zäsur, die durch die Ludwigsburger Hochschulgruppe mancherorts eingeleitet wurde, zeigt sich besonders deutlich in Mannheim, wo in den 1970er-Jahren nur noch Zeitzeugen die einstige Existenz eines Konzentrationslagers im Stadtteil Sandhofen bekannt war.626 An kaum einem anderen Beispiel lassen sich darüber hinaus die in den 1980er-Jahren geführten geschichts- und erinnerungspolitischen Auseinandersetzungen um die Außenlager des KZ Natzweiler, die Konfliktlinien, Wandlungen, Entscheidungsprozesse und beteiligten Akteure derart detailliert nachzeichnen wie dort, weshalb den Mannheimer Entwicklungen im Folgenden besondere Aufmerksamkeit geschenkt wird.

Die Ludwigsburger Lehramtsstudentin Angelika Schmitt war 1975 im Rahmen von Vorländers Seminar eher zufällig auf das Mannheimer Lager gestoßen und begann, Befragungsakten der US-Armee aus der Nachkriegszeit zu sichten. Deren Informationsgehalt war jedoch gering. Schmitts Vor-Ort-Recherchen in Sandhofen waren zunächst ebenfalls ernüchternd:


Bei dem Versuch, durch einen „Lokaltermin“ einen Eindruck vom örtlichen Rahmen und den Überresten des Lagers zu bekommen, wurde ich nach den ersten Gesprächen unsicher, ob ich überhaupt am richtigen Ort sei. Weder Rektor und Hausmeister der Schule noch der Bürgermeister oder der Pfarrer […] wussten etwas über die Existenz eines Kriegsgefangenen- oder Konzentrationslagers.627



Auch blieben die Versuche, die Anwohnerschaft der Schule, in der sich das KZ-Außenlager befunden hatte, oder andere Einheimische für ein Interview zu gewinnen, in den meisten Fällen erfolglos, da die Mehrheit vorgab, nichts zu wissen oder sich weigerte, über das Lager zu sprechen. Schmitt musste daher schnell feststellen:


Das Lager ist heute in der Bevölkerung Sandhofens, geschweige denn Mannheims, so gut wie unbekannt. Bei allen angesprochenen Leuten und öffentlichen Einrichtungen bekommt man das Gefühl, daß sie sich in ihrer Ruhe gestört fühlen, wenn man nach dem Lager in der Schule in Sandhofen fragt. Die jüngeren Leute wissen überhaupt nichts von dem Lager.628



Auskünfte gaben letztlich nur ein Sandhofener und fünf Sandhofenerinnen, darunter eine ehemalige Mitarbeiterin des Standesamts, die 1944/45 die Todesmeldungen des Lagers entgegengenommen und in das örtliche Sterberegister eingetragen hatte. Basierend auf diesen Zeitzeugen-Aussagen sowie vereinzelten Archivquellen konnte Schmitt die Geschichte des Außenlagers zumindest in Ansätzen nachzeichnen und legte 1976 ihre knapp fünfzigseitige Zulassungsarbeit für das Erste Staatsexamen (und damit die erste wissenschaftliche Arbeit zum KZ Sandhofen) vor. Da ihre Forschungsergebnisse jedoch nie veröffentlicht wurden, drangen sie erst nach fast drei Jahren an die Öffentlichkeit.

Im Spätsommer 1979 entdeckte der Geschäftsführer des Mannheimer Stadtjugendrings Bernd Floeck auf einer Karte in Julius Schätzles 1974 erschienenem Buch Stationen zur Hölle den Hinweis, dass sich in Mannheim ein Außenlager des KZ Natzweiler befunden hatte. Er erkundigte sich bei der VVN, ob es sich hier um einen Fehler handle und bekam schließlich die Arbeit Schmitts ausgehändigt. Nicht nur im Stadtjugendring (SJR) war die Aufregung daraufhin groß. Auch Oberbürgermeister Ludwig Ratzel sei, wie es wenige Tage später in der Presse hieß, „fast vom Stuhl gefallen“,629 als er von dem KZ-Außenlager erfahren habe. Der Stadtjugendring beschloss umgehend, eine Gedenkstunde in Sandhofen zu veranstalten und eine provisorische Tafel zur Erinnerung an die Opfer am Schulgebäude anzubringen. Diese Initiative wurde vom Dezernat I (Bürgermeister Hans Syren) ausdrücklich begrüßt, allerdings genehmigte die Stadt die Anbringung der Tafel lediglich am Schulzaun und beteiligte sich selbst nicht an den Vorbereitungen, da zunächst die historischen Fakten vom Stadtarchiv geprüft werden sollten.630 Um die Mannheimer Bevölkerung über die einstige Existenz des ehemaligen Konzentrationslagers im Stadtteil Sandhofen zu informieren, sandte der SJR Auszüge der Arbeit Angelika Schmitts an die Lokalpresse und lud zur Kranzniederlegung am Volkstrauertag ein. Mit den daraufhin erschienenen Artikeln im Mannheimer Morgen und der Rhein-Neckar-Zeitung gelangte das KZ-Außenlager erstmals seit 1949631 an die Öffentlichkeit.632

An der Gedenkfeier am 18. November 1979 nahmen etwa 120 Personen teil; die dabei angebrachte kleine Holztafel trug die Aufschrift:


In der Zeit von Sept. 1944 bis März 1945 waren in diesem Schulgebäude mehr als 1000 Häftlinge des KZ Struthof inhaftiert. 22 Häftlinge haben in dieser Zeit ihr Leben verloren. Die im Stadtjugendring zusammengeschlossenen Jugendverbände gedenken dieser Opfer der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft.



Jugendpfarrer Franz Schwörer erläuterte als Vorsitzender des SJR in seiner Trauerrede die von Schmitt gewonnen Erkenntnisse zur Geschichte des Lagers. Der Sandhofener Lokal-Anzeiger berichtete, dass man dabei „maßloses Erstaunen“ in den Gesichtern der Anwesenden habe erkennen können,


denn die wenigsten unserer Einwohner wussten bis jetzt von dieser Außenstelle der damaligen KZ-Leitung Natzweiler in der Friedrichschule. Die bereits längst entlassenen Schüler, die alle in dieser Schule das Lesen und Schreiben lernten, werden sich mit Recht fragen, warum man über dieses dunkle Kapitel nie etwas erfuhr. Das Lehrpersonal der Gustav-Wiederkehr-Schule wird nun Rede und Antwort stehen müssen, denn die jetzt gestellten Fragen der Kinder sollten und müssen beantwortet werden.633



Mit der Annahme, dass nun im Stadtteil ein Prozess der Auseinandersetzung mit der KZ-Geschichte einsetzen würde, lag der Lokal-Anzeiger jedoch falsch. Die Schulleitung äußerte sich (zumindest öffentlich) nicht dazu; in Sandhofen verschwand das Thema so schnell von der Bildfläche wie es gekommen war. Die Gedenktafel am Schulzaun wurde nur fünf Tage nach der Einweihung von Unbekannten mit schwarzer Farbe zerstört. Während die Lokalzeitungen hierüber noch kurz berichteten,634 erschien zwischen Dezember 1979 und Ende Februar 1982 lediglich ein einziger Artikel zum KZ Sandhofen in der Regionalpresse.635

Unterdessen setzte sich der Stadtjugendring abseits der Öffentlichkeit intensiv für die Anbringung einer offiziellen Gedenktafel sowie die Erstellung einer Dokumentation über das KZ Sandhofen durch die Stadt Mannheim ein. Das Stadtarchiv gab dabei zu bedenken, dass die vorliegenden Informationen für eine wissenschaftlich fundierte Dokumentation nicht ausreichten und es fraglich sei, ob eigene Recherchen ergiebiger ausfallen würden als diejenigen von Angelika Schmitt; auf jeden Fall würden die erforderlichen Nachforschungen „länger dauern“.636 Tatsächlich gestalteten sich die Ermittlungen des Stadtarchivs in der Folge äußerst zäh. Auch eine Anfrage des SJR bei der Ludwigsburger Zentralen Stelle nach Unterlagen zum KZ Sandhofen erbrachte kaum neue Erkenntnisse. Es zeigte sich bald, dass der Erforschung der Geschichte des Lagers mit den klassischen Methoden der Geschichtswissenschaft, insbesondere der ausschließlichen Berücksichtigung schriftlicher Quellen, enge Grenzen gesetzt waren.

Dass im Laufe der 1980er-Jahre dennoch immer mehr Fakten über das KZ-Außenlager zu Tage gefördert werden konnten und dessen Geschichte heute als gut erforscht gilt, ist vor allem das Verdienst des Geschichtslehrers Peter Koppenhöfer. Als promovierter Historiker forschte er auch abseits der etablierten wissenschaftlichen Pfade und widmete sich nach dem „Grabe-wo-du-stehst“-Prinzip des schwedischen Literaturhistorikers Sven Lindqvist637 der sich allmählich in Deutschland herausbildenden Oral History638. Die Befragung Mannheimer Zeitzeugen – insbesondere aus Sandhofen – bildete dabei den Ausgangspunkt von Koppenhöfers langjährigen Recherchen. Bereits im Schuljahr 1977/78 hatte er damit begonnen, Mannheimer Widerstandskämpfer zu interviewen und diese Erinnerungsberichte in seinen Geschichtsunterricht an der Integrierten Gesamtschule Mannheim-Herzogenried (IGMH) einzubeziehen. Als 1979 die einstige Existenz des Konzentrationslagers Sandhofen bekannt wurde, nahm er Kontakt zum Stadtjugendring auf639 und beteiligte sich fortan an dessen Aktivitäten zum Gedenken an das KZ-Außenlager. 1980 bot er im Rahmen einer Schulprojektwoche ein Projekt Mannheim im Nationalsozialismus an, das sich u. a. mit dem KZ-Außenlager Sandhofen befasste. Dabei konnten die beteiligten Jugendlichen in Sandhofen zwei oder drei Zeitzeugen ausfindig machen, die bereit waren, knapp über ihre Erinnerungen an das Konzentrationslager zu sprechen. Im folgenden Jahr begann Koppenhöfer mit seinen eigenen Befragungen, die anfangs über Schüler aus Sandhofen zustande kamen, deren Großeltern sich auf Nachfrage zu einem Zeitzeugengespräch bereit erklärt hatten. Anschließend ging er im Umfeld der Gustav-Wiederkehr-Schule von Haustür zu Haustür, erkundigte sich nach Zeitzeugen und bat diese um ein Gespräch. Obgleich vor allem in der Anfangsphase die Mehrheit der Sandhofener Zeitzeugen abblockte, nicht über das Lager sprechen wollte oder vorgab, nichts darüber zu wissen, fanden sich einige alteingesessene Stadtteilbewohner, die Koppenhöfer Auskunft gaben und/oder ihn an weitere Zeitzeugen verwiesen. Durch dieses Schneeballprinzip konnte Koppenhöfer immer mehr über das Konzentrationslager in Erfahrung bringen und seine Interviews auf (ehemalige) Daimler-Benz-Mitarbeiter außerhalb Sandhofens ausweiten.

Von 1980 bis 2007 gelang es ihm, mehr als 250 (überwiegend Mannheimer) Zeitzeugen zu verschiedenen Ereignissen aus den Jahren 1933 bis 1945 zu befragen; mehr als die Hälfte dieser Interviews – die im Umfang von wenigen Sätzen bis hin zu ausführlichen Erinnerungsberichten reichten – befasste sich mindestens teilweise mit dem KZ Sandhofen.640 Den Kern stellen diejenigen Interviews dar, die Koppenhöfer in den 1980er-Jahren führte: So befragte er 42 Personen allein zwischen 1980 und 1982 sowie 78 weitere in den Jahren 1983 bis 1989.641 Manche Interviews entstanden im Rahmen weiterer Schulprojekte, die Koppenhöfer in den folgenden Jahren immer wieder durchführte.

Durch die Befragungen wurde deutlich, dass das jahrzehntelange Schweigen der Ortsbevölkerung keinesfalls auf fehlende Kenntnisse über das KZ-Außenlager zurückzuführen war. Vielmehr war die einstige Existenz eines Konzentrationslagers in Sandhofen durchaus bekannt; viele der älteren Einwohner konnten sich in den 1980er-Jahren noch daran erinnern. Allerdings bezeichneten die wenigsten Zeitzeugen das Konzentrationslager und die KZ-Häftlinge als solche, sondern sprachen nahezu ausschließlich vom „Lager“ oder „Gefangenenlager“ sowie von „Gefangenen“, „Strafgefangenen“, „Sträflingen“ oder „den Polen“. Am stärksten war den Zeitzeugen dabei der Anblick der Häftlingskolonnen auf dem Weg zum Daimler-Benz-Werk im Stadtteil Waldhof im Gedächtnis geblieben: 54 Sandhofener erinnerten sich an die kahlgeschorenen Köpfe, die gestreiften Sträflingsanzüge, die Holzpantinen und an den Kleidern befestigten Essgeschirre der Inhaftierten sowie die sich stetig verschlechternde körperliche Verfassung der Häftlinge. Mehr als dreißig Personen wussten über die Hinrichtung des Häftlings Marian Kraiński im Januar 1945 zu berichten, wenngleich die Mehrzahl angab, dies nicht mit eigenen Augen gesehen zu haben. Etwa zwanzig Befragte erzählten Koppenhöfer von Misshandlungen von Häftlingen durch die Wachmannschaften auf dem zum Appellplatz umfunktionierten Schulhof, in den Straßen sowie im Benz-Werk. Direkte Anwohner berichteten außerdem von Zähl- und Strafappellen, Schikanen sowie der Essensausgabe auf dem Hof.

Zu den Berührungspunkten zwischen dem Konzentrationslager und der Zivilbevölkerung, insbesondere zum Beziehungsgeflecht zwischen der SS und Einheimischen, äußerten sich nur wenige Sandhofener im Detail; die obligatorischen Schilderungen von Hilfsleistungen für die Häftlinge in Form von Tabak oder Lebensmitteln finden sich dagegen in mehr als einem Drittel der Interviews. Allgemein ergibt sich aus den Zeitzeugenaussagen, dass der Umgang der Ortsbevölkerung mit den KZ-Häftlingen von Empathie über weitgehende Ignoranz bis zu unverhohlener Ablehnung reichte. Während einige Sandhofener beteuerten, dass der Großteil der Einheimischen Mitleid mit den Inhaftierten gehabt habe, räumten andere ein, dass es nicht nur die fanatischen Nationalsozialisten der NSDAP-Ortsgruppe waren, die Häftlinge als „Warschauer Banditen“ beschimpften, bespuckten und mit Steinen oder faulem Gemüse bewarfen. Ein Sandhofener erkannte darin den eigentlichen Grund, warum über das Konzentrationslager Jahrzehnte geschwiegen wurde: „Wissen Sie, das ist so: Die Leute verdrängen immer gerne alles. Da hat halb Sandhofen zugeguckt, und zum Schluss haben sie es nimmer gewusst.“642 Eine andere Sandhofenerin, die Koppenhöfer mehrmals interviewen konnte, meinte im Hinblick auf die zahlreichen privaten und wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Einheimischen und der Wachmannschaft gar: „Die Leute wollen heute bloß nichts mehr wissen, weil sie halt fast alle Dreck am Stecken gehabt haben.“643

Der Öffentlichkeit blieben diese Zeitzeugenerinnerungen zunächst ebenso verborgen wie das Engagement des Stadtjugendrings für eine offizielle, von der Stadt Mannheim zu stiftende Gedenktafel am Gebäude der Gustav-Wiederkehr-Schule. Bereits kurze Zeit nach der Kranzniederlegung im September 1979 nahm der SJR im Rahmen einer bereits zuvor geplanten Studienfahrt nach Polen Kontakt zu polnischen Verbänden und Organisationen auf. In Zusammenarbeit mit der gerade erst gegründeten Mannheimer Gliederung der Deutsch-Polnischen Gesellschaft (DPG) wurde die Veteranenvereinigung Związek Bojowników o Wolność i Demokrację (ZBoWiD)644 um Unterstützung gebeten, welche im Frühjahr 1980 zwei ehemalige Häftlinge ausfindig machen konnte und zusagte, einen Kontakt nach Mannheim herzustellen. Dem Sport-, Schul- und Kulturbürgermeister (ab 1981 zugleich Erster Bürgermeister) Manfred David reichte diese Ankündigung offenbar aus, um das Schulverwaltungsamt mit den Vorbereitungen einer Tafelanbringung zu beauftragen. Dass dies zunächst nicht umgesetzt wurde, lag zum einen an verwaltungsinternen Kompetenzstreitigkeiten, zum anderen sprach sich das Stadtarchiv aufgrund der lückenhaften Quellenlage gegen einen vom SJR vorgeschlagenen Tafeltext aus und wollte die Rückmeldungen aus Polen abwarten. Anfang Februar 1981 konnte SJR-Geschäftsführer Heiner Storm schließlich einen ersten Erinnerungsbericht des ehemaligen Häftlings Zdzisław Kapuściński an Oberbürgermeister Wilhelm Varnholt senden. Nach mehrfachem Drängen legte das Stadtarchiv kurze Zeit später einen Vorschlag für eine Tafelinschrift vor: Zum Gedenken an die in dieser Schule zwischen September 1944 und März 1945 inhaftierten, gestorbenen und ermordeten Häftlinge des Konzentrationslagers Natzweiler.645

Der Stadtjugendring und die Deutsch-Polnische Gesellschaft reagierten darauf mit scharfer Kritik: In einem Schreiben an den Oberbürgermeister bezeichnete die DPG den Textvorschlag als „eine unzulässige und die wesentlichen Tatsachen nicht wiedergebende Verniedlichung des Sachverhalts […], die dem Ernst der Sache in keiner Weise angemessen ist.“646 Die beiden Organisationen hatten zuvor mehrfach gefordert, dass die Inschrift zwingend Auskunft über die Anzahl und Nationalität der Häftlinge sowie die Funktion des Lagers als „Arbeitssklaven“-Reservoir für Mannheimer Betriebe (das heißt für Daimler-Benz) geben müsse. Indem das Archiv diese Angaben in seiner Textfassung unterschlage, würde der gesamte Tatbestand verharmlost. Die DPG bat Oberbürgermeister Varnholt, sich persönlich einzuschalten, da das Stadtarchiv die Forderung nach einer Gedenktafel am Schulgebäude ebenso wie die Forderung nach einer Tafel auf dem Hauptfriedhof, wo 21 Opfer des Konzentrationslagers begraben lägen, seit eineinhalb Jahren „sehr dilatorisch“ behandle. In einem klärenden Gespräch zwischen Stadtjugendring und Stadtarchiv verdeutlichten die SJR-Vertreter nochmals, dass ihnen in Bezug auf die Tafel in Sandhofen ein Ausdruck des Gedenkens und der Mahnung besonders wichtig sei und unterbreiteten einen neuerlichen Vorschlag:


In der Zeit von August/September 1944 bis März 1945 waren in dieser Schule zeitweise mehr als 1000 Häftlinge des KZ Natzweiler-Struthof inhaftiert. Die Häftlinge, die größtenteils polnischer Nationalität waren, wurden als Zwangsarbeiter in der Mannheimer Industrie eingesetzt. Mindestens 22 Häftlinge haben in dieser Zeit ihr Leben verloren und davon mindestens 1 Häftling durch öffentliche Erhängung. Wir gedenken der Opfer der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft und mahnen gleichzeitig zur Wachsamkeit, damit so etwas nie wieder möglich wird.647



Wenngleich der Vertreter des Stadtarchivs bestätigte, dass dieser Inschrift aus wissenschaftlicher Sicht nichts im Wege stünde, bemängelte das Institut kurze Zeit darauf zum wiederholten Male die unbefriedigende Quellenbasis und sprach sich in einem Schreiben an den Oberbürgermeister für einen kurzen Text aus, da die Tafel lediglich einen „Gedenkanstoß“ geben solle und eine „neutrale“ Inschrift einer Weiterbehandlung des Themas „Verfolgung im Dritten Reich“ im Schulunterricht nur dienlich sein könne.648 Das Stadtarchiv überarbeitete seinen eigenen knappen Textvorschlag dahingehend, dass die Zwangsarbeit „in Mannheimer Betrieben“649 hinzugefügt wurde. Ein entscheidender Punkt wurde hingegen auf Wunsch des Oberbürgermeisters nochmals abgemildert: Sollte ursprünglich der „inhaftierten, gestorbenen und ermordeten Häftlinge“ gedacht werden, war im neuen Vorschlag nur noch von „inhaftierten und ums Leben gekommenen“650 Häftlingen die Rede.

Erwartungsgemäß stimmte der SJR dem Text nicht zu und bemängelte neben den schon zuvor geäußerten Punkten, dass aus der Inschrift nicht einmal hervorginge, dass sich in der Schule ein Lager befunden hatte.651 Die Kritik verhallte jedoch ungehört. Bereits zuvor hatte das Archiv die Zustimmung des Sandhofener Bezirksbeirats eingeholt.652 In den folgenden Monaten stimmten alle involvierten städtischen Behörden sowie die Schulkonferenz der Gustav-Wiederkehr-Schule dem Textvorschlag des Stadtarchivs zu, ohne dass die Anliegen von Stadtjugendring und Deutsch-Polnischer Gesellschaft nochmals zur Sprache gekommen wären.653 Spätestens ab Mitte des Jahres 1981 wurden die beiden Organisationen nur noch über den Stand der Dinge informiert, nicht aber in die konkreten Planungen einbezogen. So erfuhr der SJR erst Ende Juli, dass sein Textvorschlag bereits einige Monate zuvor von der Verwaltung abgelehnt worden war.654 Die Gestaltung der Tafel, die Auswahl der Gießerei, den Termin sowie den Programmablauf der Einweihungsfeier einschließlich der einzuladenden Gäste und Redner bestimmte allein die Stadt.

Nachdem der Termin mehrmals verschoben wurde, einigten sich die zuständigen Dezernate schließlich in Absprache mit der Gesellschaft für Christlich-Jüdische Zusammenarbeit auf den 7. März 1982, den Sonntag in der „Woche der Brüderlichkeit“. Diese Gedenkfeier leitete – zweieinhalb Jahre nach der plötzlichen „Wiederentdeckung“ des Lagers – eine Zäsur im öffentlichen Umgang mit der Geschichte des KZ Sandhofen ein und bildete den Ausgangspunkt mehrjähriger Debatten über die Notwendigkeit sowie die angemessenen Formen des Gedenkens und Erinnerns an die Opfer.

Als Redner hatte die Stadt Mannheim zu der gut besuchten Gedenkstunde den polnischen Generalkonsul Kazimierz Kos eingeladen. Neben Oberbürgermeister Varnholt sollten außerdem „für die politischen Parteien bzw. die Sandhofer Bürger“655 der Sandhofener Stadtrat Heinrich Kirsch (CDU) sowie der ebenfalls aus Sandhofen stammende Bundestagsabgeordnete und Zeitzeuge Werner Nagel (SPD) sprechen. Da das Hauptamt sich dagegen ausgesprochen hatte, „weiteren Rednerwünschen anderer Parteien, Vereine usw.“ zuzustimmen, „weil [sich] dann die Veranstaltung auch zeitlich zu lange hinzieht“,656 wurde dem Stadtjugendring, der den Stein ins Rollen gebracht und seit zweieinhalb Jahren auf Anbringung der Tafel gedrängt hatte, verwehrt, einen Redner oder eine Rednerin zu stellen. Darüber hinaus wurde den anwesenden Mitgliedern von SJR und DPG vor Beginn der Gedenkfeier untersagt, dort eine wenige Seiten umfassende, selbst erstellte Broschüre zum KZ Sandhofen zu verteilen.

Einen handfesten Skandal bildete jedoch erst die Rede Heinrich Kirschs, welche bereits vor Ort für Empörung sorgte und eine vierwöchige Kontroverse entfachte, die überwiegend über Leserbriefe in den Lokalzeitungen ausgetragen wurde.

Im Redebeitrag des Stadtrats kam das KZ Sandhofen nur am Rande vor. Vielmehr nutzte er die Gedenkfeier, um die lokale Bevölkerung gegen vermeintliche Schuldvorwürfe zu verteidigen, die KZ-Toten gegen die Sandhofener Kriegstoten aufzurechnen und mittels kruder Vergleiche und Verharmlosungen die deutsche Zivilbevölkerung der Kriegsjahre insgesamt zu Opfern zu stilisieren. Kirsch (Jahrgang 1921) beschrieb in wenigen Sätzen, wie er Ende 1945 aus britischer Kriegsgefangenschaft in das ausgebombte Mannheim zurückgekehrt war und erfahren hatte, dass in der Sandhofener Volksschule „für ein halbes Jahr Kriegsgefangene und Zwangsarbeiter untergebracht waren“.657 Auch von Misshandlungen und von Toten aus dem Lager habe man ihm erzählt. An dieses „Unrecht“ zu erinnern, sei der Zweck der Gedenkfeier. Deren Sinn stellte Kirsch jedoch sogleich mit den Worten „Was soll das nach so langer Zeit?“ radikal infrage. Schließlich seien auch Deutsche („Männer, Frauen und Kinder, Gefangene, Soldaten und Zivilisten“) verhungert und durch Misshandlungen zu Tode gekommen. Zur Hinrichtung des Häftlings Marian Kraiński im Januar 1945 wegen angeblicher Sabotage wusste der Stadtrat lediglich zu sagen, dass Sabotage auch für Deutsche „absolut tödlich“ gewesen sei. Außerdem müsse man sich die Frage stellen, ob es nicht „auch jetzt, jenseits unserer Grenzen“ noch immer Konzentrationslager gebe.

Durch das Schlusskapitel in Angelika Schmitts Zulassungsarbeit sah sich Kirsch veranlasst, im Hauptteil seiner Rede dem Schuldbegriff auf den Grund zu gehen. Schmitt hatte aufgrund der weitgehenden Verweigerungshaltung der von ihr angesprochenen Zeitzeugen Adornos Überlegungen zur Schuldfrage aufgegriffen und in Bezug auf die Bevölkerung Sandhofens die Frage bejaht, ob die Beschäftigung mit der Vergangenheit nur als etwas Krankhaftes angesehen würde, „während der gesunde und realistische Mensch in der Gegenwart und ihren praktischen Zwecken aufgeht“.658 Kirsch sah darin einen Kollektivschuld-Vorwurf und kritisierte:


Wer wird hier eigentlich schuldig gesprochen? Menschen, denen ohne ihr Zutun ein Zwangsarbeitslager vor die Haustüre gesetzt wurde, die unfreiwillige Zeugen des Unrechts wurden und auf ihre Weise versuchten, zu mildern oder zu hindern?



Im Gegensatz zu den kurzen und nüchternen Sätzen über das Konzentrationslager schilderte der Kommunalpolitiker sodann äußerst emotional (und wohlgemerkt ebenfalls aus zweiter Hand) den „Todeskampf“ der örtlichen Bevölkerung beim Einmarsch der Amerikaner und zeigte Verständnis dafür, dass angesichts von 16 dabei ums Leben gekommenen Zivilisten die „Zwangsarbeiter“ in den Jahren nach 1945 in Vergessenheit geraten seien. Es sei daher „blanker Zynismus, vom Opfer noch Schuldgefühle zu fordern“, womit Kirsch endgültig eine Umkehrung des Opferbegriffs vollzog.

Um seine über Jahrzehnte gewonnene Sicht auf die Frage nach Schuld und Verantwortung zu veranschaulichen, berief er sich auf das Johannesevangelium im Neuen Testament. Die Erzählung von der beabsichtigten Steinigung einer Ehebrecherin durch die Pharisäer, denen Jesus gesagt haben soll, den ersten Stein solle werfen, wer ohne Schuld sei, übertrug Kirsch auf den Umgang mit der NS-Vergangenheit: „Wären unsere Ankläger vor die gleiche Autorität hingetreten wie seinerzeit die Pharisäer, sie wären auch genauso davon geschlichen wie die Pharisäer, die lautesten voran.“ Dabei bezog er sich nicht allein auf Sandhofen, sondern warf Großbritannien und anderen europäischen Staaten vor, den Nationalsozialismus begünstigt und dessen Herrschaftssicherung finanziell erst ermöglicht zu haben. Dies spreche Deutschland zwar nicht von Schuld frei, denn „die Ehebrecherin war ja auch schuldig“ gewesen, doch die, „die sie ursprünglich steinigen wollten, die waren auch nicht besser“. Aus diesem Grund sollten gerade in der „Woche der Brüderlichkeit“ alle Beteiligten zunächst ihr eigenes Gewissen prüfen, ob sie als Richter berufen seien; schließlich heiße es nicht umsonst bei Matthäus, Kapitel 7: „Richtet nicht, damit ihr nicht gerichtet werdet. Denn das Urteil, das ihr fällt, wird über euch gefällt, und mit dem Maß, mit dem ihr meßt, wird euch gemessen werden …“.

Mehrere Anwesende skandierten Buhrufe und forderten den Stadtrat auf, seine Rede abzubrechen. Die meisten Teilnehmer der Veranstaltung, darunter Kirschs Parteikollege MdB Josef Bugl, verließen noch während der Rede empört den Saal. Der Mannheimer Morgen sowie die Rhein-Neckar-Zeitung berichteten tags darauf ausführlich und mit deutlicher Kritik über den „Skandal“659 bzw. „Eklat“660 der Gedenkfeier. Die Lokaljournalistin Angelika von Bülow kommentierte, dass die Äußerungen Kirschs nicht nur ein „Schlag ins Gesicht“661 des anwesenden polnischen Generalkonsuls gewesen seien, sondern eine Beleidigung all jener, die „in anderen Ländern unter der Greuel-Herrschaft der Nazis gelitten haben“ oder in Deutschland Widerstand geleistet hätten. Die Sandhofener Stadtteilzeitung Lokal-Anzeiger berichtete zwar ebenfalls von einem „Eklat“ bei der „Gedenkfeier für polnische Zwangsarbeiter“,662 überließ es jedoch den Lesern, zu entscheiden, ob dieser in der Rede Kirschs oder eher den aufgebrachten Reaktionen bestanden habe. Das „Spektakulum vom Sonntag“ sei jedenfalls ein Paradebeispiel dafür gewesen, „wie wenig die Deutschen mit ihrer Geschichte zu Rande kommen, wie wenig sie die Vergangenheit bewältigt haben“. Damit sich die Sandhofener Bevölkerung, welche bei der Feier nur schwach vertreten gewesen war, selbst ein Bild machen könne, wurden neben Auszügen aus den anderen Reden lange Passagen aus Kirschs Beitrag unkommentiert wiedergegeben und lediglich bemerkt, dass solche „Töne“ bisher „öffentlich so gut wie nie gehört worden“ seien, was jedoch nicht bedeutet, dass sie nie ausgesprochen worden wären. Kirsch hatte zu Beginn seiner Ausführungen selbst erwähnt, dass er im Vorfeld der Tafeleinweihung von mehreren Bürgern angesprochen worden sei, die ihn nach dem Sinn der Gedenkfeier gefragt hätten. Es ist daher durchaus anzunehmen, dass er mit seiner Rede nicht nur – wie die CDU-Gemeinderatsfraktion später argumentierte – seine persönliche Meinung ausdrückte, sondern auch Stimmungen aus dem Stadtteil wiedergab. Heinrich Kirsch war eine Art Galionsfigur der Sandhofener Konservativen und galt als Sprachrohr für die Belange der Bewohnerschaft. Zwischen 1951 und 1989 war er 29 Jahre lang Mitglied des Mannheimer Gemeinderats, war Mitgründer und langjähriger Vorsitzender des Sandhofener Heimatmuseums sowie Vorsitzender im Arbeitskreis Kultur- und Heimatforschung der Gemeinnützigen Bürgervereinigung Sandhofen.663 Er wusste also sehr wohl um die Befindlichkeiten in „seinem“ Stadtteil, und ihm war sicherlich daran gelegen, seine Stammwählerschaft auf der Gedenkfeier angemessen zu vertreten.
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Der Sandhofener Stadtrat Heinrich Kirsch (im hellen Mantel) bei der Kranzniederlegung im Rahmen der Gedenkfeier am 7. März 1982.



Dass Kirschs Ansichten von vielen Mannheimern bzw. speziell Sandhofenern geteilt wurden, zeigten die öffentlichen Reaktionen in den folgenden Tagen und Wochen. Im Zeitraum vom 8. März bis 2. April 1982 erschienen vor allem im Mannheimer Morgen, vereinzelt auch in der Rhein-Neckar-Zeitung und dem Lokal-Anzeiger insgesamt 13 redaktionelle Artikel, 27 Leserbriefe sowie sieben Stellungnahmen von Parteien, Vereinen und Organisationen zur „Causa Kirsch“ bzw. zum Gedenken an die NS-Opfer.664 Die Zahl der Befürworter und Kritiker Kirschs hielt sich – gemessen an den von den Zeitungen veröffentlichten Zusendungen – in etwa die Waage. Dabei fällt jedoch zweierlei auf. Zum einen meldeten sich nur zwei Sandhofener Zeitzeuginnen zu Wort, die in Kürze ihre Erinnerungen an das Konzentrationslager schilderten und Kritik an Kirsch übten,665 wohingegen sich alle anderen Leserbriefschreiber, die sich als Bewohner Sandhofens zu erkennen gaben, mit dem Stadtrat solidarisierten. Zum anderen rückte das KZ Sandhofen in den Berichten und Leserbriefen insbesondere auf Seiten der Unterstützer Kirschs sehr schnell in den Hintergrund. Vordergründig ging es diesen um die Frage nach Schuld und Verantwortung sowie nach einem Ende der Aufarbeitung, der Wiedergutmachung und des Gedenkens – nicht nur in Bezug auf Sandhofen, sondern allgemein im Hinblick auf die NS-Vergangenheit. Mehrere Leserbriefautoren dankten Kirsch, ausgesprochen zu haben, was viele dächten, aber aufgrund eines vermeintlichen Meinungsdiktats nicht öffentlich zu sagen wagten. Forderungen nach einem „Schlussstrich“ unter die Beschäftigung mit der NS-Vergangenheit fanden sich mindestens indirekt in zahlreichen Leserbriefen. So argumentierten manche, die Erinnerung an die nationalsozialistischen Verbrechen sei eine rein private Angelegenheit, man solle nicht länger öffentlich in „alten Wunden rühren“,666 sondern sich „wichtigeren Problemen“ zuwenden. Es müsse Schluss sein mit der Vergangenheitsbewältigung, da die Schuld der Deutschen längst beglichen sei und die jüngeren Generationen keine Verantwortung trügen. Eine Mannheimer Musikstudentin schrieb etwa:


Da ich mich in keiner Weise für während des Zweiten Weltkriegs geschehenes Unrecht zuständig oder gar schuldig fühle, empfinde ich es überhaupt als anmaßende Frechheit, wenn sich deutsche Politiker im Namen des deutschen Volkes – also auch in meinem Namen – für dieses Unrecht entschuldigen oder ähnliches treiben: Kniefälle, Aufstellen von Mahnmalen, Wiedergutmachungsbeiträge; da gibt es ja eine ganze Kollektion an Aktivitäten und Geldanlagen (wobei jede Mark, die als „Sühneopfer“ für „deutsche Kollektivschuld“ ausgegeben wird, zu viel ist).667



Dass die Autorin außerdem jenen, die sich für ein öffentliches Gedenken an die Opfer des Nationalsozialismus einsetzten, empfahl, einen Psychiater aufzusuchen, zeigt, dass Angelika Schmitt mit ihrer Einschätzung, Erinnerung würde bisweilen als etwas Krankhaftes angesehen, nicht Unrecht hatte.

Dies bestätigen auch diverse andere Leserbriefe, in denen die Erinnerung an die (ausländischen) NS-Opfer als nationaler Masochismus bezeichnet wurde. Gedenkfeiern für die Opfer des Nationalsozialismus seien demzufolge „nicht mehr sinnvoll“668 und dienten ausschließlich dazu „das eigene Nest zu beschmutzen“. Das KZ-Außenlager Sandhofen kam in diesen Leserbriefen nur selten vor und wurde lediglich – und dann in verharmlosender Weise – beiläufig erwähnt, wenn es galt, das NS-Gedenken in Gänze als übertrieben und fremdgesteuert zu charakterisieren: So würden „nun auch Kleinst-KZ dazu benutzt, um die absurde These von der Kollektivschuld möglichst vielen Deutschen einzuimpfen“,669 was insbesondere bei der Jugend zu „nationalen Minderwertigkeitsgefühlen“ führe und sich letztlich negativ auf die Verteidigungsbereitschaft der Bundeswehr auswirke. „Denn wie soll jemand bereit sein, ein Land zu verteidigen, über dessen Geschichte er ausschließlich Negatives hört?“.

Während in vielen Leserbriefen die deutsche Bevölkerung selbst zu Opfern der Naziherrschaft und somit zu einer unschuldigen Schicksalsgemeinschaft stilisiert wurde,670 wurden zugleich die NS-Verbrechen in zahlreichen Wortmeldungen bagatellisiert und durch haarsträubende Gleichsetzungen nivelliert. So hieß es in einem Leserbrief:


Letztendlich hat doch jedes Volk irgendwie Dreck am Stecken, nur wird das dort nicht dauernd aufgebrüht. Oder redet man noch in Israel über die Massaker bei den Christenverfolgungen? […] In Spanien von der Abschlachtung der Indios? Gedenkt Amerika der Opfer der „Indianerkriege“, der Sklaverei, der Atombombe? Die Liste ließe sich endlos fortsetzen. Mord bleibt Mord, egal ob nur ein Mensch getötet wurde oder angeblich 6 Millionen.671



Würden „wegen jedem Völkerverbrechen dauernd Gedenkfeiern abgehalten werden“, so der Verfasser, „die Welt käme aus dem ‚Feiern‘ gar nicht mehr heraus“. Ähnlich sah es ein weiterer Unterstützer Kirschs:


Wer […] meint, man müsse uns Deutschen dieses Schuldgefühl immer wieder einimpfen, der sollte sich mal bei unseren einstigen Gegnern umhören, die uns teilweise gewiß nicht viel nachstanden, ob man dort auch diesen Kult betreibt, ständig ‚mea culpa‘ zu rufen. Mitnichten!672



Auch der Sandhofener Pfarrer Ottjörg Albert, der Kirschs Rede als „nüchtern und nirgendwo verletzend“673 bezeichnete, stellte die Frage, „wie viel Schuld anderer Nationen bis heute schweigend übergangen“ werde und echauffierte sich darüber, dass zur Gedenkfeier der „Botschaftsrat der polnischen Militärdiktatur“ eingeladen worden sei, welche „das eigene Land zu einem Konzentrationslager“ gemacht habe.

Die „Schlussstrich“-Forderung vieler Leserbriefschreiber bezog sich in den meisten Fällen auch auf finanzielle Entschädigungsleistungen an überlebende NS-Opfer, wobei antisemitische – meist gegen Israel gerichtete – Ressentiments offen zutage traten:


Wieviel Milliarden sind inzwischen an Wiedergutmachung gezahlt worden und werden noch gezahlt (aus unseren Steuergeldern natürlich)? […] Dafür müssen wir uns von einem kriegslüsternen Juden beschimpfen lassen – ohne daß irgendwelche Konsequenzen daraus gezogen werden. Das ist doch der Skandal[…]!674



Während zahlreiche Mannheimer Heinrich Kirsch für seinen vermeintlichen Tabubruch Anerkennung zollten, waren es neben einigen Privatpersonen diverse Organisationen und Gruppen, die Kirsch und seine Unterstützer in den Lokalzeitungen kritisierten. Im Namen der Deutschen Angestellten-Gewerkschaft (DAG) forderten etwa Bezirksleiter Max Nagel und Jugendsekretär Michael Siebler in einem Offenen Brief eine deutliche Distanzierung der CDU von den Äußerungen ihres Stadtrats und befanden: „Ein Mensch, der solches Gedankengut verbreitet, gehört ideologisch zur NPD“.675 DKP-Stadtrat Walter Ebert nannte Kirschs Rede darüber hinaus „dumm und faschistoid“.676 Der GEW-Landesvorsitzende Siegfried Vergin, der an der Gedenkfeier teilgenommen hatte, sah in der Rede die Notwendigkeit, „noch aktiver zu werden“, damit das von Kirsch „vorgetragene Gedankengut nicht weitere Früchte“ trage.677 „Kein Verständnis“678 für Kirschs Äußerungen hatte auch die Gesellschaft für Christlich-Jüdische Zusammenarbeit (GCJZ) Rhein-Neckar, die in einer Stellungnahme ihre Verwunderung über das mangelnde Geschichtsbewusstsein des Sandhofener Stadtrats zum Ausdruck brachte:


Erschütternd ist, daß Herr Kirsch versucht hat, Sandhofer Bürger, die beim Einmarsch der Amerikaner ihr Leben lassen mussten, gegen die Opfer des KZ’s aufzurechnen. Gerade im Gegenteil müßte es die Aufgabe demokratischer Politiker heute sein, unserer Jugend klar zu machen, daß der Nazi-Terror nichts mit dem Kriegsgeschehen zu tun hat, sondern in seiner menschenverachtenden Rassenlehre begründet ist.



Der Bezirksverband Baden der Sozialistischen Jugend Deutschlands (SJD) – Die Falken drückte in einem Offenen Brief an den polnischen Botschafter sein Bedauern über die Vorgänge in Sandhofen aus und erklärte:


Daß die Aufarbeitung der Geschichte des Nationalsozialismus in der BRD nicht mit letzter Konsequenz betrieben wird, sieht man auch daran, daß wir gemeinsam mit anderen Organisationen im Stadtjugendring Mannheim etliche Jahre gegen den Widerstand solcher Leute wie Herrn Kirsch für die Errichtung dieser Gedenktafel kämpfen mussten.679



Auf die schwierige Entstehungsgeschichte der Tafel wies auch ein Mitglied der Deutsch-Polnischen Gesellschaft in einem Leserbrief hin, in dem zugleich der allgemeine Umgang mit der Geschichte des Lagers kritisiert wurde. In Mannheim sei die „Vergessensrate“680 zum Thema KZ Sandhofen in allen Bevölkerungsschichten und politischen Gruppierungen so groß gewesen, dass man „ohne weiteres von einem psychologischen Sonderphänomen sprechen“ müsse, was sowohl für die Zeit nach Kriegsende als auch für die vergangenen drei Jahre seit der „Wiederentdeckung“ des Lagers im Jahr 1979 gelte. Unverständnis zeigte der Autor deshalb auch dafür, dass nicht Angelika Schmitt, die mit ihrer Zulassungsarbeit das Thema erst in die Öffentlichkeit gebracht hatte, oder die ursprünglichen Organisatoren der Tafel – Stadtjugendring und Deutsch-Polnische Gesellschaft – als Redner geladen worden waren, sondern Heinrich Kirsch.

Kirsch selbst beteiligte sich dagegen nicht an der in den Zeitungen ausgetragenen Debatte, die er mit seiner Rede ausgelöst hatte. Gegenüber der Rhein-Neckar-Zeitung beklagte er lediglich wenige Tage nach der Gedenkfeier, von seinen Kritikern missverstanden worden zu sein. Ihm sei außerdem bewusst gewesen, dass er mit seinem Redebeitrag ein „heißes Eisen“681 anfassen würde, doch habe er damit nur eine „ernsthafte Diskussion“ anstoßen wollen. Rückendeckung erhielt Kirsch dabei von seiner Fraktion. Deren Vorsitzender Roland Hartung erklärte umgehend, dass man nicht gedenke, ein Tribunal gegen den eigenen Kollegen abzuhalten, zumal Kirsch in seiner Rede ausschließlich seine private Meinung geäußert und nicht im Namen der CDU gesprochen habe.682 Tags darauf verwies die Mannheimer CDU-Fraktion in einer Pressemitteilung darauf, dass die „Verbundenheit mit den Opfern des nationalsozialistischen Terrors“683 zum Selbstverständnis der Partei gehöre und äußerte sich zu Kirschs Rede, die man im Nachgang mit ihm besprochen habe. Dabei waren die CDU-Stadträte zu dem Schluss gelangt, dass Kirsch Formulierungen verwendet habe, „die bei einem großen Teil der Zuhörer mißverständlich aufgenommen werden mussten“, was Kirsch selbst bedaure. Die Rede sei jedoch, wie schon Hartung bekräftigt hatte, nicht mit der Fraktion abgestimmt gewesen, welche sich die Meinung ihres Kollegen daher auch nicht zu Eigen mache. Ungeachtet dessen habe die CDU-Fraktion keinen Zweifel an der demokratischen Gesinnung Heinrich Kirschs, was vor allem mit dessen Engagement in der katholischen Jugendarbeit seit den 1930er-Jahren begründet wurde.

Während sich die Gemeinderatsfraktion der CDU nach dieser Stellungnahme in der öffentlichen Debatte nicht weiter zu Wort meldete, übte der eigene Parteinachwuchs deutliche Kritik an Kirsch bzw. vor allem an den zahlreichen positiven Reaktionen auf dessen Rede. Am 19. März erschien im Mannheimer Morgen ein „Appell der Jungen Union“,684 in dem sich ihr Ortsvorsitzender Michael Größle „mit tiefer Bestürzung“ äußerte:


Auch mehr als 35 Jahre seit dem Ende der systematischen Ausrottung eines ganzen Volkes sollte dieses grauenvolle Kapitel deutscher Geschichte für die Menschen unserer Zeit eine dauerhafte Mahnung sowie ständige Verpflichtung zur Wachsamkeit gegenüber jeglichem Aufleben neofaschistischer Entwicklungen bedeuten. Die JU verurteilt deshalb auf das schärfste jeden Versuch, das Gedenken an die Leiden und Achtung vor den Opfern des Hitler-Regimes herabzusetzen. Unsere Hochachtung gilt all jenen, die ihre Bestürzung nicht nur mit Worten, sondern mit mutigem Handeln zum Ausdruck brachten und bringen. Die Junge Union Mannheim fordert die Bürger unseres Staates auf, die „veröffentlichte“ Meinung nicht nur einigen Unverbesserlichen zu überlassen, sondern mit Nachdruck unter Ausnutzung aller bürgerlichen Rechte den ewig Gestrigen Einhalt zu gebieten.



Der Mannheimer Morgen brach die Leserbriefdebatte an dieser Stelle ab und erklärte, nach den in dieser Ausgabe veröffentlichten Zuschriften keine Leserbriefe zum Thema mehr abdrucken zu wollen.685 Als wenige Tage später der Stadtjugendring und die Gesellschaft für Christlich-Jüdische Zusammenarbeit zu einer öffentlichen Informationsveranstaltung im Evangelischen Gemeindezentrum Sandhofen einluden, kündigte die in Mannheim meistgelesene Zeitung die Veranstaltung zwar an, verzichtete jedoch – im Gegensatz zur in Heidelberg ansässigen Rhein-Neckar-Zeitung686 – darauf, im Nachgang über diese zu berichten. Die Veranstalter des Offenen Gesprächs zeigten sich mit der Veranstaltung bemüht, auf die lokale Bevölkerung zuzugehen, ablehnende Haltungen gegenüber dem Gedenken an die KZ-Opfer abzubauen und die bis dato vorhandenen Kenntnisse über die Geschichte des KZ-Außenlagers zu vermitteln. So wurde bereits im Vorfeld betont, dass es weder mit der Gedenktafel noch im Rahmen des Gesprächsabends darum gehe, der Bevölkerung Sandhofens eine Schuld für das Konzentrationslager zuzuweisen, sondern darum, „aus Fehlern der Vergangenheit zu lernen, um in Gegenwart und Zukunft ähnliche schreckliche Zustände zu verhindern“,687 insbesondere angesichts aktueller ausländerfeindlicher und neonazistischer Aktivitäten.

Dass die Veranstaltung schließlich sehr gut besucht war – laut Stadtjugendring nahmen achtzig bis 100 Personen teil688 – dürfte nicht zuletzt dem Umstand geschuldet sein, dass die beiden einladenden Organisationen unterschiedliche Bevölkerungsgruppen mobilisieren konnten und der angekündigte Redner Karl Otto Watzinger (der selbst von 1941 bis 1944 im KZ Dachau inhaftiert war) als Mitgründer und Vorsitzender der GCJZ Rhein-Neckar, ehemaliger Bürgermeister (SPD) sowie Pionier der Aufarbeitung der jüdischen Geschichte Mannheims über Parteigrenzen hinweg ein hohes Ansehen in der Stadt genoss.689

Den vorläufigen Schlusspunkt der Auseinandersetzung bildete die Sitzung des Mannheimer Gemeinderats am 30. März 1982, in der drei Anträge zur Rede Kirschs und den öffentlichen Reaktionen darauf behandelt wurden. Einstimmig angenommen wurde dabei der Antrag der Stadträtin Ingeborg Nikitopoulos (FDP), wonach die Verwaltung beauftragt werden solle, eine Dokumentation über die Errichtung der Gedenktafel vorzulegen, in der u. a. dargelegt werden solle, warum kein Vertreter des Stadtjugendrings als Redner der Einweihungsfeier eingeladen und weshalb die Verteilung der Broschüre untersagt worden war.690 In der geforderten Dokumentation691 erklärte Oberbürgermeister Varnholt hierzu später, dass er als Stadtoberhaupt zur Gedenkfeier eingeladen hatte und es in solchen Fällen nicht üblich sei, in den Veranstaltungsräumen Informationsschriften auszulegen oder zu verteilen, die nicht seiner Verantwortung unterlägen. Die Verdienste des SJR habe er außerdem in seinem eigenen Redebeitrag gewürdigt, sodass von einer Missachtung des Engagements des SJR keine Rede sein könne.

Explizit mit der Rede Heinrich Kirschs befasste sich einzig der Antrag des DKP-Stadtrats Walter Ebert, der den Gemeinderat jedoch lediglich aufforderte, sich von den Äußerungen Kirschs zu distanzieren.692 Als Begründung führte Ebert an, dass die Rede dem Ansehen des Gemeinderats in der demokratischen Öffentlichkeit sowie der Stadt Mannheim in Gänze geschadet habe, da Kirsch als offizieller Redner der Stadt auch gleichzeitig Repräsentant der Stadt gewesen sei. Dem widersprach Varnholt und bekräftigte, dass Kirsch ausschließlich „für sich“693 gesprochen habe und nicht im Namen der Stadt. Ähnlich äußerten sich Vertreter von SPD, CDU und Mannheimer Liste. Der SPD-Fraktionsvorsitzende und spätere Oberbürgermeister Gerhard Widder sah daher auch keine Veranlassung zu einer Distanzierung von Kirschs Äußerungen seitens des Gemeinderats. CDU-Chef Hartung verwies erneut auf die demokratischen Leistungen Kirschs und argumentierte, dass die CDU von der „vielleicht törichte[n] Rede“ ihres Kollegen, in der lediglich „Unausgegorenes verarbeitet worden war“, selbst den „Schaden“ habe, den man als Fraktion solidarisch tragen werde. Obwohl Ebert seine Begründung zurücknahm und nur noch die Forderung einer Distanzierung von den Inhalten der Rede zur Abstimmung brachte, wurde der Antrag mit deutlicher Mehrheit abgelehnt.

Im Antrag der SPD wiederum tauchte der Name Heinrich Kirsch gar nicht auf. Widder betonte, dass es seiner Fraktion nicht um eine Aburteilung des Sandhofener Stadtrats gehe, der sich bereits selbst ins Abseits gestellt habe. Vielmehr beziehe sich der Antrag der SPD auf die öffentliche Diskussion der vergangenen Wochen und sei zu verstehen als Vorschlag für eine gemeinsame Stellungnahme des Gemeinderats. Dementsprechend war der zur Diskussion gestellte Text sehr allgemein gehalten. Er bekräftigte die Verantwortungsübernahme der Bundesrepublik und seiner Bürger für die Verbrechen des Nationalsozialismus und wandte sich gegen Rechtfertigungen sowie Verharmlosungen der NS-Vergangenheit, verbunden mit einem Appell zur Wachsamkeit in Gegenwart und Zukunft.


Die Vergangenheit aktiv zu bewältigen heißt daran mitzuwirken, Radikalismus von links und rechts, Fremdenhaß und Minderheitenverachtung entgegenzutreten und zu bekämpfen. Es bedeutet auch, nach den Werten zu leben, die in der nationalsozialistischen Zeit so schmählich mißachtet wurden: Menschenwürde, Freiheit – für Andersdenkende –, Toleranz, Gerechtigkeit, Wahrheit und Solidarität.694



DKP-Stadtrat Ebert kritisierte, dass diese Erklärung „an der Sache völlig vorbei gehe“,695 die „ganze Angelegenheit vertusche“ und der „Linksradikalismus“ in diesem Text nichts zu suchen habe, weshalb er gegen den Antrag votiere. Die Unionsfraktion konnte sich – obgleich Kirsch hier nicht einmal erwähnt wurde – nicht dazu durchringen, dem Antrag der SPD zuzustimmen, und enthielt sich geschlossen der Stimme. Dennoch fand der Antrag die Zustimmung der Mehrheit des Gremiums;696 der Text wurde zwei Tage darauf im Mannheimer Morgen als gemeinsame Stellungnahme des Gemeinderats veröffentlicht.697 Der Sandhofer Lokal-Anzeiger berichtete – nicht gerade auf Neutralität bedacht – unter dem Titel Die Tafel und kein Ende ebenfalls von der Gemeinderatssitzung sowie den behandelten Beschlüssen und zeigte sich erleichtert, dass damit die Diskussion um Heinrich Kirschs „aufmüpfige“ Rede ohne Konsequenzen für den Sandhofener Stadtrat beendet wurde.698

Die gesamte 1982 in Mannheim geführte Debatte hatte sich letztlich ausschließlich um Fragen des gesellschaftlichen Umgangs mit der NS-Vergangenheit im Allgemeinen sowie dem KZ Sandhofen im Speziellen gedreht; geschichtliche Fakten zur Geschichte des KZ-Außenlagers spielten dabei allenfalls am Rande eine Rolle. Obwohl Peter Koppenhöfer zum Zeitpunkt der Kirsch-Rede bereits 38 Zeitzeugen befragt (und von 25 dieser Personen zum Teil recht detaillierte Informationen erhalten) hatte, vermittelten die Leserbriefe sowie die anschließende Debatte im Gemeinderat noch immer den Eindruck, in Mannheim wisse aus eigener Erinnerung kaum jemand etwas über die Geschichte des Lagers. Lediglich zwei Sandhofenerinnen schilderten – wie erwähnt – in Leserbriefen knapp ihre Erinnerungen an das Konzentrationslager; die Mehrheit der Zeitzeugen unterließ es dagegen, den Verharmlosungen Kirschs und seiner Unterstützer öffentlich Fakten entgegenzustellen.

Auf den Umstand, dass das Thema Zwangsarbeit in Mannheim zu diesem Zeitpunkt noch nahezu unerforscht war und die Forschungsaktivitäten des Stadtarchivs zum KZ Sandhofen seit dem Bekanntwerden von Angelika Schmitts Arbeit noch immer äußerst gering waren, hatte der Mannheimer Soziologe Stanislaus Stepien, Mitglied der Deutsch-Polnischen Gesellschaft, in einem Leserbrief hingewiesen:


Schwer belastet scheint […] die Mannheimer Lokalgeschichtsschreibung. Es gibt kaum einen Garten, kaum ein Gebäude, kaum eine Straße, über die nicht in irgendeinem Aufsatz irgendwann einmal berichtet wurde; zum KZ Mannheim-Sandhofen wird man nach Abhandlungen lange suchen müssen.699



Daran änderte sich auch in der Folgezeit insofern wenig, als das Stadtarchiv seine Nachforschungen nach der Anbringung der Gedenktafel weitgehend ergebnislos einstellte. Peter Koppenhöfer dagegen intensivierte seine Recherchen, führte weiterhin Gespräche mit Mannheimer Zeitzeugen und konnte sukzessive immer mehr Quellen ausfindig machen. Neben Unterlagen aus dem Mannheimer Stadtarchiv, dem Generallandesarchiv Karlsruhe, der Zentralen Stelle in Ludwigsburg sowie dem Landgericht Mannheim war dabei vor allem der Kontakt zu ehemaligen Häftlingen von zentraler Bedeutung. Nachdem der Stadtjugendring und die DPG 1981 aus Polen den Erinnerungsbericht von Zdzisław Kapuściński erhalten hatten, nahm Koppenhöfer im November 1982 mit einer Schulklasse Kontakt zu ihm auf und begann einen mehrjährigen Briefwechsel. 1981/82 konnte er überdies die Überlebenden Zdzisław Siwak und Jerzy Kubicki ausfindig machen.700 Ab 1985 führte Koppenhöfer zahlreiche Gespräche mit den ehemaligen Häftlingen Marian Marchewka (in München wohnhaft) und Jerzy Czuj, der bereits in den 1950er-Jahren in die Rhein-Neckar-Region zurückgekehrt war und noch immer in der Mannheimer Innenstadt lebte. Auf Grundlage der Erinnerungen dieser fünf Überlebenden sowie der ausgewerteten Archivunterlagen und Mannheimer Zeitzeugeninterviews verfasste Koppenhöfer seine ersten Aufsätze zum KZ Sandhofen und dem Einsatz von Zwangsarbeitern im Daimler-Benz-Werk Mannheim, die 1986701 und 1987702 erschienen – die ersten Veröffentlichungen zur Geschichte des Lagers überhaupt. Auch seine späteren Publikationen basieren zu weiten Teilen auf den Erinnerungsberichten ehemaliger Häftlinge, zu denen ein Kontakt nach Warschau hergestellt werden konnte. So unterhielt Koppenhöfer zwischen 1982 und 1999 Briefkontakte mit fast sechzig Überlebenden des KZ Sandhofen;703 bis zu seiner Pensionierung im Jahr 2009 führte er zudem immer wieder Schulprojekte zum Thema durch und verfasste mit seinen Schulklassen Briefe an ehemalige Häftlinge. Im Schuljahr 1989/90 erstellte die von Koppenhöfer geleitete Video-AG der Integrierten Gesamtschule, an der er unterrichtete, eine filmische Dokumentation, für die die Schüler Jerzy Czuj, Marian Marchewka sowie zwei Mannheimer Zeitzeugen interviewten.

Koppenhöfers Forschungen legten zweifelsohne den wissenschaftlichen Grundstein für die 1990 eröffnete KZ-Gedenkstätte Mannheim-Sandhofen, prägten deren inhaltliche Weiterentwicklung und hatten damit auf lange Sicht einen herausragenden Einfluss auf die Wahrnehmung des Lagers in der lokalen Öffentlichkeit. 1982, zum Zeitpunkt der Tafeleinweihung, befanden sich Koppenhöfers Nachforschungen ebenso wie das Interesse der Mannheimer an einer Aufarbeitung allerdings noch im Anfangsstadium. Dass Teile der Bevölkerung nicht gewillt waren, sich mit der Geschichte des Lagers zu befassen, über die (lokalen) Dimensionen des nationalsozialistischen Terrors zu reflektieren und der polnischen KZ-Opfer zu gedenken, hatte die Rede Heinrich Kirschs sowie die dadurch entfachte Leserbriefdebatte deutlich gemacht. Die Diskussion von 1982 bildete jedoch erst das Präludium zu einem geschichts- und erinnerungspolitischen Streit in der zweiten Hälfte des Jahrzehnts, der die „Kirsch-Kontroverse“ in ihrer Dauer, Breite und Intensität noch übertraf. Die Einrichtung der KZ-Gedenkstätte war letztlich das Ergebnis eines konfliktreichen Aushandlungsprozesses und markierte den Schlusspunkt einer kontroversen öffentlichen Auseinandersetzung, die exemplarisch für den geschichts- und erinnerungskulturellen Umbruch der 1980er-Jahre steht.704

Abermals war es der Mannheimer Stadtjugendring, der den Stein ins Rollen brachte und sich für ein aktives Gedenken am Ort des ehemaligen Konzentrationslagers engagierte. Nachdem der SJR gemeinsam mit anderen lokalen Gruppen und Organisationen seit 1979 in Sandhofen jährlich mit einer Kranzniederlegung der Opfer des Konzentrationslagers gedacht hatte,705 veranstaltete er Ende 1985 ein Werkstattseminar mit dem Titel Erinnern statt verdrängen und vergessen, in dem neben dem lokalen Widerstand gegen das NS-Regime das KZ-Außenlager Mannheim-Sandhofen im Vordergrund stand. Bei diesem Seminar, in dem der Überlebende Jerzy Czuj den Teilnehmenden über die Lebens- und Arbeitsbedingungen im KZ Sandhofen berichtete, wurde die Idee einer Gedenk- und Dokumentationsstätte geboren, für die sich in den folgenden zwei Jahren vor allem der SJR und Peter Koppenhöfer mit Unterstützung des DGB-Kreisverbands, der VVN-BdA sowie der DPG-Ortsgruppe einsetzten und Konzepte erarbeiteten.

Die Reaktionen auf dieses Vorhaben bzw. die Auseinandersetzungen, die den gesamten Entstehungsprozess der Gedenkstätte kennzeichneten, müssen – wie auch andernorts – im Kontext der Diskurse über den Nationalsozialismus und dessen Nachgeschichte gesehen werden, die in diesem Zeitraum bundesweit Politik, Justiz, Wissenschaft, Wirtschaft, Medien und Zivilgesellschaft beschäftigten. Während jedoch nur darüber spekuliert werden kann, ob und inwiefern etwa die historische Rede Richard von Weizsäckers zum vierzigsten Jahrestag der bedingungslosen Kapitulation Nazi-Deutschlands, die vorangegangene „Bitburg-Kontroverse“ oder der überwiegend in den Feuilletons der bildungsbürgerlichen Presse ausgetragene „Historikerstreit“ von 1986 das Meinungsklima in Mannheim beeinflussten, können drei miteinander verknüpfte Themen in diesem Zusammenhang als besonders bedeutend ausgemacht werden: Die historische Erforschung der NS-Zwangsarbeit, die Diskussionen über eine finanzielle Entschädigung ehemaliger Zwangsarbeiter sowie vor allem die Auseinandersetzungen über die Rolle des Daimler-Benz-Konzerns im Nationalsozialismus.


Exkurs: Die Geschichtspolitik des Daimler-Benz-Konzerns in den 1980er Jahren im Kontext von Entschädigungsdebatten und wissenschaftlicher Forschung zur Zwangsarbeit im Nationalsozialismus

Das Thema Zwangsarbeiterentschädigung war 1984 von der Bundestagsfraktion der Grünen aufgegriffen worden, die die Einrichtung eines von der deutschen Industrie zu finanzierenden Entschädigungsfonds forderte, was jedoch von der Mehrheit des Parlaments ebenso abgelehnt wurde wie zwei erneute Anträge der Grünen 1986 und 1987.706 Nichtsdestotrotz war die Politik allmählich gezwungen zu handeln, nachdem auch das Europäische Parlament Anfang 1986 „alle deutschen Unternehmen, die Sklavenarbeiter beschäftigt hatten“,707 in einer Entschließung aufgefordert hatte, einen Entschädigungsfonds einzurichten. Die parlamentarischen wie außerparlamentarischen Debatten über einen solchen Fonds hielten bis ins Jahr 1999 an, als – nach erheblichem internationalem Druck und verschiedenen Einzelabkommen mit einigen osteuropäischen Staaten – die Gründung der Bundesstiftung Erinnerung, Verantwortung und Zukunft (EVZ) beschlossen wurde.708 Wenngleich die Diskussionen ihren Höhepunkt erst in den 1990er-Jahren erreichten, war das Thema NS-Zwangsarbeit ab Mitte der 1980er-Jahre in den bundesdeutschen Medien häufig präsent, was vor allem der Tatsache geschuldet war, dass breitere Forschungen hierzu erst jetzt einsetzten und sowohl deren Zustandekommen als auch Rezeption nicht auf den akademischen Rahmen begrenzt blieben. Die Geschichtswissenschaft hatte sich kaum mit der NS-Zwangsarbeit beschäftigt, bis Ulrich Herbert 1985 seine umfangreiche und für die weitere Forschung grundlegende „Fremdarbeiter“-Studie über den Einsatz ziviler und kriegsgefangener ausländischer Arbeitskräfte in der deutschen Kriegswirtschaft von 1939 bis 1945 veröffentlichte.709

Vielerorts wurde in dieser Zeit erstmals die Frage nach der Rolle einzelner Unternehmen im „Dritten Reich“ und deren Umgang mit der eigenen NS-Vergangenheit aufgeworfen. (Lokal-)Historiker, Journalisten, Gewerkschafter und Studierende begannen selbst Nachforschungen zu betreiben; es gründeten sich lokale Geschichtswerkstätten, und Betriebsräte forderten die Unternehmen auf, sich der Geschichte zu stellen. Denn in der Verweigerungshaltung der Firmen lag das größte Forschungshindernis. So merkte auch Herbert in seiner Studie an, dass in den Werksarchiven wohl die wichtigsten Berichts- und Korrespondenzakten zu vermuten seien, ihm aber auf seine Anfragen an etwa vierzig Betriebsarchive nur in zwei Fällen (Thyssen und Mannesmann) die Einsichtnahme in einige wenig aussagekräftige Bestände gewährt worden sei.710 Daimler-Benz etwa hatte Herbert mitgeteilt, dass in den Werksarchiven für sein „spezielles Thema“711 keine Unterlagen vorhanden seien.

Umso wichtiger waren die nun einsetzenden Forschungen zum Einsatz von Zwangsarbeitern und KZ-Häftlingen in einzelnen Firmen. Berichte und Reportagen in den bundesdeutschen Leitmedien sowie lokalen und regionalen Zeitungen begleiteten vielfach diese Prozesse und verbanden – zumindest in Bezug auf die größten Unternehmen, deren aktive Rolle in der NS-Kriegswirtschaft sich immer mehr herauskristallisierte – die neuen Erkenntnisse nicht selten mit der Forderung nach Entschädigungsleistungen an die ehemaligen Zwangsarbeiter.

Dem Daimler-Benz-Konzern, der zu den wichtigsten Rüstungsbetrieben im Nationalsozialismus gezählt hatte und nach heutigen Schätzungen allein im Jahr 1944 mindestens 37 500 Zwangsarbeiter712 in seinen Werken einsetzte, wurde dabei ab Mitte der 1980er-Jahre besondere Aufmerksamkeit zuteil. Bereits 1983 begann das Unternehmen mit Planungen für prunkvolle Feierlichkeiten, eine Festschrift und andere Aktivitäten zum hundertjährigen Jubiläum der Erfindung des Automobils im Jahr 1886 und nahm für diese Vorhaben viele Millionen DM in die Hand.713 Als die betriebsinterne Stuttgarter Gewerkschaftsgruppe „plakat“714 die kritische Frage aufwarf, wie man im Rahmen der Jubelfeiern die NS-Vergangenheit des Unternehmens zu thematisieren gedenke, trat Daimler-Benz noch im selben Jahr die Flucht nach vorne an und beauftragte den Wirtschaftshistoriker Hans Pohl gemeinsam mit der arbeitgebernahen Gesellschaft für Unternehmensgeschichte (GUG),715 die Rolle des Unternehmens im „Dritten Reich“ aufzuarbeiten. Pohl und seine Kollegen konnten hierzu auch auf das bislang geschlossen gehaltene Werksarchiv zugreifen. Einige Forschungsergebnisse dieser Historikergruppe wurden vorab im Januar 1986, wenige Tage vor Beginn der ersten Jubiläumsveranstaltungen, in einer fünfseitigen Mitteilung veröffentlicht. Zugleich stellte Daimler-Benz als eine der ersten Firmen in Aussicht, sich nach Abschluss der Forschungsarbeiten mit den Forderungen nach Entschädigungszahlungen für Zwangsarbeiter zu befassen.

Einige Medien erwarteten nun gemäß den Verlautbarungen des Konzernvorstands mit der anstehenden Publikation eine schonungslose Aufarbeitung und würdigten das Vorgehen des Autobauers als beispielhaften „Weg für die Bewältigung der Vergangenheit“.716 Demgegenüber sahen sich andere Medien wie auch Wissenschaftler angesichts der überaus dürftigen bekanntgegebenen Ergebnisse in ihrer Erwartung bestätigt, die GUG werde nicht mehr als eine etwas unbequeme, letztlich aber immer noch verharmlosende Gefälligkeitsstudie erstellen.717 Pohl war nämlich bereits zu dem Schluss gelangt, dass sich Daimler-Benz lediglich mit dem NS-Regime „arrangiert“, es aber „nicht über das Unumgängliche hinaus gefördert“ habe.718

Spätestens jetzt begannen andere, kritische Wissenschaftler, Gewerkschafter und lokale Aktivisten ihrerseits zu forschen. Die Hamburger Stiftung für Sozialgeschichte des 20. Jahrhunderts um Karl Heinz Roth und Angelika Ebbinghaus bereitete eine breite Gegendarstellung zur angekündigten Publikation der GUG vor. Erste Ergebnisse solcher Recherchen fanden vereinzelt bereits in den folgenden Monaten Eingang in Presseberichte über Daimler-Benz. Im Spiegel erschien darüber hinaus Anfang April 1986 eine zwölfseitige Reportage, die den Einsatz von KZ-Häftlingen in den Daimler-Benz-Werken, die Arbeitsbedingungen in den Betrieben sowie die Lebensverhältnisse in den Lagern thematisierte.719 Exemplarisch standen dabei das Untertageverlagerungsprojekt „Goldfisch“ bzw. das KZ Neckarelz und seine Nebenlager sowie – u. a. anhand eines Interviews mit Jerzy Czuj – der Einsatz von KZ-Häftlingen im Mannheimer Benz-Werk im Mittelpunkt des Artikels.

Ende des Jahres erschien schließlich die von Daimler-Benz in Auftrag gegebene, knapp 400-seitige Dokumentation Die Daimler-Benz AG in den Jahren 1933 bis 1945,720 welche jedoch nicht im Geringsten einer schonungslosen Aufarbeitung der Firmengeschichte entsprach und daher scharfe Kritik von Historikern provozierte. So bezeichnete Angelika Ebbinghaus die GUG-Studie als „Weißwäscherei ohnegleichen“;721 Hans Mommsen attestierte der Dokumentation im Spiegel „historischen Reduktionismus“722 und kritisierte die „durchweg apologetische und gelegentlich abweichende Argumentation“ der Verfasser:


Von einer kritischen Behandlung des Problemkomplexes und einer Einordnung in die nationalsozialistische Rüstungswirtschaft ist die chronikartige Zusammenstellung weit entfernt, und es verwundert, daß auch äußerlich nicht die üblichen historiographischen Standards eingehalten sind.



Während das Thema Zwangsarbeit in der Publikation eher oberflächlich und recht verharmlosend anhand einiger weniger Dokumente behandelt sowie als staatlicherseits verordnete Maßnahme dargestellt wurde, zeigte das im Jahr darauf von der Hamburger Stiftung für Sozialgeschichte des 20. Jahrhunderts herausgegebene Daimler-Benz Buch die aktive Rolle des Konzerns als Rüstungsbetrieb im nationalsozialistischen Zwangsarbeitersystem auf. Allein die Beiträge von Rainer Fröbe, Michael Schmid und Peter Koppenhöfer über den Zwangsarbeitereinsatz bei Daimler-Benz, das Obrigheimer „Goldfisch“-Projekt, die „Neckarlager“, die Rüstungsproduktion im Werk Mannheim-Waldhof sowie das KZ-Außenlager Sandhofen umfassten etwa ein Viertel des 800 Seiten starken Bands.723

Nach dieser umfangreichen Publikation und der breiten Kritik an der Dokumentation der GUG sah sich Daimler-Benz gezwungen, eine zweite Studie in Auftrag zu geben, die sich ausschließlich dem Einsatz von Zwangsarbeitern im Konzern widmen sollte. Die Ergebnisse der Forschungen von Barbara Hopmann, Mark Spoerer, Birgit Weitz und Beate Brüninghaus wurden 1994 veröffentlicht.724


Mannheim (Sandhofen) II

Mit dem Spiegel-Artikel vom April 1986 und dem Daimler-Benz Buch von 1987 erlangte das darin thematisierte KZ Sandhofen erstmals überregionale Aufmerksamkeit. In Mannheim war die Frage nach dem Zwangsarbeitereinsatz bei Daimler-Benz sowie dem Umgang des Konzerns mit seiner Geschichte bereits zuvor – wenn auch nur ein Mal – in der Lokalpresse aufgeworfen worden. Im März 1986, also zwei Monate nach der Vorab-Präsentation der Forschungsergebnisse der GUG, erschien im Mannheimer Morgen ein längerer Artikel über die „vergessenen Sklaven“725 im Benz-Werk Mannheim-Waldhof und das KZ-Außenlager im Stadtteil Sandhofen, der zugleich den Forderungen nach einer finanziellen Entschädigung ehemaliger Zwangsarbeiter Nachdruck verlieh. Wie der besagte Spiegel-Beitrag einige Wochen später, basierte auch dieser Artikel zu weiten Teilen auf den Erinnerungen Jerzy Czujs, womit erstmals ein ehemaliger Häftling des Lagers in der Lokalpresse zu Wort kam. Dass die Geschichte des KZ-Außenlagers dadurch nicht mehr nur anhand überlieferter Akten und den Zeitzeugenaussagen der örtlichen Bevölkerung öffentlich thematisiert, sondern von einem in Mannheim wohnenden Überlebenden geschildert wurde, dürfte – im Zusammenspiel mit den Beteuerungen der Daimler-Benz AG zur Aufarbeitung der Vergangenheit – wesentlich dazu beigetragen haben, die lokale Öffentlichkeit für das Thema zu sensibilisieren.

Etwa um diese Zeit, im Frühjahr 1986, fand ein erstes Gespräch zwischen dem Ersten Bürgermeister Manfred David, einem Vertreter des Schulverwaltungsamts, Peter Koppenhöfer, sowie Vertretern des SJR und des DGB statt, in dem sich David grundsätzlich offen für die Idee einer Gedenkstätte in der Gustav-Wiederkehr-Schule (GWS) zeigte.726 Bei einer Ortsbegehung Ende Mai wurden die Räume des ehemaligen Volksbads im Keller des Schulhauses als möglicher Standort in Betracht gezogen und von den Vertretern der Stadt eine Zusammenarbeit mit der museumspädagogischen Abteilung des Mannheimer Reiß-Museums vorgeschlagen. Unterstützt wurde das Anliegen von Beginn an durch die Gemeinderatsfraktion der Grünen, deren Vorsitzender Frieder Brender Anfang Juni den Antrag stellte, in der GWS einen „Gedenkraum“ einzurichten, „der an die Zwangsarbeiter in Mannheim und die Situation der Häftlinge der Außenstelle des KZs Natzweiler-Struthof erinnern soll“.727 In seiner Begründung führte Brender aus, dass diese Gedenkstätte u. a. einen Beitrag zur „Aufarbeitung der gesamten Geschichte von Daimler Benz Mannheim leisten“ könne und verwies auf die entsprechenden Aussagen des Konzernvorstands, wonach bei der Aufarbeitung der Firmengeschichte kein Zeitraum ausgespart werden solle. Die SPD-Fraktion reichte ebenfalls einen Antrag ein, in dem die Verwaltung aufgefordert wurde, sich dafür einzusetzen, dass im sozialgeschichtlichen Teil des sich im Bau befindlichen Landesmuseums für Technik und Arbeit (LTA, heute: Technoseum) ein Ausstellungsraum eingerichtet werde, der dem „Gedenken an die während des Zweiten Weltkrieges in Mannheimer Industriebetrieben beschäftigten Zwangsarbeiter dient und die menschenunwürdigen Lebens- und Arbeitsbedingungen darstellt“.728 Dem Antrag der Sozialdemokraten wurde von der Mehrheit des Gemeinderats zugestimmt; Brenders Antrag kam dagegen – vermutlich aufgrund eines Missverständnisses zwischen Grünen und SPD – nicht zur Abstimmung. Erst Monate später sollte sich zeigen, dass dieses Missverständnis besondere Brisanz barg, da der SJR, die Fraktionen von SPD und Grünen ebenso wie Teile der Stadtverwaltung den geplanten Ausstellungsraum im LTA als komplementär zu einer Gedenkstätte in Sandhofen ansahen, wohingegen die CDU damit das Thema bereits als abgeschlossen betrachtete.

Ende Juni 1986 legten SJR, DPG, VVN und DGB dem Schulverwaltungsamt ein Nutzungskonzept für eine Gedenkstätte in der Gustav-Wiederkehr-Schule vor und baten um mietfreie Überlassung der Räume des ehemaligen Volksbads.729 In dem Schreiben wurde betont, dass der Gemeinderatsbeschluss über einen Gedenkraum im LTA als gute Ergänzung zu sehen sei, die aber „das Erinnern am Ort des Geschehens, im Sinne eines authentischen, regionalgeschichtlichen Lernorts, nämlich in der Schule selbst, nicht ausschließen soll und darf.“ Weiterhin wurde vorgeschlagen, eine Arbeitsgruppe, bestehend aus den bereits aktiven Gruppen, dem Schulamt, dem Reiß-Museum sowie dem Stadtarchiv zu gründen, um das weitere Vorgehen sowie die künftige Gestaltung der Gedenkstätte zu planen. Das zuständige Dezernat der Stadtverwaltung beauftragte daraufhin das Schulverwaltungsamt, mit der Gustav-Wiederkehr-Schule bezüglich der Überlassung der Räume zu verhandeln und bat den Stadtjugendring um Erstellung eines konkreten Konzepts.730 Dieses wurde Anfang Oktober fertiggestellt und dem Schulverwaltungsamt vorgelegt. Noch im selben Monat entschied die Schulkonferenz der GWS über die Überlassung der Kellerräume. Dabei zeigte sich, dass von Seiten der Eltern einige Vorbehalte gegen die Gedenkstätte im Schulgebäude bestanden, da sie eine emotionale Überforderung der Grundschulkinder befürchteten. Obgleich Peter Koppenhöfer und SJR-Geschäftsführer Ottmar Vorländer, die als Gäste geladen waren, diese Bedenken zu zerstreuen versuchten und darauf hinwiesen, dass der Schulbetrieb durch eine Gedenkstätte mit eigenem Zugang – die sich überdies nur an Jugendliche und Erwachsene, nicht aber an Kinder richte – nicht gestört würde, konnte kein Konsens erzielt werden. Dennoch stimmte die Schulkonferenz schließlich gegen die Stimmen von drei Elternvertretern für die Überlassung der Kellerräume.731

Mit der Presseberichterstattung über diese Entscheidung gelangte das Vorhaben der Einrichtung einer KZ-Gedenkstätte in der Gustav-Wiederkehr-Schule wenige Tage später zum ersten Mal an die Öffentlichkeit und löste in Sandhofen prompt einen Sturm der Empörung aus, der sich in den folgenden Monaten in Zeitungsberichten, Leserbriefen, Stellungnahmen und Offenen Briefen von Privatpersonen, Vereinen und Organisationen sowie in den Sitzungen des Sandhofener Bezirksbeirats niederschlug. Die Befürworter der Gedenkstätte um den Stadtjugendring erfuhren heftigen Widerspruch von der Gemeinnützigen Bürgervereinigung Sandhofen (einem Zusammenschluss verschiedener Vereine im Stadtteil), dem Heimatmuseum, breiten Teilen der Sandhofener Bevölkerung sowie der CDU. Der Sandhofener Lokal-Anzeiger trug zudem durch eine tendenziöse und mitunter polemisierende Berichterstattung nicht gerade zu einer Versachlichung der Kritik an den Gedenkstättenplänen bei.

Konkret lassen sich in der mehrmonatigen Auseinandersetzung drei Haupteinwände bzw. -argumentationsstränge gegen die Einrichtung der geplanten Gedenkstätte ausmachen.732 Erstens sahen viele – darunter auch einige Bürger, die die Idee einer Gedenkstätte prinzipiell begrüßten – das Grundschulgebäude nicht als geeigneten Ort, um die Geschichte des KZ Sandhofen zu dokumentieren und an die Opfer zu erinnern. Wie bereits zuvor von den Eltern der Schulkonferenz geäußert, bestanden Befürchtungen, dass der Unterricht gestört würde und die erst sechs- bis zehnjährigen Schüler der GWS durch eine Gedenkstätte im selben Gebäude zwangsläufig mit den vor Ort begangenen Verbrechen konfrontiert würden, was zu einer Traumatisierung der Kinder führen könne. Neben solchen durchaus berechtigten und von den Initiatoren der Gedenkstätte auch ernst genommenen pädagogischen Bedenken begründeten andere ihre Ablehnung mit einem zu erwartenden Imageschaden der Schule und einer Stigmatisierung der Kinder als „KZ-Schüler“.733

Zweitens richtete sich die Kritik vielfach gegen das als undemokratisch empfundene Zustandekommen des Beschlusses, die Kellerräume der GWS für eine Gedenk- und Dokumentationsstätte zur Verfügung zu stellen. Viele Sandhofener sahen sich vor vollendete Tatsachen gestellt und betrachteten es als einen Affront, dass Gremien wie der Bezirksbeirat oder die Bürgervereinigung nicht in den Entscheidungsprozess eingebunden worden seien, die Kritik aus der Elternschaft ignoriert worden sei und die Gedenkstätte dem Stadtteil nun „von außen“ oktroyiert werde.

Drittens schließlich wurden, wie schon 1982, Stimmen laut, die sich generell gegen ein öffentliches Erinnern an das KZ-Außenlager richteten. Anders als während der „Kirsch-Kontroverse“ stand hierbei jedoch auch die Geschichte des Lagers selbst zur Diskussion. Hatte sich die Sandhofener Bevölkerung vier Jahre zuvor noch weitgehend einer solchen öffentlichen Debatte entzogen, mehrten sich nun Wortmeldungen von Zeitzeugen und Nachgeborenen, die die Existenz eines Konzentrationslagers in Mannheim grundsätzlich infrage stellten, bestritten oder als „gewöhnliches Arbeitslager“ bagatellisierten und den Einsatz von „Fremdarbeitern“ als kriegsbedingte Notwendigkeit rechtfertigten.734 Die Forderung nach einer Gedenkstätte wurde darüber hinaus als politisch motivierter Kollektivschuldvorwurf gegen die lokale Bevölkerung verstanden, mit dem die ältere Bewohnerschaft als Nazis und Sandhofen in Gänze als „KZ-Stadtteil“ gebrandmarkt werden solle.

Als selbsternannter Sprecher der Gedenkstättengegner fungierte bald der CDU-Bezirksbeirat Bernd Siegholt, der in Leserbriefen, Zeitungsinterviews sowie bei Veranstaltungen zum Thema stets erklärte, dass er mit seiner Ablehnung die Mehrheit der Bürger Sandhofens repräsentiere. Dabei betonte Siegholt, dass er sich zwar für eine gesellschaftliche „Vergangenheitsbewältigung“ ausspreche, diese aber nicht erzwungen oder ständig eingefordert werden dürfe und im Falle des Sandhofener Lagers ohnehin irrelevant bzw. widersinnig sei:


Ich glaube, daß die Befürworter der tagtäglichen Berieselung der Menschen mit der nationalsozialistischen Vergangenheit eher das Gegenteil von dem erreichen, was sie eigentlich wollen. Wer wie der DGB und der Stadtjugendring gar […] ein KZ etablieren will, wo ein Übernachtungslager war, wer den Geschichtslehrern und ihren Schülern den Alltag des KZ-Lebens anhand von Bildern und Leihgaben aus tatsächlichen Konzentrationslagern an einem Ort nahe bringen möchte, der nie ein Konzentrationslager beherbergte, wer dieses dann noch in aller Heimlichkeit und unter Ausschluß der Öffentlichkeit tut, der muß nicht nur mit dem entschiedenen Widerstand der Bevölkerung rechnen, der leistet auch der Sache der Vergangenheitsbewältigung keinen guten Dienst.735



Auch in anderen Beiträgen insistierte Siegholt darauf, dass das „nächtliche Aufenthaltslager für Zwangsarbeiter“736 kein Konzentrationslager gewesen sein könne, da dort keine Gaskammern und Verbrennungsöfen existierten. Den vermeintlichen Überdruss an öffentlicher Erinnerung illustrierte er am Beispiel des Mästens von Tieren mit der immer gleichen Speise, die nur zu Widerwillen führen könne. Obendrein stellte er infrage, dass der Abtransport von schwerkranken Häftlingen um Weihnachten 1944 den miserablen Existenzbedingungen im Lager geschuldet war, und stellte die Vermutung an, dass es sich hierbei eher um Fremdarbeiter gehandelt habe, die bei dem amerikanischen Luftangriff auf Sandhofen am 15. Dezember verletzt worden seien. Siegholt bat daher die an der Gedenkstätteninitiative beteiligten Gruppen, sich mit der bereits bestehenden Erinnerungstafel „zunächst zu bescheiden, bis bessere Wege zur Vergangenheitsbewältigung als die heute gängigen gefunden sind“.

In den Zeitungen Mannheimer Morgen, Lokal-Anzeiger und Rhein-Neckar-Zeitung fanden sich unter den veröffentlichten Zuschriften außer dem SPD-Bezirksbeirat und GWS-Hausmeister Hubert Becker sowie SPD-Stadtrat Hansjochen Schütze nur selten Sandhofener Einheimische, die die Gedenkstättenpläne unterstützten. Die Ende Oktober 1986 gegründete „AG Dokumentationsraum Wiederkehr-Schule“ (bestehend aus SJR, DGB, VVN, Friedensforum Feudenheim, Jerzy Czuj, Reiß-Museum und Schulverwaltungsamt) ließ sich davon jedoch nicht beirren, sondern bereitete eine Aufklärungskampagne zum Jahresende vor, in der sowohl die Geschichte des KZ-Außenlagers als auch das nochmals überarbeitete Gedenkstättenkonzept einer breiten Öffentlichkeit präsentiert werden sollte. Darüber hinaus sollten künftig das Stadtarchiv sowie die Sandhofener Schulen in die Planungen einbezogen werden.737 Einen herben Rückschlag erhielt die AG jedoch Anfang November, als Bürgermeister David seine Zusage revidierte und sein Dezernat erklärte, dass man erst durch das (vermeintliche) Elternveto aus Sandhofen wieder auf den Gemeinderatsbeschluss vom Juni gestoßen sei, demzufolge ein Dokumentationsraum im Landesmuseum für Technik und Arbeit eingerichtet werden solle. Die Forderung nach einer Gedenkstätte in Sandhofen sei damit gegenstandslos.738

Auf der wenige Tage später stattfindenden Jahreshauptversammlung des SJR diskutierten die 28 Mitgliedsverbände739 die aktuelle Sachlage und beschlossen, an ihren Forderungen festzuhalten.740 Der Jugendring, der DGB, die VVN und die DPG starteten nun mit umso größerem Engagement ihre Aufklärungskampagne, indem sie bei der Redaktion des Lokal-Anzeigers, im Sandhofener Bezirksbeirat sowie bei den Gemeinderatsparteien für eine Gedenkstätte warben, im Stadtteil Informationsbriefe an 5000 Haushalte verteilten und zu einer öffentlichen Diskussionsveranstaltung am 15. Dezember ins Mannheimer Gewerkschaftshaus einluden.741 Während die öffentliche Auseinandersetzung zu dieser Zeit ihren Höhepunkt erreichte und immer mehr Sandhofener gegen die Gedenkstätte zu Felde zogen, fand die AG außerhalb des Stadtteils zunehmend Unterstützung. So sprach sich der Kreisverband der GEW einstimmig für eine Gedenkstätte in der Gustav-Wiederkehr-Schule aus.742 Die SPD-Gemeinderatsfraktion unterstützte das Vorhaben mit einem entsprechenden Antrag.743 Darüber hinaus ging den Gegnern der Gedenkstättenpläne kurz darauf ihr vorgebliches Hauptargument – der Verweis auf den Gemeinderatsbeschluss vom Juni – verloren, als nämlich der designierte stellvertretende Direktor des LTA Rainer Wirtz bekannt gab, dass er erst aus der Presse von den Plänen eines Dokumentationsraums in seinem Haus erfahren habe. Das Thema Zwangsarbeit könne dort jedoch nur sehr allgemein, nicht aber mit Bezug zu Sandhofen, thematisiert werden, da entsprechende Anfragen anderer Städte aus Baden-Württemberg bereits hätten abgelehnt werden müssen. Wirtz plädierte daher für eine „Erinnerungsstätte am Ort des Geschehens selbst, [die] die Menschen unmittelbarer anspricht als ein Museum“.744

Allgemein scheint die Kampagne der Gruppen um den Stadtjugendring Früchte getragen zu haben. Die Proteste gegen eine Gedenkstätte in der GWS hielten zwar noch an, die Zahl empörter Leserbriefe flaute aber merklich ab und die Diskussion versachlichte sich allmählich. Nicht zuletzt dürfte die Veranstaltung im DGB-Haus am 15. Dezember 1986 dazu beigetragen haben, Vorbehalte abzubauen und der Bevölkerung Sandhofens zu verdeutlichen, dass sich die geplante Gedenkstätte nicht gegen sie richtete. Zwar nahmen nur wenige Bürger aus dem Stadtteil an der gut besuchten Veranstaltung teil, und einzig Bernd Siegholt vertrat dort mit Nachdruck die Positionen der Gedenkstättengegner. Doch alle relevanten Lokalzeitungen berichteten in den nächsten Tagen sehr ausführlich über die Veranstaltung. Dabei fanden auch die verharmlosenden und geschichtsklitternden Äußerungen Siegholts Erwähnung, die der Stadtteilpolitiker in Anwesenheit des Überlebenden Jerzy Czuj vortrug.745 Dieser schilderte den Anwesenden den Alltag im KZ-Außenlager Sandhofen sowie seinen Leidensweg von Warschau über Dachau und Mannheim nach Buchenwald. Peter Koppenhöfer informierte über Aufbau und Struktur des Lagers und der Heidelberger Gewerkschafter Jürgen Ziegler, der gerade eine Dokumentation über das KZ Natzweiler und die Außenlager im Raum Rhein-Neckar-Odenwald publiziert hatte,746 schilderte die Bedeutung des „Außenkommandos“ Sandhofen im Lagerkomplex Natzweiler. SJR-Geschäftsführer Ottmar Vorländer erläuterte schließlich die von der Arbeitsgemeinschaft Dokumentationsraum Wiederkehr-Schule entwickelte Konzeption für eine Gedenkstätte in der GWS und ging auf die Bedenken der Sandhofener Bürger ein. Dabei wurde mehrmals betont, dass die Stadtteilbevölkerung nicht „auf die Anklagebank“747 gesetzt werden solle, sondern am Ort des Geschehens ein pädagogisch-fundierter Lern- und Erinnerungsort entstehen solle, der „Betroffenheit erzeugt“748 und so die lokale NS-Geschichte eindrücklicher vermitteln könne als eine abstrakte Behandlung des Themas anhand von Schulbüchern.

Der Sandhofener Lokal-Anzeiger wies besonders darauf hin, dass auch Jerzy Czuj in seinem Erinnerungsbericht keine Anklage gegen die Einheimischen erhoben habe, sondern im Gegenteil „Verständnis dafür [zeigte], daß die Bevölkerung der Propaganda ausgesetzt war und nach der Kennzeichnung der Häftlinge glauben mußte, die Zwangsarbeiter seien Verbrecher“.749 Dass Czuj außerdem von Hilfsleistungen in Sandhofen sowie im Daimler-Benz-Werk berichtete und den Bürgern, die ihm damals ein Stück Brot zugesteckt hatten, seinen Dank aussprach, hat möglicherweise die Gemüter mancher Sandhofener ein Stück weit beruhigt, da der Stadtteil dadurch in ein besseres Licht gerückt wurde als von vielen befürchtet.

Obwohl sich die Wogen um den Jahreswechsel also etwas geglättet hatten, unternahm die Sandhofener Bürgervereinigung in Person ihres Vorsitzenden, CDU-Stadtrat Egon Jüttner, Mitte Januar 1987 einen neuen Vorstoß, um eine Gedenk- und Dokumentationsstätte in der Gustav-Wiederkehr-Schule zu verhindern bzw. „unnötige und schmerzliche Konfrontationen [zu] vermeiden“:750 So schlug er vor, einen Gedenkstein auf dem Sandhofener Friedhof (wo keine Opfer des Lagers begraben liegen) zu errichten und anstelle eines Gedenkraums in der GWS die bestehende ortsgeschichtliche Ausstellung des Sandhofener Heimatvereins zu erweitern. Hierzu solle das Dachgeschoss des Heimatmuseums – das sich wohlgemerkt ebenfalls in einem Schulgebäude befindet – so ausgebaut werden, dass „in den neu entstandenen Räumlichkeiten auch die lokale Geschichte des Dritten Reiches einschließlich der Entstehungszeit und der Nachkriegszeit wissenschaftlich aufgearbeitet wird“. Diese Aufarbeitung solle in Zusammenarbeit zwischen dem Heimatmuseum (dessen Vorsitzender kein Geringerer als Heinrich Kirsch war) und dem Stadtarchiv erfolgen; die Kosten solle die Stadt übernehmen. Auf der Grundlage dieses Vorschlags der Bürgervereinigung stellte nun auch die CDU-Fraktion einen Antrag zur Gemeinderatssitzung am 27. Januar, zu der bereits die Anträge der Grünen,751 der SPD sowie des DKP-Stadtrats Ebert752 auf der Tagesordnung standen. Darin forderten die Christdemokraten die Verwaltung auf, zu prüfen,


wie und wo das im Stadtarchiv vorhandene Material über die Lage der in der Gustav-Wiederkehr-Schule vom September 1944 bis zum März 1945 untergebrachten Zwangsarbeiter wissenschaftlich so aufgearbeitet und dargestellt werden kann, daß eine breite Akzeptanz in der Bevölkerung und eine einvernehmliche Lösung mit den betroffenen lokalen Organisationen erreicht wird.753



Da somit kurzfristig ein noch sehr vager Gegenvorschlag zu den Anträgen von SPD, DKP und den Grünen eingegangen war, erachteten es die Gemeinderatsparteien mehrheitlich als verfrüht, über das Thema zu entscheiden, und verwiesen die Angelegenheit an den Kultur- und Schulausschuss. Bis zu dessen nächster Sitzung sollten die beiden zur Diskussion stehenden Optionen – Heimatmuseum oder GWS – geprüft und Kostenpläne erstellt werden. Die SPD sprach sich außerdem dafür aus, die Entscheidung über den Standort des Gedenkraums in jedem Fall mit dem Stadtjugendring abzustimmen und die wissenschaftliche Federführung dem Stadtarchiv zu übertragen. Letzteres entsprach auch dem Wunsch der Archivleitung, die sich bereits in der Woche zuvor „bereit und in der Lage“754 erklärt hatte, gemeinsam mit der AG Dokumentationsraum eine Gedenkstättenkonzeption für die Räumlichkeiten in der GWS zu erarbeiten. Den Vorschlag des Heimatmuseums wollte das Stadtarchiv auf Nachfrage nur unterstützen, wenn gesichert sei, dass die inhaltliche Verantwortung ausschließlich bei ihm liege.755 Das Stadtarchiv stand beiden Optionen grundsätzlich offen gegenüber, präferierte aber den Standort Gustav-Wiederkehr-Schule.

Noch am Tag der Gemeinderatssitzung setzten sich SJR, DGB und VVN mit den Anregungen der Bürgervereinigung auseinander, wogen Argumente für und gegen eine Gedenkstätte im Heimatmuseum gegenüber der Einrichtung in der GWS ab und entschieden sich letztlich, den Vorschlag der Bürgervereinigung abzulehnen.

In den nächsten Wochen warb die AG Dokumentationsraum verstärkt in der Öffentlichkeit für ihren Konzeptionsvorschlag und versuchte Überzeugungsarbeit zu leisten. Zur selben Zeit zeigten das Kulturamt der Stadt Mannheim und das Stadtarchiv eine lokalgeschichtlich erweiterte Wanderausstellung der Körber-Stiftung zur Zwangsarbeit im Nationalsozialismus,756 was zwar in keinem unmittelbaren Zusammenhang mit den Gedenkstättenplanungen stand, aber zu einer weiteren Sensibilisierung der Bevölkerung für das Vorhaben beigetragen haben dürfte. Zudem erschien Anfang Februar 1987 im Mannheimer Morgen ein weiterer Artikel über Jerzy Czuj, in dem der ehemalige KZ-Häftling über seine Erlebnisse als Zwangsarbeiter im Mannheimer Daimler-Benz-Werk berichtete, sich in seinen Schilderungen über das KZ-Außenlager aber versöhnlich gegenüber den Bewohnern Sandhofens zeigte.757

Mitte Februar 1987 stellte Ottmar Vorländer die Konzeption der AG Dokumentationsraum in einer öffentlichen Fraktionssitzung der Grünen vor und ging erneut beschwichtigend auf die Bürger Sandhofens zu, indem er betonte, dass das KZ-Außenlager dem Stadtteil von außen „aufgezwungen“758 worden sei und es über das Verhalten der Einwohnerschaft gegenüber den Häftlingen „viel Löbliches zu berichten“ gebe. Auch sei klar, dass „die Sandhofer in keiner Weise an Mißhandlungen von Häftlingen beteiligt gewesen“ seien.

Eine Aussprache mit der Bürgervereinigung blieb dagegen ergebnislos, da sich Egon Jüttner, Bernd Siegholt, SJR, DGB und Stadtarchiv nicht auf einen Kompromiss hinsichtlich des Gedenkraums einigen konnten.759 Der Kultur- und Schulausschuss sah sich daher Mitte März gezwungen, die Angelegenheit erneut zu vertagen.

Bewegung kam in die Entscheidungsfindung erst Ende April, als die zuständigen städtischen Stellen ihre Kostenkalkulationen vorlegten. So hatte das Hochbauamt berechnet, dass für einen Umbau der Kellerräume in der Gustav-Wiederkehr-Schule etwa 150 000 DM anfallen würden, wohingegen der Ausbau des Dachgeschosses im Heimatmuseum mit rund 260 000 DM weitaus kostspieliger wäre.760 Als Alternative schlugen Hochbauamt und Stadtarchiv außerdem vor, zwei Klassenräume in der GWS zu Dokumentations- und Gedenkräumen umzubauen, was lediglich 71 000 DM kosten würde. Dieser Vorschlag wurde jedoch bereits kurze Zeit später von der Schulleitung abgelehnt. Neben den hohen zu erwartenden Baukosten für die Variante Heimatmuseum wies das Archiv darüber hinaus auf die ungleich höheren Kosten für die inhaltliche Gestaltung hin.761 Demnach sei bei der Variante GWS mit 30 000 bis 40 000 DM zu rechnen, für die Erweiterung des Museums dagegen mit 60 000 DM, da dort nach den vorliegenden Konzepten nicht nur die Themen Zwangsarbeit und KZ-Außenlager, sondern die gesamte NS-Geschichte Sandhofens thematisiert werden müsse. Insgesamt bewertete das Stadtarchiv das Heimatmuseum auch aufgrund der fehlenden „Authentizität“ als „nur bedingt geeignet“762 für einen Gedenkort und sprach sich deutlich für den Standort Gustav-Wiederkehr-Schule aus.

Der Bezirksbeirat Sandhofen befasste sich daraufhin am 29. April in einer nichtöffentlichen Sitzung mit den drei Vorschlägen, die von einem Vertreter des Hochbauamts sowie dem Historiker Michael Caroli (Stadtarchiv) erläutert wurden, und votierte gegen die Stimmen der CDU für einen Gedenk- und Dokumentationsraum in den Räumen des ehemaligen Volksbads in der Gustav-Wiederkehr-Schule.763 Obwohl dieser Beschluss formal nicht mehr als eine Empfehlung an den Gemeinderat darstellte, scheint die Sache in den Augen der Sandhofener damit entschieden zu sein, denn die Gemeinnützige Bürgervereinigung akzeptierte den Bezirksbeiratsbeschluss ohne weitere Forderungen. Auch eine erneute Leserbriefwelle auf die breite Berichterstattung764 in der Lokalpresse blieb aus. Nach einigen bürokratischen Verzögerungen stimmte letztlich Anfang Oktober auch der Hauptausschuss des Gemeinderats über den Standort der Gedenkstätte ab, wobei auch die CDU der Empfehlung des Bezirksbeirats Sandhofens nachkam und für das ehemalige Volksbad stimmte. Die Konzeption der AG Dokumentationsraum und des Stadtarchivs wurde somit vom Gemeinderat einstimmig angenommen.

Gemäß dem Beschluss übernahm das Stadtarchiv die wissenschaftliche Leitung des Projekts und erarbeitete gemeinsam mit Koppenhöfer die inhaltliche Konzeption der Gedenkstätte. Studierende der Mannheimer Fachhochschule für Gestaltung (FHG) sorgten für die gestalterische Umsetzung.765 Die Planungen erfolgten in Absprache mit dem Arbeitskreis KZ-Gedenkstätte (der aus der AG Dokumentationsraum hervorgegangen war), dessen Mitglieder sich zugleich ehrenamtlich am Aufbau der Einrichtung beteiligten. Noch vor Fertigstellung der Gedenkstätte konnten Anfang September 1989 – finanziert durch Spenden und Landeszuschüsse766 – erstmals 22 ehemalige Häftlinge aus Polen für eine Woche nach Mannheim eingeladen werden, von denen sich viele bereit erklärten, vor Schulklassen, in Pressegesprächen sowie im Rahmen von Veranstaltungen über ihre KZ-Haft und Zwangsarbeit in Mannheim zu sprechen.767 Die Perspektive der KZ-Überlebenden rückte damit verstärkt in den Fokus der Öffentlichkeit und sollte sich künftig in der Ausstellung widerspiegeln. In der breiten regionalen Berichterstattung über den Besuch wurde jedoch auch die „schwierige“ Nachgeschichte des KZ-Außenlagers seit 1945 nicht ausgespart und die kritische Frage gestellt, warum man in Mannheim erst nach Jahrzehnten bereit war, sich diesem Teil der Lokalgeschichte zu stellen.768
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September 1989: Oberbürgermeister Gerhard Widder (Mitte) empfängt ehemalige Häftlinge des KZ Sandhofen aus Polen im Mannheimer Rathaus.



Die KZ-Gedenkstätte Sandhofen wurde am 12. November 1990 eingeweiht und befindet sich seit 1991 in Trägerschaft des Vereins KZ-Gedenkstätte Sandhofen e. V., dessen Vorstand qua Satzung je ein Vertreter des Stadtjugendrings und der Stadt Mannheim (vertreten durch das Stadtarchiv) angehören.


Schömberg-Schörzingen: KZ-Friedhof und Gedenkpfad Eckerwald

Obwohl das KZ Sandhofen noch bis 1979 weitgehend in Vergessenheit geraten war, bildete das Engagement des Stadtjugendrings und anderer Organisationen sowie Einzelpersonen für die Errichtung einer Dokumentations- und Erinnerungsstätte eine der frühesten Initiativen dieser Art in Baden-Württemberg. Die Gedenkstätte in Mannheim war zudem erst die zweite Gedenkstätte überhaupt, durch die dauerhaft an ein Natzweiler-Außenlager erinnert und über dessen Geschichte mittels einer Dauerausstellung informiert wurde.

Eineinhalb Jahre älter als die Mannheimer Gedenkstätte ist der Gedenkpfad Eckerwald bei Schömberg-Schörzingen, der im April 1989 eingeweiht worden war und an die Konzentrationslager des Unternehmens „Wüste“ sowie die Zwangsarbeit auf den Baustellen des Ölschieferprojekts am Rand der Schwäbischen Alb erinnert. Wenngleich sich der Zeitraum, in dem die dortige, ebenfalls zivilgesellschaftliche Initiative den „Gedenkpfad“ auf den Weg brachte, mit den Gedenkstättenplanungen in Mannheim deckt, gestaltete sich der Entstehungsprozess der beiden Lern- und Gedächtnisorte grundsätzlich unterschiedlich. Dies betrifft sowohl den Kreis der Initiatoren und deren Vorgehensweise als auch die Resonanz, die diese Aktivitäten in der lokalen, regionalen und überregionalen Öffentlichkeit erfuhren.

Dabei spielte auch die unterschiedliche Ausgangssituation in den 1980er-Jahren eine Rolle. Während in Mannheim bis 1979 keinerlei Erinnerungszeichen auf das ehemalige Konzentrationslager hinwies und dessen Geschichte nur noch Zeitzeugen bekannt war, existierten am Fuß der Schwäbischen Alb seit der frühen Nachkriegszeit die drei großen KZ-Friedhöfe in Bisingen, Schömberg und Schörzingen sowie der Bisinger Gedenkstein von 1969. Durch Gedenkfeiern und Friedhofsumgestaltungen waren die „Wüste“-Lager seit 1945 immer wieder Thema in der lokalen und regionalen Presse gewesen. Eine gesellschaftliche ebenso wie wissenschaftliche Aufarbeitung war jedoch auch im heutigen Zollernalbkreis lange ausgeblieben. Die ersten historiografischen Studien zu den „Wüste“-Lagern entstanden ebenfalls im Kreis um Herwart Vorländer. 1976 legte Rudi Holoch an der PH Ludwigsburg seine Zulassungsarbeit zum KZ Schörzingen und dem Unternehmen „Wüste“ vor, die zwei Jahre später im bereits genannten Sammelband erschien.769 Im Herbst 1977 verfasste darüber hinaus Wolfgang Sörös bei Vorländer seine Zulassungsarbeit über das KZ Bisingen.770 Da Letztere nie publiziert wurde, lässt sich nur mutmaßen, ob die Studie einen Einfluss auf die Auseinandersetzungen hatte, die sich – wie noch zu sehen sein wird – wenige Jahre darauf in Bisingen entspannen und zum Teil den Mannheimer Vorgängen strukturell ähnelten.

Im Hinblick auf Schörzingen lässt sich hingegen sagen, dass Holochs Veröffentlichung, obgleich sie erstmals Details über das KZ-Außenlager ans Licht brachte und für weitere wissenschaftliche Forschungen grundlegend war, in der Region zunächst kaum rezipiert wurde bzw. keine zivilgesellschaftliche Auseinandersetzung mit der Geschichte des Lager nach sich zog. Anders als in Mannheim, wo der Stadtjugendring und die ihn unterstützenden Organisationen und Personen nach Bekanntwerden der Studie Angelika Schmitts einen Prozess der öffentlichen Beschäftigung in Gang setzten und 1982 die von der Stadt gestiftete, umstrittene Erinnerungstafel am Schulgebäude angebracht wurde, blieb der Umgang mit den „Wüste“-Lagern Schörzingen, Dautmergen und Schömberg bis Mitte der 1980er-Jahre auf Fragen der Gestaltung der KZ-Friedhöfe beschränkt. Auch die Aktivitäten der späteren Eckerwald-Initiative gehen ursprünglich auf Ereignisse im Zusammenhang mit dem KZ-Friedhof Schörzingen zurück, weshalb es notwendig ist, einen kurzen Blick auf die Entwicklung der Anlage seit 1979 zu werfen.

Mitte Juli 1979 fand auf dem KZ-Friedhof in Schörzingen einmal mehr eine behördliche Ortsbegehung statt. Anwesend waren Vertreter des Landratsamts Zollernalbkreis und des Regierungspräsidiums Tübingen, Volksbund-Geschäftsführer Dutty und der Rottweiler Bürger Anton B., der die wenige Monate zuvor vorgenommene radikale Umgestaltung der Anlage, durch die der Großteil der Einzelkreuze entfernt worden war, mehrfach kritisiert hatte. Da Landrat Lazi zuvor jede Kritik an der Umgestaltung abgewehrt hatte, ist es wahrscheinlich, dass die Begehung vom Regierungspräsidium, welches den Beschwerdebriefen nachgegangen war, angeordnet wurde. Noch im Mai hatte Lazi in einem Schreiben an das Finanzministerium Baden-Württemberg argumentiert, dass Anton B. „immer noch die alten Vorstellungen von Friedhöfen“771 habe und sich mit neuen Gestaltungsvorstellungen nicht abfinden könne. „Im Interesse eines wirkungsvoll gestalteten Friedhofs müssen wir uns aber an die jetzigen Auffassungen und an die Beratung von Fachleuten halten.“ Wohlgemerkt hatte das Landratsamt die Umgestaltung aber vorgenommen, obwohl der Volksbund von der gewählten neuen Form abgeraten hatte. In einem späteren Zeitungsbericht übte der für den Volksbund tätige Architekt Georg Fischbacher gar deutliche Kritik an der weitgehenden Entfernung der Kreuze: „Es wurde hier vieles gemacht, aber gerade umgekehrt wie wir uns das vorstellen. Hier liegen Menschen. Man sollte diesen Friedhof nicht nur als Gedenkstätte erhalten, sondern die Vielzahl der Kreuze und Einzelschicksale sprechen lassen.“772 In einer Aktennotiz vermerkte Fischbacher, dass der Friedhof offenbar „nach rein ästhetischen Gesichtspunkten“ umgestaltet worden sei, wodurch der äußerliche Eindruck überwiege, dass es sich dort um eine „Wiese ohne jegliche Aussage“ handle.773 Die Rottweiler Zeitung bezeichnete die neue Friedhofsanlage als „golfplatzähnliche Grünfläche“.774 Aufgrund der allseitigen Kritik wurde während der Begehung beschlossen, die Anlage erneut umzugestalten, damit „der Friedhofscharakter für jedermann erkennbar“775 werde. In welcher Form dies geschehen solle, war zu diesem Zeitpunkt noch offen. Zwar wurde erwogen, die entfernten Kreuze allesamt wieder aufzustellen, doch stellte sich heraus, dass diese inzwischen größtenteils entsorgt worden waren. Der Volksbund sagte zu, Vorschläge für eine Neugestaltung vorzulegen und regte an, möglichst bald einen Hinweis in deutscher, französischer und italienischer Sprache am Friedhofseingang anzubringen, der über die geplanten Arbeiten Auskunft geben und um Verständnis der Besucher für die vorübergehend eingeschränkte Zugänglichkeit des Friedhofs bitten sollte. Die Eigeninitiative des Volksbunds ist dabei besonders beachtlich: So lobte Fischbacher zwar die „überzeugende Wirkung“ der kapellenähnlichen Gedenkhalle, regte aber an, dort zusätzlich eine Tafel mit Informationen über den Friedhof bzw. die Opfer anzubringen. Dieser Vorschlag wurde allerdings nicht umgesetzt.

Die neuen Pläne für den KZ-Friedhof sahen schließlich keine Wiederaufstellung der insgesamt 549 bis 1979 vorhandenen Kreuze vor, sondern eine grundsätzliche Neugestaltung des Friedhofs: 150 Kreuze wurden gleichmäßig in Dreiergruppen über die gesamte Fläche der Anlage verteilt, sodass wieder zum Ausdruck kam, dass es sich hier um eine große Grabfläche handelte. Für die Durchführung der Maßnahmen entschied sich der Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge für das damals in Deutschland noch recht junge Konzept der Internationalen Jugendcamps. Vom 17. Juli bis 1. August 1980 führten Jugendliche rund zwei Drittel der Arbeiten unter Anleitung des Volksbunds durch, im Sommer 1981 wurde die (bis heute letzte große) Neugestaltung durch die Kreisgärtnerei fertiggestellt.
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Der KZ-Friedhof Schörzingen, aufgenommen im Jahr 2013.



Eine öffentliche Beschäftigung mit dem Konzentrationslager Schörzingen setzte jedoch erst weitere knapp vier Jahre später ein. Der Zeitpunkt, zu dem die Aktivitäten der Einzelpersonen und Gruppen begannen, aus denen später die Initiative Eckerwald hervorgehen sollte, lässt sich anhand zweier Ereignisse recht genau bestimmen. Am 18. April 1985 erschien in der Schwäbischen Zeitung sowie im Schwarzwälder Boten ein umfangreicher Artikel von Jürgen Schübelin und Ximena Galleguillos, in dem die Geschichte des Lagers anhand eines Erinnerungsberichts des ehemaligen Häftlings Léon Donven776 (Luxemburg) skizziert wurde und somit erstmals die Stimme eines Überlebenden in der regionalen Presse Gehör fand.777 Durch die schockierenden Schilderungen Donvens dürften viele Bürger zum ersten Mal Einzelheiten über das KZ Schörzingen erfahren haben. Einige begannen, sich dafür zu interessieren, welche Überreste noch von dem Konzentrationslager und den „Wüste“-Werken erhalten waren. Während auf das Lager selbst nach dem Abriss und Umbau der letzten Baracken in den 1970er-Jahren nichts mehr hinwies, existierten noch diverse Ruinen der Baustelle des „Wüste“-Werks 10 in Zepfenhan, wo der Großteil der Schörzinger Häftlinge unter brutalsten Bedingungen hatte arbeiten müssen. Das abgelegene Gelände war in den 1950er-Jahren aufgeforstet worden, sodass die Betonanlagen, Backsteingebäude, Schächte und sonstigen Fundamente der nie fertig errichteten Fabrik nun in einem dichten Wald (Eckerwald) lagen.

Die Friedensgruppe Rottweil, eine nach dem Vorbild der Aktion Sühnezeichen Friedensdienste politisch engagierte evangelische Gruppe um den Theologen und Studienrat Gerhard Lempp, veranstaltete wenige Wochen nach Erscheinen des Artikels von Schübelin und Galleguillos eine erste Gedenkfeier im Eckerwald, die von der Stadt Rottweil unterstützt wurde.

Genau im Zeitraum zwischen der Artikelveröffentlichung und der Gedenkfeier wurde bekannt, dass der Landkreis Rottweil778 in Erwägung zog, eine Kreismülldeponie unmittelbar gegenüber dem KZ-Friedhof im Gewann Aspen oder alternativ im Eckerwald anzulegen. War mit einem ähnlichen Vorhaben bereits der Zollernalbkreis 1972 in Bisingen an Protesten aus der Bevölkerung gescheitert, erhielt nun auch das Landratsamt Rottweil Beschwerdebriefe von Bürgern gegen diese Pläne. Zu ihnen gehörte auch das wenige Jahre zuvor in die Region zugezogene Lehrerehepaar Gertrud und Georg Graf, das erst durch den Zeitungsartikel von Schübelin und Galleguillos erfahren hatte, was es mit dem „Ehrenfriedhof“ zwischen Schörzingen und Wilflingen tatsächlich auf sich hatte.779 Da die Protestschreiben zunächst ohne Wirkung blieben, gründete Georg Graf mit anderen die Bürgerinitiative Aspen mit dem Ziel, den Bau der Mülldeponie beim KZ-Friedhof zu verhindern. Dabei wandten sie sich vor allem gegen die Störung der Totenruhe, die durch die Deponie drohe und einem ehrenden Gedenken an die KZ-Opfer zuwiderlaufe. Außerdem begründeten sie ihren Protest auch mit geologischen und ökologischen Bedenken, wozu Expertisen verschiedener Wissenschaftler eingeholt wurden, die dem vom Kreis in Auftrag gegebenen Gutachten in mehreren Punkten widersprachen.780

Die Bürgerinitiative schickte Beschwerdeschreiben an die Mitglieder des Kreistags und bemühte sich, Kommunalpolitiker sowie Bürger aus dem Umland für ihr Anliegen zu gewinnen. Darüber hinaus konnte sie mit Hilfe verschiedener Organisationen und Einzelpersonen, die ihrerseits Protestnoten an das Landratsamt oder das Regierungspräsidium sandten, erheblichen Druck aufbauen. So nahm das Ehepaar Graf über Jürgen Schübelin Kontakt zu Léon Donven (und über diesen zu weiteren ehemaligen Häftlingen), zur Luxemburger Natzweiler-Amicale, zu französischen und luxemburgischen Überlebendenverbänden sowie zum in Wien ansässigen Comité International des Camps (Hermann Langbein) auf. Weiterhin wandten sie sich u. a. an den Zentralrat der Juden in Deutschland (Werner Nachmann), die VVN (Alfred Hausser), die Aktion Sühnezeichen Friedensdienste (Thomas Lutz), den Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge und die Naturfreunde, ebenso wie an Elie Wiesel und Inge Aicher-Scholl.781 Alle Genannten sprachen sich in Briefen an die Behörden entschieden gegen eine Mülldeponie am KZ-Friedhof aus.

In der lokalen und regionalen Öffentlichkeit wurde das Thema spätestens im September 1985 zum Politikum, als die Bürgerinitiative eine Gedenkfeier auf dem KZ-Friedhof ankündigte, die zugleich als Zeichen gegen die Pläne des Landkreises konzipiert war. Innerhalb von vier Wochen erschienen mindestens zwanzig Presseberichte und Leserbriefe zum Thema, allen voran im Schwarzwälder Boten und der Schwäbischen Zeitung. Wie das Anzeigenblatt Jede Woche ausführte, wurde das Anliegen der Bürgerinitiative „von dem überwiegenden Teil der Bevölkerung positiv zur Kenntnis genommen und unterstützt“,782 was sich auch darin ausdrückte, dass mehrere lokale Gruppen (Friedensgruppe Rottweil, KJG, BDKJ, Frauengruppe Wilflingen, Musik- und Albverein Wilflingen) die geplante Gedenkfeier unterstützten. Dem Aufruf der Initiatoren an die Bürger der Umgebung, mit der Teilnahme an der Veranstaltung ein persönliches „Ausrufezeichen als Mahnung an die politisch Verantwortlichen“783 gegen die Deponiepläne zu setzen, folgten am 22. September fast 400 Personen. Darunter befanden sich auch Kommunalpolitiker wie der Schörzinger Bürgermeister Berthold Waizenegger (CDU), der sich in seiner Trauerrede „gegen jegliches Ansinnen“ positionierte, „das die Ruhe und Würde dieses Ortes infrage stellen könnte“.784

Dass dies mit einer Mülldeponie in unmittelbarer Nachbarschaft des Friedhofs grundsätzlich der Fall sei, befanden jedoch weitaus nicht alle Bürger und Politiker, zumal die Planungen des Landkreises sich erst in einem Vorbereitungsstadium befanden und noch längst keine Entscheidung getroffen war. Kritik erfuhr die Bürgerinitiative darüber hinaus für die Vermengung von Gedenkfeier und Protestveranstaltung. So bewertete dies etwa der ehemalige Rottweiler Oberbürgermeister Ulrich Regelmann als „gelinde gesagt unpassend“785 und schlug die Einladung zur Teilnahme ebenso aus wie der Bürgermeister von Schenkenzell und der Rottweiler Landrat Manfred Autenrieth. Letzterer bezeichnete die Veranstaltung später als geschmacklose „Gedenkfeier in Anführungszeichen“,786 mit der die Erinnerung an die KZ-Opfer „zum politischen Zweck mißbraucht“ worden sei, um „eine möglicherweise irgendwann mal kommende Mülldeponie im Vorfeld zu sabotieren“. Auch die Kreistagsfraktion der Freien Wählervereinigung (FWV) sprach von Missbrauch der NS-Verfolgten und einem „makabren Mittel“ bei der Durchsetzung politischer Ziele.787

Anders sahen dies nicht nur die Teilnehmer der Gedenkfeier, sondern auch Léon Donven, der in einem Brief an das Ehepaar Graf die Bemühungen der Bürgerinitiative Aspen ausdrücklich begrüßte und mit den auf eine „sachliche“ Debatte über die Mülldeponie pochenden Kreisbehörden hart ins Gericht ging: „Daß alles Gerede über KZ-Friedhöfe nur Gefühlsduselei und überholte Romantik […] und daher dem Fortschritt unterzuordnen [sei], scheint allmählich die vordringliche Auffassung Ihrer verantwortlichen Behörden zu werden.“788 Donven sicherte der Bürgerinitiative seine Unterstützung zu, lehnte es aber ab, selbst nochmals an das Landratsamt zu schreiben: „Ausgehend von der Tatsache, daß Ihre Behörden tatenlos bei der Entwicklung dieses ominösen Planes [einer Mülldeponie] zusahen, anstatt ihn im Keime zu ersticken, ist mein Vertrauen in die Lauterkeit ihrer verfolgten Kulturpolitik sehr gering.“

Der Landkreis sah letztlich im Laufe des Jahres 1986 davon ab, die dringend benötigte Mülldeponie gegenüber dem KZ-Friedhof oder im Eckerwald anzusiedeln und konzentrierte seine Überlegungen fortan auf andere mögliche Standorte. Anders als in Bisingen 13 Jahre zuvor blieb die (öffentliche) Beschäftigung mit der Geschichte der „Wüste“-Lager jedoch nicht auf diese kurze Phase des Protests gegen eine geplante Deponie beschränkt. Vielmehr markierten die Proteste den Beginn kontinuierlicher Aktivitäten zur Erinnerung an die Lager sowie den Startpunkt weiterer Forschungen.

Schon in den Zeitungsberichten über die Debatte um die Mülldeponie wurde mehrmals – wenn auch eher am Rande – die Geschichte des Ölschieferprojekts sowie der hierzu errichteten Konzentrationslager zwischen Tübingen und Rottweil skizziert. Mitte des Jahres 1985 publizierte der Balinger Historiker Wilhelm Foth einen zweiteiligen Aufsatz über das Unternehmen „Wüste“ in den Heimatkundlichen Blättern Balingen.789 Im selben Jahr erschien darüber hinaus eine Ortschronik Schörzingens mit einem Beitrag des örtlichen Realschulrektors Albrecht Homrighausen über das dortige Konzentrationslager.790 Dieser wenige Seiten umfassende Aufsatz fasste zwar ausschließlich bereits vorliegende Forschungsergebnisse zusammen, fällt aber insbesondere dadurch auf, dass der Autor sich einleitend dafür stark macht, das KZ Schörzingen als Teil der „Heimatgeschichte“ zu begreifen und die Aufnahme des Beitrags in die Ortschronik damit rechtfertigt, dass „die Ereignisse der letzten Kriegsjahre in der Erinnerung vieler Bürger weiterleben“.791

Zwar fehlt auch hier nicht die seit Jahrzehnten obligatorische Überbetonung der (vermeintlichen) Hilfsbereitschaft der Lokalbevölkerung gegenüber den Häftlingen,792 doch lässt Homrighausen in dem von der Stadt Schömberg herausgegebenen Buch keinen Zweifel daran, dass man vor Ort „im großen und ganzen über die Vorgänge im Lager und im Eckerwald bei Zepfenhan Bescheid“793 gewusst habe.

Was die zukünftige öffentliche Erinnerung an die „Wüste“-Lager betrifft, hatte die Friedensgruppe Rottweil bereits im Rahmen der Gedenkfeier auf dem KZ-Friedhof die Schaffung eines Gedenkpfads entlang der Ruinen der ehemaligen Ölschieferwerke bzw. -baustellen angeregt und arbeitete ab 1986 – in Zusammenarbeit mit Gertrud und Georg Graf – intensiv an der Verwirklichung dieses Vorhabens, das sich nun jedoch auf die Ruinen im Eckerwald beschränken sollte. So begann die Gruppe selbst zu forschen, nahm Kontakt zu den umliegenden Bürgermeisterämtern auf, erkundete den Eckerwald, legte Ruinen frei und kartografierte das Gelände. Ende des Jahres veranstaltete die Gruppe außerdem einen Vortragsabend mit den ehemaligen Vorländer-Studenten Rudi Holoch und Jürgen Klingel, die über ihre Recherchen zu den Konzentrationslagern Schörzingen und Leonberg berichteten. Darüber hinaus wurden weitere Kontakte zu KZ-Überlebenden in Frankreich und Luxemburg geknüpft, sodass im September 1986 erstmals eine Gedenkfeier unter Beteiligung ehemaliger „Wüste“- und Natzweiler-Häftlinge im Eckerwald stattfinden konnte, darunter Léon Donven, Serge Lampin,794 René Colin, Ernest Gillen, Marius Pauly und Robert Krieps.795

Während der Gedenkfeier gab die Friedensgruppe Rottweil öffentlich ihr Ziel bekannt, die Ruinen im Eckerwald unter Denkmalschutz stellen zu lassen und am historischen Ort einen Gedenkpfad mit Informationstafeln anzulegen. Im Februar 1987 wurde der Verein Initiative Gedenkstätte Eckerwald e. V. mit anfangs 25 Mitgliedern unter dem Vorsitz von Gerhard Lempp, Gertrud Graf und Ingrid Meister gegründet.796 Wenige Wochen später trat die Luxemburger Amicale des Anciens Prisonniers et des Familles des Disparus de Natzweiler-Struthof dem Verein bei.

Bereits im März fand eine öffentliche Begehung des Eckerwalds mit dem renommierten Architekten Helmut Morlok statt, der sich auf einem Seminar der Aktion Sühnezeichen Friedensdienste in Tübingen Anfang des Jahres spontan bereit erklärt hatte, den Gedenkpfad zu konzipieren. Schömbergs Bürgermeister Waizenegger stimmte den Planungen unter der Prämisse zu, dass die Finanzierung vom Verein selbst übernommen werde und keine Folgekosten auf die Gemeinde zukommen dürften.797
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Überreste der Gasreinigungsanlage des „Wüste“-Werks 10 in Zepfenhan, aufgenommen 2013.



So war früh klar, dass sich das Projekt vor allem durch Spenden tragen müsse und der Verein auf die Unterstützung weiterer Ehrenamtlicher angewiesen sein würde. Die finanzielle Basis in Höhe von knapp 7000 DM bildete schließlich eine Versteigerung von 39 Kunstwerken lokaler Künstler, die diese dem Verein gestiftet hatten. Die Stadt Rottweil spendete zudem 2000 DM für die Anlegung des Gedenkpfads. Die Vorarbeiten hierfür erfolgten durch Vereinsmitglieder und Schüler während eines Projekttags des Rottweiler Leibnitz-Gymnasiums Ende Juni 1987. Nur vier Wochen später begannen die eigentlichen Arbeiten im Eckerwald: Im Rahmen eines Internationalen Workcamps (organisiert vom Service Civil International) legten 14 Jugendliche und junge Erwachsene aus elf Ländern, unterstützt von lokalen Waldarbeitern und Mitgliedern der Naturfreunde Tuttlingen und Rottweil sowie in Zusammenarbeit mit den Vereinsmitgliedern, unter der fachlichen Leitung von Andreas Morlok innerhalb von drei Wochen den Gedenkpfad an. Ende September wurden die Ruinen der „Wüste“-Anlage Zepfenhan im Eckerwald unter Denkmalschutz gestellt.
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Ruine der Tankhalterung des „Wüste“-Werks 10 in Zepfenhan, aufgenommen 2013.



In den folgenden Monaten sammelte die Eckerwald-Initiative weitere Spenden für die abschließenden Arbeiten, wozu vor allem die Errichtung eines Mahnmals zählte. Der Rottweiler Künstler Siegfried Haas entwarf hierfür eine Bronzeplastik in Gestalt eines nackten, knienden und an den Handgelenken gefesselten Häftlings.

Als im Frühjahr 1988 eine Gruppe der Luxemburger Natzweiler-Amicale den Gedenkpfad Eckerwald besuchte, sagte Robert Krieps (in seiner Funktion als Kulturminister) eine Spende der luxemburgischen Regierung in Höhe von 10 000 DM zu; acht ehemalige Häftlinge spendeten zudem zusammen 4000 DM für das Mahnmal.

Ende April 1989, also nur zwei Jahre nach Gründung des Vereins Initiative Gedenkstätte Eckerwald, wurde der Gedenkpfad im Beisein zahlreicher Gäste aus Frankreich, Luxemburg und Polen feierlich eingeweiht.798 Im Jahr darauf folgte die Einweihung der Dokumentationstafeln im erhalten gebliebenen Backsteingebäude der einstigen Gasreinigungsanlage, das in den Pfad eingebettet ist. Die Zeitung Zollern-Alb-Kurier resümierte im August 1990 anerkennend: „In nur drei Jahren erreichte die ‚Initiative Eckerwald‘ ihre Ziele: Meditationspfad, Mahnmal und Dokumentation“.799
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Teil des Gedenkpfads Eckerwald: Dokumentation in der Ruine der Gasreinigungsanlage, aufgenommen im Jahr 2011.



Verglichen mit vielen anderen Orten einstiger Natzweiler-Außenlager konnte die Gedenkstätte im Eckerwald tatsächlich innerhalb einer äußert kurzen Zeitspanne verwirklicht werden. Auch blieben größere Widerstände gegen das Vorhaben der Initiative aus, was jedoch nicht bedeutet, dass die Aufarbeitung der lokalen KZ-Geschichte allseits begrüßt wurde. Nur traten Gegner der Gedenkstättenpläne selten öffentlich in Erscheinung. Gertrud Graf erinnert sich rückblickend, dass ein Teil der Lokalbevölkerung in der Anfangszeit sehr abweisend gewesen war und erst nach und nach von der Arbeit des Vereins überzeugt werden konnte:


Nachbarn und andere Dorfbewohner meinten, sie wüssten nichts, sie hätten [damals] nichts gesehen. Als wir dann darauf verweisen konnten, dass wir Überlebende kennen gelernt und Dokumente hätten, erzählte der eine oder andere doch etwas. Nachdem Rundfunk und Fernsehen zu Recherchen kamen und auch die Presse immer mehr schrieb, wurde meinem Mann am Stammtisch gesagt: „Wenn Dein Kind in die Hose gesch… hat, hängst Du sie auch nicht für alle sichtbar an die Wäscheleine!“ Es kamen auch anonyme Anrufe. Die Leute fürchteten, wir könnten Schuldige suchen, was nie unsere Absicht war.800



Letzteres dürfte entscheidend zur allmählichen Akzeptanz der Gedenkstätteninitiative beigetragen haben. Im Vordergrund stand die Spurensicherung und Dokumentation der Geschichte der „Wüste“-Werke bzw. -Lager, das Bestreben, diese Geschichte im öffentlichen Bewusstsein zu verankern sowie ein auf Dauer ausgerichtetes ehrendes Gedenken an die Opfer. Fragen nach dem Verhalten der Zivilbevölkerung bzw. allgemein nach dem Nationalsozialismus als gesellschaftliche Massenbewegung wurden dagegen weitgehend ausgeklammert. Dementsprechend warnte die Initiative Gedenkstätte Eckerwald zwar von Beginn an vor aktuellen rassistischen sowie antisemitischen Tendenzen und kritisierte sämtliche Versuche des Verdrängens oder Beschönigens des Nationalsozialismus.801 Sie blieb dabei aber recht allgemein und stellte die Frage nach NS-Täterschaft ebenso wie nach ideologischen Voraussetzungen und Kontinuitäten – im Gegensatz zu dezidiert politischen Gruppen, die sich in den 1980er-Jahren andernorts für Gedenkstätten einsetzten – zu keiner Zeit in den Mittelpunkt. Deutlich wird dies auch im von Gerhard Lempp verfassten Vorwort der Broschüre Wüste 10 – Gedenkpfad Eckerwald, die der Verein 1991 veröffentlichte. Unter dem bezeichnenden Titel Gedenkstättenarbeit ist Heimatkunde802 weist Lempp darauf hin, dass die Dokumentation nicht „alte abgestandene Süppchen wieder aufrühren“ solle, da über „das Spannungsfeld von Verdrängung einerseits und Bewußtmachung andererseits […] gerade auch im Blick auf dieses deutsche Geschichtskapitel“ bereits viel diskutiert worden sei. Stattdessen gehe es um „Bildung im umfassenden Sinn: Information, Verarbeitung, Sensibilisierung“, weshalb die Broschüre vor allem die Menschen, Vereine und Organisationen aus der Umgebung einladen solle, die Gedenkstätte zu besuchen. Diese Art von Bildungsarbeit, so Lempp, ziele letztlich auf den einzelnen Menschen ab, denn: „Die ‚Hölle im Menschen‘ selbst, meist versteckt hinter allen möglichen Fassaden und Vorwänden zu entdecken, indem man die Menschen jener KZ-Hölle studiert, ist vielleicht der erste, alles weitere prägende Schritt.“ In den Schlussteil der Broschüre wurde „anstelle einer leicht ausufernden Faschismus-Theorie“ ein kurzer Essay von Siegfried Haas mit dem Titel Wie konnte es dazu kommen?803 aufgenommen. Darin bringt der Künstler (anders als die Initiative Gedenkstätte Eckerwald in ihrem eigenen Text) zunächst die Massenbasis der nationalsozialistischen Diktatur prägnant zur Sprache:


In der Regel […] stimmten die Volksgenossen dem Nationalsozialismus aus Überzeugung oder aus Opportunismus zu […]. Wer die Zeichen der Zeit zu erkennen glaubte, schlug sich auf die Seite der Sieger. Dies gilt nicht nur für die Millionen von Arbeitslosen, sondern auch für das existenzbedrohte Beamtentum, für die einflußreichen Kreise in Militär und Industrie. Außenstehende Angestellte, enttäuschte Arbeiter, idolanfällige Akademiker treten bei klarer Kenntnis der Parteiziele in die Partei ein, werden Mitglied in den terroristischen Gliederungen SA und SS; karrierebereite Handelsvertreter und ins Reichs geholte Volksdeutsche schlüpfen in die elitebildende braune oder schwarze Uniform; rassenverdummte Halbgebildete und propagandagläubige Spießbürger lassen sich besetzen von einigen Besessenen, ja werden regimenterweise deren sklavische Erfüllungsgehilfen.



Diesen konkreten, auf die deutsche NS-Gesellschaft bezogenen Ausführungen lässt Haas jedoch nicht – wie es der Titel des Essays vermuten ließe – die gezielte Frage nach den Ursachen und Elementen der NS-Ideologie, von Antisemitismus, Rassismus, Nationalismus, Homophobie, Autoritätshörigkeit und den eugenischen Vorstellungen von einem „gesunden Volkskörper“ folgen, sondern abschließende Überlegungen zum Wesen des Menschen (Absätze „Der Glaube an das Gute im Menschen“ und „Das Wissen um das Böse im Menschen“), wodurch die NS-Verbrechen aus dem historischen Kontext gerissen und quasi anthropologisiert werden.804

Damit entsprach Haas’ Kurztext dem Bestreben der Eckerwald-Initiative, keine Schuldvorwürfe gegen die Bevölkerung zu erheben, sondern Erinnern als persönlichen Prozess der Auseinandersetzung mit Geschichte wie auch mit den Folgen menschlichen Handelns zu begreifen und mit Blick auf die Konzentrationslager zur Mitmenschlichkeit in Gegenwart und Zukunft zu mahnen.

Dass dieser Appell von der lokalen Bevölkerung bald nicht (mehr) als Anklage empfunden, sondern die Aktivitäten des Gedenkstättenvereins zunehmend akzeptiert wurden, hing sicherlich auch mit der Zusammensetzung der Gruppe bzw. dem sozialen Hintergrund ihrer Mitglieder zusammen, denen – anders als in Orten, wo etwa DKP-Ortsverbände oder linke Jugendgruppen eine Aufarbeitung forcierten – kaum der Vorwurf der politischen Instrumentalisierung gemacht wurde. Laut Auskunft von Gertrud Graf805 wurde der Verein in den ersten Jahren hauptsächlich von zwölf Personen getragen, von denen einige sehr aktiv in den Kirchengemeinden waren (zwei Drittel waren Protestanten, ein Drittel Katholiken). Mit Ausnahme des Rottweiler SPD-Stadtrats Bernhard Pahlmann (Rechtsanwalt) und des Schwarzwälder Bote-Redakteurs Heinrich Meier waren alle Mitglieder Studienräte bzw. Lehrer. Die beiden jüngsten Aktiven waren 1953, die Ältesten Ende der 1930er-Jahre gebürtig. Neben Pahlmann saß auch Walter Looser-Heidger (Konrektor einer Realschule) für die SPD im Gemeinderat der Stadt Rottweil.


Bisingen

Im nur knapp 25 Kilometer nördlich von Schömberg gelegenen Bisingen verlief die Auseinandersetzung mit der NS-Vergangenheit in den 1980er-Jahren dagegen völlig anders. Anfang des Jahrzehnts, also noch bevor in Schörzingen die Diskussion um eine Mülldeponie am KZ-Friedhof entbrannte, hatte eine Arbeitsgemeinschaft der örtlichen Jungsozialisten (Jusos) damit begonnen, zum KZ Bisingen zu recherchieren, da der lokalen Öffentlichkeit bis dato außer den spärlichen Angaben auf dem KZ-Friedhof kaum etwas über die Geschichte des Lagers bekannt war. Im Ort selbst gestalteten sich die Nachforschungen zwar schwierig, da sich nur wenige Zeitzeugen fanden, die bereit waren, über das Konzentrationslager zu sprechen; doch konnten die Jusos bis 1984 dank der Hilfe von Wolfgang Sörös und des Staatsanwalts Eberhard Uhlig genügend Quellenmaterial aus dem Staatsarchiv Sigmaringen, dem Stadtarchiv Reutlingen, dem Münchner Institut für Zeitgeschichte sowie dem Archiv der Staatsanwaltschaft Stuttgart sammeln, um eine erste schmale Broschüre zu erstellen. Ein bei der Gemeinde beantragter Druckkostenzuschuss in Höhe von 2000 DM wurde jedoch von Bürgermeister Egbert Zäh abgelehnt, „aus grundsätzlichen Überlegungen“,806 wie die Jusos Ines Lacher und Ilona Schneider in einem Leserbrief zitierten, mit dem die Gruppe die Entscheidung der Gemeindeverwaltung scharf kritisierte:


Sollte diese Epoche noch immer ein zu heißes Eisen sein; sollte man Geschichte doch besser ruhen lassen? Oder was sonst haben wir uns unter den ‚grundsätzlichen Überlegungen‘ vorzustellen? Etwa die prinzipielle Abneigung gegenüber der politischen Gesinnung einer Gruppe und derer in diesem Fall eindeutig überparteilichen Arbeit durch Gemeinderat und Bürgermeister? (Wie wäre die Abstimmung ausgefallen, wenn eine politisch angenehmere Gruppe den Antrag gestellt hätte?). Oder war vielleicht unsere Forderung nach einem Kredit von 2000 Mark zu hoch gegriffen? […] Was auch immer die tatsächlichen Gründe sein mögen für diese indirekte Ablehnung unserer Arbeit, wir lassen uns nicht abschieben oder entmutigen, sondern werden auch ohne die Unterstützung der Gemeinde versuchen, das – wie wir meinen – sehr wichtige Ziel einer Dokumentationsschrift über das Bisinger KZ zu verwirklichen. Blamabel genug für die Gemeinde Bisingen, ihrer Geschichte so wenig Bedeutung beizumessen und Engagement entgegenzubringen.



Eine Erwiderung der Gemeinde in der Lokalpresse blieb aus; auch am Beschluss, von einem finanziellen Zuschuss für die Dokumentation abzusehen, wurde festgehalten. Dank der Spendenbereitschaft einiger Bürger – insbesondere aus dem Umfeld der SPD – konnte die Broschüre dennoch noch im selben Jahr erscheinen.807 Es ist unklar, ob deren Inhalt schon vorab Bürgermeister und Gemeinderat bekannt war und dies zur ablehnenden Reaktion geführt hatte. Dies wäre zumindest anzunehmen, da die Juso-AG – und hier unterschied sie sich deutlich vom Vorgehen der späteren Eckerwald-Initiative in Schörzingen – auch die Rolle der Bisinger Bevölkerung 1944/45 kritisch hinterfragte, die ausgebliebene Aufarbeitung scharf verurteilte, ideologische Kontinuitäten zur Sprache brachte und (vermeintliche) Parallelen zwischen der NS-Vergangenheit und aktuellen Ereignissen aufzuzeigen versuchte.

Ausschlaggebend für die breite Ablehnung, die die Broschüre in der ersten Zeit nach der Veröffentlichung erfuhr, war zweifelsohne, dass die Jungsozialisten darin die fast vierzig Jahre gepflegte Legende eines umfassenden Hilfs- und Versorgungssystems der Ortsbevölkerung für die KZ-Häftlinge infrage stellten.808 Dass einzelne Einwohner den Häftlingen zu helfen versuchten, wurde nicht grundsätzlich bestritten, sondern im Gegenteil ausdrücklich gewürdigt; doch ließen die Jusos keinen Zweifel daran, dass es sich hierbei um positive Ausnahmefälle gehandelt habe, wohingegen die Mehrheit der Bevölkerung passiv blieb. Mehr noch, wandten sie sich gegen die Behauptung, die Bevölkerung habe die Errichtung des Lagers von Beginn an mehrheitlich kritisiert:


Sicher ist, daß manche Menschen, die damals in Bisingen lebten, von der nationalsozialistischen Ideologie stark beeinflußt waren. […] Uns ist bekannt, daß auch mehrere Bisinger Bürger mit der Errichtung eines KZ im allgemeinen einverstanden waren, ohne vielleicht den Umfang von Verbrechen, die darin geschahen, zu erkennen.809



Darüber hinaus wiesen die Autoren auf Kneipenkontakte zwischen Einheimischen und der Lager-SS sowie auf Liebesbeziehungen und Affären einzelner Bisinger Frauen mit KZ-Wachmännern hin und kommentierten zusammenfassend:


Wer diese Dokumentation liest, muß mißtrauisch werden gegenüber üblichen Entschuldigungsmustern wie „davon haben wir alle nichts gewußt“. Ehrlicher wäre bei vielen dann schon eher „wir haben davon nichts wissen wollen“.810



Da eine wirkliche Aufarbeitung des Nationalsozialismus nur „halbherzig“ erfolgt sei und die Krisenhaftigkeit des Kapitalismus ohnehin einen Nährboden für Neonazis bilde, so die Juso-AG weiter, bestehe immer die Gefahr, dass sich Geschichte wiederhole:


Die anhaltende wirtschaftliche Depression gekoppelt mit Massenarbeitslosigkeit hat nationale und autoritäre Neigungen unter vielen Deutschen wieder mobilisiert. […] Die Sündenbockjagd auf Ausländer findet sich verfeinert in den offenen Diskussionen zu geplanten neuen Ausländergesetzen wieder. Auch die Stumpfheit gegenüber Asylanten und deren behördliche Behandlung deutet auf eine Ignoranz [gegenüber] der eigenen Geschichte hin. (Wieviele Deutsche fanden im Ausland Zuflucht vor dem Naziterror!).



Eine ernsthafte Auseinandersetzung mit der NS-Vergangenheit sollte daher nicht auf rein retrospektive Praktiken des Erinnerns und Gedenkens beschränkt bleiben, sondern stets einen gegenwartsbezogenen Reflexionsprozess einschließen, eine Sensibilisierung für aktuelle Formen von Diskriminierung, Ausgrenzung und Verfolgung nach sich ziehen und die Bereitschaft erzeugen, diesen Tendenzen offensiv und frühzeitig entgegenzutreten. Mit Blick auf das Münchner Oktoberfest-Attentat 1980 sowie andere neonazistische Gewaltverbrechen appellierten die Jusos daher:


Es bedarf […] nicht der Erinnerung an diese blutigen Anschläge der Rechtsterroristen, machen wir uns empfindlich gegen den täglichen, scheinbar harmlosen Faschismus, der in Juden- bzw. Türkenwitzen uns von Stammtischen entgegenschallt. […] Kehren wir in unseren Heimatkreis zurück. Wieviel „Ausländer-raus-Haltungen“ oder „diese Kanaken“-Sprüche treffen wir täglich an, unter Bekannten, zuweilen sogar Freunden, die brav demokratische Parteien wählen. […] Vielleicht hilft uns die vorliegende Dokumentation, wieder empfindlicher gegen Rassismus, Militarismus und Neofaschismus zu werden. Wehren wir den Anfängen, bevor es wieder zu spät ist!811



Dieser nicht nur moralische, sondern eindeutig politische Appell ging vielen Bürgern offenbar zu weit. Vorwürfe der Nestbeschmutzung wurden laut, und die Verbreitung der Broschüre gestaltete sich äußerst schwierig. Die Stuttgarter Zeitung – wohlgemerkt gerade nicht eine der lokalen Zeitungen – berichtete im Februar 1985 unter dem Titel Heikles Kapitel der Dorfchronik berührt812 über die Aktivitäten der Juso-AG und den „Ärger“, den sich die „jungen Leute“ in den vorangegangenen Monaten und Jahren zugezogen hatten. So wird erwähnt, dass laut Horst Prautzsch, einem der Verfasser der Broschüre, ein für das örtliche Amtsblatt verfasster Bericht über das Erscheinen der Dokumentation regelrecht zensiert worden sei und es den Jusos nicht gestattet wurde, die Hefte im Rathaus auszulegen. Auch seien im Ort aufgehängte Veranstaltungsplakate, die eine Präsentation der Forschungsergebnisse ankündigten, mit Hakenkreuzen beschmiert worden.

Wenngleich Letzteres sicherlich nicht von der lokalen Bevölkerungsmehrheit gutgeheißen wurde, waren öffentliche Solidarisierungen mit der Juso-AG nur selten zu vernehmen – die intendierte breite Beschäftigung mit der Geschichte und Nachgeschichte des KZ Bisingen blieb zunächst aus.

Umso mehr mag es überraschen, dass an einer von den Jusos im Januar des folgenden Jahres organisierten Veranstaltung mit dem Titel Vergangenheit unter dem Teppich? – Generationen im Gespräch etwa 350 Personen teilnahmen. Wie dem Ankündigungsflugblatt zu entnehmen ist, war die Geschichte des KZ Bisingen der Anlass für diesen Gesprächsabend, doch sollte die Diskussion über die lokale Thematik hinausreichen und der Frage nachgehen, „wie wir mit der [deutschen] Geschichte umgehen, und was wir aus ihr gelernt haben. Sind wir heute toleranter geworden gegenüber Andersdenkenden, Randgruppen und Minderheiten?“813 Die hohe Teilnehmerzahl dürfte sich vor allem durch die prominenten Gäste erklären, die die Jungsozialisten für die Veranstaltung gewinnen konnten und Besucher weit über Bisingen hinaus anzogen: Auf dem Podium diskutierten – neben dem Juso Oliver Freischlader – der Philologe und Schriftsteller Walter Jens, Herta Däubler-Gmelin (damals stellvertretende Vorsitzende der SPD-Bundestagsfraktion), der ehemalige Gewerkschaftsvorsitzende Heinz Kluncker sowie Josef Felder (SPD), der letzte noch lebende demokratische Reichstagsabgeordnete der Weimarer Republik.


Während in Schömberg-Schörzingen zu dieser Zeit die Friedensgruppe Rottweil sowie Gertrud und Georg Graf begannen, den Gedenkpfad im Eckerwald auf den Weg zu bringen, bildete sich in Bisingen im Anschluss an die Recherchearbeiten der Jusos kein Zusammenschluss, der sich dauerhaft des Themas annahm oder für die Schaffung eines Gedenkortes außerhalb des KZ-Friedhofs einsetzte. An der jährlich dort stattfindenden Gedenkfeier der französischen Armee814 beteiligten sich auch im Dezember 1986 nur wenige Einheimische. Dies änderte sich erst allmählich ab 1991: Als der französische Militärstützpunkt Tübingen/Reutlingen aufgelöst wurde und damit auch die jährliche Kranzniederlegung infrage stand, erklärte die Gemeinde Bisingen in Absprache mit dem Landratsamt, die Tradition fortzusetzen und die Gedenkfeier in den kommenden Jahren selbst durchzuführen.815


Weitere Entwicklungen in den Landkreisen Zollernalb und Rottweil

Dass die Bisinger Verwaltung damit – nur wenige Jahre nach den Diskussionen um die Juso-Broschüre – selbst die Initiative ergriff, um die Erinnerung an die KZ-Opfer aufrecht zu erhalten, ist sicherlich nicht unabhängig von den Aktivitäten der Initiative Gedenkstätte Eckerwald in Schömberg-Schörzingen, den Bemühungen des Kreisarchivs sowie weiteren erinnerungskulturellen Entwicklungen im Zollernalbkreis seit Ende der 1980er-Jahre zu sehen. Der Balinger Kreisarchivar Eberhard Elbs hatte 1989 in einem von Landrat Heinrich Haasis (dem ehemaligen Bürgermeister Bisingens) herausgegebenen Sammelband über den Zollernalbkreis einen kurzen Beitrag über das Unternehmen „Wüste“ veröffentlicht816 und sich in der Folge dafür stark gemacht, auf den KZ-Friedhöfen in Schömberg, Schörzingen und Bisingen Informationstafeln anzubringen, die über die Geschichte des Ölschieferprojekts, der Konzentrationslager und des jeweiligen Friedhofs Auskunft geben sollten. Einen entsprechenden Vorschlag legte Elbs schon im Juni 1989 vor, doch erachtete Haasis diesen dreiseitigen Textentwurf als zu umfangreich.817 Die letztlich akzeptierte Version war zwar deutlich kürzer, stand der von Elbs ursprünglich vorgeschlagenen Inschrift aber in puncto Informationsgehalt kaum nach. Zwischen Februar und April 1992 wurden die auf Steinblöcken angebrachten Messingtafeln des Landkreises in den Eingangsbereichen der drei Friedhöfe aufgestellt.818 Elbs’ Nachfolger als Kreisarchivar, Andreas Zekorn, nahm die Aufstellung zum Anlass, mit einem außerordentlich detailreichen Artikel im Zollern-Alb-Kurier die Geschichte des Unternehmens „Wüste“ in Erinnerung zu rufen und über die Geschichte der sieben Konzentrationslager zu informieren.819

Bereits zuvor, im September 1990, hatte sich die Lokalpresse erstmals auch der Geschichte des „Wüste“-Lagers in Erzingen gewidmet, als etwa zwanzig ehemalige Häftlinge aus Frankreich in den Balinger Stadtteil zurückkehrten, um nach einem Empfang im Rathaus die Stätte des Lagers – wo sich mittlerweile Wohnhäuser befanden – aufzusuchen.820

Darüber hinaus verstand es die Initiative Gedenkstätte Eckerwald, auch nach der Einweihung von Gedenkpfad und Mahnmal immer wieder, die Geschichte der „Wüste“-Lager ins öffentliche Gedächtnis zu rufen und dabei die Stimmen der Überlebenden mehr und mehr in den Mittelpunkt zu stellen. Neben den zur Kernarbeit des Vereins zählenden Führungen durch den Gedenkpfad fanden seit 1990 im Eckerwald regelmäßig Gedenkfeiern statt, an denen häufig auch ehemalige Häftlinge teilnahmen, deren Erinnerungsberichte in den anschließenden Presseartikeln wiedergegeben wurden821. 1992 organisierte der Verein die Gedenkfeier sowie weitere Veranstaltungen gemeinsam mit der Amicale des Anciens Prisonniers de Natzweiler-Struthof.

Im selben Jahr fand außerdem ein zweites Internationales Workcamp mit Jugendlichen aus Polen, der Tschechoslowakei und Deutschland statt, die den Gedenkpfad Eckerwald um eine Unterstandshütte am Eingang des Rundgangs ergänzten, in der ein Geländeplan sowie eine Tafel mit einführenden Informationen über den historischen Ort Auskunft geben.

Bedurfte es nach der Entstehung der Gedenkstätte Eckerwald und parallel zu den Aktivitäten des Vereins eines weiteren Anstoßes, um die Geschichte des „Wüste“-Projekts im öffentlichen Bewusstsein der Region zu verankern, so erfolgte dieser im Herbst 1994 mit der viel beachteten Ausstellung Das Unternehmen „Wüste“ – Ölschieferwerke und Konzentrationslager entlang der Bahnlinie Tübingen – Rottweil 1944/45 in Balingen. Die Ausstellung war das Ergebnis vierjähriger Arbeit einer Geschichts-AG und des Leistungskurses Geschichte am Balinger Gymnasium. Seit 1990 hatte der Lehrer Immo Opfermann mit seinen Schülern geforscht, Gespräche mit Überlebenden geführt und schließlich – unterstützt durch den Zollernalbkreis und Kreisarchivar Zekorn, die Stadt Balingen sowie die Initiative Gedenkstätte Eckerwald – die durchaus professionelle Ausstellung erarbeitet, die sich äußerst breit dem Thema widmete: der Entstehung des „Wüste“-Projekts, den einzelnen (geplanten) Werksstandorten, den beteiligten Firmen ebenso wie den technischen Verfahren der Ölschiefergewinnung, vor allem aber den sieben Konzentrationslagern und den Häftlingen dieser Lager sowie der Exhumierungen der Todesopfer durch die französischen Behörden in der Nachkriegszeit.822

Die Ausstellung präsentierte umfangreiche Text- und Bilddokumente, Tabellen, Listen und Grafiken, Erinnerungsberichte ehemaliger Häftlinge, Fotos, Schaubilder, Briefe und Karten, selbstgefertigte Skulpturen sowie Originalexponate, die von Überlebenden zur Verfügung gestellt worden waren, wie etwa der Häftlingsanzug des Luxemburgers Marius Pauly. Kurzum: Eine auf Dauer errichtete Dokumentations- und Gedenkstätte hätte inhaltlich kaum mehr leisten können als diese temporäre Ausstellung, an deren Eröffnung neben einer großen Zahl von Bürgern aus der Region auch einige ehemalige Häftlinge aus Frankreich, Luxemburg und Deutschland – darunter Ernest Gillen und Serge Lampin als Redner – teilnahmen. Die regionale Presse sparte nicht mit Lob für die Ausstellungsmacher und würdigte die Dokumentation als Vorzeigebeispiel einer anschaulichen, Wissen vermittelnden und zugleich Empathie und Betroffenheit erzeugenden Form der Auseinandersetzung mit der Geschichte der „Wüste“-Lager. Die Zeitung Jede Woche ging gar noch darüber hinaus:


Die Einzelschicksale, mit Namen versehen, bekommen […] Stellvertreter-Charakter. Geschichte wird hier über lange Zeit hinweg be-griffen und be-greifbar gemacht, eine Erfahrung junger Menschen, dies nicht als gegeben zu akzeptieren, sondern sich damit auseinanderzusetzen, es anderen zugänglich zu machen, Heimatkunde in einem umfassenden Sinn durch Nach-Erleben zu gestalten und erfahrbar zu machen. Da wurde ein Lagertor nachgebaut mit Stacheldraht, Laternen an Pfählen befestigt, Schiefer aufgeschüttet und Bahngleise mit einer Lore und Röhren zur Schiefergewinnung bestückt. In der drangvollen Enge der Eröffnung, bei der zu wenige Stühle vorhanden waren und das Stehen zur mühevollen Angelegenheit wurde, ergab sich tatsächlich der Anflug einer „Lageratmosphäre“, die dann durch die vom Tübinger „Cool String Quartet“ gespielte Musik einen transzendentalen Zug erhielt. Manche Schilderungen wurden plötzlich nachvollziehbar durch die eigene Befindlichkeit. Man kann nur hoffen, daß sich die geschichtsbewussten Pädagogen aus der Region nach Balingen aufmachen, um „Geschichte vor Ort“ zu erfahren.“823



In der Tat zog die zwei Monate bestehende Ausstellung in der Balinger Zehntscheuer viele Besucher an und wurde in den folgenden Jahren auch in anderen Orten gezeigt: 1995 in Rottweil, 1997 in Tübingen (inklusive Veröffentlichung einer Ausstellungsbroschüre) sowie 2001 in Stuttgart.


Rottenburg (Hailfingen) und Gäufelden (Tailfingen)

Richten wir den Blick erneut zurück auf die 1980er-Jahre und die Frage, welche Bedeutung dem 1978 erschienenen Sammelband der „Vorländer-Gruppe“ auf lange Sicht im Hinblick auf die gesellschaftliche Aufarbeitung in den einzelnen Orten beizumessen ist, sticht der Umgang mit der Geschichte des KZ Hailfingen auf besondere Weise heraus. Auch in anderen Orten war die einstige Existenz eines KZ-Außenlagers über Jahrzehnte kaum bis gar nicht öffentlich thematisiert worden. Dort bildeten die neuen Forschungsergebnisse oftmals – mindestens indirekt – den Auslöser handfester geschichts- und erinnerungspolitischer Auseinandersetzungen. Diese waren jedoch sowohl hinsichtlich der Dauer wie auch der Intensität des öffentlichen Streits in Rottenburg824 und Gäufelden825 besonders intensiv.

Ausschlaggebend für den „erbitterten Kampf um die Erinnerung“826 im Gäu war vor allem die seit 1945 tradierte Form der Rezeption und Interpretation des Konzentrationslagers, welche sich nahezu ausschließlich auf die nach Kriegsende von französischen Soldaten im Zuge der Umbettung der KZ-Opfer begangenen Misshandlungen beschränkte und die vorherige Existenz des Lagers dabei weitgehend ausblendete. Mehr noch als in anderen Orten stieß daher die Aufforderung, sich mit der Geschichte des Außenlagers zu befassen und der toten Häftlinge zu gedenken, auf Aufrechnungen, Leugnungen, Verharmlosungen und eine geradezu obsessive Verweigerungshaltung (nicht nur) der Zeitzeugen. Die Tübinger Kulturwissenschaftler Utz Jeggle, Martin Ulmer und Renate Föll konstatieren hierzu:


In der ländlichen Gegend des Gäus hielt die Erinnerungsabwehr nicht nur bis weit in die achtziger und neunziger und bei einem Teil der Bevölkerung bis in die Gegenwart an, sondern sie hatte im Unterschied zu Städten in der näheren und weiteren Umgebung wie Tübingen, Stuttgart, Filderstadt auch Züge eines heftigen Binnendrucks, der die Wahrnehmung homogenisierte und davon abweichende Meinungen und Erinnerungen tabuisierte. Die dörflichen Kommunikationsgemeinschaften in den Gäuorten Hailfingen, Tailfingen, Bondorf, Oberndorf wehrten Störungen und andere Informationen von außen ab und konservierten und homogenisierten sehr stark die genannten Muster der Erinnerungsabwehr im kollektiven Gedächtnis.827



Nicht verwunderlich ist daher, dass sich die zunächst kleine Zahl von Personen und Gruppen, die seit den 1980er-Jahren auf eine Aufarbeitung – und somit auf eine Revision des hegemonialen lokalen Geschichtsbilds – drängte, mit massiven Widerständen aus dem „dörflichen Mikrokosmos“828 konfrontiert sah, zumal wenn die Initiative von außerhalb der Dörfer, von Angehörigen der Nachkriegsgenerationen und/oder aus der politischen Linken kam.

Dass Monika Walther-Becker im Wintersemester 1973/74 mit ihrer Zulassungsarbeit an der PH Ludwigsburg eine erste wissenschaftliche Studie zur Geschichte des KZ Hailfingen vorgelegt hatte, blieb in Rottenburg und Gäufelden zunächst weitgehend unbekannt. Auch die Veröffentlichung829 der Forschungsergebnisse im 1978 von Vorländer herausgegebenen Sammelband geriet erst mit vier Jahren Verzögerung ins Blickfeld der lokalen Öffentlichkeit. Am Antikriegstag 1982 veranstaltete der SPD-Ortsverein Oberes Gäu einen Trauermarsch zum Gedenken an die KZ-Opfer vom Tailfinger Rathaus zum Sammelgrab auf dem Hailfinger Friedhof, wo den Anwesenden aus der Arbeit Walther-Beckers berichtet wurde. Die Sozialdemokraten kritisierten, dass außer dem 1945 dort errichteten Holzkreuz nichts mehr „an die Auswüchse des Faschismus in Hailfingen“830 erinnere und die im Rathaus installierte Informationstafel zur Geschichte der Gemeinde in dieser Zeit lediglich verriet: „Die beiden Weltkriege unseres Jahrhunderts brachten ebenso erhebliche Schäden sowie schwere Schicksalsschläge mit sich.“ Während die Veranstalter außerdem bedauerten, dass sich keine Jugendlichen am Trauermarsch beteiligten, thematisierte der Gäubote in seiner anschließenden Berichterstattung auch das allgemeine Desinteresse der Lokalbevölkerung, das sich u. a. darin niederschlug, dass nur 15 Personen an der Veranstaltung teilnahmen:


Enttäuschend auch die Reaktion der Bevölkerung. Das Dorf war wie ausgestorben, höchstens hat mal einer hinter der Gardine gespickt. Den älteren Leuten, sagte Regina Schmid [Vorsitzende des SPD-Ortsvereins; M. B.], ist das Thema peinlich, sie wollen nichts mehr davon hören. Sie habe festgestellt, daß sich der Haß der Leute nicht so sehr gegen die NS-Leute, sondern – gerade hier in Hailfingen/Tailfingen – gegen die französischen Besatzer richtete, die nach dem Krieg die Bevölkerung zwangen, die Toten auszugraben. Nicht die Opfer sind die Bedauernswerten … Und natürlich ist auch hier immer wieder zu hören, es hat ja keiner etwas davon gewußt.



Der Artikel blieb nicht folgenlos. In den nächsten Wochen empörten sich zahlreiche Bürger in Leserbriefen über den Bericht ebenso wie den Trauermarsch bzw. allgemein über den Appell zur Erinnerung an die KZ-Opfer. Geradezu ein Paradebeispiel der Verdrängung, Aufrechnung und Geschichtsklitterung bildete der Leserbrief der Bondorferin Emma D., die die SPD der Lüge bezichtigte und Schmid vorwarf, sie wisse als Nachgeborene nicht, wovon sie rede.831 Die Zeitzeugin berichtete von „plündernden und brandschatzenden Polen“ in der Region nach Kriegsende; vor allem aber schilderte sie ihre Erinnerungen an die Exhumierungen 1945 und behauptete, die Gewaltakte gegen Einheimische seien von höheren französischen Stellen angeordnet und systematisch durchgeführt worden. Ein anderer Bürger fügte hinzu, dass die Bevölkerung gezwungen worden sei, die Leichen zu küssen.832 Ohne die vorangegangene Existenz eines Konzentrationslagers mit seinen 600 jüdischen Inhaftierten auch nur zu erwähnen, erklärte Emma D., dass bei den exhumierten Gefangenen auch von alliierter Seite keinerlei gewaltsame Todesursachen festgestellt worden seien. Ihren Brief schloss sie folgendermaßen:


Es befremdet jeden anständigen Deutschen, daß nach 40 Jahren immer nur die Taten der Deutschen gerügt werden – alle anderen waren anscheinend Engel. Sicher ist es bedauerlich [sic!], daß viele ausländische Arbeiter [sic!] unschuldig sterben mussten, aber wie viele 100 000 Deutsche hatten dasselbe oder noch viel schlimmere Schicksale? Wer fragt nach denen – niemand – kein Gedenkstein – keine Gedenkfeier – es waren ja nur böse Deutsche! Wir sind nur noch dazu da, ausgepreßt bis zum geht-nicht-mehr zu werden, auf daß es allen andern wohl ergehe.833



Emma D. war überzeugt davon, stellvertretend für alle Zeitzeugen zu sprechen, die das Kriegsende in der Region miterlebt hatten; nach eigenen Angaben erhielt sie für ihre öffentliche Wortmeldung in den folgenden Wochen über 100 persönliche Dankesbekundungen und Telefonanrufe.834 Betrachtet man die weiteren im Gäuboten veröffentlichten Zuschriften, erscheint dies nicht allzu unrealistisch: Viele dankten der Verfasserin für ihren „bravourösen Leserbrief“835 und empörten sich ihrerseits über den vermeintlichen Schuldvorwurf gegenüber der Lokalbevölkerung. Den zahlreichen im Stile Emma D.s verfassten Leserbriefen widersprachen lediglich Regina Schmid und in Ansätzen der Herrenberger SPD-Vorsitzende Walter Fischer.

Die Herrenbergerin Helga B. etwa bestritt die Existenz eines Konzentrationslagers in Hailfingen/Tailfingen und fragte sich, ob Schmid denn noch schlafen könne, wenn sie „jedes Arbeitslager schon als ‚KZ‘“836 sehe. Sie selbst sei damals „öfters“ im Lager gewesen, welches einen „äußerst gepflegten Eindruck“ gemacht habe. Die Insassen seien allesamt Zivilarbeiter gewesen, die „freiwillig zum Arbeiten nach Deutschland aus allen Teilen Europas gekommen“ seien.837 Josef W. aus Öschelbronn war ebenfalls der Überzeugung, dass es sich bei den Lagerinsassen nicht um KZ-Häftlinge, sondern um zivile Fremdarbeiter gehandelt habe. Die Toten aus dem Massengrab seien außerdem nicht durch Gewalteinwirkung der SS, sondern bei einem einzigen Luftangriff der Alliierten gestorben, „denn ein Massengrab legt man nur an, wenn es auf einen Schlag eine Menge Tote gibt“.838

Da mehrere Bürger dem SPD-Ortsverein sowie der Lokalzeitung vorwarfen, Unwahrheiten zu verbreiten und die Frage stellten, auf welche Quellen sie sich bezögen, reagierte Regina Schmid mit einem eigenen Leserbrief, in dem sie Walther-Beckers Studie sowie die darin aufgeführten Archivbestände und (anonymisierten) Zeugenaussagen nannte.839 Zu einer Versachlichung der Diskussion führte dies jedoch nicht. Emma D. beispielsweise zweifelte in einem neuerlichen Leserbrief sämtliche Quellen an, da es im Rathaus niemals Unterlagen über das Lager gegeben habe und mit den befragten Zeitzeugen nur ein bestimmter Bürger gemeint sein könne, der „viel Unheil über die Gemeinde brachte und deswegen jahrelang geächtet wurde“.840

SPD-Mann Fischer zeigte grundsätzlich Verständnis für die Sorgen der Bevölkerung und betonte, dass selbstverständlich auch die Stimmen der lokalen Zeitzeugen gehört werden müssten. Zugleich wandte er sich aber entschieden gegen eine Verharmlosung des KZ-Außenlagers und die in den meisten Leserbriefen praktizierten Aufrechnungsstrategien. Er selbst sei bei Kriegsende 18 Jahre alt gewesen und habe sich an keinerlei Verbrechen beteiligt, doch müsse er sich wie der Großteil seiner Generation eingestehen, dass er den Krieg damals als rechtens empfunden habe. Diese Tatsache sowie die Erinnerung an die Opfer des Nationalsozialismus könne man nicht einfach „abschütteln“,841 so Fischer. Die überwiegend ablehnende Haltung der Bevölkerung ließ sich durch die Ausführungen des Sozialdemokraten ebenso wenig abbauen wie die durch den Hinweis seiner Genossin Schmid, dass aller Opfer von Krieg und Faschismus gedacht werden solle und der Trauermarsch als Appell zur Besinnung und Aufforderung zu verstehen sei, „mit aller uns zur Verfügung stehender Kraft Ähnliches und Schrecklicheres in Zukunft zu verhindern“.842 Helga B. konterte: „Dieses ganze Lügennetz dient doch nur dazu, um die Deutschen niederzudrücken und sie weiterhin für alle Ewigkeit zum Zahlen zu zwingen und sie zu erpressen.“843 Ganz so, als habe es in Hailfingen/Tailfingen und Umgebung in den vorangegangenen Jahrzehnten eine öffentliche Auseinandersetzung mit der Geschichte des KZ-Außenlagers gegeben, argumentierte die Herrenbergerin, dass die geschichtliche Wahrheit dramatisch genug sei, als dass man sie „wie man es seit vierzig Jahren tut, […] bis zur Groteske übertreiben“ müsse. In ähnlicher Weise forderte Emma D. die SPD-Ortsvorsitzende Schmid auf, „endlich Ruhe“844 zu geben und nicht weiter in der Vergangenheit zu „rühren“, damit „endlich einmal Ruhe und Frieden“ in den Gemeinden einkehre.

Anfang September 1982 führten SPD und DGB – wie auch in den beiden folgenden Jahren am Antikriegstag – eine eher mäßig besuchte Gedenkfeier am Sammelgrab durch, über die die Lokalpresse berichtete,845 ohne dass es zu einer erneuten Leserbrief-Debatte kam.

Erst zweieinhalb Jahre später, im Januar 1985, brachte ein Antrag der Grünen Liste im Rottenburger Gemeinderat das Thema KZ Hailfingen wieder in die Öffentlichkeit und bildete den eigentlichen Beginn eines jahrelangen geschichts- und erinnerungspolitischen Streits, an dem sich sowohl Bürger als auch die Kommunalpolitik und die Verwaltungen rege beteiligten. Auf parteipolitischer Ebene stand hierbei vor allem die in den Gemeinderäten und Kreistagen dominierende CDU – maßgeblich in Person des Rottenburger Oberbürgermeisters Winfried Löffler sowie des Gäufeldener Bürgermeisters Hermann Wolf – den Forderungen der Grünen, der DKP und der SPD gegenüber. Dass das auflagenstarke Schwäbische Tagblatt (welches im konservativen Baden-Württemberg aufgrund seiner linksliberalen Ausrichtung gerne scherzhaft als „Neckar-Prawda“ bezeichnet wurde846) in diesem Zusammenhang über die Aktivitäten der linken Parteien und Gruppen meist wohlwollend berichtete und das konservative Lager mehrfach scharf kritisierte, sorgte darüber hinaus für Zündstoff.

Dabei begann die Auseinandersetzung recht harmlos. Die Grüne Liste Rottenburg hatte im Januar 1985 gefordert, eine „Gedenkstätte“ (worunter ein Mahnmal oder Gedenkstein verstanden wurde) zur Erinnerung an die KZ-Opfer zu errichten und in einem Schreiben an Oberbürgermeister Löffler und die Gemeinderatsfraktionen vorgeschlagen, eine parteiübergreifende Arbeitsgruppe zu bilden, die entsprechende Planungen aufnehmen solle. Während die SPD den Vorschlag nach anfänglichem Zögern unterstützte, wollten sich der Oberbürgermeister und die anderen Parteien zunächst nicht dazu äußern.847 Das Schwäbische Tagblatt kritisierte diese passive Haltung der Gemeinderatsmehrheit ebenso wie eine bislang ausgebliebene Aufarbeitung der regionalen NS-Geschichte und kommentierte: „Ein ganz heißes Eisen ist das: Vergangenheitsbewältigung auf deutschen Dörfern. Die herrschende Haltung heißt Verdrängung, notfalls mit entsprechendem Nachdruck.“848 Wenige Tage später meldete sich auch der Tübinger DKP-Stadtrat und Kreisrat Gerhard Bialas zu Wort und unterstützte den Antrag der Grünen Liste. Darüber hinaus schlug er vor, ein breites Bündnis zu bilden, das sich der historischen Aufarbeitung des Nationalsozialismus in der Region annehmen solle; hierzu sollten u. a. die Kommunen, die Parteien, die Kirchen, die VNN, der DGB, interessierte Einzelpersonen, verschiedene Archive sowie Historiker der Universität Tübingen zusammenfinden.849

Dazu kam es nicht. Die Rottenburger CDU und Oberbürgermeister Löffler lehnten den Antrag der Grünen Liste ab, da die „Dinge geklärt“850 seien. Der CDU-Fraktionssprecher Gerhard Schäfer unterstellte den Grünen „unredliche Motive“, da es ihnen nicht darum gehe, sich „einen objektiven persönlichen Eindruck, eine eigene Meinung zu verschaffen. […] Und wenn sich sogar DKP-Mann Gerhard Bialas dieser Sache […] annimmt, muß man aufhorchen.“ Schäfer wehrte sich gegen den Vorwurf, es habe keine Aufarbeitung der Lagergeschichte gegeben; schließlich sei die Geschichte nirgends so gegenwärtig wie in der Erinnerung der Lokalbevölkerung, „vor allem auch aus den Geschehnissen und Zwangsmaßnahmen heraus gegen die Bevölkerung nach dem Kriege“. Das bestehende Holzkreuz auf dem Tailfinger Friedhof reiche deshalb aus, und es bedürfe keines interfraktionellen Arbeitskreises, „um hier eine Schau der GL [Grünen Liste, M. B.] dazustellen“. Den anstehenden vierzigsten Jahrestag des Kriegsendes wolle man daher mit französischer Beteiligung „unter dem Zeichen der Versöhnung“ begehen.

Ähnlich fiel kurze Zeit darauf eine Abstimmung im Tübinger Kreisrat aus: Grüne und DKP beantragten dort die Erarbeitung und Drucklegung einer Broschüre mit dem Titel Mahnmale für die Opfer des Faschismus im Kreis Tübingen durch den Kreistag, was von einer knappen Mehrheit aus CDU und Freien Wählern abgelehnt wurde. Rottenburgs Oberbürgermeister Löffler, der die CDU-Fraktion im Kreistag anführte, begründete seine Ablehnung damit, dass man „nach vorne und nicht zurück“851 blicken wolle, weshalb es wichtiger sei, sich der Gegenwart zu widmen und gemeinsame Veranstaltungen mit den europäischen Partnerstädten durchzuführen.

Während in vielen anderen Orten am 8. Mai 1985 zentrale Gedenkfeiern der Kommunen stattfanden, konnten sich die Rottenburger Parteien nicht auf eine gemeinsame Veranstaltung zum vierzigsten Jahrestag der Befreiung einigen. Oberbürgermeister Löffler legte am Vortag einen Kranz auf dem jüdischen Friedhof im Stadtteil Baisingen nieder, am Folgetag nahm die CDU-Fraktion – ebenso wie einzelne Mitglieder anderer Parteien – an einem ökumenischen Gedenkgottesdienst im Rottenburger Dom teil. Die SPD gedachte zunächst vor der ehemaligen Baisinger Synagoge der Opfer des Nationalsozialismus und versammelte sich anschließend zu einer Kranzniederlegung am Sammelgrab des KZ Hailfingen auf dem Tailfinger Friedhof. Die Grünen wiederum veranstalteten am Abend gemeinsam mit Rottenburger Friedensgruppen eine Gedenkfeier für die KZ-Opfer auf dem ehemaligen Flugplatz- bzw. Lagergelände.852

Das Schwäbische Tagblatt wertete in einem Kommentar nicht nur diese Uneinigkeit im Gedenken an das Kriegsende als „peinlich“,853 sondern kritisierte auch eine sich zuspitzende Auseinandersetzung zwischen den lokalen Christdemokraten und Kommunisten. So hatte Oberbürgermeister Löffler im Vorfeld des Jahrestags die Einladung zu einer Veranstaltung der Tübinger DKP mit der Begründung abgelehnt, dass „der Kommunismus bis heute nur eine andere Abart des Faschismus“ sei und es daher gerade dieser Partei nicht zustehe, andere anzuklagen. Diese konterte, die CDU sei diejenige Partei, die nach 1945 ehemaligen Nationalsozialisten wie Kurt Georg Kiesinger, Heinrich Lübke, Karl Carstens und Hans Filbinger eine neue politische Heimat gegeben habe. Vor einer Eskalation dieses Streits warnte das Schwäbische Tagblatt insbesondere vor dem Hintergrund, dass die DKP beabsichtigte, ohne Absprachen eine Gedenktafel für die Opfer des KZ Hailfingen auf der einstigen Landebahn aufzustellen. So ehrenwert dieses Vorhaben grundsätzlich auch sei, bestehe angesichts der aktuellen „Dauer-Polemik“ der beiden Parteien die Gefahr, dass die Erinnerung an das Konzentrationslager zu einem unangebrachten „Schauplatz parteipolitischer Querelen“ werde.

Die DKP ließ sich von der Kritik an ihrem geplanten Vorhaben jedoch nicht beirren und errichtete am 12. Mai 1985 auf der ehemaligen Rollbahn eine als Provisorium gedachte dreiteilige Holztafel mit der Inschrift: „Hier war das Konzentrationslager Hailfingen-Natzweiler/Elsaß. Hunderte zu Tode geschundene und ermordete KZ-Häftlinge mahnen. Nie wieder Faschismus – Nie wieder Krieg!“. Gerhard Bialas appellierte an die Landkreise Tübingen und Böblingen, die Tafel möglichst bald durch ein offizielles Mahnmal zu ersetzen und die Geschichte der Rollbahn im laufenden Naturschutzverfahren angemessen zu berücksichtigen: „Die Bäume, die hier wachsen, wachsen auf dem Blut der Ermordeten.“854
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Gerhard Bialas (DKP Tübingen) bei der Einweihung der provisorischen Tafel auf der ehemaligen Landebahn in Hailfingen am 12. Mai 1985.



Dass sich die Bürgermeister und Gemeinderatsmehrheiten Rottenburgs wie auch Gäufeldens nach wie vor weigerten, ein Mahnmal für die KZ-Toten auch nur in Betracht zu ziehen, grenze, so ein Kommentar des Schwäbischen Tagblatts, „allmählich an eine Beleidigung der Opfer“:855


Wenn schon nicht die Stadt Rottenburg in der Lage ist, für das Todesareal, das teilweise auf der Markung ihres Stadtteils liegt, ein Mahnmal aufzustellen, sollte das wenigstens der Landkreis (vielleicht auch mit dem Nachbarkreis Böblingen zusammen) übernehmen. Es darf doch nicht so sein, daß entsprechende Forderungen nur noch belächelt werden und Hailfingens Ortschaftsräte (wie inzwischen geschehen) gar mit eigensüchtigem Desinteresse befürchten, bei fortgeführter Diskussion könne der Ort nur mehr negativ ins Gerede kommen.



Nachdem sich der Hailfinger Ortschaftsrat mehrheitlich gegen ein Mahnmal aussprach und auch auf Kreisebene keine weiteren Schritte unternommen wurden, wagte die Tübinger DKP einen neuen Vorstoß, indem sie die Gründung eines regionalen Trägerkreises „Mahnmal KZ-Hailfingen“ anregte. Zu einem ersten Vorgespräch wurden die Parteien, Gewerkschaften und Kirchen sowie Wissenschaftler des Ludwig-Uhland-Instituts für Empirische Kulturwissenschaft (LUI) der Universität Tübingen eingeladen. Sowohl die konservativen Parteien als auch die Kirchen lehnten jedoch – wenig überraschend – eine Zusammenarbeit mit der DKP ab, sodass die Teilnehmerzahl äußerst gering war. Auf lange Sicht war das Treffen dennoch aufgrund der Beteiligung des LUI von herausragender Bedeutung. Professor Utz Jeggle hatte kurze Zeit zuvor begonnen, mit seinen Studierenden und Doktoranden zum KZ Hailfingen zu forschen und übernahm die Federführung des Trägerkreises, der sich im Juli 1985 offiziell konstituierte. Der rund fünfzehnköpfige Zusammenschluss bestand anfangs aus Mitgliedern von SPD, Grünen, DKP, DGB sowie vor allem (Nachwuchs-)Wissenschaftlern des LUI, darunter neben Jeggle Frank Schimmelfennig und Joachim Schlör. Ausdrücklich legten die Beteiligten des Trägerkreises fest, parteineutral zu arbeiten und alle Personen bzw. Gruppen einbinden zu wollen, denen an einem „aktiven Gedenken“856 gelegen sei.

In den folgenden Monaten versuchten die Mitglieder des Zusammenschlusses (der sich im Oktober in „Förderverein Mahnmal KZ-Außenlager Hailfingen-Tailfingen“ umbenannte und Jeggle zum Vorsitzenden wählte) immer wieder auf die Bevölkerung zuzugehen und ihr zu vermitteln, dass man den Einheimischen weder Schuldvorwürfe mache, noch ein Mahnmal „vor die Nase setzen“857 wolle, sondern eine von allen Bevölkerungsschichten getragene Entscheidung anstrebe. Der Verein suchte gezielt den Kontakt zum Hailfinger Ortschaftsrat und den Bürgern des Stadtteils, um Ängste, Vorbehalte und Vorurteile abzubauen. Dies gelang jedoch kaum. Vier Monate nach der Gründung berichtete das Schwäbische Tagblatt von der noch immer großen Ablehnung der Rottenburger und Gäufeldener gegenüber dem Förderverein, welcher sich dem fortgesetzten Vorwurf ausgesetzt sah, von „Radikalen und Kommunisten“858 unterwandert zu sein. Im selben Monat wurde die von der DKP errichtete provisorische Gedenktafel auf der ehemaligen Landebahn mit Farbe beschmiert und die untere Planke herausgerissen. Die Zerstörung des Erinnerungszeichens rief vor Ort keinerlei öffentliche Reaktionen hervor, sondern wurde erst Wochen später vom Tagblatt skandalisiert.859

Das Landratsamt Tübingen, die Oberbürgermeister Tübingens und Nagolds sowie die Rottenburger Kirchen standen dem Förderverein Mahnmal KZ-Außenlager Hailfingen-Tailfingen indes ab Ende 1985 zunehmend offen gegenüber. So organisierte die evangelische Kirchengemeinde Rottenburg gemeinsam mit dem Verein eine Vortragsveranstaltung im Rahmen der „Friedenswoche“, zu der Landesrabbiner Joel Berger als Redner ins Gemeindehaus geladen wurde; im Anschluss an den Vortrag sollte der Verein Gelegenheit bekommen, sich und seine Ziele vorzustellen. Als offizieller Veranstalter fungierte jedoch ausschließlich die Kirchengemeinde, da die CDU im Vorfeld gedroht hatte, ihre Mitarbeit an der gesamten „Friedenswoche“ aufzukündigen, sollte der Förderverein – welcher die Einladung des Landesrabbiners initiiert hatte – im Programm als Mitveranstalter genannt werden.860

Entgegen den eigentlichen Planungen stand die Vorstellung des Fördervereins letztlich im Mittelpunkt der Veranstaltung, da Joel Berger aufgrund witterungsbedingter Verkehrsprobleme kurzfristig absagen musste. Utz Jeggle, Karen Meyer, Joachim Schlör und Frank Schimmelfennig rekapitulierten in Kurzvorträgen die Geschichte des KZ Hailfingen, gaben einen Überblick über bereits bestehende Mahnmale in anderen Orten und erläuterten die Ziele des Vereins. Ein konkreter Entwurf für ein Mahnmal in Hailfingen/Tailfingen lag noch nicht vor, da der Gedächtnisort ausdrücklich gemeinsam mit interessierten Bürgern konzipiert werden sollte. Klar sei jedoch, welche Aufgaben das Mahnmal zu erfüllen habe:


Es solle „die dort ermordeten Menschen der Anonymität entreißen“ und zur historischen Aufklärung beitragen, gleichzeitig jedoch auch verdeutlichen, wie „wir heute mit dieser Vergangenheit umgehen“. Auf jeden Fall solle es in seiner Aussage einen „engen Bezug zu den Opfern“ haben. Vor einem Entwurf für Hailfingen-Tailfingen müsse daher eine weitere historische Klärung der Ereignisse stehen. Der Verein versuche „Spuren zu sammeln“, Zeitzeugen in den Ortschaften zu befragen und überlebende Häftlinge ausfindig zu machen.861



Im Anschluss an die Ausführungen der vier Kulturwissenschaftler entspann sich eine lebhafte Diskussion, in der erstmals auch vereinzelte Stimmen laut wurden, die den behutsamen Umgang des Fördervereins mit der renitenten Dorfbevölkerung kritisierten und das vorgebrachte Verständnis für „Erinnerungsunwillige“862 nicht nachvollziehen konnten.

Im Rottenburger Gemeinderat erreichte der Streit um bzw. über das Gedenken an das KZ Hailfingen zwei Monate später seinen Höhepunkt, als die Grüne Liste Anfang Januar 1986 den Antrag stellte, die Stadt möge dem Förderverein als juristische Person beitreten und seine Ziele mit einem bescheidenen Jahresbeitrag von 100 DM unterstützen. Die CDU-Fraktion stellte daraufhin klar, dass sie entschieden gegen ein Mahnmal sei und dem Antrag dementsprechend unter keinen Umständen zustimmen könne. Oberbürgermeister Löffler argumentierte abermals, dass der Förderverein von Kommunisten gesteuert werde und Utz Jeggle lediglich eine „Figur“863 sei, die man „vornehingestellt“ habe, um zu kaschieren, wer tatsächlich hinter der Initiative stecke. Den weiteren Verlauf der Gemeinderatsdiskussion schilderte das Schwäbische Tagblatt wie folgt:


[…] dann entgleiste die Debatte nicht nur in Parteipolarisierung, sondern scheinbar sogar in einen heftig emotionsgeladenen Generationenkonflikt. Männer in den Fünfzigern werfen zwanzig Jahre Jüngeren erhitzt „Anmaßung“ und „glatte Unverschämtheit“ vor. „Wir haben uns viel aktueller und viel konkreter mit diesen Dingen befaßt“, explodierte Rottenburgs Oberbürgermeister, die Meinungsverschiedenheit offenbar bewußt eskalierend. Er lasse es nicht zu, „daß man jetzt nach vierzig Jahren anfängt“, den Älteren vorzuwerfen, sie hätten sich nicht ausreichend mit der deutschen Geschichte befaßt.



Die Regionalzeitung hielt wie gewohnt nicht mit Kritik am „Verdrängungswillen“ der konservativen Kommunalpolitiker hinter dem Berg und kommentierte im Hinblick auf die in der Debatte geäußerten Aufrechnungen:


Wer […] glaubt, die mit rassistischem Vorsatz und industrieller Akribie Ermordeten mit Kriegsgefallenen gleichsetzen zu können, der denkt gewaltig zu kurz. Und der kann auch nicht erwarten, daß seine Ansicht von Jüngeren, die zwangsläufig „nur aus Büchern“ (aber dafür möglicherweise umso präziser) von Ursachen und Ausmaß der Greuel erfahren haben, kritiklos hingenommen wird.864



Trotz anhaltender Widerstände aus der Bevölkerung der Gäugemeinden gegen ein Mahnmal begann sich die Stimmungslage in der Region ab März 1986 allmählich zu verändern, nachdem der Förderverein erste Ergebnisse seiner Recherchen öffentlich machte. Jeggle und seine Studierenden hatten mittlerweile die Namen von 16 Überlebenden des KZ-Außenlagers ausfindig gemacht und ein ausführliches Gespräch mit dem ehemaligen jüdischen Häftling Wolf Gimpel geführt. Die Südwestpresse (der überregionale Mantelteil zahlreicher baden-württembergischer Lokalzeitungen) veröffentlichte am 13. März auf einer Sonderseite865 – basierend auf den Forschungen Monika Walther-Beckers und des Tübinger Ludwig-Uhland-Instituts – mehrere Artikel über die Geschichte des KZ Hailfingen sowie einen bebilderten Auszug aus dem Interview mit Wolf Gimpel, womit erstmals die persönlichen Erinnerungen eines Überlebenden des Konzentrationslagers öffentlich Gehör fanden. Der Herrenberger Gäubote widmete sich drei Wochen darauf unter dem Titel Spurensuche in der Heimatgeschichte866 ebenfalls den Tübinger Forschungsergebnissen und den Erinnerungen Gimpels, den Forderungen des Fördervereins Mahnmal KZ-Außenlager Hailfingen-Tailfingen sowie den Blockaden gegen das Vorhaben. Das Lokalblatt bemühte sich merklich, beschwichtigend auf die erhitzte Atmosphäre in Tailfingen, Rottenburg und dem Ortsteil Hailfingen einzuwirken, indem es berichtete, dass der Verein bestätigt habe, dass „Menschen in den umliegenden Orten […] ihr Möglichstes [taten], um den gemarterten Häftlingen zu helfen“. Im Untertitel des Artikels wurde Wolf Gimpel mit den Worten zitiert: „Von den Leuten dort in der Gegend kann ich nur das Beste sagen.“

Dennoch war die allgemeine Verwunderung groß, als die Bürgermeister Löffler (Rottenburg) und Wolf (Gäufelden) in Absprache mit dem Hailfinger Ortsvorsteher Franz Teufel Ende April 1986 in einer gemeinsamen Presseerklärung bekannt gaben, dass die Kommunen einen Gedenkstein für die Opfer des Hailfinger Lagers errichten wollten.867 Diese Entscheidung – nur drei Monate, nachdem Löffler und die Rottenburger CDU ein Erinnerungszeichen kategorisch ausgeschlossen hatten – hatte eine Vorgeschichte, die sich abseits der Öffentlichkeit zugetragen hatte. Anfang Februar war der im November ausgefallene Vortragsabend mit Landesrabbiner Berger nachgeholt worden. Oberbürgermeister Löffler empfing den Gast in den Stunden vor der Veranstaltung im Rathaus. Dabei machte Berger gegenüber Löffler deutlich, dass die Israelitische Religionsgemeinschaft Württemberg (IRGW) ein Erinnerungszeichen, welches über das bestehende Holzkreuz auf dem Friedhof hinausgehe, ausdrücklich begrüße. In der Veranstaltung am Abend äußerte er sich jedoch nicht zu den Mahnmalforderungen des Fördervereins, da er sich nicht in eine aktuelle lokalpolitische Auseinandersetzung einmischen wolle.868 Erst in dem erwähnten Artikel des Gäuboten Anfang April wurde die Befürwortung der IRGW öffentlich bekannt. Darüber hinaus war dort darauf hingewiesen worden, dass neben Wolf Gimpel auch andere ehemalige Häftlinge die Initiative des Vereins begrüßten und die französische Fédération Nationale des Déportés et Internés Résistants et Patriotes (FNDIRP) das Anliegen unterstütze.869

Ob die vor allem von außerhalb der Kommunen kommenden zunehmenden Stimmen für ein Mahnmal tatsächlich zu einem ernsthaften Umdenken in den Rathäusern führten oder eher auf pragmatische Weise dem Verein der „Wind aus den Segeln“870 genommen werden sollte, indem die Bürgermeister die Angelegenheit selbst in die Hände nahmen, ist schwer zu beurteilen. Vieles deutet auf Letzteres hin, da der Förderverein von sämtlichen Planungen ausgeschlossen wurde und seine Kritikpunkte ungehört verhallten. So legten Löffler, Wolf und Teufel das Sammelgrab auf dem Tailfinger Friedhof als Standort des künftigen Erinnerungszeichens fest, da es „die einzige Stelle [sei], die eine eindeutig feststellbare und direkte Beziehung zu den Opfern“871 habe und der Gedenkstein dort vor Beschädigungen (Löffler: „Bubereien“) geschützt sei. Utz Jeggle, der den plötzlichen Sinneswandel der Bürgermeister grundsätzlich begrüßte, kritisierte, dass die Erinnerung an die KZ-Opfer damit einmal mehr auf den Friedhof „abgedrängt“ werde. Löffler und seine Kollegen erstickten jedoch jegliche Diskussion im Keim und verwiesen darauf, dass Joel Berger und Meinhard Tenné (Vorsitzender der IRGW) bei einem Ortstermin auf dem Friedhof bereits dem Vorschlag der Kommunen zugestimmt hätten. Auch die zukünftige Form des Erinnerungsmals stand bereits fest, als die Stadtoberhäupter mit ihren Plänen an die Öffentlichkeit gingen: Aus einem Rottenburger Steinbruch sollte Material für einen Gedenkstein gehauen werden, da dies auch das Material sei, mit dem die Häftlinge „gezwungen waren, umzugehen“, so Löffler.

Einzig die Inschrift des Gedenksteins war zu dieser Zeit noch nicht festgelegt, sondern wurde in den folgenden Monaten zwischen den Bürgermeistern, den Kirchen und der IRGW diskutiert. Dieser – ebenfalls hinter verschlossenen Türen vonstattengegangene – Aushandlungsprozess lässt tief blicken, wie ernst es den Bürgermeistern mit dem Gedenken an die Opfer des Konzentrationslagers tatsächlich war. Der erste Vorschlag von Löffler, Wolf und Ortsvorsteher Teufel sah vor, auf einem kleinen Stein eine Messingtafel anzubringen mit der allgemeingehaltenen Inschrift: Den Opfern des 3. Reiches, den Lebenden zur Mahnung!872 Tenné und Berger regten seitens der IRGW daraufhin an, eine zweite Tafel hinzuzufügen, aus der ersichtlich werden sollte, dass an dieser Stelle des Friedhofs 72 Häftlinge des „KZ-Lagers Hailfingen/Tailfingen“ beigesetzt sind, was Löffler und Wolf mit dem Vorschlag „Den Opfern der Weltkriege zum Gedenken“ beantworteten. Diese Textfassung lehnte Tenné entschieden ab, da sie hier „sicher etwas fehl am Platze“ sei. Offenbar war dem Vorsitzenden der IRGW aber bereits klar, dass die Bürgermeister einer ausdrücklichen Nennung der KZ-Opfer unter keinen Umständen zustimmen würden, weshalb er sich bereit erklärte, den ursprünglichen Vorschlag mit einer minimalen Erweiterung zu akzeptieren: Den Opfern des 3. Reiches zum Gedenken, den Lebenden zur Mahnung!.

Auf Wunsch der IRGW wurde dennoch ein zusätzlicher Gedenkstein in Auftrag gegeben, über dessen Inschrift zunächst ebenfalls Uneinigkeit bestand. Landesrabbiner Berger hatte angeregt, einen Psalm aus dem Alten Testament (Psalm 1, 6) auf Hebräisch und Deutsch zu verwenden. Die deutschsprachige Version sollte lauten: Denn der Herr behütet den Weg der Gerechten, jedoch der Weg der Frevler führt in den Abgrund. Die Bürgermeister und Kirchengemeinden wollten den Satz sodann auf Grundlage der Lutherübersetzung entschärfen: Denn der Herr kennt den Weg der Gerechten; aber der Gottlosen Weg vergeht. Der Kompromiss zwischen IRGW, Löffler und Wolf lautete schließlich: Denn der Herr kennt den Weg der Gerechten, doch der Weg der Sünder führt in den Abgrund.873

Parallel zu den städtischen Planungen setzte der Förderverein Mahnmal KZ-Außenlager Hailfingen-Tailfingen seine Aktivitäten fort. Am 8. Mai 1986 veranstaltete er, unterstützt vom DGB-Kreisverband Böblingen und der SPD Ammerbuch, einen Schweigemarsch vom ehemaligen KZ-Gelände zum Friedhof; am Abend fand eine Diskussionsveranstaltung mit dem Titel Gras darüber gewachsen – Über den Nutzen von Vergessen und Verdrängen in der Rottenburger Zehntscheuer statt.874

Die beiden Gedenksteine wurden Anfang November von der Israelitischen Religionsgemeinschaft Württemberg (IRGW) gemeinsam mit den christlichen Kirchen und den Kommunen eingeweiht; Löffler und Wolf legten einen gemeinsamen Kranz für die Opfer nieder. Der Förderverein Mahnmal KZ-Außenlager Hailfingen-Tailfingen war zwar durch die Bürgermeister kategorisch von der Organisation der Einweihungsfeier ausgeschlossen worden, doch wies Landesrabbiner Berger in seiner Gedenkrede ausdrücklich darauf hin, dass das Denkmal „nur der Initiative freier Bürger und nicht der Verwaltungen […] zu verdanken“875 sei.

Mit der Errichtung eines Mahnmals zum Gedenken an die Opfer des KZ-Außenlagers sah der Förderverein sein vordringlichstes Anliegen trotz der unbefriedigenden Standortwahl, der fragwürdigen Tafelinschriften sowie des autoritären Vorgehens der Bürgermeister zwar in die Tat umgesetzt. Er machte aber deutlich, dass seine Ziele damit keinesfalls vollends erreicht seien. Bereits nach Bekanntwerden der städtischen Planungen hatte Utz Jeggle betont, dass auf lange Sicht eine umfassende historische Aufarbeitung der regionalen NS-Geschichte im Vordergrund stehe und das Erinnerungszeichen „nicht der offizielle Schlußstein, sondern eher ein weiterer Stein des Anstoßes“876 sein solle. Nach Joachim Schlör sollten die Gedenksteine ein Zeichen dafür sein, dass „auch bei uns die heimatgeschichtliche Aufarbeitung beginnt“,877 was bedeute, dass „behutsam, ohne gegenseitige Polemik und im Gespräch zwischen den Generationen eine Annäherung an die Realität dieser Geschichte versucht“ werde, wozu der Förderverein ein Forum biete.

Das Verhältnis der Lokalbevölkerung zum Förderverein blieb dennoch mehrheitlich distanziert, wenngleich dessen Aktivitäten zunehmend geduldet wurden und Widerstände abnahmen. Ausschlaggebend hierfür dürfte zum einen gewesen sein, dass die Gruppe ab dem Frühjahr 1986 nur noch selten öffentlich in Erscheinung trat; zum anderen bemühten sich die Mitglieder unentwegt, den Vorwurf abzuwehren, sie wollten der Lokalbevölkerung eine Schuld für das Konzentrationslager zuweisen. Im April 1987 errichtete der Förderverein eine Informationstafel zur Geschichte des KZ-Außenlagers Hailfingen am westlichen Ende der ehemaligen Rollbahn,878 ohne dass es nennenswerte Proteste dagegen aus der Bevölkerung gab. Die Tafel gibt mit einem gezeichneten Lageplan und einem ausführlichen Text Auskunft über die Geschichte und Nachgeschichte des Konzentrationslagers; auch die „Ereignisse vom 2. Juni 1945“ werden erwähnt. Zur Haltung der Einheimischen während des Lagerbestehens ist dort zu lesen:


Mutige Bürger aus den umliegenden Ortschaften steckten den Häftlingen heimlich Nahrungsmittel zu und konnten so einige vor dem Hungertod bewahren. ‚Wenn die Menschen in Hailfingen und Tailfingen nicht geholfen hätten, wären noch viel mehr gestorben‘ (Wolf Gimpel, ehemaliger Häftling).879



Im Jahr darauf kam auf Einladung des Vereins (der sich inzwischen abermals umbenannt hatte und nun als „Förderverein zur Erforschung der Heimatgeschichte des Nationalsozialismus“ firmierte) der Überlebende Wolf Gimpel nach Rottenburg. Nach einem Empfang bei Oberbürgermeister Löffler sprach Gimpel am 8. Mai vor dem Gemeinderat, der Stadtverwaltung und dem Förderverein über seinen Leidensweg in den Jahren 1940 bis 1945 (Ghetto Lodz, Konzentrationslager Posen, Auschwitz, Stutthof, Hailfingen, Dautmergen). Das Schwäbische Tagblatt berichtete im Nachgang von einem „betont harmonischen Gespräch über Verfolgung und Vergangenheit“,880 was insbesondere daran lag, dass Gimpel einmal mehr die von Einzelnen erbrachten Hilfsleistungen aus der Lokalbevölkerung gewürdigt hatte. Ortsvorsteher Teufel griff dies in seiner eigenen Ansprache dankend auf und erklärte pauschal, dass „die Bevölkerung die Gefangenen so gut wie möglich unterstützt“ habe und sie somit keinerlei Schuld an den „Ereignissen auf dem Flugplatz“ treffe. Einzig das Fördervereinsmitglied Kathrin Hoffmann-Curtius sorgte, so das Tagblatt, für eine „Dissonanz“, indem sie das völlige Ausblenden der Frage nach der Täterschaft kritisierte. Mit der Vergangenheitsbewältigung wollte es sich die Kunsthistorikerin „nicht ganz so einfach“ machen, da die Täter nun mal Deutsche waren und es nicht richtig sei, „daß jetzt alle sagen, sie hätten damit nichts zu tun“. Im Jahr 2012 schrieb Hoffmann-Curtius rückblickend von einem „Gegensatz der euphemistischen Versöhnungsattitüde des Gemeinderates an diesem Tag und der Blockierung der Arbeit unserer Initiative, wo es nur ging“.881

Wenngleich die öffentliche Beschäftigung mit dem KZ Hailfingen nach dem Besuch Wolf Gimpels bis Mitte der 1990er-Jahre erneut zum Erliegen kam, scheint die Begegnung mit dem ehemaligen Häftling zumindest bei Hailfingens Ortsvorsteher Franz Teufel dahingehend einen Wandel bewirkt zu haben, dass er seine Vorbehalte gegen den Förderverein sukzessive ablegte.882 So fragte Teufel gar an, ob ein Mitarbeiter des LUI einen Beitrag über Hailfingen im Nationalsozialismus für eine in Planung befindliche Ortschronik verfassen könne. Der Band erschien 1993 mit einem von Utz Jeggle verfassten Artikel, der sich überwiegend mit der Geschichte und Nachgeschichte des KZ-Außenlagers befasste.883

Die von Jeggle geleitete Projektgruppe „Heimatkunde des Nationalsozialismus“ am Ludwig-Uhland-Institut (welche parallel zum Förderverein existierte) gab darüber hinaus bereits 1988 einen 400-seitigen Band zur NS-Geschichte des Landkreises Tübingen heraus, der zwei kurze Beiträge zum KZ Hailfingen enthielt.884 1990 erschien ein weiterer Artikel Jeggles in den Dachauer Heften.885 Im gleichen Jahr führte der GEW-Kreisverband Böblingen eine Exkursion nach Hailfingen/Tailfingen auf den „Spuren des Lagers“886 durch, worüber der Herrenberger Gymnasiallehrer Volker Mall – später einer der Hauptinitiatoren der KZ-Gedenkstätte Hailfingen-Tailfingen – einen umfassenden Bericht in der Lehrerzeitung Baden-Württemberg veröffentlichte. Von den genannten Publikationen und der GEW-Exkursion abgesehen, war das KZ Hailfingen zwischen Mai 1988 und 1994 jedoch kein Thema in der lokalen Öffentlichkeit.


Vaihingen an der Enz

Geradezu ein Gegenbeispiel zu Hailfingen/Tailfingen bilden die erinnerungskulturellen Entwicklungen ab Ende der 1970er-Jahre in Vaihingen an der Enz.

In Herwart Vorländers Arbeitskreis hatte sich Bärbel Böckle mit dem Konzentrationslager Vaihingen befasst. Obgleich auch hier die Quellenlage „denkbar ungünstig“887 war und, so Böckle, viele Fragen offen bleiben mussten, stellten ihre Forschungen auch in diesem Fall die erste wissenschaftliche Beschäftigung mit dem Außen- bzw. „SS-Kranken- und Erholungslager“ dar, auf denen weitere Arbeiten aufbauen konnten. In Vaihingen an der Enz stießen Böckles Forschungsergebnisse, die 1978 in dem Sammelband veröffentlicht wurden, insbesondere auf Seiten des Stadtarchivs schnell auf reges Interesse; schon 1979 wurde die Originalfassung ihrer Studie in der Schriftenreihe der Stadt publiziert.888 Große Aufmerksamkeit in der (nicht nur lokalen) Öffentlichkeit erlangte das Thema jedoch erst durch die ebenfalls 1979 erschienene autobiografische Erzählung Nacht über dem Tal – Eine Jugend in Deutschland889 von Wendelgard von Staden, die damit den bis heute wohl umfassendsten wie auch außergewöhnlichsten Bericht einer lokalen Zeitzeugin zum KZ Vaihingen vorlegte.

Wendelgard von Staden (* 1925), geb. Freiin von Neurath, Nichte des ehemaligen Reichsaußenministers (1932–1938) und Reichsprotektors von Böhmen und Mähren (1939–1943) Konstantin von Neurath, wuchs in Kleinglattbach bei Vaihingen890 auf, wo ihre Familie ein größeres Anwesen besaß. Nach dem Abitur in Berlin begann sie eine landwirtschaftliche Lehre und kehrte 1944 auf das elterliche Gut zurück. Ein Teil des Anwesens wurde enteignet und dort das KZ Vaihingen errichtet, das somit unmittelbar an das Neurath’sche Gut grenzte. Während das Lager sonst von allen Seiten großflächig abgeriegelt und von der Bevölkerung abgeschirmt war, konnte sich Wendelgard von Neurath bis vor den Steinbruch bewegen und den Aufbau des Konzentrationslagers beobachten. In direkten Kontakt zu den Häftlingen kam die Familie, als angeordnet wurde, Stroh und Lebensmittel an das „Sonderlager“ zu liefern und Häftlinge von der Lager-SS zur Arbeit auf dem Gut der Neuraths abgestellt wurden. Mutter891 und Tochter versorgten die halb verhungerten Gefangenen heimlich mit Lebensmitteln und Medikamenten und konnten erreichen, dass eine Kolonne von etwa dreißig Häftlingen bis zur Evakuierung des Lagers täglich auf dem Hof arbeitete. Dadurch war es möglich, den Männern dauerhaft Hilfe zukommen zu lassen, was einigen Häftlingen möglicherweise das Leben rettete. Wendelgard von Neurath erfuhr dabei durch Gespräche mit Häftlingen auch von den Zuständen und Gräueln im KZ Vaihingen, sie selbst wurde Augenzeugin von Misshandlungen und der Brutalität des Lageralltags und am Steinbruch.892 Diese Erlebnisse hielt die seit 1961 verheiratete von Staden drei Jahrzehnte später in ihrem Buch fest, das ein breites Medienecho über die Region hinaus erfuhr und mittlerweile in mehrere Sprachen übersetzt wurde. Marion Gräfin Dönhoff verfasste das Vorwort, in dem sie ihr Gefühl zum Ausdruck brachte,


noch nie sei so einfach und so greifbar deutlich das unentwirrbare Knäuel von Sein und Schein, von Schuld und Heldentum, Unsinn, Irrtum, Opfer, Verbrechen, Unschuld, Wiedergutmachung dargestellt worden, die jenes Tausendjährige Reich kennzeichneten, so wie wir Älteren es erlebt haben und welches den Jungen wirklich verständlich zu machen, uns wohl nie gelingen wird.893



Ähnlich wurde das Buch von der lokalen wie auch regionalen Presse bewertet. „Ein Buch, das schockt: Vaihingen wird plötzlich mit der Vergangenheit konfrontiert“,894 schrieb die Stuttgarter Zeitung im Anschluss an die Buchvorstellung in Vaihingen; die Vaihinger Kreiszeitung bezeichnete es als „zu Papier gebrachte Vergangenheitsbewältigung“895 und urteilte mit Blick auf die zu Beginn des Jahres 1979 ausgestrahlte Serie Holocaust – Die Geschichte der Familie Weiss:


„Nacht über dem Tal“, ein Buch, zu „Holocaust“-Zeiten erschienen, das aber nicht auf der „Holocaust“-Welle mitreitet und wenig mit dem Film gemein hat. Ein Buch, das in Vaihingen spielt und im Vaihinger Jubiläumsjahr erschienen ist. Keine Feil’sche Historie und keine Idylle, wie der neuherausgebrachte Bildband. Sondern ein wichtiges Buch, vor allem für diejenigen, die das dritte Reich nicht miterlebt haben und auch wissen möchten, was sich in ihrer direkten Umgebung, in Vaihingen, zu dieser Zeit ereignet hat.



In der Region um Vaihingen wurde Wendelgard von Stadens Buch denn auch gerade deswegen durchweg positiv aufgenommen, weil es keine abstrakte historische Abhandlung über NS-Verbrechen darstellt, die sich fernab des eigenen Lebensumfelds der Leser ereignet hatten. Vielmehr handelt es sich um den autobiografischen Bericht einer angesehenen ehemaligen Einheimischen,896 die die Grausamkeiten, welche sich sozusagen vor der Haustür zugetragen hatten, glaubhaft, in einfacher Sprache und sehr persönlich im Zusammenhang mit der eigenen Familiengeschichte beschreibt, dabei aber auch die Sorgen, Ängste und Nöte der lokalen Bevölkerung während des Kriegs nicht unberücksichtigt lässt. Letzteres dürfte entscheidend dazu beigetragen haben, dass ablehnende, empörte Reaktionen und Nestbeschmutzer-Vorwürfe, wie sie andernorts häufig der Fall waren, in Vaihingen ausblieben. Von Staden ließ in ihrer Veröffentlichung ebenso wie in den anschließenden Interviews und Veranstaltungen keinen Zweifel daran, dass die Ortsbevölkerung nicht habe wissen können, was es mit dem „Sonderlager“ auf sich hatte. Ihr Bericht wurde daher zu keinem Zeitpunkt als Schuldvorwurf gegen die Einheimischen interpretiert. Im Gegenteil merkte Staden selbst an, dass die Kollektivschuld-Vorwürfe, denen sie sich im Ausland immer wieder konfrontiert gesehen habe, sie erst dazu veranlasst hatten, das Buch zu schreiben, um zu einem „differenzierteren Bild“897 beizutragen.

Überzeugte bzw. ideologisch gefestigte Nationalsozialisten innerhalb der örtlichen Zivilbevölkerung kommen dabei im Buch kaum vor. Lediglich in einer Passage, in der von Staden den ekstatischen Empfang des „Führers“ 1937 in Stuttgart präzise beschreibt,898 erscheint der Nationalsozialismus kurzzeitig als Massenbewegung. Derartige Beobachtungen fehlen hingegen für die Kriegsjahre gänzlich. Grosso modo bewegen sich die Wahrnehmungen und Einstellungen der Lokalbevölkerung in Bezug auf das Konzentrationslager in von Stadens Darstellung ausschließlich zwischen Unkenntnis, Angst und Empathie mit den Gefangenen:


Im Dorf betrachteten sie mit gemischten Gefühlen den Zug von Häftlingen, der jeden Morgen zu uns kam. „Das sind aber arme Teufel“, sagte die Frau Seizinger […]. Die eine oder andere Frau steckte ihnen etwas zu, wenn sie durch die obere Gasse hinauszogen. Die Familien, deren Sohn in Rußland in Gefangenschaft war, hatten Angst, auch er könnte so daherkommen wie diese Gefangenen. Doch sie verstanden nicht, warum meine Mutter das Arbeitskommando hatte. Das Lager konnten sie nicht sehen, denn sie durften nicht mehr auf die angrenzenden Äcker. Man hatte sie abgesperrt. Und die Transporte mit neuen Häftlingen kamen in der Nacht an. Daß der Zug zur alten Lehmgrube immer länger wurde, daß es siebzig, achtzig Tragbahren waren, die morgens dorthin getragen wurden, das konnte nur der sehen, der den Weg ins Wäldchen gehen durfte. Und das waren nur wir. Im Dorf wußte man, daß da drunten im Täle das Lager war, aber viel mehr wußte man nicht.899



Nacht über dem Tal bewirkte damit einen nicht zu unterschätzenden, die weiteren Entwicklungen prägenden Wandel der Rezeption des KZ Vaihingen. Nicht nur, dass die Veröffentlichung dazu beitrug, der lokalen Öffentlichkeit die einstige Existenz des Lagers überhaupt erst in Erinnerung zu rufen (die Stuttgarter Zeitung führte aus, dass bis dato vielen Bürgern nicht einmal bekannt gewesen sei, „was es mit dem kleinen ‚Ehrenfriedhof‘ bei Kleinglattbach für eine Bewandtnis“900 habe), und bisher unbekannte Einzelheiten ans Licht brachte. Auch legte die zurückhaltende bis positive Darstellung der damaligen Ortsbevölkerung, zusammen mit den Schilderungen des selbstlosen Einsatzes der Neuraths für die Häftlinge, den Grundstein für die Bereitschaft der lokalen Öffentlichkeit, sich mit dem Thema zu befassen.

Ohne Zweifel stellt Wendelgard von Stadens Erzählung einen bedeutenden Zeitzeugenbericht dar, da er am Beispiel des KZ Vaihingen aus der Perspektive einer schwäbischen Zivilistin einen erschütternden Einblick in ein KZ-Außenlager der Jahre 1944/45 in Deutschland verschafft. Dass das Buch – wie von Gräfin Dönhoff in der Stuttgarter Zeitung behauptet – den jüngeren Generationen ein Bild vom Kriegsalltag in Deutschland oder gar der nationalsozialistischen Gesellschaft (bei Gräfin Dönhoff umschrieben als „das unentwirrbare Knäuel von Sein und Schein, von Schuld und Heldentum, Unsinn, Irrtum, Opfer, Verbrechen, Unschuld“) zu vermitteln in der Lage war, muss allerdings infrage gestellt werden. Denn die deutsche Bevölkerung der Vorkriegszeit bleibt weitgehend außen vor und tritt ab 1939 fast nur noch als Leidtragende des Krieges in Erscheinung – ganz so, als habe es die Sehnsucht nach der „Volksgemeinschaft“ nie gegeben. So ist Staden sicherlich mitnichten eine Verharmlosung in ihren Schilderungen des KZ Vaihingen zu unterstellen, wohl aber eine allzu pauschale Freisprechung der deutschen (und insbesondere lokalen) Bevölkerung von jeglicher Schuld für die nationalsozialistischen Verbrechen durch eine strikte Unterscheidung zwischen NS-Regime und Gesellschaft. Genau dies dürfte allerdings der Grund gewesen sein, warum Stadens Buch auch und insbesondere von Zeitgenossen große Anerkennung erfuhr. Nimmt man Dönhoffs Würdigung, der Bericht beschreibe das „Dritte Reich“ so „wie wir Älteren es erlebt haben“, beim Wort, muss die jüngere Leserschaft bei der Lektüre zu dem Schluss kommen, dass es sich bei der deutschen Bevölkerung der Jahre 1933 bis 1945 um eine lediglich verführte, irregeleitete Masse gehandelt habe, die von den politischen Führern in einen Krieg hineingezogen worden sei.901 Dieser sei eigentlich erst mit dem Russlandfeldzug ernst geworden und habe schließlich Tod und Verderben über Deutschland gebracht.902 Dass es Konzentrationslager, Arbeitslager und Sonderlager gab, sei zwar bekannt gewesen, doch habe niemand wissen können, was dort wirklich geschah, da sie in strenger Abgeschiedenheit von der Bevölkerung errichtet worden seien.

Gräfin Dönhoffs Charakterisierung des Erinnerungsberichts als Lehrbuch für die jüngeren Generationen ist daher hinzuzufügen, dass es mindestens in demselben Maße ein Buch für von Stadens deutsche, nichtjüdische, nichtverfolgte Zeitgenossen war, deren retrospektiven Wahrnehmungen des Nationalsozialismus sich in Nacht über dem Tal zu weiten Teilen widerspiegeln. Mehr noch, bieten Irmgard und Wendelgard von Neurath, die sich selbst in Gefahr brachten, um KZ-Häftlingen zu helfen, den Lesern die Möglichkeit einer positiven Identifikation und können als lokales Beispiel ziviler Widerständigkeit gelesen werden. Die wenigen Bürger, die über das Konzentrationslager Bescheid wussten, so eine der Botschaften zwischen den Zeilen, hätten zumindest Mitleid mit den Häftlingen gehabt oder sich gar bemüht, sie zu unterstützen. Dass ein solches Erzählmuster die Hilfsbereitschaft der Lokalbevölkerung deutlich überbewertet,903 dürfte erheblich zur breiten positiven Rezeption des Buchs beigetragen haben.

Insgesamt erlangte das KZ Vaihingen im gesamten Jahr 1979 erstmals größere öffentliche Aufmerksamkeit in der Stadt und der Region. Bereits im März hatte eine 11. Klasse des Vaihinger Friedrich-Abel-Gymnasiums eine kleine Ausstellung zur Holocaust-Serie und zum KZ Vaihingen erstellt.904 Nach dem Erscheinen von Böckles Studie in der Schriftenreihe der Stadt, sowie der Veröffentlichung Stadens nebst Presseberichten, erschien ein weiterer Artikel über das Konzentrationslager, verfasst von Manfred Scheck, in der Jubiläumsausgabe der Vaihinger Kreiszeitung.905 Darüber hinaus veranstaltete der Kreisverband der IG Metall seine jährliche Gedenkfeier am Antikriegstag in diesem Jahr auf dem Vaihinger KZ-Friedhof und stellte das Lager thematisch in den Mittelpunkt.906

In den beiden folgenden Jahren schien das öffentliche Interesse an der Geschichte des KZ Vaihingen wieder zu abzuebben. Zwar veranstalteten der SPD-Ortsverein und der Vaihinger Bläserkreis weiterhin Gedenkfeiern am Volkstrauertag, doch beteiligten sich in diesen Jahren weniger Bürger daran als zuvor; 1981 bezeichnete die Vaihinger Kreiszeitung die Besucherzahl als „niederschmetternd“.907 Nur zwei Tage später zeigte sich jedoch ein gänzlich anderes Bild. Der Bläserkreis unter der Leitung des Lokalhistorikers, Gymnasiallehrers und SPD-Stadtrats Manfred Scheck hatte den niederländischen KZ-Überlebenden Floris B. Bakels nach Vaihingen eingeladen, um aus seinem Buch „Nacht und Nebel“908 zu lesen, das 1979 in deutscher Übersetzung erschienen war.909 Der promovierte Jurist und gläubige Christ Bakels (1915–2000) hatte sich nach der deutschen Besetzung der Niederlande dem Widerstand angeschlossen und wurde 1942 von der Gestapo bei Rotterdam verhaftet. Als „Nacht-und-Nebel-Häftling“ durchlitt er anschließend das Gefängnis Scheveningen, das Durchgangslager Amersfoort, das Kriegswehrmachtsgefängnis Utrecht sowie die Konzentrationslager Natzweiler, Dachau, Dautmergen sowie vier Monate Vaihingen, bevor er die Befreiung in Dachau erlebte.

Seine Rückkehr nach Vaihingen 1981 anlässlich seiner Lesung in der ehemaligen Peterskirche bildete die erste direkte Begegnung der lokalen Bevölkerung mit einem Überlebenden des Lagers. Mehr als 200 Personen nahmen an der Veranstaltung teil,910 darunter auch Wendelgard von Staden, die später im von der EKD herausgegebenen Deutschen Allgemeinen Sonntagsblatt einen eindrücklichen Bericht über die Lesung veröffentlichte.911 Darin skizzierte sie den Vortrag Bakels und beschrieb die Reaktionen des Publikums: das Entsetzen in den Gesichtern angesichts des gerade Gehörten, die Stille im Saal nach Ende der Ausführungen des Gasts sowie die darauf folgenden interessierten Nachfragen. Unterbrochen werden diese Schilderungen durch einen Absatz, in dem von Staden den Lesern erneut verdeutlicht, dass die Einheimischen damals vom Innenleben des Konzentrationslagers nichts hätten wissen können und ohnehin außer Stande gewesen seien, in größerem Umfang Hilfe zu leisten. Hatte bereits die Vaihinger Kreiszeitung in ihrem Artikel über die Veranstaltung den Fokus auf die Bereitschaft Bakels’ zur Aussöhnung und Verständigung gelegt, so erachtete von Staden bezeichnenderweise jenen Moment als den Höhepunkt des Abends, in dem der ehemalige KZ-Häftling sich weigerte, etwas Negatives über das Deutschland des Jahres 1981 zu sagen. So schildert die Autorin Bakels’ Reaktion auf die Frage aus dem Publikum, ob die Bundesrepublik denn angesichts der staatlichen Repressionen gegen die Demonstranten an der geplanten Startbahn West des Frankfurter Flughafens nicht ebenso ein Polizeistaat sei:


Herr Bakels nahm seine Brille ab und sah nachdenklich ins Publikum. Dann sagte er sehr langsam: „Ich bin ein holländischer Bürger, wissen Sie. Nie würde ich mir erlauben, ein Urteil über die Politik eines anderen Staates zu fällen.“ Der Holländer hatte die Zuhörer gewonnen. Sie standen auf und klatschten, als er langsam den Kirchgang hinunterging und in der Nacht verschwand.



Drei Monate nach dem Besuch Floris Bakels’ gab die linksalternative Stattzeitung Vaihinger Löwenzahn, nach eigenen Angaben mit einer Auflage von 2503 Exemplaren, einen mehrseitigen Sonderteil mit dem Titel Vergessener Tod hinter Stacheldraht und Mauern – NS-Gefängnis und KZ in Vaihingen/Enz heraus, der sich mit der ehemaligen Haftanstalt im Schloss Kaltenstein,912 dem KZ-Außenlager sowie am Rande auch mit dessen „Nebenlager“ in Unterriexingen befasste. Die darin enthaltenen Beiträge zum KZ Vaihingen stützten sich vor allem auf die Publikationen Bakels’, von Stadens und Böckles, auf Quellenmaterial aus dem Archiv der Zentralen Stelle Ludwigsburg (Zeugenaussagen von Einheimischen aus der Nachkriegszeit), auf das Buch A la mémoire de … Témoignage913 des ehemaligen Häftlings Joseph Henri de la Teyssonière sowie wenige weitere Überlebendenberichte unterschiedlicher Provenienz. Die aus zehn Männern zwischen zwanzig und dreißig Jahren bestehende Redaktion erläuterte ihre Motivation, sich mit der lokalen NS-Geschichte auseinanderzusetzen folgendermaßen: „Wir möchten […] Betroffene des Hitlerfaschismus selbst zu Wort kommen lassen. Wir glauben und hoffen, daß diese Dokumente und Erlebnisberichte überzeugender wirken und betroffener machen, mehr als abstrakte politische Analysen und Statements.“914 Doch sollte die Beschäftigung nicht auf der Ebene der Betroffenheit stehenbleiben; vielmehr regten die Verfasser eine kritische Reflexion über das Zustandekommen, das Wesen sowie das Nachleben des „Dritten Reichs“ sowie über Schuld und Verantwortung an. So wurde die Frage gestellt, was denn von der Generation der Eltern und Großeltern zu halten sei, wenn man sie an dem Satz „Wo Recht zu Unrecht wird, wird Widerstand zur Pflicht“ messe. Dabei bezogen sich die Autoren nicht explizit und ausschließlich auf Vaihingen und das dortige Konzentrationslager, sondern auf die deutsche Gesellschaft der Jahre 1933 bis 1945 im Ganzen:


Alles was unsere heutige Generation noch davon erfährt, wie sich Menschen im Dritten Reich zur Einrichtung von KZs oder zu den Judenverfolgungen stellten, ist: „Wir haben davon nichts gewußt“ oder „Wir waren sowieso dagegen“. In Betrachtung der Fakten ist das lächerlich.915



Und weiter:


Wir sehen […] in dem Menschen dieser Zeit eine seltsame Vermischung von Feigheit, Angst, Bequemlichkeit, Gleichgültigkeit bis zu Zustimmung und Begeisterung und hören gleichzeitig von dem grausamen KZ-Wärter, der privat der gütigste und menschlichste Familienvater sein konnte. Wenn wir also nicht begreifen können, welche Haltung den Faschismus hauptsächlich getragen hat, so können wir doch behaupten, daß die Leute gewußt haben, worauf sie sich mit der NSDAP einlassen.



Von diesen Ausführungen wurde sodann der Bogen geschlagen zu aktuellen Gefahren wie der nuklearen Aufrüstung oder dem Welthunger, die „nach den gleichen Mustern verdrängt“ würden wie die „Konsequenzen“ des Nationalsozialismus. Dementsprechend gelte es, aus dem Verhalten der Menschen im Nationalsozialismus, das die Konzentrationslager erst ermöglicht habe, die Lehren zu ziehen und aktuellen Gefahren entgegenzutreten, anstatt sie zu verdrängen. Die Aufarbeitung der Geschichte des KZ Vaihingen, die, so die Autoren, jahrzehntelang ausgeblieben sei und noch immer erst am Anfang stehe, müsse daher auch als ein Lernprozess für die Zukunft gesehen werden: „Sicher, es ist ein dunkles Kapitel in der Vaihinger Geschichte, aber es könnte das lehrreichste sein.“916 Die Veranstaltung mit Floris Bakels habe gezeigt, dass in der Bevölkerung großes Interesse an der Geschichte bestehe und die Zeit nun günstig sei, die NS-Geschichte der Stadt weiter aufzuarbeiten. Die Redaktion appellierte an die Stadtverwaltung sowie die interessierte Leserschaft, sich daran zu beteiligen, und skizzierte Möglichkeiten einer weiteren Beschäftigung: Gesprächs- und Informationsveranstaltungen mit ehemaligen Häftlingen, eine Ausstellung zum Vaihinger Alltag im Nationalsozialismus, Zeitzeugengespräche, Besichtigungen des ehemaligen KZ-Geländes, die Erstellung einer Broschüre sowie die Erarbeitung von Unterrichtsmaterialien zum Thema.

Über den Verbreitungsgrad der Löwenzahn-Ausgabe sowie die öffentlichen Reaktionen darauf lassen sich keine Hinweise finden. So ist letztlich nicht zu sagen, ob trotz oder gerade wegen des eindringlichen Appells eine weitere Beschäftigung mit der NS-Geschichte in den Monaten unmittelbar nach der Veröffentlichung der Stattzeitung ausblieb. Auch die Zeitung selbst, die im Schlussteil der Sonderausgabe angekündigt hatte, sich darum zu bemühen, „Personen und Kreise“ zur Mitarbeit am Thema zu gewinnen, trat diesbezüglich nicht mehr in Erscheinung.

Anders als in anderen Orten verschwand die Geschichte des Konzentrationslagers in Vaihingen jedoch nie für einen längeren Zeitraum völlig aus dem öffentlichen Bewusstsein, was vor allem dem Engagement Manfred Schecks, dem Interesse des Stadtarchivs, der durchweg offenen Haltung des Oberbürgermeisters Heinz Kälberer (Freie Wähler),917 den immer zahlreicher werdenden Kontakten zu ehemaligen Häftlingen sowie einer weiteren Forschungsarbeit zu verdanken war.

Ende 1982 nahm der Überlebende Jules Schelvis918 Verbindung zur Stadt auf. Etwa zur selben Zeit entstand der Kontakt zum ehemaligen Revierältesten des KZ Vaihingen, Hanns Grosspeter, dessen ebenso eindrücklicher wie schonungsloser Erinnerungsbericht „Mit dem Rücken zur Wand“ zwischen August und Oktober 1983 als Reihe in der Vaihinger Kreiszeitung und später in einem Beiheft zur Schriftenreihe der Stadt erschien.919 Im selben Jahr nahm Grosspeter als Hauptredner an der jährlichen Gedenkfeier des Bläserkreises auf dem KZ-Friedhof teil und berichtete in einer Abendveranstaltung über seine fast sechsjährige KZ-Haft. Wenngleich laut Scheck Grosspeters Artikelserie vor Ort „wochenlang ein Gesprächsthema“920 war und die „Aufarbeitung des Geschichte des Vaihinger Lagers“ im Jahr 1983 „einen bis dahin nicht gekannten Höhepunkt“ erreichte, kamen (in völligem Gegensatz zu den bisherigen Lesungen mit von Staden und Bakels) lediglich neun Personen zu der öffentlichen Gesprächsrunde mit dem ehemaligen Häftling.921 Ein Vaihinger Teilnehmer bezeichnete den Abend in einem Leserbrief dennoch als „eine Sternstunde in den kulturellen Veranstaltungen dieser Stadt“922 und regte an, Grosspeter in Schulen einzuladen, da Geschichte nicht eindringlicher und lebendiger vermittelt werden könne. In Bezug auf die ernüchternde Besucherzahl der Veranstaltung sowie den Umgang der lokalen Bevölkerung mit der Geschichte des Konzentrationslagers kommentierte er außerdem:


Gar manchem hätte es gut getan, von Hanns Grosspeter zu erfahren, daß Vergangenheitsbewältigung eine Folge von Erkenntnisschritten meint: erinnern, wiederholen, durcharbeiten, nicht mit heuchlerischer Zerknirschung und weinerlichem Getue, sondern mit wachem Verstand und der Bereitschaft, das leisten zu wollen, was Alexander Mitscherlich als elementare Grundvoraussetzung jeglicher Vergangenheitsbewältigung bezeichnet hat: Trauerarbeit.923



Unter den Teilnehmern des Gesprächsabends befand sich auch der sechzehnjährige Realschulabsolvent Bernd Martin aus Tamm (bei Ludwigsburg), der in den Wochen zuvor für Schlagzeilen gesorgt hatte, nachdem er im Geschichtswettbewerb des Bundespräsidenten zum Thema Alltag im Nationalsozialismus und in der Nachkriegszeit für seine Arbeit über das KZ Vaihingen mit dem 3. Preis ausgezeichnet worden war.924 Die Schülerarbeit Mein Blick in eine dunkle Vergangenheit lieferte abermals neue Erkenntnisse über die Geschichte des Lagers und brachte damit die Forschung ein weiteres Stück voran. Martins „Spurensuche“ in Vaihingen hatte im Oktober 1982 mit einem Besuch des KZ-Friedhofs begonnen, der den Jugendlichen offenbar emotional stark berührte925 und sein Interesse geweckt hatte, genaueres über das KZ Vaihingen zu erfahren. Im Stadtarchiv wurden ihm die Bücher von Floris Bakels und Wendelgard von Staden sowie die Arbeit von Bärbel Böckle und die genannte Löwenzahn-Ausgabe vorgelegt bzw. empfohlen, deren Lektüre ihn zunächst zweifeln ließ, ob er mehr herausfinden könne, als ohnehin schon bekannt war. Er schrieb daher Wendelgard von Staden in Washington an, die ihm Adressen von in den USA lebenden ehemaligen Häftlingen vermittelte und sich bei einem Besuch in Deutschland zu einem Gespräch mit ihm traf. Weitere Informationen sowie die Adressen von Floris Bakels und Trygve Bratteli926 erhielt er von Manfred Scheck. So konnte Martin in der Folge Briefwechsel mit zehn ehemaligen Vaihingen-Häftlingen führen, die bereit waren, seine Fragen zu beantworten und über das Lager zu berichten. Parallel zur Vorbereitung auf seine Prüfungen zur Mittleren Reife arbeitete er sich immer tiefer in das Thema hinein und rekonstruierte die Geschichte des KZ Vaihingen insbesondere anhand dieser Erinnerungsberichte – in einem für eine Schülerarbeit außerordentlichen Umfang von 87 Seiten zuzüglich 170 Seiten Dokumentation. Die Studie wurde zwar in dieser Form nie publiziert, doch konnte Martin später einen Beitrag in der Schriftenreihe der Stadt Vaihingen an der Enz veröffentlichen.927

Zum vierzigsten Jahrestag des Kriegsendes zeigte das Stadtarchiv 1985 eine – maßgeblich von Manfred Scheck erarbeitete – kleine Ausstellung zur letzten Kriegsphase, der Befreiung und Nachkriegszeit Vaihingens, in der auch das KZ-Außenlager behandelt wurde. An der Gedenkfeier zur Erinnerung an die Befreiung des Lagers sowie an Veranstaltungen zum Thema nahmen auch zehn ehemalige Häftlinge aus Deutschland, Frankreich und den USA teil, die erstmals von der Stadt Vaihingen an der Enz eingeladen worden waren.928

Der Grundstein für die spätere Initiative KZ-Gedenkstätte Vaihingen/Enz e. V. wurde Anfang 1988 gelegt, als der GEW-Kreisverband Ludwigsburg im Nachgang einer im Vorjahr durchgeführten „alternativen Kreisrundfahrt auf den Spuren des Dritten Reichs“929 in einer Erklärung die Errichtung einer Gedenkstätte forderte. Dabei nahm die Gewerkschaft Bezug auf Äußerungen des baden-württembergischen Kultusministers Gerhard Mayer-Vorfelder, der im Landtag die Notwendigkeit betont hatte, „daß unsere Lehrpläne darauf ausgerichtet sind, daß regionale und lokale Gedenkstätten für die Opfer der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft als Anknüpfungspunkte verwendet werden“, da die „unmittelbare Begegnung weitaus mehr bewirkt als ein theoretisierender Unterricht“. Zwar existierten im Landkreis bereits mehrere Gedenk- und Erinnerungsorte, doch sei dort, so die GEW, die Möglichkeit einer solchen unmittelbaren Begegnung mit der Geschichte aktuell kaum gegeben, weshalb es notwendig sei, einen dieser Gedächtnisorte entsprechend zu erweitern.


Denkbar wäre z. B. die Rekonstruktion einer KZ-Baracke und eines Innenraums, darin die Ausstellung von Originaldokumenten, Fotos, Filmaufnahmen u. ä. Der KZ-Friedhof Vaihingen wäre hierzu besonders geeignet, da darüber am meisten Unterlagen existieren und auch noch ein Barackenfundament erhalten ist.



Ein erstes Treffen zur Besprechung dieser Vorschläge fand Mitte Oktober 1988 auf Einladung des Ditzinger Lehrers und Grünen-Kreisrats Jörg Becker in Vaihingen an der Enz statt, bei dem sich die Anwesenden einig waren, dass „eine Ausstellung als ständige Mahnung die geeignete Form der Auseinandersetzung mit der jüngsten, grausamen Vergangenheit wäre“.930 Bereits kurze Zeit später wurde die Angelegenheit im Vaihinger Gemeinderat behandelt, der sich gleichfalls dafür aussprach, auf dem erhalten gebliebenen Fundament einer Baracke des Konzentrationslagers eine Gedenkstätte zu errichten – offen blieb lediglich die entscheidende Frage, in welcher Form bzw. in welchem Umfang dies realisierbar sei. Der Gemeinderat billigte 70 000 DM für eine „kleine“931 Gedenkstätte zu, die GEW favorisierte dagegen eine für den gesamten Landkreis stehende größere Einrichtung mit Gedenkstätte, Ausstellungshalle, Vorplatz und Zugang zum Stollen. Ein von Oberbürgermeister Kälberer in Auftrag gegebener Kostenvoranschlag für eine derartige „große Lösung“ belief sich auf 509 000 DM,932 was alleine aus städtischen Mitteln nicht zu finanzieren war.

Sowohl Kälberer als auch der Initiativkreis, bestehend aus GEW, DGB, VVN, Jörg Becker und dem Pädagogisch-Kulturellen Centrum Ehemalige Synagoge Freudental (PKC), wandten sich daher an Landrat Ulrich Hartmann. Dieser sah zwar kaum eine Möglichkeit einer finanziellen Beteiligung des Landkreises in Höhe von über 430 000 DM, brachte die Forderung aber im Kreistagsausschuss ein und lud im Spätsommer 1989 die genannten Organisationen und Personen sowie Kreisarchivar Thomas Schulz, Manfred Scheck, den Vaihinger Stadtarchivar Lothar Behr und (als einzigen Vertreter von außerhalb des Landkreises) den Vorsitzenden des Ulmer Dokumentationszentrums Oberer Kuhberg, Hans Gasparitsch933 zur Gründung einer informellen Arbeitsgruppe unter der Leitung von Ludwig Bez (PKC) ein.934

Die Besprechungsteilnehmer sprachen sich einhellig für die „große Lösung“ aus und schlugen vor, dass der Landkreis das Vorhaben in zwei Etappen finanziell fördern solle. Zusätzliche Zuschüsse sollten von anderen Stellen eingeworben werden. Die Stadt Vaihingen an der Enz solle hierzu einen Antrag stellen, wenn die Arbeitsgruppe eine stichhaltige Konzeption erarbeitet habe.935 Ein solches Konzept ging Kälberer Ende November zu, nachdem die AG (nun offiziell als Initiativkreis firmierend) die bisherigen Vorschläge überarbeitet hatte.936 Darin wurde festgehalten, dass sich die künftige Gedenkstätte sowohl als Ort der Betroffenheit an historischer Stätte als auch als Lernort verstehen solle, an dem neben der nationalsozialistischen Judenverfolgung und der Geschichte des Konzentrationslagers Vaihingen an der Enz (mit Nebenlager Unterriexingen) auch die Spuren jüdischen Lebens im Landkreis vor 1933 dokumentiert werden sollten. Als Standort wurden die Fundamente einer ehemaligen Baracke des KZ Vaihingen festgelegt, auf denen ein barackenähnliches Gebäude mit Vorplatz errichtet werden solle; darüber hinaus müsse der Weg zum KZ-Friedhof sowie der Zugang zum Stollen ausgebaut werden. Das Konzept enthielt somit drei Hauptbausteine, denen jeweils eine spezifische Funktion zugeschrieben wurde: die Gedenkstätte als Ort der Dokumentation, den Stollen als Ort der Betroffenheit durch „Authentizität“ sowie den Friedhof als Ort der Trauer und Besinnung. Der Initiativkreis erklärte sich bereit, die inhaltliche Gestaltung der Gedenkstätte unter der Leitung des Archivs mit vorzubereiten. Darüber hinaus wurde vorgeschlagen, hinsichtlich der didaktischen Gestaltung Kontakt zur Pädagogischen Hochschule Ludwigsburg aufzunehmen.

Der Stadtteil- sowie der Sozial- und Kulturausschuss des Vaihinger Gemeinderats stimmten dem Konzept einstimmig zu, unter der Prämisse, dass die Trägerschaft und Gesamtfinanzierung des Vorhabens (abzüglich der von der Stadt zugesagten 70 000 DM) vom Landkreis Ludwigsburg übernommen werde.937 Aufgrund der hohen Kosten sah Landrat Hartmann den Kreis hierzu jedoch nicht in der Lage. Auch die Mitglieder des Kreistags begrüßten das Projekt zwar grundsätzlich, forderten die Initiatoren aber auf, die Konzeption nochmals zu überarbeiten, einen detaillierten Finanzierungsplan zu erstellen und die Trägerschaft anderweitig zu klären.

Kurzum: Das Vorhaben der Errichtung einer kreisweiten Gedenkstätte wurde von allen Seiten unterstützt, doch fehlte es an den finanziellen Mitteln. Der Initiativkreis sah sich daher Mitte des Jahres 1990 gezwungen, das Projekt auf eine breitere Basis zu stellen, und beschloss die Gründung eines Trägervereins, um in den umliegenden Kommunen, bei regionalen Organisationen, Parteien, Kirchen, Firmen und Einzelpersonen für die Gedenkstätte zu werben und Spendengelder zu sammeln sowie Fördergelder bei Stiftungen beantragen zu können.938 In den folgenden Monaten wurde der Satzungsentwurf sowie eine Broschüre über das KZ Vaihingen und die Gedenkstättenplanungen erarbeitet, eine Exkursion zur Gedenkstätte Eckerwald durchgeführt und eine Kreisrundfahrt für die Mitglieder des Kultur- und Sozialausschusses des Kreistags zu Gedächtnisstätten für die Opfer des Kreises Ludwigsburg vorbereitet.939 Der Historiker und Geschichtsdidaktiker Peter Knoch (PH Ludwigsburg) erklärte sich außerdem bereit, mit seinen Studierenden die Gedenkstättenkonzeption pädagogisch zu betreuen.940

Während die Planungen zur Vereinsgründung zunächst überwiegend abseits der öffentlichen Wahrnehmung verliefen, sorgte im Herbst 1990 ein antisemitischer Anschlag für Entsetzen in der Region und darüber hinaus: In der Nacht vom 13. auf den 14. Oktober schändeten Neonazis die KZ-Friedhöfe in Vaihingen an der Enz und Markgröningen-Unterriexingen. Dabei wurden in Vaihingen 138 Grabsteine mit Hakenkreuzen, SS-Runen und Parolen beschmiert oder aus dem Boden gerissen, das Mahnmal sowie die Friedhofsmauer beschädigt und – ebenso wie in Unterriexingen – einige herausgerissene Grabsteine in Form eines großen Hakenkreuzes zusammengelegt.941 Die Zerstörungen reihten sich ein in eine Serie antisemitischer und neonazistischer Straftaten in Deutschland, die Ende 1989/Anfang 1990 ihren Anfang genommen hatte und bis zur Jahrtausendwende kaum abriss.942 Allein in Baden-Württemberg wurden zwischen Januar und Oktober 1990 14 jüdische Friedhöfe und Gedenkstätten geschändet,943 das Ausmaß der Verwüstungen war dabei in Vaihingen und Unterriexingen am größten.

Die evangelischen und katholischen Kirchengemeinden der Umgebung veranstalteten wenige Tage später einen „Schweige-Sternmarsch“ zum Vaihinger KZ-Friedhof, an dem sich über 1000 Bürger beteiligten. Auf der anschließenden Gedenkfeier mahnte Oberbürgermeister Kälberer, die Erinnerung an die nationalsozialistischen Verbrechen auch vor Ort dauerhaft aufrecht zu erhalten und aus der deutschen Geschichte die Lehre zu ziehen, dass es die Pflicht aller Bürger sei, Demokratie, Toleranz und Menschenrechte zu verteidigen. Die Bietigheimer Zeitung zitierte das Stadtoberhaupt:


„Betroffenheit und Bestürzung sind ehrlich empfunden in diesen Tagen. Aber unterliegen wir nicht der Gefahr, wenn die Spuren der Verwüstung wieder beseitigt sind, daß wir zur Tagesordnung übergehen?“ Wenn diese Gedenkstunde einen wirklichen Sinn über den Tag hinaus haben solle, so Kälberer, dann genüge es nicht, Betroffenheit und Bestürzung vorübergehend zu zeigen. Den Kindern und den jungen Menschen müsse erklärt werden, warum diese Tat betroffen mache. „Wir müssen ihnen am Beispiel dieser Konzentrationslager und dieser schändlichen Tat erklären, warum es sich lohnt, sich für unseren freiheitlichen, demokratischen Staat einzusetzen. Warum es sich lohnt, dafür zu kämpfen. Wir müssen das tun, die Vaihinger und die Unterriexinger Bürger.“944



In der Tat erklärten sich, so ist den Presseberichten der Monate Oktober und November zu entnehmen, viele Bürger bereit, ihren Teil dazu beizutragen, indem einige Privatpersonen und Schulklassen anboten, sich an der Säuberung und Instandsetzung der KZ-Friedhöfe zu beteiligen. Dementsprechend war der Zuspruch zu den nun bekanntgegebenen Plänen zur Errichtung einer KZ-Gedenkstätte ausgesprochen groß, bot sich hier doch die Möglichkeit, den Worten des Oberbürgermeisters Taten folgen zu lassen. An der öffentlichen Gründungsversammlung des Vereins Initiative Gedenkstätte KZ Vaihingen/Enz Mitte November nahmen mehr als hundert Bürger teil. Mit der Vereinsgründung begann eine längere Phase der Ausarbeitung, Konzepterstellung und – vor allem – der Mitteleinwerbung für die künftige Gedenkstätte.945


Mosbach (Neckarelz) und Obrigheim/Aglasterhausen (Asbach)

Zum KZ Neckarelz und seinen Nebenlagern sind keine Arbeiten aus Herwart Vorländers Ludwigsburger Seminargruppe bekannt. Doch geht die öffentliche Beschäftigung in den 1980er-Jahren mit dem Rüstungsverlagerungsprojekt „Goldfisch“ und den hierfür errichteten KZ-Außenlagern ebenfalls auf die Examensarbeit eines Lehramtsstudenten zurück. Der Mosbacher Michael Schmid legte 1983 an der Universität Heidelberg seine Zulassungsarbeit vor, in der er das KZ-Außenlager Neckarelz, seine „Entstehung und Bedeutung unter besonderer Berücksichtigung der kriegswirtschaftlichen Bedingungen und der Funktionserweiterung der Konzentrationslager“946 erforschte. Der GEW-Kreisverband veranstaltete noch im selben Jahr gemeinsam mit Schmid eine öffentliche Exkursion zu den „vergessenen“ Orten der „Neckarlager“ und wiederholte diese Besichtigungsfahrten in den folgenden Jahren mehrmals. Hierdurch wurde deren Geschichte erstmals einer breiteren Öffentlichkeit bekannt, wenngleich sich die Teilnahme anfangs weitgehend auf einige jüngere, politisch aktive, linke Lehrer beschränkte, die in vielen Fällen nach Mosbach zugezogen waren.947

An einer dieser Exkursionen nahm im November 1983 auch der Lehrer Wolfgang Blatter teil, der das Thema anschließend in seinen Geschichtsunterricht an der Mosbacher Kreisgewerbeschule einbettete. Zu Beginn des Schuljahres 1984/85 führte er mit seinen Schülern selbst eine Exkursion durch, wobei auch der Standort des ehemaligen Außenlagers Asbach aufgesucht wurde. In dem abgelegenen Daudenzeller Wald auf der Gemarkung zwischen Obrigheim und Aglasterhausen erinnerte auf den ersten Blick nichts mehr an das Konzentrationslager; an einigen Stellen waren jedoch Barackenfundamente auszumachen. Blatter schilderte die damaligen Reaktionen seiner Klasse vor wenigen Jahren in einer Gedenkrede:


Dann kam es, dass die Schüler hier ausgeschwärmt sind und nach Überresten des Lagers suchten. Dann fragten einige: Warum weiß niemand von diesem Lager? Warum gibt es hier keine Information, kein Hinweisschild? Da ist ja alles zugewuchert! Und auch die Idee: Könnten wir die Überreste mal ordentlich freilegen?948



In der folgenden Unterrichtsstunde wurde die Exkursion nachbereitet, wobei sich zeigte, dass alle 14 Schüler Interesse an einem Geschichtsprojekt „im Grünen“ hatten, bei dem die Barackenreste des Lagers freigelegt werden sollten. Dieses Vorhaben drohte jedoch anfangs an einem Veto der Schulleitung zu scheitern, da sich der Rektor strikt dagegen aussprach. Nach mehreren Gesprächen und Briefen wandte sich Blatter Ende September 1984 erneut an die Direktion der Gewerbeschule und erläuterte den pädagogischen Wert eines solchen Geschichtsprojekts. Dabei bezog er sich direkt auf die Anfang des Jahres vom Kultusministerium neu erlassenen Lehrpläne, die zum Thema Nationalsozialismus u. a. die Behandlung regionaler und lokaler Ereignisse, den Einsatz von Zeitzeugenberichten sowie den Besuch von Gedenkstätten anregten. Blatter argumentierte daher:


Wenn die Schüler über Konzentrationslager in der Umgebung von Mosbach erfahren, evtl. selbst Erkundigungen einziehen und weitervermitteln können, ist dies für die politische Bildung und die emotionale Festigung von Unterrichtseinheiten („Betroffenheit“ s. Lehrplan) viel wertvoller als die theoretische Besprechung des Konzentrationslagersystems.949



Da der Geschichtslehrer außerdem darlegte, dass das Projekt zugleich durch die Befragung von Zeitzeugen und das Verfassen eigener Texte in den Deutschunterricht integrierbar sei und Projektstunden gegebenenfalls auch außerhalb der Unterrichtszeit liegen könnten, willigte die Schulleitung schließlich ein. Nachdem auch die Eltern, die Gemeinde Aglasterhausen und das zuständige Forstamt ihre Zustimmung gegeben hatten, startete das Projekt im Herbst 1984. Dabei begaben sich die 16- bis 17-jährigen Berufsfachschüler im wahrsten Sinne des Wortes auf Spurensuche, indem sie Unterholz beseitigten, kleinere Bäume fällten, Äste und Moos entfernten und Barackenfundamente, Wege und Reste einer Abortanlage freilegten. Die Interviews, die die Jugendlichen mit älteren Bewohnern Asbachs führten, waren dagegen, so Blatter, „wenig ergiebig und auch aus Sicht der Schüler sehr ernüchternd“.950 Zwar erinnerten sich einige Bürger an die „Zebras“, wie die Häftlinge aufgrund der gestreiften Häftlingskleidung genannt wurden; genauere Informationen konnten oder wollten sie jedoch nicht preisgeben, sondern zeigten sich vielmehr verwundert, dass Jugendliche diese vergangene Zeit nun wieder hervorholten.


[image: Images]

„Spurensuche“ im Daudenzeller Wald 1984/85: Jugendliche legen Barackenfundamente des Konzentrationslagers Asbach frei.



Nach Abschluss der Arbeiten im Daudenzeller Wald begann Blatters Klasse außerdem, eine Skizze des ehemaligen Lagergeländes sowie einen Text für eine Informationstafel zu entwerfen. Die Inschrift, welche viele der damals bekannten Informationen über das KZ Asbach beinhaltete, wurde samt Lagerskizze von den Schülern selbst auf einer Kirschholzplatte eingebrannt. In Anwesenheit der Presse, des Aglasterhausener Bürgermeisters Erich Dambach, einiger Lehrer und des stellvertretenden Schulleiters der Gewerbeschule Mosbach wurde die Tafel am 8. Mai 1985, dem vierzigsten Jahrestag der Kapitulation Nazi-Deutschlands eingeweiht.951

Michael Schmid war unterdessen nach Abschluss des Studiums aufgrund seiner aktiven Mitgliedschaft in der DKP der Eintritt in den baden-württembergischen Schuldienst verweigert worden, weshalb er sich weiter in Mosbach mit regionalgeschichtlichen Forschungen zum Nationalsozialismus befasste. 1985/86 war er Mitinitiator des von der Stadt – maßgeblich dank der Unterstützung der Alternativen Liste – finanziell geförderten Arbeitskreises „Mosbach im 3. Reich“, der unter dem Dach der Volkshochschule angesiedelt wurde. Bestand dieser anfangs aus zwanzig bis dreißig Ehrenamtlichen, dezimierte sich die Zahl stark, nachdem drei Untergruppen gebildet wurden und sich die einzelnen Mitglieder zunehmend ihrem spezifischen Thema widmeten.952 Im Zuge der Recherchen rückte immer mehr auch das KZ Neckarelz und die kriegswirtschaftliche Bedeutung des Daimler-Benz-Verlagerungsprojekts ins Blickfeld des Arbeitskreises.953 Gemeinsam mit dem Mosbacher Hauptschullehrer Richard Melling begann Schmid, systematisch weitere Quellen zusammenzutragen und veröffentlichte 1986 einen ersten Aufsatz über das Rüstungsprojekt „Goldfisch“ in den Mitteilungen der Dokumentationsstelle zur NS-Sozialpolitik;954 im Jahr darauf steuerte er einen Beitrag zum bereits erwähnten Daimler-Benz-Buch bei.955

Da im Frühjahr 1986 im Zuge der Bauarbeiten für eine Hochstraße in Obrigheim das von Häftlingen gebaute Kesselhaus des Stollens abgerissen wurde, erachteten es Schmid und Melling als umso wichtiger, noch vorhandene Quellen zu sichern, um zu verhindern, dass auch diese „entsorgt“ werden würden. Innerhalb des „AK Mosbach im 3. Reich“ bildete sich so eine Untergruppe „Geschichte des KZ-Außenkommandos Neckarelz“ heraus, die die lokale Bevölkerung mit Presseartikeln, Büchertischen und Informationsständen über die Geschichte der Neckarlager informierte. Im Oktober 1989 ging sie erstmals mit der Forderung an die Öffentlichkeit, zum fünfzigsten Jahrestag der Errichtung des KZ Neckarelz im März 1994 eine Gedenk- und Dokumentationsstätte einzurichten.956 Schon im Januar 1990 übergab der Arbeitskreis dem Gemeinderat ein dreiseitiges Memorandum für eine KZ-Gedenkstätte.957 Darin wurde ausgeführt, dass die zu schaffende Gedenkstätte zum einen der lokalen Bevölkerung als Ort der Dokumentation wesentlicher Aspekte der letzten Kriegsjahre dienen solle und den umliegenden Schulen die Möglichkeit biete, das Thema Nationalsozialismus im Geschichts- und Sachkundeunterricht greifbar zu machen. Zum anderen sollten sich die Erfahrungen und Wünsche ehemaliger Häftlinge in der Ausstellung spiegeln. Als Standort der Gedenkstätte käme nur der „Ort des Geschehens“, also die ehemalige Volksschule (seit 1977 Clemens-Brentano-Schule) in Betracht; präferiert wurden zwei Räume im Keller des Schulhauses, da diese der „angestrebten Authentizität“ am nächsten kämen und über einen eigenen Eingang verfügten, sodass der Schulbetrieb nicht gestört werde.

Nicht nur in diesem Punkt diente die zu diesem Zeitpunkt im Bau befindliche KZ-Gedenkstätte Mannheim-Sandhofen offenbar als Vorbild; auch die Gestaltung der Neckarelzer Ausstellung sollte sich zunächst an der Mannheimer Konzeption orientieren. Da die Mitglieder des „AK Mosbach im 3. Reich“ die Auseinandersetzungen in Mannheim in den 1980er-Jahren verfolgt hatten, ist außerdem anzunehmen, dass man ähnliche Widerstände aus der Bevölkerung in Neckarelz verhindern wollte, indem diese von Beginn an in die Planungen einbezogen werden sollte, um sich „schon in einem frühen Stadium mit der Entwicklung einer Gedenkstätte identifizieren“ zu können. Eine enge Zusammenarbeit mit den städtischen Ämtern und Verwaltungsstellen wurde zwar ausdrücklich gewünscht, doch betonte der AK in seinem Memorandum, dass die Konzeption der Ausstellung in seinen Händen liegen müsse, da seine Mitglieder über das notwendige historische Wissen, Quellenmaterial und Recherchekenntnisse verfügten und sich bereits mit ausstellungstechnischen Fragen beschäftigt hätten. Zu den Kosten der geplanten Gedenkstätte wurden noch keine konkreten Angaben gemacht, sondern lediglich darauf hingewiesen, dass der AK diese nicht selbst tragen könne und daher auf weitere Unterstützung angewiesen sei.

Der Gemeinderat befasste sich Mitte Mai 1990 in einer nichtöffentlichen Sitzung mit dem Memorandum und gab dem „AK Mosbach im 3. Reich“ die Möglichkeit, sein Vorhaben dort näher zu erläutern. Die Verwaltung sah allerdings „zum gegenwärtigen Zeitpunkt keine Möglichkeiten zur Errichtung einer Gedenkstätte in der Clemens-Brentano-Schule“,958 da in den kommenden Schuljahren mit steigenden Schülerzahlen zu rechnen sei und in diesem Fall Raumknappheit bestehe. Die Angelegenheit wurde daher an den Ausschuss für Schule, Kultur und Sport verwiesen, der sich jedoch in den folgenden zwei Jahren nicht mehr damit befasste. Der Arbeitskreis warb unterdessen mit weiteren Informationsständen, Unterschriftenlisten und Pressemitteilungen, die gelegentlich von der Rhein-Neckar-Zeitung aufgegriffen und veröffentlicht wurden, für sein Anliegen. Stadträtin Christine Denz (Alternative Liste) stellte Ende 1991 den Antrag, dass sich der Gemeinderat zu Beginn des Folgejahres wieder dem Thema widmen und Planungen für eine Gedenkstätte unterstützen möge.959

Die Stadträtin hatte kurz zuvor an einer vom Arbeitskreis organisierten Exkursion zur KZ-Gedenkstätte Mannheim-Sandhofen teilgenommen, worüber auch die Rhein-Neckar-Zeitung berichtete. Das Regionalblatt stellte die Mannheimer Ausstellung vor, schilderte Parallelen zwischen den KZ-Außenlagern in Sandhofen und Neckarelz (Natzweiler-Außenlager, Zwangsarbeit für Daimler-Benz, Unterbringung der Häftlinge in einem Schulgebäude) und informierte die Leserschaft erneut über die Forderung einer Gedenkstätte in Mosbach.960 Der Artikel zog wenige Tage später einen Leserbrief nach sich, dessen Autor nicht nur gegen die KZ-Gedenkstätte Sandhofen polemisierte, sondern sich in der gleichen Weise auch vehement gegen eine solche Ausstellung in Neckarelz aussprach. So bezeichnete der aus Elztal-Auerbach, einer Nachbargemeinde Mosbachs, stammende Leserbriefschreiber Werner W. die Mannheimer Ausstellung (welche er selbst nie besucht hatte, sondern ausschließlich durch Presseberichte kannte) als „das reinste Disneyland für Antifaschisten“961 und „vulgär-historische Geisterbahn“. Eine Thematisierung aktueller Formen „angeblicher Fremdenfeindlichkeit“ in Gedenkstätten lehnte er strikt ab, da dies doch nur dem Zweck politisch motivierter „Gehirnwäsche“ diene und dem Erinnern nicht förderlich sei. Seine Meinung zu den Vorschlägen einer KZ-Gedenkstätte in Neckarelz brachte er sodann deutlich zum Ausdruck:


Deshalb ist zu wünschen, daß der Mosbacher Stadtrat jede offizielle Unterstützung für die sogenannte Dokumentationsstätte in Neckarelz ablehnt. Nicht, weil man Teile der eigenen Stadtgeschichte verdrängen will oder unfähig ist, Trauer über das Geschehene zu empfinden. Vielmehr käme es einer Verhöhnung der Opfer gleich, gewährte die Stadt Mosbach dem geplanten Gruselkabinett mit angeschlossener Umerziehungskolchose auch nur die geringste Förderung. Mosbach braucht keine Bonsai-Ausgabe von Yad Vashem, die lediglich den Zweck hat, ihre Besucher in die Rolle von auf Bewährung freigelassenen Verbrechern zu nötigen.



Nachdem eine andere RNZ-Leserin diesen Leserbrief scharf kritisierte und sich für eine Gedenkstätte in Neckarelz aussprach962 und der „AK Mosbach im 3. Reich“ zu den Vorwürfen Stellung bezogen hatte,963 fühlte sich Werner W. veranlasst, seine Äußerungen in einem weiteren Leserbrief zu verteidigen und zu bekräftigen:


Die beschriebene Deutung des Nationalsozialismus für die Gegenwart empfinden viele Bürger als lähmende Fixierung. Die Anwesenheit Adolf Hitlers bei den entscheidenden Problemen der Tagespolitik, vom Asylrecht bis zu den Waffenlieferungen an Israel, ist Ursache für die neurotische Atmosphäre in diesem Land. Wir starren wie das sprichwörtliche Kaninchen auf den Kadaver einer Schlange, der vor fast einem halben Jahrhundert der Kopf abgeschlagen wurde.



Folglich plädierte er dafür, das Thema Nationalsozialismus endlich den Historikern zu überlassen „und nicht mehr den recht eigennützigen Volkspädagogen“.964

Mit dieser Meinung war der Leserbriefschreiber offenbar nicht allein. Obwohl der Arbeitskreis bereits mehr als zwei Jahre lang Aufklärungsarbeit betrieb und um Unterstützung warb, umfasste die Unterschriftenliste für eine KZ-Gedenkstätte, die im Mai 1992 an Oberbürgermeister Gerhard Lauth (CDU) übergeben wurde, gerade einmal 43 Namen, davon 31 aus Mosbach.965 Wohl vor diesem Hintergrund und aufgrund der Tatsache, dass dem „AK Mosbach im 3. Reich“ die städtischen Zuschüsse inzwischen stark gekürzt worden waren, entschied sich der nur noch aus wenigen Mitgliedern bestehende AK, seine Erinnerungsarbeit auf eine neue Basis zu stellen und einen parteiunabhängigen, für alle Interessierten offenen Trägerverein zu gründen. Oberbürgermeister Gerhard Lauth (CDU) wurde im Juni um Unterstützung gebeten und erläutert, dass es das vornehmliche Ziel des Vereins sein solle, „eine Plattform zu schaffen, auf der über Aufgabe, Gestaltung und Verwaltung der Gedenkstätte gesprochen wird“.966 In dem Schreiben an den Oberbürgermeister fasste der AK außerdem sein Vorhaben und die aktuelle Lage in sieben Thesen für eine Gedenkstätte Neckarelz zusammen. Darin heißt es u. a.:


1.  Die KZ-Außenlager in und um Mosbach sind Teil der Heimatgeschichte, aber dort bisher eher versteckt worden.

2.  Diesen Teil verstecken zu wollen, weckt Verdacht. Diesem sollte sich Mosbach als Schulstadt und Fremdenverkehrsort […] nicht aussetzen.

3.  Offensiv aufkommenden Republikanern oder Neofaschisten inhaltlich entgegenzutreten, heißt Flagge zeigen, heißt für Demokratie auch eine KZ-Gedenkstätte Neckarelz zu befürworten. […]

4.  Frühjahr 1995 ist 50 Jahre danach. Zeit auch in Mosbach ein würdiges Gedenken und Mitgefühl nach langem Zögern zu ermöglichen, wie andere aufgeschlossene Städte auch. Die Zeit drängt, Zeitzeugen sterben, Dokumente gehen für immer verloren.

5.  Eine KZ-Gedenkstätte Neckarelz kostet mehr als die gelegentliche Säuberung einer Bronzetafel. Ein zu gründender Trägerverein kann – zusammen mit der Stadt – den Auf- und Ausbau sowie die Betreuung übernehmen. […]967



Mit dieser Argumentation versuchten die Mitglieder des VHS-Arbeitskreises augenscheinlich zu verdeutlichen, dass es auch aus Sicht der Stadt Mosbach genügend Gründe geben sollte, die Einrichtung einer Gedenkstätte zu befürworten. Mit dem Verweis auf die Rolle Mosbachs als Fremdenverkehrsort wurde indirekt vor einem Imageschaden im Ausland gewarnt, sollte die Stadt sich einer Gedenkstätte zur Erinnerung an die KZ-Opfer verschließen. Auch der Hinweis auf „andere aufgeschlossene Städte“ mahnte, die Stadt nicht als rückständig und geschichtsvergessen zu präsentieren. Der Appell, sich offensiv gegen rechte Tendenzen zu positionieren und die Demokratie zu verteidigen, stand in direktem Bezug zu den Ereignissen der vorangegangenen Monate: dem rassistischen Pogrom in Hoyerswerda im Juli 1991, den pogromartigen Ausschreitungen gegen eine Flüchtlingsunterkunft in Mannheim-Schönau im Mai 1992968 sowie dem Einzug der Republikaner in den Landtag von Baden-Württemberg im April 1992.969

Ob diese Argumente dazu beigetragen haben, dass die Stadt in der Folge die Forderung nach einer KZ-Gedenk- und Dokumentationsstätte nicht länger grundsätzlich abblockte, kann nicht mit Sicherheit gesagt werden. Der Ausschuss für Schule, Kultur und Sport (ASKS) behandelte die Angelegenheit jedenfalls Ende Juni 1992 und erörterte mehrere Optionen, die aber allesamt als – zumindest in absehbarer Zeit – nicht umsetzbar bewertet wurden.970 Die vom Arbeitskreis präferierten Räume unter der Turnhalle der Clemens-Brentano-Schule seien nicht zu entbehren, der alternativ vorgeschlagene Ausbau des Dachgeschosses zu teuer, zumal das Gebäude unter Denkmalschutz stehe. Der ASKS diskutierte daher die Möglichkeiten, die Gedenkstätte in ein langfristig geplantes Heimatmuseum in Neckarelz zu integrieren oder aber im Stadtmuseum Mosbach anzusiedeln. Zu ersterem lagen allerdings noch keine detaillierten Konzepte vor, und im Stadtmuseum Mosbach seien alle Räume belegt.

In der Beschlussvorlage für den Gemeinderat wurde schließlich festgehalten: „Der Ausschuss für Schule, Kultur und Sport stellt fest, daß die Einrichtung einer eigenen Gedenkstätte dem Thema angemessen wäre. Jedoch können die dafür notwendigen Mittel auch in kommenden Jahren nicht aufgebracht werden.“971 Stattdessen wurde die Verwaltung beauftragt, im Jahr 1994 eine Sonderausstellung zu organisieren und anschließend „eine Dokumentation in den Räumen des Museums Mosbach vorzubereiten.“ Zusätzlich stimmte der ASKS dafür, auf dem Schulgelände eine Gedenktafel anzubringen – die bereits 1952 von der französischen Amicale am Schulhaus angebrachte kleine Tafel wurde in diesem Zusammenhang offenbar vergessen. Der „AK Mosbach im 3. Reich“ wurde wenige Tage später über die Beschlüsse informiert und antwortete der Verwaltung, dass die Entscheidung in keiner Weise seinen mehrfach dargelegten Vorstellungen entspreche, da eine Gedenkstätte aus Gründen der Authentizität nur in Neckarelz Sinn ergebe.972 Da sich außerdem ein CDU-Stadtrat beschwerte, dass der ASKS seinen Beschluss ohne Rücksprache mit dem Geschichts- und Museumsverein getroffen habe, wurden beide Vorschläge des Ausschusses – Dokumentation in Mosbach und Gedenktafel in Neckarelz – vorerst verworfen.

Davon unbeirrt setzte der Arbeitskreis seine Aktivitäten fort und brachte die Neckarlager immer mehr ins öffentliche Bewusstsein, wenngleich das Vorhaben, zum Jahrestag 1994 eine Gedenkstätte zu eröffnen, bereits als gescheitert galt. Michael Schmid gab eine Broschüre mit Zeichnungen des ehemaligen Häftlings Jacques Barrau aus dem KZ Neckarelz heraus973 und die Rhein-Neckar-Zeitung veröffentlichte einen Artikel über das Daimler-Benz-Verlagerungsprojekt nach Obrigheim und die Entstehung der Neckarlager.974 An Ostern 1993 führten vier Obrigheimer Schulen gemeinsam Projekttage zur Geschichte der Lager durch und besichtigten die KZ-Gedenkstätte Natzweiler-Struthof, wo sie den ehemaligen luxemburgischen Natzweiler- und Neckarelz-Häftling Ernest Gillen trafen.975 Nach mehrmonatiger Vorbereitung wurde Ende April 1993 schließlich der Verein KZ-Gedenkstätte Neckarelz unter dem Vorsitz von Richard Melling und Dorothee Roos gegründet; dem Vorstand gehörten auch zwei Jugendliche an, die an den Schulprojekttagen während der Osterferien teilgenommen hatten.976 Auf einem Flugblatt, das Vereinsmitglieder auf der DGB-Kundgebung zum Antikriegstag am 1. September verteilten, wurde unter der Losung „Der städtische Arbeitskreis ‚Mosbach im III. Reich‘ ist tot – es lebe der Verein ‚KZ-Gedenkstätte N’elz‘!“ darauf hingewiesen, dass die Vereinsgründung auch deshalb notwendig geworden war, weil die Stadt in den vorangegangenen Monaten die letzten Gelder für den Arbeitskreis gestrichen hatte.977

Obwohl, wie Melling in einem Zeitungsinterview beschrieb, das Gros der Neckarelzer Zeitzeugen noch immer Fragen zur Geschichte abblockte, die Vergangenheit verwässerte oder gar die Existenz des Konzentrationslagers infrage stellte,978 zählte der Verein bereits im November knapp sechzig Mitglieder, darunter auch den Binauer Landtagsabgeordneten Gerd Teßmer (SPD) als Gründungsmitglied.

Der Kreisverband des Deutschen Journalistenverbands zeigte sich beeindruckt von den umfangreichen Forschungsergebnissen, die Melling, Schmid und ihre Mitstreiter zu Tage gefördert hatten, und sagte zu, die Aktivitäten des Vereins durch regelmäßige Berichterstattung zu unterstützen.979 Dass die anfangs ablehnende Haltung aus der lokalen Bevölkerung im Laufe des Jahres 1994 immer mehr abnahm, ist letztlich vor allem auf das Zusammenspiel dreier Faktoren zurückzuführen: eine Intensivierung der Aufklärungsarbeit über das KZ Neckarelz und seine Nebenlager durch den Verein KZ-Gedenkstätte, eine kontinuierliche, durchweg positive und unterstützende Berichterstattung über diese Aktivitäten durch die Rhein-Neckar-Zeitung980 sowie die mehrfach wiederholte Versicherung des Vereins, dass es nicht Ziel sei, die Ortsbevölkerung in ein schlechtes Licht zu rücken. So wurde in einer Selbstdarstellung des Vereins ausdrücklich festgehalten: „Was der Verein nicht will, ist, Täter und Mitläufer zu denunzieren und Wegseher anzuprangern.“981 Vielmehr wurde als Ziel definiert, mit dem Sammeln von Fakten zur Lagergeschichte einen „Beitrag zur Heimatgeschichte“ zu leisten, welche unvollständig und für künftige Generationen wertlos sei, wenn „unangenehme und schmerzliche Tatsachen“ ausgeklammert würden. Weiter hieß zu den Vereinszielen:


Im Kontakt zu ehemaligen Häftlingen (bzw. ihren Nachkommen) soll deren schuldloses Leiden gewürdigt, ihre Würde wiederhergestellt und ein Stück weit „Versöhnung“ ermöglicht werden. Durch die verstärkte Einbindung von jungen Leuten soll demokratiefeindlichen, neonazistischen Tendenzen entgegengewirkt und ein Zeichen gesetzt werden, um Ähnliches für die Zukunft zu verhindern. Alle […] Ziele kulminieren darin, daß der Verein die Errichtung einer Gedenkstätte, und zwar unbedingt auf dem ehemaligen Lagerareal, das heißt in der heutigen Clemens-Brentano-Schule in Neckarelz, anstrebt.



Veröffentlicht wurde das Selbstverständnis u. a. in einer Sich an Geschichte reiben betitelten Informationsmappe,982 in der knapp die Geschichte der Neckarlager skizziert und mit Zeichnungen von Jacques Barrau illustriert wurde. Zudem gab die Broschüre einen Ausblick auf die umfangreichen Aktivitäten des Vereins in den Gedenkjahren 1994 und 1995. Die angekündigte Veranstaltungsreihe 50 Jahre danach bewirkte tatsächlich einen nachhaltigen Wandel der öffentlichen Rezeption der Konzentrationslager im Neckar-Odenwald-Kreis und kann rückblickend als entscheidende Weichenstellung für die spätere Einrichtung der KZ-Gedenkstätte gewertet werden. Den Auftakt des 14-monatigen Programms bildete eine „Bedenkveranstaltung“ zum Jahrestag der Errichtung des KZ Neckarelz im März 1994. Zahlreiche weitere Gedenkfeiern, Kranzniederlegungen und Vortragsveranstaltungen zu verschiedenen Themenkomplexen983 fanden in den folgenden Monaten in Neckarelz, Obrigheim, Neckargerach, Osterburken, Elztal-Dallau und auf dem Friedhof in Binau statt, zudem ein klassisches Benefizkonzert in Neckarelz. In den Pfingstferien 1995 führte der Verein, ähnlich wie Wolfgang Blatter zehn Jahre zuvor, ein Workcamp mit Schülern in Asbach durch, in dessen Rahmen der ehemalige Häftling Roland Currinckx aus Belgien seine Erlebnisse während der KZ-Haft schilderte, und die Firma Heidelberger Zement (ehemals Portland Cement) als Eigentümerin des stillgelegten Obrigheimer Gipsstollens eine Führung durch die Grube anbot. Für die Allgemeinheit konnte Anfang Juli ebenfalls eine Besichtigung der Grube „Friede“ organisiert werden, an der mehr als 160 Personen teilnahmen.984 Als Zeitzeuge berichtete dabei Amadeo Tonini, der als „Italienischer Militärinternierter“ zur Zwangsarbeit im Stollen eingesetzt gewesen war, über die Arbeitsbedingungen bei dem „Goldfisch“-Projekt.

Die Kontakte zu ehemaligen KZ-Häftlingen und Zwangsarbeitern wurden seitens des Vereins immer weiter vertieft und dürften – wie andernorts auch – ebenfalls in hohem Maße zum allmählichen Bewusstseinswandel in der lokalen Öffentlichkeit beigetragen haben. Zum einen erfuhr die Bevölkerung bei den Begegnungen mit Überlebenden (bzw. indirekt über die anschließenden Presseberichte) „aus erster Hand“ geschichtliche Details. Diese persönlichen Eindrücke, Erfahrungen und Emotionen der Überlebenden stärkten die Empathie mit den Opfern. Zum anderen brachten die Überlebenden ihren Wunsch ohne Schuldvorwürfe an die Bevölkerung zum Ausdruck, das ihnen widerfahrene Unrecht nicht zu vergessen und daraus Lehren für die Gegenwart zu ziehen. Einige ehemalige Häftlinge unterstützten daher von Beginn an den Verein KZ-Gedenkstätte. So trat etwa der Präsident des französischen Veteranenverbands FNDIRP, Maurice Voutey, der in mehreren Neckarlagern inhaftiert war,985 bereits 1994 dem Verein bei. Andere ehemalige Häftlinge sollten folgen.

Auch bei der Gedenkfeier auf dem alten Friedhof in Osterburken am 31. März 1995 nahmen mit Otto-Georges Weiß und Jacques Bronchard zwei ehemalige Häftlinge teil und schilderten die Evakuierung der Neckarlager, den Zugtransport Richtung Dachau und die Befreiung der Häftlinge bei Osterburken.986 Im Rahmen der Feier wurde ein Gedenkstein eingeweiht, der vom Gemeinderat initiiert worden war:


Zum Gedenken an 16 KZ-Häftlinge unbekannter Nationalität. Sie befanden sich in einem Evakuierungstransport aus den Lagern des Neckartales nach Dachau und kamen nach der Befreiung in Osterburken ums Leben. Anläßlich des 50. Jahrestages der Wiederkehr dieser Ereignisse von der Stadt Osterburken zu Ehren der toten und überlebenden Opfer errichtet.



Den Höhepunkt der Veranstaltungsreihe des Vereins KZ-Gedenkstätte Neckarelz bildete schließlich eine Ausstellung unter dem (mit Blick auf die lange Zeit ablehnende Haltung der Bevölkerung bewusst doppeldeutig gewählten) Titel Der KZ-Komplex im Mosbacher Rathaussaal sowie zeitgleich der Besuch von 18 ehemaligen Häftlingen aus Frankreich, Polen, Belgien, Luxemburg, Italien und Deutschland im Mai 1995. Dabei wurde der Verein von der Stadt Mosbach unterstützt; Bürgermeister Wolfgang Obermeier empfing die internationalen Gäste erstmals im Rathaus. Die Besucher besichtigten während ihres sechstägigen Aufenthalts die Stätten der einstigen KZ-Außenlager in Neckarelz, Neckargerach und Asbach, den KZ-Friedhof Binau sowie den Obrigheimer Stollen; am letzten Tag empfing Daimler-Benz die ehemaligen KZ-Häftlinge in Stuttgart und führte sie durch das werkseigene Museum.987

Die Rolle des Konzerns im Nationalsozialismus, insbesondere in Bezug auf das Verlagerungsprojekt nach Obrigheim, bildete einen zentralen Themenschwerpunkt sowohl der Ausstellung als auch der Begleitveranstaltungen. Im Anschluss an die Ausstellungseröffnung fand ein in der regionalen Presse viel beachtetes Podiumsgespräch statt, bei dem sich Gerd Woriescheck, Direktor der Abteilung Personalentwicklung bei der Daimler-Benz AG, der Diskussion mit vier Historikern stellte: den drei Co-Autoren des Daimler-Benz-Buchs Michael Schmid (Verein KZ-Gedenkstätte Neckarelz), Helmuth Bauer (Berlin, Regisseur des Films Der Stern und sein Schatten) und Peter Koppenhöfer (KZ-Gedenkstätte Sandhofen) sowie Mark Spoerer (München), der 1994 das Buch Zwangsarbeit bei Daimler-Benz als Beiheft der Zeitschrift für Unternehmensgeschichte mitverfasst hatte.988 Als „Kernsatz des Abends“ bezeichneten mehrere Zeitungen die Stellungnahme des Unternehmensvertreters in Anwesenheit der 18 ins Neckartal gekommenen ehemaligen Häftlinge: „Daimler-Benz entschuldigt sich und distanziert sich von den damals in der Konzernleitung Verantwortlichen.“989 Sowohl von Seiten der ehemaligen Häftlinge (insbesondere von Ernest Gillen und Arno Plock) als auch aus dem Publikum wurde dennoch deutliche Kritik an Daimler-Benz geübt, wie Maurice Voutey später in einem Artikel erläuterte. Darin bedankte er sich im Namen aller Gäste bei Woriescheck,


bei dem nur der Mut zu bewundern war, mit dem er sich der ihm gestellten Aufgabe unterzog: nämlich für Mercedes den Kopf hinzuhalten. […] Eine wenig beneidenswerte Rolle, sowohl auf dem Podium im Kreise der anderen Teilnehmer als auch im Saal, wo die advocati diaboli nicht verfehlten, jeglicher Lossprechung für Mercedes entschiedenen Widerstand entgegenzusetzen.990



So wurde aus dem Publikum u. a. die Frage aufgeworfen, ob das erst seit wenigen Jahren erkennbare Bekenntnis des Unternehmens zu seiner Geschichte und die Bereitschaft, sich seiner Verstrickung in das nationalsozialistische Rüstungssystem zu stellen, dem ehrlichen Wunsch nach Aufarbeitung geschuldet sei oder vielmehr „eine Form der Marketingstrategie […] – eine Haltung, die einem Weltkonzern einfach besser paßt“.991 Im Hinblick auf die (vermeintlichen) Lehren aus der Vergangenheit kritisierten Diskussionsteilnehmer daher auch die Arbeitsbedingungen in ausländischen Zweigwerken des Daimler-Benz-Konzerns und dessen wirtschaftliche Beziehungen zu südamerikanischen Militärdiktaturen. Daneben kreiste ein Großteil der Diskussion um die Frage nach finanzieller Entschädigung für die ehemaligen Zwangsarbeiter und die Weigerung des Unternehmens, neben Pauschalbeträgen an Organisationen auch individuelle Zahlungen zu leisten. Doch nicht nur an Daimler-Benz und der deutschen Industrie nach 1945 wurde in der Diskussionsrunde Kritik geübt, sondern auch an der jahrzehntelangen Verdrängung der NS-Geschichte in Politik und Gesellschaft vor Ort. Michael Schmid bemängelte in diesem Zusammenhang, dass die Täter und Mitläufer in der NS-Forschung bis dato eine weitgehend „verschwommene Masse“ geblieben seien und eine gesellschaftliche Auseinandersetzung hierzu auch in Bezug auf die „Neckarlager“ noch ausstehe.


Bad Friedrichshall (Kochendorf)

Zu den erinnerungskulturellen Umbrüchen der 1980er-Jahre in Baden-Württemberg lässt sich bis hierhin u. a. zusammenfassen, dass sich die Examensarbeit von Michael Schmid zur Geschichte des KZ Neckarelz ebenso als Wegbereiter einer zivilgesellschaftlichen lokalen Initiative, tiefergehender Forschungen sowie öffentlicher Auseinandersetzung erwies wie – mindestens indirekt – die Studienarbeiten der „Vorländer-Gruppe“ in den Orten Echterdingen, Hessental, Leonberg, Hailfingen/Tailfingen, Mannheim und mit Abstrichen auch Bisingen. Dagegen beeinflusste die Veröffentlichung des von Vorländer herausgegebenen Sammelbands in Vaihingen, Heilbronn-Neckargartach und Schömberg-Schörzingen allenfalls in geringem Maße die weiteren Entwicklungen. In nahezu allen Fällen bildeten die an der Pädagogischen Hochschule Ludwigsburg bzw. der Universität Heidelberg verfassten Studienarbeiten aber den Beginn einer wissenschaftlichen Erforschung der betreffenden Natzweiler-Außenlager, die vielfach von lokalen Aktivisten aufgegriffen und fortgeführt wurde.

Anders im nordwürttembergischen Bad Friedrichshall: Dort war es von Beginn an eine Gruppe junger Menschen, die sich außerhalb akademischer Institutionen der Erinnerung an das KZ Kochendorf sowie der Erforschung der Lagergeschichte verschrieb, ohne auf zumindest grundlegende Forschungsarbeiten aufbauen zu können. Zwar finden sich im Anhang von Heinz Risels 1987 erschienenem Buch992 über das KZ Neckargartach einige Faksimiles von Dokumenten zum KZ Kochendorf, doch blieben diese unkommentiert und waren nicht in die Studie selbst eingebettet. Ebenfalls nur rudimentär waren die Informationen, die im März 1985 einem Zeitungsartikel des Journalisten Uwe Jacobi (Jahrgang 1939) in der Heilbronner Stimme zu entnehmen waren. Der Beitrag KZ-Häftlinge zwischen Tod und Hoffnung993 erschien als 17. Folge der 57-teiligen Reihe Das Kriegsende im Unterland und befasste sich mit den Außenlagern Neckargartach und Kochendorf sowie dem „Kochendorfer Todesmarsch“. Neben den in Risels Buch abgedruckten Quellen stützte sich der Autor auf Aussagen des Buchenwald-Überlebenden und ehemaligen Bürgermeisters Heilbronns, Walter Vielhauer, des früheren Friedhofsamtsleiters Hans Ege sowie – erstmals – auf einen Erinnerungsbericht des ehemaligen Kochendorfer Lagerältesten Willi Heimig.994 Etwa ein Drittel des Artikels widmete sich jedoch der Hilfe einiger Bürger aus Neuenstadt am Kocher, die während des „Todesmarschs“ einen für tot gehaltenen Häftling bis Kriegsende im Haus eines ortsansässigen Arztes versteckten.

1982 veranstaltete der DGB eine nur von wenigen Bürgern besuchte Gedenkfeier auf dem KZ-Friedhof in Neckarsulm-Amorbach; an den seit den 1950er-Jahren jährlich stattfindenden Gedenkfeiern französischer Überlebender und Angehöriger hatte die Bevölkerung ebenfalls kaum teilgenommen. Dies lag nicht zuletzt daran, dass Bürgermeister Otto Klenert (CDU) während seiner Amtszeit (1948–1978) die französischen Gäste zwar empfing und an den Trauerfeiern teilnahm, jedoch bemüht war, ein Zusammentreffen zwischen Einheimischen und ehemaligen Häftlinge zu vermeiden.995 Daran änderte sich auch unter Klenerts Amtsnachfolger Peter Knoche (SPD) zunächst nichts.

Als im Sommer 1986 erneut eine Gruppe französischer ehemaliger Häftlinge nach Bad Friedrichshall reiste, um ihrer verstorbenen Mitgefangenen zu gedenken, organisierte der Kochendorfer Jurastudent Detlef Ernst eine Gesprächsrunde der Besucher Léon-Maurice Basiez, Emile Delaire und Jean Odille mit Schülern einer örtlichen Realschule.996 Bürgermeister Knoche hatte der Veranstaltung unter der Prämisse zugestimmt, dass sie nicht öffentlich beworben würde. Ungeachtet dieser Auflage kamen so erstmals Bad Friedrichshaller Jugendliche ins Gespräch mit ehemaligen Häftlingen des KZ Kochendorf und erfuhren von den Überlebenden Details über die Geschichte des KZ-Außenlagers.997 Detlef Ernst hatte zudem am Vortag der Gesprächsrunde Zeitzeugeninterviews mit den französischen Gästen sowie dem in Kochendorf lebenden KZ-Überlebenden Willi Heimig geführt, die die Grundlage der späteren Forschungen zur Lagergeschichte bilden sollten.

Die Haltung Bürgermeister Knoches war in diesen Jahren durchaus ambivalent: Während er sich einerseits weiterhin scheute, das KZ Kochendorf in seiner Stadt öffentlich zu thematisieren, lagen ihm die Besuche aus Frankreich besonders am Herzen, und er bemühte sich, die Kontakte zur Gruppe um Delaire und Basiez nicht abreißen zu lassen. 1988 informierte er Bundespräsident Richard von Weizsäcker in einem Brief über die schon seit 1957 stattfindenden „Pilgerfahrten“ der ehemaligen Häftlinge und bat ihn um ein Grußwort für die anstehende Gedenkfeier. Weizsäcker antwortete hierauf anerkennend:


Ihre Schilderungen über die jährlichen Begegnungen mit ehemaligen Häftlingen des Konzentrationslagers Kochendorf haben mich sehr berührt. Mit Freude habe ich erfahren, dass die Stadt Bad Friedrichshall es sich zur Aufgabe gemacht hat, diese Kontakte aufzubauen und aufrechtzuerhalten. Die Bereitschaft ihrer französischen Freunde, durch den Besuch der Gräber ihrer toten Kameraden die Erinnerung an eine schreckliche Vergangenheit wachzuhalten, zugleich aber eine bessere gemeinsame Zukunft zu gestalten, ist ein besonders gelungenes Beispiel deutsch-französischer Aussöhnung und Völkerverständigung.998



Im November desselben Jahres organisierte Detlef Ernst eine „Alternative Stadtführung“ auf dem Weg der Häftlinge vom Lagergelände zum Bergwerk. Sie stieß insbesondere bei Jüngeren auf großes Interesse, zugleich wurde dabei aber deutlich, dass bislang nur wenig über das KZ-Außenlager bekannt war.999 Aus dem Kreis der Teilnehmer bildete sich eine „Arbeitsgruppe zum KZ-Kochendorf“ mit dem Ziel, die Geschichte des Konzentrationslagers weiter zu erforschen, Überlebende und Zeitzeugen zu befragen sowie die Erinnerung an die Opfer wachzuhalten. Die Gruppe bestand im Kern aus fünf Personen: neben dem Jurastudenten Detlef Ernst und dem Zivildienstleistenden Klaus Riexinger beteiligten sich ein Schüler, ein arbeitsloser Geschichtslehrer sowie der Leiter des Kochendorfer Jugendhauses aktiv in der Gruppe. Innerhalb weniger Monate konnten die AG bereits eine Fülle an Quellenmaterial und Berichten zusammentragen; insbesondere die Archivrecherchen in Ludwigsburg (Zentrale Stelle) ab Jahresbeginn 1990 förderten wichtige Erkenntnisse zutage:


Immer neue Details wurden uns bekannt, so daß wir uns ein besseres Bild der damaligen Zeit machen konnten. Zudem konnten wir im Rahmen dieser Arbeit eine Anzahl von Kontakten zu anderen, auch ausländischen Organisationen knüpfen, die sich ebenfalls mit der Aufarbeitung der Geschichte der KZ befassen. Geschichtslehrer fragten nach Material für die Projektwochen am Schuljahresende. Ein Hauptschüler bestand mit dem Thema seine Abschlussprüfung in Kochendorf. Das Jugendhaus hat einen Videoclip über die Spurensuche gedreht, Wochenendseminare veranstaltet und Lieder gegen Rassismus […] gesammelt.1000



Ferner setzte sich die Arbeitsgruppe dafür ein, eine Straße in unmittelbarer Nähe des ehemaligen Lagergeländes nach einem Opfer des Konzentrationslagers zu benennen, was jedoch im Gemeinderat mehrheitlich auf Ablehnung stieß und nicht umgesetzt werden konnte.

Das Verhältnis zur Stadt – ebenso wie zu (vor allem älteren) Einwohnern – blieb ohnehin schwierig. Eine bereits zugesagte finanzielle Förderung der Publikation der Forschungsergebnisse wurde im Laufe des Jahres 1990 wieder zurückgezogen, da Bürgermeister Knoche Bedenken hatte, ob die Gruppe das Thema angemessen behandeln werde.1001 Aus diesem Grund dauerte es drei Jahre, bis die knapp achtzigseitige Broschüre (letztlich finanziert durch die IG Metall Heilbronn/Neckarsulm, die VVN Heilbronn sowie die SJD/Die Falken) 1993 endlich erscheinen konnte. Die Dokumentation beinhaltete eine Vielzahl eigener Artikel, Überlebenden- und Zeitzeugenberichte, Faksimiles aus verschiedenen Archivbeständen sowie Fotos und Abbildungen zur Geschichte ebenso wie der Nachgeschichte des KZ Kochendorf. Darüber hinaus regten die Autoren in der Broschüre abermals an, Straßen nach KZ-Opfern zu benennen, um die Aufmerksamkeit der Bevölkerung zu wecken. Erstmals wurde außerdem vorgeschlagen, mit Hilfe einer ABM-Kraft eine Ausstellung zu konzipieren, die von einem Zivildienstleistenden betreut werden könne.1002

Bis zur Realisierung einer Ausstellung bzw. der Einrichtung einer Gedenkstätte sollte es zwar noch fünf Jahre dauern, dies lag jedoch fortan nicht mehr an einer distanzierten Haltung der Stadt. „Die Broschüre veränderte alles“,1003 so Klaus Riexinger. Bürgermeister Knoche zeigte sich beeindruckt von der Dokumentation und sicherte der Gruppe nun seine – auch finanzielle – Unterstützung zu. Innerhalb kürzester Zeit vollzog die Stadt Bad Friedrichshall einen Kurswechsel in Bezug auf den Umgang mit der Geschichte des KZ Kochendorf. Dazu erinnert sich Riexinger:


Das KZ am Ort war plötzlich Gesprächsthema und bei mir meldete sich Bergbauingenieur Heinz Rabe, der uns einlud, im Bergwerk in den abgelegenen Stollen nach Zeugnissen der KZ-Arbeit zu suchen. Die Funde waren so ergiebig, dass Knoche eine Ausstellung anregte.



Hierfür waren zu dieser Zeit jedoch noch zu viele Fragen offen. Da die Broschüre ohnehin nur als „eine Art Zwischenbericht“1004 gedacht war und als Basis für weitere Recherchen dienen sollte, arbeiteten Riexinger und Ernst nach Abschluss ihres Studiums weiter an der Erforschung des Konzentrationslagers und konnten vor allem in den National Archives College Park (Maryland, USA) sowie im französischen Besatzungsarchiv in Colmar neues Quellenmaterial ausfindig machen.1005

Der veränderte Umgang der Stadt mit der Geschichte des KZ-Außenlagers zeigte sich besonders deutlich 1995 während des Besuchs Emile Delaires in Bad Friedrichshall zum fünfzigsten Jahrestag des Kriegsendes.1006 Die Lokalpresse berichtete über die Gedenkfeier, an der zahlreiche Bürger teilnahmen, sowie über die Erlebnisse des ehemaligen Häftlings in deutschen Konzentrationslagern.


Delaire erhielt mehr Aufmerksamkeit, als die Pilgergruppe jemals zuvor erfahren hatte. Seine Vergangenheit als KZ-Häftling wurde nun nicht mehr mit oberflächlichen Begrüßungsfloskeln übergangen. Im Gegenteil erkannten die Gastgeber jetzt das Verdienst Delaires, der über Einzelheiten seiner Haftzeit sprach, ohne anzuklagen.1007



Die Forschungsergebnisse von Riexinger und Ernst wurden 1996 unter dem Titel Vernichtung durch Arbeit. Die Geschichte des KZ Kochendorf/Außenkommando des KZ Natzweiler-Struthof im Selbstverlag veröffentlicht.1008 Damit waren – zumindest hinsichtlich der Forschungslage – die Weichen für eine Dokumentations- und Gedenkstätte gestellt.


Mörfelden-Walldorf

Anders dagegen im hessischen Mörfelden-Walldorf, wo sich schon 1972, also früher als in allen anderen Orten ehemaliger Natzweiler-Außenlager, eine kleine Gruppe junger Menschen auf Spurensuche begeben hatte.1009 Sechs Jahre nachdem die Jugendlichen Herbert Oswald, Alfred J. Arndt und Gerd Schulmeyer auf einer Karte in der Gedenkstätte Buchenwald auf das KZ Walldorf aufmerksam geworden waren und erste Recherchen durchgeführt hatten, war es ihnen 1978 möglich, binnen weniger Monate durch Begegnungen mit ehemaligen Häftlingen eine Fülle von Informationen über das KZ-Außenlager zusammenzutragen. In Budapest konnten sie Zsuzsanna Farkas ausfindig machen, die sich 1970 im Walldorfer Rathaus vergebens nach einem Gedenkstein für ihre verstorbenen Mithäftlinge erkundigt hatte. Auf eine Suchanzeige in zwei israelischen Zeitungen meldete sich außerdem die Tochter einer im KZ Walldorf ermordeten Jüdin, die anbot, den Kontakt zu einigen Überlebenden herzustellen. Oswald reiste daraufhin nach Israel und traf in Tel Aviv mehrere Frauen, die über ihre Haft im KZ Walldorf und anderen Konzentrationslagern Zeugnis ablegten.

Die Resultate der Recherchen erschienen noch im gleichen Jahr unter dem Titel Spuren des Terrors. Eine Dokumentation über das KZ-Walldorf im Jahre 1944 als Sonderausgabe der DKP-Stadtzeitung blickpunkt.1010 Hierfür verfasste Peter Gingold1011 das Vorwort.

Das Medienecho war enorm: Nicht nur deutsche Zeitungen, Rundfunk- und Fernsehsender berichteten über die späte „Entdeckung“ eines Konzentrationslagers, auch in der internationalen Presse, darunter in der US-amerikanische Militärzeitung The Stars and Stripes, fanden die Rechercheergebnisse Beachtung.

In Mörfelden-Walldorf selbst war unterdessen bereits eine parteipolitische Auseinandersetzung über das Gedenken an die Opfer des KZ-Außenlagers im Gange. Bereits vor Veröffentlichung der Broschüre hatte die DKP-Fraktion in der Stadtverordnetenversammlung die Errichtung eines Gedenksteins für die KZ-Opfer beantragt, woraufhin die CDU-Fraktion den Zusatzantrag stellte, auch einen Gedenkstein für die Opfer des 17. Juni 1953 in der DDR zu errichten. Der CDU-Antrag wurde jedoch von der Mehrheit des Stadtparlaments abgelehnt, wohingegen der DKP-Antrag – gegen die Stimmen der Christdemokraten – angenommen wurde.1012

An mehreren Stellen der Dokumentation legten die Autoren die Beweggründe für ihre Nachforschungen sowie ihr Engagement für ein öffentliches Erinnern an das KZ Walldorf dar. Dabei setzten sie sich zum einen gegen immer wieder erhobene Nestbeschmutzer-Vorwürfe zur Wehr, übten zum anderen aber auch deutliche Kritik an der jahrzehntelangen, weit verbreiteten Verdrängung der NS-Vergangenheit und warnten vor aktuellen faschistischen Tendenzen:


Wie soll denn die Jugend die Gefährlichkeit des Neofaschismus erkennen, wenn man ihr nicht vor Augen führt, wie es damals war? Wie sollen die anderen Völker Europas Vertrauen zu uns Bundesdeutschen finden, wenn sie sehen, daß man hier auf diese Weise „Vergangenheit bewältigt“, während sich viele alte Nazis in Amt und Würden befinden? Wir haben die Geschichte des Außenlagers Walldorf ans Licht gebracht. Nicht, weil wir alte Geschichten ausgraben wollen, nicht, weil wir aus Sensationslust einen dunklen Punkt der Walldorfer Geschichte breittreten wollen, um eine Anti-Ortschronik daraus zu fabrizieren. Wir wollen, daß man aus der Geschichte lernt. Denn der Faschismus ist nicht tot. Er präsentiert sich täglich, und er hat viele Gesichter.1013



Exemplarisch genannt wurden u. a. das Erstarken der NPD sowie Übergriffe rechtsextremer Schlägertrupps, aber auch personelle Kontinuitäten aus der NS-Zeit in Behörden und Ministerien der Bundesrepublik. Sicherlich auch im Hinblick auf den früheren NS-Marinerichter Hans Filbinger, der im Monat des Erscheinens der Broschüre als baden-württembergischer Ministerpräsident zurücktreten musste, schrieb Alfred J. Arndt:


Und nach wie vor tummeln sich tausende Altnazis in Staats- und Parteiämtern, insbesondere in der CDU. Sie sind Richter und verhängen Berufsverbote, sie schnüffeln als Verfassungs-„schützer“ Demokraten nach, sie sitzen in Kriminalpolizei, Bundeswehr und in den Geheimdiensten. Diese Gefahr gilt es zu bekämpfen. Deshalb muß man Partei ergreifen für die Widerstandskämpfer und die Opfer des Hitlerfaschismus.



Derlei Entwicklungen seien auch in Walldorf zu beobachten, wo „bewußt oder unbewußt, aus Naivität oder Berechnung“1014 viele schwerbelastete Nationalsozialisten begünstigt worden seien. In Bezug auf den DKP-Antrag für einen Gedenkstein zur Erinnerung an die KZ-Opfer kommentierten die Autoren: „Dagegen stimmte nur die CDU. Und das hat seine tieferen Gründe.“

Die „Wiederentdeckung“ des KZ Walldorf sowie die anhaltenden Diskussionen um den geplanten Gedenkstein veranlassten den in Walldorf lebenden Schriftsteller Peter Härtling, eine „Kalendergeschichte aus meinem Land“ mit dem Titel Die Fragenden zu verfassen, die 1979 in seinem Buch Deutschland, Deutschland erschien.1015

Der 1978 von der Stadtverordnetenversammlung beschlossene Gedenkstein wurde nach langwierigen Diskussionen um einen angemessenen Mahnmaltext schließlich am 1. März 1980 an der Stelle des ehemaligen Lagergeländes errichtet. Die Inschrift lautet: Zum Gedenken an die Opfer der ehemaligen Aussenstelle des Konzentrationslagers Natzweiler Aug.–Dez. 1944. Die Toten mahnen. Nie wieder Faschismus. Nie wieder Krieg.“ Die CDU-Fraktion blieb der Einweihungsfeier fern.1016


Ellwangen

Zu den „vergessenen“ und erst nach Jahrzehnten „wiederentdeckten“ Konzentrationslagern zählen auch die beiden Lager in Ellwangen. Dass sich in der Stadt an der Jagst 1941/42 ein Außenkommando des KZ Dachau sowie von August 1943 bis April 1945 ein kleines Außenlager des KZ Natzweiler befunden hatte, wurde vierzig Jahre lang zu keinem Zeitpunkt öffentlich thematisiert. Mitte der 1980er-Jahre wussten nur noch einige wenige davon, als die Beschäftigung mit dem Natzweiler-Außenlager1017 recht plötzlich einsetzte. Den Stein ins Rollen brachte ein Zeitzeugenbericht während einer Veranstaltung zum vierzigsten Jahrestag des Kriegsendes im Ellwanger Hariolf-Gymnasium. Eine Besucherin des Gesprächsabends las aus einem Notizbuch ihrer ehemaligen Haushälterin (Jahrgang 1920) vor, die im letzten Kriegsjahr auf ihrem täglichen Fußweg nach Ellwangen das Lager passiert hatte und ihre Beobachtungen später schriftlich festhielt. Der Bericht umfasste auch Schilderungen von Misshandlungen und Tötungen während des „Hessentaler Todesmarschs“ und von der Beisetzung von KZ-Opfern nach Kriegsende.1018

Durch diese Hinweise begann die „Friedensinitiative Ellwangen“, sich mit der Geschichte des KZ-Außenlagers und des „Todesmarschs“ zu befassen. Die Friedensinitiative war ein Zusammenschluss verschiedener Gruppierungen, der sich kurz zuvor zur Planung und Durchführung von Aktivitäten im Rahmen der bundesweiten Aktionswoche der Friedensbewegung zum dreißigsten Jahrestag der Wiederbewaffnung gegründet hatte. In Bezug auf das KZ-Außenlager trat die Initiative während dieser Aktionswoche im November 1985 erstmals in Erscheinung, indem sie einen Schweigemarsch zu Stätten nationalsozialistischer Verbrechen in Ellwangen durchführte und an der Stelle des einstigen Natzweiler-Außenlagers ein Holzkreuz aufstellte.1019 Die Stadt ließ das Kreuz jedoch schon nach kurzer Zeit entfernen, da es ohne Genehmigung angebracht worden war.

Dagegen protestierte das aus der Friedensinitiative hervorgegangene Friedensforum Ellwangen und bat das Liegenschaftsamt um Erlaubnis, erneut ein Holzkreuz mit der Inschrift Den Opfern des Ellwanger Konzentrationslagers „als bescheidenes Zeichen“1020 der Erinnerung „an die Qual und an den grausamen Tod der Häftlinge“ aufstellen zu dürfen. Auch wurde der Hoffnung Ausdruck verliehen, dass „es der Stadt eines Tages möglich sein wird, den […] Ermordeten einen Gedenkstein mit entsprechender Aufschrift zu setzen“. Vier Wochen darauf lehnte der Verwaltungsausschuss dieses Ansinnen mit der Begründung ab, dass es „nach bisherigen fundierten Kenntnissen in Ellwangen nie ein Konzentrationslager gegeben“1021 habe, sondern lediglich eine „Außenstelle“ des KZ Natzweiler. Hierbei habe es sich „um ein reines Arbeits- und kein Menschenvernichtungs-Lager gehandelt“, weshalb die vorgeschlagene Inschrift historisch falsch sei und sich die Stadt daher entschieden habe, die Forderung nach einem öffentlichen Erinnerungszeichen zurückzustellen. Auszüge aus dem Schreiben des Verwaltungsausschusses wurden in einem Artikel der Ipf- und Jagst-Zeitung mit dem Titel Gab es in Ellwangen ein Konzentrationslager? abgedruckt.

Eine Erwiderung des Friedensforums erschien dort sowie in der Schwäbischen Post eine Woche später. Darin brachte die Gruppe ihr Unverständnis darüber zum Ausdruck, „aufgrund einer rein begrifflichen Unterscheidung zwischen KZ und KZ-Außenkommando […] das in Ellwangen geschehene Verbrechen […] zu verharmlosen“1022, und hielt an ihrer Forderung nach einem Mahnmal fest. Zugleich wurde an die Stadtverwaltung appelliert, sich der Vergangenheit zu stellen und die Erforschung der Geschichte des Konzentrationslagers zumindest zu unterstützen:


Aus Interesse an einer aktiven Geschichtsbewältigung ist es dem Friedensforum wichtig, daß die Stadt die Geschichtsforschung über die Zeit vor dem Ende des letzten Krieges weiter verstärkt. Ein positives Zeichen der Bereitwilligkeit zur Aufarbeitung der eigenen Geschichte wäre […] die Erstellung des bescheidenen Mahnkreuzes, zumal über die Existenz des oben erwähnten KZ-Außenkommandos keine Zweifel bestehen. Das Friedensforum ist bemüht, weitere Erkenntnisse über die genannten geschichtlichen Ereignisse zusammenzutragen, und dadurch nach Kräften zur Aufarbeitung der jüngeren Ellwanger Geschichte beizutragen.



Die Aktivisten des Friedensforums, damals alle zwischen 25 und dreißig Jahre alt, gehörten überwiegend der christlichen Linken aus dem Umfeld der Friedens-, Weltladen- und ehemaligen Jugendzentrumsbewegung an.1023 Die meisten waren beruflich im pädagogischen oder sozialen Bereich tätig; Peter Maile gehörte außerdem seit 1984 als erster Stadtrat der Grünen dem Ellwanger Gemeinderat an. Der Theologiestudent Josef Baumann war ehemaliger Novize der Ellwanger Comboni-Mission, in deren Gebäude (Josefinum) sich die Gruppe häufig traf und die das Friedensforum in den folgenden Jahren auf vielfältige Weise unterstützte.

Nach dem ablehnenden Entscheid der Stadt begaben sich die Mitglieder des Friedensforums in die Archive, machten Zeitzeugen ausfindig und forschten zum Ellwanger Natzweiler-Außenlager ebenso wie zum „Hessentaler Todesmarsch“. Auch das Dachau-Außenlager geriet im Zuge der Recherchen erstmals in den Blick. Als eigene Motive für die Erforschung der NS-Verbrechen in Ellwangen nennt das Friedensforum in einer internen Dokumentation:


Das Geschehene ehrlich aufarbeiten, Trauerarbeit leisten, nicht länger verdrängen. Den Ermordeten den letzten noch möglichen Dienst erweisen: sie nicht vergessen.

 

Davor warnen, daß sich Grundhaltungen des Faschismus, des Militarismus, des Nationalismus und der Fremdenfeindlichkeit nicht von neuem in der Gesellschaft breit machen.1024



In weniger als eineinhalb Jahren gelang es dem Friedensforum, eine 120-seitige Dokumentation1025 zur Geschichte der Ellwanger Konzentrationslager zu erarbeiten, die nicht nur die erste Forschungsarbeit zum Thema war, sondern bis heute auch die einzige nennenswerte Veröffentlichung über die beiden Außenlager darstellt. Parallel zur Broschüre entwickelte das Friedensforum eine Ausstellung, die im Mai 1987 im Rahmen einer Aktionsreihe mit Informationsveranstaltungen, einem Gottesdienst und einem Friedensmarsch im Josefinum zu sehen war. Das Medienecho ebenso wie die Resonanz in der lokalen Bevölkerung war groß: In der Schwäbischen Post und der Ipf- und Jagst-Zeitung erschienen innerhalb weniger Tage mehrere Artikel1026 über die Forschungsergebnisse sowie die Aktivitäten des Friedensforums. Die ursprünglich auf drei Wochen angelegte Ausstellung wurde aufgrund der starken Nachfrage von Schulen und Bürgern um eine Woche verlängert. In den folgenden Jahren wurde sie – meist mit ortsspezifischen Ergänzungen und Begleitveranstaltungen – in Kooperation mit Schulen, Kirchengemeinden und zum Teil auch Gemeindeverwaltungen zudem in Aalen (1987), Zöbingen (1988) Rosenberg (1989), Rainau-Dalkingen (1995) sowie im bayrischen Wallerstein (2005) gezeigt.

Am Volkstrauertag 1987 veranstaltete das Friedensforum zum ersten Mal eine – seitdem jährlich stattfindende – Gedenkfeier vor dem jüdischen Friedhof, mit der der Opfer des Nationalsozialismus gedacht wurde. Neben Landtagsvizepräsident Alfred Geisel (SPD) nahmen auch einige Mitglieder des Ellwanger Gemeinderats daran teil.1027

In Sachen Mahnmal bzw. Gedenkkreuz für die KZ-Opfer bestanden dagegen noch immer Vorbehalte innerhalb von Stadtverwaltung und Kommunalpolitik. Bereits Anfang April 1987, vier Wochen vor Ausstellungsbeginn und Veröffentlichung der Dokumentation, hatte das Friedensforum einen neuerlichen Vorstoß gewagt und Oberbürgermeister Stefan Schultes (CDU) sowie die Vorsitzenden der Gemeinderatsfraktionen an den Beschluss des Verwaltungsausschusses von 1985 erinnert, durch den die Mahnmalforderung aufgrund der damals unzureichenden Forschungslage auf unbestimmte Zeit zurückgestellt worden war.1028 Angesichts der mittlerweile gewonnenen Forschungserkenntnisse wurde erwartet, dass dieser Beschluss nun hinfällig sei, weshalb erneut beantragt wurde, die Errichtung eines Mahnmals in die Wege zu leiten. Dieses sollte, so das Friedensforum, „an einer zentralen Stelle der Stadt aufgestellt werden und die konkreten Gewalttaten sowie die Stätten der Vernichtung im Einzugsbereich der Stadt angeben“. Entgegen der ursprünglichen Forderung solle dabei jedoch bewusst auf ein Kreuzsymbol verzichtet werden, da die Mehrzahl der Ellwanger KZ-Opfer Juden seien, was zwei Jahre zuvor noch nicht bekannt gewesen war. Ferner wurde darum gebeten, die „Stätten der Gewalt und Vernichtung selbst […] durch Hinweistafeln kenntlich“ zu machen und so der Opfer zu gedenken. Die Gruppe erklärte sich bereit, an der Konzeption der Erinnerungsmale mitzuarbeiten und wies die Stadt darauf hin, dass „eine weitere Verdrängung der NS-Zeit bei den kommenden Generationen auf noch mehr Unverständnis stoßen [würde] als es heute bereits der Fall“ sei.

Trotz der fundierten Forschungsergebnisse und des regen Zuspruchs, den die Ausstellung im Josefinum 1987 erfahren hatte, hielt die Stadt jedoch weiter an ihrem Beschluss fest und lehnte den Mahnmalantrag erneut ab. Über die Gründe der Ablehnung liegen bisher keine schriftlichen Quellen vor,1029 doch ist anzunehmen, dass diese in einer grundsätzlichen Weigerung des in Ellwangen traditionell stark CDU-dominierten Gemeinderats, mit einer Gruppe des linken Spektrums zu kooperieren, zu sehen sind. Denn die Aktivitäten des Friedensforums beschränkten sich zu keiner Zeit auf Recherchearbeiten zur NS-Geschichte und rein symbolische Erinnerungsformen. Vielmehr ging es den Aktivisten allgemein um Friedensarbeit im weitesten Sinne, welche auf eine Veränderung gegenwärtiger Verhältnisse abzielte. Dass zwischen konservativen Kommunalpolitikern (sowie Bürgern) und dem Friedensforum als dezidiert politischer Gruppe mit gesellschaftskritischer, pazifistischer, linksalternativer Ausrichtung außer einer christlichen Grundhaltung kaum Berührungspunkte bestanden, ist nicht verwunderlich. Dies umso weniger, als die Gruppe auch im Zusammenhang mit der Ellwanger NS-Geschichte stets gesellschaftspolitische Kritik übte, die sich nicht allein auf die Vergangenheit, sondern immer auch auf die Gegenwart bezog. So beispielsweise im Nachwort der Dokumentation über die Ellwanger Konzentrationslager, in dem zum einen die Hitler-Begeisterung der Deutschen in den 1930er-Jahren thematisiert und hinsichtlich der Verantwortung der Mehrheitsbevölkerung für die NS-Verbrechen konstatiert wurde: „Ihr Schweigen, ihre Gleichgültigkeit hat sie mitverantwortlich gemacht für das, was geschehen ist. In ihrem tatenlosen Dulden leisteten sie Beihilfe zum millionenfachen Mord.“1030 Zum anderen wurde an gleicher Stelle mit Bezug auf die NS-Vergangenheit vor aktuellen Formen von Diskriminierung, Ausgrenzung und Gewalt gewarnt, wobei konkret die alltägliche Fremdenfeindlichkeit in der laufenden Asyldebatte und das Fortbestehen von Massenvernichtungswaffen im Fokus standen. Zum letzten Punkt schrieb das Friedensforum etwa:


Gewalt ist weiterhin ein Mittel der Politik geblieben, wenn sie auch nur angedroht wird. Dieses Denken, das […] den globalen Holocaust [sic!] ins Kalkül zieht, müssen wir überwinden und außenpolitische Strategien denken lernen, die bei aller Gegensätzlichkeit der Systeme auf Gemeinsamkeiten setzen.1031



In der Einleitung der Publikation gingen die Friedensaktivisten argumentativ gar noch einen Schritt weiter, indem sie einen Vergleich zwischen der nationalsozialistischen Vernichtungspraxis und der atomaren Bedrohung seit Kriegsende anstellen:


Diesmal werden keine Verbrennungsöfen geschürt, keine Frauen mit Säuglingen in Gaskammern getrieben, keine KZ-Häftlinge erschlagen. Ein Knopfdruck genügt, und die atomare Sprengkraft zerreißt Mutter und Kind. Wer sich erst einmal daran gewöhnt hat, daß der Feind abgeschreckt werden muß, findet auch die Anwesenheit der entsprechenden Vernichtungspotentiale in seiner Nachbarschaft ganz normal; genauso normal wie damals die Anwesenheit von KZs oder KZ-Außenkommandos. Erfüllt sich so nicht die Propaganda von damals auch heute noch – nur in einer subtileren Art?1032



Es ist davon auszugehen, dass derartige Parallelisierungen nicht nur bei konservativen Kommunalpolitikern, sondern auch bei einigen Bürgern, die den Aktivitäten des Friedensforums ansonsten offen gegenüberstanden, auf Ablehnung stießen.

Die Haltung der Ellwanger Stadtoberen in Bezug auf das geforderte Mahnmal änderte sich erst im Frühjahr 1988, nachdem die Stuttgarter Zeitung über die Aktivitäten des Friedensforums berichtet und die städtische Blockadehaltung mit der Zeile Schweigen am Ort des Nazi-Terrors betitelt hatte.1033 In dem Artikel folgte auf Schilderungen der beiden Konzentrationslager und des „Hessentaler Todesmarschs“ der Hinweis:


Bis heute wehrt sich die Stadt Ellwangen dagegen, mit einem Mahnmal konkret an diese Schrecken der Hitlerzeit zu erinnern. Bei der Ausstellung [in Zöbingen] freilich wurden viele hundert Unterschriften gesammelt, die den Ellwanger Gemeinderat vielleicht doch noch dazu bringen, die Weigerung zu überdenken.



In der Tat zeigte sich die Stadt nun bereit, mit einem Mahnmal der KZ-Opfer zu gedenken, wenngleich von einem Monument im Stadtzentrum – wie es das Friedensforum vorgeschlagen hatte – ebenso abgesehen wurde wie von Informationstafeln an den historischen Orten. Als Standort wurde die Rasenfläche vor dem Eingang zum jüdischen Friedhof im Wohngebiet Dalkinger Straße gewählt.

Das Friedensforum schlug eine Mahnmalinschrift vor, die neben der Nennung der beiden KZ-Außenlager, des „Hessentaler Todesmarschs“ und eines Bibelspruchs1034 folgendermaßen lauten sollte:


Wir erinnern uns, daß über 100 Menschen in Ellwangen in zwei KZ-Außenlagern zur „Vernichtung durch Arbeit“ gefangen gehalten wurden, daß über 100 Menschen, Kinder, Väter und Greise auf einem qualvollen Todesmarsch hier niedergeschlagen, zu Tode getreten, erschossen wurden, und daß die Drahtzieher, Helfershelfer, die Todesschützen Männer und Frauen unseres Volkes waren. Die Mehrzahl der Getöteten waren jüdische Mitbürger.

 

Wir gedenken in tiefer Trauer ihres Leidens und Sterbens.

 

Ihr Leiden und Sterben, lautstark angekündigt, pedantisch geplant und vor aller Augen geschehen, mahnt uns zu Wachsamkeit, Widerspruch und konsequentem Handeln in der Gegenwart.

 

In einer Gegenwart, in der Rassismus und Fremdenfeindlichkeit fortdauern, in der ein Großteil der Menschen das Dasein in Hunger und Not fristet und in der die Gesamtheit der Menschen durch das Anhäufen perfekter Tötungstechnik bedroht wird.1035



Im Gegenvorschlag der Stadtverwaltung wurde der Psalm aus dem Alten Testament übernommen, die Inschrift sollte sich ansonsten aber auf zwei kurze Sätze beschränken, in denen die Konzentrationslager nicht genannt werden.1036 Der Gemeinderat stimmte im Januar 1989 über beide Textentwürfe ab und entschied sich für den Vorschlag der Verwaltung. Dem Friedensforum wurde mitgeteilt, dass die beschlossene Fassung auch die Zustimmung von Landesrabbiner Joel Berger gefunden habe,1037 wobei allerdings offen bleiben muss, ob diesem auch der Vorschlag des Friedensforums vorgelegt worden war.

Letzten Endes konnte die Gruppe doch eine Nennung der beiden KZ-Außenlager auf dem Gedenkstein erreichen, welcher Anfang September 1990 eingeweiht wurde, ein Hinweis auf die beiden Ellwanger KZ-Außenlager befindet. Das Mahnmal, das zum Teil von der katholischen Kirchengemeinde finanziert wurde, erhielt – neben dem erwähnten Psalm – die Inschrift:


Zum Gedenken an die Zerstörung von Leben und Gesundheit Verfolgter während der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft: Beim Hessentaler Todesmarsch im April 1945 und in den Aussenkommandos der Konzentrationslager Dachau und Natzweiler auf Ellwanger Stadtgebiet.



An der Einweihungsfeier nahmen die Mitglieder des Friedensforums Ellwangen, lokale Bürger und Kirchenvertreter, Landesrabbiner Berger, IRGW-Vorstandsmitglied Meinhard Tenné, mehrere Stadträte sowie Oberbürgermeister Schultes teil. Letzterer skizzierte in seiner Ansprache die Geschichte der Ellwanger Konzentrationslager und des „Hessentaler Todesmarschs“, basierend auf den Forschungsergebnissen des Friedensforums. In der anschließenden Berichterstattung der Ipf-und-Jagst-Zeitung wurde ausführlich aus der Rede zitiert; das Friedensforum fand dagegen nur beiläufig im letzten Satz des Artikels Erwähnung.1038


Frankfurt am Main

Auch die Geschichte des KZ „Katzbach“ in den Frankfurter Adlerwerken war vierzig Jahre lang kein Gegenstand einer öffentlichen Auseinandersetzung oder wissenschaftlicher Forschung. Mit Ausnahme der 1948 erfolgten Umbettung der 528 KZ-Opfer innerhalb des Hauptfriedhofs sowie einer Grabneugestaltung Anfang der 1970er-Jahre1039 befasste sich die Stadtverwaltung nicht mit dem Konzentrationslager. Ebenso wenig fanden von städtischer oder zivilgesellschaftlicher Seite Gedenkveranstaltungen statt, da beim Großteil der Bevölkerung die einstige Existenz eines KZ-Außenlagers schon bald gänzlich in Vergessenheit geraten war.

Einzig in dem 1977 erschienenen autobiografischen Roman Die blaue Stunde1040 des Frankfurter Schriftstellers Hans Frick (1930–2003) finden sich zahlreiche Hinweise auf das Konzentrationslager. Frick war in ärmlichen Verhältnissen im Frankfurter Stadtteil Gallus, wo sich die Adlerwerke befanden, aufgewachsen und lebte so mit seiner Mutter sowie seiner Großmutter in unmittelbarer Nähe des Lagers. Da sein Vater, der die Familie früh verlassen hatte, Jude war, lebte die Mutter in ständiger Angst um ihren Sohn und sah sich permanenten antisemitischen Anfeindungen aus der Nachbarschaft ausgesetzt. In Die blaue Stunde zeichnet Hans Frick vordergründig den Leidensweg seiner Mutter nach, die unter starken Depressionen litt und sich immer mehr aus der Öffentlichkeit zurückzog. Zugleich vermittelt der Autor einen Einblick in das Leben eines Kindes respektive Jugendlichen im Gallusviertel der Kriegsjahre und gibt in literarischer Form seine Erinnerung an das KZ-Außenlager wieder – wenngleich er dieses nicht als solches bezeichnet. Frick schildert Schikanen und Misshandlungen der SS an Zwangsarbeitern, wobei seine Erinnerungen insbesondere um den brutalen Lagerkoch SS-Scharführer Martin Weiss1041 kreisen, der als einziger Täter namentlich genannt wird. Weiss hatte sich im Alkoholrausch mehrfach mit seinen Gräueltaten gebrüstet und KZ-Häftlinge in der Öffentlichkeit misshandelt; auch wurde Frick Zeuge, als der SS-Mann im März 1945 den flüchtenden Häftling Adam Golub auf offener Straße erschoss.

Fricks in vielerlei Hinsicht erschütternder Roman vermochte jedoch, mit Ausnahme eines „Mahngangs“ mit 200 Personen Ende der 1970er-Jahre, keine öffentliche Auseinandersetzung mit den in den Adlerwerken verübten Verbrechen in Gang zu setzen. Erst als sich 1985 im Gallusviertel mehrere rechtsextreme Vorfälle ereigneten, setzte eine erste Beschäftigung mit dem KZ „Katzbach“ ein. Unter der Leitung des Lehrers Michael Knorn und des Sozialpädagogen Ernst Kaiser widmete sich eine Schülergruppe der Geschichte des Gallus im Nationalsozialismus und begann, zum KZ-Außenlager zu recherchieren. Dabei war die Ausgangslage alles andere als einfach. Im Stadtarchiv ließen sich nur wenige Quellen finden, die Unterstützung der Projektgruppe durch städtische Stellen hielt sich in engen Grenzen, und allgemein schien das Interesse, die NS-Vergangenheit des einstmals renommierten Frankfurter Unternehmens Adlerwerke aufzuarbeiten, von offizieller Seite äußerst gering. Dies zeigte sich etwa, als die Schülergruppe 1986 „in den Katakomben des Garten- und Friedhofsamtes zwei verstaubte Aktenbände u. a. mit Leichenschauscheinen der KZ-Häftlinge“1042 fand, das Stadtarchiv aber zu einer Übernahme der aufgefundenen Dokumente nicht bereit war. Die Schüler fertigten Abschriften und Kopien eines Teils der Dokumente an, die Originalquellen sind heute indes nicht mehr auffindbar. Kaiser und Knorn gehen davon aus, dass das Friedhofsamt oder das Stadtarchiv die Aktenbände noch Ende der 1980er-Jahre vernichtete.1043 Erhalten geblieben ist dagegen ein Schreiben der SS vom Oktober 1944 an das Frankfurter Bauamt, in dem die Einäscherung von KZ-Opfern im städtischen Krematorium angeordnet wurde. Im April 1987 sandte der Friedhofsleiter dieses Schreiben an den Leiter des Stadtarchivs Wolfgang Klötzer mit dem Vermerk: „Soviel ich weiß, wird damit ein heikles Thema berührt. Bis jetzt ist die Existenz der Außenstelle des Konzentrationslagers Natzweiler womöglich geleugnet worden.“1044 Eine Reaktion des Archivs ist nicht bekannt; das besagte Dokument befindet sich heute in einer dünnen Mappe mit der Bezeichnung „Miszellen 46“, wohingegen andere Quellen, aus denen Kaiser/Knorn noch in den 1990er-Jahren zitierten, im Frankfurter Stadtarchiv zum Teil nicht mehr auffindbar sind.1045 Nicht verwunderlich ist daher, dass, so Kaiser und Knorn, das Stadtarchiv (seit 1992: Institut für Stadtgeschichte) noch 1990 auf Anfragen bezüglich des KZ-Außenlagers antwortete, dass „sich aus allen verfügbaren Unterlagen kein Hinweis auf [eine] nationalsozialistische Einrichtung in der Kleyerstraße“1046 ergäbe.

Im Jahr 1986 verlegte der Verein Bund der Polen Zgoda in der Bundesrepublik Deutschland e. V. eine Bodenplatte mit der deutsch-polnischen Inschrift Den Opfern des Faschismus auf dem Frankfurter Sammelgrab, das bis dato noch immer nicht als KZ-Grabstätte erkennbar war. Das Friedhofsamt erachtete die Anbringung der Platte – aus unerfindlichen Gründen – als Verstoß gegen das Gräbergesetz und beabsichtigte anfangs, das Erinnerungszeichen wieder zu entfernen, ließ letztlich jedoch davon ab.1047

Die Schulprojektgruppe konnte derweil im selben Jahr mit Josef Jozwiak einen Überlebenden des KZ „Katzbach“ ausfindig machen und interviewen. Kaiser und Knorn führten die Recherchen ihrer Schüler in den folgenden Jahren fort, forschten in Archiven im In- und Ausland und nahmen um 1990 Kontakt zu weiteren in Warschau sowie in den USA und Frankreich lebenden ehemaligen Häftlingen auf. Wenngleich die Unternehmensgruppe Triumph-Adler – Rechtsnachfolgerin der früheren Adlerwerke – keinen Zugang zu ihren Werksarchiven gewährte, konnten Kaiser und Knorn 1992 erste Forschungsergebnisse in der Frankfurter Rundschau sowie in der Zeitschrift 1999 der Hamburger Stiftung für Sozialgeschichte des 20. und 21. Jahrhunderts veröffentlichen.1048 Über die im Dezember desselben Jahres veranstaltete Trauerfeier für die KZ-Opfer auf dem Hauptfriedhof erschienen dagegen keine Berichte in der Lokalpresse. Dabei kann diese Gedenkfeier als Ausgangspunkt der späteren Initiativen zur Dokumentation, Erinnerung und dem Gedenken an das KZ „Katzbach“ gesehen werden. An ihr beteiligten sich zwanzig bis dreißig Mitarbeiter der Adlerwerke, die, so der damalige und letzte Betriebsratsvorsitzende von Triumph-Adler, Lothar Reininger, „trotz Androhung arbeitsrechtlicher Sanktionen“1049 ihre Arbeit unterbrachen, um an der Gedenkfeier teilzunehmen. Der ebenfalls 1992 von Betriebsratsmitgliedern des im Niedergang begriffenen Unternehmens sowie anderen Gewerkschaftern gegründete Verein „Leben und Arbeiten in Gallus und in Griesheim e. V.“ (LAGG) unterstützte öffentlich den von Kaiser und Knorn an die Stadt gerichteten Appell, Überlebende des Konzentrationslagers nach Frankfurt einzuladen und am historischen Ort mit einer Gedenktafel an das KZ-Außenlager zu erinnern. Die Forderungen wurden anfangs von der Stadtspitze abgelehnt. Erst ein Artikel der tageszeitung,1050 in dem die mangelnde Verantwortungsübernahme der Stadt für die vor Ort begangenen KZ-Verbrechen scharf kritisiert wurde, führte offenbar zu einem ersten Umdenken im Römer.1051 Ende des Jahres 1993 besuchten ehemalige „Katzbach“-Häftlinge auf Einladung des Oberbürgermeisters die Stadt und nahmen an einer Gedenkfeier in den Adlerwerken teil. Dabei wurde von Kulturdezernentin Linda Reisch eine Gedenktafel im Innenhof des Gebäudekomplexes eingeweiht, die ungeschönt Auskunft über das Konzentrationslager gab:


In Erinnerung an das KZ-Außenlager Frankfurt/Adlerwerke. Über 1600 Häftlinge verschiedener Nationalität wurden zwischen August 1944 und März 1945 unter SS-Bewachung im Werk I der Adlerwerke AG gefangen gehalten, um in der Endphase des „Totalen Krieges“ für die Rüstungsproduktion und Aufräumarbeiten eingesetzt zu werden. 528 starben in Frankfurt am Main an Hunger und Kälte, durch Hinrichtungen und Morde und infolge ihres unzureichenden Schutzes bei einem Luftangriff am 8. Januar 1945. 245 wurden als „Arbeitsunfähige“ selektiert und in das Konzentrationslager Dachau und das Sterbelager Vaihingen transportiert. Hunderte starben bei der Evakuierung des Lagers in die Konzentrationslager Bergen-Belsen und Buchenwald. „Verantwortung aber gebietet, das Leid der Opfer zu begreifen.“ Rafael Seligmann



Die Tafel hätte nach dem Wunsch der Initiatoren (LAGG, Kaiser und Knorn) an der von der Bevölkerung wahrnehmbaren Außenmauer des Gebäudes angebracht werden sollen, was jedoch nicht realisiert werden konnte. Doch auch im Innenhof des Werksgeländes war die Gedenktafel nur kurze Zeit zu sehen. Wenige Wochen nach der Einweihung wurde sie wegen Bauarbeiten – der Gebäudekomplex wurde nach dem Ende der Adlerwerke saniert und zum Büro- und Gewerbekomplex „Galluspark“ umgebaut – entfernt und von der Stadt fünf Jahre lang eingelagert.

1994 veröffentlichten Ernst Kaiser und Michael Knorn im Frankfurter Campus-Verlag die 350-seitige Monografie „Wir lebten und schliefen zwischen den Toten“. Rüstungsproduktion, Zwangsarbeit und Vernichtung in den Frankfurter Adlerwerken,1052 die eine außerordentlich große Resonanz erfuhr und 1998 bereits zum dritten Mal aufgelegt wurde. Die publizierten Forschungsergebnisse bildeten sowohl die Basis als auch den entscheidenden Impuls für das – vor allem in diesem Zeitraum – ungewöhnlich lange und zähe Ringen um eine Gedenk- und Dokumentationsstätte zum KZ „Katzbach“ ab Mitte der 1990er-Jahre.


Geislingen an der Steige1053

Ähnlich wie in Frankfurt war es auch im ostwürttembergischen Geislingen an der Steige ein Lehrer, der in den 1980er-Jahren eine öffentliche Beschäftigung mit dem KZ-Außenlager anstieß. Der Gymnasiallehrer Hansjürgen Gölz, damals Ortsvorsitzender der SPD und von 1984 bis 2017 Mitglied des Geislinger Gemeinderats,1054 recherchierte 1980 zur lokalen NS-Geschichte, um mit Schülern eine Ausstellung zum Thema „Machtergreifung“ zu erarbeiten. Dabei interviewte er gemeinsam mit dem Lehrerkollegen Richard Wagner sowie Stadtarchivar Paul Thierer lokale Zeitzeugen. Auf das KZ Geislingen wurde er in diesem Zusammenhang aufmerksam, als ein älterer Nachbar ihm berichtete, dass er selbst als „Aufseher“1055 in dem Lager gearbeitet habe. Gölz und Wagner recherchierten weiter, um die Geschichte dieses KZ-Außenlagers, das seit Kriegsende niemals öffentlich thematisiert worden war, zu rekonstruieren. Wagner veröffentlichte 1982 den ersten Artikel zum KZ Geislingen in einer regionalgeschichtlichen Zeitschrift.1056 Nachdem sich im Januar 1983 die Überlebende des KZ-Außenlagers Gertrud Müller1057 mit dem Wunsch nach der Errichtung einer Gedenkstätte an die Stadt Geislingen gewandt hatte, nahmen die beiden Lehrer Kontakt zu ihr auf und veranstalteten schon im Februar eine erste öffentliche Veranstaltung zum KZ Geislingen, bei der Müller als Zeitzeugin im Mittelpunkt stand. Die Geislinger Zeitung berichtete im Nachgang:


Im Bewusstsein der Geislinger Bevölkerung ist die Existenz dieses Lagers jahrzehntelang erfolgreich verdrängt worden. […] Der Abend wurde von Gertrud Müller beschlossen mit der Aufforderung an uns Geislinger, den jüdischen Frauen eine würdige Gedenkstätte zu errichten, als Mahnung und Aufforderung, damit sich so etwas niemals wiederholen kann.1058



In den folgenden Monaten setzten sich Stadtrat Gölz und die SPD-Gemeinderatsfraktion zusammen mit dem zivilgesellschaftlichen Kommunalen Arbeitskreis (KAK) – welcher ursprünglich als Bürgerinitiative zum Erhalt einer Siedlung entstanden war – sowie die VVN-BdA Göppingen für eine Gedenkstätte ein; unterstützt wurden sie von dem Kulturhaus Rätschenmühle, der Volkshochschule, dem Friedensforum sowie dem Haus der Begegnung. Die SPD-Fraktion reichte Ende Februar einen Antrag im Gemeinderat ein, der jedoch zunächst nicht zur Abstimmung kam. Im Mai sprach sich der Kulturausschuss für die Anbringung einer Gedenktafel für die KZ-Opfer in der Krypta des am Ortsrand gelegenen Friedhofs Heiligenäcker aus, wo bereits mehrere Tafeln an die Opfer der beiden Weltkriege erinnerten. Der Verwaltungsausschuss favorisierte ebenfalls mehrheitlich diesen Vorschlag; die SPD-Vertreter sprachen sich dagegen für ein zentral gelegenes Mahnmal bei der Firma WMF aus, für die die Häftlinge hatten Zwangsarbeit leisten müssen. Auch der KAK insistierte auf einem Mahnmalstandort im Stadtgebiet, um die Erinnerung an das KZ-Außenlager im öffentlichen Bewusstsein zu verankern und die NS-Verbrechen im Alltag sichtbar zu machen. Die Firma WMF stellte auf ein Schreiben Gertrud Müllers hin in Aussicht, sich an den Kosten eines Mahnmals zu beteiligen, überließ die Entscheidung des Standorts jedoch der Stadtverwaltung und zeigte kein nennenswertes Interesse daran, sich mit diesem Teil der Firmengeschichte auseinanderzusetzen.

In der Geislinger Zeitung wurde über die Debatte um einen geeigneten Mahnmalstandort mit diversen kleineren Artikeln berichtet; darüber hinaus erschienen mehrere Leserbriefe zur Thematik in dem Lokalblatt. Ende Oktober 1983 votierte der Gemeinderat nach einer „hitzigen Diskussion“1059 mit 14 zu acht Stimmen für die Anbringung einer Gedenktafel in der Krypta des Friedhofs. Nach Ansicht der konservativen Ratsmitglieder repräsentierte der Beschluss die Meinung der lokalen Bevölkerungsmehrheit, welche ein zentrales Mahnmal überwiegend ablehne. Stadtrat Jörg Schneider (Freie Wähler) sah damit erfolgreich verhindert,


dass man die KZ-Häftlinge über die anderen Opfer des Krieges stelle, was nicht angebracht sei, da Geislingen kein Vernichtungslager gewesen sei. Dr. Richard Blum äußerte […] die Ansicht, in Geislingen sei kein KZ-Häftling getötet worden, hingegen habe man 682 Kriegstote zu beklagen. Die KZ-Häftlinge seien ebenso Opfer des Krieges und der Gewaltherrschaft, wie die gefallenen Soldaten und Bombenopfer.1060



Die mittlerweile aus dem KAK und seinem Unterstützerkreis hervorgegangene „Interessensgemeinschaft Mahnmal“ forderte nun von der Stadt, einen Platz im Stadtpark zur Verfügung zu stellen, um dort aus eigenen Mitteln ein Mahnmal für die KZ-Opfer zu errichten. Die SPD-Fraktion reichte einen entsprechenden Antrag im Gemeinderat ein, der allerdings zunächst von Oberbürgermeister Helmut von Au zurückgestellt wurde. Ende November stimmte der Gemeinderat in einer nichtöffentlichen Sitzung mehrheitlich gegen den SPD-Antrag.

Die Mitglieder der Interessensgemeinschaft um Stadtrat Gölz warben unterdessen 1983/84 in der Öffentlichkeit weiterhin um Unterstützung für ihr Anliegen und bemühten sich, die Lokalbevölkerung mittels Vortragsveranstaltungen, Flugblättern und Beiträgen in der Geislinger Zeitung über die Geschichte des Frauenkonzentrationslagers aufzuklären. Die Zahl der (aktiven) Unterstützer blieb jedoch anfangs verhältnismäßig klein; Gölz erhielt gar mehrere Hass- und Drohbriefe aufgrund seines Engagements für ein Mahnmal für die KZ-Opfer.1061

Ende Dezember übergab die Initiative einen Offenen Brief an Oberbürgermeister von Au, in dem sie forderte, den Beschluss der Gemeinderatssitzung rückgängig zu machen, den Dialog mit engagierten Bürgern zu suchen und die Stimme von Überlebenden des Lagers anzuhören.1062 Oberbürgermeister von Au, die CDU und die Freien Wähler waren an einer nochmaligen Diskussion jedoch nicht interessiert und lehnten sämtliche Gesprächsangebote ab.

Am 30. Januar 1984 errichtete die Interessensgemeinschaft gegenüber dem Werkstor von WMF ein provisorisches Holzkreuz mit der Inschrift Niemals vergessen; die Stadtspitze forderte Gölz und seine Mitstreiter daraufhin auf, das widerrechtlich aufgestellte Erinnerungsmal umgehend wieder zu entfernen.

Wenige Tage später informierte die Mahnmalinitiative den Oberbürgermeister und die Fraktionsvorsitzenden über eine bevorstehende Veranstaltung mit den Überlebenden Gertrud Müller und Tiborné Koritschoner (Ungarn) in Geislingen und bat darum, die beiden ehemaligen Häftlingsfrauen von offizieller Seite zu begrüßen, was von Au jedoch ablehnte. CDU und Freie Wähler nahmen nicht an der Veranstaltung teil.

Diese Verweigerungshaltung stieß zunehmend insbesondere bei jüngeren Geislingern auf Unverständnis und Gegenwehr. Einen vorläufigen Höhepunkt erreichte die Auseinandersetzung im Mai 1984 mit dem Erscheinen einer Zeitschrift des Stadtjugendrings sowie den CDU-Reaktionen darauf. Die Zeitung aktuell des Geislinger Stadtjugendrings trug in diesem Monat den Titel KZ-Stadt Geislingen1063 und befasste sich inhaltlich vor allem mit der Geschichte des KZ-Außenlagers und dem seinerzeitigen gesellschaftlichen wie politischen Umgang mit der KZ-Geschichte. So wurden die schwelenden Debatten dokumentiert und die Haltung von CDU, FWV und Oberbürgermeister von Au scharf kritisiert. Die CDU wiederum reagierte auf die Zeitschrift mit einer öffentlichen Stellungnahme, in der sie kritisierte, dass


der SPD-Vorsitzende Dr. Gölz [welcher einen Artikel in der SJR-Zeitung verfasst hatte; M. B.] mit allen Mitteln versucht, Geislingen in den Ruf einer KZ-Stadt wie Dachau zu bringen. Diese Emotionalisierung lehnt die CDU ab, begrüßt jedoch jegliche sachliche Aufarbeitung der Vergangenheit. […] Deswegen setzt sich die CDU für eine Mahntafel für die jüdischen Opfer auf dem Friedhof Heiligenäcker ein, wo aller Opfer und Leiden des Hitlerregimes gedacht werde. CDU und Junge Union fragen sich, ob es die Stadtverwaltung gegenüber Bürgern und Gemeinderat vertreten kann, aus öffentlichen Mitteln eine Zeitschrift zu finanzieren, die durch polemische Beiträge in Geislingen unnötig Gräben aufreißt. Um dies in Zukunft zu vermeiden, hält es die Union für dringend erforderlich, „aktuell“ politisch neutral zu gestalten. Hierfür müssten die Redaktionsrichtlinien geändert werden.1064



Die Stellungnahme der CDU-Fraktion zog eine „Flut von Leserbriefen“1065 nach sich, in denen zum einen kritisiert wurde, dass die Christdemokraten versuchten, politisch andersdenkenden Jugendverbänden öffentliche Gelder zu streichen. Hauptsächlich aber, so ist einem Artikel des Stadtarchivs zu entnehmen,


wurde der CDU Gefühlskälte gegenüber den Opfern des Faschismus und eine Verharmlosung des Geislinger Arbeitslagers vorgeworfen. Wie unversöhnlich sich die Betrachtungsweisen und Argumente von KZ-Mahnmal-Initiative und CDU gegenüber standen, trat hier in aller Deutlichkeit zu Tage.1066



Im September 1984 präsentierte der Ellwanger Künstler Heinz Knödler dem Gemeinderat drei Entwürfe für ein Denkmal, was auf große Verwunderung stieß. Denn Oberbürgermeister von Au hatte offenbar entgegen dem Gemeinderatsbeschluss vom Oktober des Vorjahres keine schlichte Gedenktafel für die Krypta auf dem Friedhof Heiligenäcker in Auftrag gegeben, sondern Vorschläge für ein deutlich kostspieligeres Mahnmal eingeholt, das am Aufgang zur Aussegnungshalle errichtet werden solle. Wie es dazu kam und ob von Au damit einen Kompromiss zwischen den Befürwortern und Gegnern eines Mahnmals finden wollte, ist nicht bekannt. Der Gemeinderat bemängelte zwar das Vorgehen des Oberbürgermeisters und stellte die Dimension sowie den Kostenrahmen der Mahnmalentwürfe infrage; nichtsdestotrotz einigten sich die Fraktionen noch in derselben Sitzung auf einen der drei Vorschläge Knödlers: das abstrakte Mahnmal Geschundener Kopf sollte insbesondere an die Frauen des KZ Geislingen erinnern, zugleich aber auch allen anderen Opfern nationalsozialistischer Gewalt gewidmet sein.

Während die SPD-Fraktion dem Kompromiss zu weiten Teilen zustimmte, hielten andere Gruppen und Personen aus dem Umfeld der Initiative an der Forderung fest, ein Mahnmal für die Opfer des KZ-Außenlagers müsse zentral gelegen und ausdrucksstark gestaltet sein. Ein Zusammenschluss von Gewerkschaftern, Mitgliedern der VVN (darunter Gertrud Müller), des Friedensforums und der DKP sowie anderen linken Organisationen errichteten daher ohne Genehmigung ein alternatives Steindenkmal im Stadtpark und weihten es am 21. Oktober 1984 feierlich ein. Vier Tage später beauftragte die Stadtverwaltung den Bauhof mit der Entfernung des Mahnmals.

Das städtische Mahnmal auf dem Friedhof Heiligenäcker wurde dagegen am Volkstrauertag (18. November 1984) eingeweiht. Eine nennenswerte Beschäftigung der Stadt mit der Geschichte des Frauenkonzentrationslagers fand in den folgenden Jahren nicht statt.


Calw

In Calw gründete sich 1983 der „Arbeitskreis Lokale Zeitgeschichte“ um den Realschullehrer Norbert Weiss mit dem Ziel, die NS-Geschichte der Stadt näher zu beleuchten und einer breiteren lokalen Öffentlichkeit zu vermitteln.1067 Im Zuge der Recherchen stieß die Gruppe – u. a. durch einen Hinweis im „Vorländer-Band“ – auf die Rüstungsproduktion bei der Firma Lufag und das auf dem Firmengelände von Januar bis April 1945 bestehende Außenlager des KZ Natzweiler, in dem 199 überwiegend ungarische Jüdinnen inhaftiert gewesen waren. Erste Forschungsergebnisse flossen in die Ausstellung Verfolgung und Widerstand unter dem Hakenkreuz ein, die der Arbeitskreis bereits 1984 im Calwer Rathaus zeigen konnte. Durch die Ausstellung wurde der Geschichtsdidaktiker Josef Seubert auf den AK Lokale Zeitgeschichte aufmerksam und nahm Kontakt zu Weiss auf. Seubert selbst hatte sich in den vorangegangenen Jahren mit dem KZ-Außenlager Calw beschäftigt, nachdem ihn 1980 eine Bürgerin aus Kusterdingen (südöstlich von Tübingen) auf rätselhafte ungarische Inschriften im Fachwerkgebälk einer dortigen Scheune aufmerksam gemacht hatte, die – wie sich herausstellte – von Häftlingen des KZ Calw während des Evakuierungsmarschs dort eingeritzt worden waren.1068

Seubert und der Arbeitskreis arbeiteten fortan gemeinsam an der Erforschung der Lagergeschichte weiter. Nachdem anfangs ausschließlich die Aussagen einiger Calwer Zeitzeugen sowie Auskünfte einzelner Behörden als Quellen zu Verfügung standen, kamen nun auch Dokumente aus der Ludwigsburger Zentralen Stelle sowie Auskünfte aus Yad Vashem sowie der KZ-Gedenkstätte Dachau hinzu. Entscheidend war jedoch, dass Seubert und der Arbeitskreis bis 1989 in Israel, Ungarn und Frankreich zwölf Überlebende des Frauenkonzentrationslagers ausfindig machen konnten, die bereit waren, in Briefen über ihre Verfolgungsgeschichte zu berichten. Mit den ehemaligen Häftlingen Ilona Roth, Agi Szönyei und Agnes Zini konnten Seubert und Weiss zudem persönliche Gespräche in Budapest und Paris führen.

Mit dem schmalen Buch Von Auschwitz nach Calw. Jüdische Frauen im Dienst der totalen Kriegsführung erschien so 1989 die erste und bis heute maßgebliche Publikation zur Geschichte des KZ-Außenlagers.1069 Zur Buchveröffentlichung reisten auf Initiative des AK Lokale Zeitgeschichte mehrere Überlebende für einige Tage nach Calw. Die Stadt hatte sich ursprünglich mit dem fadenscheinigen Argument, das KZ-Außenlager habe sich genaugenommen nicht auf Calwer, sondern auf Stammheimer Gemarkung befunden, dagegen ausgesprochen, die Frauen offiziell von städtischer Seite einzuladen und den Besuch zu finanzieren. Nach empörten Reaktionen in der Lokalpresse wurde die Entscheidung jedoch revidiert.1070

Während des Besuchs wurde außerdem in einer Werkstatt der Firma Bauknecht im ehemaligen Lufag-Gebäude ein Mahnmal errichtet. Die Initiative hierzu war vom DGB-Kreisverband Calw sowie dem Bauknecht-Betriebsrat ausgegangen. Das rund drei Meter hohe Relief des Künstlers Wolfram Isele stellt „nach Art eines Skizzenbuches Szenen über Arbeit, Ernährung, Unterbringung und die Evakuierung der Frauen dar“1071 und trägt die Inschrift: In diesem Raum lebten vom 13. Januar 1945 bis zum 2. April 1945 einhundertneunundneunzig Jüdische Frauen als KZ-Häftlinge und Zwangsarbeiterinnen.


Aalen (Wasseralfingen)

Auch das KZ-Außenlager Wasseralfingen wurde in den 1980er-Jahren erstmals Gegenstand wissenschaftlicher Forschung, als der ehemalige Aalener Stadtarchivar Karlheinz Bauer Quellen durchforstete, Zeitzeugen befragte und 1984 einen Artikel im Aalener Jahrbuch publizierte1072 sowie die lokale Öffentlichkeit mit einem Vortrag über die Geschichte des Lagers unterrichtete. Im Jahr darauf brachte die Stadt Aalen auf dem Wasseralfinger Friedhof, wo bis dato nur das 1945 von Überlebenden errichtete Mahnmal mit polnischer Inschrift bestand, einen Gedenkstein zur Erinnerung an „polnische Zwangsverschleppte, Zivilarbeiter und -arbeiterinnen sowie KZ-Häftlinge“ an, die „während des Zweiten Weltkrieges in verschiedenen Arbeitslagern, die in den Jahren 1941 bis 1945 in Wasseralfingen bestanden“,1073 untergebracht waren. Wenige Jahre darauf wurde an der „Schillerlinde“ oberhalb der Wasseralfinger Erzgrube ein Gedenkstein errichtet mit der Inschrift:


An diesem Ort starben im Herbst 1944 4 KZ-Häftlinge. Sie wurden von der SS ermordet. Ihre Namen sind unbekannt. Sie waren wie ihre Schicksalsgefährten in den Wasseralfinger Lagern und an vielen anderen Orten Opfer der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft. Ihr Leid und Tod seien uns Mahnung und Auftrag zugleich!1074



Seit 1995 informiert der Kreisjugendring Ostalb e. V. in einer mehrfach neu aufgelegten Broschüre über Konzentrationslager, Zwangsarbeit, Todesmärsche und andere NS-Verbrechen in der Region auf Basis der von Bauer gewonnen Erkenntnisse auch über das KZ-Außenlager Wasseralfingen.1075


Spaichingen

In Spaichingen beantragte die SPD 1982 die Anbringung einer Gedenktafel an der Stelle der einstigen KZ-Baracken, nachdem im Heuberger Boten ein Artikel über das Konzentrationslager erschienen war. Der Antrag wurde jedoch von der Mehrheit des Gemeinderats abgelehnt und das Vorhaben offenbar nicht weiter verfolgt.1076 Auch eine Erforschung der Lagergeschichte setzte erst wenige Jahre später durch den Journalisten Jochen Kastilan ein, der 1990 einen Beitrag über das KZ Spaichingen in der Stadtchronik veröffentlichte.1077 Drei Jahre darauf beteiligten sich außerdem zwei Abiturienten mit einer Arbeit zur Geschichte des Konzentrationslagers und der Entstehung des 1963 eingeweihten Mahnmals am Geschichtswettbewerb des Bundespräsidenten.1078 Eine breite lokale Öffentlichkeit erreichte das Thema KZ Spaichingen jedoch erst 1994 durch eine von Jochen Kastilan und Anton Honer erarbeitete Ausstellung im Spaichinger Gewerbemuseum, die von rund 2 000 Personen, darunter Schulklassen und Vereine, besucht wurde. Die Unterstützung von Seiten der Stadt war dabei äußerst gering.1079


Cochem / Bruttig-Fankel / Treis-Karden

1992 veröffentlichte der in Cochem geborene und bei Koblenz lebende Buchhändler und Schriftsteller Ernst Heimes (Jahrgang 1956) das Buch Ich habe immer nur den Zaun gesehen. Suche nach dem KZ Außenlager Cochem. Es erhielt rasch überregionale Aufmerksamkeit und erschien sieben Jahre später bereits in der vierten Auflage. Ausschlaggebend für die relativ breite Rezeption des Buchs dürfte vor allem gewesen sein, dass der Autor sich darin dem Thema KZ-Außenlager auf ungewöhnliche Weise, teils literarisch, größtenteils aber in Form einer längeren Reportage näherte. So präsentierte Heimes einerseits seine Forschungsergebnisse zur Geschichte des KZ Kochem, dem einzigen Natzweiler-Außenlager auf dem Gebiet des heutigen Bundeslands Rheinland-Pfalz. Zugleich zeichnete er aber – wie der Untertitel des Buchs bereits andeutet – die einzelnen Etappen seiner Spurensuche detailliert nach und beschrieb sehr persönlich seine Intentionen und Emotionen während der Recherchen.

Ausgangspunkt sowohl des Buchs wie auch der Nachforschungen Heimes’ war ein „Pfingstspaziergang“1080 Anfang der 1980er-Jahre, bei dem ihm sein Vater erstmals seine eigenen Erinnerungen an das KZ-Außenlager preisgab und auf bauliche Überreste des Lagers hinwies. Die Baracken der beiden Lagergelände in Bruttig und Treis (heute Bruttig-Fankel und Treis-Karden) waren nach Kriegsende nur teilweise abgerissen worden. Einige wurden zu Wohnhäusern umgebaut, andere an örtliche Gewerbetreibende sowie die Bundespost verpachtet und in manchen Fällen bis Ende der 1980er-Jahre weiter genutzt. In Bruttig befanden sich zwei Baracken gar noch bis in die 1990er-Jahre weitgehend im Originalzustand.1081 Auf die Geschichte des Konzentrationslagers wies jedoch in beiden Orten nichts hin. Auch auf dem Bruttiger Friedhof, wo nach frühen Exhumierungen und Umbettungen (vermutlich durch französische Besatzungsbehörden) noch sieben Opfer des KZ-Außenlagers in Einzelgräbern beigesetzt waren,1082 fand sich kein Hinweis auf die Lager. Auf den Grabsteinen waren lediglich die Namen und Lebensdaten aufgeführt. Da sich die Gräber seit einer von der Gemeinde in den 1950er-Jahren vorgenommenen Umbettungsmaßnahme gemeinsam mit gefallenen deutschen Soldaten in einem „Ehrenfeld“ befanden, vermittelten sie den Eindruck, es handle sich um die Grabstätten alliierter Militärangehöriger.

Ernst Heimes schildert in seinem Buch eindrücklich den Beginn und die Motivation seiner Spurensuche, mit der er unmittelbar nach dem Sonntagsspaziergang begann – zunächst ausschließlich aus persönlichem Interesse, später mit der Absicht einer Veröffentlichung. Adressiert an seinen Vater schreibt Heimes:


Bis zu diesem Tag hattest Du mir nie etwas vom Tunnel und den Lagern erzählt und seitdem auch nichts mehr. Das heißt, das stimmt nicht ganz. Am Abend des besagten Pfingstsonntags, ich war gerade dabei unser Gespräch zu notieren, riefst Du bei mir an und machtest mich auf eine Zeitschrift aufmerksam, die im Dezember 1978 erschienen war.

 

„Da steht etwas über das Lager Bruttig drin.“

 

„Welche Zeitschrift ist das?“

 

„Zündkopf heißt sie. Die Jusos haben die herausgegeben. Ich komme morgen bei dir vorbei und bringe sie dir mit.“

 

Zündkopf. Dieser hatte eher den Charakter eines im Selbstdruckverfahren hergestellten, mehrseitigen Flugblattes, als den einer Zeitschrift. Auf DIN-A4-Seiten wurde unter der Überschrift Was nicht im Heimatbuch steht über das KZ Cochem berichtet. Für mich war das die erste gedruckte Information zu dem Thema.

 

„Wegen des Artikels hat es damals ziemlich viel Aufregung gegeben“, wußtest Du. „Hier, lies mal: Die Außenkommandos sind in ihrer nächsten Umgebung unbekannt geblieben und wurden und werden bewußt totgeschwiegen. Wie gut diese kollektive Verdrängung von Schuld und schlechtem Gewissen nach dem Krieg bis heute funktioniert …“ An dieser Stelle hörtest Du mit Lesen auf, blätterst ein paarmal hin und her und sagtest dann: „Hier noch was. Da steht: In unserer Gegend betrug die Zahl der Familien, die in einem Dorf wie Bruttig als Gegner des Naziterrors bekannt waren, eins bis zwei.“ Dann schlugst Du die Zeitung zu: „Das ist doch kein Wunder, daß sich die Leute über den Artikel aufgeregt haben.“

 

„War es denn nicht so?“ fragte ich.

 

„Naja“, Du zogst die Schultern in den Nacken, „viel anders war es sicher nicht. Aber das waren ja auch extreme Zeiten, davon macht Ihr euch heute ja gar kein Bild mehr.“

 

„Mir ein Bild machen“, sagte ich. „Das ist es. Genau das will ich versuchen.“1083



In den folgenden Monaten schrieb Heimes die Kommunalverwaltungen der Region sowie die Gemeindeverwaltung Natzweiler an, um weitere Informationen über das KZ Kochem zu erhalten. Er recherchierte im Landeshauptarchiv in Koblenz und begann, die ehemaligen Lagergelände in Bruttig und Treis zu erkunden. Vor Ort blieben die Ergebnisse seiner Nachforschungen bescheiden. Die Kommunen gaben vor, über keinerlei Quellenmaterial zu verfügen oder verweigerten die Einsichtnahme; nur wenige Zeitzeugen waren zu einem Gespräch bereit. Auf ein späteres Inserat in der Cochemer Ausgabe der Rhein-Zeitung, in dem Heimes um „Dokumente, Briefe, Bilder usw. und Augenzeugenberichte“1084 bat, erhielt er keine Zuschrift. Dennoch konnte der Schriftsteller anhand vereinzelter Zeitzeugeninterviews und Archivmaterialien allmählich einige Informationen über das KZ Kochem zusammentragen.

Etwa zur selben Zeit begannen einige Jugendliche, sich mit der Geschichte des KZ-Außenlagers zu befassen. Eine 9. Klasse der Cochemer Realschule beabsichtigte, 1984 mit einer Arbeit über regionale „Spuren der Vergangenheit“ am jährlich bundesweit ausgeschriebenen Schülerwettbewerb zur politischen Bildung teilzunehmen und wurde bei ihrer Ideensammlung auf das Lager in Bruttig aufmerksam. Über die Motivation, sich diesem Thema zuzuwenden, schrieben die Schüler später in ihrem Aufsatz:



Was uns […] unter anderem veranlaßte, uns für diese „Spur“ zu entscheiden, war die Tatsache, daß ein Großteil der Klasse und sogar – wie wir in der nächsten Zeit bemerkten – viele unserer Lehrer und Mitschüler, aber auch Eltern und Bekannte, denen wir von unserer Arbeit erzählten, nichts oder wenig von diesem Lager wussten. Kein Wunder: In Bruttig erinnerte so gut wie nichts an das Lager! Auch in Büchern, die sich mit Heimatgeschichte oder ähnlichem befassen, kaum ein Hinweis!1085



Die Jugendlichen fanden neben einer kleinen Zahl von Archivquellen vier Bruttiger Zeitzeugen, die bereit waren, ihre Erinnerungen an das „Arbeitslager“ – so die von den Schülern übernommene Bezeichnung der Einheimischen für das KZ-Außenlager – preiszugeben. Basierend auf diesen Quellen verfasste die Realschulklasse einen fünfseitigen Aufsatz, in dem die Geschichte des Tunnels, des Zwangsarbeitereinsatzes für die Firma Bosch sowie des Bruttiger Lagers als „Außenkommando“ des KZ Natzweiler skizziert wurden. Den Aussagen der Zeitzeugen war zu entnehmen, dass die Existenz des Lagers der damaligen Bevölkerung nicht entgangen sein konnte, da der Marsch der Arbeitskolonnen zwischen Lager und Tunnel mitten durch den Ort führte und viele Einheimische Zeugen von Misshandlungen der SS an Häftlingen sowie des schlechten Gesundheitszustands der Inhaftierten wurden. Auch erfuhren die Jugendlichen, dass Häftlinge hingerichtet und für die Bevölkerung sichtbar mehrere Tage zur Abschreckung an den Galgen hängen gelassen wurden. Ebenso sei die Ortsbevölkerung von der SS „gehörig unter Druck gesetzt“1086 worden, da manche Einwohner Mitleid mit den Häftlingen gehabt und ihnen heimlich Kirschen, Äpfel und Zigaretten zugesteckt hätten.

Die Schüler legten in ihrem Artikel dar, dass ihre Spurensuche vor Ort auf große Ablehnung gestoßen sei und „teils hitzige Auseinandersetzungen“1087 bewirkt habe: „Ohne böse Absicht waren Wunden angerührt worden, die längst verheilt schienen“, weshalb die meisten angesprochenen Personen nicht über das Lager hätten sprechen wollen. Im Schlussteil des Aufsatzes resümierten die Neuntklässler:


Heute erinnern auf dem Bruttiger Friedhof noch sieben Gräber daran, daß der nationalsozialistische Terror auch in unserer nächsten Umgebung gewütet hat. Wir haben die Gräber besucht, sie sind von Efeu bedeckt und wir hatten bei unserer Arbeit oft den Eindruck, als ob man über dieses Kapitel auch am liebsten „Gras wachsen“ ließe.1088



Der Beitrag der Cochemer Realschüler wurde von der Bundeszentrale für politische Bildung mit einem Hauptpreis in der entsprechenden Alterskategorie prämiert und 1986 im Jahrbuch für den Kreis Cochem-Zell veröffentlicht.

Bereits vor der Publikation des Aufsatzes widmete sich auch der Cochemer Gymnasiallehrer und Heimatforscher Reinhold Schommers (1936–2000)1089 erstmals der Geschichte des Außenlagers. Anfang März 1985 veröffentlichte der Studienrat in der Cochemer Rhein-Zeitung einen Artikel mit dem Titel Die Last drückt noch immer. ‚Arbeitslager Bruttig-Treis‘ war vor 40 Jahren im Gerede.1090 Darin streifte Schommers kurz die Geschichte des Lagers und übte leise Kritik daran, dass kaum noch jemand etwas darüber wisse oder wissen wolle:


Aber die damals in der Nähe der Lager lebten, sie wissen mehr als die wenigen Aktenstücke. Unauslöschlich bleibt die Erinnerung bei denen, die mit ansehen mussten, was sie nicht sehen wollten, wie in deutschem Namen die Menschlichkeit mit Füßen getreten wurde, ohne daß der einzelne wirksam hätte daran etwas ändern können. Nach 40 Jahren ist eine solche Schuld rechtlich nicht mehr einklagbar. Aber diejenigen, die zusahen, zusehen mussten, sollten die Wahrheit weitergeben, damit Ähnliches nicht mehr geschehen kann.



Auf Anregung und möglicherweise unter Mitarbeit der Cochemer Realschüler setzte sich Reinhold Schommers in der Folge für ein Mahnmal in Bruttig ein, welches an das – weiterhin nur als „Arbeitslager“ bezeichnete – KZ-Außenlager erinnern sollte. Die Realisierung des Vorhabens gestaltete sich allerdings äußerst schwierig. Im Bruttiger Gemeinderat bestanden anfangs große Vorbehalte gegen ein Mahnmal, der Cochemer Landrat Severin Bartos (CDU) wollte sich in den letzten Monaten seiner Amtszeit nicht mit einer derartigen Angelegenheit befassen,1091 und einem öffentlichen Spendenaufruf folgten nur wenige Bürger. Schommers schrieb zudem Politiker sämtlicher Parteien im Kreis Cochem an und bat um finanzielle Unterstützung, erhielt aber – sofern er überhaupt eine Antwort bekam – überwiegend Absagen. Landrat Bartos spendete für die Errichtung des Mahnmals „nach mehrfachem Drängen […] ganze fünfzig Mark“.1092

Ungeachtet der noch vagen Finanzierungsgrundlage beauftragte Schommers den Senheimer Bildhauer Christoph Anders mit dem Entwurf eines Gedenksteins. Die Anfang 1986 vorgelegten Skizzen des Künstlers sowie die von Schommers vorgeschlagene Mahnmalinschrift wurden letztlich vom Bruttiger Gemeinderat bewilligt,1093 der Gedenkstein in Auftrag gegeben und am Volkstrauertag eingeweiht.1094 Nicht nur die Entscheidung des Gemeinderats, den Gedenkstein auf dem Friedhof (anstatt, wie ursprünglich geplant, im Ort) zu errichten, sondern auch die uneindeutige bildliche wie textliche Gestaltung des Mahnmals entsprachen jedoch zum Teil eher den Denkmalsetzungen der 1960er-Jahre. Der senkrecht stehende rechteckige Basaltstein ist im oberen Teil als Vorhang (laut Rhein-Zeitung symbolisch für den „Vorhang des Verschweigens“1095) gestaltet, aus dem zwei ausgemergelte Hände herausragen, die sich nach einem Zweig („dem Zeichen der Versöhnung zwischen den Menschen und Gott“) strecken. Darunter befindet sich die Inschrift Die Opfer des AL Treis-Bruttig 1944/45 mahnen zum Frieden. Das Wort „Frieden“ ist zudem in russischer, französischer, englischer und hebräischer Sprache eingehauen; darunter ein Kreuz sowie ein Davidstern. An der Schmalseite des Gedenksteins befindet sich darüber hinaus die Inschrift Die Würde des Menschen ist unantastbar.

Ernst Heimes erfuhr von der Aufstellung des Gedenksteins offenbar erst im Jahr darauf in einem Gespräch mit Rudolf Schommers. Der Schriftsteller hatte unterdessen im Zuge einer Lesereise nach Luxemburg Kontakt zu Ernest Gillen geknüpft und mit dessen Unterstützung seine Suche nach Quellen zum KZ Kochem fortgesetzt. Während Anfragen bei den Kommunalarchiven sowie bei der Firma Bosch ergebnislos blieben, stieß Heimes im Bundesarchiv Koblenz auf einen umfangreichen Quellenbestand, der ihn motivierte, mit den Recherchen fortzufahren:


Auf einmal hatte ich auch ein Gefühl für die Wichtigkeit meiner Arbeit. Diese ganzen Aktenstapel vor mir waren nichts als Papier, wenn nicht jemand etwas daraus machen, sie durchkämmen, entschlüsseln, übertragen und interpretieren würde. In diesen Papieren ruhte, was dem „Kollektiven Vergessen“ einen Strich durch die Rechnung machen könnte, würde es nur erweckt und aus den Aktenschränken nach draußen getragen werden.1096



Darüber hinaus erhielt Heimes von Ernest Gillen die Erinnerungsberichte einiger ehemaliger Natzweiler- und Kochem-Häftlinge, die ihm – zusammen mit dem Archivmaterial – einen immer tieferen Einblick in die Geschichte des Konzentrationslagers und den Leidensweg der Inhaftierten verschafften. Später konnte er außerdem den in den USA lebenden Überlebenden Peter Shevchuk ausfindig machen, der ihm telefonisch von seiner Haftzeit in den Konzentrationslagern Auschwitz, Cochem und Buchenwald berichtete.

Was die Suche nach dem Sterbeverzeichnis des KZ Kochem betrifft, stießen jedoch sowohl Heimes als auch die Luxemburger Natzweiler-Amicale auf eine strikte Blockadehaltung im Treiser Rathaus. Gillen und die Amicale des Anciens Prisonniers et des Familles des Disparus de Natzweiler-Struthof hatten sich bereits in der Vergangenheit um eine Kopie der im Standesamt erhalten gebliebenen Liste der Todesmeldungen bemüht. Als einzige aller kontaktierten Kommunen, in denen sich ein KZ-Außenlager befunden hatte, verweigerte die Gemeinde Treis-Karden jedoch die Herausgabe dieser Liste. Um 1990 wurde Heimes daher beim Verbandsbürgermeister Manfred Schnur (CDU) vorstellig und bat ihn eindringlich um Einsichtnahme in die Standesamtsakten. Den Gesprächsverlauf gibt Heimes später wie folgt wieder:


„Tun Sie der Gemeinde Treis den Gefallen“, sagte ich. „Geben Sie uns die Sterbelisten. Natürlich bin ich auch persönlich für meine Arbeit daran interessiert, aber ich denke dabei hauptsächlich an die Luxemburger. Nachbarschaftliche Beziehungen!“ Er antwortete, daß es ja auch umgekehrt mit den Luxemburgern schon Schwierigkeiten gegeben hätte und daß [seine] Verwaltung ja auch noch anderes zu tun habe, als luxemburgische Geschichtsforscher zu bedienen. Ich war sauer. Ich sagte, daß diese Leute von uns in den Konzentrationslagern gefoltert worden seien, daß es sich hier nicht um irgendwelche Hobbyforscher handele, sondern um Menschen, die ein absolut berechtigtes Interesse daran hätten, von uns die gewünschten Informationen zu bekommen. Dann begann er, mir etwas von Juden zu erzählen. […] Ich sagte, es sei kein Lager für Juden gewesen, sondern für Menschen, die durch Arbeit vernichtet werden sollten. „Politische“, sagte er. „Ja, auch“, sagte ich. „In wenigen Wochen sollen hier vierzig von einhundertfünfzig Franzosen gestorben sein, die der Résistance angehört hatten.“ Jetzt auf einmal wußte er, daß es sich in Treis um ein Arbeitslager, nicht um ein KZ gehandelt habe.1097



Das Standesamt ließ Heimes einige Wochen darauf wissen, dass keine rechtlichen Möglichkeiten bestünden, die Liste herauszugeben, da aus dem Innenministerium Rheinland-Pfalz lediglich die Erlaubnis vorliege, die Gesamtzahl der Sterbefälle aus dem Lager mitzuteilen. Auf eine Anfrage Heimes’ an das Ministerium antwortete die Staatskanzlei, dass im vorliegenden Falle gar keine Weisung an die subalternen Behörden erteilt werden könne, sondern die Entscheidungsgewalt allein beim Standesamt liege.1098 Die Einsichtnahme in die Sterbeliste blieb somit weiterhin verwehrt.

Nach Erscheinen des Buchs im Frühsommer 1992 schlugen die Wellen in der Region für einige Wochen hoch: Heimes’ Veröffentlichung war Gesprächsthema in der regionalen Öffentlichkeit, der Autor erhielt zahlreiche Briefe und Telefonanrufe; Berichte in den Lokalzeitungen zogen mehrere Erwiderungen in Form von Leserbriefen nach sich. Manche Zeitzeugen würdigten Heimes’ Engagement und berichteten über ihre eigenen Erinnerungen an das KZ-Außenlager. Bei anderen – nicht nur Zeitzeugen – stießen die Forschungsergebnisse auf vehemente Ablehnung. Die Reaktionen waren insgesamt sehr ambivalent: Während mehrere Schulen Heimes zu Lesungen einluden und das Buch eine starke überregionale Rezeption erfuhr, blieb die Bereitschaft, sich mit der Geschichte des KZ Kochem auseinanderzusetzen, in Cochem, Treis-Karden und Bruttig-Fankel nicht nur auf kommunalpolitischer Ebene äußerst begrenzt. Eine Lesung in Cochem war – nachdem Heimes vergebens mehrere Kultur- und Bildungseinrichtungen kontaktiert hatte – nur dank des persönlichen Einsatzes zweier Lehrer möglich; Vertreter der Kommunen blieben der Veranstaltung fern.1099 Die an diesem Abend von einzelnen Bürgern vorgebrachte Anregung, in einer der noch bestehenden ehemaligen Baracken in Bruttig eine Dokumentations- und Gedenkstätte einzurichten, wurde anschließend nicht wieder aufgegriffen. Bis heute existiert außer dem Gedenkstein auf dem Bruttiger Friedhof kein öffentlicher Hinweis auf das Konzentrationslager und kein Erinnerungsmal für die Opfer des Lagers – und dies, obwohl die Namen der Toten mittlerweile weitgehend bekannt sind. Noch 1992 sandte Bürgermeister Schnur die bis dahin vorenthaltenen Sterbelisten an Ernst Heimes, nachdem ein Kamerateam des Südwestfunks, der eine Dokumentation zur Buchveröffentlichung drehte, im Rathaus erschienen war und das Gemeindeoberhaupt zur Rede gestellt hatte.


Offenburg

Nochmal anders vollzog sich die Aufarbeitung der Geschichte des KZ-Außenlagers in Offenburg, was sowohl den Zeitpunkt der Entstehung als auch die Herangehensweise der dortigen örtlichen Initiative betrifft.

17 Jahre nach der öffentlich kaum zur Kenntnis genommenen Neugestaltung der KZ- und Zwangsarbeitergräber fand in Offenburg 1981 eine Gedenkfeier für die Opfer des Außenlagers statt. Diese wurde allerdings nicht von der Stadt organisiert, sondern vom Oberrat der Israeliten Badens, dem mit Sigmund Nissenbaum ein Überlebender des Offenburger Lagers angehörte. Neben Nissenbaum und weiteren Mitgliedern des Oberrats nahmen Werner Nachmann (Vorsitzender des Zentralrats der Juden in Deutschland), Landesrabbiner Nathan Peter Levinson, Staatsekretär Robert Ruder, Oberbürgermeister Martin Grüber sowie Vertreter der Gemeinderatsparteien, der christlichen Kirchen und des Volksbunds Deutsche Kriegsgräberfürsorge an der Feierstunde auf dem Friedhof teil. Sigmund Nissenbaum schilderte in seiner Trauerrede1100 seinen Leidensweg von Warschau nach Offenburg, die Lebensbedingungen im Außenlager und die Massenhinrichtung vom 12. April 1945, bei der auch sein Vater ermordet wurde. Dass das Offenburger Tageblatt am Folgetag ausführlich über die Gedenkfeier sowie insbesondere die Rede Nissenbaums berichtete1101 und damit erstmals genauere Informationen über das KZ-Außenlager an die Öffentlichkeit gelangten, zog jedoch keine weitere Beschäftigung mit der Geschichte des Lagers oder Initiativen zur Erinnerung an die Opfer nach sich.

Eine zivilgesellschaftliche wie auch wissenschaftliche Auseinandersetzung mit dem KZ Offenburg setzte besonders spät ein. 1994 publizierte der Historiker Bernd Boll eine knapp 400 Seiten umfassende Dissertation zur Rüstungsindustrie und zum Einsatz von Zwangsarbeitern in Offenburg, in der er auf sechs Seiten auch das KZ-Außenlager behandelte.1102 Allerdings kommt der Begriff „KZ-Außenlager“ bei Boll nicht vor, denn er konnte offenbar noch keinen Bezug zum KZ Natzweiler erkennen. Das Offenburger Lager wird ausschließlich als „Kommando des Konzentrationslagers Flossenbürg“ bezeichnet. Kleinere Ungenauigkeiten in der Darstellung dürften der damals noch schwierigen Quellenlage geschuldet sein: Boll konnte in Bezug auf das Konzentrationslager lediglich auf das Redemanuskript Nissenbaums von 1981, auf eine Friedhofsliste aus dem Stadtarchiv Offenburg sowie auf Akten der dortigen Staatsanwaltschaft aus dem Jahr 1972 zurückgreifen. Der International Tracing Service (Bad Arolsen) hatte eine Einsichtnahme in die dort befindlichen Akten verweigert.1103 Unverständlich bleibt dennoch, warum der Autor unkritisch die Angabe aus den Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft übernahm, wonach die Häftlinge in der Ihlenfeldkaserne (Weingartenstraße) untergebracht gewesen seien, während sowohl Nissenbaum als auch die von Boll zitierte Liste aus dem Stadtarchiv explizit auf ein „Lager innerhalb der Artilleriekaserne in der Prinz-Eugen-Straße“1104 hinwiesen.

Auch in der von Martin Ruch – damals Leiter des Offenburger Museums im Ritterhaus – im Jahr darauf veröffentlichten Dokumentation über Verfolgung und Widerstand in Offenburg 1933–1945 nimmt das (hier ebenfalls nicht als solches bezeichnete) KZ-Außenlager nur wenige Seiten ein. Ruch skizziert unter der Überschrift Massaker in Offenburg1105 knapp die Geschichte des Arbeitskommandos aus dem KZ Flossenbürg sowie die Ermordung von 41 Häftlingen am 12. April 1945. Etwa die Hälfte des Abschnitts besteht aus einem Auszug aus der Rede Sigmund Nissenbaums von 1981. Obwohl hier wörtlich der Hinweis des ehemaligen Häftlings auf die Artilleriekaserne in der Prinz-Eugen-Straße wiedergegeben wird, kommt Ruch – ohne Angabe von Quellen, die diese These stützen – im Folgenden wie Boll zu dem Schluss, dass sich das Lager in der Ihlenfeldkaserne befunden habe. Diese Fehleinschätzung sollte folgenreich sein, da sich die öffentliche Beschäftigung mit der Massenhinrichtung in Offenburg fortan fast nur noch auf das Kasernenareal in der Weingartenstraße konzentrierte und die Artilleriekaserne (später: La-Horie-Kaserne) als Standort des Lagers kaum noch in Betracht gezogen wurde.

Das Offenburger Tageblatt berichtete im Februar 1995 über die Ermordung der „41 jüdischen Häftlinge“1106 und zitierte Ruch: „Höchstwahrscheinlich hat sich das Ganze in der Ihlenfeldkaserne zugetragen“, wenngleich noch Unklarheiten bestünden. Sich näher mit der Geschichte der Zwangsarbeit in der Stadt und insbesondere mit dem „Massaker“ vom April 1945 zu befassen, betrachtete Ruch aber ungeachtet der Frage nach dem genauen KZ-Standort als Notwendigkeit, da dieser „Schandfleck in der Offenburger Geschichte“ vor Augen führe, dass sich das Grauen nicht nur „weit weg von uns in Osteuropa“, sondern „vor unserer Tür“ ereignet habe. Tatsächlich bewirkten die Publikationen von Boll und Ruch, dass fünfzig Jahre nach Kriegsende nun auch in Offenburg die KZ-Opfer allmählich ins öffentliche Bewusstsein drangen.

Zu dieser Zeit waren die Planungen zur Konversion des Ihlenfeld-Areals in vollem Gange, welches sich seit 1994 im Besitz der Stadt befand, nachdem die französische Armee das Kasernengelände aufgegeben hatte. Aus dem Umfeld der Grünen bildete sich ein „Initiativkreis“ Offenburger Bürger, die „aus persönlicher Betroffenheit die Erinnerung an dieses Kriegsverbrechen [der Massenhinrichtung vom 12. April 1945; M. B.] wachhalten“1107 wollten. Zum fünfzigsten Jahrestag gestaltete die Gruppe einen Raum in der ehemaligen Ihlenfeldkaserne mit Holzplanken, die die Namen der auf dem Friedhof genannten Opfer trugen und veranstaltete eine schlichte Gedenkfeier. Dabei wurde bekanntgegeben, dass sich der Initiativkreis künftig für die Einrichtung einer ständigen Erinnerungsstätte einsetzen werde; die Stadtverwaltung wurde gebeten, hierfür zu klären, in welcher Kaserne die Hinrichtungen stattgefunden hätten. In den Wochen nach der Gedenkfeier sammelte der Initiativkreis außerdem Unterschriften für ein „lebendes Denkmal“ in Gestalt von neu zu pflanzenden Bäumen auf dem ehemaligen Exerzierplatz des Ihlenfeld-Geländes, die symbolisch an die „Kriegsverbrechen“1108 (Badische Zeitung) im Frühjahr 1945 erinnern sollten: zum einen an das Massaker vom 12. April, zum anderen an die Explosionen in der Ihlenfeldkaserne Anfang Mai. Nach der Befreiung Offenburgs am 15. April 1945 hatten die französischen Streitkräfte in der Kaserne Notquartiere für ehemalige Zwangsarbeiter eingerichtet; am 4. Mai detonierten in drei Gebäuden Minen, die von den deutschen Truppen unmittelbar vor ihrem Rückzug gelegt worden waren. 114 polnische und russische Männer, Frauen und Kinder kamen dabei ums Leben.1109

An der Gedenkstunde, der anschließenden Berichterstattung im Offenburger Tageblatt sowie allgemein dem Vorgehen des Initiativkreises fällt dreierlei auf. Zum einen wurde noch immer nicht erkannt, dass sich in der Stadt ein KZ-Außenlager befunden hatte. Zwar war mehrfach von KZ-Häftlingen die Rede, doch wurden diese in Bezug auf ihren „Aufenthalt“ in Offenburg allgemein unter Zwangsarbeiter subsumiert, ohne zu hinterfragen, welche Art von Lager sich in der Ihlenfeld- oder Artilleriekaserne befunden hatte. So schrieb die Lokalzeitung etwa zur Familie Nissenbaum: „Vater, Bruder und Sohn Sigmund kamen […] ins Lager Flossenbirk [sic!] und anschließend zur Zwangsarbeit nach Offenburg.“1110 Aus diesem Grund wurde, zweitens, auch nicht weiter nach den Lebens- und Arbeitsbedingungen der KZ-Häftlinge in Offenburg gefragt; vielmehr konzentrierte sich der Blick weitgehend auf die Hinrichtungen am 12. April 1945. Selbst die weiteren Todesfälle aus dem Lager, über die die im Stadtarchiv vorhandenen Listen zumindest ansatzweise hätten Auskunft geben können, wurden nie thematisiert. Drittens fällt auf, dass das Vorgehen des erst 1995 entstandenen Initiativkreises nur noch wenig mit dem der Geschichtsbewegung der 1980er- und frühen 1990er-Jahre gemein hatte. Während sich das Gros der früheren Initiativgruppen zum Gedenken an die KZ-Opfer selbst auf Spurensuche begeben und eigene Nachforschungen betrieben hatte, wurde in Offenburg ausschließlich an die Stadt appelliert. Waren die früheren Aktivisten andernorts explizit mit der Absicht angetreten, die Geschichte der Lager einschließlich der dortigen Existenzbedingungen historisch aufzuarbeiten und eine grundsätzliche Auseinandersetzung mit Zwangsarbeit, Verfolgung und der NS-Geschichte im lokalen Raum anzustoßen, beschränkte sich die Offenburger Initiative weitgehend auf Gesten der Erinnerung und des Gedenkens an die Opfer des Massakers vom April 1945, ohne aber KZ-Haft und Zwangsarbeit selbst zum Thema zu machen. Auch die Suche nach Überlebenden, die am besten darüber Auskunft hätten geben können, was sich 1945 in Offenburg zugetragen hatte, blieb vollends aus. Dies ist insofern verwunderlich, als Sigmund Nissenbaum bis zu seinem Tod im Jahr 2001 in Konstanz lebte und aufgrund seiner Verdienste um den Wiederaufbau der dortigen jüdischen Gemeinde sowie seiner langjährigen Tätigkeit im Oberrat der Israeliten Badens in Südwestdeutschland einen gewissen Bekanntheitsgrad hatte.1111

Das gesamte Vorgehen des Offenburger Initiativkreises unterschied sich daher deutlich von dem der zivilgesellschaftlichen Initiativen etwa in Ellwangen, Mannheim, Bad Friedrichshall oder Mosbach, die über Jahre hinweg eigenständig geforscht, ihre neu gewonnenen Erkenntnisse der Öffentlichkeit präsentiert und damit Druck auf die städtischen Organe ausgeübt hatten, wobei Konflikte mit Stadt und Ortsbevölkerung häufig nicht gescheut wurden. In Neckarelz hatte der Arbeitskreis Mosbach im Dritten Reich bzw. später der Verein KZ-Gedenkstätte Neckarelz zwar von Beginn an Unterstützung durch die Gemeinderatsfraktion der Alternativen Liste erhalten, doch lag der Schwerpunkt der Aktivitäten der Gruppe – wie in den meisten anderen Orten – außerhalb der kommunalen Verwaltung. Der Offenburger Initiativkreis berief sich mit der Forderung nach einer Gedenkstätte dagegen überwiegend auf die Erkenntnisse aus Bernd Bolls Studie und wurde meist von der Grünen-Stadträtin Barbara Leucht-Hautz repräsentiert, die als Angehörige des Gemeinderats nicht so vehement gegenüber der Stadt auftreten konnte oder wollte wie es andernorts zum Teil der Fall war.

Anfang Juni 1995 übergab der Initiativkreis Oberbürgermeister Wolfgang Bruder eine Liste mit 51 Unterschriften für eine KZ-Gedenkstätte. Bruder sagte zu, sich im Gemeinderat für eine baldige Entscheidung einzusetzen und schlug ferner vor, das Kulturamt mit der Erstellung einer Dokumentation zur Geschichte des gesamten Kasernengeländes zu beauftragen, in der auch die beiden Ereignisse vom Frühjahr 1945 behandelt werden sollten.1112

Weitere Nachforschungen wurden indes überraschend von der Offenburger Staatsanwaltschaft unternommen. Oberstaatsanwalt Jürgen Collmann hatte durch die Presseberichterstattung zur Gedenkfeier 1995 erstmals von der Massenhinrichtung am 12. April 1945 erfahren, sich daraufhin beim Landeskriminalamt Baden-Württemberg nach vorhandenen Akten erkundigt und ein Strafverfahren wegen Mordes eingeleitet.1113 Die mit den Ermittlungen betrauten LKA-Beamten Manfred Fick und Alexander Dettling erkundigten sich ihrerseits bei der Ludwigsburger Zentralen Stelle, die 1965 Vorermittlungen eingeleitet hatte und ein Jahr lang Zeugen befragen ließ; doch waren die entsprechenden Akten anfangs weder in Ludwigsburg noch bei der Offenburger Staatsanwaltschaft auffindbar.1114 Als diese schließlich doch noch – zumindest in Teilen – auftauchten, mussten die beiden Kriminalbeamten feststellen, dass aufgrund der nach wie vor dürftigen Beweislage zur individuellen Täterschaft von SS-Leuten und Kapos weitere Ermittlungen aussichtslos schienen, zumal die Täter inzwischen wohl alle gestorben waren. Die Badische Zeitung, die Ende Juni 1995 ausführlich über die Ermittlungen des LKA berichtete, kam daher bereits zu dem Schluss: „Zu viel Zeit ist verstrichen, zu viele Zeugen und Täter sind bereits tot: Die Hintergründe des Massakers vom 12. April 1945 in einer Offenburger Kaserne werden wohl niemals aufgeklärt werden können“.1115 Fest stehe allerdings, dass alle Opfer „Häftlinge aus Konzentrationslagern, in der Mehrzahl Juden“ gewesen seien, die „zuletzt in Offenburg in eine Baubrigade gezwungen“ wurden. Der Frage, warum sich KZ-Häftlinge in Offenburg befunden hatten und was es mit der erwähnten „Baubrigade“ auf sich hatte, wurde dagegen nicht weiter nachgegangen. Auch die beiden LKA-Beamten, die sich bemühten, in Bezug auf das Massaker „Licht in die Sache“ zu bringen, konnten hierzu keine neuen Erkenntnisse liefern. Eher sorgte Fick hinsichtlich der Frage nach dem Tatort für weitere Verwirrung, als er, basierend auf einer Zeugenaussage aus den 1960er-Jahren, den Namen „Hindenburgkaserne“ in die Diskussion einbrachte. Das Stadtarchiv ließ daraufhin wissen, dass einigen Zeitzeugen diese Bezeichnung zwar bekannt sei, „aber kein Mensch weiß, welche der Offenburger Kasernen das gewesen sein soll“.1116

Im November 1995 stellte Barbara Leucht-Hautz im Namen der Grünen-Fraktion offiziell im Gemeinderat einen Antrag zur Anbringung einer Gedenktafel sowie zur Einrichtung einer Gedenkstätte auf dem ehemaligen Ihlenfeld-Areal. Nach Abschluss der Umbauarbeiten an den Gebäuden solle im Eingangsbereich der geplanten Stadtbücherei (Gebäude 003) eine Tafel zum Gedenken „an die Ermordung der Zwangsarbeiter am 12. April“1117 angebracht werden. Im selben Gebäude sollten außerdem Kellerräume für eine Gedenkstätte bereitgestellt werden, in der die „bis heute aufgeklärten Ereignisse dokumentiert und die noch nicht geklärten Fragen benannt werden“. Nach Vorbesprechungen behandelte der Kulturausschuss den Antrag im März 1996 in einer öffentlichen Sitzung. Dabei wurden die Vorschläge des Initiativkreises grundsätzlich begrüßt; strittig war lediglich die Frage, wann und in welcher Form eine Gedenkstätte eingerichtet werden könne. Der Leiter des Kulturamts Hans-Joachim Fliedner1118 griff den im Grünen-Antrag formulierten Satz „Erinnerung ist der Preis der Demokratie“ auf und plädierte dafür, „das gesamte Spektrum der Kasernengeschichte, die grauenhafte Nazigeschichte, die Militärgeschichte vorher, die Zwischenkriegsgeschichte und die der demokratischen Streitkräfte der Franzosen usw.“1119 historisch aufzuarbeiten. Dazu bedürfe es allerdings Zeit, zumal das Kulturamt zu dieser Zeit alle Kapazitäten den laufenden Vorbereitungen und Forschungen zum 150. Jahrestag der 1848er-Revolution widmen müsse.

Leucht-Hautz erachtete es dagegen weder als sinnvoll noch notwendig, die Einrichtung einer Gedenkstätte bis zum Abschluss der Forschungen zur Kasernengeschichte aufzuschieben, da Bernd Bolls Veröffentlichung „genügend Material“ enthalte, „um zwei Kellerräume auszustatten“. Wenngleich Fliedner darauf hinwies, dass die Studie zwar eine Fülle von Informationen liefere, aber Details zum genauen Ort der Hinrichtungen innerhalb des Kasernengeländes noch immer unbekannt seien, wurde die Ihlenfeldkaserne als Tatort kaum noch infrage gestellt. Stadträtin Leucht-Hautz argumentierte, dass die „Erschlagung der Zwangsarbeiter“ mit „hoher Wahrscheinlichkeit“ im Keller der Ihlenfeldkaserne stattgefunden habe, ein anwesender Mitstreiter aus dem Initiativkreis sprach gar von „an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit“, und auch Kulturamtschef Fliedner sah es als „klar“ an, dass das Massaker in der Weingartenstraße begangen worden war.1120

Fliedners Vorschlag, die gesamte Kasernengeschichte erforschen zu lassen, wurde schließlich einstimmig angenommen. Dagegen konnte sich Leucht-Hautz’ Forderung, bis 1997 ein Konzept für eine Gedenkstätte zu erstellen, nicht durchsetzen. Die Mehrheit der Ausschussmitglieder folgte Fliedners Anregung, auf Basis der noch ausstehenden Forschungserkenntnisse bis 1998 ein solches Konzept zu erarbeiten. Die weiteren Planungen wurden an die „AG Konversion“ verwiesen, was Leucht-Hautz explizit hatte vermeiden wollen, da sie diese nur als internen Gesprächskreis der Stadtverwaltung erachtete und befürchtete, dass das Thema dort nicht ernsthaft behandelt würde. Kritisch äußerte sich zwei Tage darauf auch der Redakteur des Offenburger Tageblatts Reinhard Reck in einem Der Spatz in der Hand …1121 betitelten Kommentar:


Die Entscheidung der Stadtväter [sic!] ist nur auf den ersten Blick einleuchtend. Natürlich hat man jetzt mehr Zeit für die Vorbereitung. Aber die ewige Debatte um ein Revolutions-Monument zeigt: Die Offenburger haben mittlerweile Routine im Gründen von Kommissionen und Arbeitsgruppen für Denkmale, die dann doch nicht gebaut werden. […] Der Anspruch, die ganze Geschichte der Ihlenfeld-Kaserne aufzuarbeiten, ehrt die Stadt. Dadurch wird aber alles aufwendiger und teurer. Hoffentlich versandet die Debatte nicht …




5.         Institutionalisierung der Erinnerung: KZ-Gedenkstätten als „Teil der politischen Kultur“ seit Mitte der 1990er-Jahre


In der Geschichte der Erinnerung an die Außenlager zeigt sich das ganze Ausmaß der Verdrängung der Vergangenheit, aber auch der Anfang der 80er-Jahre einsetzende Wandel: Gab es in den ersten Jahrzehnten der Bundesrepublik nur vereinzelt Gedenksteine und so gut wie keine Forschungen zu den Außenlagern, so gibt es die – allerdings teilweise nur gegen heftige lokale Widerstände durchgesetzten – Gedenkstätten heute in einer so erfreulich großen Zahl, dass allein ihre Verzeichnisse – selbst wenn sie nur ein Bundesland oder eine Region zum Gegenstand haben – Bücher füllen.1122



Der Historiker Detlef Garbe, seit 1989 Leiter der KZ-Gedenkstätte Neuengamme, deutete mit dieser Zustandsbeschreibung der Gedenkstättenlandschaft in Deutschland im Jahr 1999 auf die erinnerungskulturellen Entwicklungen hin, die sich seit den 1980er-Jahren vollzogen hatten. Um den Jahrtausendwechsel existierte eine Vielzahl von KZ-Gedenkstätten, die Erforschung der KZ-Außenlager war längst kein Randphänomen in der Historiografie des Nationalsozialismus mehr,1123 und geschichts- sowie erinnerungspolitische Auseinandersetzungen wurden nur noch selten derart intensiv geführt wie noch zehn bis 15 Jahre zuvor. Markierten die 1980er- und frühen 1990er- Jahre die Hochphase des „Kampfs um die Erinnerung“ und der Entstehung von Geschichtswerkstätten und Gedenkstätteninitiativen, so lässt sich der anschließende Zeitabschnitt, welcher weit in die 2000er-Jahre hineinreichte, charakterisieren als Phase der Anerkennung, Errichtung und Institutionalisierung von Gedenkstätten sowie der Verankerung der NS-Erinnerung in der Geschichtskultur und der historisch-politischen Bildungsarbeit als Erinnerungskultur.

1995 existierten mit den KZ-Gedenkstätten Eckerwald und Mannheim-Sandhofen zwei Gedenkstätten zu Außenlagern des Konzentrationslagers Natzweiler; zehn Jahre später waren es derer acht. Im Jahr 2010 bestanden in Baden-Württemberg zwölf Natzweiler-Gedenkstätten; 2016 kam mit dem Horváth-Zentrum in Mörfelden-Walldorf die bislang einzige derartige Gedenkstätte in Hessen hinzu. Viele dieser Gedenkstätten waren aus den Initiativen der späten 1980er- und frühen 1990er-Jahre hervorgegangen und blicken somit auf eine lange und konfliktreiche Entstehungsgeschichte zurück.

In den 1990er-Jahren veränderte sich der gesellschaftliche Umgang mit der NS-Vergangenheit deutlich – nicht zuletzt aufgrund eines Generationenwechsels in allen politischen, administrativen und öffentlichen Bereichen sowie im Zuge des nation building nach der deutsch-deutschen Vereinigung. Gedenkstätten (zur NS-Geschichte ebenso wie zur Geschichte der DDR) wurden fortan nicht nur als Institutionen der historisch-politischen Bildungsarbeit anerkannt und staatlich bzw. von den Ländern und Kommunen finanziell gefördert; ihnen wurde auch ein gesellschaftlicher Auftrag zugesprochen, der darin bestehe, „das Bewusstsein für Freiheit, Recht und Demokratie und den antitotalitären Konsens in Deutschland“1124 zu festigen. Die Implikationen und Folgen dieses erinnerungspolitischen Wandels werden in Kapitel IV eingehend analysiert. An dieser Stelle sollen die Entwicklungen in den einzelnen Orten ehemaliger Natzweiler-Außenlager ab Mitte der 1990er-Jahre dargestellt werden. Zunächst gilt es jedoch zu klären, worin die mit der Institutionalisierung der Erinnerungsarbeit verbundene überregionale Zäsur im Umgang mit der NS-Vergangenheit konkret bestand. Im Hinblick auf Baden-Württemberg lassen sich hier drei miteinander verbundene Ereignisse bzw. Entwicklungen ausmachen, die die Arbeit der Gedenkstätten, ihre öffentliche Wahrnehmung und ihre gesellschaftliche Stellung in hohem Maße veränderten: die Gründung der Landesarbeitsgemeinschaft der Gedenkstätten und Gedenkstätteninitiativen in Baden Württemberg (LAGG), die Gründung des Gedenkstättenreferats in der Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg (LpB) sowie die Einführung eines Titels im Haushaltsplan des Landes Baden-Württemberg zur finanziellen Förderung von Gedenkstätten.


Landesarbeitsgemeinschaft – Gedenkstättenreferat – Gedenkstättenförderung

Am Wochenende des 5. und 6. Februar 1994 trafen sich in Mannheim rund fünfzig Aktive1125 aus etwa dreißig Gedenkstätten, Gedenkstätteninitiativen, Geschichtswerkstätten und ähnlichen Einrichtungen, um sich erstmals in einer landesweiten Runde über die Arbeit ihrer Einrichtungen bzw. Initiativen, die Möglichkeiten und Ziele von Gedenkstättenarbeit, über bestehende Probleme und Anliegen, aber auch über künftige gemeinsame Forderungen und Anstrengungen zur Verbesserung der Erinnerungsarbeit auszutauschen. An dem Vernetzungstreffen nahmen sowohl KZ-Gedenkstätten(-initiativen) als auch Synagogen-Gedenkstätten teil; in den folgenden Jahren schlossen sich weitere Gedenkstätten für die Opfer des Nationalsozialismus (z. B. die „Euthanasie“-Gedenkstätte Grafeneck) sowie andere „arbeitende“ Gedenkstätten an. Bereits in Mannheim kamen die baden-württembergischen Teilnehmer überein, dass sich die Einrichtungen gemeinsam an das Land richten sollten, um eine finanzielle Förderung der Gedenkstätten einzufordern, wie es in anderen Bundesländern zum Teil schon seit Jahren der Fall war.

Im Oktober 1994 fand am Dokumentationszentrum Oberer Kuhberg/KZ-Gedenkstätte in Ulm ein zweites Vernetzungswochenende statt, auf dem die Weichen für das weitere Vorgehen gestellt wurden. Den Schwerpunkt des öffentlichen Teils der Tagung, zu dem auch die Presse eingeladen worden war, bildete eine Podiumsdiskussion mit Vertretern aller Landtagsfraktionen zum Thema Gedenkstättenförderung als Haushaltstitel des Landes Baden-Württemberg ab 1995? Formen, Wege, Perspektiven – Fragen an Landespolitiker.1126 Neben den Abgeordneten Karl Göbel (CDU), Michael Jacobi (Bündnis 90/Die Grünen), Friedrich-Wilhelm Kiel (FDP/DVP) und Eberhard Lorenz (SPD) nahmen Konrad Pflug als Vertreter der Landeszentrale für politische Bildung (LpB) und Thomas Lutz, Leiter des Gedenkstättenreferats der Stiftung Topographie des Terrors (Berlin), an dem Gespräch teil. Als Vertreter der Gedenkstätten saßen Ludwig Bez (Pädagogisch-Kulturelles Centrum, Ehemalige Synagoge Freudental), Peter Koppenhöfer (KZ-Gedenkstätte Sandhofen) sowie – als Moderator – Silvester Lechner (DZOK Oberer Kuhberg/KZ-Gedenkstätte) auf dem Podium. Alle vier Landtagsabgeordneten sprachen sich für eine kontinuierliche finanzielle Förderung der Gedenkstätten durch das Land Baden-Württemberg aus und erklärten sich bereit, die Forderung nach einem eigenen Haushaltstitel für die Gedenkstättenarbeit mit einem interfraktionellen Antrag zu unterstützen, sobald die formalen Voraussetzungen hierfür erfüllt seien. So forderten die Abgeordneten zum einen die Gründung eines landesweiten Gedenkstättendachverbands, der als juristische Person in Erscheinung treten und als zentraler Ansprechpartner für die Landespolitik fungieren solle. Zum anderen müsse die Förderung der Gedenkstätten über eine bereits bestehende Landeseinrichtung wie die LpB erfolgen. Die Gedenkstätten forderten im Gegenzug die Schaffung eines Gedenkstättenreferats des Landes und wiesen darauf hin, dass die künftige Struktur stets die „Unterschiedlichkeit/Autonomie/Dezentralität der lokalen Initiativen“ berücksichtigen und beibehalten müsse.

Von Seiten der Gedenkstätten wurde den Forderungen der Abgeordneten noch am selben Tag nachgekommen. Im nichtöffentlichen Teil der Tagung gründeten die Teilnehmer ad hoc eine Arbeitsgemeinschaft der baden-württembergischen Gedenkstätteninitiativen und Gedenkstätten und wählten einen vierköpfigen Sprecherrat, dem Jörg Becker (Initiative Gedenkstätte KZ Vaihingen/Enz), Ludwig Bez (PKC, Ehemalige Synagoge Freudental), Michael Caroli (KZ-Gedenkstätte Sandhofen) sowie Silvester Lechner (DZOK Ulm/KZ-Gedenkstätte) angehörten. Der Sprecherrat wurde beauftragt, bis zur nächsten Tagung eine Satzung und Geschäftsordnung sowie ein Konzept für eine künftige Landesförderung zu entwerfen und nochmals das Gespräch mit den Landtagsfraktionen zu suchen, um einen interfraktionellen Antrag zur Beratung des Doppelhaushalts 1995/96 zu forcieren. Die neugegründete Arbeitsgemeinschaft beschloss außerdem,


sich der Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg anzuschließen und zwar in Form einer „treuhänderischen Begleitung“ der prinzipiell kommunal-dezentralen Arbeit. Bei der LpB solle eine Art „Landesstelle für Gedenkstättenarbeit“ entstehen. Über die Zuteilung von Mitteln solle ein zu schaffender Beirat entscheiden.



Darüber hinaus wurde die Erstellung einer Broschüre zu allen existierenden Gedenkstätten und Gedenkstätteninitiativen in Baden-Württemberg beschlossen.

Die Sprecher der Arbeitsgemeinschaft führten in den folgenden Monaten mehrere Gespräche mit Vertretern der Landtagsfraktionen sowie mit der LpB (Konrad Pflug). Letztere unterstützte die Idee der Schaffung eines Gedenkstättenreferats in ihrem Haus und legte ein Positionspapier für eine künftige Zusammenarbeit mit dem Gedenkstättendachverband vor.1127 Das – von den Gedenkstätten letztlich mehrheitlich angenommene – Papier sah unter anderem vor, dass die Landeszentrale für politische Bildung die angestrebte finanzielle Förderung der Gedenkstättenarbeit nach den jeweils geltenden Vorgaben des Staatshaushaltsplans und der Landeshaushaltsordnung organisiert und verwaltet, wobei über die konkrete Mittelzuteilung an die einzelnen Einrichtungen ein Förderbeirat zu entscheiden habe, dem auch Delegierte der Landesarbeitsgemeinschaft angehören sollten. Darüber hinaus solle das geplante LpB-Gedenkstättenreferat die Gedenkstätten und Gedenkstätteninitiativen organisatorisch und inhaltlich unterstützen.1128

Nach dem in Ulm relativ spontan und formlos erfolgten Zusammenschluss der teilnehmenden Einrichtungen zu einem Gedenkstättendachverband fand die offizielle Gründungsversammlung der Landesarbeitsgemeinschaft der Gedenkstätten und Gedenkstätteninitiativen (LAG, seit 2005 LAGG) am 8./9. April 1995 in Vaihingen an der Enz statt. Die Mitglieder verabschiedeten eine Geschäftsordnung sowie eine Satzung, welche als „Vaihinger Präambel“ (seit 2017 in modifizierter Form1129) bis heute das Selbstverständnis der Landesarbeitsgemeinschaft definiert. Die 1995 verabschiedete Präambel im Wortlaut:


Erinnerung an Unterdrückung, an Verfolgung, Ermordung und Vernichtung von Menschen unter der Herrschaft des Nationalsozialismus zählt zum wesentlichen Bestandteil unserer politischen Kultur.

Die Erinnerung an Widerstand und die Verweigerung gegenüber dem nationalsozialistischen Verbrecherregime ist unverzichtbarer Teil der Erziehung zu Demokratie und Achtung der Menschenwürde.

Orte, die mit Spuren des historischen Geschehens unter dem Nationalsozialismus konfrontieren oder mit solchen geschichtlichen Vorgängen verbunden sind, eignen sich in besonderer Weise als Veranschaulichungspunkte für Erinnerung. Solche Stätten können durch sinnliche Wahrnehmung Wissen und Einsicht vermitteln und bieten Raum für Trauer und Gedenken.

Die Landesarbeitsgemeinschaft der Gedenkstätten und Gedenkstätteninitiativen (LAG) fördert die Zusammenarbeit zwischen Einrichtungen in Baden-Württemberg, die die Erinnerung an Verfolgung und Widerstand während der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft als ein zentrales Element ihrer Arbeit verstehen.

Mitglieder in der LAG können alle Gedenkstätten und Gedenkstätteninitiativen in Baden-Württemberg werden, die sich bei ihrer Tätigkeit von folgenden Grundsätzen leiten lassen:


•  Gedenken und Erinnerung an das Leiden der Opfer von Verfolgung und an den Widerstand gegen das nationalsozialistische Regime

•  Verständigung und Versöhnung mit den Völkern, die unter dem Nationalsozialismus gelitten haben

•  Eintreten gegen Rassismus, Rechtsextremismus und Antisemitismus

•  Förderung des Gesprächs zwischen Zeitzeugen und Nachlebenden über ihre Erfahrungen aus Geschichte und Politik mit dem Ziel einer neuen Dialogfähigkeit.



Die LAG vertritt gemeinsame Interessen ihrer Mitglieder gegenüber dem Land Baden-Württemberg und den Kommunen. Die LAG kooperiert über die Landesgrenzen hinaus mit Einrichtungen, Organisationen und Verbänden, die vergleichbare Zielsetzungen haben.1130



Der Sprecherrat intensivierte in den folgenden Monaten seine Lobbyarbeit für eine Landesförderung der Gedenkstätten und lud am 8. Mai 1995, dem fünfzigsten Jahrestag des Kriegsendes, zu einer Pressekonferenz in den Landtag, um die Ziele der LAG stärker in das öffentliche Bewusstsein zu tragen. Wenngleich daran nur eine Journalistin der Deutschen Presse Agentur (dpa) sowie ein Redakteur der Stuttgarter Nachrichten teilnahmen, war das Medienecho aufgrund des seinerzeitigen enormen „Erinnerungsbooms“ anlässlich des Jahrestags groß. Inner- und außerhalb Baden-Württembergs berichteten mindestens 15 Zeitungen – meist äußerst wohlwollend – über das Anliegen des Gedenkstättenverbunds. Eine interfraktionelle Arbeitsgruppe des Landtags sprach sich derweil dafür aus, im Nachtragshaushalt 400 000 DM für die Gedenkstätten sowie für die Schaffung eines LpB-Gedenkstättenreferats zur Verfügung zu stellen. Am 15. Mai reichte die LpB einen entsprechenden Antrag ein; die Landesregierung lehnte diesen jedoch Mitte August mit Verweis auf die angespannte Finanzlage ab.1131 Sowohl die LpB als auch die Mitglieder der interfraktionellen Arbeitsgruppe des Landtags zeigten sich überrascht und enttäuscht über den ablehnenden Bescheid und sicherten dem Sprecherrat auch weiterhin Unterstützung zu. Der Abgeordnete Michael Jacobi (B90/Die Grünen) erklärte auf der LAG-Versammlung Anfang November in Neckarelz, dass die Arbeitsgruppe „in der parlamentarischen Debatte des Nachtragshaushalts nochmals einen Antrag auf die Bewilligung der Mittel stellen“1132 werde. Die mittlerweile knapp vierzig Mitgliedsvereine der LAG wurden angehalten, (erneut) das Gespräch mit den Abgeordneten aus ihrem jeweiligen Wahlkreis zu suchen, um diese von der Notwendigkeit und Dringlichkeit einer Landesförderung zu überzeugen.

Die Bemühungen waren schließlich erfolgreich, wenngleich die angestrebte Fördersumme von 400 000 DM nicht erreicht werden konnte. Im Dezember 1995 beschloss der Landtag von Baden-Württemberg, jährlich 150 000 DM zur Förderung der Gedenkstätten bereitzustellen, ein Gedenkstättenreferat bei der LpB einzurichten und die Förderung als festen Titel in den Landeshaushalt aufzunehmen. Wie Sprecherratsmitglied Silvester Lechner kommentierte, war dies „angesichts der Haushaltslage des Landes […] einerseits eine Überraschung, andererseits war sie im Hinblick auf die vielen wohlmeinenden (Fenster-)Reden zur ‚Notwendigkeit des Gedenkens‘ im Mai 1995 nun doch eine moralische Verpflichtung“.1133

Die Förderrichtlinien und -schwerpunkte sowie die neue Kooperationsstruktur zwischen der LAG und der LpB wurde den Gedenkstätten im April 1996 auf einer Delegiertenversammlung in Bad Boll präsentiert, die der Sprecherrat mit den Worten einleitete: „Dieses Treffen hat eine neue Qualität. Unsere Arbeit ist verbindlicher geworden und – bei aller Skepsis – ein klein wenig etablierter.“1134

Die Leitung des Gedenkstättenreferats, einschließlich der Organisation und Koordination der von den Gedenkstätten einzureichenden Förderanträge, wurde innerhalb der LpB Konrad Pflug übertragen.1135 Angesichts von bald vierzig Gedenkstätten und Gedenkstätteninitiativen war die Förderung in Höhe von durchschnittlich 3750 DM auf Projektmittel beschränkt; eine institutionelle Förderung war damit nicht zu erreichen – und von der Landespolitik auch zu keiner Zeit vorgesehen. Über die Bewilligung der Anträge entscheidet bis heute ein sechsköpfiger Förderbeirat, der paritätisch mit Mitgliedern des LAGG-Sprecherrats und der Landeszentrale für politische Bildung besetzt ist.1136

Angesichts des relativ geringen vom Landtag beschlossenen Fördervolumens war die Reaktion der einzelnen Gedenkstätten eher verhalten.1137 Zwar war man insgesamt froh, mit Hilfe der Landesförderung nun Projekte angehen zu können, die allein aus Eigenmitteln, Spenden und gegebenenfalls kommunalen Zuschüssen bisher nicht realisierbar gewesen waren. Die bewilligten 150 000 DM wurden dennoch von einigen Gedenkstätten eher als symbolische Förderung angesehen.

Diese Symbolik war jedoch ein bedeutendes Signal des Landes Baden-Württemberg, das den erinnerungskulturellen Paradigmenwechsel verdeutlicht, der sich in der Mitte der 1990er-Jahre vollzogen hatte. Die Zeiten, in denen über den grundsätzlichen Sinn und Zweck von Gedenkstätten gestritten wurde und in denen die Entscheidung kommunal-, kreis- und landespolitischer Instanzen über die Unterstützung der Gedenkstättenarbeit vom Taktieren und Ausloten der gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse geprägt war, schienen endgültig vorüber. Die Einführung der Landesförderung und die Schaffung des Gedenkstättenreferats in der LpB bedeuteten eine umfassende Anerkennung der arbeitenden Gedenkstätten und deren gesellschaftlicher Bedeutung. Beide Maßnahmen waren zwar nicht die einzigen, wohl aber die zentralen Voraussetzungen für die Institutionalisierung und Weiterentwicklung der Gedenkstätten in den folgenden Jahren.

Die 1994/95 gegründete Landesarbeitsgemeinschaft trug hierzu das ihrige bei. Die LAG (bzw. LAGG) wurde nicht nur zum Sprachrohr und zur gemeinsamen Lobbyorganisation der baden-württembergischen Gedenkstätten und Gedenkstätteninitiativen, sie etablierte auch eine dauerhafte und kontinuierliche Kommunikation, Vernetzung und Kooperation der arbeitenden Gedenkstätten untereinander – in enger Zusammenarbeit mit dem LpB-Gedenkstättenreferat (heute: Fachbereich Gedenkstättenarbeit).1138 Seit Gründung der Landesarbeitsgemeinschaft kommen die Mitgliedsgedenkstätten jährlich zu einer Landesdelegiertenkonferenz (Jahrestagung) mit wechselndem Themenschwerpunkt zusammen,1139 auf der alle zwei Jahre der Sprecherrat gewählt wird. Im Jahr 2002 war der Themenschwerpunkt etwa betitelt mit Das Außenlagersystem des KZ Natzweiler – Arbeit und Vernichtung. Gedenkstätten, Museen und regionale Vernetzung. Die Redebeiträge der Referenten wurden anschließend in einem Sammelband veröffentlicht.1140 Auch außerhalb der Jahrestagungen veranstalteten die LAGG und das LpB-Gedenkstättenreferat zahlreiche gemeinsame Tagungen und Konferenzen, darunter etwa bereits 1997 die Tagung KZ-Außenlager der letzten Kriegsphase in Baden-Württemberg in der Evangelischen Akademie Bad Boll. Auch diese Tagungsbeiträge wurden anschließend publiziert.1141

Darüber hinaus ist die LAGG – auch über Baden-Württemberg hinaus – in verschiedenen Gremien wie etwa der Bundesgedenkstättenkonferenz vertreten und an Publikationsprojekten sowie Veranstaltungen der Landeszentrale für politische Bildung beteiligt.

Auf kommunaler Ebene, das heißt in den Orten der einstigen Natzweiler-Außenlager, verliefen die erinnerungskulturellen Entwicklungen freilich nicht immer analog zu den erinnerungspolitischen Entscheidungen und Veränderungen auf der Landesebene. Von wenigen Ausnahmen abgesehen, lässt sich aber auch hier ein Wandel ab Mitte der 1990er-Jahre feststellen – oftmals ebenfalls in Zusammenhang mit dem fünfzigsten Jahrestag des Kriegsendes. Immer mehr drehten sich auch in den Kommunen die erinnerungspolitischen Auseinandersetzungen vorwiegend um Fragen der finanziellen Realisierbarkeit von Gedenkstättenplänen und nicht mehr um die Frage, ob der Opfer der Konzentrationslager gedacht werden solle.


Echterdingen 1995

Wie sich der Umgang mit den Außenlagern des KZ Natzweiler im Laufe der 1990er-Jahre veränderte, zeigt sich etwa in Leinfelden-Echterdingen und Filderstadt, wo in dieser Zeit zwar noch keine Gedenkstätte im Sinne eines Erinnerungsortes mit Dauerausstellung entstand; wo aber die bereits 1979 vom Antifaschistischen Arbeitskreis des Jugendhauses Leinfelden-Echterdingen gestellte Forderung nach einem Mahnmal in Nähe des einstigen KZ Echterdingen wieder aufgegriffen und ohne nennenswerte Gegenstimmen innerhalb kürzester Zeit umgesetzt wurde.

Noch 1982 hatte sich die Stadt Leinfelden-Echterdingen gegen einen solchen Gedenkort – wohlgemerkt auf Filderstädter Gemarkung – entschieden und stattdessen auf dem städtischen Friedhof innerhalb des „Ehrenfelds“ für die Opfer des Zweiten Weltkriegs einen schlichten, wenig aussagekräftigen Gedenkstein errichtet, den Oberbürgermeister Walter Schweizer als „guten Schlussstein über jene Ereignisse“1142 bezeichnete.

Als 1992 der Vorsitzende der Stuttgarter Gesellschaft für Christlich-Jüdische Zusammenarbeit, Heinz M. Bleicher, seinerseits vorschlug, beim US-Airfield, auf dem sich noch immer der Hangar befand, der als Konzentrationslager genutzt worden war, auf die Geschichte des Lagers hinzuweisen, zeigte sich zumindest der seit 1983 amtierende Filderstädter Oberbürgermeister Peter Blümlein (SPD) hierfür offen. Im Gemeinderat wurde der Vorschlag jedoch erst Anfang 1995 diskutiert, nachdem die Kulturwissenschaftlerin Gudrun Silberzahn-Jandt ihre bei Utz Jeggle und Dieter Langewiesche an der Eberhard Karls Universität Tübingen verfasste Dissertation zur NS-Geschichte Filderstadts veröffentlicht hatte.1143 Der Antrag der Grünen-Fraktion, zum fünfzigsten Jahrestag des Kriegsendes ein Mahnmal für die Opfer des Nationalsozialismus zu errichten, fand die Zustimmung des Gemeinderats; auch den Standort in Sichtweite des Hangars an der Landstraße zwischen Bernhausen und Echterdingen, beschlossen die Fraktionen einmütig.1144 Das Kulturamt war nun gefordert, innerhalb weniger Wochen einen tragfähigen Entwurf für ein Mahnmal vorzulegen, da dieses bereits zum 8. Mai eingeweiht werden sollte. Amtsleiter Gert Herzhauser folgte schließlich dem Vorschlag des Filderstädter Bildhauers Waldemar Beck, einen drei Meter hohen und sechs Tonnen schweren, unbehandelten Sandsteinbrocken als Gedenkstein zu verwenden, da dies das Gestein war, das die Häftlinge des Konzentrationslagers hatten brechen müssen. Die Inschrift der auf dem Stein angebrachten Bronzetafel wurde von einer interfraktionellen Kommission des Gemeinderats erarbeitet:


Von November 1944 bis Januar 1945 befand sich in einer der Flugzeughallen ein Außenlager des Konzentrationslagers Natzweiler im Elsass, in dem 600 Menschen jüdischen Glaubens, überwiegend aus Osteuropa, arbeiten mussten. Mindestens 111 Menschen starben an Hunger, Kälte und Erschöpfung. Ihr Leiden soll uns eine Mahnung für die Zukunft sein.



Der Gedenkstein wurde wie geplant am 8. Mai 1995 eingeweiht.
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Der 1995 errichtete Gedenkstein vor dem US-Airfield zwischen Bernhausen und Echterdingen, aufgenommen im Jahr 2013. Die untere Tafel mit den Namen der Opfer wurde 2010 hinzugefügt.




Bisingen

Dass der fünfzigste Jahrestag des Kriegsendes in so manchem Rathaus einen erstaunlichen Bewusstseinswandel hinsichtlich des Umgangs mit der NS-Geschichte der eigenen Kommune bewirkte, zeigt sich besonders deutlich in der Gemeinde Bisingen. 1995 stimmte der dortige Gemeinderat einem Konzeptentwurf der Stuttgarter Innenarchitektin Karin Förster zu, demzufolge die erste Ausstellung eines bereits seit einiger Zeit geplanten Heimatmuseums die Geschichte des KZ Bisingen behandeln sollte. Dazu, dass dieser Vorschlag binnen relativ kurzer Zeit umgesetzt wurde, trug, so Christine Glauning, „wesentlich der damalige Bürgermeister [Egbert Zäh, CDU, M. B.] bei, der noch in den 1980er-Jahren der Juso-Initiative ablehnend gegenüber gestanden hatte“.1145 Neben persönlichen Beweggründen des Bürgermeisters habe das „veränderte Zeitklima“ und die Bedeutung des fünfzigsten Jahrestags des Kriegsendes die bisherigen Versäumnisse in Sachen NS-Aufarbeitung sichtbar gemacht.


Darüber hinaus verknüpfte sich das Bedürfnis, ein anderes und „besonderes“ Heimatmuseum aufzubauen mit der Hoffnung, dass die Existenz eines Konzentrationslagers nicht länger Makel sein muss, sondern über die Art der Aufarbeitung und Erinnerung auch zum „Standortfaktor“ werden kann.



Bürgermeister Zäh warb in der Gemeinde gezielt mit dem Argument, dass mit einer Ausstellung zur Geschichte des Konzentrationslagers dem Heimatmuseum eine „überregionale Bedeutung“1146 zukomme und Besucher aus der gesamten Region zu erwarten seien.

Die Ausstellungskonzeption wurde 1996 von Christine Glauning im Rahmen einer ABM-Stelle mit Unterstützung der Gemeinde sowie eines ehrenamtlichen Arbeitskreises präzisiert und fertiggestellt. Archivrecherchen in Deutschland, Frankreich (Militärarchiv Colmar) und Israel (Yad Vashem) erbrachten nicht nur eine Vielzahl neuer Erkenntnisse über die Geschichte des Konzentrationslagers, sondern auch Kontakte zu ehemaligen Häftlingen, die bereit waren, über ihre Leidenszeit im KZ Bisingen zu berichten.

Schon am 3. November 1996 wurde die Ausstellung Schwierigkeiten des Erinnerns – Das Konzentrationslager in Bisingen und der Ölschieferabbau während des Zweiten Weltkrieges im Beisein von vier KZ-Überlebenden aus den USA, Australien und den Niederlanden eröffnet. Noch im selben Jahr vergab die Gemeinde Bisingen überdies an Christine Glauning den Auftrag, als Ergänzung zur Ausstellung im Heimatmuseum eine neue Broschüre zur Lagergeschichte zu verfassen und einen Geschichtslehrpfad mit Informationstafeln entlang der historischen Stätten des Konzentrationslagers (Lagergelände, Ölschieferabbaugelände, ehemaliges Massengrab und KZ-Friedhof) zu konzipieren. Bürgermeister Zäh bat diesbezüglich das Landratsamt Zollernalbkreis, eine von der Initiative Gedenkstätte Eckerwald geplante Informationstafel am KZ-Friedhof so zu gestalten, dass sie sich in das Gesamtkonzept des Rundwegs integrieren lasse.1147 Darüber hinaus informierte Zäh das Landratsamt über den „dringenden Wunsch“ der bei der Ausstellungseröffnung anwesenden Überlebenden, am Mahnmal auf dem KZ-Friedhof einen Davidstern anbringen zu lassen, um endlich auch der großen Zahl jüdischer Opfer des Lagers angemessen zu gedenken. Die Gemeinde Bisingen erklärte sich bereit, für die Kosten des Erinnerungszeichens aufzukommen.

Der Geschichtslehrpfad wurde 1997/1998 – u. a. im Rahmen eines Internationalen Jugendworkcamps – angelegt. Die Errichtung eines jüdischen Erinnerungsmals auf dem KZ-Friedhof wurde ab April 1998 in die Wege geleitet, nachdem das Vorhaben zwischenzeitlich verwaltungsintern untergegangen war.1148 Die Gemeinde und das Landratsamt folgten dabei einem gemeinsamen Vorschlag Glaunings und des Kreisarchivars Andreas Zekorn, entgegen der ursprünglich geplanten Anbringung eines Davidsterns auf dem Mahnmal, einen eigenen Gedenkstein für die jüdischen Opfer auf dem Friedhof zu errichten; der Landkreis beteiligte sich außerdem an der Finanzierung. In Absprache mit der IRGW einigte man sich als Inschrift auf einen – in hebräischer und deutscher Sprache verfassten – Spruch aus dem Alten Testament,1149 ergänzt um die Formulierung:


Wir gedenken der jüdischen Opfer des Konzentrationslagers Bisingen, die aus rassistischen Gründen verfolgt, aus ihrer Heimat verschleppt, hier von Nationalsozialisten misshandelt und ermordet wurden. Ihr Andenken ist uns Mahnung und Verpflichtung zur Menschlichkeit. Die Gemeinde Bisingen und der Zollernalbkreis 1998.



Zur Einweihung des Geschichtslehrpfads und des Gedenksteins Ende Oktober 1998 konnten 13 ehemalige Häftlinge aus Australien, den USA und den Niederlanden für eine Woche nach Bisingen eingeladen werden. Zähs Amtsnachfolger als Bürgermeister, Joachim Krüger (Freie Wähler), empfing die Gäste im Rathaus und begleitete sie während des Besuchsprogramms, etwa zur Burg Hohenzollern und in die Alte Synagoge Hechingen. Die KZ-Überlebenden berichteten in mehreren Schulen vor Jugendlichen über ihre NS-Verfolgung, besuchten die Ausstellung im Heimatmuseum und gaben Interviews für zwei Filmdokumentationen zum KZ Bisingen bzw. zum Projekt „Wüste“.1150 Die lokale und regionale Presse begleitete den Besuch der ehemaligen Häftlinge mit einer umfassenden Berichterstattung.1151


[image: Images]

Am einstigen Standort des KZ Bisingen erinnern seit 1998 zwei Gedenk- und Informationstafeln an das Lager. Aufnahme aus dem Jahr 2013.



Nicht nur aufgrund der Einweihung des Geschichtspfads und des Gedenksteins wurde die Erinnerung an das KZ Bisingen im Jahr 1998 auf eine neue Ebene gehoben. Auch entschied der Gemeinderat, die anfangs für die Dauer von zwei Jahren konzipierte Ausstellung im Heimatmuseum als dauerhafte Gedenkstätte zu erhalten. Geleitet wurde die Dauerausstellung bis 2002 von Christine Glauning, die parallel ihre Forschungen zur Geschichte des Konzentrationslagers und des Unternehmens „Wüste“ fortsetzte und sich 2004 mit einer umfassenden Studie hierzu promovierte.1152

Zweifelsohne hatte sich der gesellschaftliche Umgang mit der Geschichte des KZ Bisingen vor Ort im Laufe der 1990er- und frühen 2000er-Jahre gravierend verändert. Breite Widerstände gegen die NS-Aufarbeitung, wie sie die Mitglieder der Juso-AG noch in den 1980er-Jahren erfahren hatten, blieben aus. Im Gegenteil sprachen Förster und Glauning gar von „erfreulichen Ansätzen und Perspektiven“1153 in der Zusammenarbeit mit der Lokalbevölkerung. Mehrere Zeitzeugen waren dem Appell der Ausstellungsmacherinnen gefolgt, mit Interviews, Fotos aus der NS-Zeit oder möglichen Exponaten zum Aufbau der Ausstellung beizutragen. Dass der Gemeinderat 1996 bei nur einer Enthaltung der Endkonzeption der Gedenkstätte zustimmte und an der Einweihung der Ausstellung ebenso wie zwei Jahre später des Geschichtslehrpfads und des Gedenksteins jeweils mehrere Hundert Bürger teilnahmen, zeugt ebenfalls von einem veränderten gesellschaftlichen Klima. Um diesem en détail auf den Grund zu gehen und die rasante Entstehung der Bisinger Erinnerungsstätten ab Mitte der 1990er-Jahre zu erklären, bedarf es – neben allgemeinen Erklärungsmustern eines veränderten „Zeitgeists“, einschließlich des nicht zu unterschätzenden Generationenwechsels – einer konkreten Betrachtung der ortsspezifischen Gegebenheiten, Entwicklungen und Mechanismen. Hierbei scheinen drei miteinander verknüpfte Faktoren von besonderer Bedeutung zu sein: Zum einen entstand die Ausstellung im Heimatmuseum nicht aus einer linken, zivilgesellschaftlichen Initiative „von unten“ heraus, die – wie die Jusos in den 1980er-Jahren – in Verdacht gestanden hätte, die Thematisierung der NS-Geschichte für einen Frontalangriff auf das konservative Milieu des Ortes zu nutzen. Vielmehr war es ein von der Gemeindeverwaltung „von oben“ angestoßener Prozess. Dass ausgerechnet CDU-Bürgermeister Zäh, der noch 1984 einen Druckkostenzuschuss für die damalige Juso-Broschüre „aus grundsätzlichen Überlegungen“1154 abgelehnt hatte, elf Jahre später zum obersten Verfechter der Ausstellungspläne wurde, mag vielen Bürgern die Sorge genommen haben, eine Aufarbeitung der KZ-Geschichte werde die lokalen Zeitzeugen oder die gesamte Gemeinde in ein schlechtes Licht rücken. Der in früheren Tagen obligatorische Nestbeschmutzer-Vorwurf hätte sich schwerlich vorbringen lassen, als der Bürgermeister, die Verwaltung und schließlich der Gemeinderat der Ausstellung zustimmten.

Dabei sind, zweitens, die Argumentationen des Gemeindeoberhaupts ebenso wie die im Vergleich zu 1984/85 insgesamt stark veränderte Rezeption der „Wüste“-Lager zu beachten: Nur knapp 25 Kilometer von Bisingen entfernt existierte schließlich seit 1989 der Gedenkpfad Eckerwald, deren Initiatoren über die Jahre immer wieder und nachhaltig die Existenz der Konzentrationslager am Fuß der Schwäbischen Alb, des Unternehmens „Wüste“ sowie des Zwangsarbeitseinsatzes ins öffentliche Bewusstsein riefen, was sich auch auf Bisingen ausgewirkt haben muss und zumindest in Teilen der Bevölkerung die Bereitschaft erhöht haben dürfte, sich mit der lokalen NS-Geschichte zu befassen. Die Eckerwald-Initiative hatte darüber hinaus gezeigt, dass Aufarbeitung, Erinnerung und Gedenken nicht auf eine Diffamierung der lokalen Zeitzeugen abzielen, sondern die Opfer des Nationalsozialismus dem Vergessen entrissen werden sollen. Angesichts der großen, positiven Resonanz, die die Aktivitäten der dortigen Initiative in den regionalen und teilweise überregionalen Medien, der Politik und der Bevölkerung erfuhren, erscheint der Bewusstseinswandel in Bisingen Mitte der 1990er-Jahre wie eine Flucht nach vorne: Egbert Zähs mehrmals mit Nachdruck vorgebrachtes Argument, einer Ausstellung zum KZ Bisingen käme eine überregionale Bedeutung zu, zeigt den Wandel des einstigen Konzentrationslagers „vom Stigma zum Standortfaktor“,1155 wie Jörg Skriebeleit den zu dieser Zeit an vielen Orten einsetzenden Paradigmenwechsel im Umgang mit den Stätten des NS-Terrors charakterisiert. Nicht (mehr) das Konzentrationslager galt als Makel, sondern die Verweigerung, sich dieser Geschichte zu stellen und sich zur NS-Vergangenheit des Orts zu bekennen – was mit dem sukzessiven Ableben der lokalen Zeitzeugen ohnehin zunehmend an Brisanz verlor.

In diesem Zusammenhang spielt außerdem als dritter Grund für die schnelle Etablierung der Gedenkstätte und des Geschichtslehrpfads das Verhältnis zur örtlichen Bevölkerung eine entscheidende Rolle. Als von der Gemeinde getragenes Vorhaben wurde bei der Erarbeitung der Ausstellung auf einen möglichst breiten Konsens Wert gelegt und bei den Bürgern um Akzeptanz geworben. Die Bisinger sollten sich unter keinen Umständen provoziert fühlen. Vielmehr wurde versucht, diese in das Vorhaben einzubeziehen, indem im Gemeindeblatt Aufrufe an die Zeitzeugen gestartet wurden, durch Preisgabe ihrer persönlichen Erinnerungen an das Konzentrationslager zur Rekonstruktion der Lagergeschichte beizutragen oder Tauschgegenstände ehemaliger Häftlinge für die Einrichtung der Ausstellung abzugeben. Anstatt, wie die Jusos in den 1980er-Jahren, den von diesen so bezeichneten „Bisinger Mythos“ eines flächendeckenden Netzes von Hilfsleistungen aus der Bevölkerung für die KZ-Häftlinge infrage zu stellen, wurde eine Brücke zu den Zeitzeugen geschlagen, indem diese explizit gebeten wurden, über derartige Hilfsleistungen zu berichten. Mit der ausdrücklichen Beteuerung, dass es in der künftigen Gedenkstätte darum gehen solle, das Leiden der Häftlinge zu dokumentieren und der Opfer zu gedenken, sollte vermieden werden, dass die Ausstellung (erneut) als Schuldvorwurf gegen die einheimische Bevölkerung aufgefasst wird. Die Frage der Täterschaft blieb so auf die SS beschränkt, wohingegen die Mitwisserschaft vor Ort und das Verhalten der Ortsbevölkerung – mit Ausnahme der Hilfsleistungen – weitgehend ausgeklammert wurden.

Um eine breite Akzeptanz für die Thematisierung der KZ-Geschichte zu erreichen, waren solche Auslassungen nach wie vor vonnöten. Wie Glauning 2006 konstatierte, waren trotz des insgesamt positiven Zuspruchs zur Ausstellung die „alten Verdrängungsstrategien“1156 noch immer nicht überwunden:


Bisinger Schulklassen fanden im Gegensatz zu den Auswärtigen nur zögerlich den Weg in die Gedenkstätte. Das große Tabuthema der Mittäterschaft wirkt auch heute noch nach. In Gesprächen und Interviews ist kaum jemand bereit, über diejenigen zu reden, die der SS geholfen haben, entflohene Häftlinge wieder zu ergreifen. Manche Zeitzeugen, die versuchten, den Häftlingen mit Lebensmittelgaben zu helfen, mussten erst eine Hemmschwelle überwinden, bevor sie darüber sprachen – so als ob ihr Verhalten als unausgesprochener Vorwurf gegenüber den anderen Bewohnern interpretiert werden könnte.



Auch in der Gemeinderatssitzung im September 1996, in der die Endkonzeption der Ausstellung bewilligt wurde, mahnte ein Ratsmitglied einen behutsamen Umgang mit Dokumenten und vor allem Fotografien aus Bisingen an, „immerhin könnten Bisinger Besucher Eltern und Großeltern im Museum wiederfinden.“1157

Dass die Gedenkstätte sowie der Geschichtspfad entgegen dem äußeren Anschein nicht von allen Bürgern begrüßt wurden, berichtete der Schwarzwälder Bote erstmals im November 1998 unter der Überschrift Gratwanderung zwischen Lob und Ablehnung – KZ-Ausstellung: Die Schatten der Vergangenheit lösen bei manchen Bisingern Unbehagen aus.1158 Dem Artikel zufolge wurde die Ausstellung im Heimatmuseum, das kurz zuvor vom Regierungspräsidium Tübingen wegen der Thematisierung der NS-Vergangenheit als „vorbildliches Heimatmuseum“ ausgezeichnet worden war, insbesondere von Angehörigen der Kriegsgeneration abgelehnt, die weiterhin einen „Schlussstrich“ forderten und der Ansicht waren, dass „die kostspielige Erforschung der Vergangenheit eher Sache des Landes“ sei. Wie in früheren Jahren wurde argumentiert, dass das Lager schließlich ohne Zutun der Bevölkerung errichtet worden war und „heute […] die ganze Gemeinde darunter [leide], dass so etwas bei uns passiert ist.“ Zudem empfanden einige Bürger die Ausstellung „zu einseitig“ und kritisierten, dass etwa das Schicksal der deutschen Kriegsgefangenen und der Heimatvertriebenen, ebenso wie das (vermeintlich) gute Verhältnis zu den französischen Besatzungsbehörden in der Nachkriegszeit darin nicht auftauche. Otto Bogenschütz, der Vorsitzende des Heimatvereins, erläuterte, dass es vielfach Kritik an der Gedenkstätte gäbe, doch würde diese nur noch unter vorgehaltener Hand geäußert, um nicht in die „rechte Ecke“ gestellt zu werden. Aus dem Heimatverein, der nach dem Wunsch des ehemaligen Bürgermeisters Zäh als künftiger Träger der Ausstellung im Heimatmuseum vorgesehen war, seien bereits Mitglieder ausgetreten, als „Schwierigkeiten des Erinnerns“ zur Dauerausstellung erklärt und frühere Exponate des Heimatvereins zugunsten der Thematisierung der Lagergeschichte entfernt worden waren.

Nicht verwunderlich ist daher, dass die Gedenkstätte in den folgenden Jahren nicht durch den Heimatverein getragen wurde, sondern – neben Glauning – von Mitgliedern des „Gesprächskreises Möglichkeiten des Erinnerns“, aus dem 2003 der Verein Gedenkstätten KZ Bisingen hervorging.1159 Der Verein arbeitet eng mit der Gemeinde zusammen, welche im Jahr 2005 eine Kuratorin für das Heimatmuseum einstellte.

Zum zehnjährigen Bestehen der Gedenkstätte wurde die Ausstellung 2006 umgestaltet und um neue Forschungsergebnisse ergänzt. Der Titel Schwierigkeiten des Erinnerns wurde geändert in Mut zur Erinnerung – Mut zur Verantwortung. 2018/19 wurde die gesamte Ausstellung neu konzipiert und im Juni 2019 als Museum Bisingen/KZ-Gedenkstätte neu eröffnet.


Bad Friedrichshall (Kochendorf)

In Bad Friedrichshall hatten die 1993 erschienene Broschüre der „Arbeitsgruppe zum KZ Kochendorf“, die Gedenkfeier 1995 sowie die im Jahr darauf erschienene Monografie von Klaus Riexinger und Detlef Ernst nicht nur entscheidend dazu beigetragen, die Geschichte des KZ-Außenlagers im öffentlichen Bewusstsein zu verankern, sondern auch auf Seiten der Stadt ein Umdenken bewirkt und der Einrichtung einer Gedenkstätte innerhalb recht kurzer Zeit den Weg gebahnt. 1998 wurden zwei der Produktionshallen im Kochendorfer Salzbergwerk, die von KZ-Häftlingen ausgebaut worden waren, unter Denkmalschutz gestellt und dort in Anwesenheit mehrerer Überlebender aus Polen und der Ukraine noch im selben Jahr eine Dauerausstellung eingeweiht. Die Gedenkstätte am historischen Ort ist seit 2012 in den Rundgang der Besucherausstellung des Bergwerks integriert und wird dadurch jährlich von Tausenden Besuchern besichtigt. Träger der Ausstellung ist die 1999 gegründete Miklos-Klein-Stiftung, geleitet von Riexinger und Ernst und benannt nach einem wegen vermeintlicher Sabotage im Oktober 1944 erhängten ungarischen Häftling.

Auf Initiative der beiden Ausstellungsmacher hatte die Stadt Bad Friedrichshall zudem bereits vor der Eröffnung der Gedenkstätte am ehemaligen Standort des Konzentrationslagers einen Gedenkstein errichtet: Am Rande der Acker- und Wiesenfläche, die einst als KZ-Gelände genutzt worden war, befindet sich seit 1997 ein Mahnmal mit der Inschrift:


In der Endphase der nationalsozialistischen Herrschaft befand sich vom 3. September 1944 bis 30. März 1945 an diesem Ort ein Konzentrationslager. Die Häftlinge wurden aus ganz Europa wegen politischen, rassischen, religiösen oder anderen Gründen verschleppt. Sie mussten vorwiegend in der Rüstungsindustrie arbeiten, die im Bergwerk Kochendorf unter Tage eingerichtet war. Viele kamen dabei um ihr Leben: Vernichtung durch Arbeit. In diesem Konzentrationslager und auf dem anschliessenden Todesmarsch nach Dachau starben mindestens 447 Häftlinge. Die meisten wurden im KZ-Friedhof Kochendorf östlich von hier in einem Massengrab beigesetzt. Die Opfer der nationalsozialistischen Schreckensherrschaft mahnen zur Wachsamkeit.1160



Auf dem nahegelegenen KZ-Friedhof wurde darüber hinaus 1999 auf die Bitte eines jüdischen Überlebenden eine Gedenktafel in hebräischer Sprache angebracht.1161 2001 errichtete die Stadt Bad Friedrichshall in der nordfranzösischen Gemeinde Villers-Chatel – dem Herkunftsort Emile Delaires – eine Gedenktafel zur Erinnerung an die französischen Häftlinge des KZ Kochendorf.


Mosbach (Neckarelz)

Auch in Mosbach änderte sich Mitte der 1990er-Jahre die allgemeine Stimmung zugunsten einer vom Verein KZ-Gedenkstätte seit Jahren geforderten Dauerausstellung am historischen Ort im Stadtteil Neckarelz. Nach der umfangreichen und wegweisenden Veranstaltungsreihe 1994/1995 besuchten zwölf Mitglieder des Vereins im April 1996 ehemalige Häftlinge der „Neckarlager“ in Warschau und knüpften langjährige Kontakte zu weiteren Überlebenden.1162 Im Juni fand in Mosbach eine gut besuchte Informationsveranstaltung über die Lebensbedingungen von Sinti und Roma in den Neckarlagern mit dem ehemaligen Neckarelz-Häftling Sylvester Lampert, dem Mittelbau-Dora-Überlebenden Franz Rosenbach sowie Edgar Bamberger, einem Neffen des Neckarelz-Überlebenden und späteren Mitbegründers der Bürgerrechtsbewegung für Sinti und Roma, Vinzenz Rose, statt.

Das Engagement des Vereins in den Jahren 1994 bis 1996 fand zunehmend Zuspruch in der Verwaltung und Kommunalpolitik. Vier Jahre nachdem der Ausschuss für Schule, Kultur und Sport (ASKS) des Mosbacher Gemeinderats die Realisierung einer Dauerausstellung zur Geschichte des KZ Neckarelz als zwar wünschenswert, aber nicht finanzierbar erklärt hatte, beriet das Gremium im November 1996 in einer nichtöffentlichen Sitzung erneut über das Thema und beschloss, den Gemeinderat mit den Planungen für die Errichtung einer Gedenkstätte im Neckarelzer Schulhaus zu beauftragen. Der Betriebsausschuss für Kultur und Fremdenverkehr (BKF) schloss sich dem Beschluss Mitte Februar 1997 an, da auch die Schulleiter der Grund- sowie der Förderschule in die Planungen des Vereins eingewilligt hatten. Der Gemeinderat Mosbach stimmte letztlich am 26. Februar 1997 ohne Gegenstimmen – bei zwei Enthaltungen – zu, dem Verein KZ-Gedenkstätte Neckarelz Räume in einem Anbau der Brentano-Grundschule für die Einrichtung einer Dauerausstellung zu überlassen.1163

Dass das Votum des Gemeinderats derart eindeutig ausfiel, mag sicherlich auch darin begründet sein, dass davon ausgegangen wurde, der Stadt würden durch die Einrichtung der Gedenkstätte „im Vergleich zur bisherigen Schulnutzung keine zusätzlichen Kosten“ entstehen. Das Stadtmagazin MORITZ bemerkte außerdem kritisch:


So positiv dieses Ergebnis ist, eines stieß dem aufmerksamen Besucher der […] Gemeinderatssitzung doch bitter auf. Gegenstimmen gegen die Einrichtung einer Gedenkstätte gab es zwar keine, aber Sprecher einiger Fraktionen ließen es sich doch tatsächlich angelegen sein, daß das Thema unbedingt „sensibel“ behandelt werden müsse, damit sich niemand verletzt fühlen kann. Tja, ein Zeitraum, in der so „sensible“ Sitten wie die Tötung von Millionen von Menschen in KZ’s herrschten, sollte eben mit Samthandschuhen behandelt werden. Hat es sich denn um Gottes Willen noch immer nicht herumgesprochen, daß auch die vorsichtige Behandlung dieser Schreckensherrschaft die Taten nicht ungeschehen macht, daß es nicht um Schuldzuweisung, sondern um die schlichte Darstellung von Tatsachen geht?1164



In den folgenden Monaten widmeten sich die Mitglieder des Vereins KZ-Gedenkstätte Neckarelz nicht nur der Detailkonzeption der Ausstellung, sondern veranstalteten weitere Informationsabende, um über ihre Ziele zu berichten und Mitstreiter zu gewinnen. Im April 1997 führte Richard Melling außerdem mit 25 Jugendlichen „Spurentouren“ nach Natzweiler sowie zu den Orten der Neckarlager durch, wo die Schüler nach Zeitzeugen aus der Bevölkerung suchten und sich mit Ernest Gillen sowie einem weiteren Überlebenden der Neckarlager trafen.1165 Daneben bot der Verein Fortbildungen für Lehrer zur Geschichte dieser Lager und der Behandlung des Themas im Schulunterricht an.

Dem aus mehreren Pädagogen bestehenden Gedenkstättenteam um Dorothee Roos (die 1997 den Ersten Vorsitz übernahm) war es ein grundsätzliches Anliegen, Jugendliche nicht lediglich über die Geschichte der KZ-Außenlager im Neckartal zu informieren, sondern Schüler gezielt zur Mitarbeit zu bewegen und in die Arbeit des Vereins einzubinden. Darüber hinaus suchte der Verein explizit den Kontakt zur Lokalbevölkerung, zu örtlichen Gewerbetreibenden und Vereinen, und bemühte sich, den künftigen Lern- und Gedenkort bereits im Vorfeld in der Ortsgesellschaft zu verankern. Eine Situation wie in Mannheim-Sandhofen, wo die Gedenkstätte 1990 nur gegen den Willen der Bevölkerungsmehrheit des Stadtteils hatte durchgesetzt werden können, sollte in Neckarelz von Grund auf vermieden werden. Die Stadtzeitung MORITZ zitierte im Mai 1997, dass sich der Verein als eine Organisation verstehe, „die einen Teil unserer Heimatgeschichte gründlich aufarbeiten und die Konsequenzen daraus ziehen möchte“,1166 wobei es seit Gründung des Vereins zunächst galt, in der Bevölkerung ein Bewusstsein dafür zu schaffen, die Geschichte der KZ-Außenlager als Teil der eigenen Lokal- und Regionalgeschichte zu begreifen. Richard Melling erklärte 2012 rückblickend, dass er den Begriff „Heimatgeschichte“ nicht Konservativen und Neonazis überlassen wollte, die die einstige Existenz der Neckarlager als eine von den NS-Machthabern aufoktroyierte Geschichte ohne direkten Bezug zur Region, den Kommunen und ihren Bewohnern deuteten.1167 Die Zustimmung zu den Plänen der Gedenkstättenaktivisten war daher in der Lokalbevölkerung keineswegs so breit, wie es der Gemeinderatsbeschluss 1997 vermuten ließe. Das Heimatmuseum Neckarelz wahrte lange Zeit eine Distanz zum Verein KZ-Gedenkstätte, und Nestbeschmutzer-Vorwürfe aus der Bevölkerung blieben auch Mitte bzw. Ende der 1990er-Jahre nicht aus. Allerdings waren die Stimmen gegen eine KZ-Gedenkstätte meist nur an den Stammtischen und in direkten Gesprächen mit einzelnen Einwohnern zu vernehmen, wohingegen eine öffentlich ausgetragene Auseinandersetzung über die Deutung der lokalen NS-Geschichte sowie das Für und Wider einer Gedenkstätte – wie in den 1980er-Jahren in Mannheim – in Mosbach ausblieb. Im Gegenteil gelang es innerhalb weniger Jahre, eine Vielzahl von Unterstützern für die Ausstellungspläne zu gewinnen. In der erwähnten Ausgabe des MORITZ war im Mai 1997 bereits zu lesen:


Seit 1993 ist der Verein KZ-Gedenkstätte aus dem Mosbacher Vereinsleben nicht mehr wegzudenken. Er hat eine positive Entwicklung genommen und zählt heute rund hundert Mitglieder. Davon sind ein Fünftel Jugendliche, die sich an der Aufarbeitung eines Teiles unserer Heimatgeschichte beteiligen.



Unter den Mitgliedern befanden sich fast von Beginn an auch ehemalige Häftlinge der Neckarlager, die mit dem Beitritt ihre Unterstützung für die Ziele des Vereins ausdrückten.

Auch die Stadt Mosbach unterstütze die Errichtung der Gedenkstätte in den folgenden Monaten sowohl organisatorisch, als auch finanziell mit einem Zuschuss in Höhe von 10 000 DM für die Anschaffung von Vitrinen und Regalen. Darüber hinaus stellte die Stadt den ehemaligen Schulraum kostenfrei zur Verfügung und erklärte sich bereit, die laufenden Bewirtschaftungskosten zu übernehmen. Ebenfalls 10 000 DM erhielt der Verein über ein Förderprogramm der EU-Kommission, sowie 12 000 DM von der Daimler-Benz AG. Weitere 20 000 DM, die für Realisierung der Ausstellungspläne benötigt wurden, konnten durch private und Firmenspenden gewonnen bzw. aus dem Vereinsvermögen generiert werden.1168

Anfang August 1997 begannen die Vereinsmitglieder, zum Teil unterstützt durch örtliche Handwerksbetriebe, mit den Bau- und Installationsarbeiten für die 140 Quadratmeter umfassende Ausstellung. Ein knappes halbes Jahr später wurde die Gedenkstätte mit einem dreitägigen Veranstaltungsprogramm eingeweiht: Am 25. Januar 1998 fand in Mosbach ein internationales Colloquium mit dem Titel Der KZ-Komplex am Neckar statt. Zu den Rednern zählten die ehemaligen Häftlinge Roland Currinckx, Ernest Gillen, Henri Halsdorf, Maurice Voutey und Otto-Georges Weiss, ferner die Historiker Robert Steegmann und Rainer Fröbe sowie Michael Schmid, dessen Zulassungsarbeit an der PH Heidelberg zum KZ Neckarelz 1983 den Stein ins Rollen gebracht hatte. In seinem Vortrag „Die Heimatstadt als KZ-Standort. Probleme der Erinnerungsarbeit in Mosbach-Neckarelz“1169 skizzierte Schmid den langen und schwierigen Weg zur Errichtung der Gedenkstätte. Am zweiten Tag veranstaltete der Verein in Kooperation mit dem Heidelberger Dokumentations- und Kulturzentrum Deutscher Sinti und Roma ein Jazz-“Erzählkonzert“; am 27. Januar 1998 – dem Jahrestag der Befreiung des Konzentrations- und Vernichtungslagers Auschwitz – fand schließlich die eigentliche Einweihung der KZ-Gedenkstätte Neckarelz statt.

Mit der Eröffnung der Gedenkstätte hatte der Verein sein primäres Ziel erreicht. Doch begannen noch im selben Jahr Planungen für ein zweites Projekt. Bereits im Vorjahr war der Vorstand nach einer Exkursion mit Jugendlichen zu den ehemaligen Lager- und Arbeitsorten mit der Bitte an die Stadt Obrigheim herangetreten, auf dem Gelände um den stillgelegten Gipsstollen des Daimler-Benz-Rüstungsprojekts „Goldfisch“ Hinweisschilder und Informationstafeln anbringen zu dürfen, da dort nichts an die Geschichte des Verlagerungsprojekts erinnerte, für das Tausende KZ-Häftlinge der Neckarlager sowie andere Zwangsarbeiter eingesetzt waren. Die Stadt stimmte zu, so dass im Mai 1999 im Rahmen eines internationalen Jugendworkcamps ein Geschichtslehrpfad mit zehn Stationen angelegt werden konnte. An dem einwöchigen Workcamp beteiligten sich sechzig Jugendliche: Schüler der weiterführenden Schulen in Obrigheim, Mosbach und Osterburken, Jugendliche aus Leszno (Polen) und Studierende aus Chantepie (Frankreich), Lehrlinge des Daimler-Benz Werks Düsseldorf, Auszubildende des Forstamts Schwarzach (Revier Obrigheim) sowie eine Gruppe der Jugendfeuerwehr Neckarelz-Diedesheim.1170 In der Begleitbroschüre zum „Goldfisch-Pfad“ werden Sinn und Zweck des Rundgangs wie folgt beschrieben:


Mit dem Projekt „Geschichtslehrpfad“ verfolgt der Verein „KZ-Gedenkstätte Neckarelz“ das Ziel, die Heimatgeschichte zu vervollständigen. Insbesondere für junge Menschen ermöglicht der Lehrpfad sinnliche Erfahrung: anhand der oberirdisch zugänglichen Reste der unterirdischen Rüstungsfabrik wird Geschichte „begreifbar“, die vertraute Landschaft wird zum Schau-Platz einer Geschichte, die man, wenn überhaupt, irgendwo weit weg verortete. Die zehn Stationen des Pfades waren Orte von im Wortsinn unvorstellbarem Leid; Informationstafeln können nur eine Ahnung davon vermitteln. Sie klären über die Fakten auf – in der Hoffnung, dass Nach-Denken entsteht, politische Meinungsbildung und demokratisches Handeln gefördert werden.




Haslach im Kinzigtal

1998 wurde neben den Ausstellungen in Bad Friedrichshall-Kochendorf und Mosbach-Neckarelz auch in Haslach im Kinzigtal eine KZ-Gedenkstätte eingeweiht. Die Gedenkstätte „Vulkan“ erinnert in offenem Gelände an die drei Konzentrationslager, die 1944/1945 in bzw. bei der Schwarzwälder Kleinstadt existiert hatten.

Die Entstehung dieses Erinnerungsorts unterscheidet sich insofern von der Mehrzahl der Gedenkstätten in Baden-Württemberg, da die Kommune dort von Beginn an aktiv in das Vorhaben involviert war, und sich überdies die Zeitspanne von der Initiierung bis zur Einweihung der Gedenkstätte mit weniger als zwei Jahren vergleichsweise kurz gestaltete.

Auslöser waren Forschungen auswärtiger Speläologen, die 1995 bei Untersuchungen im ehemaligen Stollen im Urenwald auf die Geschichte des KZ „Vulkan“ aufmerksam geworden waren. Wenngleich die Stollenteile, die die Höhlenforscher vorfanden, nicht zu jenen Abschnitten des Stollens zählten, in denen das KZ-Außenlager und die Produktionsstätten untergebracht waren, beabsichtigten die Wissenschaftler, den Stollenteil zu erhalten und wieder begehbar zu machen, was jedoch nicht realisiert werden konnte.1171 In der Kommunalpolitik hatten die Untersuchungen der Höhlenforscher nichtsdestotrotz eine Diskussion über die Geschichte des Geländes und den künftigen Umgang damit ausgelöst. Aus dem Gemeinderat heraus bildete sich eine Initiativgruppe um den SPD-Stadtrat und Realschullehrer Sören Fuß, die sich dafür einsetzte, auf dem „Vulkan“-Gelände einen Ort der Erinnerung an die 1700 Häftlinge der Haslacher Lager zu schaffen und dort die Geschichte der drei KZ-Außenlager zu dokumentieren. Unterstützung erhielt der Initiativkreis dabei nicht nur von Seiten der Gemeinderatsfraktionen und Bürgermeister Heinz Winkler (Freie Wähler); auch „Haslacher Bürger und Firmen begannen sich diesem Themenbereich zu öffnen und gewährten finanzielle Hilfe.“1172 1997 nahm die Initiativgruppe die konkreten Planungen für eine Gedenkstätte auf. Sören Fuß begann überdies – aufbauend auf den Arbeiten des Lokalhistorikers Manfred Hildenbrand – seine langjährigen Forschungen zur Geschichte der Haslacher KZ-Außenlager und konnte bald einige Lücken und Ungenauigkeiten schließen bzw. beheben.

Bereits am 25. Juli 1998 wurde die Gedenkstätte „Vulkan“ am historischen Ort eingeweiht. Neben einigen Ruinenteilen des Steinbrechwerks und einer Seilbahnstation sowie dem nicht zugänglichen Eingang eines Entwässerungsstollens als letztem erhalten gebliebenen Rest des Höhlensystems geben zwölf bebilderte Informationstafeln Auskunft über die KZ-Außenlager „Kinzigdamm“, „Sportplatz“ und „Vulkan“. Das vom Haslacher Künstler Frieder Haser geschaffene Mahnmal besteht aus einem großen Eisenkreuz, das schräg liegend auf massiven Steinbrocken installiert ist. Auf einem der Steine befindet sich eine Gedenktafel mit der Inschrift:


Man ist nicht nur verantwortlich für das, was man tut, sondern auch für das, was man geschehen lässt. Roman Herzog, Bundespräsident.

 

Zum Gedenken an unermessliches Leid, das Menschen von Menschen zugefügt wurde. Haslach 1998.



An der Einweihungsfeier nahmen 41 Überlebende aus Frankreich, den Niederlanden, Luxemburg und der Ukraine sowie Angehörige von in Haslach gestorbenen Häftlingen aus mehreren Staaten teil. Neben Bürgermeister Winkler sowie Sören Fuß als Hauptinitiator der Gedenkstätte sprach der ehemalige Häftling René Thalmann (Frankreich). Auf Redebeiträge „der zahlreich vertretenen Politiker“ wurde dagegen bewusst verzichtet, da „der menschliche Aspekt und die Begegnung der Bevölkerung mit den auf Haslacher Boden Geschundenen“1173 im Vordergrund stehen sollten.

Durch die im Zuge der Gedenkfeier geknüpften Kontakte konnten in den folgenden Jahren immer wieder Überlebende nach Haslach eingeladen werden; Gedenkstättenleiter Fuß besuchte im Gegenzug mehrmals ehemalige Häftlinge in Frankreich und den Niederlanden. Diese Begegnungen ergaben „allmählich ein genaues Bild mit sehr vielen Details über die Verhältnisse in den Haslacher Lagern“1174 und trugen maßgeblich dazu bei, dass die Geschichte der drei Außenlager heute weitgehend erforscht ist.

Im Jahr 2010 bildete sich im Anschluss an eine Exkursion von Oberstufenschülern des Hausacher Robert-Gerwig-Gymnasiums ein Jugendarbeitskreis der Gedenkstätte „Vulkan“, der sich – unterstützt von Sören Fuß – intensiv mit der Geschichte der Haslacher Konzentrationslager befasste und 2012 mit Informationstafeln an verschiedenen Standpunkten einen „Weg des Erinnerns“ auf den Spuren der KZ-Außenlager anlegte.1175 Als Geschichtswerkstatt des Robert-Gerwig-Gymnasiums besteht der Jugendarbeitskreis bis heute fort.


Leonberg

Wie in vielen anderen Orten rückte auch in Leonberg ab 1995, zum fünfzigsten Jahrestag des Kriegsendes, das Thema Zwangsarbeit und KZ-Außenlager wieder in den Blick der lokalen Öffentlichkeit. Ausschlaggebend hierfür war zum einen eine vom Kreisverband der VVN-BdA konzipierte Wanderausstellung zum KZ Leonberg, die zunächst im Haus der Begegnung und anschließend in mehreren Schulen präsentiert wurde. Zum anderen waren es wie bereits in den 1980er-Jahren erneut die evangelischen Kirchengemeinden, die an die Opfer des Konzentrationslagers erinnerten und am Ostermontag einen Gedenkmarsch zum Blosenberg durchführten.1176

Der entscheidende Impuls zur Gründung einer bürgerschaftlichen Initiative zur Einrichtung einer KZ-Gedenkstätte erfolgte drei Jahre später. Harald Reinhard, der Altenheimleiter des Samariterstifts auf dem ehemaligen Lagergelände, setzte sich dafür ein, im Rahmen der Feierlichkeiten zum fünfzigjährigen Jubiläum des Samariterstifts auf dem Gelände einen Gedenkstein zur Erinnerung an die KZ-Opfer zu errichten. Dieser wurde am 17. Juni 1998 eingeweiht; die Inschrift lautete:


Auf diesem Gelände wurde in den Kriegsjahren ein KZ-Arbeitslager errichtet. Vom Frühjahr 1944 bis April 1945 lebten hier jeweils bis zu dreitausend KZ-Häftlinge aus ganz Europa als Arbeitssklaven im Dienste der Rüstungsindustrie. Die Zwangsarbeiter mussten in den zugemauerten Tunnelröhren der Reichsautobahn Flugzeugteile herstellen. Viele von ihnen haben das nicht überlebt. Wenn Menschen schweigen, so werden Steine schreien.



Verfasst worden war der Mahnmaltext von Eberhard Röhm. Der Leonberger Pfarrer im Ruhestand hielt auch die Gedenkrede während der Einweihungsfeier und machte dort darauf aufmerksam, dass durch den Bau des Engelbergbasistunnels in den kommenden Monaten die Röhren des Alten Engelbergtunnels, in dem die KZ-Häftlinge Zwangsarbeit leisten mussten, frei werden würden. Röhm regte an, dort eine Gedenkstätte einzurichten, was in den folgenden Monaten unter anderem von der VVN unterstützt wurde, die forderte, dort eine Gedenkstätte „von landes- und bundesweiter Bedeutung“1177 zu schaffen. Neben den Kirchen unterstützte auch bald der Jugendhausverein Leonberg, der zunächst eine Jugendkulturstätte im Alten Engelbergtunnel gefordert hatte, die Idee einer KZ-Gedenkstätte am historischen Ort.

Im März 1999 kam es zur offiziellen Gründung der KZ-Gedenkstätteninitiative Leonberg unter dem Vorsitz von Eberhard Röhm; im Jahr darauf folgte die Eintragung ins Vereinsregister. Als Hauptziele definierte der Verein zum einen die „Errichtung einer KZ-Gedenkstätte als Stätte lebendigen Erinnerns vor und im noch offen verbliebenen Teil der westlichen Röhre des alten Engelbergtunnels“.1178 Zum anderen die Kontaktpflege zu ehemaligen Häftlingen und deren Angehörigen. Daneben leistete die Initiative vor Ort kontinuierlich und intensiv Aufklärungsarbeit in Form von Informationsveranstaltungen, Broschüren, Videofilmen und Fahrten zu anderen KZ-Gedenkstätten sowie Führungen für Gruppen und Schulklassen zu den Stätten des KZ-Außenlagers in Leonberg.1179 Im Jahr 2000 wurde eine erste Gedenk- und Informationstafel am alten Tunnelportal eingeweiht mit der Inschrift:


Auf diesem Gelände befand sich vom Frühjahr 1944 bis April 1945 ein Verlagerungsbetrieb der Firma Messerschmitt AG, Augsburg. Mehrere tausend KZ-Häftlinge und Zwangsarbeiter aus ganz Europa wurden von dem Rüstungsunternehmen als Arbeitssklaven ausgebeutet. In den Tunnelröhren der Reichsautobahn wie auf dem Vorgelände hatten sie unter unmenschlichen Bedingungen Tragflächen für den Düsenjäger Me 262 herzustellen. Viele von ihnen haben das nicht überlebt. Die toten KZ-Häftlinge wurden auf dem nahe gelegenen Blosenberg in ein Massengrab geworfen.



Mit der Vereinsgründung ging auch ein Schub für die weitere Erforschung der Lagergeschichte einher: Aus der Gedenkstätteninitiative heraus bildete sich noch 1999 eine Geschichtswerkstatt, die es sich zur Aufgabe machte, die Geschichte des KZ Leonberg sowie allgemein der Zwangsarbeit und Rüstungsindustrie vor Ort umfassend zu erforschen. Bis dato lagen zum KZ-Außenlager neben der 1980 veröffentlichten Dokumentation der Veranstaltungsreihe im Vorjahr ausschließlich die 1979 erschienene Studie von Jürgen Klingel sowie eine im Semester 1996/1997 verfasste – allerdings unveröffentlichte – Examensarbeit1180 des Ludwigsburger Lehramtsstudenten Christian Baranowsky vor.

Die Geschichtswerkstatt wurde bei der Leonberger Volkshochschule angesiedelt und von der Stadt finanziert. Zwei Jahre lang recherchierten die Mitglieder in diversen Archiven, befragten Zeitzeugen und machten in mehreren Ländern ehemalige Häftlinge ausfindig, die bereit waren, über ihre KZ-Haft zu sprechen oder schreiben. Durch die so entstandenen Kontakte war es der Gedenkstätteninitiative mit Unterstützung der Stadt im Juli 2001 erstmals möglich, acht Überlebende aus Frankreich, Italien, Slowenien und Norwegen für drei Tage nach Leonberg einzuladen und mit einer gemeinsamen Gedenkfeier auf dem Blosenberg der Opfer des Konzentrationslagers zu gedenken. Drei Monate später veröffentlichte die Geschichtswerkstatt ihre Forschungsergebnisse in der Schriftenreihe des Stadtarchivs. Der von Joachim Baur und Birgit Wörner herausgegebene 460-seitige Sammelband1181 umfasst Beiträge von acht Autoren zur Geschichte des KZ-Außenlagers, zur Rüstungswirtschaft und Zwangsarbeit in Leonberg, Namenslisten der Häftlinge und der Todesopfer des Konzentrationslagers, aber auch – im Kapitel Handlungsspielräume – einen Artikel zur Rezeption des Konzentrationslagers durch die lokale Bevölkerung.

Die Buchvorstellung am 23. Oktober 2001 fand im Beisein von zwölf ehemaligen Häftlingen statt, die tags darauf auch an der Einweihung des „Wegs der Erinnerung“ teilnahmen, den der Verein KZ-Gedenkstätteninitiative Leonberg in den Wochen und Monaten zuvor konzipiert und angelegt hatte: Entlang der Route vom Friedhof Seestraße und den beiden ehemaligen Lagergeländen über den Alten Engelbergtunnel zum Blosenberg wurden sechs dreisprachige Informationstafeln errichtet, die über die Geschichte des Konzentrationslagers Auskunft geben.1182

Die Realisierung einer KZ-Gedenkstätte im und am Alten Engelbergtunnel vollzog sich schließlich in zwei Etappen. Nach einer ersten Planungsphase beantragte der Verein im Herbst 2002 bei der Stadt, eine Gedenkstätte errichten zu dürfen, und präsentierte ein entsprechendes vorläufiges Konzept. Dass sich die Entscheidungsfindung fast eineinhalb Jahre hinzog, lag insbesondere daran, dass über die Zukunft des stillgelegten Engelbergtunnels noch nicht gänzlich entschieden war und die Gedenkstättenpläne im größeren stadtplanerischen Kontext behandelt werden mussten. Auf Seiten der Gedenkstätteninitiative gestaltete sich außerdem die Finanzierung des Projekts schwierig. Der Durchbruch gelang in mehrfacher Hinsicht 2004, wenngleich die Gedenkstätteninitiative zunächst nur einen Teil ihrer Pläne durchsetzen konnte: Das vom Tübinger Künstler Johannes Kares entworfene Modell einer KZ-Gedenkstätte sah zwei Module vor, für deren Umsetzung Kosten in Höhe von 106 000 Euro veranschlagt wurden.1183 Der Leonberger Gemeinderat stimmte im Februar 2014 einer reduzierten Variante zu: Während eine Nutzung des Tunnelinneren nach wie vor nicht möglich war, wurde der Initiative gestattet, vor dem südlichen Tunnelportal der Weströhre eine massive „Namenswand“ zu errichten. Im zwischen der Stadt und dem Verein geschlossenen Gestattungsvertrag wurde als einvernehmliches Ziel festgehalten, „an ‚die Ereignisse‘ des KZ Leonberg und ‚die unmenschlichen Bedingungen zu erinnern und so das Andenken der Opfer zu wahren‘“.

Die Finanzierung des Projekts oblag indes weiterhin dem Verein. Anders als noch im Vorjahr, als Röhm das Spendenaufkommen als „enttäuschend“1184 bezeichnet hatte, gelang es der Initiative nun binnen weniger Monate, eine Vielzahl an Spenden- und Fördergeldern zu akquirieren: Knapp 10 000 Euro gingen an Einzelspenden ein, davon mehr als die Hälfte durch den Verkauf symbolischer Bausteine. Hinzu kamen größere Förderungen in Höhe von insgesamt 30 000 Euro aus den Jahren 2002 bis 2004 von der Wüstenrotstiftung, der Kulturstiftung Kreissparkasse Böblingen, der Volksbank Leonberg, den Unternehmen Bosch, Trumpf und EADS (Rechtsnachfolgerin der Messerschmitt AG) sowie von Altbundespräsident Richard von Weizsäcker. Etwa 20 000 Euro konnten aus EU-Mitteln eingeworben werden; für die Einweihungsfeier einschließlich der Teilnahme ehemaliger Häftlinge und ihrer Angehörigen spendete die Daimler-Chrysler AG zudem 10 000 Euro. Die restlichen Kosten wurden durch eine Förderung aus dem Gedenkstättenetat des Landes Baden-Württemberg gedeckt.1185 Die insgesamt für das Erinnerungsmal benötigte Summe von 70 000 Euro konnte somit letztlich ohne Zutun der Stadt aufgebracht werden. Die Namenswand wurde am 8. Mai 2005, dem sechzigsten Jahrestag des Kriegsendes, eingeweiht.


Sie besteht […] aus 15 monumentalen Stahlplatten, in die die Namen von 2892 KZ-Häftlingen und von 16 Gestapo-Häftlingen und Zwangsarbeitern per Laser eingeschnitten sind. Damit sollen den ehemaligen Häftlingen symbolisch ihre Namen wieder gegeben werden, die ihnen bei der Einlieferung in das KZ genommen worden waren.1186



Die Einweihungsfeier war eingebettet in ein mehrtägiges, von den lokalen und regionalen Medien viel beachtetes Begleitprogramm, an dem auch ehemalige Häftlinge teilnahmen. In diesem Rahmen konnte unter anderem im Alten Engelbergtunnel eine temporäre Ausstellung zur Geschichte des KZ Leonberg gezeigt werden.

Der Rechenschaftsbericht des Vereinsvorstands zu den Aktivitäten im Jahr 2005 gibt einen Einblick sowohl in den organisatorischen Aufwand, der mit der Errichtung und Einweihung der Namenswand verbunden war, als auch in die Arbeitsweise der Gedenkstätteninitiative. Mehr als in anderen baden-württembergischen Außenlager-Gedenkstättenvereinen bildete sich in der Leonberger Initiative eine Vielzahl von Untergruppen und Arbeitskreisen, die zu den verschiedenen Aufgaben und Planungen arbeiteten und zum Teil über mehrere Monate bestanden.


So gab es eine Planungsgruppe Gedenkstätte/Namenswand, eine Baubegleitgruppe, eine Ausstellungsgruppe, eine Einladungsgruppe, die Gruppe „Abend der Begegnung“, eine Gruppe „Einweihung“ und eine Gruppe „Sicherheit bei der Einweihung“. Viele Übersetzerinnen und Übersetzer waren erforderlich, eine Organisatorin für die Einladungen und Unterbringung der Gäste, unser Kassier, einen Autor und eine Grafikerin für die Broschüre.1187



Auch in den folgenden Jahren wurden immer wieder neue Arbeitsgruppen gebildet, die sich unterschiedlichen Themenfeldern widmeten. 2006 bestanden im Wesentlichen vier Gruppen: eine AG zum Thema Rechtsextremismus; eine AG, die sich dafür einsetzte einen Ausstellungs- und Vereinsraum im Samariterstift zu erhalten; eine AG, deren Mitglieder eine Neugestaltung des Gedenkraums im Stadtmuseum erarbeiteten sowie eine „Tunnelgruppe“1188, die das Ziel einer Dauerausstellung im noch erhaltenen Westteil des Engelbergtunnels auf neue Füße stellte. Das Gedenkstättenvorhaben schien kurzzeitig abermals zu kippen, als der Gemeinderat im Dezember beschloss, den stillgelegten Tunnel aus Sicherheitsgründen vollständig mit Erde zur verfüllen. Der Initiative gelang es jedoch schlussendlich, die Ratsparteien sowie Oberbürgermeister Bernhard Schuler davon zu überzeugen, einen zwanzig Meter langen Vorraum am Südportal der Weströhre zu erhalten und zur Einrichtung einer Gedenkstätte freizugeben. Nach intensiven Planungs, Umbau- und Installationsarbeiten konnte die Dauerausstellung im alten Engelbergtunnel am 14. März 2008 im Beisein von rund 400 Besuchern eingeweiht werden. Im gleichen Jahr – bereits vor der Eröffnung der Gedenkstätte – konnte der Verein einen Raum im Samariterstift beziehen und ergänzend zur Tunnelausstellung als Informationsstätte herrichten. Der Gedenkraum im Stadtmuseum wurde 2009 neu gestaltet.


Schwäbisch Hall-Hessental

Im Schwäbisch Haller Stadtteil Hessental befand sich auf dem Gelände des ehemaligen Konzentrationslagers bis Mitte der 1990er-Jahre eine Schrottfirma. Als das Unternehmen 1994 das Gelände in unmittelbarer Nähe des Hessentaler Bahnhofs aufgab und die Stadt einen Ankauf des Areals in Erwägung zog, waren in Schwäbisch Hall erstmals Stimmen zu vernehmen, die forderten, in irgendeiner Weise am historischen Ort an das KZ-Außenlager zu erinnern. Aus dem Haller Gemeinderat kam 1996 von Einzelpersonen der Vorschlag, dort eine „Mahnstätte“ zu errichten.1189 Bereits im Oktober gründete sich die Initiative KZ-Gedenkstätte Hessental, bestehend aus vierzehn Personen „aus ganz unterschiedlichen Lebensbereichen – wie Kirchengemeinden, Gewerkschaften, Parteien und politischen Vereinigungen sowie Menschen, die an der Errichtung einer […] Gedenkstätte in Hessental mitarbeiten möchten.“1190 Der eingetragene Verein appellierte an die Stadt, von einer Bebauung des ehemaligen Lagergeländes abzusehen und die 4000 Quadratmeter große Fläche in Gänze als Erinnerungsort zu erhalten. Das Areal solle visuell gestaltet, die Grundrisse des Lagergeländes sichtbar gemacht und eine Dauerausstellung mit Arbeitsraum aufgebaut werden. Finanziert werden solle das Projekt aus Fördermitteln der EU, des Landes Baden-Württemberg, der Stadt sowie durch Spenden.

Größere Aufmerksamkeit und eine steigende Zahl von Unterstützern erhielt das Vorhaben im Mai 1997, als die Initiative den in Mannheim wohnhaften Überlebenden Mendel Gutt1191 – den jüngsten Häftling des KZ Hessental – nach Schwäbisch Hall einlud und die Lokalpresse über den Besuch des 67-Jährigen sowie dessen Leidenszeit im KZ Hessental berichtete.1192 Für Unmut seitens des Vereins sorgte während des Rundgangs über das ehemalige Lagergelände die Feststellung, dass in den vorangegangenen Monaten – entgegen der städtischen Zusage, vorerst keine Veränderungen am Gelände vorzunehmen – einige Schienenstränge und Barackenfundamente entfernt worden waren, die zu den letzten Überresten des Konzentrationslagers gezählt hatten.1193 Die Gedenkstätteninitiative protestierte bei der Stadt gegen die Beseitigung dieser „authentischen Spuren des Hessentaler KZ“1194 und erwog, das Landesdenkmalamt einzuschalten, um die noch verbliebenen Gleisstränge und Barackenfundamente dauerhaft zu erhalten. Wie sich herausstellte, war die Demontage der besagten Gleise und Fundamente von der ehemals auf dem Gelände ansässigen Schrottfirma vorgenommen worden, da sich Öl in der Erdoberfläche befunden hatte und der Ankauf des Grundstücks durch die Stadt die Beseitigung sämtlicher Altlasten voraussetzte.1195 Indirekt geäußerte Vorbehalte, die Entfernung der KZ-Relikte sei vorsätzlich geschehen und habe sich gegen die Forderung nach einer Gedenkstätte gerichtet, waren daher unzutreffend. Im Gegenteil herrschte unter den Gemeinderatsfraktionen und in der Verwaltung weitgehend Einigkeit darin, dass auf dem Areal ein Gedenkort entstehen solle; die Forderungen der Gedenkstätteninitiative stießen also zu keiner Zeit auf grundsätzliche Ablehnung. Uneinig waren sich der Verein Initiative KZ-Gedenkstätte Hessental, die Ratsparteien und Oberbürgermeister Hermann-Josef Pelgrim (SPD) jedoch über die künftige Gestaltung und Dimension eines solchen Gedächtnisorts.

Im August 1997 erstellte die Initiative eine Broschüre zum KZ Hessental, in der zugleich erste Vorschläge für eine künftige Gedenkstätte vorgestellt wurden. Bis zum Frühjahr 1998 trat der Verein vermehrt in der lokalen Öffentlichkeit auf, informierte über die Geschichte des Konzentrationslagers und verlieh der Forderung nach einem dauerhaften Dokumentations- und Erinnerungsort Nachdruck. An einer Gedenkfeier am 8. Mai nahmen etwa fünfzig Bürger teil, zwei Tage darauf veranstaltete der Verein in Kooperation mit dem Friedensforum Ellwangen eine Radtour auf der Strecke des „Hessentaler Todesmarschs“.

Oberbürgermeister Pelgrim äußerte sich öffentlich erstmals während einer Bürgerversammlung Mitte Mai 1998 zu den Forderungen nach einer Gedenkstätte, indem er die Errichtung von Gedenk- und Mahntafeln zur Erinnerung an die NS-Verbrechen zwar ausdrücklich befürwortete, eine Gedenkstätte mit Ausstellungsräumen jedoch als „eher eine Nummer zu groß“1196 bewertete, zumal das KZ Hessental nur einige Monate bestanden habe. Eine „Grünzone mit Parkbänken und einer Gedenkstelle“ erachtete das Stadtoberhaupt für eine angemessenere Form des Erinnerns.

Eine Schwäbisch Haller Bürgerin wies Pelgrim anschließend in einem im Haller Tagblatt erschienenen Leserbrief darauf hin, dass in diesen wenigen Monaten, die das KZ-Außenlager bestand, von den etwa 800 Häftlingen mindestens 182 im Lager sowie viele weitere auf dem anschließenden Evakuierungsmarsch starben. Zu den Äußerungen des Oberbürgermeisters kommentierte sie darüber hinaus: „Informationen am authentischen Ort darüber, wer diese Menschen waren, wie sie in Hessental bei der Zwangsarbeit gequält wurden, ‚eine Nummer zu groß‘ zu nennen, werte ich als Verharmlosung. So, als hätte jemand gesagt: Das war ja nur ein KZchen“.1197 Auch die Initiative KZ-Gedenkstätte Hessental zeigte sich überrascht und verärgert über die Verlautbarungen Pelgrims, da diesem bereits im Oktober des Vorjahres von Mitgliedern des Vereins die Beweggründe und Zielsetzungen der Initiative erläutert worden waren. Pelgrim selbst hatte in diesem Gespräch die Idee eingebracht, das Gelände städtischerseits zu überplanen und es der Initiative zur Ausgestaltung zu überlassen.1198

Im Juli präsentierte die Initiative Oberbürgermeister Pelgrim in einer Versammlung die bis dahin erarbeiteten Entwürfe für eine KZ-Gedenkstätte und bat die Stadt um Unterstützung des Vereins. Das vorgestellte Konzept sah vor, die Grundrisse der Lagerbaracken durch Einschotterungen sichtbar zu machen, im Zentrum des einstigen Appellplatzes einen Gedenkstein zu errichten, Teile der alten Gleisanlage zu rekonstruieren und zwei Güterwaggons anzukaufen, in denen eine Dauerausstellung zur Geschichte des KZ-Außenlagers und des „Hessentaler Todesmarschs“ Platz finden sollten. Die Waggons sollten überdies für Vortrags- und Filmveranstaltungen genutzt werden können und bildeten einen zentralen Baustein der Gedenkstättenpläne, um „die Bedeutung der Bahn für die Aufrechterhaltung des gesamten nationalsozialistischen Lager- und Vernichtungssystems“1199 zu verdeutlichen. Zur Gesamtkonzeption erläuterte Siegfried Hubele, Sprecher der Initiative, dass die Gedenkstätte „ihre historische, moralische und pädagogische Glaubwürdigkeit“ aus der „Authentizität des Ortes“ beziehe, weshalb es wichtig sei, das gesamte Gelände in die Pläne einzubeziehen. Oberbürgermeister Pelgrim nahm die Gedenkstättenvorschläge, so das Haller Tagblatt, „zur Kenntnis“, wollte aber zunächst weitere Vorschläge einholen und einen Mittelweg zwischen „bloßem Gedenkstein“ und „KZ-Pilgerstätte“ finden.

Bald stellte sich heraus, dass zwischen dem Verein einerseits und großen Teilen der Kommunalpolitik und -verwaltung andererseits zum Teil grundsätzlich verschiedene Vorstellungen über den künftigen Gedenkort bestanden. Während die Initiative weiterhin auf die Nutzung des gesamten Geländes pochte, weitere Gestaltungselemente vorschlug und auf eine Dauerausstellung in einem Eisenbahnwaggon bestand, favorisierte das Stadtplanungsamt einen stillen Andachtsort ohne Ausstellung. Die von der Initiative geforderte Dokumentation im Güterwaggon bildete dabei also – vordergründig aus Kostengründen – den Hauptstreitpunkt. Doch auch die Einschotterung der Barackengrundflächen wurde vom Stadtplanungsamt abgelehnt. Die Verwaltung wiederum brachte den Vorschlag ein, die 1996 entfernten Gleise durch in die Erde eingelassene Steinplatten kenntlich zu machen, was von der Initiative begrüßt wurde.1200 Im Vergleich mit anderen südwestdeutschen Gedenkstätteninitiativen der 1990er-Jahre ergab sich in Schwäbisch Hall nun eine geradezu entgegengesetzte Situation: Da der Gemeinderat bereits in den Haushaltsberatungen Ende 1997 Mittel für einen Erinnerungsort beschlossen hatte, drängte die Verwaltung auf eine zügige Umsetzung, wohingegen der Verein Initiative KZ-Gedenkstätte Hessental dies als deutlich verfrüht erachtete und in den Planungen der Stadt kein tragfähiges Konzept sah: „Diese plötzliche Eile nach 54 Jahren gedenkstättenloser Zeit wäre absolut unverständlich“, auch hinsichtlich der noch nicht vollends geklärten Finanzierung sei es „unverantwortlich mit dem in der Verwaltung angestrebten Tempo die KZ-Gedenkstätte durchzuziehen.“1201

Der Verein, namentlich insbesondere Siegfried Hubele und der Historiker Folker Förtsch, überarbeitete in den folgenden Wochen seine Konzeption und erstellte ein Modell, das Anfang Dezember der Öffentlichkeit präsentiert wurde. Zur Veranstaltung, in der die Pläne im Detail erläutert werden sollten, wurden alle Stadträte persönlich eingeladen. Die Resonanz war jedoch ernüchternd: Mit SPD-Fraktionschef Dieter Vogt und der Grünen-Stadträtin Andrea Herrmann erschienen lediglich zwei Mitglieder des Gemeinderats.

Das überarbeitete Konzept sah mittlerweile nur noch einen statt zwei Güterwaggons vor. Die Idee, außerdem eine Baracke komplett zu rekonstruieren, wurde in den folgenden Wochen wieder aufgegeben. Die Initiative bemühte sich um Unterstützung aus der Bevölkerung, indem darauf hingewiesen wurde, dass die Gedenkstätte „auf keinen Fall als Anklage gegen die Stadt Schwäbisch Hall oder gegen die Hessentaler verstanden“1202 werden dürfe. Auch sei „keine Pilgerstätte und auch kein überdimensionales Mahnmal, sondern ein Ort zur aktiven Auseinandersetzung mit diesem Teil der Geschichte“ geplant, wie das Haller Tagblatt berichtete.

Ende Februar 1999 präsentierten Förtsch und Hubele die Konzeption sowie das Modell auch dem Bau- und Planungsausschuss des Gemeinderats, der sich bis dato mehrheitlich für einen „Platz der Besinnung“1203 an Stelle einer „visuelle[n] reale[n] Dokumentation des Geschehenen“ ausgesprochen hatte. Von den sieben Elementen, die das Konzept der Gedenkstätteninitiative beinhaltete, war sich der Verein zu diesem Zeitpunkt bereits in vier Punkten mit dem Gemeinderatsausschuss einig: Erstens bestand Konsens darin, dass die Bahngleise, die einst auf das Lagergelände geführt hatten, durch in Form einer Rampe angeordnete Muschelkalkblöcke symbolisch rekonstruiert werden sollen, in die, zweitens, Gleise eingefräst werden. Drittens, solle der ehemalige Appellplatz als zentralem Platz beibehalten und mit Informationstafeln versehen werde. Viertens schließlich, solle „das frühere Gleiszuführungsgelände […] als naturbelassene Fläche gestaltet [und] durch Schotterwege quadratisch gegliedert werden“.

Uneinigkeit bestand dagegen weiterhin in Bezug auf den von der Initiative geforderten Güterwaggon mit Dauerausstellung, die Kenntlichmachung der vier Barackenflächen durch Einschotterung sowie dem neuen Vorschlag des Vereins, auf zwei Seiten des Geländes Eisenbahnschwellen senkrecht im Boden zu verankern, auf denen die Namen der Häftlinge des KZ Hessental eingraviert sein sollten.

Abermals wiesen die Mitglieder der Initiative darauf hin, dass die Stadt Schwäbisch Hall keinesfalls alleine für die Kosten aufkommen müsse, sondern durch Fördergelder, Spenden und einen Zuschuss aus dem Gedenkstättenetat der Landeszentrale für politische Bildung mehrere zusätzliche Finanzierungswege möglich seien. Auch die kontinuierliche Betreuung der Gedenkstätte müsse nicht Aufgabe der Stadt sein, sondern werde vom Verein ehrenamtlich übernommen.

„Die Gemeinderäte reagierten zurückhaltend“, urteilte das Haller Tagblatt über die Vorstellung der Gedenkstättenpläne und merkte an, dass gegen die Gestaltungsentwürfe nach wie vor Einwände bestanden. So sprach sich CDU-Stadtrat Klaus Unser „für eine mehr künstlerisch orientierte Gestaltung“ aus, was die Initiative bewusst vermieden hatte, um, so Förtsch, „Streit um Geschmacksfragen zu vermeiden“.

Das Vorhaben der Stadträte, die Vorschläge der Initiative nach internen Diskussionen innerhalb der Fraktionen und nach Rücksprache mit dem Verwaltungsausschuss bereits im März oder April im Gemeinderat zur Abstimmung zu stellen, konnte aufgrund diverser noch strittiger Punkte nicht umgesetzt werden. Bis zu einem Gemeinderatsbeschluss sollte es noch ein dreiviertel Jahr dauern. Die Gedenkstätteninitiative war unterdessen weiterhin aktiv, knüpfte Kontakte mit weiteren Überlebenden des KZ Hessental und verlieh der Forderung nach einer Gedenkstätte durch gezielte Lobbyarbeit Nachdruck.

Im Mai folgte Mendel Gutt einer neuerlichen Einladung des Vereins und verbrachte – auf eigenen Wunsch – seinen siebzigsten Geburtstag in Schwäbisch Hall. Oberbürgermeister Pelgrim empfing den Gast im Rathaus und sicherte ihm zu, die Stadt wolle, „das, was ihr möglich sei, zur Versöhnung beizutragen, leisten“.1204 Zur Eröffnung der Gedenkstätte wolle man Gutt sowie andere Überlebende, mit denen der ehemalige Häftling noch in Verbindung stand, aus den USA, Südafrika und Israel einladen.

Zwei Monate später reisten Mitglieder der Initiative nach Warschau, wo sie Kontakt zur Zentralstelle ehemaliger Zwangsarbeiter in Deutschland sowie zur polnischen Vereinigung der ehemaligen KZ-Häftlinge der Lager Natzweiler und Dachau aufnahmen, in der noch etwa 185 KZ-Überlebende organisiert waren. Darüber hinaus sandte der Verein Informationsmaterial zur geplanten Gedenkstätte an diverse Organisationen und prominente Einzelpersonen mit der Bitte, das Vorhaben zu unterstützen. Binnen kürzester Zeit fanden sich einige namhafte Befürworter, die sich in Briefen an die Initiative ausdrücklich für die Gedenkstättenpläne aussprachen. Hierzu zählten etwa der Vorsitzende des Zentralrats der Juden in Deutschland Ignatz Bubis, der französische Historiker Robert Steegmann, der Autor und Regisseur Oliver Storz, Andrzej Strzelecki (Staatliches Museum Auschwitz-Birkenau), Silvester Lechner (Leiter der KZ-Gedenkstätte Oberer Kuhberg, Ulm) sowie Thomas Lutz (Stiftung Topographie des Terrors). Letzterer befand in seinem Brief die Entwürfe des Vereins als „inhaltlich schlüssig“1205 und zeigte sich erstaunt ob der bereits konkreten Überlegungen zur Finanzierung des Vorhabens. Robert Steegmann bekräftigte, dass das KZ Hessental „ein sehr wichtiges Außenlager des KZ Natzweiler war“ und seine besondere Geschichte darin bestehe, dass dort nahezu ausschließlich jüdische Häftlinge inhaftiert waren. Weiter schrieb er:


Als Präsident der „Association des Amis de la France pour la Mémoire de la Déportation“ kann ich Sie nur unterstützen in Ihrem Projekt einer Gedenkstätte […]. Die Form dieser Gedenkstätte finde ich hoch interessant […]. Die Modernität dieses Konzepts und seine historische Bedeutung scheinen mir sehr groß zu sein.



Ignatz Bubis sagte der Initiative noch wenige Wochen vor seinem Tod am 13. August 1999 seine Unterstützung – unter anderem bei der Suche nach einem geeigneten Waggon – zu.

Am 1. September 1999, dem Jahrestag des deutschen Überfalls auf Polen, erschien im Haller Tagblatt einmal mehr ein Artikel über Mendel Gutt, in dem auf Grundlage eines Interviews die Leidens- und Lebensgeschichte des KZ-Überlebenden skizziert wurde. Gutts bewegende Schilderungen des Hessentaler Außenlagers sowie des mörderischen Evakuierungsmarsches nach Dachau dürften in Schwäbisch Hall die Akzeptanz für eine Gedenkstätte mit Dauerausstellung zusätzlich erhöht haben, zumal das Ehrenmitglied des Vereins Initiative KZ-Gedenkstätte Hessental abschließend mit den Worten zitiert wurde, dass sich seine letzten Hoffnungen an eine solche Gedenkstätte klammerten, „damit nicht alles, was damals geschehen ist, in Vergessenheit gerät“.1206

Von einer „überraschenden Wende“1207 schrieb das Lokalblatt schließlich knapp drei Monate später nach einem Gespräch zwischen der Initiative und dem Stadtplanungsamt. So befürwortete die Verwaltung mittlerweile den Großteil der Pläne des inzwischen auf fünfzig Mitglieder angewachsenen Vereins und bezifferte die anfallenden Kosten auf 90 000 DM. Einzig die von der Initiative als zentral erachtete Anschaffung eines Eisenbahnwaggons samt Einrichtung einer Dauerausstellung wurde in den Vorschlägen des Planungsamts ausgespart. Die Verwaltung zeigte sich jedoch offen, diese Elemente zu einem späteren Zeitpunkt hinzuzufügen, sofern die kalkulierten Kosten von zusätzlich etwa 15 000 DM durch den Verein aufgebracht würden.

Bereits am folgenden Tag, dem 24. November 1999, stimmte der Gemeinderat der Konzeption nach ausführlicher Diskussion einstimmig zu.1208 Tagblatt-Redakteur Jochen Korte würdigte die Entscheidungsfindung als beispielhaft für eine demokratische Streitkultur:


Es gibt im Haller Gemeinderat Tagesordnungspunkte, da schlagen sich die Fraktionen die unterschiedlichen Argumente förmlich um die Ohren. Da wird dann polemisiert, der politische Gegner […] wird nicht geschont. Kurzum: Die eigene Meinung steht längst unumstößlich fest, da kann der andere sagen, was er will. Dass es auch anders geht, wurde bei der Diskussion um die KZ-Gedenkstätte in Hessental deutlich. Dem Thema angemessen, wurde ernsthaft, würdevoll, fair, ohne rechthaberisches Getue miteinander geredet. Es wurde einander zugehört. Und dann kam das nicht unbedingt zu Erwartende: Die guten Argumente der Gegenseite stießen auf Akzeptanz, man ließ sich überzeugen. Die Stadträte haben gezeigt, dass sie zu einer hochklassigen Streitkultur (wobei die Betonung eindeutig auf Kultur liegt) fähig sind. Der einstimmige Beschluss für die Gedenkstätte und die Diskussion zu diesem Punkt, sind eindeutig in der Rubrik „Sternstunde“ einzuordnen.1209



Die Gedenkstätte wurde somit weitgehend nach den Wünschen der Initiative errichtet; Stadt und Verein nahmen einvernehmlich lediglich kleinere Änderungen zum ursprünglichen Konzept vor. So wurde das Gelände rasterförmig geschottert und acht Informationstafeln über die Geschichte des Konzentrationslagers bzw. einzelne Häftlinge aufgestellt. Die Grundrisse der einstigen Baracken wurden durch zerkleinertes Ziegelmaterial gekennzeichnet und auf zwei dieser Flächen 81 abgerundete Stelen aus Lärchenholz (statt der ursprünglich geplanten Schienenteile) mit den Namen von mehr als 500 Häftlingen errichtet.1210 Der noch bestehende Gleisabschnitt wurde erhalten und wie vorgesehen der Verlauf der Gleise in das Lager hinein durch Muschelkalkblöcke mit eingearbeiteten Rillen symbolisiert. Letztendlich konnte auch der Eisenbahnwaggon realisiert werden, nachdem der Verein die hierfür nötige Summe durch Spenden und Zuschüsse aufgebracht hatte. Die dort installierte Ausstellung thematisiert insbesondere den „Hessentaler Todesmarsch“.

Am 5. April 2001 wurde die KZ-Gedenkstätte Hessental im Beisein von 200 Personen, darunter Mendel Gutt und Ernest Gillen, eingeweiht. Oberbürgermeister Pelgrim wandte sich in seiner Rede direkt an Gutt und bat ihn „um Verzeihung für die Leiden und Verfolgungen, die Sie hier und an anderen Orten erfahren haben.“1211 Zum Umgang mit der Geschichte des KZ-Außenlagers nach 1945 gestand Pelgrim, dass nach Jahrzehnten der „Scham und Verdrängung“ erst eine „unbelastete Generation heranwachsen [musste], mit dem Bewusstsein, so kann es nicht weitergehen.“ Die Gedenkstätte komme daher zwar spät, aber nicht zu spät. Meinhard Tenné, Vorstandssprecher der IRGW lobte, dass die Einrichtung der Gedenkstätte in Schwäbisch Hall relativ zügig vonstatten gegangen sei und nicht, wie andernorts, „groteske Züge angenommen“1212 habe. Den neugeschaffenen Erinnerungs- und Gedenkort wollte Tenné – insbesondere angesichts aktueller „fruchtloser Diskussionen über Nationalstolz und Leitkultur“ – zugleich als lebendige Stätte der historisch-politischen Bildungsarbeit sowie als Zeichen gegen Rassismus, Antisemitismus und Rechtsextremismus in der Gegenwart verstanden wissen.

Die Einweihung der KZ-Gedenkstätte wurde begleitet von einer Vielzahl an Veranstaltungen in den folgenden zehn Tagen. Neben zahlreichen Führungen über das ehemalige Lagergelände fanden Vortragsveranstaltungen statt, in denen Vereinsmitglieder Aspekte der Geschichte und Nachgeschichte des KZ Hessental beleuchteten; der Historiker Wolfgang Benz referierte zum Thema Antisemitismus, Robert Steegmann zum KZ-Komplex Natzweiler. Im Schwäbisch Haller „Kino im Schafstall“ wurde der Film Drei Tage im April des Regisseurs Oliver Storz aufgeführt und eine Fellbacher Theatergruppe führte das Stück Das Märchen vom letzten Gedanken nach dem gleichnamigen Werk von Edgar Hilsenrath auf.


Vaihingen an der Enz

Hinsichtlich der Dauer bis zur Entstehung einer Gedenkstätte waren die Entwicklungen in Vaihingen an der Enz von Grund auf anders. Bereits seit 1989 gab es die Forderung nach einer Gedenk- und Dokumentationsstätte; 1990 war der Verein Initiative Gedenkstätte KZ Vaihingen/Enz gegründet worden und sowohl von der Stadt als auch dem Landkreis wurden die Pläne für eine KZ-Gedenkstätte als zentralem historischem Lernort des Kreises befürwortet. Dass es dennoch bis 2002 dauern sollte, ehe der erste Teil der Gedenkstätte eingeweiht wurde, lag – neben einer längeren Planungsphase und bauplanerischen Komplikationen – insbesondere an der schwierigen Finanzierung des Vorhabens.

Als Anfang April 1995 zum fünfzigsten Jahrestag der Befreiung des KZ Vaihingen die jährliche Gedenkfeier in Anwesenheit von sechs Überlebenden aus Frankreich, den Niederlanden, Russland und Deutschland stattfand,1213 konnte der Verein den angereisten Gästen zwar bereits die Gedenkstättenpläne vorstellen, doch lag noch keine Baugenehmigung vor und die bis dato eingeworbenen Spenden und Zuschüsse lagen weit unter der benötigten Summe.

Nachdem das Landesdenkmalamt Baden-Württemberg das Fundament der ehemaligen Entlausungs- und Duschbaracke des KZ Vaihingen als Bodendenkmal ausgewiesen und Sanierungs- bzw. Konservierungsarbeiten bewilligt hatte, erteilte der Gemeinderat im Spätjahr 1995 die Genehmigung für den Bau einer Gedenkstätte auf dem Gelände sowie eines begehbaren Stegs über dem Barackenfundament.

Ein Jahr später waren die inhaltlichen Recherchen für die Dokumentation abgeschlossen und ein erstes Rohkonzept für die Ausstellungsdidaktik lag vor, doch hatten die Versuche, mit einer Informationsbroschüre über die Geschichte des Konzentrationslagers und die Gedenkstättenpläne an potenzielle Geldgeber heranzutreten, noch immer nicht den erhofften Erfolg gebracht. Nichtsdestotrotz bestand die Hoffnung, im Laufe des Jahres 1997 mit den Vorarbeiten des Baus beginnen zu können.1214 In der Zwischenzeit konzipierte der Verein in Kooperation mit dem Stadtarchiv eine temporäre Ausstellung (Erinnerungs-Bruch-Stücke) über die Geschichte des KZ Vaihingen, in der zudem die Gedenkstättenpläne der lokalen Öffentlichkeit präsentiert wurden. Die Ausstellung in den Räumen des Stadtarchivs wurde zwischen März und November 1997 von etwa 800 Personen besucht. Die Initiative KZ-Gedenkstätte erarbeitete darüber hinaus eine portable Dokumentation in Gestalt eines Materialienkoffers für den Einsatz im Schulunterricht.1215

Ein weiteres dreiviertel Jahr später, im August 1998, verkündete der Verein in seinem halbjährlich erscheinenden Rundbrief: „Mit dem Bau unserer Gedenkstätte soll im Herbst begonnen werden. Die Mitglieder werden gebeten sich an vorgegebenen Samstagsterminen für Rodungsarbeiten und Ausschachtungen für Fundamentgräben zur Verfügung zu stellen.“1216 Im Rahmen ihrer Möglichkeiten leistete die Gedenkstätteninitiative Ende des Jahres notwendige Vorarbeiten auf dem Gelände;1217 die Konzeption wurde derweil abermals überarbeitet und lag um die Jahrtausendwende in ihrer endgültigen Form vor. Das gemeinsam mit dem Vaihinger Architekten Andreas Lippeck erarbeitete Konzept umfasste drei Module, von denen – finanziell gefördert durch Bund und Stadt, Stiftungen und Privatspender – zwei in den folgenden Jahren realisiert werden konnten: Ein Empfangs- und Informationsraum zur Geschichte des Lagers, in dem den Besuchern anhand eines Modells auch die räumliche Struktur des KZ Vaihingen erläutert werden kann. Zweitens, eine Medieninstallation (Black Box) in einer über den Fundamenten der ehemaligen Entlausungs- und Duschbaracke errichteten Halle, die über einen Steg mit dem Empfangsgebäude verbunden ist. Die in der Black Box präsentierte zwanzigminütige Videocollage


aus Originalzitaten von Häftlingen, Musik und überblendeten Bildern und Geräuschen soll den Besuchern einen affektiven Zugang zur Geschichte, besonders aber zu den grausamen Schicksalen der Insassen ermöglichen. Der Raum bleibt abgedunkelt, nur an entsprechenden Textstellen werden die Fundamente mit Lichteffekten in die Präsentation einbezogen.1218



Als drittes Element war ein weiteres kleines Gebäude für einen Seminar- und Archivraum geplant, was jedoch zeitnah nicht umgesetzt werden konnte. Erst im Jahr 2016 war der Bau des Mehrzweckraums möglich, der im September 2017 eingeweiht wurde. Zusätzlich zu den bestehenden Modulen wurde außerdem bereits zuvor das Gebäude der ehemaligen SS-Küche für temporäre Wechselausstellungen genutzt.

An der jährlichen Gedenkfeier zur Erinnerung an die Befreiung des KZ Vaihingen nahmen im April 2001 abermals ehemalige Häftlinge aus Polen, Frankreich, Norwegen, den Niederlanden, Deutschland, Russland, Kanada, Australien und den USA teil. Da zu dieser Zeit – anders als ursprünglich vorgesehen – mit dem Bau der Gedenkstätte erst begonnen worden war, wurde im Stadtarchiv erneut die 1997 konzipierte Ausstellung Erinnerungs-Bruch-Stücke in einer erweiterten Fassung gezeigt und den Überlebenden die Gedenkstättenpläne erläutert.1219
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Die KZ-Gedenkstätte Vaihingen/Enz, aufgenommen im Jahr 2014.



Im Jahr darauf wurde der erste Bauabschnitt abgeschlossen und die Gedenkstätte eröffnet.1220 Fertiggestellt wurde sie drei Jahre später. Zur Einweihungsfeier am 16. April 2005 kamen 32 Überlebende aus Frankreich, Polen, den Niederlanden, Israel, Kanada und den USA mit ihren Angehörigen nach Vaihingen an der Enz.1221


Gedenkstätte beim KZ-Friedhof Schömberg

Die Initiative Gedenkstätte Eckerwald e. V. erweiterte ab Mitte der 2000er-Jahre ihre Aktivitäten um die Errichtung eines Lernorts in Schömberg, nachdem der Gedenkpfad Eckerwald bereits 1989 eingeweiht und über die Jahre erweitert worden war.1222 Der Balinger Gymnasiallehrer Immo Opfermann, der 1994 mit seiner Geschichts-AG die viel beachtete und an mehreren Orten präsentierte Ausstellung Das Unternehmen Wüste erarbeitet hatte, suchte gemeinsam mit dem Verein nach einem Standort für eine Gedenkstätte, in der die Ausstellung dauerhaft gezeigt werden konnte. Hierzu fehlten jedoch sowohl die finanziellen Mittel, als auch die Bereitschaft der Kommunen, ein Gebäude zur Verfügung zu stellen. Das Architekturbüro Helmut Morlok, welches schon den Gedenkpfad Eckerwald konzipiert hatte, schlug alternativ eine weitere frei zugängliche Dokumentation vor, die auf oder neben dem Schömberger KZ-Friedhof über die Geschichte und Nachgeschichte der „Wüste“-Lager informieren und an die Opfer erinnern solle. Das Konzept der Architekten sah neben Ausstellungstafeln die Errichtung eines Gedenkkubus mit den Namen der gestorbenen Häftlinge vor. Unterstützung erfuhren Opfermann und die Initiative Eckerwald mit ihrer Forderung nach einer „offenen“ Gedenkstätte insbesondere von KZ-Überlebenden und Angehörigen aus Frankreich, Luxemburg, Norwegen und Polen, die entsprechende Petitionen an die lokalen und regionalen Behörden sandten. Ernest Gillen und Serge Lampin „bewegten mit ihren Gesprächen und Briefen, dass die Verantwortlichen beim Landkreis und in der Stadt“1223 schließlich zustimmten. Der Eigentümer des Geländes neben dem KZ-Friedhof Schömberg veräußerte das Grundstück zu einem günstigen Preis zugunsten der Errichtung einer Gedenkstätte an die Stadt, welche das Gelände 2005 als Lern- und Gedenkort zur Verfügung stellte.

Binnen zwei bzw. drei Jahren konnte das Vorhaben sodann umgesetzt werden: Nachdem die Eckerwald-Initiative (namentlich in Person von Walter Looser-Heidger) „in akribischer Kleinarbeit“1224 aus den erhaltenen Sterberegistern, aus dem Natzweiler-Nummernbuch sowie aus verschiedenen Transportlisten die Namen der 1774 Todesopfer der Lager Schömberg und Dautmergen rekonstruiert hatte, wurde unter der fachlichen Leitung des Architekten Edwin Heinz im Zentrum des Geländes ein Betonkubus mit vier großen Glasplatten installiert, auf denen die Namen der Opfer eingraviert waren. Parallel erarbeiteten Gertrud Graf, Immo Opfermann, Heinrich Maier und Walter Looser-Heidger – basierend auf der Ausstellung Das Unternehmen Wüste – den dokumentarischen Teil des Gedenkorts. Hierbei wurden „vier thematische Inseln geschaffen, jeweils ausgestattet mit drei großflächigen Informationstafeln“1225 zu den Themen „Gruben und Gräber“, „Die Realität des KZ“, „KZ-Häftlinge“ und „Das Unternehmen Wüste“.


Die dreieckige Anordnung der Tafeln soll an die Form des „Winkels“ erinnern, den jeder KZ-Gefangene auf seinem Häftlingsanzug trug und dessen Farbe über den Grund der KZ-Haft Auskunft gab. Um die Tafeln zu studieren, muss sich der Besucher ins Innere der Dreiecke hineinbegeben. Er erhält anschaulich und detailliert Auskunft über das Geschehen, über die Verhältnisse in den Lagern des Unternehmens Wüste, vor allem im Lager Dautmergen, über die Schinderei auf den Ölfeldern, über Häftlingstransporte, über die Evakuierungsmärsche, über Belegzahlen, über Todesziffern und vor allem auch über Einzelschicksale.



Der Kubus wurde im April 2007, die Dokumentation im April 2008 jeweils im Rahmen einer Gedenkfeier eingeweiht.

Finanziert worden war die Gedenkstätte durch Großspenden des norwegischen sowie des französischen Verteidigungsministeriums, darüber hinaus durch Förderungen und Spenden verschiedener öffentlicher und politischer Institutionen, Firmen und Einzelpersonen.1226


Echterdingen (2005–2010)

Nach der Errichtung des Gedenksteins für die Opfer des KZ Echterdingen im Mai 1995 erhielt die Geschichte dieses Außenlagers zehn Jahre später plötzlich internationale Aufmerksamkeit. Am 19. September 2005 wurden bei Baggerarbeiten im Eingangsbereich des US-Army Airfields menschliche Knochen gefunden, von denen bald klar war, dass es sich um die Skelette von 34 Opfern des KZ Echterdingen handelte. Der Gräberfund beschäftige in den folgenden Monaten die baden-württembergische Landesregierung, das Landeskriminalamt und die Stuttgarter Oberstaatsanwaltschaft ebenso wie die Israelitische Religionsgemeinschaft Württemberg (IRGW), das in Zürich und London ansässige Komitee zum Schutz jüdischer Friedhöfe in Europa, Angehörige von Opfern in mehreren Ländern sowie die Städte Filderstadt und Leinfelden-Echterdingen. Zeitungen, Rundfunkanstalten und Fernsehsender berichteten in Deutschland wie auch in Israel über die kontroverse Auseinandersetzung. So kam es hinsichtlich der Frage, wie mit den Gebeinen umgegangen werden sollte, laut Historiker und Journalist Thomas Faltin „schnell zu mehreren Konflikten, bei der einige als feststehend geglaubte Wahrheiten erschüttert wurden. Dabei ging es implizit immer auch um die Frage, wie deutsche Behörden und jüdische Organisationen miteinander umgehen sollten.“1227

Das LKA Baden-Württemberg ließ die Gebeine wenige Tage nach der Entdeckung exhumieren und zur Identifizierung in das Stuttgarter Robert-Bosch-Krankenhaus bringen; Oberstaatsanwalt Bernhard Häußler leitete Ermittlungen wegen Mordes ein; die IRGW wurde informiert, und „als wenig später klar war, dass interreligiöse und internationale Fragen aufkommen könnten, wurde auch das Staatsministerium eingeschaltet.“1228 Ministerpräsident Günther Oettinger unterstrich Ende September das Bemühen des Landes Baden-Württemberg, die Identität der Opfer so bald als möglich zu klären. Im Ausland waren bereits Angehörige von drei im KZ Echterdingen gestorbenen Häftlingen gefunden worden, die sich zu einem DNA-Vergleich bereit erklärten. Die Exhumierung der Gebeine sowie die geplante Identifizierung mittels DNA-Abgleich war jedoch bereits auf Protest orthodoxer jüdischer Organisationen gestoßen, die darin eine Störung der Totenruhe sahen und gemäß jüdischer Glaubensvorschriften eine umgehende Wiederbeisetzung der Opfer am Ort des Massengrabs verlangten.1229 Der Aufforderung des Komitees zum Schutz jüdischer Friedhöfe in Europa schloss sich kurze Zeit später auch die IRGW an.

Faltin geht davon aus, dass sich die Landesregierung über die jüdischen Glaubensvorschriften bzw. die religiös begründete Ablehnung der Exhumierungsmaßnahmen nicht im Klaren gewesen sei, weshalb es „zu manchem Unverständnis und vorläufig zu einer Eskalation des Konflikts“1230 gekommen sei. Justizminister Ulrich Goll (FDP) und die Stuttgarter Staatsanwaltschaft beharrten darauf, dass in einem laufenden Mordverfahren alle rechtsstaatlichen Möglichkeiten der Strafverfolgung auszuschöpfen seien, wozu auch eine DNA-Analyse der Gebeine zähle. Darüber hinaus seien die deutschen Strafverfolgungsbehörden „in besonderem Maße verpflichtet, eventuelle NS-Verbrecher zu verfolgen.“ Die Staatsanwaltschaft zeigte sich daher, so Faltin,


irritiert, dass die jüdischen Vertreter, die doch das größte Interesse an der Verfolgung der NS-Täter haben müssten, jetzt die Ermittlungen zu unterbinden versuchten. Umgekehrt kritisierte das „Komitee zum Schutz jüdischer Friedhöfe in Europa“ […] gerade diese „Versteifung der falsch verstandenen Gesetzestreue auf Seiten der Staatsanwaltschaft“ und fragte: „War es denn nicht dieses blinde Nachgehen nach der dem deutschen Volk eigentümlichen Gesetzestreue, welche die Exzesse des Nationalsozialismus überhaupt möglich gemacht hat?“



Letztlich entschied Justizminister Goll, aus Rücksicht auf religiöse Vorstellungen sowie aufgrund der Annahme, dass eine Ermittlung der SS-Täter anhand der Skelettfunde ohnehin wenig aussichtsreich sei, von einer DNA-Analyse abzusehen und dem Wunsch nach einer raschen Wiederbeisetzung der Gebeine nachzukommen.1231

Die Vorbereitung der Wiederbeisetzung sollte in den Händen der jüdischen Gemeinde liegen. Dabei trat mit der Frage nach dem Beisetzungsort jedoch ein weiterer Konflikt zu Tage, der sich von Beginn an abgezeichnet hatte. Während die IRGW und das Komitee zum Schutz jüdischer Friedhöfe in Europa auf eine Bestattung der Gebeine am Fundort bestanden, um die Totenruhe wiederherzustellen, wurde dies von großen Teilen der Öffentlichkeit als unangemessen empfunden, zumal dieses Gelände als Teil des US-Airfields nicht öffentlich zugänglich war. Heftiger Widerspruch kam auch von einigen nichtorthodoxen Familien der Opfer, insbesondere aus den Niederlanden und Israel, die eine DNA-Analyse befürwortet hatten und ihre im Konzentrationslager ermordeten Angehörigen im Herkunftsland oder in Israel beisetzen wollten. Auch in diesem Streitfall entschied schließlich Justizminister Goll – nach Verhandlungen mit den US-Streitkräften, dem Bund (als Eigentümer des Areals), den beiden Kommunen und den jüdischen Gemeinden –, die Stelle des Massengrabs als Friedhof auszuweisen und die Opfer dort wieder zu bestatten.

Am 15. Dezember 2005 wurden die 34 Leichname in einzelnen Holzsärgen beigesetzt. Etwa 400 Menschen nahmen an der Beisetzungsfeier teil, darunter neben Ministerpräsident Günther Oettinger, dem ehemaligen Oberrabbiner Israels Meir Lau und zahlreichen weiteren Rabbinern aus mehreren Ländern auch Angehörige von vier Opfern sowie die beiden Überlebenden Benjamin Gelhorn und Eugen Stern, die den Kaddisch für die Toten sprachen. Knapp eineinhalb Jahre später, am israelischen Gedenktag Yom Hashoah, wurden die 34 Grabsteine aus Granitplatten eingeweiht.

Eine namentliche Nennung der Opfer auf den Grabplatten war jedoch nicht möglich, da nicht ermittelt werden konnte, welche der – mindestens – 119 Toten des KZ-Außenlagers dort und welche auf dem Esslinger Ebershaldenfriedhof beigesetzt sind. Seit diesem 15. April 2007 findet am Echterdinger Gräberfeld innerhalb des US-Airfields jährlich eine Gedenkfeier für die Opfer des KZ Echterdingen statt.

Die Entdeckung des Massengrabs 2005 veränderte den Umgang mit der Geschichte des KZ Echterdingen grundlegend. Bereits im November verkündete der Filderstädter Oberbürgermeister Peter Blümlein in einer eigens dafür einberufenen Pressekonferenz, dass die Verantwortungsübernahme der Kommune und ihrer Bewohner für die vor Ort begangenen NS-Verbrechen in Kürze durch verschiedener Vorhaben zum Ausdruck gebracht werden solle:1232 Zum einen gebe es bereits die Bereitschaft mehrerer Bürger aus Filderstadt und den umliegenden Gemeinden, sich in einer Geschichtswerkstatt zusammenzuschließen, um die Geschichte des KZ Echterdingen weiter zu erforschen. Zweitens sei beabsichtigt, die Erarbeitung und Publikation einer umfassenden Dokumentation über die Lagergeschichte in Auftrag zu geben. Drittens solle die Lage des einstigen Massengrabs im Bernhäuser Forst wissenschaftliche erforscht werden. Und viertens sprach sich Blümlein für eine Gedenkstätte am Flughafen aus.

Alle vier Vorhaben wurden innerhalb weniger Jahre in Kooperation mit der Nachbargemeinde Leinfelden-Echterdingen umgesetzt. Im Frühjahr 2006 begaben sich Mitarbeiter des Instituts für Bodenkunde der Universität Hohenheim auf die Suche nach den ehemaligen Massengräbern in einem Waldstück der Gemeinde Bernhausen, in denen bis zur von den Besatzungsbehörden im Jahr 1945 angeordneten Exhumierung und Umbettung nach Esslingen 66 Opfer des KZ Echterdingen begraben waren.1233 Mittels Luftaufnahmen, Zeitzeugenberichten und aufwendigen Bodenproben gelang es, auf der anfangs infrage kommenden zwei Hektar großen Fläche schließlich die Lage der drei Gräber1234 zu ermitteln. Aufgrund der laufenden Planungen für eine Gedenkstätte unweit des ehemaligen Lagergeländes wurden eine Kenntlichmachung der Fläche sowie die Anbringung einer Gedenk- oder Informationstafel allerdings vorerst aufgeschoben. Erst 2015 wurde von den Bürgermeistern Filderstadts und Leinfelden-Echterdingens eine Erinnerungstafel eingeweiht.1235

Bereits im März 2006 hatte sich die Geschichtswerkstatt KZ-Außenlager Echterdingen im Rahmen einer von etwa neunzig Bürgern besuchten Podiumsveranstaltung gegründet. Etwa 15 Personen, darunter die Stadtarchivare der beiden Kommunen, bildeten fortan den aktiven Kern der bis heute bestehenden Geschichtswerkstatt, deren Hauptaktivitäten zunächst in Recherchearbeiten und der Vorbereitung der von Blümlein angekündigten Publikation, aber auch der Aufklärungsarbeit über die Geschichte des KZ-Außenlagers sowie der Beteiligung an der Konzeption einer Gedenkstätte lagen.1236

Die Mitglieder der Geschichtswerkstatt erarbeiteten sich einen gemeinsamen Wissensstand über die Lagergeschichte sowie gedenkstättenpädagogische Fragen, traten der Landesarbeitsgemeinschaft der Gedenkstätten und Gedenkstätteninitiativen in Baden-Württemberg (LAGG) bei, führten Exkursionen zu Gedenkstätten im Bundesland durch und traten in einen Erfahrungsaustausch mit den dortigen Aktiven. Da die Erforschung des KZ Echterdingen auf ehrenamtlicher Basis alleine nicht zu stemmen war, wirkten sie auf die Kommunen ein, finanzielle Mittel bereit zu stellen, um einen Historiker oder eine Historikerin mit der Erstellung der Dokumentation zu beauftragen. Darüber hinaus bemühte sich die Geschichtswerkstatt intensiv um Konzepte für eine Gedenkstätte am „authentischen Ort“ und legte schon im Oktober 2006 Eckpunkte für eine Dokumentations- und Gedenkstätte am US-Airfield vor, die sodann von den Ältestenräten der Städte Filderstadt und Leinfelden-Echterdingen beraten und grundsätzlich befürwortet wurden. Für die weiteren Planungen gründeten die zwei Kommunen einen gemeinsamen Gedenkstättenausschuss, dem Gemeinderatsmitglieder beider Städte angehörten.

Im Wintersemester 2006/2007 entwarfen 15 Architekturstudierende der Universität Stuttgart Entwürfe für eine solche Gedenkstätte, die sich jedoch allesamt als zu umfangreich und nicht finanzierbar erwiesen.1237 Zumal, da die Flughafen Stuttgart GmbH eine finanzielle Beteiligung zunächst ablehnte.

Obwohl die Flughafengesellschaft letztlich doch eine Summe von 40 000 Euro zusagte, mussten alle Beteiligten bald einsehen, dass eine größere Dokumentations- und Gedenkstätte zumindest in absehbarer Zeit nicht realisierbar sei, weshalb man sich für eine wesentlich kleinere Erinnerungsstätte sowie eine verstärkte Förderung der lokalen historisch-politischen Bildungsarbeit entschied. Ende 2007 einigten sich die Städte Leinfelden-Echterdingen und Filderstadt auf ein „3-Säulen-Modell“. Dieses sah erstens eine offene Gedenkstätte als „Ort des Gedenkens und der Mahnung“1238 auf einem Grundstück neben dem Flughafengelände vor, wofür beide Kommunen je 70 000 Euro bereitstellten. Zweitens solle eine Stiftung gegründet werden, in die die Städte jeweils 100 000 Euro einzahlen. Das Stiftungskapital solle später um die in Aussicht gestellte finanzielle Beteiligung der Flughafengesellschaft ergänzt werden. Der Förderschwerpunkt der Stiftung solle in der Förderung der pädagogischen Vermittlung der NS-Geschichte, der Erinnerungsarbeit und von Projekten mit aktuellem gesellschaftlichem Bezug (z. B. Projekte gegen Rassismus und Antisemitismus sowie für Integration, Inklusion oder zur Gewaltprävention) liegen. Die dritte Säule beinhaltete die ohnehin bereits vorgesehene Buchpublikation; zudem die Erstellung eines Dokumentarfilms mit Zeitzeugen- und Überlebendeninterviews, sowie die Erarbeitung pädagogischer Materialien zum KZ Echterdingen, die den Schulen zur Verfügung gestellt werden sollten.

Mit Ausnahme des Films konnten die beiden letzten Säulen schon im folgenden Jahr realisiert werden: Die Stiftung Gemeinsame Erinnerung – Gemeinsame Verantwortung für die Zukunft wurde 2008 gegründet. Die Publikation zur Geschichte des KZ Echterdingen erschien Ende des Jahres in den von den Städten Filderstadt und Leinfelden-Echterdingen herausgegebenen Schriftenreihen. Die Buch wurde überwiegend verfasst vom Historiker und stellvertretenden Lokalchef der Stuttgarter Zeitung Thomas Faltin, sowie ergänzt um Artikel von drei Autoren zur Nach- und Erinnerungsgeschichte des Lagers.1239 Faltin hatte für die Dokumentation (in Kooperation mit der Geschichtswerkstatt) Archive in Deutschland, Polen, Frankreich, Israel und den USA aufgesucht, Interviews mit Überlebenden und Angehörigen ehemaliger Häftlinge geführt und konnte auf acht Interviews der Shoah Foundation zurückgreifen.

Für die Realisierung des Gedenkstättenvorhabens wurde schließlich ein beschränkter Ideenwettbewerb durchgeführt. Die Jury – bestehend aus den beiden Kommunen und der Geschichtswerkstatt – entschied sich im Dezember 2008 für den Entwurf eines „Wegs der Erinnerung“ der Landshuter Künstlerin Dagmar Pachtner. Die von ihr konzipierte Freiluftgedenkstätte wurde am 8. Juni 2010 eingeweiht. Sie besteht aus zwei sich kreuzenden Wegen, die von der Landstraße kommend auf das noch immer nicht betretbare Gelände des US-Airfields hinführen, wobei ein Weg bis kurz vor den Hangar, der andere bis vor die KZ-Grabstätte führt. Auf der zweitgenannten Wegachse befinden sich zwei weiße Mauern, zwischen denen der Weg mit Blick auf den Hangar hindurchführt. Auf der kürzeren Mauer ist eine Gedenktafel mit Informationen über das KZ Echterdingen angebracht; in die längere Mauer ist eine Toninstallation integriert: Aus Lautsprechern sind die Namen der 600 Häftlinge des Konzentrationslagers zu hören, eingesprochen von 200 Bürgern Filderstadts und Leinfelden-Echterdingens.

An der Einweihungsfeier der Gedenkstätte nahmen etwa 350 Personen teil, darunter der Überlebende Benjamin Gelhorn aus München sowie die Töchter der im KZ Echterdingen gestorbenen Häftlinge Moritz Weiss und Herman de Leeuv.1240


Rottenburg (Hailfingen) und Gäufelden (Tailfingen)

Zwei Tage vor der Einweihung des Echterdinger „Wegs der Erinnerung“ wurde in Gäufelden die – bislang – letzte baden-württembergische Gedenkstätte mit Dauerausstellung zu einem Außenlager des KZ Natzweiler eröffnet.

Wenn es in Publikationen und Selbstdarstellungen von Gedenkstätten immer wieder heißt, dass es ein steiniger und von Widerständen geprägter Weg bis zu deren Errichtung gewesen sei, so trifft dies auf die Gedenkstätte zum KZ Hailfingen in besonderem Maße zu. In keinem anderen baden-württembergischen Ort war der Kampf um die Deutungsmacht über die Geschichte eines Natzweiler-Außenlagers so langwierig und fanden Pläne für die Einrichtung einer Dokumentations- und Erinnerungsstätte so spät Anerkennung wie im oberen Gäu.

Noch 1994/1995, als in vielen anderen Kommunen der anstehende fünfzigste Jahrestag des Kriegsendes geradezu einen „Erinnerungsboom“ auslöste, deutete in Rottenburg und Gäufelden nichts darauf hin, dass sich der gesellschaftliche Umgang mit der Geschichte des KZ Hailfingen in absehbarer Zeit merklich verändern oder gar eine von breiten Teilen der Lokalbevölkerung befürwortete Aufarbeitung der Lagergeschichte einsetzen würde. Vielmehr knüpften die Auseinandersetzungen der nächsten Jahre beinahe nahtlos an jene der 1980er-Jahre an; eine erinnerungskulturelle Zäsur blieb weiterhin aus.

Als der Böblinger Historiker und ehemalige Kreisarchivar Fritz Heimberger im Rahmen einer Veranstaltungsreihe der Volkshochschule Gäufelden in einem Vortrag zur Geschichte des Ortsteils Tailfingen auch die Geschichte des Konzentrationslagers behandelte, hielten es, so die Kreiszeitung Böblinger Bote, in der anschließenden Diskussion


einige Bürger für überaus wichtig […], die Darstellung von Dr. Heimberger „richtigzustellen“. […] Das KZ sei lediglich aus dem Elsaß herverlegt worden, Juden seien ja nur in den letzten drei Monaten hier gewesen und überhaupt habe man mit der Massenvernichtung gar nichts zu tun. Schließlich habe man die Leichen immer ins Krematorium nach Reutlingen gekarrt. Nun gut, der „Vorfall“ mit den 72 Leichen im Massengrab, aber die habe man nachher noch anständig begraben (unter Kolbenhieben der Franzosen) und ein Mahnmal sei jetzt auch da.1241



Um den 7./8. Mai 1995 gab es, wie zehn Jahre zuvor, keine gemeinsame Veranstaltung der Kommunen und des von Utz Jeggle geleiteten ehemaligen Mahnmalfördervereins.1242 Während der Verein am 6. Mai eine Wanderungen auf den „Spuren der Erinnerung“ von Reusten über das ehemalige Flughafengelände in Hailfingen zur ehemaligen Synagoge in Baisingen durchführte, veranstaltete die Kirchengemeinde Tailfingen in Kooperation mit der Gemeinde Gäufelden am Folgetag eine Gedenkveranstaltung am KZ-Sammelgrab auf dem Tailfinger Friedhof. Der evangelische Pfarrer Gottfried Claß hatte ursprünglich vorgeschlagen, einen Schweigemarsch von der evangelischen Kirche zur Start- und Landebahn durchzuführen und die Gedenkfeier dort abzuhalten, was jedoch vom Verwaltungsausschuss der Gemeinde Gäufelden mit Skepsis betrachtet und schließlich vom Gemeinderat abgelehnt wurde. Im Protokoll der nichtöffentlichen Gemeinderatssitzung ist hierzu vermerkt:


Wie auch aus dem Bericht von Herrn Prof. Jeggle hervorgeht, sind nach Kriegsende alle männlichen Einwohner von Hailfingen und Tailfingen von den französischen Besatzungstruppen zum Gelände des KZ-Außenlagers getrieben worden. Der […] vorgeschlagene Gang von der Kirche zur ehemaligen Start- und Landebahn könnte von der Bevölkerung als Wiederholung dieses Marsches gesehen werden und es sei deshalb zweifelhaft, ob tatsächlich eine entsprechende Beteiligung der Tailfinger Bevölkerung erreicht werden könnte. […] Bereits im Jahr 1986 habe es eine Veranstaltung, die von der SPD organisiert wurde, auf der Start- und Landebahn gegeben. Die dürftige Beteiligung der Tailfinger Bevölkerung sei damals in der Presse sehr einseitig und ohne Kenntnis der Hintergründe äußerst negativ dargestellt worden.1243



Der Gemeinderat beschloss daher einstimmig, einer von der evangelischen Kirchengemeinde organisierten „Gedenkveranstaltung für Jugendliche“ am „Kriegsgrab“ auf dem Tailfinger Friedhof zuzustimmen und hierfür Landesrabbiner Berger sowie die zwei Überlebenden des KZ-Außenlagers, deren Wohnsitze zu dieser Zeit bekannt waren, einzuladen. Letztlich traten die Gemeinde Gäufelden sowie die evangelische und katholische Kirchengemeinde als Veranstalter auf. Der vorgesehene Titel Gedenkfeier für die Opfer des 2. Weltkrieges 50 Jahre nach Beendigung dieses Krieges wurde auf Drängen von IRGW-Vorstandsmitglied Fredy Kahn, der an Stelle des Landesrabbiners seine Teilnahme zusagte, geändert in Gedenkfeier für die Opfer des 2. Weltkrieges, insbesondere für die Opfer des Lagers Hailfingen-Tailfingen.1244 Die Bezeichnung Konzentrationslager oder KZ-Außenlager wurde von der Gemeinde nach wie vor vermieden.

Bei der Veranstaltung sprach kein Vertreter der Kommunen, doch legten Rottenburgs Oberbürgermeister Löffler und Gäufeldens Bürgermeister Wolf gemeinsam einen Kranz nieder. Anders als in den vorangegangenen Jahren nahmen nahezu 200 Personen an der Gedenkfeier teil, in deren Mittelpunkt Redebeiträge von Pfarrer Claß und Fredy Kahn standen. Letzterer wandte sich entschieden gegen „Schlussstrich“-Forderungen, ebenso wie gegen Verharmlosungen der NS-Geschichte und die Versuche, „Leid gegen Leid aufzurechnen“.1245

Die relativ hohe Teilnehmerzahl sowie der Umstand, dass sich die Kommunen – wenn auch nur am Rande – an der Durchführung der Gedenkfeier beteiligten, mögen darüber hinweg täuschen, dass, wie Pfarrer Claß Jahre später einräumte, im Vorfeld „viele Widerstände zu überwinden“1246 waren und die Veranstaltung „mehrmals kurz vor dem Scheitern stand“. Dass sich das öffentliche Interesse an einer Aufarbeitung der Geschichte des KZ Hailfingen deutlich in Grenzen hielt, zeigten zwei nicht zustande gekommene Veranstaltungen. Ein Zeitzeugenabend am Tag der Gedenkfeier entfiel aus unbekannten Gründen; zu einem am 8. Mai organisierten Begegnungsnachmittag zwischen Jugendlichen und Zeitzeugen erschienen lediglich vier Seniorinnen, jedoch keine Jugendlichen.1247

Nach 1995 dauerte es erneut sechs Jahre, bis das KZ Hailfingen vor Ort wieder öffentlich thematisiert wurde. In diesem Fall war es Gäufeldens Bürgermeister Wolf, der zu einem geschichtspolitischen roll back ansetzte und proklamierte, „manches, was in den vergangenen Jahrzehnten hochgeschaukelt wurde, wieder zu versachlichen.“1248 Die Gemeindeverwaltung lud die interessierte Öffentlichkeit Ende 2001 in die Bürgerhalle Tailfingen, wo eine kleine Ausstellung mit Luftaufnahmen des Militärflughafens aus dem Zeitraum Dezember 1944 bis April 1945 präsentiert wurde, die zeigen sollte, dass es sich in Hailfingen/Tailfingen lediglich um einen „normalen“,1249 von Zwangsarbeitern gebauten Kriegseinsatzflughafen, nicht aber um ein „Konzentrationslager im eigentlichen Sinne“ gehandelt habe, wenngleich vorübergehend auch KZ-Häftlinge dort zum Einsatz gekommen seien.

Wohl als Reaktion auf diese im Gäufeldener Rathaus praktizierte Geschichtsklitterung organisierte die GEW Böblingen zusammen mit der Sektion Böblingen-Herrenberg-Tübingen des Vereins „Gegen Vergessen – Für Demokratie e. V.“ (GV/FD) im Mai 2002 in der Bürgerhalle Gäufelden-Tailfingen eine Vortragsveranstaltung mit Utz Jeggle zur Geschichte des KZ Hailfingen mit dem Titel Alles halb so schlimm?, an der etwa 400 Personen teilnahmen. In der anschließenden Diskussion erklärte Bürgermeister Wolf, dass man seitens der Gemeinde um eine sachliche Aufarbeitung der Geschichte bemüht sei und plane, ähnlich wie in Leonberg, hierzu eine Geschichtswerkstatt ins Leben zu rufen.1250

Während eine solche von der Kommune initiierte Geschichtswerkstatt jedoch nie zustande kam, nahm die Regionalgruppe von GV/FD kurze Zeit später Kontakt zur Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg sowie zum Ludwig-Uhland-Institut der Universität Tübingen auf, um gemeinsam nach Wegen zu suchen, „die Geschichte des Lagers aufzuarbeiten, mit dem Ziel einer Dokumentation, der Errichtung eines Mahnmals, eines Gedenkpfades und einer Dauerausstellung“.1251 Um diese Ziele zu erreichen, gründete sich nach einer längeren Vorbereitungsphase im Oktober 2005 eine Arbeitsgruppe, die damit begann, die Geschichte des KZ Hailfingen weiter zu erforschen, die Kontakt zu Überlebenden aufnahm, Konzepte entwarf und Überzeugungsarbeit in den Rathäusern Gäufeldens und Rottenburgs sowie auf der Ebene der Landkreise leistete. Der Arbeitsgruppe gehörten die Berliner Politologin Dorothee Wein, die Lehrer und GV/FD-Mitglieder Volker Mall und Harald Roth sowie die Tübinger Kulturwissenschaftler Renate Föll und Martin Ulmer an. Utz Jeggle unterstützte die Gruppe, soweit es dem aufgrund einer schweren Erkrankung mittlerweile vorzeitig emeritierten Hochschullehrer gesundheitlich möglich war.1252

Die weiteren Entwicklungen im Gäu ab 2005 erscheinen bisweilen wie eine um zehn Jahre zeitversetzte Kopie der Prozesse, die andernorts im Zusammenhang mit dem fünfzigsten Jahrestag des Kriegsendes eingesetzt hatten. Der Arbeitsgruppe gelang es, durch intensive Forschungs- und Öffentlichkeitsarbeit, durch erfolgreiche Absprachen mit den Kommunen sowie durch eine immer stärkere Sensibilisierung und Aufklärung der Öffentlichkeit, binnen weniger Jahre die Mehrzahl ihrer Ziele zu erreichen. Von zentraler Bedeutung war dabei einmal mehr die Begegnung mit Überlebenden, insbesondere Mordechai Ciechanower, der das Vernichtungslager Auschwitz-Birkenau sowie die Konzentrationslager Stutthof, Hailfingen, Dautmergen und Bergen-Belsen überlebt hatte.1253 Die Arbeitsgruppe konnte im Zuge ihrer Recherchen Kontakt zu dem in Israel lebenden ehemaligen Häftling aufnehmen. Schon im Herbst 2005 kam er auf Initiative von GV/FD für zehn Tage zu Besuch nach Deutschland, wo er vom Rottenburger Oberbürgermeister Klaus Tappeser (CDU) zu einem Empfang im Rathaus eingeladen wurde, vor Schulklassen sprach, Zeitungs- und Fernsehredaktionen Interviews gab und am 9. November in der Tailfinger Bürgerhalle vor fast 500 Bürgern über seinen Leidensweg Von Auschwitz nach Tailfingen – so der Titel der Veranstaltung – Zeugnis ablegte. Der Filmemacher Johannes Kuhn begleitete den Besuch Ciechanowers mit der Kamera; die Aufnahmen wurden wesentlicher Bestandteil des 2006 fertiggestellten Dokumentarfilms Geschützter Grünbestand über das KZ Hailfingen.

Auch darüber hinaus, so Volker Mall, erzielte der Besuch „eine unerwartete Publizität und bedeutete sehr viel für die weitere Arbeit am Projekt ‚KZ-Gedenkstätte Hailfingen/Tailfingen‘“.1254 Nicht zuletzt, da Ciechanower den Aktiven in Hailfingen/Tailfingen seine bis dato unveröffentlichte Autobiografie sandte, die einen weiteren Baustein zur Erforschung des KZ-Außenlagers bildete. Sie erschien 2007 in deutscher Übersetzung mit dem Titel Der Dachdecker von Auschwitz-Birkenau.1255 Im gleichen Jahr publizierte die 2005 gegründete Arbeitsgruppe ihre Forschungsergebnisse,1256 womit erstmals eine umfangreiche Gesamtdarstellung zur Geschichte wie auch Nachgeschichte des KZ Hailfingen vorlag. Weitere Veröffentlichungen sowie Unterrichtsmaterialien für die Schulen der Region, meist erarbeitet von Volker Mall und Harald Roth, folgten in den nächsten Jahren – ebenso wie weitere Besuche von Mordechai Ciechanower.

Hinsichtlich der Forderungen nach einem Mahnmal sowie einem Dokumentationszentrum zur Geschichte des KZ Hailfingen gelang es den Aktiven von Gegen Vergessen – Für Demokratie e. V. schließlich, die Mehrheit der kommunalen Entscheidungsträger zu überzeugen. Nachdem ab Ende 2006 in Rottenburg und Gäufelden bzw. den Ortsteilen Hailfingen und Tailfingen diverse Sitzungen, Beratungen und Begehungen stattgefunden hatten, einigten sich die Kommunen im Frühjahr 2007 auf eine aus zwei Elementen bestehende Gedenkstätte: So beschloss der Gemeinderat der Stadt Rottenburg die Errichtung eines Mahnmals auf der ehemaligen Landebahn; die Gemeinde Gäufelden beschloss die Einrichtung eines Dokumentationsraums im Erdgeschoss des Tailfinger Rathauses. Für die Weiterentwicklung der Ausstellungskonzeption setzte der Gäufeldener Gemeinderat eine Vorbereitungsgruppe ein, der neben der Herrenberger Agentur stoll&fischbach (später: brandplatform) Mitglieder des Gemeinderats sowie von GV/FD angehörten. Die Vorbereitungsgruppe legte dem Gemeinderat regelmäßig ihre Zwischenergebnisse und Vorschläge vor; Anfang Oktober 2008 wurde die endgültige Konzeption angenommen.1257

Die Dokumentationsstätte sowie das Mahnmal wurden am 6. Juni 2010 eingeweiht. Letzteres ist nach den Entwürfen des Ellwanger Künstlers Rudolf Kurz in Form einer fünf Meter breiten und zwei Meter hohen Betonmauer sowie einer davor errichteten Dreiecksskulptur aus 10 000 Aluminiumstäben anspruchsvoll gestaltet:


Die […] Wand aus Beton soll daran erinnern, dass es sich beim „Arbeitslager“ Hailfingen/Tailfingen um ein Gefängnis handelte, in dem Hunderte von Menschen ihrer Freiheit und Würde beraubt wurden. Auch die davor aufgestellte Skulptur […] hat eine rechteckige Form. Zu sehen ist aber nur ein Ausschnitt aus ihr in Form eines ungleichseitigen Dreiecks mit einer Basis von fünf Metern und einer Spitze (2,40 Meter), die knapp über die Mauer hinausragt. Die Asymmetrie ist gewollt. Nichts hier an diesem Ort des Schreckens und des Leidens fügt sich „symmetrisch“. Dem Betrachter soll sich überdies der Eindruck vermitteln, dass der weitere Teil der Skulptur entweder in den Boden versunken oder dort noch verborgen ist. Die Botschaft: Es handelt sich um einen historischen Ort, in dem vieles im Boden verborgen war und verscharrt wurde und in dem vieles erst aus dem Boden gehoben werden musste, physisch durch Ausgrabungen und Freilegung und psychisch durch anstrengende Erinnerungsarbeit der Menschen in der Region. Um Erinnerungsarbeit geht es insbesondere bei der genauen Ausgestaltung der Dreiecksskulptur. Auch hier ist der Kontrast zur Wand bewusst gewollt. Die nackte Wand steht für die Stummheit, Namenlosigkeit und massenhafte Auslöschung der Opfer. Gegen diese Massenvernichtung und Namenauslöschung setzt der Künstler mit der Struktur aus Stäben ein Gegen-Zeichen […]. In jeden der Aluminium-Stäbe ist ein Buchstabe „eingekerbt“. Die zufällig geordneten Namen der 601 Häftlinge erscheinen wieder neu, wie eingebrannt in ein Metall, das an die Kriegs-Maschinen erinnern soll, um derentwillen man die Menschen hierher gepresst hatte – Start- und Landebahn zu bauen für Militärflugzeuge.1258



Am Tag nach der Einweihung des Mahnmals und des Dokumentationsraums konnten die Mitglieder von GV/FD auf dem Reutlinger Friedhof „Unter den Linden“, wo bis dato noch immer nur ein Mahnmal mit der Inschrift Den Opfern der Gewalt 1933–1945 an die dort bestatteten Toten der Konzentrationslager Hailfingen, Bisingen, Dautmergen und Schömberg erinnerte, eine Namenstafel mit zusätzlichen Informationen einweihen.1259 Im Herbst folgte die Einweihung eines Gedenkpfads, der vom Dokumentationszentrum über den Tailfinger Friedhof, den Standort des KZ-Außenlagers, die Rollbahn und den Ort des ehemaligen Massengrabs zu zwei Steinbrüchen führt, in denen die Häftlinge arbeiten mussten. An mehreren Orten geben dabei Informationstafeln über die Geschichte des KZ Hailfingen Auskunft; auf dem Friedhof Tailfingen nennt eine Gedenktafel die Namen der 73 dort bestatteten Opfer.1260 Ebenfalls noch im Jahr 2010 konnte der mittlerweile aus der GV/FD-Gruppe hervorgegangene Verein „KZ-Gedenkstätte Hailfingen-Tailfingen e. V.“ einen Raum im Tailfinger Rathaus als Seminarraum einrichten; maßgeblich finanziert durch eine Benefizveranstaltung mit der Schauspielerin Iris Berben in der ausverkauften Stadthalle Herrenberg.

Nach fast dreijährigen, mitunter zähen Verhandlungen konnte der Verein gemeinsam mit Berry Soesan, dem Sohn eines niederländischen Hailfingen-Opfers, zudem im Jahr 2013 auf dem Esslinger Ebershaldenfriedhof Grabplatten mit den Namen der dort bestatteten Opfer der Konzentrationslager Hailfingen und Echterdingen einweihen.1261


[image: Images]

Das Mahnmal auf der Landebahn des ehemaligen Hailfinger Nachtjägerflugplatzes, aufgenommen im Jahr 2013.



Zwei Forderungen des Vereins KZ-Gedenkstätte blieben indes weiterhin Streitpunkte: So lehnte der Gemeinderat Gäufelden die Aufstellung von Informationstafeln auf dem Tailfinger Friedhof sowie am Sportplatz, wo sich einst der Hangar, das heißt das Konzentrationslager befunden hatte, noch immer ab – letzteres unter anderem aufgrund der Haltung des dort ansässigen Sportvereins, der sich vehement gegen die Errichtung einer Tafel auf oder neben seinem Gelände wehrte. Erst im September 2017 stimmte der Gäufeldener Gemeinderat mehrheitlich für die Errichtung einer Gedenk- und Informationstafel auf dem Parkplatz des Sportvereins sowie für eine Informationstafel auf dem Tailfinger Friedhof.1262


Geislingen an der Steige

Nach der Einweihung des Mahnmals auf dem Friedhof Heiligenäcker im November 1984 veranstalteten die lokale SPD, die VVN und andere Gruppen und Organisationen gelegentlich Kranzniederlegungen und Gedenkfeiern für die Opfer des Frauenkonzentrationslagers. Eine Beschäftigung mit der Geschichte des Lagers bzw. ein Gedenken an die Opfer blieb von offizieller städtischer Seite aber ebenso aus wie eine zivilgesellschaftliche Initiative für eine Dokumentationsstätte. Auch hinsichtlich der Erforschung der Lagergeschichte dauerte es bis 1990, ehe neue Erkenntnisse vorlagen. Dem Aufsatz der Historikerin Annette Schäfer über das KZ Geislingen1263 folgte 1993/94 die in der Schriftenreihe der Alice-Salomon-Fachhochschule Berlin veröffentlichte Diplomarbeit der Sozialpädagogin Renate Kümmel zum Umgang mit dem KZ-Außenlager seit 1945.1264

Erinnerungskulturell setzte auch in Geislingen im Jahr 1995 ein recht plötzlicher Wandel ein.1265 Um den fünfzigsten Jahrestag des Kriegsendes war die Geschichte des KZ Geislingen wie nie zuvor Thema in der lokalen Öffentlichkeit; die Veranstaltungen und Aktivitäten dieses Jahres legten den Grundstein für regelmäßige Gedenkfeiern, Veranstaltungen, Stolpersteinverlegungen und andere Gedenkpraktiken in den folgenden Jahren. Im Heimatmuseum fand 1995 die Ausstellung 50 Jahre danach – Geislingen im 3. Reich großen Zuspruch; an einer Gedenkfeier für die Frauen des KZ-Außenlagers am Mahnmal nahmen rund 250 Personen teil, darunter Landes- und Kommunalpolitiker sowie die Überlebende Gertrud Müller. Oberbürgermeister Martin Bauch (SPD) bekannte sich als erstes Stadtoberhaupt offiziell und „in ungeschminkten Worten zu den Unrechtstaten damals vor der eigenen Haustür“;1266 auch der bisherige Umgang mit der NS-Geschichte der Stadt fand eine kritische Betrachtung. Insgesamt resümiert das Stadtarchiv Geislingen rückblickend:


Deutlich wird ebenfalls, dass eine sachliche, man könnte sagen schonungslose, Auseinandersetzung mit der NS-Geschichte möglich und erwünscht war. Entgegen der Verhältnisse in den 1983/84er Jahren wurden die Vorkommnisse um das KZ-Außenlager nicht länger verharmlost oder verleugnet. Alle Redner [der Gedenkfeier] fanden klare Worte, um die Unmenschlichkeit, die auch in Geislingen stattfand, zu beschreiben und zu verurteilen. Gleichzeitig wurde ein direkter Bezug zur Gegenwart, zum noch modernen Rechtsextremismus gezogen und zur Vorsicht gemahnt.1267



Neben Vertretern der Kommunalpolitik und -verwaltung, dem Stadtarchiv (insbesondere dessen 2019 pensionierten Leiter Hartmut Gruber) und antifaschistischen bzw. linken Gruppen und Organisationen nahmen sich nach 1995 weitere Gruppen und Einzelpersonen dem Gedenken an die KZ-Opfer an und veranstalteten Vortragsveranstaltungen, Kranzniederlegungen, Gedenkfeiern und Schweigemärsche. Seit 2014 sind hierbei insbesondere die Evangelische Allianz und die Kulturwerkstatt Rätschenmühle e. V. aktiv. Im Oktober 2014 verlegte der Kölner Künstler Gunter Demnig auf Initiative der SPD eine „Stolperschwelle“ in der Nähe der Firma WMF. Zum siebzigsten Jahrestag des Kriegsendes im Jahr 2015 fanden diverse weitere Veranstaltungen zur Erinnerung an die Opfer des Nationalsozialismus und die Häftlingsfrauen des KZ Geislingen statt.


Offenburg

In Offenburg wurde Ende 1997 das Projekt „lebendiges Denkmal“ umgesetzt: Neun „Gedenkbäume“ wurden vor dem Gebäude der Initiative „Kultur in der Kaserne“ auf dem ehemaligen Ihlenfeld-Areal gepflanzt.1268 Zudem wurde dort eine Liegetafel angebracht mit der an Mahnmalinschriften der 1960er-Jahre erinnernden Inschrift: Die Würde des Menschen ist unantastbar – 1933–1945 – 12.4.1945 – 4.5.1945, womit sowohl allgemein der Opfer des Zweiten Weltkrieges, als auch der ermordeten KZ-Häftlinge sowie der durch die Explosion in der Ihlenfeldkaserne getöteten Zwangsarbeiter gedacht werden sollte.

Unterdessen bemühte sich Museumsleiter Ruch, den genauen Tatort der Massenhinrichtung vom 12. April 1945 herauszufinden, wobei immer weniger auf die Ihlenfeldkaserne hinwies. Im selben Jahr beauftragte die Stadt den Freiburger Historiker Uwe Schellinger, gefördert durch ein Stipendium der Kulturstiftung Offenburg, die Geschichte des Kasernengeländes aufzuarbeiten und eine Dokumentation vorzulegen, die zugleich als Grundlage für eine Ausstellung dienen könne. Auch Schellinger kam dabei zu dem Schluss, dass die Kaserne in der Weingartenstraße nicht der Tatort gewesen sein könne. Dementsprechend erwähnte er die Hinrichtung der KZ-Häftlinge in seiner Dokumentation über das Ihlenfeld-Areal auch lediglich mit einem Satz im Zusammenhang mit der Gedenkfeier vom April 1995 in einem kurzen Abschnitt zum Thema Gedenken in der Kaserne – Erinnern an die Kaserne.1269 An Stelle eines Dokumentations- und Gedenkraums entschied sich das Kulturamt außerdem für einen Ausstellungsrundgang auf dem Gelände der ehemaligen Ihlenfeldkaserne. Die Ratsfraktion der Grünen kritisierte daran nicht nur, dass die Konzeption des Rundgangs ohne Absprache mit dem Gemeinderat erfolgt sei, sondern auch, dass man die „versprochene Dokumentation des Massakers an 41 kranken KZ-Zwangsarbeitern“1270 darin vergeblich suche und Bürgermeister Christoph Jopen erklärt habe, dass sich dies „von selbst erledigt“ hätte. In einer Kolumne im städtischen Amtsblatt äußerte sich Stadträtin Leucht-Hautz:


Träume ich oder wach’ ich??? 50 Jahre lang waren die Zwangsarbeiter in Offenburg offiziell kein Thema. […] Und jetzt soll nicht einmal für 41 von ihnen, deren Namen wir kennen, das Gedächtnis ermöglicht werden? […] Wo das Ungeheuerliche geschah, mag mit einem leisen Zweifel behaftet bleiben. Dass das Verbrechen geschah, steht außer Zweifel. Wann und wo darf nun der Ermordeten gedacht werden?1271



Die Stadtverwaltung reagierte mit einer Stellungnahme in der folgenden Ausgabe des Amtsblatts auf die Kritik der Grünen-Fraktion: So wurde darauf hingewiesen, dass sich die Dokumentation Schellingers ebenso wie der darauf aufbauende Ausstellungsrundgang mit der Geschichte der Ihlenfeldkaserne befasse, die Hinrichtungen am 12. April 1945 jedoch „mit großer Wahrscheinlichkeit“ in der späteren La-Horie-Kaserne stattgefunden hatten, weshalb „ein Gedenken in der geschichtlichen Aufarbeitung einer Kaserne, in der das Massaker nicht stattgefunden hat, nicht sinnvoll ist.“1272 Den Vorwurf, die Stadt habe sich jahrzehntelang nicht mit dem Thema Zwangsarbeit befasst, wies die Verwaltung entschieden zurück und verwies unter anderem auf Forschungen des Stadtarchivs seit 1986 sowie die von der Stadt in Auftrag gegebene Arbeit Bernd Bolls. Des Weiteren wurde Leucht-Hautz’ Kritik, die Gedenkfeier 1995 sei die erste öffentliche Veranstaltung zur Erinnerung an die getöteten Häftlinge gewesen, entgegnet, dass bereits 1981 „vor dem Massengrab auf dem städtischen Friedhof, zu dem Sigmund Nissenbaum weitere Jahre zuvor eine Grabplatte mit den Namen der Ermordeten gestiftet hatte“, eine Gedenkstunde stattgefunden habe, „zu der der Oberrat der Israeliten eingeladen hatte. 1983 gedachte die Stadt Offenburg anlässlich des fünfzigsten Jahrestags der ‚Machtübernahme‘ der Opfer der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft.“ Wenngleich diese Argumentation im Kern richtig war, beinhaltete sie doch entscheidende Fehler und Auslassungen, die den Vorwurf der Nicht-Beschäftigung mit dem Massaker eher bestärkten als zerstreuten. Immerhin wurde darauf hingewiesen, dass die Gedenkfeier 1981 nicht von der Stadt, sondern von der Israelitischen Religionsgemeinschaft initiiert worden war; doch ändert dies nichts an der Tatsache, dass eine nennenswerte Beschäftigung mit dem KZ-Außenlager weder davor noch danach (bis 1995) stattgefunden hatte. Die genannte Gedenkfeier 1983 war jedenfalls allgemein dem Gedenken an alle NS-Opfer gewidmet.

Offenkundig falsch war die Anmerkung, Sigmund Nissenbaum habe „weitere Jahre“ vor 1981 die Namensplatten auf dem Massengrab gestiftet. Hier hätte ein Blick in die eigenen städtischen Akten genügt, um zu erkennen, dass Nissenbaum zwar die mittlere der drei Grabplatten, die (wie schon ein von der Familie errichtetes Grabmal aus der Nachkriegszeit) dem Gedenken an seinen Vater gewidmet war, initiiert hatte. Die Platten sowie das Mahnmal waren aber im Auftrag der Stadt angebracht und vom Land finanziert worden – und zwar bereits 1963 im Zuge der Neugestaltung der Grabanlage. Dies in der Stellungnahme zu erwähnen, hätte jedoch wiederum die Frage aufgeworfen, warum sich von Seiten der Stadt vor 1995 zu keinem Zeitpunkt mit den Geschehnissen vom 12. April 1945 befasst worden war, obwohl diese seit 1963 bekannt waren. Die in der Stellungnahme zu findende Ausführung, im Frühjahr 1945 seien „41 – vorwiegend jüdische – Häftlinge aus dem KZ Flossenbürg bei der Durchreise [sic!] durch Offenburg“ getötet worden, zeigt darüber hinaus, dass sich die Stadtoberen (den Recherchen Ruchs und Schellingers zum Trotz) auch nach 1995 nur oberflächlich mit dem Thema auseinandergesetzt hatten. Dass die Häftlinge nicht lediglich auf der „Durchreise“ durch Offenburg waren, sondern sich hier ein Lager befand, wäre in Sigmund Nissenbaums Erinnerungsbericht nachzulesen gewesen, der in den Publikationen von Boll und Ruch in Teilen abgedruckt ist.

Die vom Kulturamt für die Stellungnahme der Stadt ursprünglich vorgesehene Anmerkung, Barbara Leucht-Hautz wäre möglicherweise durch „die Lektüre des einen oder anderen Artikels oder Buches“1273 zu einem positiveren Urteil über die „Aufarbeitung“ in Offenburg gekommen, zeugt in diesem Zusammenhang nicht nur von Überheblichkeit, sondern verdreht schlichtweg die Tatsachen. In der veröffentlichten Stellungnahme wurde auf diesen Satz jedoch verzichtet; stattdessen erklärte die Stadtverwaltung, dass das Thema „Dokumentation des Massakers“ zu keiner Zeit für beendet erklärt worden sei und noch zu erörtern wäre, ob bzw. in welcher Form ein Gedenken auf dem Gelände der ehemaligen Artillerie-/La-Horie-Kaserne möglich sei. Dies müsse jedoch mit den beiden Schulen abgesprochen werden, die sich zu dieser Zeit auf dem Gelände im Bau befanden.1274 Hierzu kam es jedoch nicht. Die Debatte um eine Gedenkstätte ist Anfang 1999 tatsächlich „versandet“, wie das Offenburger Tageblatt bereits drei Jahre zuvor prophezeit hatte.1275

Auch weitere Forschungsergebnisse zur Geschichte des Offenburger KZ-Außenlagers vermochten – zumindest bis Ende der 2000er-Jahre – keinen erneuten Impuls für einen dauerhaften Gedenkort zu setzen. Uwe Schellinger veröffentlichte 2004 in der Zeitschrift Die Ortenau einen Aufsatz über Sklavenarbeit in Offenburg,1276 der weitgehend auf Schilderungen des ehemaligen KZ-Häftlings Marko Moskowitz aus dem Jahr 1946 beruhte. Im Jahr darauf erschien in der gleichen Zeitschrift ein umfassender Beitrag Martin Ruchs, der sich mit dem Massaker vom 12. April 1945 befasste und den Lebensweg des belgischen Opfers Charles Hermand nachzeichnete.1277

Bereits vor dem Erscheinen des Artikels von Museumsleiter Ruch hatte in Offenburg zum sechzigsten Jahrestag der Massenhinrichtung erstmals seit 1995 wieder eine Gedenkfeier für die KZ-Opfer stattgefunden. Auf Einladung der Stadt sowie der Erich-Kästner-Realschule waren die Tochter und ein Enkel des im KZ-Außenlager getöteten Charles Hermand aus Belgien zur Gedenkveranstaltung angereist. Neben Kommunalpolitikern und Bürgern nahmen etwa 100 Offenburger Realschüler teil. Anders als zehn Jahre zuvor wurde 2005 der Opfer am tatsächlichen Standort des Lagers, auf dem Gelände der ehemaligen Artilleriekaserne, gedacht, da, so Ruch, mittlerweile sämtliche Unklarheiten über den Tatort des Massakers ausgeräumt waren.1278 Dass sich in Offenburg 1945 – wenn auch nur für kurze Zeit – ein KZ-Außenlager befunden hatte und die Opfer des 12. April nicht zufällig als Zwangsarbeiter in einer Kaserne untergebracht waren, wurde indes zumindest in der Berichterstattung zur Gedenkfeier auch weiterhin nicht thematisiert. Die Badische Zeitung schrieb von 41 „Kriegs- und Zivilgefangenen“;1279 das Offenburger Tageblatt lediglich von „Zwangsarbeitern“,1280 die in der Artilleriekaserne ermordet wurden, ohne dabei auch nur zu erwähnen, dass dort in den letzten Kriegswochen mehr als 600 KZ-Häftlinge inhaftiert waren.

Eine neuerliche Auseinandersetzung um die Forderung nach einer Gedenkstätte wurde ab 2012/13 geführt, als sich eine Gruppe von Einzelpersonen unter Federführung des pensionierten Gewerkschafters Hans-Peter Goergens hierfür einsetzte. Goergens hatte sich seit Mitte der 2000er-Jahre mit der Geschichte des KZ-Außenlagers befasst und war wohl der Erste, der dieses öffentlich als solches benannte. Die Forderung nach einer KZ-Gedenkstätte wurde unterstützt von der Ausländerinitiative des Jugendtreffs „Buntes Haus“, von Gewerkschaftsgruppen und Schulen. Öffentlich bekannt gegeben wurde die Forderung im Rahmen einer Gedenkfeier, die Goergens am 12. April 2013 am Sammelgrab der KZ-Opfer veranstaltete.1281

Die Stadt Offenburg lehnte eine Gedenk- und Informationsstätte in Gestalt einer Dauerausstellung zwar ab. Doch hatte Stadtarchivleiter Wolfgang Gall ebenfalls wenige Jahre zuvor damit begonnen, die von Ruch, Boll und Schellinger begonnenen Forschungen weiterzuführen, um die Geschichte des KZ-Außenlagers vollständig aufzuarbeiten und Materialien für Schulen bereitstellen zu können. Das Stadtarchiv organisierte zum siebzigsten Jahrestag des Massakers in der Artilleriekaserne im Frühjahr 2015 eine Veranstaltungsreihe, und unterstützte bereits ab 2013 die Erich-Kästner-Realschule, welche sich auf dem Gelände der ehemaligen Kaserne befindet, bei der Vorbereitung eines Schülergedenkprojekts zu diesem Anlass. Zusammen mit dem „Bunten Haus“ führte die Realschule außerdem ein Kunstprojekt mit dem Titel KZ in der Nachbarschaft1282 durch, an dem sich Jugendliche und Nachbarinnen beteiligten. Am 12. April 2015 fand die offizielle Gedenkfeier der Schulen und der Stadt Offenburg für die Opfer des KZ-Außenlagers in der Aula der Realschule statt.1283 Am Schulgebäude wurde eine Gedenktafel zur Erinnerung an die KZ-Opfer angebracht.


Forschen und Gedenken in Balingen: Der „Arbeitskreis Wüste“

Der Gymnasiallehrer Immo Opfermann hatte bereits Anfang der 1990er-Jahre begonnen, zu den Konzentrationslagern, Baustellen und Ölschieferprojekten des Unternehmens „Wüste“ in Dormettingen und den heute zu Balingen gehörenden Ortschaften Erzingen, Frommern und Engstlatt (Werk 3) zu forschen. Die 1994 mit Schülern konzipierte Ausstellung Das Unternehmen „Wüste“. Ölschieferwerke und Konzentrationslager entlang der Bahnlinie Tübingen – Rottweil 1944/45 samt Ausstellungskatalog hatte großen Zuspruch gefunden, und Opfermanns Recherchen förderten immer wieder neue Erkenntnisse über das „Wüste“-Projekt im Raum Balingen zutage. Dennoch bestanden Ende der 2000er-Jahre noch einige Forschungsdesiderate und im Gegensatz zu den „Wüste“-Stätten in Bisingen, Schömberg und Schörzingen existierten in und um Balingen keinerlei (aussagekräftige) Informationstafeln und Erinnerungsmale an den historischen Orten. Die Initiative, dies zu ändern, ging schließlich von Oberbürgermeister Helmut Reitemann sowie dem Stadtarchivar Hans Schimpf-Reinhard aus, die Ende 2009 beschlossen, „die Geschehnisse des Unternehmens ‚Wüste‘ auf der Balinger Gemarkung aufzuarbeiten. Die Erforschung […] sowie die Entscheidung über die Art und Weise der Erinnerung sollte dabei von Balinger Bürgern ausgehen.“1284 Neun Personen, darunter Immo Opfermann und Stadtarchivar Schimpf-Reinhard sowie vier Zeitzeugen, gründeten schließlich am 8. Dezember 2009 den „Arbeitskreis Wüste“, der sich der weiteren Erforschung sowie der öffentlichen Erinnerung an das Ölschieferprojekt und die KZ-Außenlager annahm.

Von den Konzentrationslagern in Erzingen und Frommern sind keinerlei baulichen Überreste erhalten, wohl aber von den Baustellen bzw. (niemals fertiggestellten) „Wüste“-Werken in diesen beiden Orten sowie in Engstlatt. So bestehen in Frommern bis heute Gebäudeteile der LIAS-Ölschieferförderungsgesellschaft, einschließlich Schwelhalle und Kesselhaus; in Erzingen sind der 300 Meter lange Schiefermeiler sowie an anderer Stelle ein Generatorenhaus, ein Ölbunker sowie ein Transformatorengebäude erhalten; in Engstlatt existiert noch ein Backsteinbau. Der „Arbeitskreis Wüste“ erörterte die Möglichkeiten des Erinnerns, Gedenkens und Informierens an diesen Orten und legte dem Balinger Gemeinderat Anfang 2013 – neben den neuen Forschungsergebnissen – ein Konzept vor, das die Errichtung von vier Stelenpaaren aus Beton vorsah. Dabei sollte jeweils eine Stele einen stilisierten Häftling mit gestreifter Kleidung, rotem Winkel und Häftlingsnummer auf der linken Brust zeigen; auf der zweiten Stele sollte eine eloxierte Aluminiumtafel über das Unternehmen „Wüste“ sowie die Gebäude und Geschehnisse am jeweiligen Ort informieren.

Der Gemeinderat sowie die betreffenden Ortschaftsräte stimmten einstimmig für die Errichtung der Stelen und einigten sich mit dem Arbeitskreis „schnell und unbürokratisch“ auf die konkreten Standorte. „Diese parteiübergreifende Unterstützung durch die politischen Gremien und die Verwaltung“, so der „AK Wüste“, „war und ist ein wichtiges Zeichen und drückt den Willen der Bürgerschaft aus, das Geschehen während der nationalsozialistischen Diktatur vorbehaltlos aufzuarbeiten.“ Neben der Stadt Balingen unterstützte die Heimatkundliche Vereinigung Zollernalb e. V. mit ihrem Vorsitzenden, Kreisarchivar Andreas Zekorn, das Stelenprojekt. Finanziell wurde das Vorhaben von der Sparkasse Zollernalb sowie dem Zweckverband der Oberschwäbische Elektrizitätswerke gefördert.

Das erste Stelenpaar wurde am 22. Juni 2014 in Frommern eingeweiht; die drei Stelenpaare in Erzingen und Engstlatt am 3. Mai 2015.

Der „Arbeitskreis Wüste“ existiert weiterhin und sieht seine Aufgabe in der


Aufarbeitung und Dokumentation der Geschehnisse im Zusammenhang mit dem Unternehmen „Wüste“ auf der Gemarkung der Stadt Balingen. Neben Führungen zu den Orten des Unternehmens „Wüste“ werden regelmäßig Vorträge und Exkursionen sowie Veröffentlichungen in Publikationen wie der Gedenkstätten-Rundschau, der Zeitschrift für Hohenzollerische Geschichte (ZHG) und den Heimatkundlichen Blättern angeboten.1285




„Wüste-Pfad“ Dormettingen

Wenige Wochen nach der Einweihung des ersten Stelenpaars des „Arbeitskreises Wüste“ in Frommern wurde rund zehn Kilometer entfernt von der Gemeinde Dormettingen in Kooperation mit der Firma Holcim (Rechtsnachfolgerin der Firma Rohrbach Zement) ein „Schiefer-Erlebnis-Park“ als neue Freizeitgestaltungsmöglichkeit für Familien und Bürger eingeweiht, in dem sich Interessierte haptisch, spielerisch und explorativ mit dem Dormettinger Schiefergestein auseinandersetzen können.1286 Räumlich von den Hauptstationen dieses Parks abgetrennt wurde am gleichen Tag (5. Juli 2014) ein etwa drei Kilometer langer Geschichtslehrpfad eingeweiht, der an historischen Orten über das KZ Dormettingen sowie die Werke 7 und 8 des Unternehmens „Wüste“ informiert.

Maßgeblich initiiert und konzipiert wurde der „Wüste-Pfad“ vom Immo Opfermann, der sich parallel dazu im Balinger „Arbeitskreis Wüste“ engagierte. Wie der Lokalhistoriker und mittlerweile pensionierte Oberstudienrat 2017 in einem Vortrag schilderte, hatten sich die zum Beginn der Planungsphase des von der EU geförderten Parkprojekts zu einer Informationsversammlung eingeladenen Gedenkstättenvertreter sowie Kreisarchivar Zekorn über den Titel Schiefer-Erlebnis-Park gewundert, „weil sie angesichts der ‚Erlebnisse‘ der KZ-Häftlinge im Schieferbruch dies als fast zynische Bezeichnung empfanden“.1287 Die Gedenkstättenvertreter setzten sich dafür ein, die „dunkle Seite des Ölschieferabbaus“ bei der Konzeption des Parks nicht auszusparen und entwickelten ab 2011/2012 Vorschläge für einen „Wüste-Pfad“ als Ergänzung (und Kontrastpunkt) zum Spaß- und Erlebnisort.

Der Rundweg beginnt auf dem von Bäumen und Sträuchern zugewachsenen Gelände des einstigen „Wüste“-Werks 8 mit dem als „Denk-Mal“ konzipierten Nachbau eines achteckigen Öl-Endbehälters mit dem eingearbeiteten Schriftzug „Öl, Schicksal der Menschheit“. Am Standort des Schiefermeilers sowie an den acht Stationen des Pfads finden sich Originalrelikte von Röhren, Schienen, einer Lore und anderen historischen Überresten, die zum Teil bereits in den ab 1994 von Opfermann und seinen Schülern entworfenen Ausstellungen verwendet worden waren. Auf dem Rundweg befinden sich elf Informationstafeln zum Unternehmen „Wüste“ bzw. zur Schieferölgewinnung; im erhalten gebliebenen Backsteingebäude der Umspannstation des Werks 7 ist eine Dauerausstellung als „Outdoor-Museum“ eingerichtet.


Späte Gedenkinitiativen: Neckarbischofsheim, Bad Rappenau, Spaichingen, Iffezheim/Sandweier

Auch in anderen baden-württembergischen Städten und Gemeinden setzten sich erst nach der Jahrtausendwende Gruppen, Initiativen und Einzelpersonen für Erinnerungsmale und Gedächtnisstätten zum Gedenken an die Opfer der Natzweiler-Außenlager ein. So errichtete in Neckarbischofsheim der dortige Verein für Heimatpflege e. V. 2004 am Standort des einstigen Neckarelz-Nebenlagers ein Mahnmal in Gestalt einer kleinen Mauer mit angedeutetem Stacheldraht, Gedenkplakette und einer daneben errichteten Informationstafel, womit erstmals am historischen Ort über das Lager informiert und der Opfer gedacht wurde.

Im Jahr darauf wurde im Schlosspark von Bad Rappenau ein Gedenkstein unweit der Stelle eingeweiht, an der am 4. März 1945 vier KZ-Häftlinge bei der Entschärfung einer Fliegerbombe ums Leben kamen. Initiiert worden war der Gedenkstein „Wider das Vergessen“ von dem ehemaligen Stadtrat Klaus Harder (Grün-Alternative Liste), der zusammen mit anderen Privatpersonen Spendengelder für ein Erinnerungsmal gesammelt und den Gedenkstein in Auftrag gegeben hatte. Die Stadt Bad Rappenau bewilligte die Errichtung des Steins und stiftete eine kleine ergänzende Informationstafel.1288

In den Jahren 2006 und 2008 publizierte der Baden-Badener Historiker und Leiter des Staatsarchivs Freiburg, Kurt Hochstuhl, Ortschroniken zur Gemeinde Iffezheim1289 sowie (zusammen mit Karl Bruckner) zur 1975 nach Baden-Baden eingemeindeten Gemeinde Sandweier,1290 in denen er auch Forschungsergebnisse zur Geschichte des Natzweiler-Außenlagers Iffezheim und dessen Nebenlager Sandweier präsentierte. Der Ortschaftsrat Sandweier regte daraufhin die Errichtung einer Gedenktafel an; der örtliche Heimatverein unterstützte die Initiative. In der Folge schloss sich auch die Gemeinde Iffezheim an und erklärte, in unmittelbarer Nähe des einstigen Lagergeländes bei der Pferderennbahn ebenfalls eine Gedenktafel zu errichten. Beide Tafeln wurden am 17. Mai 2013 eingeweiht. An der Gedenkfeier in Iffezheim nahmen drei lokale Zeitzeugen teil und berichteten über ihre Erinnerungen an das KZ-Außenlager.1291


In Spaichingen unterstützten die beiden Kirchengemeinden 2005 eine Initiative des Gymnasiallehrers Wolfgang Schmid in Kooperation mit Kollegen der Erwin-Teufel-Schule (Berufsschule), die mit Schülern drei Bronzegussplatten zum Gedenken an das KZ Spaichingen fertigten. Die Platten wurden an drei Stellen des ehemaligen Barackengeländes, wo sich heute das Rathaus, ein Busbahnhof sowie eine Ladenpassage befinden, in den Boden eingelassen. Im Jahr 2008 errichtete die Spaichinger Metallverarbeitungsfirma HOGRI auf dem Werksgelände einen Gedenkstein zur Erinnerung an die neun Jahre zuvor abgerissene Montagehalle, welche 1944/45 von KZ-Häftlingen errichtet worden war.1292

2012 markierte ein Zusammenschluss von Privatpersonen den Weg vom einstigen Lagergelände zum Gewann Lehmgrube, wo die Häftlinge eine Halle für die Firma Mauser hatten errichten müssen, mit zehn kleinen Bodentafeln.

Vier Jahre später, im April 2016, gründeten zehn Spaichinger auf Initiative der Leiterin des Gewerbemuseums Angelika Feldes und des Oberstudienrats Wolfgang Schmid die Initiative KZ Spaichingen mit dem Ziel, „alle Informationen zum Thema ‚KZ Spaichingen‘ zu sammeln, zu systematisieren und vor allem auch jungen Menschen zugänglich zu machen, also Forschen – Informieren – Gedenken.“1293 Am 19. Januar 2017 ging aus der Gruppe der Verein Initiative KZ-Gedenken in Spaichingen hervor.


Hessen I: Keine Gedenkinitiativen in Geisenheim, Heppenheim, Bensheim, Darmstadt und Griesheim

In nahezu allen baden-württembergischen Orten, in denen sich zwischen 1943 und 1945 ein Außenlager des KZ Natzweiler befunden hatte, nahmen sich in den Jahren 1980 bis 2015 Lokalhistoriker/innen, Studierende, Privatpersonen, Gruppen und Initiativen oder die Kommunen selbst der Erforschung des jeweiligen Konzentrationslagers an. Meist wurden im Zuge dessen oder in Folge der Forschungsarbeiten, wenn nicht Gedenkstätten mit Dauerausstellungen, so doch zumindest Mahnmale, Gedenk- und Informationstafeln errichtet. Mancherorts gab es wenigstens Bemühungen zur Schaffung von Gedächtnisstätten im öffentlichen Raum, die jedoch nicht realisiert werden konnten. Eine Ausnahme bildete hier lediglich die Stadt Heidenheim an der Brenz, wo ein kleines Außenlager bestanden hatte, an das bis heute am historischen Orten nichts mehr erinnert. In Hessen dagegen, wo mit den Lagern in Frankfurt, Walldorf, Bensheim-Auerbach, Darmstadt, Griesheim, Geisenheim und Heppenheim sieben Natzweiler-Außenlager existierten, sind erinnerungskulturelle Entwicklungen, die mit jenen in Baden-Württemberg vergleichbar sind, ausschließlich in den beiden erstgenannten Städten festzustellen. Zu den KZ-Außenlagern in Heppenheim und Geisenheim sowie dem zahlenmäßig kleinen und nur kurze Zeit bestehenden Lager Griesheim liegen bis zur Gegenwart nur rudimentäre Forschungsergebnisse vor; es existieren weder Gedenk- noch Informationstafeln, die in der Öffentlichkeit über die Geschichte der Lager Auskunft geben. Am Eingang des Darmstädter Hauptbahnhofes befindet sich seit 1995 eine Gedenktafel, die pauschal an die „über 5000 Frauen und Männer, die in mehr als sechzig Lagern über die ganze Stadt verteilt Zwangsarbeit leisten mussten“,1294 erinnert. Außerhalb des Bergfriedhofs Bensheim-Auerbach errichtete die Stadt 1991 ein Steinkreuz mit den nicht weiter erläuterten Namen von 22 Toten. Erst durch eine im folgenden Jahr angebrachte Gedenktafel wird erkennbar, dass es sich hierbei um Zwangsarbeiter handelte, die bei der Firma Hans Heymann eingesetzt waren. Dass 15 dieser Opfer KZ-Häftlinge waren, geht es aus der Tafelinschrift nicht hervor.1295

Auch die Forschungen und Publikationen des Lehrers im Ruhestand Wolfgang Stapp1296 zu den beiden KZ-Außenlagern Bensheim und Darmstadt Mitte der 2000er-Jahre führten nicht zu einer nennenswerten öffentlichen Beschäftigung mit den Lagern oder gar zur Errichtung von Gedenk- und Informationstafeln an den historischen Orten.


Hessen II: Frankfurt am Main

Nicht nur im Vergleich mit den anderen hessischen Orten, sondern auch bei der Gesamtbetrachtung der Erinnerungsgeschichte aller Natzweiler-Außenlager in Südwestdeutschland seit Mitte der 1990er-Jahre bildet Frankfurt am Main eine Ausnahme. Während andernorts – wenn auch bei weitem nicht überall – allmählich Gedenkstätten entstanden oder schon existierten, Konflikte abnahmen, die Aktivitäten von Gruppen und Initiativen in eine – mal mehr, mal weniger – aktive Erinnerungspolitik der Kommunen mündeten und diese bisweilen gar die Einrichtung einer Gedenk- und Dokumentationsstätte als „Standortfaktor“ (Skriebeleit1297) für sich entdeckten, glich das Ringen zivilgesellschaftlicher Initiativen für eine Gedenkstätte zum Frankfurter KZ „Katzbach“ einem Kampf gegen Windmühlen. Dabei lassen sich zwei Hauptunterschiede konkret benennen: Die Auseinandersetzungen in Frankfurt waren kein Streit um Geschichte an sich, sondern ausschließlich um den Stellenwert der Erinnerung an das KZ-Außenlager (und der Zwangsarbeit im Allgemeinen) im Kontext der gesamten städtischen Erinnerungskultur. Wirkliche geschichtspolitische Konflikte, in denen über den Wahrheitsgehalt historischer Fakten gestritten wurde, gab es allenfalls ansatzweise. Auch wurde der Sinn und Zweck des Erinnerns und Gedenkens im hier behandelten Zeitraum niemals grundsätzlich infrage gestellt. Vielmehr drehten sich die dennoch genuin erinnerungspolitischen Auseinandersetzungen zum einen um rein praktische Fragen der Finanzierbarkeit, des materiellen wie personellen Aufwands sowie der zu erwartenden Wahrnehmbarkeit und Positionierung einer Gedenk- und Dokumentationsstätte innerhalb der an Kultur-, Forschungs- und Bildungseinrichtungen reichen Großstadt. Zum anderen ging es stets um die Frage, welche Rolle die Kommune in diesem Zusammenhang spielt oder spielen solle, das heißt inwiefern die Stadt Frankfurt die Verantwortung für die weitere Erforschung und Erinnerung an das Konzentrationslager übernehmen solle. Damit ist bereits der zweite Hauptunterschied zum Gros der erinnerungskulturellen Entwicklungen in anderen Orten markiert: In Frankfurt galt es nicht, etwaige Widerstände aus der Stadtgesellschaft gegen eine Aufarbeitung und Erinnerung an das KZ-Außenlager zu überwinden, sondern die Konfliktlinie verlief hier eindeutig zwischen den zivilgesellschaftlichen Initiativen auf der einen und der Kommune (sowie der Dresdner Bank) auf der anderen Seite.

Freilich ist dabei zu berücksichtigen, dass die strukturellen und erinnerungskulturellen Rahmenbedingungen in Frankfurt andere waren als etwa in Gäufelden, Spaichingen, Bensheim oder Echterdingen; auch mit größeren Städten wie Mannheim oder Heilbronn lassen sich die Aushandlungsprozesse um die Erinnerung an das Konzentrationslager in der Mainmetropole Frankfurt ab Mitte der 1990er-Jahre nur bedingt vergleichen. Anders als in vielen Gemeinden und Kleinstädten lässt sich der Umgang mit der lokalen NS-Geschichte nicht allein oder überwiegend an der Bereitschaft zur Aufarbeitung des Natzweiler-Außenlagers bemessen. Die geschichts- und erinnerungskulturellen Entwicklungen sowie die Erforschung der Stadtgeschichte in der NS-Zeit bilden in der Großstadt ein derart breites Themen- und Handlungsfeld, dass die Geschichte und Nachgeschichte des KZ „Katzbach“ nur einen Teilaspekt ausmacht und nicht pars pro toto als Ausdruck des gesellschaftlichen bzw. insbesondere städtischen Umgangs mit der NS-Vergangenheit gewertet werden kann.

Nichtsdestotrotz ist es einigermaßen erstaunlich, mit welcher Passivität die Stadt Frankfurt bis in die jüngere Vergangenheit dem Themenkomplex KZ „Katzbach“ begegnete und mit welcher Resolutheit zwischen 1997 und 2015 jegliche Forderungen nach einer Gedenk- und Dokumentationsstätte zum KZ-Außenlager und zur Zwangsarbeit von den Mehrheiten im Magistrat und in der Stadtverordnetenversammlung abgeblockt wurden. Frankfurt am Main ist der einzige Standort eines Natzweiler-Außenlagers, an dem auch nach fast zwanzigjährigem „Kampf“ zivilgesellschaftlicher Initiativen kein derartiger Erinnerungs- und Bildungsort zustande kam.

Den Stein ins Rollen gebracht hatten Anfang der 1990er-Jahre die Forschungen der beiden Pädagogen Ernst Kaiser und Michael Knorn zum KZ „Katzbach“ in den Adlerwerken, die Anbringung der – kurz darauf wieder entfernten – Gedenktafel am ehemaligen Werksgebäude sowie die Veröffentlichung1298 von Kaiser und Knorn 1994. Der bereits am Zustandekommen der Tafel maßgeblich beteiligte Verein „Leben und Arbeiten in Gallus und Griesheim“ (LAGG) nahm sich 1995 der Pflege des weitgehend vernachlässigten Sammelgrabs auf dem Hauptfriedhof an, gab mit Einverständnis – aber ohne eigenes Zutun – der Stadt eine gärtnerische Umgestaltung in Auftrag und kümmerte sich um die regelmäßige Instandhaltung der Grabanlage.

Am 24. März, dem fünfzigsten Jahrestag der Auflösung des KZ-Außenlagers, organisierte der Verein gemeinsam mit anderen Organisationen und Vereinen unter dem Motto Gegen Verdrängen, Vergessen und Verfälschen1299 einen Gedenk- und Demonstrationszug von den ehemaligen Adlerwerken in der Kleyerstraße über den Hauptfriedhof zum Vorstandsgebäude der Dresdner Bank. Rund 250 Personen nahmen an dem „Mahngang“ teil. Der Ort der Abschlusskundgebung war bewusst gewählt: Die Dresdner Bank besaß im Nationalsozialismus das zweitgrößte Aktienpaket der Adlerwerke vorm. H. Kleyer AG und hatte seinerzeit den Aufsichtsratsvorsitzenden gestellt. Nach Ansicht des Vereins LAGG und seiner Bündnispartner war die Geschichte des KZ-Außenlagers damit untrennbar mit dem Bankhaus verbunden und eine Verantwortungsübernahme seitens des Unternehmens längst überfällig. Im Anschluss an die Demonstration wurde Vertretern der Dresdner Bank ein Offener Brief überreicht, in dem diese aufgefordert wurde, sich der Geschichte zu stellen, ihre Rolle im Zusammenhang mit dem Konzentrationslager aufzuarbeiten und an die noch lebenden ehemaligen Häftlinge Entschädigungsleistungen zu zahlen. Letzteres blieb in den folgenden Jahren eines der zentralen Anliegen der Aktivisten, die darüber hinaus Spendengelder sammelten, um den ihnen zu diesem Zeitpunkt bekannten Überlebenden zumindest symbolisch eine finanzielle Entschädigung zukommen zu lassen.

1996 bildete sich aus dem Verein LAGG heraus die Initiative gegen das Vergessen (IGDV), in der sich Mitglieder des DGB, der IG Metall, der VVN-BdA, der Roma-Union, ein Pfarramt sowie weitere kirchliche, gewerkschaftliche und antifaschistische Organisationen, Gruppen und Einzelpersonen engagierten. Ende des Jahres begannen LAGG und IGDV mit der Sammlung von Spenden für einen Gedenkstein auf dem Sammelgrab und schrieben einen Wettbewerb für die Gestaltung des Erinnerungsmals aus. Angenommen wurde schließlich der Entwurf Versunkener Sarkophag des Frankfurter Künstlers Dirk Wilhelm Bührmann: Eine beschriftete und mit den bildlichen Darstellungen eines Schmetterlings und eines Laibs Brot versehene Bodenplatte, die wie ein ägyptischer Sarkophag etwa zwanzig Zentimeter aus dem Boden herauszuragen scheint.1300 In polnischer und deutscher Sprache sollte darauf folgende Inschrift zu lesen sein:


Zum Gedenken. Hier ruhen 528 Menschen. Sie starben zwischen August 1944 und März 1945 in den Adler-Werken, in Frankfurt am Main. Sie wurden durch Arbeit, Zwangsarbeit, vernichtet. Sie verhungerten, starben an Entkräftung, an unbehandelten Krankheiten, wurden zu Tode geprügelt. Sie starben mitten in Frankfurt, unter Mitverantwortung der Aktionäre und der Dresdner Bank. Die Adler-Werke waren eine Außenstelle des Konzentrationslagers Natzweiler. Der Schoß ist fruchtbar noch, aus dem das kroch. Bert Brecht.1301



Am 31. März 1997 beantragte der Verein LAGG beim Garten- und Friedhofsamt die Genehmigung für die Errichtung des Grabmals. Drei Wochen darauf teilte der Leitende Magistratsdirektor Horst Heil mit, dass eine Zustimmung nur ohne den Halbsatz zur „Mitverantwortung der Aktionäre und der Dresdner Bank“ erteilt werden könne.


Wir sind der Auffassung, dass diese, aus dem Kontext gezogene und stark verkürzte Schuldzuweisung für das ansonsten sehr zu befürwortende Engagement zum Gedenken an die Opfer des KZ-Außenlagers Katzbach/Adlerwerke auf einem Friedhof als einem Ort des stillen Gedenkens für das Memento mori inadäquat ist.1302



Der LAGG e. V. wehrte sich daraufhin mit einem Offenen Brief an Umweltdezernent Tom Koenigs (Die Grünen) gegen die geforderte Streichung der Textpassage und wies sowohl auf die Rolle der Dresdner Bank im Nationalsozialismus hin, als auch auf deren Weigerung, den elf namentlich bekannten noch lebenden ehemaligen Häftlingen des KZ „Katzbach“ eine Entschädigung zu zahlen. Die Mahnmalinschrift solle zum einen über die damaligen Geschehnisse informieren, zum anderen solle sie dabei helfen, „jeglichen Ansätzen von faschistischem Denken und Handeln in der heutigen Zeit entgegenzuwirken“,1303 wozu auch gehöre, Verantwortliche von damals klar zu benennen.

Eine Erwiderung des Dezernenten blieb zunächst aus. Diese folgte erst, nachdem der LAGG e. V. öffentlichkeitswirksam auf seine Forderungen an die Dresdner Bank AG aufmerksam gemacht hatte. Dabei bedienten sich die Aktivisten eines ebenso simplen wie pfiffigen Tricks: Der Verein hatte mittlerweile ein Aktienpaket des Unternehmens gekauft, um zur Aktionärsversammlung 1997 einen Antrag zur Verwendung des Bilanzgewinns einreichen zu können. Die Versammlung im 125. Jahr des Firmenbestehens fand am 23. Mai in der Höchster Jahrhunderthalle statt; der LAGG-Antrag war fristgerecht eingegangen und allen Aktionären mit der Einladung zur Versammlung zugestellt worden. Konkret beantragte der LAGG e. V.:


Die Dividende wird von 1,35 DM inklusive Bonus auf 1,54 DM [anstatt, wie von Vorstand und Aufsichtsrat vorgeschlagen 1,55 DM] je Aktie erhöht. 0,01 DM je Aktie werden einem einzurichtenden Fonds zur Entschädigung von Zwangsarbeitern und KZ-Opfern zugeführt.

 

Begründung: Teile des Vermögens der Dresdner Bank basieren auf Gewinnen, die durch Zwangsarbeit im Zweiten Weltkrieg erzielt wurden. Viele dieser Zwangsarbeiter haben bis heute keine nennenswerte Entschädigung erhalten. Eine um einen Pfennig je Aktie geringere Erhöhung der Dividende schmerzt ernstlich keinen Aktionär. Ein auf diese Weise mit ca. 4,5 Millionen DM ausgestatteter Fonds könnte wenigstens den Versuch der Wiedergutmachung leisten. Beschämend ist es, so lange zu warten, bis die wenigen Überlebenden des Grauens eines natürlichen Todes gestorben sind.1304



Der Vorstand der Dresdner Bank fügte dem Einladungsschreiben eine Stellungnahme zum LAGG-Antrag bei, in der er den Aktionären empfahl, diesen abzulehnen. Die Dresdner Bank AG sei während des Bestehens des Konzentrationslagers lediglich mit etwas mehr als zehn Prozent an den Adlerwerken beteiligt gewesen, woraus „eine Verantwortung der heutigen Dresdner Bank und ihrer Aktionäre nicht abgeleitet werden“1305 könne.

IGDV-Sprecher Henning Kühn griff als Bevollmächtigter von LAGG e. V. in seinem Redebeitrag auf der Aktionärsversammlung die Stellungnahme des Vorstands auf und bezeichnete die Rechtfertigung, die Bank sei nur zu zehn Prozent an den Adlerwerken beteiligt gewesen, als „moralische Bankrotterklärung“.1306 Er wies auf die bekanntermaßen große Nähe des Unternehmens zum NS-Regime sowie die exorbitant steigenden Profitraten des Bankhauses im Nationalsozialismus hin und erläuterte hinsichtlich des KZ „Katzbach“:


Wie Herr Sarrazin [damaliger Vorstandssprecher; M. B.] im Geschäftsbericht feststellt, erfreut sich das „Geburtstagskind“ Dresdner Bank „bester Gesundheit“. Die KZ-Häftlinge in den Adlerwerken hingegen litten an Typhus, Ruhr und anderen Krankheiten, verhungerten, erfroren, starben an Entkräftung, wurden erschlagen, erschossen oder auf andere Weise ermordet. Von 1600 Häftlingen dieses KZs überlebten 48 Menschen [das Kriegsende, M. B.]. Elf dieser Menschen leben heute noch. Einen Pfennig für das Grauen, das sie erleben mussten. Einen Pfennig für Hunger, Folter, Gefangenschaft und Sklavenarbeit. Einen Pfennig für ihre Gesundheit, ihre Hoffnung, ihre Lebensfreude, die ihnen genommen wurde. […] Einen Pfennig pro Aktie, nur ein Bruchteil des Gewinns, den dieses Haus während des Nationalsozialismus aus ihrer Sklavenarbeit zog.



Der LAGG-Antrag kam letztlich nicht zur Abstimmung.

Umweltdezernent Koenigs hatte offenbar den Ausgang der Aktionärsversammlung abgewartet, ehe er dem Verein LAGG bezüglich des geplanten Grabsteins auf dem Hauptfriedhof antwortete. In seinem Schreiben vom 23. Juli 1997 erklärte er, dass er zunächst der Dresdner Bank Gelegenheit zur Stellungnahme habe geben wollen, welche nun bekanntermaßen vorliege. Grundsätzlich begrüßte Koenigs das Engagement der Aktivisten zur Erinnerung an die KZ-Opfer, betonte die Wichtigkeit einer umfassenden Aufarbeitung der NS-Vergangenheit und räumte ein, dass er auch von der Dresdner Bank erwarte, dass diese ihre „damalige Zusammenarbeit einzelner Verantwortlicher mit dem NS-Regime“1307 offenlege und „die Mechanismen im Zusammenspiel von Wirtschaft und Diktatur“ untersuche. Die bislang vorliegende Darstellung zur Unternehmensgeschichte wertete Koenigs diesbezüglich als stellenweise „peinlich verharmlosend“. Insofern habe die Kritik von LAGG und IGDV bereits etwas bewirkt und gezeigt, dass „Provokationen und Pointierungen […] oft unerlässlich [seien], um notwendige Debatten überhaupt in Gang zu bringen“; denn die Dresdner Bank plane nun, ihr Geschichte während der NS-Zeit aufarbeiten zu lassen.1308

Die geplante Textpassage auf dem Gedenkstein für die KZ-Opfer zur Mitverantwortung der Bank empfand er dennoch als unpassend, da man damit stets dem Vorwurf einer unzulässigen Verkürzung ausgesetzt sei und es darüber hinaus zu einer Debatte über Stilfragen kommen könne, „die dem eigentlichen Anliegen – dem Gedenken an die Opfer – nur schaden“ könne. Der Umweltdezernent bat die Initiatoren des Gedenksteins daher, auf die inkriminierte Textpassage zu verzichten.

LAGG-Sprecher Kühn wertete dies als Zensur und ließ in der Frankfurter Rundschau verlautbaren, dass der Verein vom Friedhofsamt eine offizielle, mit Rechtsmittelbelehrung versehene Ablehnung erwarte, um ggf. gerichtlich dagegen vorgehen zu können. Die Entfernung der Textpassage von dem bereits fertiggestellten Grabmal „betrachte man nur als vorläufig“.1309

Am 6. September 1997 wurde der neue, vollständig durch private Spenden finanzierte Gedenkstein – mit gekürzter Inschrift – in Anwesenheit von sieben polnischen Überlebenden sowie einem Überlebenden aus Hamburg eingeweiht.1310 Die Gäste waren von LAGG und IGDV eingeladen und der viertägige Besuch ebenfalls durch Spendeneinnahmen ermöglicht worden. Bei der Gedenkfeier sprachen Vertreter des LAGG e. V., des DGB, der IG Metall und der Roma-Union sowie der Überlebende Władisław Jarocki.1311


[image: Images]

Das KZ-Urnengrab auf dem Frankfurter Hauptfriedhof, aufgenommen im Jahr 2014. Am Kopf der Grabfläche befindet sich das 1948 von der polnischen katholischen Gemeinde errichtete Steinkreuz. Umrandet wird die Anlage von Namensplatten, die das hessische Innenministerium 1972 verlegen ließ. Mittig befinden sich die 1986 vom polnischen Verein Zgoda verlegte Bodenplatte sowie der von der LAGG/IGDV 1997 errichtete „eingesunkene Sarkophag“.



Am Folgetag empfing Stadträtin Isa Petersohn (SPD) im Namen der Oberbürgermeisterin und des Magistrats die Gäste im Kaisersaal des Römer. In ihrer Rede zeigte sie sich „erschüttert darüber, dass diese Veranstaltung und dieser Gedenkstein nicht durch die Stadt, sondern durch eine private Initiative durchgeführt und gestaltet wurde“1312 und dankte den Initiatoren für ihr Engagement. Die Publikation von Kaiser und Knorn, auf die sie laut eigenen Angaben erst im Zuge der der Vorbereitung des Empfangs aufmerksam geworden war, empfahl Petersohn als „Pflichtlektüre jedes Frankfurter Bürgers, jeder Frankfurter Bürgerin und vor allem jedes Politikers“; außerdem „sollten die Lehrerinnen und Lehrer sich dieses Buches für Unterrichtszwecke in den Schulen annehmen.“

Petersohn gestand mit ihrer Rede offen ein, dass die Stadt Frankfurt bislang keinerlei eigene Bemühungen zum Gedenken, Erinnern und Erforschen des KZ-Außenlagers in der Kleyerstraße angestellt hatte. An der Gedenkfeier nahmen zwar einige Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung teil und der Empfang im Römer war eine von den Überlebenden als große Anerkennung empfundene Geste; doch hatte sich die Stadt in keiner Weise finanziell oder organisatorisch an der Neugestaltung der Grabanlage, der Errichtung des Gedenksteins, der Einladung der Gäste oder dem Zustandekommen der Gedenkfeier beteiligt. Schon in der vorangegangenen Diskussion um die Inschrift des Grabmals nahm das Umweltdezernat bzw. das Friedhofsamt eher die Rolle eines Vermittlers zwischen Dresdner Bank und LAGG/IGDV ein, ohne je in Betracht zu ziehen, städtischerseits ebenfalls der Opfer zu gedenken. Dass überdies – im Unterschied zu anderen Orten ehemaliger KZ-Außenlager – nicht die Oberbürgermeisterin, ihr Stellvertreter oder ein anderer hauptamtlicher Dezernent1313 die ehemaligen KZ-Häftlinge im Rathaus empfing, sondern ein ehrenamtliches Mitglied des Magistrats und der Stadtverordnetenversammlung, dürfte bei den Initiatoren nicht den Eindruck erweckt haben, dass sich die Stadtspitze Frankfurts nun ernstlich in der Verantwortung sah, die Geschichte des Konzentrationslagers aufzuarbeiten. Auch das Institut für Stadtgeschichte nahm den Besuch der Überlebenden nicht – wie andernorts der Fall – zum Anlass, diese über ihren Leidensweg zu befragen, Erinnerungsberichte zu sammeln und die Erforschung des KZ-Außenlagers weiterzuführen. An dieser weitgehenden Untätigkeit der Stadtverwaltung in Bezug auf das KZ Adlerwerke änderte sich in den folgenden Jahren nur wenig.

Dass die weitere Erforschung und Dokumentation des Konzentrationslagers, im Verbund mit dem Gedenken und der Erinnerung an die Opfer sowie der kontinuierlichen Bildungsarbeit zum Nationalsozialismus auch Aufgabe der Stadt sei und dies am historischen Ort aus pädagogischer Sicht am besten umgesetzt werden könne, war dagegen der Standpunkt – und fortan die Hauptforderung – der LAGG-„Initiative gegen das Vergessen“ und deren Unterstützern.

Noch Ende des Jahres 1997 richteten der LAGG e. V. und die ihm angegliederte IGDV gemeinsam mit der IG Metall Frankfurt, dem DGB Frankfurt und der VVN-BdA Frankfurt eine zehnseitige „Forderung einer Gedenk- und Informationsstätte KZ-‚Katzbach‘/Adlerwerke Frankfurt/Main – Galluspark, Kleyerstraße“1314 an die Fraktionen der Stadtverordnetenversammlung (mit Ausnahme der Republikaner). Darin wurde zunächst die Geschichte des KZ-Außenlagers und der Zwangsarbeit in Frankfurt am Main skizziert, aber auch dessen Nachgeschichte beleuchtet und mit deutlichen Worten der städtische wie auch gesellschaftliche Umgang damit seit 1945 einer fundamentalen Kritik unterzogen. So schrieben die Verfasser etwa, dass sich „ausnahmslos alle städtischen Stellen – unter Führung ausnahmslos aller Oberbürgermeister, ob anfangs parteilos, dann CDU oder SPD“ an der „Verdrängung und Leugnung […] der Vernichtung der Menschen durch Arbeit […] in dem KZ ‚Katzbach‘/Adlerwerke“ beteiligt hätten, und appellierten an die Stadt, diese Verweigerungshaltung aufzugeben.

Konkret forderten die Aktivisten eine Gedenk- und Informationsstätte am historischen Ort, in den Räumen des dritten bis fünften Stockwerks der ehemaligen Adlerwerke. Dort sollten ein Lernzentrum zum NS-System, eine ständige Ausstellung zur Geschichte der Zwangsarbeit in Frankfurt, speziell zur Geschichte des KZ-Außenlagers, ein Plenarraum und Gruppenräume, eine Fachbibliothek sowie eine Videothek eingerichtet werden. Die Stadt solle sich in diesem Zusammenhang außerdem darum bemühen, dass die Dresdner Bank sowie Frankfurter Betriebe, welche Zwangsarbeiter eingesetzt hatten, das Vorhaben (finanziell) unterstützen.

Unverkennbar bewegten sich die Forderungen der Frankfurter Initiative in einer anderen Dimension als diejenigen der Gedenkstätteninitiativen in Baden-Württemberg. Während dort oftmals relativ bescheiden die Zurverfügungstellung oder Finanzierung eines Gedenk- und Dokumentationsraums zum jeweiligen KZ-Außenlager gefordert wurde, zielten die Vorstellungen der Frankfurter Gruppen in Richtung eines großen Dokumentationszentrums zur NS-Zwangsarbeit ab, in dem die Geschichte des Konzentrationslagers zwar den Schwerpunkt, aber letztlich nur einen Teilbereich der Ausstellung bilden solle.

Während die Fraktion der Grünen in der Stadtverordnetenversammlung die Forderungen unterstützte,1315 erteilte Kulturdezernentin Linda Reisch (SPD) den Initiativen eine deutliche Ablehnung. Ende Januar 1998 wies sie in einem Schreiben an den Sprecher der LAGG-Initiative Friedrich Radenbach auf die „aktive Erinnerungspolitik“1316 der Stadt Frankfurt seit Anfang der 1990er-Jahre hin und bezweifelte, dass angesichts der in Frankfurt bereits bestehenden Bildungs-, Erinnerungs- und Lernorte ein Gedenk- und Dokumentationszentrum allein zur Zwangsarbeit und zum KZ-Außenlager sinnvoll sei:


Es ist sehr fraglich, ob mit der Errichtung eines isolierten Informations- und Lernzentrums automatisch eine breitenwirksame und kontinuierliche Beschäftigung mit dem Thema Zwangsarbeit erreicht wird. Wer garantiert, dass ein solches Zentrum langfristig von vielen genutzt wird?



Dass die Stadt selbst die Verantwortung und Trägerschaft für die geforderte Einrichtung übernehmen und damit auch durch entsprechende Öffentlichkeitsarbeit auf die Besucherzahlen Einfluss nehmen könnte, wurde nicht in Betracht gezogen. Stattdessen schlug Reisch vor, den Themenkomplex Zwangsarbeit in die Arbeit bestehender Institutionen zu integrieren und riet der LAGG/IGDV, den Kontakt zum Fritz Bauer Institut, zur Jugendbegegnungsstätte Anne Frank, zur Volkshochschule1317 sowie zum Institut für Stadtgeschichte zu suchen, um mit diesen zu erörtern, inwiefern dies dort möglich sei. Eine Dokumentations- und Gedenkstätte in der Form, wie sie von LAGG und den Partnerorganisationen gefordert wurde, liefe dagegen „Gefahr, nur der Gewissensberuhigung zu dienen. Von den enormen Problemen, ein neues Zentrum zu errichten und zu unterhalten, möchte ich gar nicht reden, wenn ich an die Besitzverhältnisse, die Kosten und Folgekosten denke.“

Trotz der Ablehnung durch die Kulturdezernentin hielt die LAGG-Initiative an ihrem Ziel der Einrichtung einer Gedenk- und Dokumentationsstätte fest und warb in den kommenden Wochen weitgehend abseits der Öffentlichkeit um Unterstützer. Parallel dazu standen weitere Anliegen im Mittelpunkt der Aktivitäten:

Zum einen erneuerten die Aktivisten ihre Kritik an der Dresdner Bank und forderten diese zur Zahlung von Entschädigungsleistungen an die Überlebenden des KZ „Katzbach“ auf.1318 Nachdem sich in den vorangegangenen Monaten auch Umweltdezernent Koenigs sowie Stadträtin Petersohn öffentlich hierfür ausgesprochen hatten,1319 kündigte die Dresdner Bank an, „aus humanitären Gründen“1320 80 000 DM an die Überlebende auszuzahlen, wollte dies aber – um keinen Präzedenzfall zu schaffen – dezidiert nicht als Entschädigungsleistung verstanden wissen. Die LAGG-Initiative begrüßte zwar grundsätzlich die Bereitschaft der Bank zu einer finanziellen Unterstützung der Überlebenden, bezeichnete den in Aussicht gestellten Betrag jedoch als „Almosen“ und unterstützte – über den konkreten Fall der Dresdner Bank hinausgehend – die in der seinerzeit bundesweit geführten Debatte immer wieder erhobene Forderung nach einer gesetzlichen Regelung zur Zwangsarbeiterentschädigung. In diesem Zusammenhang hatten LAGG und IGDV bereits im Dezember 1997 einen Vortragsabend mit Podiumsdiskussion im Club Voltaire mit dem Titel Entschädigung aller NS-Opfer jetzt! Warum Zwangsarbeit nicht entschädigt wurde1321 veranstaltet. Als Hauptreferent sollte Heinz Düx sprechen, der von 1963 bis 1965 Untersuchungsrichter im Frankfurter Auschwitzprozess war und seit 1987 mehrmals als Sachverständiger bei Bundestagsanhörungen zum Thema Zwangsarbeiterentschädigung gehört wurde. Aufgrund einer kurzfristigen Absage referierte schließlich der Sprecher des Bundesverbands Information und Beratung für NS-Verfolgte Lothar Evers zu vergangenen und aktuellen Debatten zur Entschädigung ehemaliger Zwangsarbeiter. An der anschließenden Podiumsdiskussion nahmen Vertreter mehrerer Organisationen aus dem Bundesgebiet teil.

Ein weiteres Anliegen des Vereins „Leben und Arbeiten in Gallus und Griesheim“ und der Initiative gegen das Vergessen konnte indes relativ zügig und problemlos umgesetzt werden: Die Initiativen forderten die Benennung eines Platzes im Gallusviertel nach den am 14. März 1945 bei einem Fluchtversuch auf offener Straße von der SS erschossenen KZ-Häftlingen Adam Golub und Georgij Lebedenko. Der Vorschlag wurde vom Ortsbeirat unterstützt, und nachdem auch die Fraktionen von SPD, Grünen und CDU in der Stadtverordnetenversammlung ihre Zustimmung gaben, wurde der Golub-Lebedenko-Platz bereits am 14. März 1998 mit einer Gedenkveranstaltung eingeweiht.1322

Auch das – neben der Errichtung einer Gedenk- und Dokumentationsstätte – dritte Ziel von LAGG und IGDV wurde knapp zwei Monate später erreicht. Die beiden Initiativen hatten gemeinsam mit dem Ortsbeirat in den vorangegangenen Monaten immer wieder auf die Wiederanbringung der 1993 installierten, wegen Umbauarbeiten aber kurze Zeit später wieder abmontierten Gedenktafel am Gebäude der ehemaligen Adlerwerke gedrungen. Nachdem die Stadtverwaltung zugestimmt hatte und der Termin der neuerlichen Einweihung fest stand, sorgte das Institut für Stadtgeschichte kurzzeitig für Irritationen und Verärgerung auf Seiten des Ortsbeirats, da sich das Institut in einer Pressemitteilung1323 zur bevorstehenden Tafelenthüllung über dessen Beschluss zum Standort der Tafel hinweggesetzt hatte. Entgegen dem einstimmigen Votum des Ortsbeirats plante das Stadtarchiv, die Tafel erneut im Innenhof des Gebäudekomplexes anzubringen, da dieser Standort als geeigneter zum Gedenken und Innehalten erachtet wurde. Letztlich kam die die Gedenktafel jedoch wie von den Initiatoren beabsichtigt am 53. Jahrestag des Kriegsendes an der Außenmauer des Gebäudes zur Anbringung.1324 An der Einweihungsfeier nahm abermals der Überlebende Władysław Jarocki teil und hielt eine kurze Gedenkansprache. Für die Stadt Frankfurt sprach, wie schon bei der ersten Einweihung 1993, Kulturdezernentin Reisch. Diese bezeichnete den Umgang mit dem KZ-Außenlager nach 1945 als einen „Verdrängungsvorgang unglaublichen Ausmaßes“, ehe sie sich, ähnlich wie in ihrem genannten Schreiben zur Ablehnung einer Gedenkstätte, in langen Ausführungen über die erinnerungskulturellen Bemühungen und Leistungen der Stadt Frankfurt verlor.1325

Im Frühjahr 1998 starteten LAGG und IGDV eine Öffentlichkeitsoffensive, um ihrer Hauptforderung nach einer Gedenk- und Informationsstätte mehr Gehör zu verschaffen und um weitere Unterstützer zu gewinnen. Am 18. März stellten sie ihre Forderungen1326 und Pläne in einer Pressekonferenz vor und kündigten einen neuerlichen „Mahngang“ am Jahrestag der Auflösung des KZ „Katzbach“ an. Die drei auflagenstärksten Frankfurter Zeitungen (Frankfurter Allgemeine Zeitung, Frankfurter Rundschau und Frankfurter Neue Presse) berichteten anschließend über das Vorhaben der Initiativen ebenso wie über die ablehnende Haltung der Stadt und wiesen auf die anstehende Demonstration hin.1327 Diese fand am 24. März 1998 mit Beteiligung der Überlebenden Władisław Jarocki, Heinz Meyer und Ryszard Olek statt; betitelt war der „Mahngang“ in diesem Jahr mit Der Opfer gedenken, die Erinnerung wachhalten, die Überlebenden entschädigen.1328 Die Demonstration beschränkte sich thematisch nicht auf das KZ-Außenlager. Vor dem Gesundheitsamt bekräftigte Hans-Georg Boettcher (Roma-Union Frankfurt) die seit einiger Zeit auch von der IGDV unterstützte Forderung nach einer Gedenktafel für die im Nationalsozialismus ermordeten Sinti und Roma; Peter Gingold referierte als Vertreter des Bundesvorstands der VVN-BdA vor der Zentrale des Chemie- und Pharmakonzerns Degussa, deren ehemaliges Tochterunternehmen DEGESCH (Deutsche Gesellschaft für Schädlingsbekämpfung) von 1941 bis 1945 die NS-Vernichtungslager mit Zyklon B beliefert hatte. Vor dem Dresdner-Bank-Gebäude im Gallus sprach Herbert Beyer (Sekretär der Gewerkschaft Handel, Banken und Versicherungen, Frankfurt) und forderte, dass das Unternehmen den Löwenanteil bei der Finanzierung einer künftigen Gedenk- und Informationsstätte übernehmen solle. Eher beiläufig gab der Redner bekannt, dass sich die Dresdner Bank mittlerweile gegenüber der LAGG zu Gesprächen bereit erklärt habe.1329 Zu den Plänen für die angestrebte Dokumentationsstätte sprach IGDV-Sprecher Friedrich Radenbach auf dem Golub-Lebedenko-Platz gegenüber dem Gebäude der ehemaligen Adlerwerke. Am Ende seines Redebeitrags zeigte er sich kämpferisch, indem er erklärte:


Unsere Initiative gegen das Vergessen ist in den letzten Jahren gewachsen. Wir werden mehr; mehr Organisationen und mehr Individuen. Und wir werden nicht ruhen, bis es eine Gedenk- und Informationsstätte KZ-Katzbach/Adlerwerke hier im historischen Innenhof endlich geben wird. Das sind wir den damaligen Opfern, den heute noch Überlebenden [sic!], uns selbst und den nachwachsenden Generationen schuldig!1330



Tatsächlich hatten den Aufruf zum „Mahngang“ mehr Organisationen, Vereine und Persönlichkeiten unterstützt als je zuvor. Neben den bisherigen Kooperationspartnern DGB, DGB-Jugend, IG Metall, Roma-Union, VVN-BdA und Katholisches Pfarramt Maria Hilf waren dies u. a. der Studienkreis Deutscher Widerstand 1933–1945, das Internationale Linke Bündnis Frankfurt, Die Grünen im Ortsbeirat 1 (Gallus, Gutleut, Innenstadt), PDS Frankfurt und Emil Carlebach (Lagergemeinschaft Buchenwald).

Möglicherweise war trotz des großen Zuspruchs, den die Demonstration bereits im Vorfeld erfahren hatte, der Umstand, dass sich von Seiten der Stadtspitze noch immer keine Annäherung abzeichnete, ursächlich dafür, dass die Zahl der kontinuierlich und aktiv an der Lobbyarbeit für eine Gedenkstätte mitarbeitenden Personen allmählich abnahm und sich die Initiativgruppe im Frühjahr 1999 neu aufstellte. Die bislang eng mit dem Verein „Leben und Arbeiten in Gallus und Griesheim e. V.“ (LAGG) verbundene Initiative gegen das Vergessen (IGDV)1331 spaltete sich, wohl auch aufgrund interner Differenzen, in eine LAGG-Initiative gegen das Vergessen und eine von der LAGG unabhängige IGDV-Gedenkstätten-Initiative unter Federführung von Friedrich Radenbach auf. Der LAGG e. V. selbst trat seitdem nur noch selten in Erscheinung. So initiierte er beispielsweise zusammen mit der LAGG-IGDV sowie Frankfurter Künstlern eine „Szenische Collage“ zum KZ Katzbach, die im in den Jahren 1999 und 2000 unter dem Titel … sie starben mitten in Frankfurt unter Mitverantwortung der Aktionäre und der Dresdner Bank im Gallus-Theater aufgeführt wurde.1332

Anfang 1999 gründete IGDV-Sprecher Friedrich Radenbach überdies die Wilhelm, Heinrich-und-Otto-Claudy-Stiftung, benannt nach seinem Großvater und dessen Brüdern. Als Zweck der Stiftung, in die Radenbach einen Teil seines Familienerbes einbrachte, wurde neben der Förderung von Projekten zur Aufarbeitung und Erinnerung an den Nationalsozialismus im Rhein-Main-Gebiet als Schwerpunkt die Errichtung einer Gedenk- und Informationsstätte zum KZ „Katzbach“ und zur Zwangsarbeit in Frankfurt definiert. Die Aktivitäten der LAGG wurden somit in den nächsten Jahren vornehmlich von der IGDV-Gedenkstätteninitiative und der Claudy-Stiftung weitergeführt.

1999 organisierten die IGDV-Gedenkstätten-Initiative, die Claudy-Stiftung und die LAGG-IGDV einen dritten „Mahngang“ durch Frankfurt. Demonstrationsroute, Themen sowie Redner waren dieselben wie im Vorjahr; zudem sprachen ein Vertreter der Frankfurter IG Metall und der Personalratsvorsitzende der Stadt Frankfurt. An Stelle von Władysław Jarocki hielt der Warschauer Überlebende Andrzej Korczak-Branecki1333 die Abschlussrede. Die Beteiligung der Bevölkerung an dem Demonstrationszug dürfte von den Initiatoren allerdings als ernüchternd empfunden worden sein, da – anders als noch in den Jahren zuvor, als der Mahngang bis zu 250 Teilnehmer zählte – laut Presseberichten nur vierzig bis sechzig Personen daran teilnahmen.1334 Wohl auch deshalb berichteten FAZ und Frankfurter Rundschau nur mit Kurzbeiträgen über die Veranstaltung.

Ungeachtet dessen blieben die Claudy-Stiftung und die IGDV-Gedenkstätteninitiative bis Anfang der 2010er-Jahren auf vielfältige Weise in der Erinnerungs- und Bildungsarbeit zum Konzentrationslager „Katzbach“ und zur Zwangsarbeit in Frankfurt am Main aktiv. So veranstalteten sie Vortragsveranstaltungen, Lesungen, Seminare sowie Gedenkfeiern, und unterstützten Schulprojekte zum Thema Zwangsarbeit. Mehrmals kamen ehemalige Häftlinge des KZ-Außenlagers aus Polen sowie andere ehemalige Zwangsarbeiter auf Einladung der Stiftung und der Initiative nach Frankfurt, nahmen an Gedenkveranstaltungen teil und erklärten sich bereit, als Zeitzeugen vor Schulklassen und Jugendgruppen zu sprechen. 2004 wurde der von der Claudy-Stiftung in Auftrag gegebene, in Warschau und Frankfurt gedrehte Dokumentarfilm 2 Balkone (Regie: Andrzej Falber) uraufgeführt, in dem fünf Überlebende des KZ „Katzbach“ über den Warschauer Aufstand, ihre Verschleppung, KZ-Haft und Zwangsarbeit Zeugnis ablegen. Im Jahr darauf gab die Stiftung das Buch Die letzten Zeugen – Gespräche mit Überlebenden des KZ-Außenlagers „Katzbach“ in den Adlerwerken Frankfurt am Main1335 von Joanna Skibinska heraus.

Das Hauptziel blieb aber weiterhin die Errichtung einer Gedenk- und Informationsstätte im historischen Gebäude der ehemaligen Adlerwerke im Gallus. Im März 1999 nahm Radenbach an dem vom Kulturdezernat und dem Fritz Bauer Institut veranstalteten Symposium Auf dem Weg zu einer Topographie der NS-Zeit in Frankfurt am Main: Orte, Täter, Opfer, Nachwirken teil, stellte dort die Überlegungen zu einem Dokumentationszentrums zur Zwangsarbeit vor und betonte, dass die Stadt „politisch verantwortlich für die Aufarbeitung der NS-Geschichte in Frankfurt und die umfassende Aufklärung ihrer BürgerInnen“1336 sei.

Anfang Mai 2000 erkundigte sich die SPD-Fraktion im Römer in einer Anfrage an den Magistrat, ob bereits eine Auswertung des Symposiums, welches als Standortbestimmung und Impuls für künftige Vorhaben und Projekte geplant gewesen war, stattgefunden habe, und wie der Magistrat „die bisherigen Überlegungen zur Notwendigkeit einer Gedenk- und Bildungsstätte an einem authentischen Ort“1337 einschätze. Nachdem der Magistrat daraufhin die Auswertung gegen Oktober 2002 in Aussicht stellte,1338 lag der vollständige Bericht Anfang August 2003, knapp viereinhalb Jahre nach dem Symposium, vor. Darin wurde ausgeführt, dass die Stadt bereits Ende 2000 mit der Erstellung eines Internetportals Topographie der NS-Zeit in Frankfurt am Main begonnen und zusammen mit anderen Organisationen zweimal ehemalige Zwangsarbeiter nach Frankfurt eingeladen habe; außerdem seien ein „Emilie und Oskar-Schindler-Lernzentrum“, eine Neukonzeption der Gedenkstätte am Standort der ehemaligen Synagoge sowie eine Gedenktafel und „Installationselemente“1339 zum Gedenken an die Frankfurter Auschwitz-Prozesse in Planung. Auf die Forderung nach einer Dokumentationsstätte zur NS-Zwangsarbeit ging der Bericht mit keinem Wort ein.

Die Aktivitäten von IGDV-GI und Claudy-Stiftung hinsichtlich der geplanten Gedenk- und Informationsstätte bestanden in den nächsten Jahren vor allem darin, Unterstützer, Förderer und Sponsoren zu finden, sich mit anderen Gedenkstätten und Gedenkstätteninitiativen (wie der KZ-Gedenkstätte Sandhofen e. V.) zu vernetzen und in Zusammenarbeit mit anderen Organisationen kontinuierlich Lobbyarbeit zu betreiben. So wurden Unterschriftenlisten und Aufrufe in Umlauf gebracht; zahlreiche Organisationen, Vereine, Gedenkstätten und Persönlichkeiten aus dem ganzen Bundesgebiet sendeten Solidaritätsbekundungen, und mehrere in Warschau lebende Überlebende verfassten Briefe an die Stadt Frankfurt, in denen sie die Einrichtung einer Gedenkstätte unterstützten. 2004 schrieben Stiftung und Initiative rund 400 Firmen, Banken, Bistümer und Stiftungen mit der Bitte um eine finanzielle Unterstützung an – positive Rückmeldungen waren jedoch selten.1340

2005 setzte sich auch der Verein „Gegen Vergessen/Für Demokratie e. V.“ für das Anliegen der Claudy-Stiftung und der IGDV-Gedenkstätteninitiative ein. Mitte Oktober teilte die ehemalige CDU-Politikerin Hanna-Renate Laurien (1976–1981 Kultusministerin von Rheinland-Pfalz und 1991–1995 Präsidentin des Berliner Abgeordnetenhauses) als Mitglied von GV/FD Berlin der Regionalgruppe Rhein-Main mit, dass die Firma DEGI, welche die Anlage Galluspark (ehemaliges Adlerwerke-Areal) verwaltet, mittlerweile bereit sei, „gegen eine Mindestvergütung Räume für eine Gedenkstätte zur Verfügung zu stellen“.1341 Eine Korrespondenz mit Frankfurts Oberbürgermeisterin Petra Roth (CDU) habe dagegen „wenig Neues“ ergeben:


Wortreich wurde ich am 12. September 2005 in einem Schreiben der Oberbürgermeisterin über die Bemühungen Frankfurts zur Aufarbeitung der lokalen NS-Geschichte informiert. Nur dem vorletzten Satz des Schreibens konnte ich entnehmen, dass man sich in Frankfurt auf bereits bestehende Gedenkstätten konzentrieren wolle. Daraus lässt sich schließen, dass man das Projekt einer Gedenkstätte in der Anlage „Galluspark“ von Seiten der Stadt nicht unterstützen wird.



Im Frühjahr/Sommer des folgenden Jahres schien es jedoch kurzzeitig, als seien die nun schon mehr als acht Jahre andauernden Bemühungen zu einem erfolgreichen Ende gekommen. Ende Mai 2006 sprach sich der Ortsbeirat 1 auf Antrag von Linke/WASG mehrheitlich (bei Enthaltung der CDU) für eine Dokumentations- und Informationsstätte zur NS-Zwangsarbeit im Galluspark aus und begründete den Antrag an die Stadtverordnetenversammlung unter anderem:


Bis vor wenigen Jahren war Zwangsarbeit in unserer Stadtgeschichte nahezu völlig verdrängt und vergessen worden. Deshalb ist eine umfassende, systematische und kritische Aufarbeitung und Vermittlung des Geschehens damals, seine vielfältigen Ursachen und auch die Gründe für die Verdrängung bis heute, notwendig. Informationsveranstaltungen und Gedenktafeln werden den barbarischen Ereignissen nicht gerecht. Das KZ „Katzbach“ in den Adlerwerken hatte wahrscheinlich die höchste Todesrate in einem hessischen Industriebetrieb. Die „Vernichtung durch Arbeit“ fand hier unzählige Opfer. Der wieder erstarkte Neonazismus in unserer Gesellschaft zeigt die dringende Notwendigkeit, auch in Frankfurt am Main umfassend über dieses abscheuliche Kapitel unserer Stadtgeschichte aufzuklären. Insbesondere die nachwachsenden Generationen müssen damit vertraut gemacht werden, um der Gefahr der Wiederholung – in welcher inhumanen Form auch immer – entgegenzuwirken.1342



Der Kultur- und Freizeitausschuss der Stadtverordnetenversammlung beschloss am 29. Juni, die Vorlage des Ortsbeirats dem Magistrat zur Prüfung und Berichterstattung vorzulegen.1343 Dieser lehnte in seinem Anfang Oktober vorgelegten Bericht die Einrichtung einer Gedenk- und Informationsstätte in den ehemaligen Adlerwerken abermals ab und begründete dies zum einen damit, dass die Authentizität der Räume in dem historischen Gebäude heute nicht mehr gegeben sei; zudem mangele es an ausreichenden originalen Objekten und Dokumenten, um damit eine Ausstellung zu bestücken. Zum anderen habe sich gezeigt, dass


eine Fokussierung und inhaltliche Beschränkung auf Zwangsarbeit allein der komplexen Fragen- und Themenstellung zur Geschichte Frankfurts in der NS-Zeit nicht gerecht werden würde. Der Bezugsrahmen ist zu vielschichtig, als dass es einer nur diesem Teilaspekt gewidmeten Einrichtung überlassen werden kann. Kultur- und erinnerungspolitisch ist darüber hinaus keine weitere Diversifikation von Gedenk- und Dokumentationsstätten erforderlich, die über den vorhandenen Institutionsrahmen oder die vernetzt arbeitenden Projekte zur Geschichte Frankfurts in der NS-Zeit hinaus reichen könnte.1344



Im Mai 2010 reichte die Fraktion der Linken im Römer einen neuerlichen Antrag in der Stadtverordnetenversammlung ein, der abermals zur Prüfung und Berichterstattung an den Magistrat überwiesen wurde.1345 In dessen Bericht hieß es schließlich einmal mehr, dass angesichts zahlreicher anderer von der Stadt initiierter oder geförderter Projekte zur Erinnerung an den Nationalsozialismus „der Magistrat auf dem Gelände des KZ ‚Katzbach‘ keine Errichtung einer Informations- und Bildungsstätte zur NS-Zeit“1346 plane. Hinsichtlich des Gedenkens an die Opfer des Konzentrationslagers wurde auf die Tafel am Gebäude der ehemaligen Adlerwerke hingewiesen, durch die bereits an das „Schicksal der Zwangsarbeiter im KZ ‚Katzbach‘“ erinnert werde.

Vermutlich war damit das Ende der IGDV-Gedenkstätteninitiative besiegelt. Nach Jahren des vergeblichen Ringens um eine Gedenk- und Dokumentationsstätte bestand die Gruppe nur noch aus wenigen Personen, die mehrheitlich nicht mehr die Kraft oder Zeit aufbrachten, das Vorhaben energisch weiter zu verfolgen. De facto hatte sich die Initiative mittlerweile zu einem Soloprojekt Friedrich Radenbachs entwickelt, der weiterhin unermüdlich städtische Stellen, Firmen und Betriebe, Vereine, Organisationen und prominente Einzelpersonen kontaktierte und um Unterstützung bat, allerdings keine größeren Erfolge mehr erzielen konnte. Quasi ein letztes Aufbäumen war die Gründung eines Wissenschaftlichen Beirats der Claudy-Stiftung im Jahr 2011, mit dem die Arbeit von Stiftung und IGDV-GI – welche realiter schon seit einiger Zeit ein und dieselbe Organisation waren – auf neue Füße gestellt, professionalisiert und ihre öffentliche Wahrnehmbarkeit und Anerkennung erhöht werden sollte. Dem Beirat gehörten beispielsweise die Professoren Micha Brumlik und Benjamin Ortmeyer (Erziehungswissenschaftler, Uni Frankfurt), Benno Hafeneger (Erziehungswissenschaftler, Uni Marburg), Dieter Schenk (Kriminalist und Historiker) sowie Hans See (Politologe und Soziologe) an. Die Stiftung erarbeitete eine neue Konzeption für eine Gedenk- und Informationsstätte und warb weiter für ihr Anliegen – es gelang ihr jedoch nicht, Oberbürgermeisterin Roth, den Magistrat sowie die Mehrheit der Stadtverordnetenversammlung von dem Vorhaben zu überzeugen.

2013 gab Friedrich Radenbach resigniert auf und „schenkte“ die Claudy-Stiftung der Mannheimer KZ-Gedenkstätte Sandhofen, die seitdem kleinere Projekte im Rhein-Neckar-Raum, aber auch weiterhin in Frankfurt am Main fördert.1347 In einer Presseerklärung der KZ-Gedenkstätte Sandhofen e. V. vom 10. September 2013 hieß es dazu:


Friedrich Radenbach fühlt sich nun aus gesundheitlichen Gründen nicht mehr in der Lage, die Stiftung wie bisher weiterzuführen. Außerdem sieht er seit einiger Zeit keine Möglichkeit mehr, wie angestrebt in Frankfurt eine Gedenkstätte einzurichten: Die Widerstände in der Stadt sind zu groß.1348



Im Oktober 2015 gründeten Gewerkschafter, Künstler, Kommunalpolitiker und weitere Einzelpersonen im Gallus-Theater (im Gebäude der ehemaligen Adlerwerke) einen „Förderverein für die Errichtung einer Gedenk- und Bildungsstätte ‚KZ Katzbach‘ in den Adlerwerken und zur Zwangsarbeit in Frankfurt am Main“. Am 12. April 2018 beschloss die Stadtverordnetenversammlung – einem gemeinsamen Etatantrag von CDU, SPD und Grünen folgend – die Bereitstellung von 100 000 Euro für die Erteilung eines Forschungsauftrags zum KZ „Katzbach“ und für eine „damit verbundene Dauerausstellung“.1349 Das Thema Gedenk- und Informationsstätte ist somit nach wie vor aktuell.


Hessen III: Mörfelden-Walldorf

Auch in Mörfelden-Walldorf ist Mitte der 1990er-Jahre ein Wendepunkt im öffentlichen Umgang mit dem einstigen KZ-Außenlager festzustellen. Die dortigen Entwicklungen unterschieden sich allerdings in vielerlei Hinsicht deutlich von jenen in der angrenzenden Großstadt Frankfurt am Main.

Zum fünfzigsten Jahrestag der Errichtung des KZ Walldorf veranstaltete die Stadt Mörfelden-Walldorf 1994 eine Gedenkfeier am 1980 eingeweihten Gedenkstein, nachdem auch in den vorangegangenen Jahren mehrmals Kranzniederlegungen an dieser Stelle stattgefunden hatten. Wie in vielen anderen Orten brachte auch in der neben Frankfurt gelegenen Stadt dieses Gedenken Mitte der 1990er-Jahre einen erneuten historiografischen wie auch erinnerungskulturellen Impuls mit sich. Cornelia Rühlig, Leiterin der beiden städtischen Museen in den Ortsteilen Walldorf und Mörfelden, konnte durch Auswertung bisher unbekannter Archivquellen sowie Interviews mit Überlebenden des Frauenkonzentrationslagers und Angehörigen neue Erkenntnisse zutage fördern und legte im Juni 1996 ein „Maßnahmenpaket zur inhaltlichen Erarbeitung und Vermittlung des Themas ‚KZ-Außenlager Walldorf‘“1350 vor, das Publikationen, eine Ausstellung, die Zusammenarbeit mit lokalen Schulen, die Spurensuche am historischen Ort sowie die Konzeption eines Rundwegs mit Informationstafeln auf dem ehemaligen Lagergelände vorsah. Sowohl der Erste Stadtrat und das Kulturamt als auch die Frankfurter Flughafen Aktiengesellschaft (FAG, heute: Fraport) unterstützten das Maßnahmenpaket von Beginn an. Die Flughafenbetreiberfirma hatte bereits zuvor erklärt, sich der eigenen NS-Geschichte zu stellen und einen Forschungsauftrag an die Technische Hochschule Darmstadt vergeben.

Schon im November 1996 konnte die Museumsleiterin im Rahmen des städtischen Kulturprogramms Begegnungen mit Ungarn im Rathaus Walldorf eine kleine Ausstellung zur Geschichte des Lagers präsentieren, die unter anderem den Tonbandmitschnitt eines Interviews mit der Überlebenden Margit Horváth beinhaltete. Noch im selben Jahr wurde eine Broschüre zur Geschichte des KZ Walldorf herausgegeben.1351 Weitere Forschungsergebnisse folgten in den nächsten Jahren, insbesondere durch Interviews mit Überlebenden, die in verschiedenen Ländern ausfindig gemacht werden konnten.

Die Realisierung des geplanten Geschichtslehrpfads erfolgte in Kooperation mit der Bertha-von-Suttner-Schule (Integrierte Gesamtschule), die bereits vorab die Patenschaft für den Geschichtspfad übernahm:


Die jeweils zwölften Klassen tragen für ein Jahr die Verantwortung für Erhalt und Pflege der Gedenkstätte. Seit 1996 beschäftigten sich Schüler intensiv mit der Geschichte des KZ-Außenlagers. Sie schnitten Brombeerhecken im Wald, damit eine gründliche Vermessung des Geländes gemacht werden konnte. Sie fanden Fundamentreste der Hütten. Sie fuhren nach Ungarn und sprachen dort mit einer Überlebenden des Lagers. Sie schrieben Briefe an die Baufirma Züblin, forderten eine Entschuldigung des Baukonzerns bei den ehemaligen jüdischen Zwangsarbeiterinnen und thematisierten die Frage der Entschädigung.1352



An die Firma Züblin AG, für die die 1700 Frauen des KZ-Außenlagers hatten Zwangsarbeit leisten müssen, wandten sich die Jugendlichen der Bertha-von-Suttner-Schule erstmals im September 1997 im Anschluss an eine Studienfahrt nach Ungarn, wo sie die Überlebende Ibolja Jakab getroffen hatten. Bewegt von den Schilderungen der 76-Jährigen, die in ärmlichen Verhältnissen lebte, schrieben die Schüler an den Konzern: „Da wir wissen, daß die jüdischen Frauen damals für die Baufirma Ed. Züblin & Cie arbeiteten und bis heute keine Entschädigung erhalten haben, möchten wir Sie bitten, über eine Möglichkeit der Entschädigung nachzudenken.“1353 Ferner wurde die Firma zu einem Dokumentationsabend eingeladen, bei dem die Jugendlichen mit Film- und Fotoaufnahmen von ihrer Studienfahrt berichten und die weiteren Planungen erläutern wollten. Züblin reagierte nicht auf den Brief der Jugendlichen. Auf ein neuerliches Schreiben im Januar 1998 antwortete das Unternehmen, dass „dazu keine Stellungnahme abgegeben wird.“1354 Auch schriftliche Anfragen des Stadtparlaments und Interviewanfragen von Pressevertretern blieben ergebnislos, da die Firma Züblin eine Stellungnahme zur Geschichte des KZ Walldorf und der Rolle des Unternehmens strikt verweigerte.

Über die Region hinaus erhielt das Thema im Juli 1998 große Aufmerksamkeit, als die Züblin AG ihr hundertjähriges Firmenjubiläum mit einer großen Feier am Hauptsitz in Stuttgart zelebrierte und Aktivisten aus Walldorf dies zum Anlass nahmen, dort – in Begleitung von Rundfunk-, Presse- und Fernsehjournalisten – Flugblätter zu verteilten, um den Umgang des Konzerns mit seiner NS-Geschichte zu skandalisieren. Auf die breite Medienberichterstattung (unter anderem hatte das ZDF einen Beitrag über die Verweigerungshaltung der Züblin AG gesendet) reagierte das Unternehmen mit einer Pressemitteilung, in der es hieß, dass die Verantwortung für den Einsatz von Zwangsarbeiterinnen am Frankfurter Flughafen 1944 einzig bei der Organisation Todt und anderen NS-Organisationen gelegen habe, die Firma Züblin dagegen „keine Schuld für das Schicksal der Zwangsarbeiterinnen“1355 treffe, weshalb der Vorstandsvorsitzende auch „keinen Grund“ sah, „Schadensersatz an die Überlebenden zu leisten“. Diese Stellungnahme löste heftige Reaktionen aus, worüber Ende November sogar die US-amerikanische Zeitschrift The Forward berichtete.1356 Sowohl die Stadt Mörfelden-Walldorf, die Bertha-von-Suttner-Schule und Museumsleiterin Rühlig als auch die lokale und regionale Öffentlichkeit kritisierten die Haltung des Konzerns und forderten diesen auf, sich endlich zu seiner Geschichte zu bekennen. Der Schülerrat der Gesamtschule zeigte sich „als heranwachsende Mitglieder unserer Gesellschaft erschüttert“1357 über die „wirtschaftlich-taktischen Manöver“ der Züblin AG und forderte am 4. November 1998 in einem offenen Brief: „Nehmen Sie Kontakt mit den ehemaligen Zwangsarbeiterinnen auf, um zu zeigen, daß Sie Verantwortung übernehmen. Überdies fordern wir Entschädigungszahlungen“.1358 Der öffentliche Appell wurde binnen weniger Wochen von 1400 Bürgern, darunter Kommunal-, Landes- und Bundespolitiker, unterschrieben. Auch die Stadtverordnetenversammlung, das Heimatmuseum, Gewerkschaften und andere Organisationen unterstützten die Forderungen. Die Züblin AG behielt ihre Verweigerungshaltung dennoch bei und zeigte sich zu keiner Zeit gesprächsbereit.1359

Parallel zu den vergeblichen Versuchen, auf den Züblin-Konzern hinsichtlich einer Verantwortungsübernahme für das KZ Walldorf einzuwirken, erarbeitete Cornelia Rühlig zusammen mit Schülern sowie Freiwilligen aus der Bevölkerung den „Historischen Lehrpfad“ zum KZ-Außenlager, der mit Unterstützung der Städte Mörfelden-Walldorf und Frankfurt am Main, der Flughafen AG, dem Land Hessen und anderer Förderer im November 2000 eingeweiht werden konnte. Rund um das Waldgelände, auf dem sich das Konzentrationslager einst befand, informieren 16 Tafeln über die Geschichte des Lagers. Begleitend wurde eine Broschüre mit den Texten und Bildern der Tafeln herausgegeben.1360 An der Einweihung des Lehrpfads nahmen 18 Frauen aus Ungarn, Israel, Schweden, den USA und Deutschland teil, die im KZ Walldorf inhaftiert gewesen waren.1361

Einige dieser Überlebenden kommen auch in dem Film Die Rollbahn von Malte Rauch, Bernhard Türcke und Eva Voosen zu Wort, der 2003 fertiggestellt wurde. Der Film dokumentiert die Geschichte des KZ-Außenlagers ebenso wie dessen Nachgeschichte. Er zeigt Begegnungen mit den ehemaligen Häftlingen und erzählt in Interviews deren Geschichte; er dokumentiert aber auch die Nachforschungen von Cornelia Rühlig und das Engagement der Gesamtschüler sowie die Rückkehr der 18 Frauen an den Ort ihres Leidens im Herbst 2000. Die englische Fassung des Films wurde 2004, organisiert vom ungarischen Ministerium für Kulturerbe, im Nationalen Kinopalast in Budapest uraufgeführt.

Margit Horváth, deren Erinnerungsbericht 1996 sozusagen den Grundstein für die Walldorfer Initiative zur Aufarbeitung des KZ-Außenlagers gelegt hatte, erlebte die Filmpremiere nicht mehr; sie starb 2003. Ihr Sohn Gábor Goldmann spendete dem Museum der Stadt Mörfelden-Walldorf in Anerkennung der jahrelangen Erinnerungsarbeit das „Entschädigungsgeld“ seiner Mutter, welches als Grundkapital in eine neue Stiftung einging, die „heutige junge Menschen unterstützen will in ihrem gesellschaftlichen Engagement für ein Leben in Menschenwürde, in gegenseitiger Toleranz und interkultureller Kommunikation.“1362 Die Margit-Horváth-Stiftung wurde im Juli 2004 gegründet. Am Festakt im Walldorfer Rathaus nahmen erneut mehrere Überlebende des KZ Walldorf teil. Zu den Rednern der Veranstaltungen zählten unter anderen der Historiker Arno Lustiger sowie Magda Kertész in Vertretung ihres erkrankten Ehemanns, Literaturnobelpreisträger Imre Kertész.1363

Die Stiftung hat seitdem zahlreiche Projekte zur weiteren Erforschung und zur Erinnerung an das KZ Walldorf umgesetzt. So fand im Sommer 2005 erstmals ein dreiwöchiges International Work and Study Camp mit zwanzig Jugendlichen und jungen Erwachsenen aus Europa, Israel und den USA statt, darunter zwei ungarische Schülerinnen, deren Großmutter in Walldorf inhaftiert gewesen war. Im Rahmen des Camps führten die Teilnehmer Ausgrabungsarbeiten auf dem Gelände des ehemaligen Konzentrationslagers durch und konnten Barackenfundamente freilegen.1364 Weitere Work and Study Camps ebenso wie Studienfahrten, Veranstaltungen, Publikationen und Gedenkfeiern folgten. Im September 2016 wurde, finanziert durch die Margit-Horváth-Stiftung, die Städte Frankfurt und Mörfelden-Walldorf, die Flughafengesellschaft Fraport sowie weitere Firmen und Institutionen, auf den freigelegten Kellerräumen der Küchenbaracke das Hórvath-Zentrum als Gedenk- und historischer Lernort eingeweiht. Es ist damit die jüngste Gedenkstätte am Ort eines Außenlagers des KZ Natzweiler.1365
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Die jüngste Gedenk- und Dokumentationsstätte zu einem Außenlager des KZ Natzweiler: das 2016 eröffnete Margit-Horváth-Zentrum in Mörfelden-Walldorf, aufgenommen im Jahr 2017.
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52      Ebd., S. 27 [alle Übersetzungen: M. B.].

53      „Zum Gedenken an 1755 Opfer der Nazi-Barbarei, die an diesem Ort ruhen“ [Übersetzung M. B].

54      „Sie haben sich der Gefahr ausgesetzt, damit ihr Heiligtum und ihr Gesetz bleiben“ (1. Makkabäer, 14, 29).

55      Auch im Folgenden zit. aus L’inauguration, S. 28.

56      Ebd., S. 29.

57      Schwarzwälder Post, 29.10.1946: Das war das KZ in Schömberg.

58      Schwäbisches Tagblatt (ST), 15.11.1946: Der Opfergang Bisingens im Kriege [Hervorhebung M. B].

59      Vgl. Ankündigung der Kirchengemeinde, KrA BL, Sa UW 2, Nr. 165.

60      ST, 15.11.1946: Der Opfergang Bisingens im Kriege.

61      Vgl. ST, 19.11.1946: Das Vernichtungslager Bisingen. Der Artikel erschien am selben Tag auch in der Schwarzwälder Post.

62      Ebd.

63      Le Figaro, 30.11.1946, deutsche Übersetzung aus: Heimatverein Bisingen-Steinhofen (Hrsg.): Heimatbuch der Gemeinde Bisingen-Steinhofen, Hechingen 1953, S. 131.

64      Aktennotiz Oberst Brochu (Kreisdelegierter Hechingen der französischen Militärverwaltung), am 05.12.1946 gesendet an die Délegation Supérieur pour le Gouvernement Militaire du Wurttemberg, KrA BL, Sa UW 2, Nr. 182.

65      Vgl. Befragungsprotokolle und Berichte der Direction des Personnes Déplacées, Service des Recherches, KrA BL, Sa UW 2, Nr. 183.

66      Vgl. zur „Weihnachtssammlung“ u. a. den Bericht des Bisinger Pfarrers Krall, ebd.: „Als das Weihnachtsfest des Jahres 1944 herannahte, schien das S.S. Kommando des K.Z.Lagers Bisingen diesen zu einem so furchtbaren Los Verurteilten wenigstens etwas Menschlichkeit zeigen zu wollen. Einzelne Gefangene wurden, vom Wachposten begleitet, durch das Dorf geschickt, um von Haus zu Haus Gaben für eine Weihnachtsfeier zu erbitten. Fast alle Einwohner Bisingens sahen hierin eine gute Gelegenheit, diesen armen, notleidenden Mitmenschen ohne schlimme Folgen fürchten zu müssen Gutes zu tun und eine Weihnachtsfreude machen zu können. So hatte diese Sammlung tatsächlich ein sehr erfreuliches Ergebnis und zeigte, wie viel und wie gern man in Bisingen gegeben hätte, wenn dies nicht fortwährend durch rohe Gewalt unmöglich gemacht worden wäre. Tatsache ist, daß die Leute hier mit den erbarmungswürdigen Gefangenen immer großes Mitleid hatten.“ Glauning weist darauf hin, dass sich in den Erinnerungsberichten überlebender Häftlinge keine Hinweise auf eine Weihnachtssammlung finden. Vgl. Glauning: Entgrenzung, S. 344.

67      Zu diesem Schluss kommt auch Glauning: Entgrenzung, S. 344–346.

68      Vgl. u. a. die Aussagen des Steinhofener Pfarrers Oswald und des betreffenden Landwirts Josef F., KrA BL, Sa UW 2, Nr. 183.

69      Vgl. Bericht der Militärregierung vom 27.02.1947: Charnier de Bisingen, KrA BL, Sa UW, Nr. 7. In diesem Bericht wird außerdem von einem „großen Interesse“ der einheimischen Bevölkerung an den Exhumierungsarbeiten gesprochen und die Zusammenarbeit zwischen der Militärverwaltung und Bürgermeister Wilhelm Lacher betont. Lacher war 1945 von den Franzosen als Bürgermeister eingesetzt worden und wies diese auf die Massengräber in Bisingen hin.

70      Vgl. Aussage der damaligen Sekretärin Maiers, KrA BL, Sa UW, Nr. 7.

71      Vgl. Schreiben Landratsamt Hechingen an Bürgermeisteramt Bisingen, 25.04.1947, Archiv der KZ-Gedenkstätte Bisingen (AGB), Ordner KZ-Friedhof.

72      Vgl. interner Bericht der Militärverwaltung vom 29.01.1947, KrA BL, Sa UW 2, Nr. 182.

73      Vgl. ebd.; Vgl. Schreiben Landratsamt Hechingen an Bürgermeisteramt Bisingen, 25.04.1947, AGB, Ordner KZ-Friedhof: „Das Niederlegen der Blumen ist in geordneter Weise vorzunehmen. […] Zur Herstellung der Blumensträuße haben die Kinder am Montag, den 28.4. schulfrei. Jedes Kind hat zwei Sträuße zu fertigen. Es sollen also Feldblumen verwendet werden. Die Sträuße sollten aber nicht zu klein sein.“

74      Vgl. interner Bericht der Militärverwaltung vom 29.01.1947, KrA BL, Sa UW 2, Nr. 182.

75      Schreiben Hermann Noell an die französische Militärregierung, 06.06.1946, KrA BL, Sa UW 2, Nr. 182.

76      Vgl. Schreiben Noell an die französische Militärregierung, 19.07.1946, KrA BL, Sa UW 2, Nr. 182.

77      Ebd.

78      Vgl. undatiertes Schreiben Noell an französische Militärregierung Hechingen, KrA BL, Sa UW 2, Nr. 182.

79      Vgl. Interner Bericht der Militärverwaltung vom 29.01.1947, KrA BL, Sa UW 2, Nr. 182.

80      Schreiben Noell an französische Militärregierung Hechingen, 26.10.1946, KrA BL, Sa UW 2, Nr. 182.

81      Schreiben Noell an Bürgermeisteramt Bisingen, 03.11.1946, KrA BL, Sa UW 2, Nr. 165.

82      Vgl. Glauning: Entgrenzung, S. 185 f.

83      Vgl. Runderlass der Französischen Militärregierung vom Oktober 1947 sowie diverse Korrespondenzen, KrA RW, Az. 8450, Nr. 19; KrA BL, Sa UW Ehrenfriedhof Schömberg-Schörzingen + Bisingen.

84      Schreiben Gemeinde Bisingen an Landratsamt Hechingen, 08.05.1947, KrA BL, Sa UW Ehrenfriedhof Schömberg-Schörzingen + Bisingen.

85      Vgl. Schreiben Regierungs- und Baurat Genzmer an Landrat Speidel (Hechingen), 29.08.1947, StA SIG, Ho 13, T2, Nr. 540.

86      Zit. aus Schreiben Bezirksbauamt Rottweil an Landesdirektion der Finanzen, 09.07.1947, KrA RW, Az. 8451, Nr. 1.

87      Schreiben Innenminister Renner an Landratsamt Hechingen, 22.08.1947, KrA RW, Az. 8451, Nr. 1.

88      Vgl. Schreiben Bezirksbauamt Rottweil an Landesdirektion der Finanzen, 09.07.1947, KrA RW, Az. 8451, Nr. 1.

89      Vgl. http://www.erinnerungsweg-haslach.de/massengrab/ (zuletzt abgerufen: 25.12.2018).

90      Im Folgenden: Schreiben Lieutenant Siegwald (Officier de Recherches de la Subdivision d’Offenburg der Section des Personnes Déplacées pour le Pays de Bade) an den Obersten Delegierten der Militärregierung Baden, Pierre Pêne, 21.09.1946, 1.1.29.0/82125525-82125530/ ITS Digital Archive, Arolsen Archives.

91      Zu Deutsch: Unbekannter Alliierter – Gestorben für die Freiheit.

92      Die UNRRA, Nothilfe- und Wiederaufbauverwaltung der Vereinten Nationen, bestand von November 1943 bis Ende 1946 und war für die Betreuung und Repatriierung nichtdeutscher Displaced Persons (Flüchtlinge, Verschleppte und Vertriebene des Zweiten Weltkriegs) zuständig.

93      Vgl. Schreiben Service des Recherches Baden, Subdivision Offenburg (Leutnante Frontier und Flicourt) an Commandant Müller (Chef der Section des Personnes Déplacées pour le Pays de Bade) vom 12.12.1945, 1.1.0.7/87765471/ ITS Digital Archive, Arolsen Archives.

94      Vgl. Schreiben Commissaire pour la Land Bade an den Hochkommissar der Französischen Republik in Deutschland André François-Poncet vom 03.07.1950, 1.1.0.7/87765480-87765481/ ITS Digital Archive, Arolsen Archives.

95      Ratsprotokoll Gemeinde Tailfingen vom 23.10.1945, Gemeindearchiv Gäufelden, GR-Protokolle, T-A-I 13.

96      Vgl. im Folgenden: Bericht von Capitaine Essart (Chef des 5. Büros der 3. Algerischen Infanteriedivision der 1. Französischen Armee) vom 03.06.1945, 1.1.29.0/82125712-82125713/ ITS Digital Archive, Arolsen Archives. Der Bericht enthält kurze Erklärungen mehrerer Armeeangehöriger sowie des Tailfinger Bürgermeisters Kienzle.

97      Wein: Hailfingen/Tailfingen, S. 149.

98      Warum hier die Zahl von 72 Opfern angegeben wurde, ist unklar. Dorothee Wein weist darauf hin, dass in unterschiedlichen Akten der französischen Behörden zwischen 75 und achtzig exhumierte Leichen angegeben werden (Wein: Hailfingen/Tailfingen, S. 154). Auch die Gesamtzahl der Todesopfer kann nur geschätzt werden. So waren mindestens 99 Opfer von der SS zur Einäscherung nach Reutlingen gebracht worden, mindestens 15 auf den Ebershaldenfriedhof nach Esslingen. Vgl. Volker Mall/Harald Roth: Alte und neue Spuren von Auschwitz ins Gäu, Schriftenreihe des Vereins KZ Gedenkstätte Hailfingen-Tailfingen e. V., Heft 5, Gäufelden 2016, S. 53–61.

99      Wein: Hailfingen/Tailfingen, S. 155.

100    Zit. aus Volker Mall: Selektive Erinnerung – eine Chronik, in: Ders./Harald Roth: Alte und neue Spuren von Auschwitz ins Gäu, Gäufelden 2016, S. 31–51, hier S. 33.

101    Im Zusammenhang mit dem KZ Hailfingen wurden ausschließlich gegen einen Meister der Organisation Todt sowie gegen den Lagerältesten und dessen Stellvertreter Verfahren eingeleitet, die mit Haftstrafen für alle drei Angeklagten endeten. Vgl. Jens Rüggenberg: Das KZ-Außenlager Hailfingen/Tailfingen und die Justiz, in: Mall/Roth: Alte und neue Spuren, S. 27–31.

102    Schreiben des Bürgermeisters von Tailfingen an Rechtsanwalt Zimmerle, 14.04.1949, zit. aus Mall: Selektive Erinnerung (2016), S. 34.

103    Scheck: Zwangsarbeit und Massensterben, S. 249.

104    Vgl. im Folgenden: Schreiben Sargeant H. E. Lauffer (US-Militärregierung, Tec 3, Civil Administration) an Landrat Jäger, 1.1.0.7/87765511-87765512/ ITS Digital Archive, Arolsen Archives.

105    Nicht alle Opfer des KZ Unterriexingen waren vor Ort beerdigt worden; in den ersten Monaten des Lagerbestehens wurden die Toten nach Vaihingen gebracht und in den dortigen Massengräbern verscharrt.

106    Die Ende 1946 gegründete International Refugee Organization (IRO) übernahm ab Juli 1947 die Aufgaben der aufgelösten UNRRA; bis 1948 zunächst als Vorbereitende Kommission (Preparatory Commission IRO, PCIRO). 1952 wurde sie durch das Büro des United Nations High Commissioner for Refugees (UNHCR) abgelöst. Aus der IRO ist außerdem 1947/48 der Internationale Suchdienst (International Tracing Service, ITS) hervorgegangen.

107    Schreiben Albert Monossohn (UNRRA) an Documents Officer N. J. M. t‘Kint de Roodenbeke vom 06.06.1946, 1.1.0.7/87765513/ ITS Digital Archive, Arolsen Archives.

108    Vgl. hier und im Folgenden: Abschrift eines Berichts von Ferdinand Reiter vom 02.04.1947, 2.2.0.1/82414088-82414089/ ITS Digital Archive, Arolsen Archives. Auszüge aus dem Bericht sind außerdem abgedruckt in: Hans-Burkhard Hess: Unterriexingen – Ein historisches Kaleidoskop, hrsg. von der Stadt Markgröningen, Markgröningen 1993, S. 208–213.

109    Laut Reiter weigerte sich der SS-Mann anfangs, die Toten abdecken zu lassen, da die Füchse die Leichen schon fressen würden. Vgl. Bericht Reiter vom 02.04.1947, 2.2.0.1/82414088-82414089/ ITS Digital Archive, Arolsen Archives.

110    Vgl. Schreiben Felix Slawatycki (IRO) an seinen Vorgesetzten vom 28.10.1947, 2.2.0.1/82414090/ ITS Digital Archive, Arolsen Archives.

111    Vgl. Schreiben Slawatycki an Ms. Przyluska (Tracing/Child Search Division Ludwigsburg), 10.12.1947, 2.2.0.1/82414091/ ITS Digital Archive, Arolsen Archives.

112    Vgl. Schreiben Landratsamt Ludwigsburg an Innenministerium Württemberg-Baden, 24.08.1949, 2.2.0.1/82414040/ ITS Digital Archive, Arolsen Archives.

113    In den Quellen aus dieser Zeit werden zwei Leichengruben genannt. Bodenuntersuchungen der Universität Hohenheim konnten im Jahr 2006 jedoch feststellen, dass sich dort noch eine dritte Grube befunden hatte. Vgl. Silberzahn-Jandt: Das öffentliche Erinnern, S. 189.

114    Die Inschrift im Wortlaut: Hier ruhen in Gottes Erde in Kriegsgefangenschaft am Flughafen verstorbene Israeliten. Vgl. Silberzahn-Jandt: Das öffentliche Erinnern, S. 189.

115    Vgl. Schreiben Innenministerium Württemberg-Baden (Regierungsoberamtmann Wagner) an UNRRA-Dokumenten- und Suchdienst vom 27.01.1947, 1.1.0.7/1107016/ ITS Digital Archive, Arolsen Archives.

116    Gemeinderatssitzung vom 11.09.1946. Vgl. Silberzahn-Jandt: Das öffentliche Erinnern, S. 190.

117    Vgl. ebd.

118    Vgl. Stäbler/Mather: Schwierigkeiten des Erinnerns, S. 6.

119    Sitzung vom 31.08.1945, zit. nach ebd.

120    Dies geht aus einem internen Briefwechsel des französischen Such- und Repatriierungsdiensts in der amerikanischen Zone (Service de Recherches et Repatriement en Zone Américaine, SRRZA) vom November/Dezember 1946 hervor, 1.1.29.0/82127410/ ITS Digital Archive, Arolsen Archives.

121    Vgl. Stäbler/Mather: Schwierigkeiten des Erinnerns, S. 6.

122    Ebd.

123    Vgl. ebd., S. 7.

124    Vgl. Skizze, in: Stäbler/Mather: Schwierigkeiten des Erinnerns, Titelseite.

125    Schreiben Monossohn an SRRZA-Chef Warisse, November/Dezember 1946 [undatiert], 1.1.29.0/82127410/ ITS Digital Archive, Arolsen Archives.

126    Das EUCOM mit Sitz in Heidelberg ersetzte 1947 die US Forces, European Theater (USFET) als Hauptquartier der US-Streitkräfte in Europa; 1952 wurde ein streitkräfteübergreifendes Hauptquartier (USEUCOM) in Frankfurt am Main gegründet, das seinen Sitz später nach Saint-Germain-en-Laye bei Paris verlagerte. Seit 1967 befindet sich das Hauptquartier in Stuttgart-Vaihingen.

127    Vgl. Aktennotiz des Chefs der Section Française et des Recherches in der Direction des Personnes Déplacées P. Sierens vom 08.07.1947, 1.1.29.0/82127375/ ITS Digital Archive, Arolsen Archives.

128    Vgl. im Folgenden: Schreiben R. Schultz-Leclerc (Direction des Personnes Déplacées) an den Direktor der Behörde vom 17.10.1947, 1.1.29.0/82127430/ ITS Digital Archive, Arolsen Archives.

129    Amt der US-amerikanischen Militärregierung für Deutschland.

130    Das KZ Vaihingen war Gegenstand der 4. Reihe der Rastatter Prozesse zu den Lagern in Württemberg vom 06.10. bis 21.11.1947, der Prozess zum KZ Leonberg fand am 19.04.1948, die Prozesse zu den Neckarlagern erst vom 17.01. bis 25.03.1949 statt. Vgl. Yveline Pendaries: Les procès de Rastatt (1946–1954): Le jugement des crimes de guerre en zone française d’occupation en Allemagne, Frankfurt am Main 1995, S. 202–209, S. 212–214, S. 220–232.

131    Die Gräber in Binau wurden erst 1952, in Leonberg 1953 und in Vaihingen 1954 geöffnet und Exhumierungen durchgeführt – wie noch zu sehen sein wird.

132    Vgl. NAW, RG 319, Proj. 765074, Box 671, File No. XXI-5, S. 3. Für die Zurverfügungstellung von Dokumenten aus den National Archives Washington danke ich Detlef Ernst.

133    Vgl. NAW, RG 319, Proj. 765074, Box 672 „Turbine Engine Activity at Ernst Heinkel Aktiengesellschaft“, CIOS File No. XXIII-14, S. 69. Zu den Aktivitäten von CIOS und der US-Navy in Kochendorf vgl. Riexinger/Ernst: Vernichtung durch Arbeit, S. 247–255.

134    Vgl. Riexinger/Ernst: Vernichtung durch Arbeit, S. 244.

135    Vgl. ebd., S. 245.

136    Hier und im Folgenden zit. aus Riexinger/Ernst: Vernichtung durch Arbeit, S. 245.

137    Zit. aus ebd., S. 323, Anm. 599.

138    Vgl. ebd., S. 246.

139    Zit. aus ebd., S. 247.

140    Am 21.11.1947 wurden zwei Angeklagte zum Tode verurteilt, elf erhielten Gefängnisstrafen, sechs Angeklagte wurden freigesprochen. Der ehemalige Lagerkommandant Eugen Büttner wurde 1954 vom französischen Militärgericht in Metz in Abwesenheit zum Tode verurteilt; das Urteil konnte jedoch nicht vollstreckt werden. Ermittlungen der Zentralen Stelle gegen Büttner in den Jahren 1962–1970 wurden ergebnislos eingestellt. Vgl. Riexinger/Ernst: Vernichtung durch Arbeit, S. 258–260.

141    Vgl. u.a die Angaben des ehemaligen Häftlings Willi Stegemann vom 29.08.1947, CAD/AOF, Aj Kochendorf, 4085/58 p. 25 d. 93/47.

142    Vgl. Akte Streib, ebd.

143    Mindestens zwei Landwirte, ein Uhrmacher, ein Bäcker sowie ein weiterer Kochendorfer Bürger stellten Maurer positive Zeugnisse aus, in denen der SS-Mann u. a. als „anständiger Mensch“ bezeichnet wurde, der sich gegenüber den Häftlingen stets gut verhalten habe. Das Todesurteil gegen Maurer ebenso wie gegen den SS-Rottenführer Joseph Kaiser wurde dennoch in der Revision bestätigt; beide wurden am 14.02.1948 hingerichtet. CAD/AOF, Aj Kochendorf, 4085/58 p. 24 d. 93/47.

144    Ratsprotokoll vom 26.11.1945, § 9b, StadtA BF.

145    Ratsprotokoll vom 02.09.1946, § 10.3, StadtA BF.

146    Vgl. Ratsprotokoll vom 29.10.1946, § 11, StadtA BF. Vgl. auch Riexinger/Ernst: Vernichtung durch Arbeit, S. 230.

147    Vgl. Bericht von Capitaine Joseph Tresnel vom 02.10.1947, hier entnommen aus einem unveröffentlichten Manuskript von Detlef Ernst: Material zur Gedenkrede 07.05.2005, Privatarchiv Detlef Ernst.

148    Ratsprotokoll vom 27.07.1948, § 80, StadtA BF. Die letztlich verwendete Schreibweise der Inschrift war: Hier ruhen die Toten des K.Z.-Lagers 1944/45.

149    Vgl. Kaiser/Knorn: Wir lebten und schliefen zwischen den Toten, S. 264–273.

150    Aktennotiz Garten- und Friedhofsamt, 11.06.1948, ISG FFM, Grünflächenamt, Nr. 21.

151    Ebd.

152    Ebd.

153    Schriftliche Erklärung Chaplain Edmund Chart gegenüber Bauverwaltung – Bestattungsamt, 15.06.1948, ISG FFM, Grünflächenamt, Nr. 21.

154    Aktennotiz Garten- und Friedhofsamt, 11.06.1948, ISG FFM, Grünflächenamt, Nr. 21.

155    Ebd.

156    Vgl. Mitteilung des Bestattungsamts, 26.06.1948, ISG FFM, Grünflächenamt, Nr. 21. 14 weitere Opfer des KZ „Katzbach“ wurden 1958 aus anderen Gräbern hierher umgebettet. Vgl. Gräberliste, ISG FFM, Grünflächenamt, Nr. 333.

157    „Ofiarom niemieckich Obozow Koncentracyjnych. 1948. Rodacy“. Skizze vgl. Antrag „Begräbnisstätte der Polen im Urnenreihenfeld“, 28.04.1948, ISG FFM, Grünflächenamt, Nr. 21.

158    Vgl. Puvogel/Stankowski: Gedenkstätten, S. 20.

159    Vgl. Risel: KZ in Heilbronn, S. 87.

160    Auch im Folgenden: Schreiben Emil Beutinger an Amerikanische Militärverwaltung Heilbronn, 09.04.1946, 1.1.29.0/82125598/ ITS Digital Archive, Arolsen Archives.

161    Schreiben OMGUS Heilbronn an Beutinger, 11.04.1946, 1.1.29.0/82125600/ ITS Digital Archive, Arolsen Archives; deutschsprachige Abschrift: 1.1.29.0/82125601/ ITS Digital Archive, Arolsen Archives.

162    „First, what and where is the KZ Natzweiler, and what is meant by saying that the Neckargartach camp was an ’outpost’ of the Natzweiler camp?“ Ebd.

163    Vgl. Schreiben Stadt Heilbronn (Walter Vielhauer) an Legost, 18.04.1946, 1.1.29.1/3136493-3136497/ ITS Digital Archive, Arolsen Archives.

164    Vielhauer (1909–1986) war von 1946 bis 1958 Mitglied des Heilbronner Gemeinderats; nach dem KPD-Verbot trat er der DKP bei. Zeit seines Lebens war er als Antifaschist und Kriegsgegner aktiv.

165    Vgl. Heilbronner Stimme, 11.05.1946.

166    Vgl. Heilbronner Stimme, 24.12.1946.

167    Wie es letztlich zur Bewilligung des Sowjetsterns durch die US-Militärbehörden gekommen war, lässt sich nicht mehr rekonstruieren.

168    Das Anliegen Noirets geht aus dem Antwortschreiben Galleys vom 28.03.1949 hervor. StadtA V/E, VZ, Nr. 4.

169    Auch zum Folgenden: ebd.

170    Hier und im Folgenden: Vertraulicher Aktenvermerk des „Haut-Commissariat de la République Francaise en Allemagne“ vom 23.12.1949, KrA BL, Sa UW, Nr. 23 (Ursprgl.: CAD/AOF, AP/PDR C 4695) [Übersetzungen: M. B.].

171    Zum SS-Sonderlager Hinzert vgl. Beate Welter/Uwe Bader: Hinzert. Das Konzentrationslager und seine Außenlager, hrsg. von Wolfgang Benz/Barbara Distel, München 2008.

172    Aus einer neueren, von der KZ-Gedenkstätte Neckarelz erstellten Liste der Todesopfer der „Neckarlager“ ergibt sich die Zahl von 183 in Binau bestatteten Häftlingen. Insgesamt starben in den „Neckarlagern“ mehr als 300 Häftlinge. Weitere Grabstätten befinden sich u. a. in Mosbach und Heidelberg-Kirchheim. Vgl. AGN, Liste der Todesopfer der Neckarlager.

173    Vgl. Schreiben Bürgermeisteramt an Landratsamt, 26.06.1946, AGN.

174    Vgl. Schreiben Bürgermeister an Kurtmax Hellemeyer, 20.12.1946, AGN.

175    Ein kurzer Augenzeugenbericht über die Exhumierungsarbeiten in Binau befindet sich in: Les anciens de Dachau. Bulletin de liaison mensuel, Nr. 76–78, 1953, S. 7.

176    Die Gesamtzahl der ursprünglich in Binau bestatteten und von der Gräbermission exhumierten KZ-Häftlinge lässt sich heute nicht mehr genau feststellen. Während in den erwähnten Listen von 1946 insgesamt 159 Opfer aufgeführt sind (davon siebzig Franzosen), konnte die Gräbermission bis 1953 die Namen von 172 in Binau bestatteten Opfern der Lager Neckarelz und Neckargerach in Erfahrung bringen. Jedoch ist auch diese Liste lückenhaft. Zudem deutet vieles darauf hin, dass mindestens sieben Opfer der Lager Neckarbischofsheim, Asbach und Bad Rappenau ebenfalls in Binau beigesetzt worden waren, aber in den Listen nicht angegeben sind. Da nach der Wiederbeisetzung der 127 nicht nach Straßburg umgebetteten Toten ein einzelner Grabstein für den französischen Häftling Jacques Brack aufgestellt wurde, ist davon auszugehen, dass alle anderen namentlich bekannten französischen Opfer nach Frankreich überführt wurden. Sofern die Zahl von siebzig französischen Toten stimmt, müssten also vor der Exhumierung 196 KZ-Häftlinge in Binau bestattet gewesen sein. Zieht man in Betracht, dass die 1952/53 gesetzten 127 Grabplatten eine lückenhafte Nummerierung bis 187 aufweisen, wobei sechzig Nummern ausgelassen sind (vgl. undatierter Plan, AGN), scheint diese Zahl realistisch. Es muss demnach von 187 bis etwa 200 Opfern der Neckarlager ausgegangen werden, die bis 1952 in Binau beigesetzt waren.

177    Zwei weitere Namen wurden später hinzugefügt. Zuletzt ließ die KZ-Gedenkstätte Neckarelz vor einigen Jahren auf Wunsch von Angehörigen den Namen des Häftlings Louis Claudon eingravieren, der in den letzten Tagen des KZ Neckargerach gestorben war, in den Sterbelisten aber – wie auch andere Opfer in der Auflösungsphase der Neckarlager – nicht registriert wurde.

178    Die Instandhaltung und Pflege des Friedhofs wird seit Ende der 1950er-Jahre von der Gemeinde Binau gewährleistet.

179    Im Folgenden zit. aus: Georges Fully: Voyage à Neckarelz et à Neckargerach, in: Les anciens de Dachau. Bulletin de liaison mensuel, Nr. 73–75, 1952, S. 3 f. [Übersetzungen: M. B.].

180    In den 1950er-Jahren wurden die Baracken des Lagers Neckarelz II schrittweise abgerissen und das Areal von einer Eisengießerei genutzt. Bis vor wenigen Jahren dienten zwei erhalten gebliebene, umgebaute Baracken als Bürogebäude. Vgl. Fischer: Neckarelz II, S. 144. An der Stelle erinnert heute nichts mehr an das Konzentrationslager.

181    In diesem Zusammenhang wird außerdem erwähnt, dass auf dem Friedhof in Binau nichts von den Gräbern zu sehen gewesen sei. Offenbar waren die im Juli exhumierten Opfer zu diesem Zeitpunkt noch nicht wieder beigesetzt.

182    Fully: Voyage à Neckarelz, S. 4 [Übersetzung: M. B.].

183    Das Schreiben ist abgedruckt in: Les anciens de Dachau. Bulletin de liaison mensuel, Nr. 76–78, 1953, S. 7.

184    Ebd.

185    Protokoll der Sitzung des Gemeinderats Neckargerach am 13.08.1953, StadtA EB.

186    Vgl. Schreiben Wettmann an Delegation Générale du Ministère des Anciens Combattants et Victimes de Guerre, 14.08.1953, StadtA EB, Akte HA Neckargerach A 703.

187    Protokoll der Sitzung des Gemeinderats Neckarelz am 15.09.1953, StadtA MOS.

188    Amicale des Anciens de Dachau: A la mémoire de nos camarades décédés dans les camps de la vallée du Neckar, in: Les anciens de Dachau. Bulletin de liaison mensuel Nr. 84–86, 1953, S. 3 [Übersetzung: M. B.].

189    Protokoll der Sitzung des Gemeinderats Neckarelz am 29.09.1953, StadtA MOS.

190    Vgl. ebd.

191    Vgl. Schreiben der Gemeindeverwaltung an Ministère des Anciens Combattants et Victimes de Guerre, 25.08.1953, StadtA EB, Akte HA Neckargerach A 703.

192    Der Gemeinde war acht Tage vor der Gedenkfeier vom Landratsamt Mosbach mitgeteilt worden, dass die französische Delegation den Gedenkstein ungeachtet der Eigentumsverhältnisse auf dem Privatgrundstück errichten werde. Schreiben Landratsamt Mosbach an Gemeinde Neckargerach, 16.09.1953, StadtA EB, Akte HA Neckargerach A 703.

193    Vgl. Schreiben der Gemeinde an Ministère des Anciens Combattants et Victimes de Guerre, 27.11.1953. StadtA EB, Akte HA Neckargerach A 703.

194    Vgl. Schreiben des Grundbuchamts Neckargerach an Ministère des Anciens Combattants et Victimes de Guerre, 22.12.1953, StadtA EB, Akte HA Neckargerach A 703.

195    Vgl. Schreiben der Gemeinde an Landratsamt Mosbach, 16.06.1956, StadtA EB, Akte HA Neckargerach A 703.

196    Vgl. Schreiben der französischen Botschaft an Gemeinde Neckargerach, 18.12.1956, StadtA EB, Akte HA Neckargerach A 703; Gemeinderatsbeschluss vom 10.01.1957, ebd.

197    Vgl. Schreiben der Gemeinde an Ambassade, 14.01.1957, StadtA EB, Akte HA Neckargerach A 703; Antwortschreiben vom 17.01.1957, ebd.; Rechnung des Innenministeriums vom 31.03.1957, ebd.

198    Vgl. Riexinger/Ernst: Vernichtung durch Arbeit, S. 230.

199    Vgl. ebd., S. 231.

200    Vgl. Stäbler/Mather: Schwierigkeiten des Erinnerns, S. 11.

201    Vgl. ebd., S. 7–9.

202    Schreiben Hermann Licht an Bürgermeister Schmincke, 15.06.1949, zit. nach ebd., S. 7.

203    Antwortschreiben Schmincke an Licht, 24.06.1949, zit. nach ebd. [Hervorhebung M. B.].

204    Zit. nach ebd., S. 8.

205    Vgl. ebd., S. 9–11.

206    Abkommen über die Regelung gewisser Probleme, die sich aus der Deportation aus Frankreich ergeben, in: Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung Nr. 204, 28.10.1954, S. 1817–1819.

207    Offiziell: „Vertrag zur Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen (in der gemäß Liste IV zu dem am 23. Oktober 1954 in Paris unterzeichneten Protokoll über die Beendigung des Besatzungsregimes in der Bundesrepublik Deutschland geänderten Fassung)“.

208    Abkommen über die Regelung gewisser Probleme, S. 1817.

209    Hier und im Folgenden: ebd., S. 1818.

210    Der Anhang befindet sich nicht im genannten Bulletin; hier zit. aus einem Auszug des Abkommens in: StadtA V/E, VZ, Nr. 4.

211    Abkommen über die Regelung gewisser Probleme, Anhang, StadtA V/E, VZ, Nr. 4.

212    Vgl. Stäbler/Mather: Schwierigkeiten des Erinnerns, S. 11 f.

213    Vgl. Schreiben Bürgermeisteramt Leonberg an Volksbund Nord-Württemberg, 11.01.1957, VolksbundArchiv, B.3.1, Bauakte KZ-Friedhof Leonberg.

214    Vgl. Schreiben Volksbund Oberrhein an Bürgermeisteramt Leonberg, 19.01.1957, VolksbundArchiv, B.3.1, Bauakte KZ-Friedhof Leonberg. Die Korrespondenz zwischen dem Volksbund und der Stadt Leonberg bricht nach diesem Schreiben ab und wurde offenbar erst 1960 fortgesetzt.

215    Abkommen über die Regelung gewisser Probleme, Anhang, StadtA V/E, VZ, Nr. 4.

216    Vgl. Schreiben des Innenministeriums Baden-Württemberg an Regierungspräsidium Nordwürttemberg, 08.09.1956, Archiv Miklos-Klein-Stiftung (im Folgenden: AMKS). In der darin enthaltenen Auflistung waren 167 Opfer in mehreren Ortschaften der Landkreise Aalen, Schwäbisch Gmünd, Schwäbisch Hall und Nördlingen aufgeführt.

217    Nichtöffentliche Sitzung des Gemeinderats Bad Friedrichshall, 18.09.1956, AMKS.

218    Vgl. Riexinger/Ernst: Vernichtung durch Arbeit, S. 232.

219    Vgl. ebd.

220    Vgl. ebd.

221    Ebd., S. 239.

222    Vgl. ebd.

223    Hier und im Folgenden: ebd.

224    Aktenvermerk Landratsamt Vaihingen an der Enz, 16.09.1949, StadtA V/E, VZ, Nr. 4.

225    Schreiben Landratsamt an Bürgermeisteramt Ensingen, 17.10.1949, StadtA V/E, VZ, Nr. 4.

226    Vgl. Schreiben Regierungspräsidium an Landratsamt Vaihingen an der Enz, 20.04.1959 und Schreiben Bürgermeisteramt Ensingen an Landratsamt, 11.03.1960, StadtA V/E, VZ, Nr. 4. Die Korrespondenzen zur Eigentumsfrage zwischen 1950 und 1960 finden sich mehrheitlich in dieser Akte.

227    Vgl. diverse Korrespondenzen zwischen Gemeinde, Landratsamt, Regierungspräsidium und Innenministerium, StadtA V/E, VZ, Nr. 4.

228    Vgl. Schreiben Bürgermeisteramt Ensingen an Landratsamt Vaihingen an der Enz, 04.04.1950, StadtA V/E, VZ, Nr. 4.

229    Vgl. Schreiben Regierungspräsidium Nordwürttemberg an Landratsamt Vaihingen an der Enz, 17.06.1953, StadtA V/E, VZ, Nr. 4.

230    Zit. nach Scheck: Zwangsarbeit und Massensterben, S. 201.

231    Zu den Exhumierungsarbeiten vgl. ebd. sowie Der Enz-Bote, 25.09.1954.

232    Vgl. Scheck: Zwangsarbeit und Massensterben, S. 204.

233    Vgl. Aktennotiz Landrat Vaihingen, 06.07.1954, StadtA V/E, VZ, Nr. 4. Die Gesprächsnotiz zu einer Unterredung mit Christian Thébaut, Vertreter der französischen Generaldelegation in Bad Ems, ist bezeichnenderweise betitelt mit „betr.: Ausländerfriedhof“.

234    Vgl. Aktennotiz Landratsamt, 11.08.1945, StadtA V/E, VZ, Nr. 4.

235    Aktenvermerk Regierungsrat Rauscher, 08.12.1954, StadtA V/E, VZ, Nr. 4. Durch die Planierungsarbeiten wurden vereinzelte den Friedhof umgebende Feldwege in Mitleidenschaft gezogen, weshalb die Grundstückseigentümer sowie die Gemeinde Ensingen erfolglos gegenüber den französischen Behörden Schadensersatzansprüche gelten machten. Vgl. Schreiben Landratsamt an Interministeriellen Ausschuss, 25.04.1955, StadtA V/E, VZ, Nr. 4.

236    Vgl. Aktenvermerk Regierungsrat Rauscher, 08.12.1954, StadtA V/E, VZ, Nr. 4.

237    Schreiben Innenministerium Baden-Württemberg (Fetzer) an Ministère des Anciens Combattants et Victimes de Guerre, 28.12.1954, StadtA V/E, VZ, Nr. 4.

238    Vgl. zum Folgenden: Aktenvermerk Oberregierungsrat Neuffer (Innenministerium Baden-Württemberg), 01.04.1955, StadtA V/E, VZ, Nr. 4.

239    Vgl. Korrespondenzen, StadtA V/E, VZ, Nr. 4.

240    Scheck weist auf einen heute nicht mehr zu klärenden Widerspruch hin: Nachdem 223 Tote in ihre Heimatländer überführt worden waren, müssten 1265 der 1488 exhumierten Opfer in Vaihingen wieder beigesetzt worden sein. Die Unterlagen des Friedhofsamts verzeichnen hingegen 1282 Opfer; in den Presseberichten ist meist von 1267 Toten die Rede. Vgl. Scheck: Zwangsarbeit und Massensterben, S. 204.

241    Vgl. Schreiben Regierungspräsidium Nordwürttemberg an Landratsamt Vaihingen, 19.03.1958, StadtA V/E, VZ, Nr. 4.

242    Schreiben Landratsamt an Regierungspräsidium, 23.10.1958, StadtA V/E, VZ, Nr. 4. Weiter heißt es dort: „Vielleicht würde hierdurch die Bereitschaft, den KZ-Friedhof durch einen guten Weg an das Wegenetz Vaihingens anzuschließen, verstärkt.“ Das Bundesinnenministerium hatte zuvor eine Finanzierung des Zufahrtswegs nur für den Abschnitt bewilligt, der ausschließlich zum Erreichen des Friedhofs benötigt werde und nicht anderweitig genutzt werden könne.

243    Der Enz-Bote, 03.11.1958; Württembergisches Abendblatt, 03.11.1958.

244    Vgl. Württembergisches Abendblatt, 03.11.1958.

245    Hier und im Folgenden: Der Enz-Bote, 03.11.1958.

246    Schreiben Innenministerium Baden-Württemberg (Stiefel) an R. Birenbaum, 03.07.1959, StadtA V/E, VZ, Nr. 4.

247    Ebd. [Hervorhebung im Original].

248    Fritz Wandel hatte bereits von 1931 bis 1933 dem Reutlinger Gemeinderat angehört und war unmittelbar nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten als Unterbezirksleiter der KPD und Kundgebungshauptredner am Mössinger Generalstreik beteiligt. Im März 1933 wurde er verhaftet und zu vier Jahren Zuchthaus verurteilt, anschließend war er bis 1943 im Konzentrationslager Dachau inhaftiert. Nach der Entlassung aus dem Konzentrationslager wurde er zum Kriegseinsatz in der „Strafdivision 999“ herangezogen. Nach sowjetischer Kriegsgefangenschaft war er 1945–1948 erneut Mitglied des Reutlinger Gemeinderats und legte schon in dieser Zeit in Vorträgen sowie einer kleinen Publikation Zeugnis von seiner KZ-Haft ab. Vgl. Hans-Joachim Althaus (Hrsg.): Da ist nichts gewesen außer hier. Das „rote Mössingen“ im Generalstreik gegen Hitler. Geschichte eines schwäbischen Arbeiterdorfes, Berlin 1982, S. 151–168 und S. 176 f.; Paul Landmesser/Peter Pächler/IG Metall Reutlingen (Hrsg.): Wir lernen im Vorwärtsgehen! – Dokumente zur Geschichte der Arbeiterbewegung in Reutlingen 1844–1949, Heilbronn 1990.

249    Schreiben Friedhofsverwaltung Reutlingen an Bürgermeisteramt, 16.04.1948, KrA BL, Sa UW Ehrenfriedhof Schömberg-Schörzingen + Bisingen.

250    Gemeinderatsprotokoll vom 28.02.1952, StadtA RT, C 10 GPr. 1952 § 54.

251    Hier und im Folgenden: Ebd.

252    Dies geht aus einem Schreiben der Friedhofsverwaltung an den Sicherheitskommissar Oberleutnant Masson vom 02.03.1946 hervor. StadtA RT, Friedhofsverwaltung, Nr. 304.

253    Gemeinderatsprotokoll vom 28.02.1952, StadtA RT, C 10 GPr. 1952 § 54.

254    Über den genauen Inhalt des Offenen Briefs können an dieser Stelle keine Angaben gemacht werden, da sich dieser weder in kommunalen und regionalen Archiven noch im Archiv der VVN-BdA auffinden ließ.

255    Gemeinderatsprotokoll vom 03.04.1952, StadtA RT, C 10 GPr. 1952 § 106.

256    Ebd.

257    Vgl. Schreiben Bürgermeisteramt Reutlingen an französische Generaldelegation (Bad Ems), 15.05.1953, AGB. Die Generaldelegation hatte im Vorfeld der Ausgrabung darum gebeten, die Überreste von neun französischen KZ-Opfern überführen zu können, was aufgrund des Zerfalls der Papierbehälter nicht möglich war.

258    Siehe Kap. III. 5 dieser Arbeit.

259    Schreiben Landratsamt Wolfach an Bürgermeisteramt Haslach, 17.02.1959, VolksbundArchiv, B.3.1, Bauakte Friedhof Haslach i. K.

260    Aktennotiz Gartenarchitekt Lesser, 09.11.1959, VolksbundArchiv, B.3.1, Bauakte Friedhof Haslach i. K. Aus einer später erstellten Liste geht hervor, dass es sich hierbei vorwiegend um deutsche Soldaten, aber auch um einen holländischen „Zivilarbeiter“ sowie zwei deutsche Zivilisten handelte. Schreiben Bürgermeisteramt Haslach an Volksbund, 04.12.1961, VolksbundArchiv, B.3.1, Bauakte Friedhof Haslach i. K.

261    Aktennotiz Gartenarchitekt Lesser, 09.11.1959, VolksbundArchiv, B.3.1, Bauakte Friedhof Haslach i. K.

262    Heimatverein Bisingen-Steinhofen (Hrsg.): Heimatbuch der Gemeinde Bisingen-Steinhofen, Hechingen 1953, S. 129–131.

263    Vgl. hier und zum Folgenden: Schreiben Bezirksbauamt Rottweil an Regierungspräsidium, 06.02.1953, KrA RW, Az. 8451, Nr. 1.

264    Vgl. Landratsamt Balingen (Landrat Roemer) an Regierungspräsidium, 22.10.1953, KrA BL, Sa UW: Ehrenfriedhof Schömberg-Schörzingen + Bisingen, Mappe Altreg. Nr. 733.31.

265    Vgl. Schreiben Staatliches Amt für Denkmalpflege an Landratsamt Balingen, 22.11.1954, KrA BL, Sa UW: Ehrenfriedhof Schömberg-Schörzingen + Bisingen, Mappe Altreg. Nr. 733.31. Die genaue Zahl der neu errichteten Kreuze ist in den Quellen nicht zu finden. Da aber in jedem Grabfeld 20 Opfer begraben lagen, lässt sich auf die o. g. Zahl schließen.

266    Schreiben Oberregierungsrat Müller-Caroli an Landratsamt Balingen, 19.03.1955, KrA BL, Sa UW: Ehrenfriedhof Schömberg-Schörzingen + Bisingen, Mappe Altreg. Nr. 733.31.

267    Aktennotiz Landratsamt Balingen, 03.05.1955, KrA BL, Sa UW: Ehrenfriedhof Schömberg-Schörzingen + Bisingen, Mappe Altreg. Nr. 733.31.

268    Schreiben Bürgermeisteramt Schömberg an Landratsamt, 13.06.1955, KrA BL, Sa UW: Ehrenfriedhof Schömberg-Schörzingen + Bisingen, Mappe Altreg. Nr. 733.31.

269    Vgl. Schreiben VVN an Landratsamt, 03.11.1955, KrA BL, Sa UW: Ehrenfriedhof Schömberg-Schörzingen + Bisingen, Mappe Altreg. Nr. 733.31.

270    Schreiben Regierungspräsidium an VVN, 15.11.1955, KrA BL, Sa UW: Ehrenfriedhof Schömberg-Schörzingen + Bisingen, Mappe Altreg. Nr. 733.31.

271    Schreiben Innenministerium Baden-Württemberg an Regierungspräsidium Südwürttemberg-Hohenzollern, 07.05.1956, StA SIG, Ho 13, T2, Nr. 541.

272    Gesetz über die Sorge für die Kriegsgräber (Kriegsgräbergesetz) vom 27.05.1952, Bundesgesetzesblatt, Jg. 1952, Nr. 23 (hier § 1).

273    Ebd., § 6 [Hervorhebungen M. B.].

274    Beschluss des Bisinger Gemeinderats vom 03.07.1956, StA SIG, Ho 13, T2, Nr. 541.

275    Vertrag über die Pflege und Betreuung des Ehrenfriedhofes Bisingen vom 07.08.1956, StA SIG, Ho 13, T2, Nr. 541.

276    Schreiben Hausser an Regierungspräsidium Südwürttemberg-Hohenzollern, 19.12.1956, StA SIG, Ho 13, T2, Nr. 541.

277    Schreiben Hohenzollerisches Landesbauamt an Landratsamt Hechingen, 07.05.1957, StA SIG, Ho 13, T2, Nr. 541.

278    Schreiben VVN an Landratsamt Rottweil, 07.05.1957, KrA RW, Az. 8451, Nr. 1, Mappe: Hinweisschilder für KZ-Friedhof Schörzingen; Schreiben VVN an Landratsamt Hechingen, 11.06.1957, StA SIG, Ho 13, T2, Nr. 541.

279    Schreiben Landratsamt Balingen an Landratsamt Rottweil, 04.09.1957, StA SIG, Ho 13, T2, Nr. 541.

280    Schreiben Landratsamt Rottweil an Regierungspräsidium, 30.12.1957, KrA RW, Az. 8451, Nr. 1, Mappe: Hinweisschilder für KZ-Friedhof Schörzingen.

281    In Schörzingen errichtete die VVN daraufhin eigenhändig und ohne Absprache ein zusätzliches Holzschild mit der Aufschrift „KZ-Friedhof“.

282    Siehe Kap. III. 3.1 dieser Arbeit.

283    Vgl. diverse diesbezügliche Korrespondenzen zwischen der Hilfsstelle für Rasseverfolgte und den Landebehörden in: LKAS, K 13, Nr. 85.

284    Schreiben Landratsamt Rottweil (Oberregierungsrat Rath) an Regierungspräsidium, 25.07.1961, KrA RW, Az. 8451, Nr. 1, Mappe: Hinweisschilder für KZ-Friedhof Schörzingen.

285    Schreiben Landratsamt Hechingen an Regierungspräsidium, 14.07.1961, StA SIG, Ho 13, T2, Nr. 541.

286    LKAS, K 13, Findbuch, Vorwort von Gesa Ingendahl, S. 3. Zu den Hilfsstellen nach 1945 vgl. Siegfried Hermle: Evangelische Kirche und Judentum – Stationen nach 1945, Göttingen 1990, S. 64–194.

287    Vgl. Eberhard Röhm: Fritz Majer-Leonhard, in: Hartmut Ludwig/Eberhard Röhm (Hrsg.): Evangelisch getauft – als „Juden“ verfolgt. Theologen jüdischer Herkunft in der Zeit des Nationalsozialismus, Stuttgart 2014, S. 228 f.

288    Ab 1964 war Majer-Leonhard Pfarrer bei der Evangelischen Gesellschaft Stuttgart, ab 1968 in der Stuttgarter Lutherhauskirche. Vgl. ebd., S. 407 f.

289    Die Umbenennung erfolgte auf Anregung der im Oktober in Frankfurt am Main gegründeten „Arbeitsgemeinschaft christlicher Hilfsstellen für Rasseverfolgte nichtjüdischen Glaubens in Deutschland“. Vgl. ebd., S. 122.

290    Lutz Niethammer, in den 1980er-Jahren einer der Wegbereiter der Oral History in Deutschland, arbeitete um 1962/1963 als freier studentischer Mitarbeiter für Majer-Leonhard. Vgl. LKAS, K 13, Nr. 98. Möglicherweise waren in den folgenden Jahren weitere Studierende für die Hilfsstelle tätig.

291    Vgl. allgemein zur Stuttgarter Hilfsstelle für Rasseverfolgte: Hermle: Evangelische Kirche, S. 110–154.

292    Die Otto-Hirsch-Medaille wurde ab 1985 von der Stadt Stuttgart, der Gesellschaft für Christlich-Jüdische Zusammenarbeit und der Israelitischen Religionsgemeinschaft Württemberg an Personen verliehen, die sich um die christlich-jüdische Zusammenarbeit verdient gemacht hatten. Seit 2013 kann sie als Otto-Hirsch-Auszeichnung auch an Gruppen und Organisationen verliehen werden.

293    LKAS, K 13, Findbuch, Vorwort von Gesa Ingendahl, S. 3.

294    Vgl. Schreiben des Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge (im Folgenden: Volksbund) Nord-Württemberg an Hilfsstelle, Anfang 1960. LKAS, K 13, Nr. 353.

295    Schreiben des Nachrichtenblatts an Hilfsstelle vom 17.03.1960. LKAS, K 13, Nr. 76.

296    Adolf Rieth: Friedhöfe für KZ-Opfer in Baden-Württemberg, in: Nachrichtenblatt der Denkmalpflege in Baden-Württemberg, 5. Jg., 1962, Heft 1, S. 25–28. Rieth räumt in dem Artikel ein, dass er von mehreren Grabanlagen erst durch Majer-Leonhard erfahren habe, der auch „diesen Bericht angeregt hat und dem er manche wichtige Einzelheit verdankt“. (S. 28).

297    § 6 Ziffer a) des Kriegsgräbergesetzes behandelte Gräber für „Opfer des Nationalsozialismus, die aus politischen, rassischen oder religiösen Gründen in Konzentrationslagern, in Heil- und Haftanstalten untergebracht waren und während ihrer Festhaltung oder Haft oder innerhalb eines Jahres nach der Entlassung an den Folgen davon gestorben sind.“ Bundesgesetzesblatt Nr. 23 vom 28.05.1952: Gesetz über die Sorge für die Kriegsgräber (Kriegsgräbergesetz).

298    Schreiben des Innenministeriums Baden-Württemberg an Hilfsstelle vom 20.04.1960. LKAS, K 13, Nr. 194.

299    Vgl. Schreiben der Ambassade de France – Mission de Recherche des victimes de la guerre an Hilfsstelle vom 26.07.1960. LKAS, K 13, Nr. 192.

300    So etwa die Stadt Mannheim mit Schreiben vom 22.07.1960, LKAS, K 13, Nr. 83. Das Stadtarchiv Mannheim teilte jedoch am 11.08.1960 dem von Majer-Leonhard über das Schreiben informierten Leiter des örtlichen Hilfskomitees der Judenchristen und Mischlinge mit, dass das Friedhofsamt sich hier geirrt habe; tatsächlich befänden sich auf dem Mannheimer Hauptfriedhof „annähernd 100 Urnen von KZ-Häftlingen“ verschiedener Lager in Urnensammel- und Familiengräbern. Die Namen seien bisher nicht gesondert erfasst worden, worum aber die Friedhofsverwaltung in Kürze gebeten werde. Diese teilte Majer-Leonhard einige Wochen später mit, dass sich in Mannheim „keine direkten KZ-Gräber befinden. Im Laufe der Jahre 1940 bis 1945 wurden uns jedoch Urnen von KZ-Häftlingen zugesandt, die in Urnengräbern beigesetzt wurden. Diese namentlich zu erfassen, ist uns nicht möglich.“ Gartenbaudirektor Arnulf Bäuerle fügte in einem weiteren Brief hinzu, dass diese Urnen darüber hinaus damals „willkürlich und wahllos“ auf dem Hauptfriedhof beigesetzt worden seien und heute nicht mehr zu klären sei, wo sich die Gräber befänden. Schreiben vom 21. und 23.09.1960, LKAS, K 13, Nr. 83. Die Gräber der Opfer des KZ Sandhofen wurden in keinem dieser Schreiben erwähnt.

301    Pressemitteilung vom 30.05.1960. LKAS, K 13, Nr. 31.

302    Stuttgarter Zeitung (StZ) und Stuttgarter Nachrichten vom 01.06.1960. Eine ähnlich lautende Pressemitteilung eineinhalb Jahre später wurde jedoch vollständig abgedruckt. Hierin wurden alle Bürgermeister, Friedhofsverwaltungen und die Bevölkerung gebeten, der Hilfsstelle Informationen zu Gräbern von NS-Opfern zukommen zu lassen. StZ, 03.11.1961.

303    Vgl. u. a.: StZ und Stuttgarter Amtsblatt vom 13.10.1960.

304    Hier und im Folgenden: StZ, 23.08.1960: Die vergessenen Gräber der Namenlosen – Wer kümmert sich um die Toten aus den Konzentrations- und Arbeitslagern unseres Landes?

305    Ebd.

306    Hier und im Folgenden: Akten-Notiz vom 09.11.1960. LKAS, K 13, Nr. 194.

307    Vgl. Schreiben der Hilfsstelle an Bundeszentrale für Heimatdienst vom 14.07.1960. LKAS, K 13, Nr. 75.

308    Schreiben der Zeitung Das Parlament an Hilfsstelle vom 01.02.1961. LKAS, K 13, Nr. 75.

309    Schreiben der Hilfsstelle an Bundeskanzler Adenauer vom 27.05.1961. LKAS, K 13, Nr. 75.

310    Hier und im Folgenden: Anlage 2 zum Schreiben der Hilfsstelle an die Bundeszentrale für Heimatdienst vom 14.10.1961, LKAS, K 13, Nr. 75.

311    Vgl. Bescheid der Bundeszentrale für Heimatdienst vom 15.11.1961, LKAS, K 13, Nr. 75.

312    Besonders ausführlich berichtete hierzu erneut Erich Ruckgaber in der Stuttgarter Zeitung, 23.08.1961.

313    Vgl. Schreiben der Hilfsstelle an das Kultusministerium Baden-Württemberg vom 07.09.1961, LKAS, K 13, Nr. 81.

314    Erlass des Kultusministeriums Baden-Württemberg Nr. 12305 vom 18.09.1961, LKAS, K 13, Nr. 81.

315    Vgl. u. a. Schreiben der Hilfsstelle an Bundeskanzleramt vom 12.04.1961. LKAS, K 13, Nr. 75.

316    Vgl. Aktennotiz eines Gesprächs zwischen Hilfsstelle und Volksbund Oberrhein vom 07.02.1961, LKAS, K 13, Nr. 353.

317    Vgl. ebd.

318    Schreiben der Hilfsstelle an das Bundespräsidialamt vom 17.10.1961. Anlage: Bericht „Was uns Sorge macht (KZ-Gräber und Volkstrauertag)“ vom 16.10.1961, LKAS, K 13, Nr. 75.

319    Ebd.

320    Vgl. Übersicht der Hilfsstelle „Fragen an die Bundes-Geschäftsstelle des Volksbundes Deutsche Kriegsgräberfürsorge“ vom 04.04.1962. LKAS, K 13, Nr. 353.

321    Schreiben der Hilfsstelle an den Volksbund vom 18.03.1962. LKAS, K 13, Nr. 353.

322    Vgl. diverse Schreiben des Volksbund an Hilfsstelle. LKAS, K 13, Nr. 353.

323    Was uns Sorge macht, Informationsblatt der Hilfsstelle für Rasseverfolgte bei der Evangelischen Gesellschaft, IX/62, S. 1, LKAS, K 13, Nr. 33.

324    Vgl. Schreiben der Hilfsstelle an Bundespräsident Lübke vom 14.11.1960. LKAS, K 13, Nr. 75.

325    Vgl. Schreiben Bundespräsidialamt an Hilfsstelle vom 12.12.1960. LKAS, K 13, Nr. 75.

326    Vgl. Bericht der Hilfsstelle „Was uns Sorge macht“ vom 16.10.1961, LKAS, K 13, Nr. 75 sowie gleichnamiges Informationsblatt IX/62, LKAS, K 13, Nr. 33.

327    Zit. aus: Der Kampf um die Erhaltung der KZ-Gräber, Informationsblatt der Hilfsstelle für Rasseverfolgte bei der Evangelischen Gesellschaft, V/65, S. 2.

328    Antrag vom 17.05.1961, Beilage 1040 (ausgegeben am 25.05.1961), in: Landtag von Baden-Württemberg, 3. Wahlperiode 1961 bis 1964: Verzeichnis der Beilagen zu den Sitzungsprotokollen, Bd. III, Stuttgart 1962, S. 1751.

329    Vgl. Antrag des Ständigen Ausschusses vom 27.11.1961, Beilage 1604 (ausgegeben am 29.11.1961), in: Landtag von Baden-Württemberg, 3. Wahlperiode 1961 bis 1964: Verzeichnis der Beilagen zu den Sitzungsprotokollen, Bd. IV, Stuttgart 1962, S. 2808.

330    Vgl. Schriftlicher Bericht Nr. 201 über die Beratungen des Ständigen Ausschusses zum Antrag des Abg. Brandenburg am 26.11.1961, als Anlage 2 zum Protokoll der Landtagssitzung am 8.12.1961, in: Verhandlungen des Landtags von Baden-Württemberg, 3. Wahlperiode 1960 bis 1964, Protokoll-Bd. III, Stuttgart 1963, S. 3037.

331    Vgl. Sitzungsprotokoll, in: Verhandlungen des Landtags von Baden-Württemberg, 3. Wahlperiode 1960 bis 1964, Protokoll-Band III, Stuttgart 1963, S. 3011.

332    Schreiben der Hilfsstelle an Bundestagspräsident Gerstenmaier vom 10.10.1961, LKAS, K 13, Nr. 75.

333    Vgl. Schreiben der Hilfsstelle an das Bundespräsidialamt vom 17.10.1961, LKAS, K 13, Nr. 75.

334    Schreiben Butterhof an Hilfsstelle vom 09.02.1962, LKAS, K 13, Nr. 93.

335    Hier und im Folgenden: Schreiben Hilfsstelle an CDU/CSU-Bundestagsfraktion, AK für Allgemeine und Rechtsfragen vom 03.03.1962, LKAS, K 13, Nr. 93.

336    Vgl.: Ein Formfehler? Wie wirkt sich das Fehlen einer gesetzlichen Regelung für die Erhaltung der KZ-Gräber aus? Informationsblatt der Hilfsstelle für Rasseverfolgte bei der Evangelischen Gesellschaft, II/62, LKAS, K 13, Nr. 33.

337    Vgl. Schreiben Hilfsstelle an Erhard Eppler vom 10.03.1962, LKAS, K 13, Nr. 93.

338    Vgl. Deutscher Bundestag, 4. Wahlperiode, Drucksache IV/333, Kleine Anfrage der Fraktion der SPD vom 04.04.1962, online: http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/04/003/0400333.pdf (zuletzt abgerufen: 25.12.2018).

339    Deutscher Bundestag, 4. Wahlperiode, Drucksache IV/362, Antwort des Innenministeriums auf die Kleine Anfrage der SPD-Fraktion, 17.04.1962, online: http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/04/003/0400362.pdf (zuletzt abgerufen: 25.12.2018).

340    Vgl. Deutscher Bundestag, 4. Wahlperiode, Drucksache IV/1805, Antrag der Fraktion der SPD vom 03.01.1964, online: http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/04/018/0401805.pdf (zuletzt abgerufen: 25.12.2018).

341    Deutscher Bundestag, 4. Wahlperiode, Drucksache IV/2529, Entwurf eines Gesetzes über die Erhaltung der Gräber der Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft, online: http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/04/025/0402529.pdf (enthält auch die Stellungnahme des Bundesrats; zuletzt abgerufen: 25.12.2018).

342    Die Zeit, 16.10.1964: Die vergessenen Toten.

343    Schreiben Bürgermeisteramt Mosbach an Hilfsstelle vom 01.10.1964, LKAS, K 13, Nr. 278.

344    Hier und im Folgenden: Schreiben Bürgermeisteramt Mosbach an Hilfsstelle vom 21.10.1964, LKAS, K 13, Nr. 278.

345    Vgl. Schreiben Hilfsstelle an RP Nordbaden vom 02.11.1964, LKAS, K 13, Nr. 278.

346    Zit. aus StZ vom 27.11.1964.

347    Vgl. Deutscher Bundestag, 4. Wahlperiode, Drucksache IV/3234, Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Inneres (6. Ausschuß) vom 23.03.1965, online: http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/04/032/0403234.pdf (zuletzt abgerufen: 25.12.2018).

348    Gesetz über die Erhaltung der Gräber der Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft (Gräbergesetz) vom 1. Juli 1965. Bundesgesetzblatt, Teil I, Nr. 29/1965 vom 8. Juli 1965, S. 589–592.

349    Vgl. entsprechende Schreiben in StA SIG, Ho 13, T2, Nr. 541.

350    Vgl. StZ, 23.08.1961: Zur Erinnerung.

351    So Majer-Leonhard in einem Schreiben an das Regierungspräsidium vom 30.06.1961, StA SIG, Ho 13, T2, Nr. 541. Eine Antwort erfolgte demnach erst drei Monate später. Hier und im Folgenden: Schreiben des RP Südwürttemberg-Hohenzollern (Birn) an die Hilfsstelle vom 04.09.1961, StA SIG, Ho 13, T2, Nr. 541.

352    Der entsprechende Schriftverkehr findet sich in StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 26.

353    Zu Bisingen vgl. ebd; zu Schömberg: KrA BL, Sa UW Ehrenfriedhof Schömberg-Schörzingen + Bisingen, Mappe Altreg. Nr. 733.3; zu Schörzingen: KrA RW, Az. 8451, Nr. 1, Mappe: Hinweisschilder für KZ-Friedhof Schörzingen.

354    Vgl.: So war es in Südwest-Deutschland, Informationsblatt der Hilfsstelle für Rasseverfolgte bei der Evangelischen Gesellschaft, VI/63, LKAS, K 13, Nr. 33.

355    Pressemitteilung der Hilfsstelle vom 12.08.1963, LKAS, K 13, Nr. 31; vgl. StZ, 14.08.1963.

356    Vgl. Riexinger/Ernst: Vernichtung durch Arbeit, S. 236.

357    Ebd.

358    Beispielsweise ist die Aufzählung der Nationalitäten sowie der nicht als solche benannten Konzentrationslager, aus denen die Häftlinge nach Kochendorf kamen, unvollständig; die Bezeichnung „politische Häftlinge und ausländische Fremdarbeiter“ verschweigt die rassenideologische Verfolgung; der Einsatz zur Zwangsarbeit wird nicht erwähnt und weder die mörderischen Bedingungen im Lager noch die des „Todesmarschs“ werden klar benannt. Durch die in den 1960er-Jahren auch andernorts gerne verwendete kryptische Wendung „Gewaltherrschaft in dunkler Zeit“ wird außerdem der Nationalsozialismus mystifiziert und die Frage nach der Täterschaft umgangen.

359    Schreiben BM Klenert an Hilfsstelle vom 14.12.1965, LKAS, K 13, Nr. 106.

360    Vgl. Schreiben Bürgermeisteramt an Hilfsstelle vom 20.12.1965, LKAS, K 13, Nr. 106. Die Liste enthielt noch die Namen der Toten, die mittlerweile in ihre Herkunftsländer umgebettet worden waren; die Namen der nachträglich nach Kochendorf umgebetteten „Todesmarsch“-Opfer fehlten dagegen.

361    Schreiben Bürgermeisteramt Tailfingen an Hilfsstelle vom 03.10.1961, LKAS, K 13, Nr. 89.

362    Hier und im Folgenden: Schreiben Pfarrer Kolbe an Hilfsstelle vom 16.11.1961, LKAS, K 13, Nr. 89.

363    Vgl. Mall: Selektive Erinnerung (2007), S. 183.

364    Zit. nach ebd.

365    Vgl. Volker Mall/Harald Roth/Johannes Kuhn: Der Flugplatz Hailfingen war die Hölle. Kriegsgefangene, Zwangsarbeiter und andere Häftlinge auf dem Nachtjägerflugplatz, Schriftenreihe des Vereins KZ-Gedenkstätte Hailfingen-Tailfingen e. V., Heft 7, Gäufelden 2018, S. 8–20.

366    Vgl. ebd., S. 34.

367    Zur Nutzung des Geländes seit 1945 vgl. Volker Mall: Das Flugplatzgelände nach 1945, in: Wein/Mall/Roth: Spuren, S. 168–172.

368    Vgl. Schreiben Hilfsstelle an Stadt Leonberg vom 23.04.1960 und Schreiben Hilfsstelle an MdB Paul Bausch, undatiert, LKAS, K 13, Nr. 82.

369    Schreiben Bürgermeisteramt Leonberg an Paul Bausch vom 06.05.1960, LKAS, K 13, Nr. 74.

370    Vgl. Schreiben Bürgermeister Rexer an Volksbund Nordwürttemberg vom 24.05.1960, VolksbundArchiv, B.3.1, Bauakte KZ-Friedhof Leonberg.

371    Vgl. Aktennotiz Volksbund-Geschäftsführer Dutty vom 14.07.1960, Volksbund-Archiv, B.3.1, Bauakte KZ-Friedhof Leonberg.

372    Hier und im Folgenden zit. aus Schreiben Bleicher an Majer-Leonhard vom 18.07.1960, LKAS, K 13, Nr. 75.

373    Ebd.

374    Eine Abbildung der Tafel findet sich in den Nachrichten aus der Gräber-Hilfe der Hilfsstelle für Rasseverfolgte, Nr. XII/63, S. 2.

375    Schreiben Bleicher an Majer-Leonhard vom 06.10.1960, LKAS, K 13, Nr. 75.

376    Zit. nach Stäbler/Mather: Schwierigkeiten des Erinnerns, S. 12.

377    Schreiben StOinsp Korn an Hilfsstelle vom 19.08.1960, LKAS, K 13, Nr. 82.

378    Schreiben StOinsp Korn an Hilfsstelle vom 21.09.1960, LKAS, K 13, Nr. 82.

379    Ebd. Die in der Tat falsche Zahl von 600 Opfern soll in einer von der Hilfsstelle verfassten Schrift genannt worden sein.

380    Vgl. Stäbler/Mather: Schwierigkeiten des Erinnerns, S. 12.

381    Leonberger Kreiszeitung, 22.07.1961.

382    Pressemitteilung EPD vom 08.08.1961, LKAS, K 13, Nr. 31. Die Pressemitteilung wurde am Folgetag in der Stuttgarter Zeitung veröffentlicht, nicht aber in der Leonberger Kreiszeitung.

383    Vgl. Schreiben Bürgermeisteramt an Volksbund vom 31.10.1960, VolksbundArchiv, B.3.1, Bauakte KZ-Friedhof Leonberg.

384    Vgl. Aktennotiz Gartenarchitekt Lesser vom 01.12.1960 und Aktennotiz Volksbund-Geschäftsführer Dutty vom 28.04.1961, VolksbundArchiv, B.3.1, Bauakte KZ-Friedhof Leonberg.

385    Aktennotiz Dutty vom 28.04.1961, VolksbundArchiv, B.3.1, Bauakte KZ-Friedhof Leonberg.

386    Vgl. Schreiben Dutty an Volksbund-Bundesgeschäftsstelle vom 09.05.1960, VolksbundArchiv, B.3.1, Bauakte KZ-Friedhof Leonberg.

387    StZ, 03.11.1961: In memoriam.

388    Vgl. Schreiben RP Nordwürttemberg (Kadel) an Hilfsstelle vom 27.11.1961, LKAS, K 13, Nr. 85.

389    Vgl. hierzu und im Folgenden: Schreiben Majer-Leonhard an Landratsamt Leonberg vom 05.12.1961, LKAS, K 13, Nr. 82.

390    Vgl. Schreiben Rexer an Dutty vom 18.12.1961, VolksbundArchiv, B.3.1, Bauakte KZ-Friedhof Leonberg.

391    Das Flugblatt befindet sich in LKAS, K 13, Nr. 277.

392    Schreiben Rexer an Volksbund Oberrhein vom 05.02.1962, VolksbundArchiv, B.3.1, Bauakte KZ-Friedhof Leonberg.

393    Vgl. Schreiben Dutty an Rexer vom 08.02.1962, ebd.; Schreiben Volksbund an Rexer vom 27.03.1962, VolksbundArchiv, B.3.1, Bauakte KZ-Friedhof Leonberg.

394    Erläuterungsbericht Gartenarchitekt Lesser vom 16.03.1962, VolksbundArchiv, B.3.1, Bauakte KZ-Friedhof Leonberg.

395    Vgl. Korrespondenzen in VolksbundArchiv, B.3.1, Bauakte KZ-Friedhof Haslach.

396    Bereits drei Jahre später kritisierte die VVN im Vorfeld eines deutsch-französischen Treffens ehemaliger NS-Verfolgter, dass die Inschrift der Stele in Haslach kaum noch lesbar sei. Sie wurde daraufhin vom Volksbund erneuert. Vgl. Schreiben Bürgermeister Rau an Volksbund Oberrhein vom 20.09.1965, VolksbundArchiv, B.3.1, Bauakte KZ-Friedhof Haslach.

397    Schreiben Rexer an Volksbund Oberrhein vom 14.02.1962, VolksbundArchiv, B.3.1, Bauakte KZ-Friedhof Leonberg. Letztlich wurde der Zeitraum 1939–1945 eingraviert.

398    Vgl. Stäbler/Mather: Schwierigkeiten, S. 16 f.

399    Schreiben Rexer an Volksbund Oberrhein vom 06.06.1962, VolksbundArchiv, B.3.1, Bauakte KZ-Friedhof Leonberg.

400    Vgl. Schreiben RP Nordwürttemberg an Bürgermeisteramt Leonberg vom 08.08.1962 und Schreiben Korn an Dutty vom 13.08.1962, B.3.1, Bauakte KZ-Friedhof Leonberg.

401    Aktennotiz Dutty nach Telefonat mit StOinsp Korn vom 20.11.1962, B.3.1, Bauakte KZ-Friedhof Leonberg.

402    Vgl. hierzu auch Stäbler/Mather: Schwierigkeiten des Erinnerns, S. 14.

403    Ursprünglich war der Volksbund, namentlich Gartenarchitekt Lesser, auch mit dieser Neugestaltung beauftragt worden. Die Planungen lagen dann jedoch in den Händen des Landes. So notierte Dutty nach einem Gespräch mit Korn am 20.11.1962: „Auf Grund verschiedener Schreiben der Hilfsstelle für Rasseverfolgte waren einige Herren des Regierungspräsidiums in Leonberg, um sich von dem Stand der Ausbauarbeiten auf dem Blosenberg zu überzeugen. Von dort wurden auch weitere Vorschläge bezügl. der Zufahrtswege gemacht. Auf Grund dieser Besprechungen wurde der Kostenvoranschlag von Herrn Lesser nicht weitergegeben und kommt auch nicht zur Ausführung.“ Aktennotiz Dutty vom 20.11.1962, VolksbundArchiv, B.3.1, Bauakte KZ-Friedhof Leonberg. Am 26.11. teilte Bürgermeister Rexer mit, dass die Arbeiten nach den Entwürfen des städtischen Gartenmeisters Schmid fertiggestellt worden seien. Schreiben Rexer an Volksbund, B.3.1, Bauakte KZ-Friedhof Leonberg.

404    Vgl. Stäbler/Mather: Schwierigkeiten des Erinnerns, S. 18.

405    Schmid, von Beruf Ärztin, war ab 1962 die erste Frau im Leonberger Gemeinderat nach 1945 und ab 1965 als Vertreterin der Evangelischen Landeskirche in Württemberg Mitglied in der Synode der EKD. Zur Person vgl. Eberhard Röhm/Renate Lück: Anne-Lore Schmid – Vorkämpferin für eine „Offene Kirche“, in: anstöße (Zeitschrift der Offenen Kirche), Nr. 2, Juli 2008, S. 1 f.

406    Seit der Erhebung Leonbergs zur Großen Kreisstadt 1963 trug Rexer die Amtsbezeichnung Oberbürgermeister.

407    Der Briefwechsel wird hier und im Folgenden zitiert aus Stäbler/Mather: Schwierigkeiten des Erinnerns, S. 18.

408    Vgl. Schreiben Hilfsstelle an Bürgermeisteramt Offenburg vom 01.04.1961. LKAS, K 13, Nr. 84.

409    Vgl. Schreiben Hilfsstelle an RP Südbaden vom 16.05.1961 und. Schreiben RP Südbaden an Hilfsstelle vom 18.05.1961, LKAS, K 13, Nr. 85.

410    Vgl. Schreiben Stadtinspektor der Stadt Offenburg an Hilfsstelle vom 08.06.1961. LKAS, K 13, Nr. 84.

411    Vgl. Mitteilung des RP Südbaden (Bönisch) an Hilfsstelle vom 08.08.1961. LKAS, K 13, Nr. 85.

412    Schreiben Friedhofsverwaltung OG an RP Südbaden und Hilfsstelle vom 18.10.1961. LKAS, K 13, Nr. 84.

413    Siehe S. 104 (FN 230) dieser Arbeit.

414    Anlage des Schreibens von Bürgermeister Heß an Landratsamt vom 03.11.1945. StadtA OG, 5/6736. Aus dem Schreiben von Heß ging jedoch nicht hervor, dass es sich hier um KZ-Häftlinge handelte. Heß schrieb lediglich von „Personen verschiedener Staatsangehörigkeit“, die in der „Artilleriekaserne“ von deutschen Truppen untergebracht worden seien. Der kommissarische Bürgermeister war damit auf schlichte Weise der Aufforderung des Landrats Dr. Julius Vierneisel an die Bürgermeisterämter im Kreis gefolgt, wonach Listen und Berichte vorzulegen waren über alle „vor dem Einmarsch der französischen Truppen inhaftierten fremdländischen und einheimischen Personen“. Vgl. Rundschreiben Landrat Vierneisel vom 31.10.1945, StadtA OG, 5/6736.

415    Vgl. Schreiben Friedhofsverwaltung OG an RP Südbaden und Hilfsstelle vom 18.10.1961. LKAS, K 13, Nr. 84.

416    Aktennotiz von Gartenarchitekt Lesser vom 19.11.1962. VolksbundArchiv, B.3.1, Bauakte KZ-Friedhof Offenburg.

417    Vgl. Schreiben Bürgermeister OG an Volksbund Oberrhein vom 23.11.1962. VolksbundArchiv, B.3.1, Bauakte KZ-Friedhof Offenburg.

418    Vgl. Akten-Notiz Gartenarchitekt Lesser vom 19.11.1962, Anlage eines Schreibens des Volksbund (Dutty) an Stadtverwaltung OG vom 26.11.1962. Volksbund-Archiv, B.3.1, Bauakte KZ-Friedhof Offenburg.

419    Der Volksbund schlug zu Beginn seiner Planungen vor, die Gräber zu öffnen und alle Opfer in zwei Grabreihen zusammenzulegen, wodurch die Zahl der noch immer dort Beigesetzten hätte ermittelt werden können. Von diesem Vorhaben wurde jedoch später abgesehen, da die Gräber bereits mehrmals von alliierten Gräberdiensten geöffnet worden waren. Vgl. Erläuterungsbericht Lesser vom 21.12.1962 und Erläuterungsbericht Dutty vom 08.08.1963, VolksbundArchiv, B.3.1, Bauakte KZ-Friedhof Offenburg.

420    Zwei weitere Tote wurden erst im August bzw. Oktober 1945 beigesetzt. Wahrscheinlich handelt es sich hier um Zwangsarbeiter, die nach Kriegsende in Offenburg gestorben sind. Die Gesamtzahl von 105 Opfern ergibt sich aus den Recherchen des Verfassers.

421    Vgl. Schreiben Volksbund an Stadt Offenburg vom 23.11.1962, VolksbundArchiv, B.3.1, Bauakte KZ-Friedhof Offenburg.

422    Hier und im Folgenden: Schreiben Ministère des Anciens Combattants et Victimes de Guerre an Hilfsstelle für Rasseverfolgte vom 23.04.1963, LKAS, K 13, Nr. 192.

423    Sigmund (hebräisch: Shimon) Nissenbaum (1926–2001) war im April 1943 zusammen mit seiner Familie aus dem Warschauer Ghetto ins Vernichtungslager Treblinka deportiert worden, wo seine Mutter und andere Familienmitglieder ermordet wurden. Sigmund, sein Bruder Josef sowie der Vater Laib Nissenbaum zählen zu der kleinen Zahl von Treblinka-Deportierten, die der Vernichtung entkamen. Sie wurden zusammen mit 77 weiteren Erwachsenen zu Sonderarbeiten ausgewählt und nach Majdanek deportiert (Vgl. Wolfgang Curilla: Der Judenmord in Polen und die deutsche Ordnungspolizei 1939–1945, Paderborn 2011, S. 616). Anschließend durchlitten sie u. a. die Konzentrationslager Auschwitz und Flossenbürg, bevor sie nach Offenburg verschleppt wurden. Den beiden Brüdern gelang während des Evakuierungsmarschs Richtung Bodensee die Flucht. Sigmund Nissenbaum war nach 1945 maßgeblich am Neuaufbau der jüdischen Gemeinde in Konstanz beteiligt. 1983 gründete er eine Familienstiftung, die sich bis heute der Errichtung von Erinnerungszeichen und der Grabpflege jüdischer NS-Opfer in Polen widmet. Vgl. http://www.nissenbaum.pl/de/o_fundator.html (zuletzt abgerufen: 19.10.2019).

424    Vgl. Schreiben Hilfsstelle an RP Südbaden vom 11.06.1963, LKAS, K 13, Nr. 279.

425    Hilfsstelle für Rasseverfolgte: So war es in Südwest-Deutschland (Vom Leben und Sterben in Konzentrationslagern), Heft Nr. VI/1963, LKAS, K 13, Nr. 31.

426    Offenburger Tageblatt, 11.06.1963: Würdige Ruhestätte für die Opfer.

427    Schreiben Hilfsstelle an RP vom 26.06.1963, VolksbundArchiv, B.3.1, Bauakte KZ-Friedhof Offenburg.

428    Auf den Platten sind 46 KZ-Opfer namentlich genannt, darunter nachweislich auch mindestens zwei Opfer, die zu diesem Zeitpunkt bereits exhumiert und in ihre Herkunftsländer überführt worden waren. Zwei in Offenburg gestorbene KZ-Häftlinge der SS-Baubrigaden, deren Namen 1962 bereits bekannt waren, fehlen. Auch die Auflistung der Zwangsarbeiter und Kriegsgefangenen ist lücken- und fehlerhaft. Beispielsweise finden sich auf einer Platte die beiden Namen Anton Con und Martin Schürmann, wobei es sich jedoch um dieselbe Person handelt: den holländischen Zwangsarbeiter Anton Conrad Martinus Schürmann. Offenbar hat man sich bei allen Namen ausschließlich auf die ungenaue handschriftliche Abschrift der auf den ehemaligen Holzkreuzen angegebenen Namen (hier: Anton Con. Martin. Schürmann) berufen, wodurch sich einige Fehler ergaben.

429    Vgl. Offenburger Tageblatt, 08.08.1964: 72 Angehörige von acht Nationen ruhen hier; Badisches Tagblatt, 08.08.1964: Würdige Ruhestätte für Opfer der NS-Herrschaft.

430    Vgl. Neckar-Echo, 14.09.1956: Eine Gedenkstunde an der KZ-Grabstätte.

431    Heilbronner Stimme, 31.10.1960: Auch diese Toten mahnen: KZ-Lager und Ehrenfriedhof in Neckargartach.

432    Auszüge aus Steinhilbers Rechercheergebnissen befinden sich in seinem Nachlass im Stadtarchiv Heilbronn (StadtA HN), D 43/54. Zur Problematik der Quellenlage vor Ort vgl. Susanne Schlösser: Auf der Suche nach den Heilbronner Zwangsarbeitern. Die Quellenlage zu einem aktuellen Thema in einem stark kriegsbeschädigten Stadtarchiv, in: Nicole Bickhoff (Hrsg.): Unterlagen der Nachkriegszeit als Quellen zur Geschichte des Dritten Reichs. Stuttgart 2001. S. 35–48.

433    Hier und im Folgenden: Heilbronner Stimme vom 31.10.1960.

434    Schreiben Garten- und Friedhofsamt Heilbronn an Hilfsstelle vom 09.08.1961, LKAS, K 13, Nr. 82.

435    Ebd.

436    Vgl. Schreiben Ege an Hilfsstelle vom 18.08.1961, LKAS, K 13, Nr. 79.

437    Vgl. Dokumente in StadtA HN, B 38/26.

438    Vgl. Schreiben Ege an Hilfsstelle vom 18.08.1961, LKAS, K 13, Nr. 79.

439    Vgl. Schreiben Bürgermeisteramt Heilbronn an VVN BaWü vom 10.10.1972, StadtA HN, D 43/54.

440    Hier und im Folgenden: Aalener Volkszeitung, 19.11.1960: KZ-Todesmarsch 1945. Der Hessentaler Evakuierungsmarsch wird als solcher jedoch in dem Artikel nicht genannt, da der Autor von nur einem „Todesmarsch“ ausging und sämtliche Schilderungen fälschlicherweise dem Kochendorfer Marsch zuschrieb.

441    Schreiben Bürgermeisteramt Wasseralfingen an Hilfsstelle vom 13.04.1961, LKAS, K 13, Nr. 280.

442    Vgl. Schreiben Bürgermeisteramt Wasseralfingen an Hilfsstelle vom 21.11.1961, LKAS, K 13, Nr. 90.

443    Vgl. Schreiben Hauptkonservator Rieth an Hilfsstelle vom 20.05.1960, LKAS, K 13, Nr. 76.

444    Schreiben Rieth an Bürgermeisteramt Spaichingen vom 27.05.1960, StA SIG, Wü 42, T 62, Nr. 88.

445    Ebd.

446    Gemeinderatsbeschluss vom 13.06.1960, zit. aus Anhang in: Karin Becker/Steffen May: Das Konzentrationslager Spaichingen. Mahnmal oder vergessene Stätte? Beitrag zum Bundeswettbewerb Geschichte, 1993, unveröffentlicht, KrA BL, Ggg 24.

447    Schreiben Rieth an RP Südwürttemberg-Hohenzollern vom 18.07.1960, StA SIG, Wü 42, T 62, Nr. 88.

448    Ebd.

449    Vgl. Schreiben RP Südwürttemberg-Hohenzollern (Müller-Caroli) an LRA Tuttlingen vom 03.08.1960, StA SIG, Wü 42, T 62, Nr. 88.

450    Vgl. Schreiben LRA Tuttlingen an RP Südwürttemberg-Hohenzollern vom 23.08.1960, StA SIG, Wü 42, T 62, Nr. 88.

451    Vgl. Becker/May: Spaichingen, Anhang.

452    Vgl. Schriftwechsel zwischen Innenministerium BaWü und RP Südwürttemberg-Hohenzollern aus dem Zeitraum März bis Juni 1961 in: StA SIG, Wü 42, T 62, Nr. 88.

453    Schreiben Bundesverwaltungsamt an Innenministerium BaWü vom 30.10.1961, StA SIG, Wü 42, T 62, Nr. 88.

454    Ein entsprechender Antrag wurde daraufhin gestellt und bewilligt.

455    Vgl. Schreiben ORegR Müller-Caroli an Hilfsstelle vom 18.12.1961, StA SIG, Wü 42, T 62, Nr. 26; Aktenvermerk Hauptkonservator Rieth vom 04.01.1962, StA SIG, Wü 42, T 62, Nr. 88.

456    Niederschrift über die Sitzung des Beurteilungsausschusses des Wettbewerbs für ein Mahnmal auf dem KZ-Opferfriedhof in Spaichingen, 18.05.1962, StA SIG, Wü 42, T 62, Nr. 88.

457    StZ, 22.11.1963: Zeichen der Versöhnung.

458    U. a. berichteten die Stuttgarter Zeitung, die Schwäbische Zeitung, der Heuberger Bote und der Schwarzwälder Bote. Einige Wochen später verfasste Landeskonservator Rieth zudem einen Artikel, der am 03.03.1964 in der Fernausgabe der Neuen Zürcher Zeitung erschien.

459    Vgl. StZ, 27.11.1961.

460    Vgl. Balinger Volksfreund, 26.11.1962.

461    Laut Schreiben des Lehrers Fritz Böhringer aus Wannweiler an Majer-Leonhard vom 21.11.1965, LKAS, K 13, Nr. 397.

462    Vgl. Ankündigung in: Hohenzollerische Zeitung, 11.03.1966.

463    Rieth selbst gab 1968 einen zweisprachigen (deutsch-englischen) Bildband zu KZ-Mahnmalen in Europa heraus, in dem auch die KZ-Friedhöfe Bisingen, Ensingen, Schömberg, Schörzingen, Spaichingen sowie die Grabstätte auf dem Reutlinger Friedhof „Unter den Linden“ aufgeführt sind. Im Vorwort gibt Rieth an, dass die (Neu-)Gestaltung der vier Erstgenannten von ihm „beratend gelenkt“ worden waren. Adolf Rieth: Den Opfern der Gewalt – KZ-Opfermale der europäischen Völker / To the victims of tyranny – Monuments to the Concentration Camp Victims conceived by the peoples of Europe, Tübingen 1968, S. 9.

464    Vgl. Aktennotiz Majer-Leonhard vom 20.02.1961, LKAS, K 13, Nr. 76.

465    Vgl. Schreiben des Staatlichen Amts für Denkmalpflege an das RP Südwürttemberg-Hohenzollern vom 07.03.1961, KrA BL, Sa UW Ehrenfriedhof Schömberg-Schörzingen + Bisingen, Mappe Altreg. Nr. 733.3.

466    Vgl. Aktenvermerk zu einer Ortsbegehung auf den KZ-Friedhöfen Bisingen, Schömberg und Schörzingen vom 04.08.1961, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 26.

467    Ebd.

468    Heute wird die Stele kaum noch wahrgenommen, da der Eingang des KZ-Friedhofs noch in den 1960er- oder frühen 1970er-Jahren verlegt wurde und sich das Mahnmal seitdem auf der Rückseite der ohnehin abgelegenen Anlage befindet.

469    Vgl. Aktenvermerk zu einer Ortsbegehung auf den KZ-Friedhöfen Bisingen, Schömberg und Schörzingen vom 04.08.1961, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 26.

470    Vgl. Schreiben Kreisbauamt Hechingen an Staatliches Amt für Denkmalpflege vom 22.08.1961, KrA BL, Sa UW Ehrenfriedhof Schömberg-Schörzingen + Bisingen, Mappe Altreg. Nr. 733.3.

471    Schreiben Kreisbauamt Hechingen an Staatliches Amt für Denkmalpflege vom 18.10.1961, KrA BL, Sa UW Ehrenfriedhof Schömberg-Schörzingen + Bisingen, Mappe Altreg. Nr. 733.3.

472    Schreiben Staatliches Amt für Denkmalpflege an Kreisbauamt vom 23.10.1961, KrA BL, Sa UW Ehrenfriedhof Schömberg-Schörzingen + Bisingen, Mappe Altreg. Nr. 733.3.

473    Hier und im Folgenden: Schwarzwälder Bote, 21.05.1963: Ein Wohlklang in der Landschaft.

474    Vgl. Schreiben RP Südwürttemberg-Hohenzollern (ORegR Müller-Caroli) an Landratsamt Balingen vom 11.12.1963, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 26.

475    Schreiben LRA Balingen an RP Südwürttemberg-Hohenzollern vom 04.06.1964, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 26.

476    Schreiben Hauptkonservator Rieth an RP Südwürttemberg-Hohenzollern vom 16.07.1964, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 26.

477    Schreiben Rieth an RP Südwürttemberg-Hohenzollern vom 19.08.1964, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 26.

478    Im Folgenden zit. aus der deutschen Übersetzung des Konsulats, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 21.

479    Aktenvermerk ORegR Müller Caroli (RP) vom 18.05.1967, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 21.

480    Schreiben Innenministerium BaWü an RP Südwürttemberg-Hohenzollern vom 03.08.1967, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 21.

481    Die Witwe eines französischen Häftlings wandte sich mit ihrer Kritik am Zustand des Friedhofs an den Volksbund. KrA BL, Sa UW Ehrenfriedhof Schömberg-Schörzingen + Bisingen, Mappe Altreg. Nr. 733.3.

482    Vgl. Aktenvermerk LRA Zollernalbkreis vom 03.12.1974, KrA BL, Sa UW Ehrenfriedhof Schömberg-Schörzingen + Bisingen, Mappe Altreg. Nr. 733.3.

483    Die letzte Umgestaltung beruhte auf den Plänen des Staatlichen Amts für Denkmalpflege (das sich noch einige Jahre zuvor gegen eine weitere Reduzierung der Kreuze ausgesprochen hatte) nach Beratung mit dem Volksbund. Vgl. Schreiben RP Südwürttemberg-Hohenzollern an Innenministerium BaWü vom 20.07.1978, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 20.

484    Vgl. weitergeleitetes Schreiben über französisches Generalkonsulat an Innenministerium BaWü vom 30.06.1978, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 20.

485    Vgl. Schreiben der Beratungsstelle für Obst- und Gartenbau an LRA Rottweil vom 22.07.1964, KrA RW, Az. 8451, Nr. 1, Mappe: Ehrenfriedhof Schörzingen 1965. Hier auch das folgende Zitat.

486    Vgl. Schreiben LRA Rottweil an RP Südwürttemberg-Hohenzollern vom 25.01.1965, KrA RW, Az. 8451, Nr. 1, Mappe: Ehrenfriedhof Schörzingen 1965.

487    Vgl. Schreiben FES (Grunwald) an LRA Balingen vom 29.04.1963, KrA BL, Sa UW Ehrenfriedhof Schömberg-Schörzingen + Bisingen, Mappe Altreg. Nr. 733.31.

488    Schreiben RP Südwürttemberg-Hohenzollern (ORegR Müller-Caroli) an Innenministerium BaWü vom 08.08.1963, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 23.

489    Schreiben Staatliches Amt für Denkmalpflege an RP Südwürttemberg-Hohenzollern vom 27.09.1963, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 23.

490    Schreiben Innenministerium BaWü an Generalkonsulat vom 06.02.1964, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 23.

491    Angeklagt und verurteilt wurden Franz Johann Hofmann (Schutzhaftlagerführer in den KZ Dachau, Auschwitz und Neckarelz sowie Lagerkommandant der KZ Bisingen und Dautmergen; Hofmann stand zu Prozessbeginn zugleich noch im Frankfurter Auschwitz-Prozess vor Gericht), Helmut Schnabel (Lagerführer im KZ Vaivara und mehreren Außenlagern in Estland; Lagerführer im KZ Schömberg) sowie Stefan Kruth (stellvertretender Lagerführer im KZ Dautmergen). Eugen Wurth (Lagerkommandant der „Wüste“-Lager in der Endphase) wurde freigesprochen. Zum „Hechinger Prozess“ vgl. mit Hauptfokus auf Hofmann: Glauning: Entgrenzung, S. 389–394.

492    StZ, 15.07.1965.

493    Zum Folgenden: Schreiben Maria Sch. an Gerd Weng vom 05.02.1966, StA SIG, Ho 13, T2, Nr. 541.

494    Vgl. Schreiben LTPräs Gog an Landrat Speidel (Hechingen) vom 10.02.1966, StA SIG, Ho 13, T2, Nr. 541.

495    Hier und im Folgenden: Schreiben Landrat Speidel an LTPräs Gog vom 17.02.1966, StA SIG, Ho 13, T2, Nr. 541.

496    Schreiben Landrat Roemer (Balingen) an Landrat Speidel (Hechingen) vom 21.02.1966, StA SIG, Ho 13, T2, Nr. 541.

497    Vgl. Schreiben RP Südwürttemberg-Hohenzollern (RegPräs Birn) an Gerd Weng (MdL) vom 07.03.1966, StA SIG, Ho 13, T2, Nr. 541.

498    Schreiben RP Südwürttemberg-Hohenzollern (ORegR Müller-Caroli) an LRA Hechingen vom 09.05.1966, StA SIG, Ho 13, T2, Nr. 541.

499    Vgl. Schreiben FES an LRA Balingen vom 23.02.1967, KrA BL, Sa UW Ehrenfriedhof Schömberg-Schörzingen + Bisingen, Mappe: Altreg. Nr. 733.31.

500    Vgl. Schreiben Innenministerium BaWü an JLC (Lazar Epstein) vom 16.01.1967, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 23.

501    Hier und im Folgenden: Runderlass des Innenministeriums BaWü an die Regierungspräsidien (Verschlusssache) vom 12.08.1968, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 23.

502    Vgl. Schreiben RP Südwürttemberg-Hohenzollern an Innenministerium BaWü vom 02.10.1968, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 23.

503    Vgl. Schreiben Innenministerium BaWü an RP Südwürttemberg-Hohenzollern vom 18.10.1968, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 23.

504    Schreiben Innenministerium BaWü an RP Südwürttemberg-Hohenzollern vom 30.03.1969, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 23.

505    Das Mahnmal wurde zwar von Bärtle entworfen, schließlich aber von Steinmetz Heinrich Krauß (Tübingen) angefertigt, da sich Bärtle seiner künstlerischen Freiheit beraubt sah, als das Regierungspräsidium mit ihm einen detaillierten Vertrag schließen wollte und ihn bat, auf Wunsch der Israelitischen Religionsgemeinschaft den breiten Gedenkstein mit zwei niedrigen Stufen zu versehen. Vgl. Schreiben Bärtle vom 10.12.1969, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 23.

506    Vgl. Balinger Volksfreund, 07.12.1970.

507    Vgl. Liste der in den Lagern Schömberg und Dautmergen 1944/45 gestorbenen Zwangsarbeiter, http://www.eckerwald.de/dok/liste-1.pdf (zuletzt abgerufen: 25.12. 2018).

508    Vgl. Glauning: Entgrenzung, S. 395.

509    Schreiben FV Bisingen 1919 e. V. an Gemeinderat vom 18.05.1969, AGB.

510    Hier und im Folgenden alle Zitate aus dem vom FV Bisingen 1919 e. V. als Broschüre gedruckten Protokoll der Einweihung der Erinnerungsstätte im Begegnungszentrum für Erholung und Sport am 6. Juli 1969, AGB.

511    Der Satz „Wanderer, kommst du nach Sparta, verkündige dorten, du habest uns hier liegen gesehen, wie das Gesetz es befahl“ aus Schillers Gedicht Der Spaziergang (1795) ist die Abwandlung eines aus der Antike stammenden Ausspruchs, der an die Schlacht der Spartaner gegen die nach Griechenland einfallenden Perser an den Thermopylen 480 v. d. Z. erinnert.

512    Glauning: Entgrenzung, S. 396.

513    Die Schreiben Böhringers und Majer-Leonhards finden sich in LKAS, K 13, Nr. 397.

514    Vgl. StZ, 27.11.1972.

515    Ebd.

516    Zit. nach ebd.

517    Vgl. Schreiben Regierungsdirektor Müller-Caroli an Landratsamt Hechingen vom 30.11.1972, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 22.

518    Vgl. hierzu und im Folgenden: Schreiben LRA Hechingen an RP Südwürttemberg-Hohenzollern vom 6.12.1972, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 22.

519    Auf dem im Regierungspräsidium eingegangenen Schreiben des Landratsamts befindet sich ein handschriftlicher Vermerk vom 13.12.1972, der mit dem Satz abschließt: „Die Sache ist daher von hier aus als erledigt anzusehen.“ StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 22.

520    Zit. aus Schreiben Regierungsvizepräsident an RDir Müller-Caroli vom 18.12.1972, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 22.

521    Im Zuge der am 1. Januar 1973 in Kraft getretenen Gebietsreform war das bisherige Regierungspräsidium Südwürttemberg-Hohenzollern in Regierungsbezirk Tübingen umbenannt worden, wobei der Verwaltungsbereich um einige badische Gebiete erweitert und mehrere württembergische Orte abgegeben wurden. Die vier Regierungspräsidien Baden-Württembergs sind seitdem nach ihrem Amtssitz benannt: Tübingen, Freiburg (vormals RP Südbaden), Karlsruhe (vormals RP Nordbaden) und Stuttgart (vormals RP Nordwürttemberg).

522    Aktennotiz RP Tübingen (Mohl) vom 02.05.1973, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 22.

523    Zuvor hatte die französische Armee das Gelände als Munitions- und Sprengstoffdepot genutzt.

524    Vgl. Homepage der Gedenkstätte Vulkan: http://www.gedenkstaette-vulkan.de/html/geschichtliche_aufarbeitung.html (zuletzt abgerufen: 25.12.2018).

525    Der Zollernalbkreis (im Folgenden: ZAK) war durch die Gebietsreform 1973 geschaffen worden. Er umfasst den ehemaligen Landkreis Balingen, den Großteil des ehemaligen Kreises Hechingen sowie wenige Gemeinden der ehemaligen Kreise Sigmaringen und Stockach. Die KZ-Friedhöfe in Bisingen, Schömberg und Schörzingen unterstehen seitdem verwaltungstechnisch dem Landratsamt Zollernalbkreis. Die Gemeinde Schörzingen wurde außerdem 1973 nach Schömberg eingemeindet.

526    Vgl. Schreiben LRA ZAK an Hilfsstelle vom 10.09.1975, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 26.

527    Schreiben Hilfsstelle an LRA ZAK vom 23.09.1975, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 26.

528    Schreiben LRA an RP Tübingen vom 26.09.1975, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 26.

529    Hier und im Folgenden: Hilfsstelle an RP Tübingen vom 04.09.1976, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 26.

530    Schreiben RP Tübingen (Hug) an Hilfsstelle vom 23.09.1976, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 26.

531    Vgl. Schreiben Landrat Lazi an BM Haasis (Bisingen) vom 16.12.1976, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 26.

532    Vgl. Schreiben RP Tübingen an LRA ZAK vom 18.02.1977, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 26.

533    Schreiben Landrat Lazi an RP Tübingen vom 20.04.1977, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 26.

534    Vgl. Schreiben RP Tübingen an Innenministerium BaWü vom 29.04.1977, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 26. Die Kostenübernahme durch das Land wurde bewilligt; vgl. Schreiben RP Tübingen an LRA ZAK vom 23.08.1977, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 26.

535    Dies geht aus einem Schreiben des Bürgermeisteramts Unterriexingen an die Hilfsstelle vom 15.12.1972 hervor; LKAS, K 13, Nr. 280.

536    Vgl. Schreiben Bürgermeisteramt Markgröningen an Hilfsstelle vom 16.01.1973, LKAS, K 13, Nr. 278.

537    Schreiben Bürgermeisteramt Markgröningen an Hilfsstelle vom 04.10.1974, LKAS, K 13, Nr. 278.

538    Manfred Scheck erwähnt außerdem, dass „Vertreter der Opfer“ mehrfach eine Ergänzung der Tafel forderten. Scheck: Zwangsarbeit und Massensterben, S. 250.

539    Vgl. Rundschreiben der Hilfsstelle vom September 1975, LKAS, K 13, Nr. 275.

540    Vgl. Schreiben Bürgermeisteramt Markgröningen an Hilfsstelle vom 10.12.1975, LKAS, K 13, Nr. 278.

541    Schreiben Bürgermeisteramt Markgröningen an Hilfsstelle vom 29.01.1976, LKAS, K 13, Nr. 278.

542    Vgl. Enzbote, 22.04.1965. Vgl. im Folgenden auch Scheck: Zwangsarbeit und Massensterben, S. 221–225.

543    Scheck: Zwangsarbeit und Massensterben, S. 225.

544    Zit. nach ebd.

545    Vgl. ebd., S. 222.

546    Vgl. Schreiben Hilfsstelle an Stadt Vaihingen an der Enz vom 08.09.1972, LKAS, K 13, Nr. 280.

547    Schreiben Stadt Vaihingen an der Enz an Hilfsstelle vom 10.12.1974, LKAS, K 13, Nr. 280. Das Aufrichten der schief stehenden Grabsteine wurde hingegen zugesichert.

548    Vgl. Schreiben Hilfsstelle an Stadt Vaihingen an der Enz vom 14.08.1975, LKAS, K 13, Nr. 280.

549    Vgl. Korrespondenzen, ebd.

550    Schreiben LRA ZAK an RP Tübingen vom 17.10.1977, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 26.

551    Vgl. Schreiben LRA ZAK an Volksbund vom 07.09.1978, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 26.

552    Vgl. Schreiben Volksbund (Dutty) an LRA ZAK vom 12.09.1978, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 26.

553    Aktenvermerk LRA ZAK vom 9.11.1978, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 26.

554    Schreiben Anton B. an Landrat Lazi vom 14.11.1978, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 26.

555    Vgl. Aktennotiz LRA ZAK (Kreidler) vom 15.11.1978, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 26.

556    Hier und im Folgenden: Schreiben Landrat Lazi an Anton B. vom 27.11.1978, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 26.

557    Aktenvermerk LRA ZAK (Kreidler) vom 14.12.1978, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 26.

558    Vgl. diverse Schreiben, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 26.

559    Schreiben Anton B. an Bundespräsident Scheel, Ministerpräsident Späth und Bischof Moser (Rottenburg) vom 04.03.1979, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 26.

560    Siehe das folgende Kapitel in dieser Arbeit.

561    Magistrat der Stadt Mörfelden-Walldorf: Das Geheimnis der Erlösung, S. 11.

562    Die Städte Mörfelden und Walldorf wurden 1977 im Zuge der hessischen Gebietsreform zur Stadt Mörfelden-Walldorf zusammengeschlossen.

563    Blickpunkt – Stadtzeitung der DKP Walldorf (Hrsg.): Spuren des Terrors. Eine Dokumentation über das KZ-Walldorf im Jahre 1944, Mörfelden-Walldorf 1978, S. 4.

564    Magistrat der Stadt Mörfelden-Walldorf: Das Geheimnis der Erlösung, S. 12.

565    Siehe das folgende Kapitel in dieser Arbeit.

566    Vgl. zum Folgenden: Brenneisen: Konzentrationslager Mannheim-Sandhofen, S. 173 f.

567    Hans Reschke (1904–1995) war bereits im Frühjahr 1933 in die NSDAP eingetreten, zwischen 1934 und 1945 war er Landrat zunächst im Kreis Höxter, dann im Kreis Recklinghausen. Von 1937 bis 1943 war Reschke ehrenamtlicher Mitarbeiter des SD, ab 1940 im Rang eines SS-Untersturmführers. Vgl. Klee: Personenlexikon, S. 492. 1951 kam Reschke nach Mannheim, wo er drei Jahre später Hauptgeschäftsführer der Mannheimer Industrie- und Handelskammer wurde. Als parteiloser Kandidat von CDU, Deutscher Partei, FDP und BHE gewann er 1955 im traditionell „roten Mannheim“ die Wahl zum Oberbürgermeister gegen den SPD-Kandidaten und ehemaligen KZ-Häftling Werner Jacobi aus Köln. Zur Wahl vgl. Der Spiegel 42/1955, S. 18 f. Reschke wurde 1964 wiedergewählt und blieb bis 1972 Oberbürgermeister der Stadt Mannheim.

568    Vgl. Karin Orth: Die Historiografie der Konzentrationslager und die neuere KZ-Forschung, in: Archiv für Sozialgeschichte 47, 2007, S. 579–598.

569    Manfred Hildenbrand: Der „Vulkan“ in Haslach im Kinzigtal – Hartsteinwerke, Konzentrationslager, Munitionslager, Mülldeponie, in: Historischer Verein für Mittelbaden (Hrsg.): Die Ortenau, 57. Jahresband, 1977, S. 313–336. Hildenbrand, seit 1965 Mitglied des Historischen Vereins Haslach, war von 1971 bis 2005 stellvertretender Präsident im Vorstand des Historischen Vereins für Mittelbaden. Wenngleich seine Publikationen zu den Haslacher Konzentrationslagern nicht mehr ganz dem heutigen Forschungsstand entsprechen, da es darin mehrere Verwechslungen zwischen den drei Lagern gibt, leistete Hildenbrand wichtige Grundlagenarbeit, die die Basis für jede weitere Beschäftigung bildete. Zum aktuellen Forschungsstand sei auf die Arbeiten von Sören Fuß verwiesen.

570    Julius Schätzle: Stationen zur Hölle. Konzentrationslager in Baden und Württemberg 1933–1945, Frankfurt am Main 1974. Schätzle (1905–1988) wurde 1935 zu zweieinhalb Jahren Gefängnishaft verurteilt; danach durchlitt er die Konzentrationslager Oberer Kuhberg (Ulm), Welzheim, Dachau, Mauthausen und Neuengamme und überlebte die „Cap-Arcona“-Katastrophe in der Lübecker Bucht am 3. Mai 1945. Von 1946 bis 1950 gehörte er als Abgeordneter der KPD dem ersten Landtag Württemberg-Badens an. Schätzle war maßgeblich an der Gründung der KZ-Lagergemeinschaft Heuberg-Kuhberg-Welzheim sowie des Dokumentationszentrums Oberer Kuhberg beteiligt, deren Vorsitzender er von 1977 bis 1982 war.

571    Hier und im Folgenden: Haller Tagblatt, 10.07.1972: Lebensmittelbunker entdeckt.

572    Alexander Donat (1905–1983), gebürtig Michał Berg, überlebte das Warschauer Ghetto sowie die Konzentrationslager Majdanek, Radom, Vaihingen, Hessental und Dachau. Nach Kriegsende emigrierte er in die USA, wo er 1965 seinen Erinnerungsbericht The Holocaust Kingdom publizierte, der seitdem in mehreren Auflagen erschien und zu den bedeutendsten Zeugnissen von Holocaust-Überlebenden zählt. Eine deutsche Übersetzung steht bis heute aus.

573    Haller Tagblatt, 05.04.1975: Der Terror endete mit einem Todesmarsch.

574    Heilbronner Stimme, 02.04.1975 und 03.04.1975.

575    Hier und im Folgenden: Heilbronner Stimme, 02.04.1975: Geschlagen und gepeitscht für den Griff nach einem Apfel.


576    Neben Zeitzeugenbefragungen und Forschungen in Gemeindearchiven lag der Schwerpunkt der Recherchen auf der Auswertung von Quellen aus dem Bundesarchiv (Koblenz), der Zentralen Stelle (Ludwigsburg), des ITS (Bad Arolsen), des Instituts für Zeitgeschichte (München) sowie der Staatsanwaltschaften. Unterstützung erfuhren die Studierenden dabei vor allem von Oberstaatsanwalt a. D. Rolf Sichting und Regierungsdirektor Ulrich Schreitmüller.

577    Vgl. Barbara Keuerleber-Siegle: Das Lager Echterdingen, in: Vorländer: Nationalsozialistische Konzentrationslager, S. 131–148.

578    Hier und im Folgenden: Filderbüttel Nr. 13, April/Mai 1979, S. 22.

579    Offener Brief an die Städte Leinfelden-Echterdingen und Filderstadt, abgedruckt in Filder-Zeitung, 17.07.1979.

580    Zum Folgenden vgl. Silberzahn-Jandt: Das öffentliche Erinnern, S. 191–196.

581    Hier und im Folgenden: Vorlage zur Sitzung des Gemeinderats Leinfelden-Echterdingen am 08.09.1981, zit. aus Silberzahn-Jandt: Das öffentliche Erinnern, S. 194.

582    Im September 1944 war die mit Nazi-Deutschland kollaborierende Vichy-Regierung auf einen „Führerbefehl“ hin nach Sigmaringen geflüchtet und verlegte ihren Regierungssitz in das dortige Hohenzollernschloss. Ab Oktober galt Sigmaringen somit für sechs Monate als provisorische „Hauptstadt des besetzten Frankreich“. Etwa 500 Milizionäre sowie 700 französische Soldaten befanden sich in dieser Zeit in der Stadt. Vgl. Henry Rousso: Vichy. Frankreich unter deutscher Besatzung 1940–1944, München 2009, S. 112.

583    Zit. nach Silberzahn-Jandt: Das öffentliche Erinnern, S. 195.

584    Zu dieser Zeit ging man, basierend auf den Forschungsergebnissen Keuerleber-Siegles, von 111 Todesopfern des KZ Echterdingen aus, darunter die 19 Opfer, die bis Dezember 1944 in Esslingen eingeäschert und beigesetzt worden waren, sowie die 66 Toten, die nach Kriegsende aus dem Massengrab im Bernhäuser Forst exhumiert und nach Esslingen überführt wurden. Zu 26 Opfern ließ sich keine Ruhestätte ermitteln. Erst 2005 wurde ein weiteres Massengrab mit 34 Toten entdeckt, sodass heute von mindestens 119 Opfern des Lagers ausgegangen wird.

585    Hier und im Folgenden zit. nach Silberzahn-Jandt: Das öffentliche Erinnern, S. 195.

586    Vgl. Elke Schabet-Berger: Das Lager Hessental, in: Vorländer: Nationalsozialistische Konzentrationslager, S. 71–107.

587    Vgl. Koziol: Rüstung, Krieg und Sklaverei, Anhang, Abb. 83.

588    Vgl. Heinz Risel: Das Lager Neckargartach, in: Vorländer: Nationalsozialistische Konzentrationslager, S. 109–129.

589    Risel: KZ in Heilbronn.

590    Vgl. StZ, 23.02.1981: Vernichtung durch Arbeit im Stollen.

591    Wolf Theilacker wurde maßgeblich in der Anti-Atom-Bewegung der 1970er-Jahre politisch sozialisiert; 1979 war der Gymnasiallehrer Mitgründer der Heilbronner Ortsgruppe der Grünen, als deren erster Stadtrat er 1980 in den Gemeinderat gewählt wurde. Dem Gremium gehörte er zunächst bis 1991 an, seit 2004 ist Theilacker erneut Stadtrat in Heilbronn. Vgl. http://www.grüne-stadt-heilbronn.de/frakti on/mitglieder/wolf-theilacker/ (zuletzt abgerufen: 03.05.2018).

592    Mit Manfred Weinmann konnte 1983 erstmals ein Kandidat der CDU die Oberbürgermeisterwahl in Heilbronn gewinnen. Seine Amtsvorgänger seit Kriegsende waren Emil Beutinger (parteilos, 1945–1946), Paul Metz (SPD, 1946–1948), Paule Meyle (DVP, 1948–1967) und Hans Hoffmann (SPD, 1967–1983).

593    Zit. aus Neckar-Express, 12.02.1987: Überlebender des KZ Neckargartach einladen.

594    Hier und im Folgenden zit. aus Heilbronner Stimme, 03.04.1987: Keine Einladung.

595    Sofern keine anderen Quellen vermerkt sind, basiert die Darstellung zu Leonberg in diesem Kapitel auf Stäbler/Mather: Schwierigkeiten des Erinnerns. Für einen tieferen Einblick in die erinnerungskulturellen Entwicklungen im Hinblick auf das KZ Leonberg sei auf diese Broschüre verwiesen.

596    Leonberger Kreiszeitung, 03.08.1978: Ein KZ mitten in Leonberg.

597    Vgl. Jürgen Klingel: Das Lager Leonberg, in: Vorländer: Nationalsozialistische Konzentrationslager, S. 19–69.

598    Zit. aus Stäbler/Mather: Schwierigkeiten des Erinnerns, S. 19.

599    Monica Mather (1941–2010) war Journalistin und Fotografin. Nach ihrem 1978 erschienenen Artikel zum KZ Leonberg beschäftigte sie sich über viele Jahre weiter mit der Geschichte des Lagers und veröffentlichte hierzu mehrere Beiträge in der Leonberger Kreiszeitung sowie in Publikationen der KZ-Gedenkstätteninitiative Leonberg e. V., die sie 1999 mitgründete. Vgl. http://www.kz-gedenk staette-leonberg.de/nachrufe/details/in-memoriam-monica-mather (zuletzt abgerufen: 27.12.2018).

600    Renate Stäbler war bis zu ihrem Eintritt in den Vorruhestand aktive Gewerkschafterin und langjährige Betriebsratsvorsitzende der Leonberger Kreissparkasse, von 1979 bis 1999 gehörte sie außerdem dem Kreistag an, ab 1984 als Vorsitzende der SPD-Fraktion. 1995 schrieb sie sich gemeinsam mit ihrer Lebensgefährtin Monica Mather als Gasthörerin an der Universität Stuttgart in den Fächern Geschichte und Politik ein. Stäbler ist ebenfalls Gründungsmitglied und war viele Jahre stellvertretende Vorsitzende der KZ-Gedenkstätteninitiative Leonberg e. V. Gemeinsam mit Monica Mather hat sie mehrere Beiträge zum Leonberger KZ-Außenlager verfasst. 2007 wurde ihr für ihr berufliches wie ehrenamtliches Wirken das Bundesverdienstkreuz verliehen. Vgl. http://www.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse/pressemitteilung/pid/verdienstkreuz-am-bande-fuer-renate-staebler-aus-leonberg/ (zuletzt abgerufen: 10.02.2018).

601    Stäbler/Mather: Schwierigkeiten des Erinnerns, S. 19.

602    Émile Géhant (1918–2003) hatte sich 1942 dem Widerstand gegen die deutschen Besatzer angeschlossen und wurde im Dezember 1943 von der Gestapo verhaftet. Vgl. http://www.francaislibres.net/liste/fiche.php?index=70527 (zuletzt abgerufen: 27.12.2018).

603    Zit. nach Stäbler/Mather: Schwierigkeiten des Erinnerns, S. 20.

604    Zur tragenden Rolle Wolfs (1929–2011) in diesem Arbeitskreis vgl. den Nachruf von Eberhard Röhm (KZ-Gedenkstätte Leonberg e. V.): http://www.kz-gedenkstaet te-leonberg.de/nachrufe/details/nachruf-auf-frederick-e-wolf-26-august-1929–16-april-2011 (zuletzt abgerufen: 27.12.2018).

605    Hier und im Folgenden zit. aus Haus der Begegnung/Erwachsenenarbeit der Evangelischen Kirchenbezirke Leonberg/Ditzingen (Hrsg.): KZ in Leonberg. Eine Dokumentation, Leonberg 1980, S. II, 1–3, hier S. 1.

606    Ebd., S. II, 3.

607    Hier und im Folgenden: Eugen Stöffler: Zur Einführung, in: Haus der Begegnung: KZ in Leonberg, S. 1–3.

608    Ebd., S. 2.

609    Stäbler/Mather: Schwierigkeiten des Erinnerns, S. 22 f.

610    Ebd., S. 23.

611    Alle Redemanuskripte des Symposiums sind abgedruckt in: Haus der Begegnung: KZ in Leonberg. Zu Hermann Langbein (1912–1995) vgl. u. a. Brigitte Halbmayr: Zeitlebens konsequent. Hermann Langbein – Eine politische Biographie, Wien 2012.

612    Haus der Begegnung: KZ in Leonberg, S. II 24 [Hervorhebung M. B.].

613    Ebd., S. III, 41.

614    Ebd., S. III, 6 f.

615    Zit. aus undatiertem Kommentar der Leonberger Kreiszeitung (Udo B. Greiner: Traurige Demokratie), entnommen: ebd., Anhang.

616    Leonberger Kreiszeitung, 12.04.1979: Rückhalt für Holzapfel.

617    Hier und im Folgenden: Leonberger Kreiszeitung, 10.04.1979: Anmerkungen zu „Ein KZ in Leonberg“ (Leserbrief).

618    Vgl. Haus der Begegnung: KZ in Leonberg, S. 29 f.

619    Haus der Begegnung: KZ in Leonberg.

620    Vgl. ebd., S. 31 f. und Anhang.

621    Ebd., S. II, 19.

622    Stäbler/Mather: Schwierigkeiten des Erinnerns, S. 23. Zu Margarete Stingele vgl. Kalikalinka Villhauer: Die Engel von Leonberg: Margarete Stingele und andere Helfer und Helferinnen in der Not, in: Stadt Leonberg (Hrsg.): Nonne, Magd oder Ratsfrau. Frauenleben in Leonberg aus vier Jahrhunderten, Leonberg 1998, S. 229–238, hier S. 236 f.

623    Stäbler/Mather: Schwierigkeiten des Erinnerns, S. 26.

624    Vgl. ebd.

625    Zur Gestaltung der Platte erklären Stäbler und Mather: „Die gewölbte Form soll an den Engelbergtunnel erinnern, der abgebildete Kirschkorb an die von einzelnen Leonbergerinnen den Häftlingen heimlich zugesteckten Lebensmittel.“ Ebd., S. 26 f.

626    Zur Rezeption des KZ Sandhofen nach 1945 vgl. Brenneisen: Konzentrationslager Mannheim-Sandhofen.

627    Angelika Schmitt: Die Geschichte des Konzentrationslagers Mannheim-Sandhofen. Ein Beitrag zur Zeitgeschichte im regionalen Bereich. Unveröffentlichte Zulassungsarbeit zur Ersten Prüfung für das Lehramt an Grund- und Hauptschulen an der PH Ludwigsburg 1976, S. 3. MARCHIVUM, Kleine Erwerbungen, Nr. 469.

628    Ebd., S. 47.

629    Mannheimer Morgen (MM), 17./18.11.1979: Kranzniederlegung in Sandhofen soll an KZ-Außenstelle erinnern.

630    Vgl. Schreiben Dezernat I an SJR vom 26.10.1979, MARCHIVUM, Stadtjugendring, Zug. 27/1998, Nr. 54.

631    Im Herbst 1949 nahm die ehemalige Friedrichschule in Sandhofen mit dem neuen Namen Gustav-Wiederkehr-Schule wieder den Unterrichtsbetrieb auf. Der Sandhofener Lokal-Anzeiger erwähnte in einem Artikel zur Geschichte des Schulgebäudes das KZ-Außenlager zwar nur beiläufig, benannte es aber unmissverständlich als Konzentrationslager. Im Wortlaut: „Nach dem großen Luftangriff auf Mannheim vom 5./6. September 1943 wurde mit dem […] Unterricht ausgesetzt und mit der Evakuierung [der Schüler, M. B.] begonnen. Das Schulhaus wurde Arbeitsdienstlager, Gefangenenlager und schließlich KZ. In dieser letzten Zeit – am 14. Dezember 1944 – wurde die Friedrichschule durch eine Luftmine […] äußerst hart getroffen.“ Lokal-Anzeiger, 01.10.1949: Aus der Geschichte des wiedererstellten Schulhauses.

632    Vgl. Rhein-Neckar-Zeitung (RNZ), 16.11.1979; MM, 17./18.11.1979. Vereinzelte weitere Artikel erschienen in den folgenden Tagen.

633    Lokal-Anzeiger [Sandhofen], 20.11.1979: Späte Blumen für KZ-Häftlinge.

634    Vgl. RNZ, 24./25.11.1979: KZ-Gedenktafel verschmiert; MM, 24./25.11.1979: Polizei bittet um Hinweise – Gedenktafel beschmiert.

635    Vgl. MM, 14./15.05.1980.

636    Aktennotiz Dezernat I, Besprechung am 4.12.1979, MARCHIVUM, Dez.reg., Zug. 26/1994, Nr. 54.

637    Vgl. Sven Lindqvist: Grabe wo du stehst. Handbuch zur Erforschung der eigenen Geschichte, Bonn 1989.

638    Vgl. Lutz Niethammer: Lebenserfahrung und kollektives Gedächtnis. Die Praxis der „Oral History“, Frankfurt am Main 1980.

639    Laut Auskunft Koppenhöfers kam die Kontaktaufnahme zum SJR wohl über den Mannheimer Sozialdemokraten und Gewerkschafter Adolf Schröder zustande, mit dem Koppenhöfer kurz zuvor ein Zeitzeugengespräch geführt hatte. Schröder war als Mitglied der illegalen Sozialistischen Arbeiterpartei Deutschlands (SAP) im August 1938 verhaftet, wegen „Vorbereitung zum Hochverrat und Fortsetzung einer verbotenen politischen Partei“ zu drei Jahren Zuchthaus verurteilt und später zur „Bewährungseinheit 999“ eingezogen worden. Zur SAP in Mannheim und der Rolle Schröders vgl. Volker R. Berghahn u. a.: Arbeiterwiderstand, in: Erich Matthias/Hermann Weber (Hrsg.): Widerstand gegen den Nationalsozialismus in Mannheim, Mannheim 1984, S. 91–347, hier S. 207–225.

640    Ich danke Peter Koppenhöfer für die Bereitstellung seiner Interviewsammlung, die ich bereits in vorangegangenen Arbeiten systematisch auswerten konnte. Vgl. zum Folgenden: Brenneisen: Konzentrationslager Mannheim-Sandhofen, S. 136–162.

641    15 dieser 120 befragten Zeitzeugen äußerten sich zwar meist allgemein zum Nationalsozialismus in Mannheim/Sandhofen, gaben aber an, nichts bzw. nur vom Hörensagen über das KZ Sandhofen zu wissen, oder waren nicht bereit, hierüber nähere Auskünfte zu geben. Eine Metzgerin aus Sandhofen lehnte beispielsweise ein Interview ab, aus Angst, „die alten Nazis“ würden die Fensterscheiben des Geschäfts einschlagen, wenn ihre Aussagen bekannt würden. Vgl. ebd., S. 160.

642    Peter Koppenhöfer: Einheimische Interviews zum KZ Sandhofen (Stand 05/2009), unveröffentlicht, Interview Nr. 3: Willi S. (1980), Privatarchiv Peter Koppenhöfer.

643    Ebd., Interview Nr. 34: Frieda N. (1982).

644    Związek Bojowników o Wolność i Demokrację (Verband der Kämpfer für Freiheit und Demokratie) war eine offizielle, staatlich kontrollierte Vereinigung, die seit 1949 als Zusammenschluss verschiedener Veteranenverbände in Polen bestand.

645    Schreiben Stadtarchiv (Leiter Jörg Schadt) an Dezernate I und V vom 23.02.1981, MARCHIVUM, Dez.reg., Zug. 26/1994, Nr. 2.

646    Hier und im Folgenden: Schreiben DPG (Bernd Floeck) an OB Varnholt vom 09.03.1981, MARCHIVUM, Stadtjugendring, Zug. 27/1998, Nr. 60.

647    Gesprächsnotiz des Stadtjugendrings vom 17.03.1981 (Gespräch am 16.03.), MARCHIVUM, Stadtjugendring, Zug. 27/1998, Nr. 60.

648    Schreiben Stadtarchiv an OB Varnholt vom 15.04.1981, MARCHIVUM, Dez.reg., Zug. 26/1994, Nr. 2.

649    Schreiben Dezernat V an SJR vom 21.04.1981, MARCHIVUM, Dez.reg., Zug. 26/1994, Nr. 2.

650    Ebd.

651    Vgl. Schreiben SJR an EB David vom 11.05.1981, MARCHIVUM, Stadtjugendring, Zug. 27/1998, Nr. 60.

652    Vgl. Protokoll der Sitzung des Bezirksbeirats vom 15.04.1981, TOP 5, MARCHIVUM, Dez.reg., Zug. 28/1994, Nr. 32.

653    Vgl. Schreiben GWS an Schulverwaltungsamt vom 16.06.1981 sowie Schreiben Hauptamt an Hochbauamt vom 10.08.1981, MARCHIVUM, Dez.reg., Zug. 26/1994, Nr. 2.

654    Vgl. Notiz des SJR zu einem Gespräch mit EB David am 30.07.1981, MARCHIVUM, Stadtjugendring, Zug. 27/1998, Nr. 60.

655    Fachbereich OB-Repräsentation an OB Varnholt, 08.02.1982, MARCHIVUM, Dez.reg., Zug. 26/1994, Nr. 2.

656    Schreiben Hauptamt an OB vom 26.01.1982, MARCHIVUM, Dez.reg., Zug. 26/1994, Nr. 2.

657    Hier und im Folgenden zit. aus dem Redemanuskript Heinrich Kirschs vom 07.03.1982, MARCHIVUM, D 19, Zug. 28/1998, Nr. 321.

658    Theodor W. Adorno: Was bedeutet: Aufarbeitung der Vergangenheit [1959], in: Ders.: Gesammelte Schriften, Bd. 10.2, Frankfurt am Main 1977, S. 555–572, hier S. 557. Kirsch kritisierte auch, dass Schmitt überhaupt Adorno zitiert hatte, da „dieser Mensch […] selber mit der von ihm und seinen Helfershelfern [sic!] geschaffenen ‚Frankfurter Schule‘ eine schreckliche Schuld auf sich geladen“ habe – „sehenden Auges und klaren Verstands“. Worin diese Schuld bestanden haben soll, erläuterte der Redner nicht.

659    MM, 08.03.1982: Protest bei Gedenkfeier.

660    RNZ, 08.03.1982: Es gibt keine Kollektivschuld, aber eine kollektive Haftung.

661    Hier und im Folgenden: MM, 08.03.1982: Alles hat irgendwo seine Grenzen (Lokalkommentar).

662    Hier und im Folgenden: Lokal-Anzeiger, 09.03.1982: Gedenkfeier für polnische Zwangsarbeiter. Die Redaktion des Blatts weigerte sich auch in den folgenden Jahren beharrlich, das Lager als Konzentrationslager bzw. KZ-Außenlager und die Inhaftierten als KZ-Häftlinge zu bezeichnen.

663    Die Sandhofener CDU ernannte Kirsch 1987 zum Ehrenvorsitzenden, 1990 wurde ihm die Sandhofer Bürgermedaille verliehen. Zur Person vgl. MARCHIVUM, ZGS, S1/2008: Kirsch, Heinrich.

664    Vgl. Brenneisen: Konzentrationslager Mannheim-Sandhofen, S. 97–105.

665    Vgl. MM, 11.03.1982: Schlimme Erinnerungen; MM, 18.03.1982: Protest bei Gedenkfeier (Leserbriefe).

666    MM, 11.03.1982: Nicht in alten Wunden rühren (Leserbrief).

667    MM, 12.03.1982: Lästige Ermahnungen (Leserbrief).

668    Hier und im Folgenden: Lokal-Anzeiger, 11.03.1982: Gedenkfeier nicht mehr sinnvoll (Leserbrief).

669    Hier und im Folgenden: Lokal-Anzeiger, 18.03.1982: Nationale Minderwertigkeitsgefühle (Leserbrief).

670    Dies traf auch auf einige Leserbriefautoren zu, die Heinrich Kirsch kritisierten. Beispielsweise wandte sich ein Gymnasiallehrer mit dem Argument gegen Kirschs Rede, dass die Gedenktafel „eigentlich für alle Deutschen gilt, die, oft ohne sich dessen bewußt zu werden, Opfer des Nationalsozialismus geworden sind“. Letztlich spiegle „kein Begriff […] klarer als ‚Holocaust‘ das wieder, was die Deutschen sich selbst und anderen Völkern angetan haben“. MM, 18.03.1982: Wir sind alle Hitlers Opfer und Erben (Leserbrief, Hervorhebung M. B.).

671    Hier und im Folgenden: MM, 11.03.1982: Nicht in alten Wunden rühren (Leserbrief).

672    MM, 11.03.1982: Gedenkfeier nicht mehr sinnvoll (Leserbriefe).

673    Hier und im Folgenden: Lokal-Anzeiger, 16.03.1982: Unseliges Kesseltreiben (Leserbrief); in leicht veränderter Form ebenfalls erschienen im MM, 18.03.1982: Aus Schuldbekenntnis wird Anklage (Leserbrief).

674    MM, 11.03.1982: Wirklichkeitsfremd (Leserbrief). Mit dem klassisch antisemitischen Topos des geldgierigen Juden spielte der Autor hier offenbar auf die Auseinandersetzung zwischen dem deutschen Bundeskanzler Helmut Schmidt und dem israelischen Ministerpräsidenten Menachem Begin im Jahr zuvor an. Vgl. Werner Bergmann: Realpolitik versus Geschichtspolitik. Der Schmidt-Begin-Konflikt von 1981, in: Jahrbuch für Antisemitismusforschung 7, 1998, S. 266–287.

675    MM, 13./14.03.1982: In welcher Zeit leben wir? (Leserbrief).

676    RNZ, 09.03.1982: Kirsch fühlt sich mißverstanden.

677    RNZ, 10.03.1982: Kirsch’s Äußerungen lösen Distanzierungen aus.

678    Hier und im Folgenden: Lokal-Anzeiger, 12./13.03.1982: Gesellschaft für Christlich-Jüdische Zusammenarbeit Rhein-Neckar e. V. nimmt Stellung (Leserbrief).

679    RNZ, 10.03.1982: Kirsch’s Äußerungen lösen Distanzierungen aus, Offener Brief von SJD/Die Falken, Bezirksverband Baden an den Botschafter der Republik Polen.

680    MM, 18.03.1982: Schreck in der Morgenstunde (Leserbrief).

681    Hier und im Folgenden: RNZ, 10.03.1982: Kirsch fühlt sich mißverstanden.

682    Vgl. ebd.

683    Hier und im Folgenden: Presseerklärung der CDU-Fraktion im Gemeinderat der Stadt Mannheim vom 09.03.1982, zit. nach MM, 10.03.1982: Empörte Briefe gegen Stadtrat-Rede.

684    Hier und im Folgenden: MM, 19.03.1982: Appell der Jungen Union (Leserbrief).

685    Vgl. MM, 19.03.1982: Eine Gedenkfeier.

686    Vgl. RNZ, 27./28.03.1982: Die Lehren aus den Verbrechen ziehen.

687    Lokal-Anzeiger, 23.03.1982: Offenes Gespräch über Gedenktafel.

688    Vgl. Sitzungsprotokoll des Geschäftsführenden Ausschusses des SJR Mannheim, 28.04.1982, MARCHIVUM, Stadtjugendring, Zug. 27/1998, Nr. 64.

689    Zur Person vgl. Hans-Joachim Hirsch/Elke Schneider: Nachruf auf Dr. Karl Otto Watzinger (1913–2006), in: Mannheimer Geschichtsblätter, Neue Folge Nr. 12, 2005, S. 303–307.

690    Vgl. MARCHIVUM, Ratsprotokolle 1982, Niederschrift über die Sitzung des Gemeinderats vom 30.03.1982, Anlage zu Punkt 15 der Tagesordnung: Beschluss des Gemeinderats zu Antrag Nr. 23/82.

691    Vgl. Schreiben des OB an die Mitglieder des Gemeinderats vom 19.05.1982, MARCHIVUM, Dez.reg., Zug. 26/1994, Nr. 3.

692    Vgl. MARCHIVUM, Ratsprotokolle 1982, Niederschrift über die Sitzung des Gemeinderats vom 30.03.1982, Anlage zu Punkt 15 der Tagesordnung: Antrag Nr. 31/82.

693    Hier und im Folgenden: MARCHIVUM, Ratsprotokolle 1982, Niederschrift über die Sitzung des Gemeinderats vom 30.03.1982, TOP 15.

694    Hier und im Folgenden: MARCHIVUM, Ratsprotokolle 1982, Niederschrift über die Sitzung des Gemeinderats vom 30.03.1982, Anlage zu TOP 15: Beschluss des Gemeinderats zu Antrag Nr. 38/82.

695    Hier und im Folgenden: MARCHIVUM, Ratsprotokolle 1982, Niederschrift über die Sitzung des Gemeinderats vom 30.03.1982, TOP 15.

696    Zusammensetzung des Mannheimer Gemeinderats 1980–1985: SPD (22 Sitze), CDU (21), Mannheimer Liste (2), FDP (1), DKP (1), Grüne (1).

697    Vgl. MM, 01.04.1982: Erklärung zum Kirsch-Eklat.

698    Lokal-Anzeiger, 02.04.1982: Die Tafel und kein Ende. Den in der Leserbriefdebatte aufgekommenen Vorwurf, Kirschs Rede sei „nazistisch“ gewesen, kommentierte die Redaktion im Artikel: „Heinrich Kirsch ein alter Nazi, da lachen in Sandhofen die Hühner.“

699    MM, 18.03.1982: Schreck in der Morgenstunde (Leserbrief).

700    Kubicki übersandte Koppenhöfer außerdem einen längeren, in den 1950er-Jahren retrospektiv als „Tagebuch“ verfassten Erinnerungsbericht. Er befindet sich im Bestand der KZ-Gedenkstätte Sandhofen im MARCHIVUM, Zug. 28/1998, Nr. 375; deutsche Übersetzung: Nr. 285.

701    Peter Koppenhöfer: „Erste Wahl für Daimler-Benz“: Erinnerungen von KZ-Häftlingen an die Arbeit im Daimler-Benz Werk Mannheim, in: Mitteilungen der Dokumentationsstelle zur NS-Sozialpolitik, Nr. 13/14, 1986, S. 5–30.

702    Ders.: In Buchenwald war die Verpflegung besser; Ders/Schmid.: Dokumentation.

703    Die das KZ Sandhofen betreffenden Korrespondenzen, Interviewmanuskripte, Erinnerungsberichte und andere Quellen aus dem Privatarchiv Peter Koppenhöfers befinden sich mittlerweile nahezu vollständig im MARCHIVUM (ehemals Stadtarchiv Mannheim-ISG), Bestand D19: Gedenkstätte Sandhofen.

704    Vgl. zum Folgenden Brenneisen: Konzentrationslager Mannheim-Sandhofen, S. 112–135.

705    An der Gedenkfeier anlässlich des vierzigsten Jahrestags der Einrichtung des Konzentrationslagers nahmen 1984 etwa 150 Personen teil. Vgl. Stadtjugendring Mannheim (Hrsg.): Geschichte des Stadtjugendringes Mannheim e. V. 1946–1988, Mannheim 1988/89, S. 45.

706    Vgl. Günter Saathoff: Die politischen Auseinandersetzungen über die Entschädigung von NS-Zwangsarbeit im Deutschen Bundestag – Politische und rechtliche Aspekte, in: Klaus Barwig/Günter Saathoff/Nicole Weyde (Hrsg.): Entschädigung für NS-Zwangsarbeit. Rechtliche, historische und politische Aspekte, Baden-Baden 1998, S. 49–63, hier S. 55 f.

707    Zit. nach ebd., S. 54.

708    Die Stiftung wurde vom Bund und der Stiftungsinitiative der deutschen Wirtschaft paritätisch mit einem Gesamtvermögen von zehn Mrd. DM ausgestattet. Vgl. Gesetz zur Errichtung einer Stiftung „Erinnerung, Verantwortung und Zukunft“ (EVZ) vom 02.08.2000, online: http://www.gesetze-im-internet.de/evzstiftg/BJNR126300000.html (zuletzt abgerufen: 28.12.2018). Zur Zwangsarbeiterentschädigung in Deutschland vgl. allgemein Henning Borggräfe: Zwangsarbeiterentschädigung. Vom Streit um „vergessene Opfer“ zur Selbstaussöhnung der Deutschen, Göttingen 2014. Für einen kritischen Blick auf die Entschädigungspraxis der EVZ vgl. auch Christian Hartz: Ökonomie und Entschädigung nationalsozialistischer Zwangsarbeit, in: Sozial.Geschichte Online 15, 2015, S. 8–34.

709    Ulrich Herbert: Fremdarbeiter. Politik und Praxis des „Ausländer-Einsatzes“ in der Kriegswirtschaft des Dritten Reiches, Bonn 1985. Im Folgenden zitiert aus der erw. Neuaufl., Bonn 1999.

710    Vgl. ebd., S. 22.

711    Zit. nach Der Spiegel Nr. 5/1986: In Zugzwang, S. 99–101, hier S. 100.

712    Zahlenangabe nach Beate Brüninghaus: Vergleich mit anderen Unternehmen, in: Barbara Hopmann/Mark Spoerer/Birgit Weitz/Beate Brüninghaus: Zwangsarbeit bei Daimler-Benz, Stuttgart 1994 (= Zeitschrift für Unternehmensgeschichte, Beiheft 78), S. 476–481, hier S. 476. Ebbinghaus nennt dagegen für 1944 die Zahl von 46 349 „Fremdarbeiter[n], Zwangsarbeiter[n], Kriegsgefangene[n] und KZ-Häftlinge[n].“ Angelika Ebbinghaus: Zu diesem Buch, in: Hamburger Stiftung für Sozialgeschichte des 20. Jahrhunderts (Hrsg.): Das Daimler-Benz-Buch, S. 7–11, hier S. 10.

713    Höhepunkt der Feierlichkeiten sollte im Januar 1986 eine Jubiläumsfeier in der Stuttgarter Schleyer-Halle mit 4000 Gästen werden, die live als ARD-Eurovisionssendung im Fernsehen übertragen wurde. Allein der dort gezeigte, aufwendig inszenierte Spielfilm über die Geschichte des Automobils verschlang ein Budget von rund 16 Mio. DM, wovon knapp zehn Mio. DM von ausländischen Investoren eingeworben werden konnten. Da die als Multimediaspektakel intendierte Show einschließlich des Films jedoch reich an Pannen war und aufgrund der unvorhergesehenen Länge von drei Stunden zu Langeweile unter den Gästen und TV-Zuschauern führte, wurde sie zum Imagedebakel für Daimler-Benz und zählt bis heute zu den teuersten Flops in der Geschichte des öffentlich-rechtlichen Fernsehens. Vgl. Susanne Knabe: Firmenjubiläen. Geschichtsbewusstsein deutscher Unternehmen 1846–1997, Dissertation, Ludwig-Maximilians-Universität München 2004, S. 279–282, online: https://edoc.ub.uni-muenchen.de/4268/1/Knabe_Susanne.pdf (zuletzt abgerufen: 28.12.2018).

714    Die „plakat“-Gruppe war ein Zusammenschluss linker Gewerkschafter um Willi Hoss im Daimler-Benz-Werk Stuttgart-Untertürkheim, der erstmals Anfang der 1970er-Jahre nach Ungereimtheiten bei einer Betriebsratswahl unter diesem Namen als eigene Liste antrat und in den folgenden Jahren bis zu vierzig Prozent der Stimmen erhielt. Die Gruppe engagierte sich u. a. für bessere Arbeitsbedingungen und Entlohnung ausländischer Kollegen und setzte sich kritisch mit den ökologischen Folgen des Autobaus auseinander. Viele Mitglieder der „plakat“-Gruppe wurden aufgrund „gewerkschaftsschädigender Aktivitäten“ aus der IG Metall ausgeschlossen. Vgl „plakat“-Gruppe/Helmuth Bauer: Daimler-Benz von innen, in: Hamburger Stiftung für Sozialgeschichte des 20. Jahrhunderts (Hrsg.): Das Daimler-Benz-Buch, S. 636–667.

715    Der GUG gehören sowohl Wissenschaftler als auch Unternehmensvertreter an. 1983 war der Vorstandsvorsitzende der Daimler-Benz AG, Werner Breitschwerdt, Mitglied im Vorstand der GUG.

716    Handelsblatt, 21.01.1986, zit. nach Helmuth Bauer: „Von hier aus wird ein Stern aufgehen …“, in: Hamburger Stiftung für Sozialgeschichte des 20. Jahrhunderts (Hrsg.): Das Daimler-Benz-Buch, S. 594–602, hier S. 595 f.

717    Vgl. Der Spiegel Nr. 5/1986: In Zugzwang, S. 99–101.

718    Zit. nach ebd., S. 101.

719    Der Spiegel Nr. 15/1986: „Die Herren nahmen nur die Kräftigsten“, S. 79–104.

720    Hans Pohl/Stephanie Habeth/Beate Brüninghaus: Die Daimler-Benz AG in den Jahren 1933 bis 1945, Stuttgart 1986 (= Zeitschrift für Unternehmensgeschichte, Beiheft 47).

721    Ebbinghaus, Zu diesem Buch, S. 8.

722    Hier und im Folgenden: Hans Mommsen: Bündnis zwischen Dreizack und Hakenkreuz, in: Der Spiegel Nr. 20/1987, S. 118–129.

723    Vgl. Hamburger Stiftung für Sozialgeschichte des 20. Jahrhunderts: Daimler-Benz Buch. Darin: Fröbe: „Wie bei den alten Ägyptern“; Schmid: Goldfisch; Ders.: „Unsere ausländischen Arbeitskräfte“. Zwangsarbeiter in den Werken und Barackenlagern des Daimler-Benz-Konzerns, S. 559–591; Koppenhöfer: In Buchenwald war die Verpflegung besser; Ders./Schmid: Dokumentation; N. N.: „Wir waren ja niemand“. Ein ehemaliger Zwangsarbeiter berichtet über die Jahre 1942 bis 1945 in Genshagen/Obrigheim, S. 471–481.

724    Barbara Hopmann/Mark Spoerer/Birgit Weitz/Beate Brüninghaus: Zwangsarbeit bei Daimler-Benz, Stuttgart 1994 (= Zeitschrift für Unternehmensgeschichte, Beiheft 78).

725    MM, 21.03.1986: Die vergessenen Sklaven.

726    Das Treffen muss zwischen März und Mai 1986 stattgefunden haben, wie aus einem Schreiben des SJR an das Schulverwaltungsamt vom 23.06.1986 hervorgeht. MARCHIVUM, Dez.reg., Zug. 28/1994, Nr. 32.

727    Hier und im Folgenden: MARCHIVUM, Ratsprotokolle 1986, Niederschrift über die Sitzung des Gemeinderats vom 10.06.1986, Anlage zu Punkt 17.6 der Tagesordnung: Antrag Nr. 224/86.

728    MARCHIVUM, Ratsprotokolle 1986, Niederschrift über die Sitzung des Gemeinderats vom 10.06.1986, Anlage zu Punkt 17.6 der Tagesordnung: Antrag Nr. 231/86.

729    Schreiben SJR an Schulverwaltungsamt vom 23.06.1986, MARCHIVUM, Dez.reg., Zug. 28/1994, Nr. 32.

730    Vgl. Schreiben Dezernat V an Stadtjugendring vom 05.08.1986, MARCHIVUM, Dez.reg., Zug. 28/1994, Nr. 32.

731    Vgl. Schreiben GWS an David vom 21.10.1986, MARCHIVUM, Dez.reg., Zug. 28/1994, Nr. 32.

732    Vgl. zum Folgenden: Brenneisen: Konzentrationslager Mannheim-Sandhofen, S. 116–135.

733    So etwa in einem Leserbrief im Lokal-Anzeiger vom 06./07.11.1986: „Dokumentationsraum KZ“ in der Schule.

734    Auf den Umstand, dass Zwangsarbeit an sich von Zeitzeugen häufig nicht als Unrecht empfunden wurde, verwies bereits Herbert: Fremdarbeiter, S. 12 (wenngleich sich diese Anmerkung nicht auf KZ-Häftlinge bezog): „Ausländer tauchen […] in den Erinnerungen Älterer meist als eher beiläufige Selbstverständlichkeit auf, sind im Gedächtnis nicht bei Krieg, Nationalsozialismus oder NS-Verbrechen sortiert, sondern eher unter ‚Privates‘ […]; und es wird durchaus nicht als etwas NS-Spezifisches betrachtet, daß während des Krieges Ausländer in großer Zahl in Deutschland arbeiteten. Der Arbeitseinsatz der Fremdarbeiter und Kriegsgefangenen in Deutschland hat in der westdeutschen Öffentlichkeit gewissermaßen nicht den Status des Historischen als etwas Besonderem, als etwas, was Geschichte gemacht hat.“

735    MM, 05.12.1986, Beilage „Wochenschau“ (Mannheim-Nord): Wie ich es sehe (Stellungnahme von Bernd Siegholt).

736    Hier und im Folgenden: Lokal-Anzeiger, 18./19.12.1986: KZ-Gedenkstätte in Sandhofen (Leserbrief). Vgl. auch RNZ, 18.12.1986: Gedenkraum; Die Rheinpfalz, 19.12.1986: An der Vergangenheit nicht vorbeimogeln.

737    Vgl. Protokoll vom 31.10.1986, MARCHIVUM, Stadtjugendring, Zug. 27/1998, Nr. 64.

738    Vgl. Schreiben Dezernat V an SJR vom 04.11.1986, MARCHIVUM, Dez.reg., Zug. 28/1994, Nr. 32; vgl. auch Lokal-Anzeiger, 13./14.11.1986: KZ Dokumentationsraum im Techn. Landesmuseum.

739    Der Mannheimer Stadtjugendring bestand zu dieser Zeit mehrheitlich aus konfessionellen Jugendverbänden, konfessionellen wie nichtkonfessionellen Pfadfindergruppen sowie Verbänden der Arbeiterjugend; darüber hinaus waren auch Gruppen wie die DLRG- und ASB-Jugend sowie Verbände aus den Bereichen Sport und Musik im Stadtjugendring organisiert.

740    Vgl. Protokoll des Jahreshauptversammlung des Stadtjugendrings vom 08.11.1986, MARCHIVUM, Stadtjugendring, Zug. 27/1998, Nr. 64.

741    Vgl. Flugblatt „Erinnern statt Vergessen“ vom 01.12.1986, MARCHIVUM, Stadtjugendring, Zug. 27/1998, Nr. 64.

742    Vgl. Schreiben Hildegard Klenk (GEW) an EB David vom 05.12.1986, MARCHIVUM, Dez.reg., Zug. 28/1994, Nr. 32.

743    Vgl. MARCHIVUM, Ratsprotokolle 1987, Niederschrift über die Sitzung des Gemeinderates vom 27.01.1987, Anlage zu TOP 8, Antrag Nr. 381/86.

744    Schreiben Rainer Wirtz (LTA) an SJR vom 11.12.1986, MARCHIVUM, Dez.reg., Zug. 28/1994, Nr. 32.

745    Vgl. Lokal-Anzeiger, 18./19.12.1986: Am Dienstag im DGB-Haus; MM, 18.12.1986: „Keine Horrorfilme zeigen“; RNZ, 18.12.1986: Gedenkraum soll Betroffenheit auslösen; Die Rheinpfalz, 19.12.1986: An der Vergangenheit nicht vorbeimogeln.

746    Vgl. Jürgen Ziegler: Mitten unter uns. Neben dem Stammlager werden in dem Band die Außenlager Sandhofen, Neckargerach, Neckarelz I und II, Asbach, Bad Rappenau und Neckarbischofsheim sowie die Kommandanturstellen in Guttenbach, Binau und Neunkirchen behandelt.

747    Zit. nach Lokal-Anzeiger, 18./19.12.1986: Am Dienstag im DGB-Haus.

748    Zit. nach RNZ, 18.12.1986: Gedenkraum soll Betroffenheit auslösen.

749    Lokal-Anzeiger, 18./19.12.1986: Am Dienstag im DGB-Haus.

750    Hier und im Folgenden: Schreiben Bürgervereinigung (Jüttner) an OB Widder und EB David vom 15.01.1987, MARCHIVUM, Dez.reg., Zug. 28/1994, Nr. 32.

751    Vgl. MARCHIVUM, Ratsprotokolle 1987, Niederschrift über die Sitzung des Gemeinderats vom 27.01.1987, Anlage zu TOP 8, Antrag Nr. 18/87. Die Grünen erweiterten ihren Antrag vom Juni dahingehend, dass die Gestaltung einer Gedenkstätte in der GWS dem Stadtarchiv sowie der „AG Dokumentationsraum“ übertragen werden und sich die Stadt um eine finanzielle Beteiligung der Daimler-Benz AG bemühen solle.

752    Vgl. MARCHIVUM, Ratsprotokolle 1987, Niederschrift über die Sitzung des Gemeinderates vom 27.01.1987, Anlage zu TOP 8, Antrag Nr. 9/87. Ebert sprach sich in dem Antrag für eine Gedenkstätte in der GWS aus und forderte den Gemeinderat auf, der Sandhofener Bevölkerung in einer öffentlichen Veranstaltung den Beschluss zu erläutern.

753    MARCHIVUM, Ratsprotokolle 1987, Niederschrift über die Sitzung des Gemeinderats vom 27.01.1987, Anlage zu TOP 8, Antrag Nr. 25/87. Der Begriff Konzentrationslager/KZ wurde im Antrag der CDU konsequent vermieden.

754    Schreiben Stadtarchiv an Dezernat I vom 20.01.1987, MARCHIVUM, Dez.reg., Zug. 28/1994, Nr. 32.

755    Schreiben Stadtarchiv an Dezernat I vom 27.01.1987, MARCHIVUM, Dez.reg., Zug. 28/1994, Nr. 32.

756    Vgl. MM, 16.01.1987: Ausgeburt menschlichen Wahnsinns.

757    MM, 07./08.02.1987: Wir trafen: Jerzy Czuy [Fehler im Original, M. B.].

758    Hier und im Folgenden zit. nach Lokal-Anzeiger, 19./20.02.1987: Öffentliche Fraktionssitzung der Grünen.

759    Vgl. Besprechungsniederschrift vom 09.03.1987, MARCHIVUM, Dez.reg., Zug. 28/1994, Nr. 32.

760    Vgl. Schreiben Hochbauamt an Dezernate IV und V vom 23.04.1987, MARCHIVUM, Dez.reg., Zug. 28/1994, Nr. 32.

761    Vgl. Schreiben Stadtarchiv an Dezernate I und V vom 29.04.1987, MARCHIVUM, Dez.reg., Zug. 28/1994, Nr. 32.

762    Ebd.

763    Vgl. Protokoll der nichtöffentlichen Sitzung des Bezirksbeirats Sandhofen vom 29.04.1987, MARCHIVUM, Dez.reg., Zug. 28/1994, Nr. 22.

764    Vgl. RNZ, 04.05.1987: Ja zur Gedenkstätte in Wiederkehr-Schule; MM, 05.05.1987: KZ-Gedenkstätte soll ins Alte Volksbad; Lokal-Anzeiger, 06./07.05.1987: Wer soll was bezahlen?; Die Rheinpfalz, 08.05.1987: KZ-Gedenkstätte in Schule befürwortet.

765    Studenten der FHG legten in einem Wettbewerb Gestaltungsvorschläge vor. Die beiden Wettbewerbssieger gründeten 1991 die „Designgruppe Fanz und Neumayer“, die die Gedenkstätte nach den inhaltlichen Vorgaben des Stadtarchivs und des AK KZ-Gedenkstätte Sandhofen einrichtete und seither gestalterisch begleitet.

766    Der DGB unterstützte den Besuch mit einem Betrag von 4000 DM, die Daimler-Benz AG mit 3000 DM; 5000 DM konnten zudem über den Landesjugendplan Baden-Württemberg akquiriert werden. Darüber hinaus spendete Peter Koppenhöfer sein Honorar für die Beiträge im Daimler-Benz-Buch in Höhe von 1000 DM für den Besuch. Die Stadt Mannheim beteiligte sich lediglich mit zwei Mittagessen sowie einem Empfang im Rathaus. Vgl. MM, 30.08.1989: Nur Überlebende halten die Erinnerung wach.

767    Vgl. MM, 02./03.09.1989: Nachts im Traum kommt alles wieder hoch; ebd.: Nur leises „Oh, Gott“ durchbricht die Stille; RNZ, 02./03.09.1989: Rückkehr an die Stätte einstigen Grauens; Die Rheinpfalz, 04.09.1989: Wunden des Krieges sind noch lange nicht vernarbt; RNZ, 06.09.1989: Die Stadt erscheint heute in einem anderen Licht; Lokal-Anzeiger, 06./07.09.1989: Nach 45 Jahren werden Erinnerungen wieder wach.

768    Vgl. MM, 02./03.09.1989: KZ-Außenstelle lange unbekannt; RNZ, 02./03.09.1989: Rückkehr an die Stätte einstigen Grauens.

769    Vgl. Rudi Holoch: Das Lager Schörzingen.

770    Vgl. Wolfgang Sörös: Nationalsozialistische Konzentrationslager im regionalgeschichtlichen Unterricht, dargestellt am Beispiel des Konzentrationslagers Bisingen, unveröffentlichte Zulassungsarbeit zur Ersten Prüfung für das Lehramt an Grund- und Hauptschulen an der PH Ludwigsburg, 1977. Ein Exemplar der Arbeit befindet sich im Kreisarchiv Balingen, Ggg 21.

771    Hier und im Folgenden: Schreiben Lazi an Finanzministerium BaWü vom 23.05.1979, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 26.

772    Südwestpresse (SWP), 05.09.1979.

773    Aktennotiz Fischbacher, am 17.09.1979 an das Regierungspräsidium Tübingen gesandt, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 26.

774    Zit. nach SWP, 05.09.1979.

775    Hier und im Folgenden: Aktennotiz Fischbacher, 17.09.1979, StA SIG, Wü 42, T62, Nr. 26.

776    Léon Donven (1920–2000) wurde 1942 als Mitglied einer luxemburgischen Widerstandsorganisation verhaftet und durchlitt die Konzentrationslager Hinzert, Natzweiler, Schömberg und Schörzingen. Vgl. Initiative Gedenkstätte Eckerwald: Wüste 10, S. 110–114.

777    Schwäbische Zeitung, 18.04.1985: „Wir wurden wie Tiere behandelt, wir waren keine Menschen mehr“; Schwarzwälder Bote, 18.04.1985.

778    Die Stadt Schömberg mit seinem Stadtteil Schörzingen befindet sich zwar im Zollernalbkreis, der KZ-Friedhof liegt jedoch auf der Gemarkungsgrenze zwischen Schörzingen und Wilflingen, das dem Landkreis Rottweil angehört.

779    E-Mail Gertrud Graf an den Verfasser, 20.10.2013.

780    Vgl. Schwarzwälder Bote, 03.10.1985: Rasche Entscheidung erwartet (Leserbrief Gertrud Graf).

781    Kopien der Beschwerdebriefe sowie zum Teil auch Antwortschreiben verschiedener Organisationen und Behörden befinden sich im Archiv der Initiative Gedenkstätte Eckerwald e. V., als Depositum 5 T 2 im Kreisarchiv Balingen.

782    Jede Woche (Hrsg. vom Schwarzwälder Boten), 18.09.1985: Durch den Gestank einer Mülldeponie wird die KZ-Gedenkstätte entwürdigt.

783    Pressemitteilung der Bürgerinitiative Aspen, 16.09.1985, KrA BL, Dep. 5 T 2.

784    Zit. nach Schwarzwälder Bote, 24.09.1985: Gegen Müll am KZ-Friedhof.

785    Schreiben Regelmann an BI Aspen, 20.09.1985, KrA BL, Dep. 5 T 2.

786    Hier und im Folgenden zit. aus Schwäbische Zeitung, 02.10.1985: Landrat: KZ-Friedhof als Mittel zum Zweck mißbraucht.

787    Schwarzwälder Bote, 05./06.10.1985: Makabres Mittel.

788    Hier und im Folgenden: Jede Woche, 09.10.1985: KZ-Überlebender weist Vorwürfe gegen Bürgerinitiative zurück.

789    Vgl. Wilhelm Foth: Das Unternehmen Wüste. Ölschieferabbau und KZ-Häftlingseinsatz im Balinger Raum, in: Heimatkundliche Blätter Balingen, Jg. 32, 1985, Nr. 6, S. 501 f. und Nr. 7, S. 505 f.

790    Vgl. Albrecht Homrighausen: Das Konzentrationslager in Schörzingen, in: Stadt Schömberg (Hrsg.): Schörzingen – Ein Dorf am Fuß des Oberhohenbergs, Schömberg 1985, S. 141–149.

791    Ebd., S. 141.

792    So etwa, indem der Autor ohne Angabe von Quellen konstatiert: „Man muß erwähnen, daß es Hinweise dafür gibt, daß auch Schörzinger Bürger der Lager-SS bei der Suche nach ausgebrochenen Häftlingen geholfen haben. Die überwiegende Mehrheit der Bevölkerung hat jedoch eher Solidarität oder zumindest Mitleid mit den Häftlingen gezeigt.“ Ebd, S. 146 [Hervorhebung M. B.].

793    Ebd.

794    Serge Lampin (1925–2011) war von August 1944 bis April 1945 in den Konzentrationslagern Natzweiler, Dachau, Dautmergen und Vaihingen inhaftiert. Gemeinsam mit René Colin (der mit Ausnahme Vaihingens in den selben Lagern inhaftiert war) unterstützte er seit Mitte der 1980er-Jahre die Aktivitäten der Friedensgruppe Rottweil bzw. der späteren Initiative Gedenkstätte Eckerwald e. V. Vgl. Gertrud Graf: Widerstandskämpfer, Demokrat und überzeugter Europäer – Serge Lampin, in: Gedenkstätten-Rundschau Nr. 10, Mai 2013, S. 1–5.

795    Marius Pauly durchlitt zwischen 1942 und 1945 die Konzentrationslager und KZ-Außenlager Hinzert, Natzweiler, Obernai, Heidenheim und Geislingen; Robert Krieps (1922–1990) die Lager Hinzert, Natzweiler und Dachau. Von 1974 bis 1989 war Krieps luxemburgischer Justizminister, ab 1984 zugleich Kultur- und Umweltminister.

796    Vgl. Schwarzwälder Bote, 13.02.1987: „Sich erinnern bringt die Erlösung näher“.

797    Die Gemeinde unterstützte den Verein jedoch später bei den Waldarbeiten, technischen Fragen sowie bei Besuchen ehemaliger Häftlinge.

798    Vgl. Zollern-Alb-Kurier (ZAK), 24.04.1989: „Gedenkstättenarbeit ist ein Weg der Verständigung“; ebd.: „Ortsgeschichte, die wir nicht verdrängen wollen“.

799    ZAK, 25.08.1990: Engagierte Bürger brachten die blutige Geschichte ihrer Heimat ans Tageslicht. Begleitend zum Lehr- und Gedenkpfad erschien außerdem im Frühjahr 1991 die erste Auflage der Broschüre „Wüste 10 – Gedenkpfad Eckerwald“.

800    E-Mail Gertrud Graf an den Verfasser, 20.10.2013.

801    Vgl. Schwarzwälder Bote, 13.02.1987: „Sich erinnern bringt die Erlösung näher“.

802    Hier und im Folgenden: Gerhard Lempp: Gedenkstättenarbeit ist Heimatkunde, in: Initiative Gedenkstätte Eckerwald e. V.: Wüste 10 – Gedenkpfad Eckerwald. Das südwürttembergische Schieferölprojekt und seine sieben Konzentrationslager. Das Lager Schörzingen und sein Außenkommando Zepfenhan, 4. Aufl., Deißlingen-Laufen 2001, S. 6 f.

803    Hier und im Folgenden: Siegfried Haas: Wie konnte es dazu kommen?, in: Initiative Gedenkstätte Eckerwald e. V.: Wüste 10 (4. Aufl.), S. 76 f.

804    Auch die Inschrift auf dem Sockel des von Haas geschaffenen Mahnmals ist sehr allgemein gehalten: Die Hölle entspringt aus uns Menschen: Wenn wir Fremde und Gedrückte allein lassen, wenn wir den Nachteil fliehen, wenn wir um jeden Preis den Vorteil für uns nehmen.

805    E-Mail Gertrud Graf an den Verfasser, 20.10.2013.

806    Hier und im Folgenden: Schwarzwälder Bote, 29.06.1984: Ist Geschichte zu teuer? (Leserbrief).

807    Vgl. Juso-AG Bisingen: Das KZ Bisingen – Eine Dokumentation, Bisingen 1984. Im Folgenden zit. aus der 3. Aufl., Bisingen 1996.

808    Ebd. S. 22.

809    Ebd.

810    Hier und im Folgenden: ebd., S. 28.

811    Ebd., S. 28 f.

812    Hier und im Folgenden: StZ, 15.02.1985: Heikles Kapitel der Dorfchronik berührt.

813    Juso-AG Bisingen: Flugblatt zur Veranstaltung „Vergangenheit unter dem Teppich?“ am 17.01.1986 in der Hohenzollernhalle Bisingen, online im Internet: http://kzgedenkstaettenbisingen.com/category/001-about/ (zuletzt abgerufen: 28.12.2018).

814    Vgl. Stuttgarter Nachrichten, 02.12.1986: Gedenken an KZ-Opfer.

815    Vgl. Hohenzollerische Zeitung, 19.11.1991: Es darf niemals vergessen werden.

816    Vgl. Eberhard Elbs: Ölschiefer und Konzentrationslager: Das „Unternehmen Wüste“, in: Heinrich Haasis (Hrsg.): Der Zollernalbkreis, Stuttgart 1989, S. 157–165.

817    „Ich weiß nicht, wie Sie sich die Informationstafeln an den KZ-Friedhöfen vorstellen. Wir gingen ja ursprünglich davon aus, daß es etwas künstlerisch gestaltete Schrifttafeln sein sollen, die gleichzeitig auch Informationen über das damalige Geschehen geben. Dabei scheint es mir aber vollkommen ausgeschlossen, einen so langen Text zu verwenden. Meines Erachtens kann der Text maximal eine DIN-A-5-Seite umfassen, damit er auch entsprechend aufbereitet bei den KZ-Friedhöfen angebracht werden könnte. Das bedeutet natürlich auch eine entsprechende Komprimierung auf das Allernotwendigste, um in kurzen und knappen Worten doch eine genaue Schilderung des Sachverhalts zu geben.“ Schreiben Landrat Haasis an Elbs, 20.06.1989, KrA BL, Sa UW Ehrenfriedhof Schömberg-Schörzingen + Bisingen.

818    Zur Inschrift der Schömberger Tafel siehe Einleitung. Die Inschriften der Gedenksteine in Bisingen und Schörzingen sind mit Ausnahme des ersten Satzes identisch. Auf allen drei Tafeln ist zudem angemerkt: Aufgestellt: März 1991. Der Zollernalbkreis. Dieses ursprünglich vorgesehene Datum konnte jedoch aus verschiedenen Gründen nicht eingehalten werden; die Gedenksteine wurden erst 1992 errichtet. Vgl. Schwarzwälder Bote, 26.02.1992: Opfer des Unternehmens Wüste; ZAK, 04.04.1992: Mahnendes Gedenken an die Opfer eines wahnsinnigen, unmenschlichen Projektes.

819    Vgl. ZAK, 04.04.1992: Mahnendes Gedenken.

820    Vgl. Schwarzwälder Bote, 25.09.1990: KZ-Häftlinge besuchen die Stätte ihres Leidens; Hohenzollerische Zeitung. 27.09.1990: Mit bewegtem Herzen kommen wir an die Stätte des Leidens, aber ohne Haß; Schwarzwälder Bote, 27.09.1990: Erzinger Lager überlebt.

821    Vgl. z. B. Schwarzwälder Bote, 19.11.1990: Verständnis für den Aufruf zur Fahnenflucht; Schwarzwälder Bote, 21.11.1991: Nachts hörte man Häftlinge schreien; ZAK, 22.11.1991: Erinnerungen an faules Fleisch und blutbespritzte OP-Räume; ZAK, 11.05.1992: „Wir wissen, daß Ihnen die Erinnerung weh tut“; Schwarzwälder Bote, 11.05.1992: Erinnerungsarbeit ist gerade heute wichtig.

822    Vgl. Immo Opfermann (Hrsg.): Das Unternehmen „Wüste“ – Ölschieferwerke und Konzentrationslager entlang der Bahnlinie Tübingen-Rottweil 1944/45. Leitfaden und Materialien zur Ausstellung in der ehemaligen Baracke auf dem Gelände des Oberschulamtes Tübingen 7. Mai – 31. Juli 1997, Schömberg 2000.

823    Jede Woche, 28.09.1994: Heimatkunde im umfassenden Sinn durch Nach-Erleben gestaltet. Zur Ausstellungseröffnung vgl. auch: Schwarzwälder Bote, 13.09.1994: Zeugnisse gegen das Vergessen; ZAK, 19.09.1994: Es darf kein Verharmlosen des Terrors geben.

824    Die Gemeinde Hailfingen, auf deren Gemarkung der Sitz der Lagerkommandantur gelegen hatte, wurde 1972 nach Rottenburg am Neckar (Landkreis Tübingen) eingemeindet.

825    Die Gemeinde Tailfingen, auf deren Gemarkung sich der Hangar befunden hatte, in dem die Häftlinge untergebracht waren, schloss sich 1971 mit den Nachbarortschaften Öschelbronn und Nebringen zur Gemeinde Gäufelden (Landkreis Böblingen) zusammen.

826    Jeggle/Ulmer/Föll: Umgang, S. 207.

827    Ebd., S. 205 f.

828    Ebd., S. 207.

829    Vgl. Monika Walther-Becker: Das Lager Hailfingen, in: Vorländer: Nationalsozialistische Konzentrationslager, S. 149–174.

830    Hier und im Folgenden: Gäubote, 08.09.1982: Gedenken an Krieg und NS-Diktatur.

831    Hier und im Folgenden: Gäubote, 21.09.1982: Schlimme Mißhandlungen (Leserbrief).

832    Vgl. Gäubote, 28.09.1982: Opfer der Alliierten im Massengrab (Leserbrief).

833    Gäubote, 21.09.1982: Schlimme Mißhandlungen (Leserbrief).

834    Gäubote, 02.10.1982: Ich muß nochmal zur Feder greifen (Leserbrief).

835    Gäubote, 28.09.1982: Kein KZ (Leserbrief).

836    Hier und im Folgenden: ebd.

837    Walter Fischer fand einige Tage später in einem persönlichen Gespräch mit Helga B. heraus, dass diese sich hier auf ein Arbeitslager bezog, das 1940/41 existierte, was sie aber in ihrem Leserbrief verschwiegen hatte. Vgl. Gäubote 02.10.1982: Warum nicht endlich vergessen? (Leserbrief).

838    Gäubote, 28.09.1982: Opfer der Alliierten im Massengrab (Leserbrief).

839    Vgl. Gäubote, 28.09.1982: Hailfinger Tatsachen (Leserbrief).

840    Gäubote, 02.10.1982: Ich muß nochmal zur Feder greifen (Leserbrief).

841    Gäubote, 02.10.1982: Warum nicht endlich vergessen (Leserbrief).

842    Gäubote, 28.09.1982: Hailfinger Tatsachen (Leserbrief).

843    Hier und im Folgenden: Gäubote, 28.09.1982: Kein KZ (Leserbrief).

844    Hier und im Folgenden: Gäubote, 02.10.1982: Ich muß nochmal zur Feder greifen (Leserbrief).

845    Vgl. Gäubote, 05.09.1982: Pfarrer Dürr: „Das darf nie wieder geschehen“; ST, 08.09.1982: Die meisten kamen aus Hailfingen.

846    Vgl. Philipp Mausshardt: Der Geist, der aus der Provinz kam, in: die tageszeitung, 23.08.2004.

847    Vgl. ST, 13.02.1985: GL für KZ-Gedenkstätte bei Hailfinger Lager; ST, 14.02.1985: Gedenkminute nach 40 Jahren.

848    ST, 14.02.1985: Das lange Schweigen (Kommentar).

849    Vgl. ST, 19.02.1985: Mahnmale.

850    Hier und im Folgenden: ST, 28.02.1985: Partnerschaft im Vordergrund.

851    ST, 23.03.1985: Nicht auf Kreisebene.

852    Vgl. ST, 10.05.1985: Tag der Freude, Tag der Trauer.

853    Hier und im Folgenden: ST, 10.05,1985: Peinlichkeiten (Kommentar).

854    Zit. nach ST, 13.05.1985: Vorerst ein Provisorium.

855    Hier und im Folgenden: ST, 13.05.1985: Zum Gedenken (Kommentar).

856    ST, 13.07.1985: Ein Mahnmal muß her.

857    ST, 16.11.1985: Geplantes Mahnmal für NS-Opfer löst vor allem Abwehrreaktionen aus.

858    ST, 16.11.1985: Erinnerung nicht erzwingbar.

859    Vgl. ST, 02.01.1986: Kaum einer nimmt Notiz. Zur Zerstörung der Tafel erschien anschließend zudem ein Leserbrief von DKP-Kreisrat Gerhard Bialas: ST, 08.01.1986: „Mit eigenen Händen“.

860    Vgl. ST, 22.11.1985: Opfer der Anonymität entreißen; ebd.: Berührungsängste (Kommentar).

861    ST, 22.11.1985: Opfer der Anonymität entreißen.

862    Ebd.

863    Hier und im Folgenden: ST, 23.01.1986: Anmaßungen (Kommentar).

864    Ebd.

865    Vgl. SWP, 13.03.1986: Es geht mir nicht aus dem Kopf; ebd.: Ausgebeutet und mißhandelt; ebd.: Kein Zutritt für den Stabsarzt; ebd.: Dank an die Helfer.

866    Hier und im Folgenden: Gäubote, 03.04.1986: Spurensuche in der Heimatgeschichte.

867    Vgl. ST, 30.04.1986: Ein Denkstein aus den Steinbrüchen; Gäubote, 30.04.1986: Gedenkstätte Tailfingen; Kreiszeitung Böblinger Bote (KBB), 30.04.1986: Gedenkstein soll an KZ-Opfer erinnern.

868    Vgl. ST, 30.04.1986: Ein Denkstein.

869    Vgl. Gäubote, 03.04.1986: Spurensuche.

870    So ein Teilnehmer einer Veranstaltung des Vereins am 8. Mai, zit. aus Gäubote, 10.05.1986: Trauer um unbekannte Tote.

871    Hier und im Folgenden: ST, 30.04.1986: Ein Denkstein; Gäubote, 30.04.1986: Gedenkstätte.

872    Hier und im Folgenden alle Angaben und Zitate aus: Mall/Roth: Alte und neue Spuren, S. 41 f.

873    Mall/Roth weisen darauf hin, dass es in der Übersetzung der Religionsphilosophen Martin Buber und Franz Rosenzweig explizit „Frevlern“ (und nicht „Sündern“) heißt. „In den Frevlern sieht Buber (im Gegensatz zu den Sündern) diejenigen, die sich grundsätzlich von der Torah abwenden, ihre Gebote und Verbote nicht beachten wollen und immer wieder Böses bewirken. Der Sünder tut Böses, der Frevler ist böse.“ Ebd., S. 42, FN 226.

874    Vgl. ST, 10.05.1986: Vergangenes ist nicht vergessen; Gäubote, 10.05.1986: Trauer um unbekannte Tote; KBB, 12.05.1986: Nicht anklagen, sondern erinnern. Die Angaben zur Teilnehmerzahl des Schweigemarsches schwanken in den Zeitungen zwischen siebzig und „über 100“ (ST).

875    Zit. aus Gäubote, 03.11.1986: „Vergangenes darf sich nicht wiederholen“.

876    ST, 30.04.1986: Ein Denkstein.

877    Hier und im Folgenden: ST, 10.05.1986: Vergangenes.

878    Die DKP entfernte dafür ihre 1985 errichtete Holztafel. Vgl. ST, 06.04.1987: Ergänzung zum Mahnmal.

879    Die Tafel befindet sich bis heute an der genannten Stelle, musste aber im Winter 1988/89 nach Beschädigung erneuert werden. Der Text wurde dabei nicht verändert.

880    Hier und im Folgenden: ST, 09.05.1988: Der Jahrestag.

881    Zit. von der Homepage der KZ-Gedenkstätte Hailfingen-Tailfingen,
http://www.kz-gedenkstaette-hailfingen-tailfingen.de/php/kzht.ar.pr.1988.php (zuletzt abgerufen: 28.12.2018). Die Gedenkstätte weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass „tatsächlich eine nicht zu vernachlässigende Anzahl der Wachen des KZs aus den umliegenden Dörfern rekrutiert“ worden war. Ebd.

882    Vgl. Utz Jeggle: Heimatkunde des Nationalsozialismus. Vier lokale Versuche, verwischte Spuren zu sichern, in: Dachauer Hefte Nr. 6, 1990, S. 162–181, hier S. 173.

883    Utz Jeggle: Ach Gott, wo sind die Juden? Tödliche Erfahrungen beim Flugplatz Hailfingen/Tailfingen, in: Festausschuss 400-Jahrfeier Hailfingen/Stadtarchiv Rottenburg (Hrsg.): 900 Jahre Hailfingen. 1093–1993. Ein Gäudorf und mehr als 900 Jahre Geschichte, Rottenburg am Neckar 1993, S. 245–253.

884    Joachim Schlör: Erinnerungen an das KZ-Außenlager Hailfingen, in: Projektgruppe Heimatkunde des Nationalsozialismus des Ludwig-Uhland-Instituts für Empirische Kulturwissenschaft an der Universität Tübingen (Hrsg.): Nationalsozialismus im Landkreis Tübingen. Eine Heimatkunde, Tübingen 1988, S. 23 f.; Matthias Storr: Das KZ-Außenkommando Hailfingen, ebd., S. 98–102.

885    Jeggle: Heimatkunde.

886    Volker Mall: Das KZ-Außenlager Hailfingen/Tailfingen, in: Lehrerzeitung Baden-Württemberg Nr. 10/11, 1990, S. 261.

887    Bärbel Böckle: Das Arbeits- und Krankenlager Vaihingen (Enz), in: Vorländer: Nationalsozialistische Konzentrationslager, S. 175–224, hier S. 177.

888    Vgl. Bärbel Böckle: Das SS-Arbeits- und Krankenlager Vaihingen/Enz (1944/45), in: Schriftenreihe der Stadt Vaihingen an der Enz, Bd. 2, 1979, S. 141–193.

889    Wendelgard von Staden: Nacht über dem Tal – Eine Jugend in Deutschland, Düsseldorf/Köln 1979. Im Folgenden zit. aus Neuausgabe, 4. Aufl., München 1985.

890    Kleinglattbach wurde 1972 nach Vaihingen an der Enz eingemeindet.

891    Irmgard von Neurath war vor 1933 Mitglied der SPD, trat dann der NSDAP bei und engagierte sich bald u. a. als „Beauftragte für Rassefragen“ aktiv in der Partei. (Vgl. Scheck: Zwangsarbeit und Massensterben, S. 72). Laut Tochter Wendelgard habe sie aber „von allem Abstand“ genommen, „als ihr klar wurde, daß der Krieg wirklich kommen würde“. Staden: Nacht, S. 28.

892    Wobei sich das ganze Ausmaß der Verhältnisse im „Krankenlager“ Vaihingen erst nach der Befreiung offenbarte: „Wir hatten viel vom Lager gewußt. Aber wie es in seiner ganzen Wirklichkeit war, das hatten selbst wir nicht einmal geahnt.“ Staden: Nacht, S. 93.

893    Marion Gräfin Dönhoff: Einführung, in: von Staden: Nacht, S. 5–7.

894    StZ, 19.05.1979: Schreckliches Dokument – über 2500 Tote im Täle.

895    Hier und im Folgenden: Vaihinger Kreiszeitung (VKZ), 27.04.1979: Das KZ war nebenan…

896    Staden lebte zur Zeit der Bucherscheinung in Washington, D. C.; ihr Ehemann Berndt war von 1973–1979 deutscher Botschafter in den USA. Auch sie selbst hatte nach dem Krieg eine diplomatische Laufbahn eingeschlagen, arbeitete für das Auswärtige Amt in Bonn, war Vizekonsulin in Bern und Legationsrätin in Washington. 1990 kehrte das Ehepaar von Staden zurück nach Deutschland und ließ sich in Vaihingen-Enzweihingen nieder.

897    StZ, 19.05.1979: Schreckliches Dokument.

898    Vgl. Staden: Nacht, S. 21 f.

899    Staden: Nacht, S. 78.

900    StZ, 19.05.1979: Schreckliches Dokument.

901    So findet der Beginn des Kriegs bei von Staden an drei Stellen eine kurze Erwähnung: einmal mit den Worten „Aber der Krieg ist doch gekommen“ (S. 23, Hervorhebung M. B.); unmittelbar darauf mit der nicht weniger kryptischen Formulierung „Langsam und unaufhaltsam kam der Krieg auf uns zu“ (S. 24). In einer anderen Textpassage, die ebenfalls wie die Beschreibung eines Naturereignisses anmutet, wird die Reaktion (von Teilen) der Ortsbevölkerung zumindest vage angedeutet: „Eigentlich war man fast erleichtert, als der Krieg endlich losging. Wie eine dunkle, schwere Wolke hatte die Erwartung, daß etwas geschehen würde, in der Luft gelegen.“ (S. 29).

902    Dass Staden nicht detailliert auf den Kriegsverlauf eingeht und die deutschen Verbrechen in den überfallenen Ländern unerwähnt lässt, ist angesichts des Charakters des Buchs als Erinnerungsbericht einer damals Jugendlichen nachvollziehbar. Dennoch fällt auf, dass die ersten beiden Kriegsjahre nur beiläufig auf eineinhalb Seiten behandelt werden. So schildert sie kurz, wie bald nach dem Kriegsbeginn „polnische Kriegsgefangene“ (S. 29) und „Transporte aus Polen mit Mädchen, die bei uns arbeiten sollten“ (S. 30) auf den Hof kamen, um dann überzuleiten: „Da der Polenfeldzug so rasch beendet war und wir Frankreich siegreich besetzt hatten, hatte die Furcht vor dem Krieg, die im Dorf herrschte, etwas abgenommen. Das aber änderte sich mit einem Schlag, als der Feldzug gegen Rußland begann“ (S. 30 f.).

903    Wenngleich sich in den Erinnerungsberichten ehemaliger Häftlinge neben vielfachen Würdigungen Irmgard von Neuraths und ihrer Tochter tatsächlich auch mehrere Erwähnungen anderer Hilfsleistungen finden. Vgl. die Beiträge in Scheck: KZ vor der Haustüre. Eine kritische Auseinandersetzung mit dem Verhalten und Handeln der Einheimischen findet sich im stark literarisch geformten Erinnerungsbericht des Überlebenden Abraham Speisman: Gleichgültigkeit. Weder Verbrechen noch Tugend – Die Sicht eines Verfolgten, ebd., S. 253–308. Überblicksartig vgl. Scheck: Zwangsarbeit und Massensterben, S. 134–140.

904    Vgl. VKZ, 24.03.1979: Vaihinger Schüler und die NS-Zeit: „Es gibt immer noch Unverbesserliche“.

905    VKZ-Jubiläumsausgabe 1979: KZ-Durchgangslager zum Massengrab.

906    Vgl. VKZ, 03.09.1979.

907    VKZ, 16.11.1981, zit. nach Scheck: Zwangsarbeit, S. 225.

908    Vgl. Floris B. Bakels: Nacht und Nebel. Der Bericht eines holländischen Christen aus deutschen Gefängnissen und Konzentrationslagern, Frankfurt am Main 1979 (Original Amsterdam 1977).

909    Im Vorwort zur deutschen Ausgabe schildert Bakels, wie es zur Übersetzung des Buchs gekommen war. 1977, nach Veröffentlichung der Originalausgabe, plante eine niederländische Rundfunkanstalt eine Reportage über ihn, wozu er im Vorfeld nach Vaihingen kam, um zu erfahren, ob noch Reste des Konzentrationslagers erhalten geblieben seien. Auf dem KZ-Friedhof lernte er den Vaihinger Pfarrer kennen, dem er die Gründe seines Besuchs darlegte. Pfarrer Roser ermutigte ihn, das Buch auch in deutscher Sprache zu veröffentlichen, was Bakels anfangs für abwegig hielt: „Welcher deutsche Verleger würde es wagen, ein Buch zu veröffentlichen, in dem die Deutschen als Ungeheuer und Deutschland als verfluchtes Land dargestellt sind?“ (S. 10). Erst Monate später trat Bakels dem Gedanken einer deutschsprachigen Ausgabe näher und kontaktierte den Pfarrer, der ihm zehn deutsche Verlage nannte, die hierfür in Frage kämen. Bakels schrieb alle an, doch einzig der Fischer-Verlag war an einer Veröffentlichung interessiert.

910    Vgl. VKZ, 19.11.1981: Zeichen der Versöhnung an der Stätte früheren Leidens.

911    Vgl. hier und im Folgenden: Deutsches Allgemeines Sonntagsblatt, 30.01.1982: „Reinige uns von allem Deutschen“.

912    Im Schloss Kaltenstein, dem Wahrzeichen der Stadt Vaihingen an der Enz, befand sich seit Mitte des 19. Jahrhunderts ein „Arbeitshaus für Männer“, das 1933 als Außenstelle und Krankenstation des KZ Heuberg (bei Stetten am kalten Markt) genutzt wurde und in dem zwischen 1942 und 1945 etwa 570 überwiegend politische Gefangene aus verschiedenen Zuchthäusern interniert waren. Vgl. Scheck: Zwangsarbeit und Massensterben, S. 27–48.

913    J. H. de la Teysonnière: A la mémoire de … Témoignage, Paris 1972.

914    Vaihinger Löwenzahn – Stattzeitung Nr. 8, Februar 1982, S. 11.

915    Hier und im Folgenden: Ebd., S. 20.

916    Hier und im Folgenden: Ebd., S. 21.

917    Heinz Kälberer war von 1981 bis 2006 Oberbürgermeister der Stadt Vaihingen an der Enz.

918    Jules Schelvis (1921–2016), jüdischer Niederländer, überlebte das Durchgangslager Westerbork, das Vernichtungslager Sobibór, das Ghetto Radom sowie die Konzentrationslager Skolna, Auschwitz, Vaihingen und Unterriexingen. Er wurde im April 1945 in Vaihingen befreit. Stadt und Gedenkstätte blieben über viele Jahre mit Schelvis freundschaftlich verbunden; seine Erinnerungsberichte wurden auszugsweise in der städtischen Schriftenreihe veröffentlicht. Darüber hinaus vgl. Jules Schelvis: Vernichtungslager Sobibór, Berlin 1998; Ders.: Eine Reise durch die Finsternis. Ein Bericht über zwei Jahre in deutschen Vernichtungs- und Konzentrationslagern, Münster 2005.

919    Grosspeter: Mit dem Rücken zur Wand. Laut VKZ vom 04.08.1983 verzichtete Grosspeter zugunsten der Pflege des KZ-Friedhofs auf ein Honorar für die Artikelserie.

920    Hier und im Folgenden: Scheck: Zwangsarbeit und Massensterben, S. 223.

921    Die Veranstaltung mit Grosspeter wurde jedoch, organisiert vom Bläserkreis und der Vaihinger Kreiszeitung, im März 1984 in größerem Rahmen unter dem Titel Vom Überleben im KZ Vaihingen wiederholt.

922    VKZ, 15.11.1983: Ein denkwürdiger Abend (Leserbrief).

923    Ebd. Der Verfasser des Leserbriefs bezieht sich hier offenbar auf: Alexander und Margarete Mitscherlich: Die Unfähigkeit zu trauern – womit zusammenhängt: eine deutsche Art zu lieben, in: Dies.: Die Unfähigkeit zu trauern. Grundlagen kollektiven Verhaltens, München 1967, S. 13–85.

924    Bernd Martin: Mein Blick in eine dunkle Vergangenheit – Das SS-Arbeits- und Krankenlager Vaihingen/Enz, Schülerarbeit zum Wettbewerb um den Preis des Bundespräsidenten, 1983, unveröffentlicht, (vorhanden in StadtA V/E, D80/1, 87/410.) Vgl. Ludwigsburger Kreiszeitung, 01.10.1983: Blick in eine dunkle Vergangenheit; VKZ, 24.10.1983: Vaihinger KZ-Geschichte preisgekrönt [sic!]. Der Schülerwettbewerb wurde 1973 von Bundespräsident Gustav Heinemann initiiert und wird seitdem alle zwei Jahre von der Körber-Stiftung ausgerichtet. 1982/83 beteiligten sich 5894 Schüler mit 1168 Beiträgen. Vgl. http://www.koerber-stiftung.de/bildung/geschichtswettbewerb/ (zuletzt abgerufen: 05.11.2017).

925    Dies lässt sich aus der Einleitung schließen, in der er schrieb: „Bei unserem zweiten Besuch pflanzten wir ein Bäumchen, um uns ein wenig aus der Betroffenheit zu lösen, die wir empfanden.“ Martin: Mein Blick, S. 3. Die folgenden Schilderungen sind ebenfalls der Einleitung (S. 2–6) entnommen.

926    Der norwegische Sozialdemokrat Trygve Bratteli (1910–1984) überlebte mehrere deutsche Gefängnisse sowie die Konzentrationslager Sachsenhausen, Natzweiler, Dachau, Dautmergen und Vaihingen. Von 1973 bis 1976 war er Ministerpräsident Norwegens.

927    Bernd Martin: Das Konzentrationslager „Wiesengrund“, in: Schriftenreihe der Stadt Vaihingen an der Enz, Bd. 4, 1985, S. 135–178.

928    Vgl. Scheck: Zwangsarbeit und Massensterben, S. 223.

929    Hier und im Folgenden zit. aus Erklärung des GEW-Kreisverbands Ludwigsburg von 1988 [undatiert], StadtA V/E, S6, 39 II.

930    Hier zitiert aus der Einladung Beckers vom 16.01.1989 zum zweiten Treffen des Initiativkreises, StadtA V/E, S6, 39 II.

931    Hier und im Folgenden: Aktenvermerk OB Kälberer vom 29.03.1989, StadtA V/E, S6, 39 II.

932    Kostenvoranschlag von Architekt Olaf Geiger vom 05.12.1988, StadtA V/E, S6, 39 II.

933    Hans Gasparitsch (1918–2002) hatte als Angehöriger des frühen Arbeiterwiderstands gegen die Nationalsozialisten nahezu die gesamte Zeit des „Dritten Reichs“ in Gefängnis- und KZ-Haft verbracht. Nach seiner Verhaftung 1935 und anschließender Gefängnisstrafe durchlitt er bis 1945 die Konzentrationslager Welzheim, Dachau, Flossenbürg und Buchenwald. Von 1985 bis 1992 war Gasparitsch Vorsitzender des Vereins Dokumentationszentrums Oberer Kuhberg.

934    Vgl. Schreiben Bez (PKC) vom 21.08.1989, StadtA V/E, S6, 39 II.

935    Vgl. Stichwortprotokoll von Jörg Becker, 4.09.1989, StadtA V/E, S6, 39 II.

936    Vgl. hier und im Folgenden: Schreiben Becker an Kälberer, 29.11.1989, StadtA V/E, S6, 39 II.

937    Vgl. Niederschrift über die 1. Sitzung des Stadtteilausschusses am 14.02.1990, TOP 8 und Niederschrift über die 2. Sitzung des Sozial- und Kulturausschusses am 05.03.1990, TOP 7, StadtA V/E, S6, 39 II.

938    Vgl. Kurzprotokoll Becker, 17.07.1990, StadtA V/E, S6, 39 II.

939    Die zwölfseitige Broschüre Initiative Gedenkstätte KZ Vaihingen/Enz – Dokumentation wurde erstmals im November 1990 in einer Auflage von 1000 Exemplaren gedruckt. Die Informationsfahrt des Kreistags zu den Gedächtnisstätten in Bietigheim, Großsachsenheim, Unterriexingen und Vaihingen musste mehrmals verschoben werden und fand erst im April 1991 statt. Vgl. Protokoll des Kultur- und Sozialausschusses zur Sitzung am 24.06.1991, Beilage 16/1991, StadtA V/E, S6, 39 II.

940    Vgl. Hausmitteilung Behr (Stadtarchiv) an OB Kälberer, 18.07.1990, StadtA V/E, S6, 39 II.

941    Vgl. u. a. Ludwigsburger Kreiszeitung, 16.10.1990: Hakenkreuze auf 138 Grabsteinen; Ebd.: Entsetzen und ohnmächtige Wut; Bietigheimer Zeitung, 16.10.1990: Mit Farbe NS-Symbole aufgesprüht; VKZ, 16.10.1990: Noch keine Hinweise auf die Schänder der KZ-Friedhöfe; Bietigheimer Zeitung, 17.10.1990: Eine Sonderkommission hat die Ermittlungen aufgenommen. Die Täter (vier Neonazis zwischen 16 und 21 Jahren) verübten in derselben Nacht einen Brandanschlag auf eine leerstehende Gaststätte in Sersheim (bei Vaihingen), bei dem sie die Fenster des Hauses mit einem Stein des KZ-Friedhofs Unterriexingen einschlugen. Sie wurden wenige Tage später von der Polizei gefasst. Vgl. Ludwigsburger Kreiszeitung, 19.10.1990: Polizei nimmt vier Jugendliche fest; Bietigheimer Zeitung, 19.10.1990.

942    Adolf Diamant verzeichnet für das Jahr 1990 24 Schändungen jüdischer Friedhöfe in der Bundesrepublik, im Zeitraum 1990 bis 1999 durchschnittlich vierzig pro Jahr. Adolf Diamant: Geschändete jüdische Friedhöfe in Deutschland 1945–1999, Potsdam 2000, S. 22, S. 66 f. Unter Einbezug weiterer antisemitischer, rassistischer und neonazistischer Straftaten vgl. auch: Marion Neiss: Tatort Friedhof. Der Kampf gegen Gräber, in: Wolfgang Benz (Hrsg.): Auf dem Weg zum Bürgerkrieg? Rechtsextremismus und Gewalt gegen Fremde in Deutschland, Frankfurt am Main 2001, S. 167–176.

943    Vgl. Ludwigsburger Kreiszeitung, 16.10.1990: Hakenkreuze auf 138 Grabsteinen.

944    Bietigheimer Zeitung, 19.10.1990: Zeichen des Hasses mit Zeichen der Liebe überwinden.

945    Vgl. Scheck: Zwangsarbeit und Massensterben, S. 225–228.

946    Michael Schmid: Das Konzentrationslageraußenkommando Neckarelz. Seine Entstehung und Bedeutung unter besonderer Berücksichtigung der kriegswirtschaftlichen Bedingungen und der Funktionserweiterung der Konzentrationslager, Zulassungsarbeit im Fach Geschichte zur Staatsexamensprüfung für das Lehramt an Gymnasien, Universität Heidelberg 1983, unveröffentlicht. Für die Zurverfügungstellung der Arbeit danke ich Wolfgang Blatter (Schriesheim).

947    Interview des Verfassers mit Richard Melling (KZ-Gedenkstätte Neckarelz) am 12.06.2012. Laut Melling waren die meisten Teilnehmer der GEW-Exkursionen Haupt- und Realschullehrer.

948    Redebeitrag Wolfgang Blatters anlässlich der Einweihung einer neuen Tafel an der Stelle des KZ Asbach am 04.05.2011, Manuskript, Privatarchiv Wolfgang Blatter.

949    Schreiben W. Blatter an Direktion der Gewerbeschule Mosbach vom 22.09.1984, Privatarchiv Wolfgang Blatter.

950    Redebeitrag W. Blatters anlässlich der Einweihung einer neuen Tafel an der Stelle des KZ Asbach am 04.05.2011, Manuskript, Privatarchiv Wolfgang Blatter.

951    Vgl. RNZ, 10.05.1985: Schüler stellen Gedenktafel auf. Die Tafel wurde in den folgenden Jahren regelmäßig von Lehrern der Kreisgewerbeschule neu lackiert. 2011 wurde sie auf Initiative der Schule durch eine neue Tafel ersetzt. Die alte Tafel befindet sich heute im Archiv der KZ-Gedenkstätte Neckarelz. Wolfgang Blatter führte bis zu seinem beruflichen Weggang nach Heidelberg im Jahr 1989 weitere Exkursionen mit Schulklassen nach Asbach durch.

952    Aus den Nachforschungen des Arbeitskreises „Mosbach im 3. Reich“ sind drei Publikationen in der Reihe Mosbach im 3. Reich hervorgegangen: Brigitte Schneider: Fachwerk unterm Hakenkreuz: Die Machtergreifung in Mosbach 1933, Mosbach 1990; Eckart Teichert: Zeitzeugen erzählen aus der Nazizeit, Mosbach 1992; Werner Blesch u. a.: „Uns wollen sie auf die Seite schaffen“. Deportation und Ermordung von 262 behinderten Menschen der Johannesanstalten Mosbach und Schwarzach in den Jahren 1940 und 1944, Mosbach 1993.

953    Vgl. KZ-Gedenkstätte Neckarelz e. V.: Infomappe „Sich an Geschichte reiben“. Mosbach, 1994, S. 3, Privatarchiv Richard Melling.

954    Michael Schmid: „…eine unterirdische Stadt in einer alten Gipsgrube…“ Der Einsatz von KZ-Häftlingen beim Bau einer untertägigen Fertigungsanlage für die Daimler-Benz AG, in: Mitteilungen der Dokumentationsstelle zur NS-Sozialpolitik, 2. Jg., 1986, Heft 13/14, S. 31–42.

955    Schmid: Goldfisch. Im selben Band erschien außerdem: Fröbe: Wie bei den alten Ägyptern.

956    Vgl. RNZ (Ausgabe Mosbach), 16.10.1989: Unterschriften für KZ-Gedenkstätte.

957    Auch im Folgenden: VHS-Arbeitskreis „Mosbach im 3. Reich“: Memorandum für eine KZ-Gedenkstätte in Neckarelz, Anlage zur nichtöffentlichen Gemeinderatssitzung der Stadt Mosbach am 16.05.1990, TOP 4, StadtA MOS, Gemeinderatsprotokolle 1990 – nichtöffentliche Sitzungen.

958    Protokoll der nichtöffentlichen Gemeinderatssitzung der Stadt Mosbach am 16.05.1990, TOP 4, StadtA MOS, Gemeinderatsprotokolle 1990 – nichtöffentliche Sitzungen.

959    Vgl. Antrag vom 03.11.1991, Anlage 1 zu TOP 1 der nichtöffentlichen Sitzung des Ausschusses für Schule, Kultur und Sport am 22.06.1992, StadtA MOS, Gemeinderatsprotokolle 1992 – nichtöffentliche Sitzungen.

960    Vgl. RNZ, 02./03.11.1991: „Erinnern statt Vergessen“.

961    Hier und im Folgenden: RNZ, 05.11.1991: „Geschichtlich-politischer Unverstand“ (Leserbrief).

962    Vgl. RNZ, 13.11.1991: Leserbrief.

963    RNZ, 16./17.11.1991: Leserbrief (verfasst von Richard Melling und Michael Schmid).

964    RNZ, 21.11.1991: Nicht wie Kaninchen auf Schlange starren (Leserbrief).

965    Erste Unterschriftenlisten waren bereits Ende 1989/Anfang 1990 in der Volkshochschule ausgelegt worden, doch beteiligten sich zu dieser Zeit fast nur die Mitglieder des Arbeitskreises selbst daran.

966    Schreiben VHS-Arbeitskreis „Mosbach im 3. Reich“ (Melling) an OB Lauth vom 19.06.1992, Anlage zu TOP 1 der nichtöffentlichen Sitzung des Ausschusses für Schule, Kultur und Sport am 22.06.1992, StadtA MOS, Gemeinderatsprotokolle 1992 – nichtöffentliche Sitzungen.

967    Ebd.

968    Vgl. Matthias Möller: „Ein recht direktes Völkchen“? Mannheim-Schönau und die Darstellung kollektiver Gewalt gegen Flüchtlinge, Grafenau/Frankfurt am Main 2007.

969    Die Republikaner erreichten bei der Landtagswahl 1992 10,9 Prozent der Stimmen und zogen als drittstärkste Kraft in den Landtag ein.

970    Vgl. hier und im Folgenden: Protokoll der nichtöffentlichen Sitzung des ASKS am 22.06.1992, Drucksache Nr. 13/1992, StadtA MOS, Gemeinderatsprotokolle 1992 – nichtöffentliche Sitzungen.

971    In der endgültigen Beschlussfassung wurde auf den Zusatz der fehlenden Mittel verzichtet.

972    Das Antwortschreiben des Arbeitskreises ist zusammengefasst im Sprechzettel für die Gemeinderatssitzung am 16.09.1992, TOP 16.10, StadtA MOS, Gemeinderatsprotokolle 1992.

973    Vgl. Jacques Barrau: Zeichnungen aus einem Lager / Dessins d’un camp, hrsg. von Michael Schmid, Mosbach 1992 (Neudruck 2006).

974    Vgl. RNZ, 18.03.1993: 3000 KZ-Häftlinge in Lagern.

975    Vgl. RNZ, 28.04.1993: Das Leben der KZ-Häftlinge.

976    Vgl. AL-Brief (Rundbrief der Alternativen Liste Mosbach) Nr. 7, Mai 1993.

977    Flugblatt zum Antikriegstag 1993, AGN.

978    Vgl. RNZ, 05.11.1993: „Systematische Tötung durch Arbeit“.

979    Vgl. ebd.

980    Im Zeitraum von Februar 1994 bis Mai 1995 erschienen in der RNZ 29 Beiträge zum Thema. Dabei kündigte das Blatt nicht nur (zum Teil mehrfach) die einzelnen Veranstaltungen des Vereins KZ-Gedenkstätte an und berichtete anschließend darüber, sondern schilderte in zahlreichen Artikeln ausführlich die Geschichte der Neckarlager, des Rüstungsprojekts „Goldfisch“ sowie den Einsatz von Zwangsarbeitern in der Region.

981    Hier und im Folgenden: Verein KZ-Gedenkstätte Neckarelz: Sich an Geschichte reiben, S. 4, AGN.

982    Das Deckblatt der vierzehnseitigen Broschüre bestand aus einem dünnen Schleifpapier, das das „Reiben“ an Geschichte verdeutlichen sollte.

983    Die Themen der einzelnen Veranstaltungen waren u. a.: Errichtung des KZ Neckarelz („Bedenkveranstaltung“ am 21.03.1994 in Neckarelz), Errichtung des KZ Neckargerach (Veranstaltung am 27.04.1994 in Neckargerach), Rüstungsprojekt „Goldfisch“ und „die Daimlerisierung einer Region“ (04.07.1994 im Obrigheimer Stollen), „Druck, Strafe, Tod und Terror im KZ-Lager“ (23.08.1994 in Neckarelz), „Überleben, Hoffen und Widerstehen im Lager“ (13.12.1994 in Neckarelz), Evakuierung der „Neckarlager“ (02.04.1995, Osterburken).

984    Vgl. RNZ, 13.07.1994: „Vernichtung durch Arbeit“ war einkalkuliert.

985    Vgl. Maurice Voutey: Gefangener des Unwahrscheinlichen oder Ein Traum geht ans Äußerste. Vier Jahreszeiten in Dachau und in den Neckarlagern, Elztal-Dallau 2002. Das Buch war 1995 in französischer Sprache erschienen und wurde von Dorothee Roos (KZ-Gedenkstätte Neckarelz) ins Deutsche übersetzt.

986    Vgl. RNZ, 04.04.1995: Erschütternde Erinnerungen an KZ und Befreiung.

987    Laut Richard Melling hatte sich der Verein in der Anfangszeit das Ziel gesetzt, eine KZ-Gedenkstätte zu errichten, deren Kosten dem Preis eines gut ausgestatteten Wagens der Mercedes-A-Klasse entsprechen würden. Als der Verein bei Daimler-Benz vorstellig wurde und seine Pläne präsentierte, sei die Resonanz des zuständigen Mitarbeiters durchaus positiv gewesen, eine kontinuierliche oder einmalig größere finanzielle Förderung einer Gedenkstätte wurde jedoch abgelehnt. Stattdessen unterstützte das Unternehmen den Besuch der ehemaligen Häftlinge durch die Einladung nach Stuttgart sowie mit einem finanziellen Zuschuss. Die weitere Finanzierung wurde durch Spenden sowie die Stadt Mosbach getragen. (Interview des Verfassers mit Richard Melling am 12.06.2012).

988    Vgl. Barbara Hopmann u. a.: Zwangsarbeiter bei Daimler-Benz.

989    U. a. zitiert in: Fränkische Nachrichten, 24.05.1995; Heilbronner Stimme, 22.05.1995.

990    Maurice Voutey: L’ombre de l’étoile, in: Le Patriote Résistant Nr. 671, September 1995, S. 9 (deutsche Übersetzung von Dorothee Roos), AGN.

991    Hier und im Folgenden zit. aus Fränkische Nachrichten, 24.05.1995.

992    Vgl. Risel: KZ in Heilbronn.

993    Heilbronner Stimme, 20.03.1985: KZ-Häftlinge zwischen Tod und Hoffnung.

994    Willi Heimig (1911–1991) war als Kommunist 1936 wegen Landesverrats inhaftiert worden und durchlitt die Konzentrationslager Buchenwald, Natzweiler, Thil, Kochendorf und Dachau, bevor er in den letzten Kriegsmonaten zur SS-Sondereinheit Dirlewanger eingezogen wurde. Im KZ Natzweiler soll er als Kapo für französische Häftlinge Briefe aus dem Lager geschmuggelt und den Mitgefangenen General Charles Delestraint mit Essen versorgt haben; auch in Kochendorf hat er sich laut Erinnerungsberichten von Überlebenden für Mitgefangene eingesetzt. Nach Kriegsende kehrte er nach Kochendorf zurück, wo er bis zu seinem Tod lebte.

995    Vgl. Riexinger/Ernst: Vernichtung durch Arbeit, S. 241.

996    Über die Beweggründe Detlef Ernsts heißt es in einer 1993 erschienenen Broschüre: „Er konnte nicht vergessen, wie ihm als Kind seine Großmutter völlig unvermittelt von den KZ-Häftlingen an seinem Heimatort erzählt hatte und dabei in Tränen ausgebrochen war.“ Arbeitsgruppe zum KZ Kochendorf: KZ Kochendorf: Vernichtung durch Arbeit, Bad Friedrichshall 1993, S. 42.

997    Vgl. ebd., S. 41.

998    Der Brief wurde am 16.06.1988 im Friedrichshaller Rundblick abgedruckt; hier zitiert aus Riexinger/Ernst: Vernichtung durch Arbeit, S. 239 f.

999    Vgl. Arbeitsgruppe zum KZ Kochendorf: KZ Kochendorf, S. 42.

1000 Ebd.

1001 So Klaus Riexinger am 06.05.2016 in einer E-Mail an den Verfasser. In der genannten Broschüre ist lediglich von „Meinungsverschiedenheiten“ zwischen Stadt und AG die Rede. Arbeitsgruppe zum KZ Kochendorf: KZ Kochendorf, S. 1.

1002 Vgl. ebd., S. 42.

1003 Hier und im Folgenden: E-Mail von Klaus Riexinger an den Verfasser, 06.05.2016.

1004 Arbeitsgruppe zum KZ Kochendorf: KZ Kochendorf, S. 42.

1005 Die Arbeitsgruppe zum KZ Kochendorf löste sich derweil sukzessive auf.

1006 Léon-Maurice Basiez war 1991 verstorben, weshalb Delaire in den folgenden Jahren alleine mit seiner Frau nach Deutschland reiste.

1007 Riexinger/Ernst: Vernichtung durch Arbeit, S. 240. 1999 wurde Delaire für seine Verdienste um die deutsch-französische Aussöhnung das Bundesverdienstkreuz verliehen.

1008 Klaus Riexinger/Detlef Ernst: Vernichtung durch Arbeit. Die Geschichte des KZ Kochendorf/Außenkommando des KZ Natzweiler-Struthof, Bad Friedrichshall 1996. (Alle Zitate und Quellenangaben in der vorliegenden Studie beziehen sich auf die 2003 im Silberburg-Verlag erschienene überarb. und erw. Neuaufl.)

1009 Siehe S. 306 in dieser Arbeit.

1010 Hier und im Folgenden vgl. Blickpunkt: Spuren des Terrors, S. 15; Homepage zum KZ Walldorf: http://www.kz-walldorf.de/e4100_politgerangel.html (zuletzt abgerufen: 29.12.2018).

1011 Peter Gingold (1916–2006) war ein jüdischstämmiger kommunistischer Widerstandskämpfer. 1933 floh er nach Frankreich, wo er sich weiterhin antifaschistisch betätigte und sich 1940 der Résistance anschloss. 1943 wurde er von der Gestapo verhaftet; ihm gelang jedoch nach wenigen Wochen die Flucht aus der Haft. Gingold beteiligte sich im August 1944 am Aufstand zur Befreiung von Paris. Nach dem Krieg kehrte er nach Frankfurt am Main zurück und war viele Jahre zunächst in der KPD, dann in der DKP aktiv. Vor allem aber engagierte er sich bis zu seinem Tod in der VVN/BdA, zudem im Verbund Deutscher in der Résistance, in den Streitkräften der Anti-Hitler-Koalition und der Bewegung „Freies Deutschland“ e. V. (DRAFD) sowie im Internationalen Auschwitzkomitee. 2004 wurde er von der Internationalen Liga für Menschenrechte mit der Carl-von-Ossietzky-Medaille ausgezeichnet. Vgl. Karl Heinz Jahnke: Sie haben nie aufgegeben. Ettie und Peter Gingold. Widerstand in Frankreich und Deutschland, Bonn 1998.

1012 Vgl. Blickpunkt: Spuren des Terrors, S. 15.

1013 Hier und im Folgenden: Ebd., S. 2.

1014 Hier und im Folgenden: Ebd., S. 15.

1015 Der Text ist abgedruckt in der Broschüre: Nichts und niemand wird vergessen. Zur Geschichte des KZ-Außenlagers Natzweiler-Struthof in Walldorf, hrsg. vom Magistrat der Stadt Mörfelden-Walldorf, Mörfelden-Walldorf 1996, S. 4 f.

1016 In der Frankfurter Rundschau äußerte sich CDU-Fraktionssprecher Hugo Jung wenige Tage später dazu: „Wir sind es leid, den Kommunisten mit dem Elend vieler Tausender Opfer des Nationalsozialismus auch noch die Schaubühne dafür zu geben, ihr politisches Süppchen zu kochen. Wir sind es leid, dass Kommunisten Opfer des Nationalsozialismus zu ihren Kronzeugen machen wollen. Wir sind es leid, uns von Kommunisten bescheinigen zu lassen, dass wir doch die ideologischen Nachfahren dieser dunklen Zeit in Deutschland seien.“ Zit. aus: http://www.kz-walldorf.de/e4100_politgerangel.html (zuletzt abgerufen: 28.12.2018).

1017 Das Dachauer Außenkommando wurde erst später bekannt.

1018 „Als es Sommer wurde, verbreitete sich in der ganzen Umgebung Leichengeruch. Darauf wurden die Nazi-Größen des Orts [Dalkingen] und, soviel ich weiß, auch einige Nazis von Ellwangen geholt. Sie mussten die Leichen ausgraben. Diese wurden dann auf dem Dalkinger Friedhof in einem Massengrab neu beigesetzt.“ Schilderungen von Ottilie A. (Dalkingen), verschriftlicht von Irmentraud H. (Ellwangen), Archiv Friedensforum Ellwangen (im Folgenden: AFEL).

1019 Vgl. Schwäbische Post, 19.11.1985: Friedenswoche endet mit Schweigemarsch.

1020 Hier und im Folgenden: Schreiben Friedensforum Ellwangen an Liegenschaftsamt, 03.12.1985, AFEL.

1021 Hier und im Folgenden: Schreiben Stadtverwaltung an Friedensforum Ellwangen, Januar 1986, zit. aus: Ipf- und Jagst-Zeitung (im Folgenden IJZ), 02.01.1986: Gab es in Ellwangen ein Konzentrationslager?

1022 Hier und im Folgenden: IJZ und Schwäbische Post, 09.01.1986: Stellungnahme des Friedensforums Ellwangen (Josef Baumann).

1023 Auskunft Volker Lauster-Schulz im Gespräch mit dem Verfasser am 19.02.2015.

1024 Friedensforum Ellwangen: Spurensicherung: 10 Jahre Friedensarbeit in Ellwangen 1980–1990, S. 4, AFEL.

1025 Vgl. Friedensforum Ellwangen: Vernichtung und Gewalt. Die KZ-Außenlager Ellwangens, Reimlingen 1987.

1026 Vgl. Schwäbische Post, 06.05./07.05./08.05./11.05./12.05.1987; IJZ, 07.05./08.05./25.05.1987.

1027 Vgl. Schwäbische Post, 16.11.1987: „Den Opfern gedenken, um nicht selbst Opfer zu werden“; IJZ, 21.11.1987: Gedenkfeier des Ellwanger Friedensforums auf dem Judenfriedhof.

1028 Hier und im Folgenden: Schreiben Friedensforum (Baumann) an OB Schultes, 02.04.1987, AFEL.

1029 Eine Einsichtnahme in die Protokolle der öffentlichen Gemeinderatssitzungen wurde dem Verfasser verweigert, da das Stadtarchiv Ellwangen diese in recht eigenwilliger Auslegung des Bundesarchivgesetzes mit einer dreißigjährigen Sperrfrist versehen hat. Telefonische Auskunft StadtA EL, 10.04.2014.

1030 Friedensforum Ellwangen: Vernichtung und Gewalt, S. 103.

1031 Ebd., S. 104.

1032 Ebd., S. 11.

1033 Hier und im Folgenden: StZ, 08.03.1988: Schweigen am Ort des Nazi-Terrors.

1034 „Doch der Arme ist nicht auf ewig vergessen, des Elenden Hoffnung ist nicht für immer verloren“ (Psalm 9, 19).

1035 Mahnmalentwurf Friedensforum Ellwangen 1988 (undatiert), AFEL.

1036 Vgl. Schreiben Stadt an Friedensforum, 30.05.1988 und 19.01.1989, AFEL.

1037 Vgl. Schreiben Stadt an Friedensforum, 19.01.1989, AFEL.

1038 Vgl. IJZ, 10.02.1990: Enthüllung des Gedenksteins vor jüdischem Friedhof.

1039 „1972 veranlasste das Hessische Innenministerium die Einfassung des Grabes mit Steinplatten, auf denen die Namen der bis dahin anonymen 528 Toten eingraviert wurden.“ Kaiser/Knorn: Wir lebten und schliefen zwischen den Toten, S. 289. Wie es dazu gekommen war bzw. wer sich konkret für die Namensplatten eingesetzt hatte, ließ sich bisher nicht rekonstruieren.

1040 Hans Frick: Die blaue Stunde, München 1977.

1041 Zu Weiss vgl. http://kz-adlerwerke.de/de/menschen/verantwortliche/weiss.html (zuletzt abgerufen: 29.12.2018).

1042 Kaiser/Knorn: Wie lebten und schliefen zwischen den Toten, S. 287.

1043 Vgl. ebd., S. 288.

1044 Schreiben Friedhofsamt an Stadtarchiv, 08.04.1987, ISG FFM, Miszellen 46.

1045 Die bei Kaiser/Knorn genannte „Akte Polengrab“ sowie die „Grabakte E 157“ ließen sich durch den Verfasser trotz freundlicher Unterstützung einer Archivmitarbeiterin nicht ausfindig machen. Möglicherweise ist ein Teil der (ehemals) darin enthaltenen Dokumente in den Bestand „Grünflächenamt, Nr. 21“ übergegangen; mindestens drei Dokumente sind jedoch unauffindbar.

1046 Zit. nach Kaiser/Knorn: Wie lebten und schliefen zwischen den Toten, S. 287.

1047 Vgl. ebd., S. 289. Die Autoren erwähnen außerdem, dass die in Polen gefertigte Platte vom Verein Zgoda bei der Einfuhr nach Deutschland an der Grenze verzollt werden musste.

1048 Vgl. Kaiser, Ernst/Michael Knorn: Die Adlerwerke und ihr KZ-Außenlager – Rüstungsproduktion und Zwangsarbeit in einem Frankfurter Traditionsbetrieb, in: 1999 – Zeitschrift für Sozialgeschichte des 20. und 21. Jahrhunderts, 7. Jg., Nr. 3/1992, S. 11–42.

1049 https://kz-adlerwerke.de/de/menschen/historiker/betriebsrat.html (zuletzt abgerufen: 28.12.2018). 1993 wurde das Unternehmen samt historischem Gebäudekomplex an den Baukonzern Philipp Holzmann und den Immobilieninvestor Roland Ernst verkauft und die Produktion in Frankfurt eingestellt.

1050 taz, 19.04.1993: Keine Einladung für Überlebende des KZ Adlerwerke.

1051 „Römer“ ist die Bezeichnung des Frankfurter Rathauses am Römerberg.

1052 Vgl. Kaiser/Knorn: Wir lebten und schliefen zwischen den Toten.

1053 Zu den geschichts- und erinnerungspolitischen Entwicklungen in Geislingen/Steige im hier behandelten Zeitraum liegen bereits zwei Studien vor, auf die sich die folgende Darstellung im Wesentlichen stützt: Renate Kümmel: Erfahrungen des Nationalsozialismus einer Kleinstadt – Verarbeitung oder Verdrängung? Vom Umgang mit der Stadtgeschichte in Geislingen/Steige, hrsg. von der Alice-Salomon-Fachhochschule für Sozialarbeit und Sozialpädagogik Berlin, Berlin 1995 (Reihe: Veröffentlichungen von hervorragenden Diplomarbeiten); Stadtarchiv Geislingen: Die KZ-Mahnmal Initiative 1983/84 und die Geschichte der Aufarbeitung in Geislingen, 2015, Online-Artikel: https://www.stadtarchiv-geislingen.de/publikationen/online-publikationen/geislingen-unterm-hakenkreuz/die-kz-mahnmal-initiative-198384-und-die-geschichte-der-aufarbeitung-in-geisl ingen/ (zuletzt abgerufen: 25.12.2019).

1054 Zur Person vgl. Südwestpresse, 28.03.2017: SPD-Stadtrat Hansjürgen Gölz hört auf, online: https://www.swp.de/suedwesten/staedte/geislingen/spd-stadtrat-hansju ergen-goelz-hoert-auf-23403331.html; Südwestpresse, 06.05.2017: Portrait: Hansjürgen Gölz blickt auf seine Zeit im Gemeinderat zurück, online: https://www.swp.de/suedwesten/staedte/geislingen/portrait_-hansjuergen-goelz-blickt-auf-seine-zeit-im-gemeinderat-zurueck-23463251.html (zuletzt abgerufen: 01.01.2019).

1055 Zit. nach Südwestpresse, 06.05.2017: Portrait (siehe vorherige Fußnote).

1056 Vgl. Richard Wagner: Das K.Z.-Außenlager in Geislingen, in: geschichte regional, Quellen und Texte aus dem Kreis Göppingen, Nr. 2/1982, S. 98–111.

1057 Gertrud Müller, geb. Wieland, wurde 1915 in Stuttgart geboren. Als Kommunistin wurde sie bereits 1933 verhaftet und für einige Tage inhaftiert. Im Januar 1942 wurde sie zusammen mit ihrem Ehemann erneut festgenommen und in das Arbeitserziehungslager Rudersberg gebracht. Nach einer Verurteilung wegen Vorbereitung zum Hochverrat, Werksspionage und Wehrkraftzersetzung wurde sie nach einigen Wochen Gestapo-Haft in Bad Canstatt im Oktober 1943 in das Frauenkonzentrationslager Ravensbrück deportiert, von wo sie im Oktober 1944 nach Geislingen überstellt wurde, wo sie Blockälteste wurde. Nach 1945 war Gertrud Müller weiter in der KPD und antifaschistischen Organisationen aktiv; zeitweise war sie Vorsitzende der Lagergemeinschaft Ravensbrück der Bundesrepublik sowie Vizepräsidentin der VVN-BdA. Vgl. Kümmel: Erfahrungen des Nationalsozialismus, S. 38–43. Gertrud Müller starb 2007 im Alter von 92 Jahren.

1058 Geislinger Zeitung vom 16.02.1983, zit. nach Kümmel: Erfahrungen des Nationalsozialismus, S. 61.

1059 Stadtarchiv Geislingen: KZ-Mahnmal Initiative.

1060 Ebd. Vgl. auch Kümmel: Erfahrungen des Nationalsozialismus, S. 62.

1061 Vgl. Stadtarchiv Geislingen: KZ-Mahnmal Initiative.

1062 Vgl. ebd.

1063 Vgl. ebd.

1064 Geislingen Zeitung, 18.05.1984, zit. nach Kümmel: Erfahrungen des Nationalsozialismus, S. 64 f.

1065 Stadtarchiv Geislingen: KZ-Mahnmal Initiative.

1066 Ebd.

1067 Zum Folgenden vgl. Seubert: Von Auschwitz nach Calw, S. 7–10. Darüber hinausgehende Informationen erhielt der Verfasser von Norbert Weiss (Calw) per E-Mail am 30.03.2016 sowie telefonisch am 03.08.2016.

1068 Der Balken befindet sich heute als Exponat im Haus der Geschichte Baden-Württemberg (Stuttgart).

1069 Seubert: Von Auschwitz nach Calw. Der Untertitel lehnt sich offenbar bewusst an den Titel des „Vorländer-Bandes“ (Nationalsozialistische Konzentrationslager im Dienst der totalen Kriegsführung) an.

1070 Auskunft Norbert Weiss, Telefonat am 03.08.2016.

1071 Puvogel/Stankowski: Gedenkstätten, S. 30.

1072 Vgl. Bauer: Außenkommando.

1073 Abschrift vor Ort durch den Verfasser.

1074 Abschrift vor Ort durch den Verfasser.

1075 Vgl. Kreisjugendring Ostalb e. V.: Steine reden, Rundbrief Extra, 3. unveränd. Aufl., Aalen 2000 [zuerst 1995], S. 21–25.

1076 Vgl. Becker/May: Konzentrationslager Spaichingen, S. 38 f.

1077 Vgl. Kastilan: Konzentrationslager Spaichingen.

1078 Vgl. Becker/May: Konzentrationslager Spaichingen.

1079 Vgl. Fritz Mattes: Das Konzentrationslager in Spaichingen, in: Spaichinger Heimatbrief Nr. 30, hrsg. von der Stadt Spaichingen, Spaichingen 2012, S. 39–47.

1080 Vgl. Heimes: Ich habe immer nur den Zaun gesehen, S. 11–28.

1081 Vgl. Fotos in: ebd., S. 25–27.

1082 Im KZ Kochem starben mindestens 94 Häftlinge. Mehrheitlich wurden sie zur Einäscherung nach Mainz gebracht; 17 Opfer wurden in einem Massengrab auf dem Bruttiger Friedhof verscharrt. In der Nachkriegszeit wurden zehn Leichname in die Herkunftsländer überführt.

1083 Heimes: Ich habe immer nur den Zaun gesehen, S. 14 ff. Die besagte Juso-Zeitschrift ließ sich bei den Recherchen zur vorliegenden Arbeit nicht ausfindig machen. In Heimes’ Publikation wird sie von einem weiteren Zeitzeugen erwähnt, der von Morddrohungen gegen die Verfasser berichtet. Vgl. ebd., S. 98.

1084 Das Inserat ist (undatiert) abgedruckt in: ebd., S. 99.

1085 Cochemer Realschule Klasse 9 a: Spuren der Vergangenheit. Arbeitslager in Bruttig, in: Kreisverwaltung Cochem-Zell (Hrsg.): Jahrbuch für den Kreis Cochem-Zell, Monschau 1986, S. 63–67, hier S. 63.

1086 Ebd., S. 65.

1087 Hier und im Folgenden: ebd., S. 63.

1088 Ebd., S. 67.

1089 Zur Person vgl. den Nachruf des Rheinischen Vereins für Denkmalpflege und Landschaftsschutz: http://www.rheinischer-verein.de/media/eifel/cochem_zell/To destag_Reinhold_Schommers.pdf (zuletzt abgerufen: 29.12.2018). Möglicherweise hatte Schommers auch die Recherchen der Schulklasse fachlich begleitet.

1090 Hier und im Folgenden: Rhein-Zeitung (Ausgabe Cochem), 01.03.1985: Die Last drückt noch immer.

1091 Vgl. Heimes: Ich habe immer nur den Zaun gesehen, S. 176.

1092 Ebd., S. 178.

1093 Vgl. ebd., S. 176 f.

1094 Zur Einweihungsfeier vgl. Rhein-Zeitung, 20.11.1986: Opfer mahnen zum Frieden.

1095 Hier und im Folgenden: Rhein-Zeitung, 15./16.11.1986: Gedenkstein für die „Opfer der Gewalt“.

1096 Heimes: Ich habe immer nur den Zaun gesehen, S. 45.

1097 Ebd., S. 193.

1098 „Die Aufsichtsbehörden des Standesbeamten, also auch das Ministerium des Innern und für Sport, können den Standesbeamten nicht zur Vornahme einer bestimmten Amtshandlung anweisen. […] Äußerungen der Aufsichtsbehörde gegenüber dem Standesbeamten im Einzelfall sind nur eine Empfehlung oder Entscheidungshilfe. Die Entscheidung trifft der Standesbeamte in eigener Verantwortung.“ Zit. nach ebd., S. 195 f.

1099 Vgl. hier und im Folgenden: ebd., S. 214 f. (Nachwort zur Neuaufl.).

1100 Die Rede ist abgedruckt in: Mitteilungsblatt des Oberrates der Israeliten Badens für die angeschlossenen Gemeinden, Jg. 34, Nr. 6, Juni 1981.

1101 Vgl. Offenburger Tageblatt, 28.04.1981: Eine KZ-Außenstelle.

1102 Vgl. zum Folgenden: Boll: Das wird man nie mehr los, S. 321–326.

1103 Vgl. ebd., S. 321, FN 73.

1104 Bei der Liste des Stadtarchivs handelte es sich um die bereits erwähnte Aufstellung, die der kommissarische Bürgermeister Heß 1945 auf Weisung der französischen Besatzungsbehörden an das Landratsamt gesandt hatte. StadtA OG, 5/6736.

1105 Martin Ruch: Verfolgung und Widerstand in Offenburg 1933–1945. Dokumentation, Offenburg 1995, S. 200–204.

1106 Hier und im Folgenden: Offenburger Tageblatt, 24.02.1995: „Das Grauen vor der Tür“. Die Annahme, dass alle Opfer des Lagers Juden gewesen seien, ist nicht korrekt. Nach eigenen Recherchen des Verfassers waren zwanzig Opfer vom 12.04.1945 katholisch, neun jüdisch und fünf orthodox; zu sieben Opfern ließ sich keine Religionszugehörigkeit feststellen.

1107 Flugblatt von Barbara Leucht-Hautz, Ernestine Folkens, Gottfried Wiedemer und Ilse Herberg vom Frühjahr 1995, StadtA OG, ZGS, 054-2.

1108 Badische Zeitung, 05.05.1995: Erinnerung an Kriegsverbrechen.

1109 Vgl. Boll: Das wird man nie mehr los, S. 337 f.

1110 Offenburger Tageblatt, 13./14.04.1995: Wachrütteln, Erinnern, Gedenken.

1111 Ministerpräsident Erwin Teufel würdigte Nissenbaum nach dessen Tod in einem Kondolenzschreiben an die Familie als „eine Persönlichkeit, die sich im Beruf und als führender Repräsentant der jüdischen Gemeinde in unserem Land in herausragender Weise engagiert hat“. Zit. nach Der Spiegel Nr. 34/2001.

1112 Vgl. Offenburger Tageblatt, 16.06.1995: Gedenkstätte in der Kaserne?

1113 Vgl. Ermittlungsakte der Staatsanwaltschaft Offenburg, StadtA OG, Akte 6 Ujs 351/95.

1114 So Hauptkommissar Manfred Fick in der Badischen Zeitung, 28.06.1995.

1115 Hier und im Folgenden: ebd.

1116 Ebd.

1117 Hier und im Folgenden: Antrag von Barbara Leucht-Hautz vom 19.11.1995, StadtA OG, 07/41.72.00-9.

1118 Der Historiker Hans-Joachim Fliedner hatte bereits 1971 die zweibändige Studie Die Judenverfolgung in Mannheim 1933–1945 (Bd. 1: Darstellung, Bd. 2: Dokumente, Stuttgart 1971) veröffentlicht, die 1991 vom Stadtarchiv Mannheim neu herausgegeben wurde und bis heute zu den lokalgeschichtlichen Standardwerken zum Thema zählt. 1973 zog Fliedner nach Offenburg um, wo er zunächst die Volkshochschule und anschließend bis zu seiner Pensionierung im Jahr 2002 das städtische Kulturamt leitete.

1119 Hier und im Folgenden: Protokoll der öffentlichen Sitzung des Kulturausschusses am 20.03.1996, TOP 4, StadtA OG, 07/10.24.03.10-1.

1120 Auch der Leiter des Museums im Ritterhaus Martin Ruch war sich mittlerweile sicher, dass die Häftlinge in der Ihlenfeldkaserne ermordert wurden. So hatte er in einem behördeninternen Schreiben im Vorfeld der Ausschusssitzung mitgeteilt: „Wir wissen, daß dieses Verbrechen in der Kaserne stattfand, wir kennen aber nicht präzise den betreffenden Kellerraum.“ Schreiben Ruch an Abteilung 403 vom 12.02.1996, StadtA OG, 07/45.01-4.

1121 Offenburger Tageblatt, 22.03.1996: Der Spatz in der Hand.

1122 Detlef Garbe: Außenlager als Orte der Erinnerung. Das Beispiel Neuengamme, in: Dachauer Hefte, Nr. 15, 1999, S. 240–253, hier S. 240.

1123 Vgl. Orth: Historiografie, S. 584.

1124 Deutscher Bundestag, 14. Wahlperiode, Drucksache 14/1569, Unterrichtung durch die Bundesregierung: Konzeption der künftigen Gedenkstättenförderung des Bundes und Bericht der Bundesregierung über die Beteiligung des Bundes an Gedenkstätten in der Bundesrepublik Deutschland, S. 3, online:
http://dip21.bund estag.de/dip21/btd/14/015/1401569.pdf (zuletzt abgerufen: 16.12.2018).

1125 Die Teilnehmerliste des Treffens ist nicht erhalten. Einer Fotoserie der Wochenendtagung (MARCHIVUM, Bildsammlung, AB01308) lässt sich jedoch entnehmen, dass nicht ausschließlich baden-württembergische Gedenkstättenvertreter daran teilnahmen, sondern auch Personen aus dem benachbarten Ludwigshafen (Rheinland-Pfalz) sowie aus Hessen (Ditfried Krause-Vilmar, Gedenkstätte Breitenau/Uni Kassel; Ursula Krause-Schmitt, Studienkreis Deutscher Widerstand 1933–1945, Frankfurt).

1126 Hier und im Folgenden: Protokoll zum zweiten baden-württembergischen Gedenkstättentreffen, 22./23.10.1994 in Ulm, MARCHIVUM, D 19, unverzeichnet.

1127 Vgl. Positionspapier (Entwurf) von Konrad Pflug (LpB) vom 28.03.1995, MARCHIVUM, D 19, unverzeichnet.

1128 Vgl. auch Tätigkeitsbericht des Sprecherrats in der Zeit vom 24.10.1994 bis 08.04.1995, vorgelegt auf der 3. Landestagung am 08./09.04.1995 in Vaihingen an der Enz, MARCHIVUM, D 19, unverzeichnet.

1129 Die aktuelle Fassung findet sich unter https://www.gedenkstaetten-bw.de/file admin/gedenkstaetten/pdf/intern/2017/2017-03-12_geschaeftsordnung.pdf (zuletzt abgerufen: 17.12.2018).

1130 Satzung der Landesarbeitsgemeinschaft der Gedenkstätten und Gedenkstätteninitiativen in Baden-Württemberg (LAGG), verabschiedet am 8./9.04.1995 in Vaihingen an der Enz, MARCHIVUM, D 19, unverzeichnet.

1131 Vgl. Protokoll der Delegiertenversammlung der Landesarbeitsgemeinschaft der Gedenkstätten und Gedenkstätteninitiativen in Baden-Württemberg am 04./05.11.1995 in Neckarelz, S. 2, MARCHIVUM, D 19, unverzeichnet.

1132 Ebd., S. 3.

1133 Silvester Lechner: Ein kleiner Anfang ist gemacht: Gedenkstättenförderung im Land Baden-Württemberg nun amtlich, in: Gedenkstätten-Rundbrief Nr. 71, Juli 1996, S. 18.

1134 Ebd.

1135 Pflug leitete das Gedenkstättenreferat bis zu seiner Pensionierung im Jahr 2011; ihm folgte Sibylle Thelen.

1136 Vgl. Protokoll der Delegiertenversammlung am 20./21.04.1996 in Bad Boll, S. 1, MARCHIVUM, D 19, unverzeichnet.

1137 Vgl. Lechner: Ein kleiner Anfang ist gemacht, S. 18.

1138 Zur Entwicklung der Gedenkstättenarbeit in Baden-Württemberg von 1994 bis 2015, einschließlich der engen Kooperation zwischen LpB und LAGG, vgl. Sibylle Thelen: Gedenkstättenarbeit in Baden-Württemberg. Zusammenarbeit – Ausbau – künftige Aufgaben, in: GedenkstättenRundbrief Nr. 179, Oktober 2015, S. 15–24.

1139 Nach den bereits genannten Tagungen fand die Landesdelegiertenkonferenz bis 2005 an jährlich wechselnden Orten statt (Rottweil, Herrlingen, Heidelberg, Bad Urach, Rastatt, Schwäbisch Hall, Stuttgart, Ulm, Karlsruhe). Seit 2006 (mit Ausnahme 2012: Mosbach) tagen die Delegierten jedes Jahr im Haus auf der Alb, dem Tagungszentrum der LpB in Bad Urach.

1140 Vgl. Glauning/Pflug: Arbeit und Vernichtung.

1141 Vgl. Karl Giebeler/Christoph Schubert: KZ-Außenlager der letzten Kriegsphase in Baden-Württemberg, Bad Boll 1997.

1142 Zit. nach Silberzahn-Jandt: Das öffentliche Erinnern, S. 195.

1143 Gudrun Silberzahn-Jandt: Vom Pfarrberg zum Hitlerplatz. Fünf Filderdörfer während der Zeit des Nationalsozialismus. Eine Topographie, Filderstadt 1994.

1144 Vgl. hier und im Folgenden: Silberzahn-Jandt: Das öffentliche Erinnern, S. 196–198.

1145 Hier und im Folgenden: Glauning: Entgrenzung, S. 399.

1146 Schwarzwälder Bote, 11.09.1996: Ausstellung im Heimatmuseum.

1147 Vgl. Schreiben BM Zäh an LRA Zollernalbkreis, 14.11.1996, AGB.

1148 Vgl. Gesprächsnotiz des Hauptamts der Gemeinde Bisingen vom 27.04.1998, AGB. Vgl. zum Folgenden auch: Schreiben Bürgermeister Krüger (Bisingen) an Landratsamt, 04.09.1998, AGB; Schreiben Landratsamt an BM Krüger, 18.09.1998, AGB.

1149 „Wäre doch mein Haupt ein Gewässer und meine Augen ein Tränenquell, dass ich beweinen könnte Tag und Nacht die Erschlagenen meines Volkes“ (Jeremia 8, 23).

1150 Zum Besuchsprogramm vgl. Schwarzwälder Bote, 22.10.1998: „Wir erzählen alles, was die Leute wissen wollen“.

1151 Zur Einweihungsfeier vgl. exemplarisch: ST, 26.10.1998: Gedenkstein gegen Dominanz des Kreuzes; Hohenzollerische Zeitung, 26.10.1998: „Wir reichen Ihnen die Hand“.

1152 Es handelt sich dabei um die hier bereits mehrfach zitierte Publikation „Entgrenzung und KZ-System“, die 2006 erschien.

1153 Schwarzwälder Bote, 11.09.1996: Ausstellung im Heimatmuseum soll Opfer aus der Anonymität holen. Vgl. auch Hohenzollerische Zeitung, 21.09.1996: „Schwierigkeiten des Erinnerns“: Ausstellung gestaltet sich als Puzzle.

1154 Siehe S. 388 dieser Arbeit.

1155 Jörg Skriebeleit: Neue Unübersichtlichkeit? Gedenkstätten und historische Orte im aktuellen erinnerungspolitischen Diskurs, in: Gedenkstätten-Rundbrief Nr. 103, 2001, S. 3–10, hier S. 10.

1156 Hier und im Folgenden: Glauning: Entgrenzung, S. 400.

1157 Zit. aus Schwarzwälder Bote, 11.09.1996: Ausstellung im Heimatmuseum soll Opfer aus der Anonymität holen.

1158 Hier und im Folgenden: Schwarzwälder Bote, 25.11.1998: Gratwanderung zwischen Lob und Ablehnung.

1159 Hier und im Folgenden vgl. Gedenkstätten KZ Bisingen e. V. (Hrsg.): 10 Jahre Verein Gedenkstätten KZ Bisingen 2003–2013. Einblicke in 10 Jahre Vereinsarbeit, Bisingen 2013.

1160 Abschrift vor Ort durch den Verfasser.

1161 Die Inschrift lautet übersetzt: An diesem leidvollen Platz, in diesem Grab sind die Überreste von 440 KZ-Häftlingen beigesetzt, Juden von Ungarn und Polen und Christen aus europäischen Ländern. Diese Märtyrer wurden ermordet, gefoltert und zu Tode gehungert, im KZ und in den Waffenindustrien, welche von den Nazis im Salzbergwerk von Kochendorf während der Jahre 1944 bis 1945 eingerichtet wurden, und auf dem Todesmarsch nach Dachau. Riexinger/Ernst: Vernichtung durch Arbeit, S. 236.

1162 Vgl. RNZ, 08.05.1996: „Es ist der Anfang einer Freundschaft“.

1163 Auch im Folgenden: Protokoll der öffentlichen Sitzung des Gemeinderats Mosbach am 26.02.1997, Drucksache Nr. 22/1997, StadtA Mos, Gemeinderatsprotokolle 1997.

1164 Moritz [Ausgabe Neckar-Odenwald und Kraichgau], März 1997: KZ-Gedenkstätte wird eingerichtet.

1165 Vgl. Gemeinde-Nachrichten Aglasterhausen, Neunkirchen, Schwarzach, 17.04.1997: Verein KZ-Gedenkstätte Neckarelz – Spurentouren: 3 Tage im April, 2. bis 4.4.1997.

1166 MORITZ [Ausgabe Neckar-Odenwald und Kraichgau], Mai 1997: KZ-Gedenkstätte Neckarelz – Räume für den Verein.

1167 Interview des Verfassers mit Richard Melling am 12.06.2012.

1168 Vgl. RNZ, 15.01.1998: Ort des kulturellen Austauschs.

1169 Hier und im Folgenden: RNZ, 02.01.1998: Bausteine der Erinnerung.

1170 Finanziert wurde das Workcamp bzw. die Anlegung des Geschichtslehrpfads durch Fördermittel und Spenden der Europäischen Kommission, des Landes Baden-Württemberg, der Stadt Obrigheim, den Firmen Heidelberger Zement und Daimler-Chrysler sowie weiteren Firmen aus der Region. Vgl. KZ-Gedenkstätte Neckarelz e. V.: Geschichtslehrpfad „Goldfisch“ Obrigheim/Neckar [Broschüre], Mosbach o. J., S. 5.

1171 Vgl. auch im Folgenden: http://gedenkstaette-vulkan.de/html/geschichtliche_auf arbeitung.html. Laut Sören Fuß scheiterte das Vorhaben der Höhlenforscher „am nicht abschätzbaren finanziellen Risiko“. Ebd.

1172 Ebd.

1173 Ebd.

1174 Ebd.

1175 Vgl. http://www.weg-des-erinnerns.de (zuletzt abgerufen: 31.12.2018).

1176 Vgl. Stäbler/Mather: Schwierigkeiten des Erinnerns, S. 27.

1177 Zit. nach Ebd., S. 28.

1178 Ebd. S. 29.

1179 Vgl. die Rechenschaftsberichte des Vorstands des Vereins KZ-Gedenkstätteninitiative Leonberg e. V., http://www.kz-gedenkstaette-leonberg.de/verein/rechensc haftsberichte/ (zuletzt abgerufen: 31.12.2018).
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1182 Vgl. http://www.kz-gedenkstaette-leonberg.de/fuehrungen/ (zuletzt abgerufen: 31.12.2018).

1183 Im Folgenden vgl. KZ-Gedenkstätteninitiative Leonberg e. V.: Rechenschaftsbericht des Vorstands für das Jahr 2004, http://www.kz-gedenkstaette-leonberg.de/verein/rechenschaftsberichte/rechenschaftsbericht-des-vorstands-fuer-das-jahr-2004/ (zuletzt abgerufen: 31.12.2018).

1184 KZ-Gedenkstätteninitiative Leonberg e. V.: Rechenschaftsbericht über das Jahr 2003 des Vorsitzenden Dr. Eberhard Röhm vor der Mitgliederversammlung am 13. Januar 2004, http://www.kz-gedenkstaette-leonberg.de/verein/rechenschaftsberichte/rechenschaftsbericht-des-vorstands-fuer-das-jahr-2003/ (zuletzt abgerufen: 31.12.2018).
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1188 KZ-Gedenkstätteninitiative Leonberg e. V.: Rechenschaftsbericht des Vorstands für das Jahr 2006 – Vorgetragen bei der Mitgliederversammlung am 17. Januar 2007, http://www.kz-gedenkstaette-leonberg.de/verein/rechenschaftsberichte/rechenschaftsbericht-des-vorstands-fuer-das-jahr-2006/ (zuletzt abgerufen: 31.12. 2018).

1189 Initiative KZ-Gedenkstätte Hessental e. V.: Konzeption zur Errichtung einer Gedenkstätte auf dem Gelände des ehemaligen KZ-Lagers Hessental, Februar 1999, Archiv Initiative KZ-Gedenkstätte Hessental (AIGH).

1190 Haller Tagblatt, 29.10.1996: Initiative will in Hessental Einrichtung von KZ-Gedenkstätte.

1191 Mendel Gutt (* 1929 in Warschau, gestorben 2004 in Mannheim) überlebte die Ghettos Warschau und Radom sowie die Konzentrationslager Auschwitz, Vaihingen/Enz, Hessental und Dachau-Allach.

1192 Vgl. Haller Tagblatt, 13.05.1997: Früherer KZ-Häftling sucht Spuren des Geschehens.

1193 Vgl. Haller Tagblatt, 14.05.1997: Empört über Gleisabriß.

1194 Ebd.

1195 Vgl. Haller Tagblatt, 21.05.1997: Altlasten im Boden waren Grund für Gleisabbau.

1196 Hier und im Folgenden: Haller Tagblatt, 19.05.1998: Stelle statt Stätte.

1197 Haller Tagblatt, 26.05.1998: Nur ein KZchen? (Leserbrief).

1198 Vgl. Haller Tagblatt, 27.05.1998: Erinnerung auf Tafel reduziert. (Leserbrief).

1199 Hier und im Folgenden: Undatierter Artikel des Haller Tagblatts: Gedenkstätteninitiative stellt OB Pelgrim Gedenkstättenpläne vor, zit. aus Pressemappe der Initiative KZ-Gedenkstätte Hessental e. V., AIGH.

1200 Vgl. Haller Tagblatt, 23.11.1998: Städtische Planung „nicht tragfähig“.

1201 Zit. nach ebd.

1202 Hier und im Folgenden: Haller Tagblatt, 04.12.1998: Kein Ort der Stille und Ruhe.

1203 Hier und im Folgenden: Haller Tagblatt, 24.04.1999: Güterwaggon als Dokumentationszentrum?

1204 Haller Tagblatt, 11.05.1999: „Ich bin damals gestorben und bin heute ein anderer“.

1205 Hier und im Folgenden alle Zitate aus einer undatierten Zusammenstellung der Initiative KZ-Gedenkstätte Hessental e. V. Ich danke Folker Förtsch für die Überlassung des Dokuments. Auszüge aus diesen Briefen werden außerdem zitiert im Artikel „Auch Bubis bemühte sich um Waggon“ des Haller Tageblatts, August 1999, Pressemappe der Initiative KZ-Gedenkstätte Hessental e. V., AIGH.

1206 Haller Tagblatt, 01.09.1999: Das Grauen selbst erlebt.

1207 Haller Tagblatt, 23.11.1999: Stadt legt Plan vor.

1208 Vgl. Haller Tagblatt, 27.11.1999: Dokumentarische Mahnung für die Zukunft; Haller Tagblatt, 27.11.1999: Dokumentation der Geschichte.

1209 Haller Tagblatt, 27.11.1999: Eine Sternstunde [Kommentar].

1210 Zu dieser Zeit waren noch nicht alle Namen der Häftlinge des KZ Hessental bekannt. Die Stelen wurden später sukzessive ergänzt.

1211 Hier und im Folgenden zit. nach Haller Tagblatt, 06.04.2001: „Wissen, was passiert ist“.

1212 Zit. nach Hohenloher Tagblatt, 07.04.2001: Zeitlose Mahnung gegen Intoleranz.

1213 Die sechs ehemaligen Häftlinge nahmen als Gäste auch an der Gründungsversammlung der LAGG teil. Vgl. Ludwigsburger Kreiszeitung, 10.04.1995: Sie wollen Räume für Trauer und Gedenken.

1214 Vgl. VKZ, 20.11.1996: Jahr der Entscheidung; Mitglieder-Rundbrief der Initiative Gedenkstätte KZ Vaihingen/Enz Nr. 14, 1996.

1215 Vgl. Mitglieder-Rundbrief der Initiative Gedenkstätte KZ Vaihingen/Enz Nr. 16, 1997.

1216 Mitglieder-Rundbrief der Initiative Gedenkstätte KZ Vaihingen/Enz Nr. 17, 1998.

1217 Vgl. http://www.gedenkstaette-vaihingen.de/the-memorial/history-of-construction-work/ (zuletzt abgerufen: 31.12.2018).

1218 Vgl. http://www.gedenkstaette-vaihingen.de/the-memorial/concept-and-places-of-interest/ (zuletzt abgerufen: 31.12.2018).

1219 VKZ, 09.04.2001: Erinnerungs-Bruch-Stücke im Stadtarchiv. Dass die Ausstellungspräsentation 2001 sozusagen eine Notlösung war, geht aus einem Schreiben von OB Kälberer an Manfred Scheck vom 13.03.2001 hervor, in dem Kälberer bekennt: „Um es offen zu sagen: mich bedrückt die Angelegenheit etwas. Es ist nicht möglich, die KZ-Gedenkstätte vorzustellen, da sie bis zu diesem Zeitpunkt nicht fertig ist. Auf der anderen Seite müssen wir auch mit einer großen Medienresonanz rechnen. Wir müssen also ‚ersatzweise‘ etwas bieten.“ Einer Überarbeitung der bestehenden Ausstellung müsse das Stadtarchiv daher andere dringende Angelegenheiten unterordnen, da „das Thema KZ-Häftlinge absoluten Vorrang“ habe. StadtA V/E, S6, 39 II.

1220 Vgl. VKZ, 06.04.2002 und 08.04.2002.

1221 Vgl. VKZ, 18.04.2005: Erinnerung an eine schreckliche Zeit der Geschichte.

1222 So wurde etwa im Sommer 2004 mit dem Torso Macht ist Ohnmacht eine zweite Bronzeplastik des Künstlers Siegfried Haas eingeweiht.

1223 Hier und im Folgenden: Vereinsinterne Dokumentation der Initiative Gedenkstätte Eckerwald e. V.: Erinnerungen – 25 Jahre Eckerwald, 2012. Für die Überlassung danke ich Gertrud Graf.

1224 http://eckerwald.de/schoemberg.htm (zuletzt abgerufen: 31.12.2018).

1225 Hier und im Folgenden: Ebd.

1226 Zu den Einzelspendern zählten z. B. der Dautmergen-Überlebende Serge Lempin sowie die Schwester des im KZ Dautmergen gestorbenen Häftlings Per Sanvold. Vgl. ebd.

1227 Thomas Faltin: Gräberfund, S. 198. Im Folgenden vgl. ebd.

1228 Auch im Folgenden: Ebd.

1229 Faltin zitiert diesbezüglich eine Erläuterung des Religionswissenschaftlers Michael Blume: „Nach jüdischem Glauben wartet der Entschlafene auf die Auferstehung und gilt als präsent und empfindungsfähig. Die Grabstätte, und sei es das Massengrab, wird ihm daher zum ‚Haus‘, das zu achten und zu bewahren ist, bis Gott den Leib wieder zum Leben erweckt. Die vorzeitige Entnahme der Gebeine wird daher als die Toten belastend erfahren, die Graberde enthält Elemente des Körpers, ist also nicht zu entfernen, und eine Zerstörung von Knochen (etwa das Zermahlen in einer Knochenmühle zur Gewinnung von DNA) bedeutet, dem Opfer noch einmal konkret Leid und Schmerz zu bereiten.“ Ebd., S. 199.

1230 Auch im Folgenden: Ebd., S. 200.

1231 Faltin weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass die Entscheidung Golls, mit der er in die Autonomie der Strafverfolgungsbehörden eingriff, zu „erheblichen Spannungen“ zwischen der Staatsanwaltschaft und dem Justizministerium führte. Vgl. ebd., S. 201.

1232 Vgl. im Folgenden: ebd., S. 207 ff.

1233 Vgl. im Folgenden: Berger: Die Suche nach dem ehemaligen Massengrab.

1234 Bis zu den Untersuchungen des Instituts war man von lediglich zwei Gruben ausgegangen.

1235 Vgl. StZ, 22.11.2015: Was ist ein Mensch wert?; Rundbrief der Geschichtswerkstatt Gedenkstätte Echterdingen-Bernhausen Nr. 11, Dezember 2015.

1236 Im Folgenden vgl. die Rundbriefe der Geschichtswerkstatt, online: http://www.gedenkstaette-echterdingen-bernhausen.de/gesch_FS_2.htm (zuletzt abgerufen: 31.12.2018).

1237 Vgl. Frank Roser: Entwürfe von Architekturstudenten für eine KZ-Gedenkstätte am Flughafen, in: Faltin: Im Angesicht des Todes, S. 213–218.

1238 http://www.gedenkstaette-echterdingen-bernhausen.de/gesch_FS_2.htm (zuletzt abgerufen: 31.12.2018).

1239 Faltin: Im Angesicht des Todes.

1240 Zur Gedenkfeier vgl. http://www.gedenkstaette-echterdingen-bernhausen.de/gesch_FS_2.htm (zuletzt abgerufen: 31.12.2018). Der Redebeitrag von Stefanie Endlich (Wege der Erinnerung), in dem sich die Publizistin und Kunstprofessorin vor allem dem künstlerischen Konzept der Gedenkstätte widmet, ist publiziert in: Gedenkstätten-Rundbrief Nr. 156, S. 20–26.

1241 KBB, 25.02.1994. Zit. aus Mall/Roth: Alte und neue Spuren, S. 43. Zu den im Folgenden skizzierten Entwicklungen der Jahre 1994 bis 2015 vgl. ebd., S. 43–50.

1242 Der Förderverein zur Erforschung der Heimatgeschichte des Nationalsozialismus hatte sich mittlerweile ein weiteres Mal umbenannt und firmierte nun bis zu seiner Auflösung im Jahr 2005 als Verein zur Erforschung der Heimatgeschichte im Landkreis Tübingen.

1243 Hier und im Folgenden: Protokoll der nichtöffentlichen Sitzung des Gemeinderats Gäufelden am 23.02.1995, Tagesordnungspunkt 1, Bl. 9, Registratur Gemeinde Gäufelden. (Ein anonymisierter Auszug des Protokolls wurde dem Autor vom Bürgermeisteramt Gäufelden zur Verfügung gestellt.)

1244 Mall/Roth: Alte und neue Spuren, S. 44.

1245 Vgl. ebd., S. 45; SWP, 08.05.1995: Im Schweigen lag und liegt Schuld; KBB, 08.05.1995: Endlösung auch in der Heimat.

1246 Hier und im Folgenden zit. aus Mall/Roth: Alte und neue Spuren, S. 45.

1247 Vgl. ST, 09.05.1995: Der Dialog fiel aus. Hailfingens Jugend fehlte beim Erinnern.

1248 Zit. aus KBB, 20.11.2001: Zeitzeuge: Bevölkerung half Zwangsarbeitern.

1249 Hier und im Folgenden zit. aus Mall/Roth: Alte und neue Spuren, S. 46.

1250 Vgl. ebd.

1251 Ebd., S. 47.

1252 Utz Jeggle verstarb im September 2009.

1253 Mordechai Ciechanower wurde am 27.02.1924 im polnischen Maków Mazowiecki geboren und wuchs im Shtetl der Kleinstadt auf. Nach dem deutschen Überfall auf Polen kam er in das Ghetto Mława; im Dezember 1942 wurde die Familie nach Auschwitz deportiert. Die Mutter und die beiden Schwestern wurden in den Gaskammern ermordet; Mordechai und sein Vater wurden zur Zwangsarbeit selektiert. Nachdem er im Dachdeckerkommando des Vernichtungslagers Auschwitz-Birkenau eingesetzt war, wurde Mordechai Ciechanower im Oktober 1944 in das KZ Stuthoff überstellt, von dort einen Monat später nach Hailfingen. Im Februar 1945 kam er in das Natzweiler-Außenlager Dautmergen, Ende März nach Bergen-Belsen, wo er die Befreiung erlebte. Im DP-Lager Feldafing traf er seinen totgeglaubten Vater wieder, mit dem er nach Palästina/Israel auswanderte. Vgl. Volker Mall: Die Häftlinge des KZ-Außenlagers Hailfingen/Tailfingen. Daten und Porträts aller Häftlinge, Herrenberg 2014, S. 78–83.

1254 Mall: Die Häftlinge des KZ-Außenlagers Hailfingen/Tailfingen, S. 82.

1255 Mordechai Ciechanower: Der Dachdecker von Auschwitz-Birkenau, hrsg. von Gegen Vergessen – Für Demokratie e. V., Sektion Böblingen-Herrenberg-Tübingen, Berlin 2007.

1256 Wein/Mall/Roth: Spuren.

1257 Vgl. Mall: Selektive Erinnerung (2016), S. 48.

1258 Volker Mall: Das KZ-Außenlager Hailfingen/Tailfingen. Erinnerungsmale aus den Jahren zwischen 1945 und 2012 – die Wiederaneignung einer verdrängten Geschichte, in: Schwäbische Heimat Nr. 4/2012, S. 460–467, hier S. 464 f.

1259 Vgl. Volker Mall/Harald Roth: Die Toten des KZ-Außenlagers Hailfingen/Tailfingen – Friedhöfe Reutlingen, Esslingen und Tailfingen, in: Dies: Alte und neue Spuren, S. 53–61, hier S. 53–57.

1260 Vgl. Mall: Das KZ-Außenlager Hailfingen/Tailfingen, S. 465; Faltblatt zum Gedenkpfad, online: http://www.kz-gedenkstaette-hailfingen-tailfingen.de/pdf/kzht.i.ge.gpf_flyer_b.pdf (zuletzt abgerufen: 26.12.2018).

1261 Vgl. Mall/Roth: Die Toten des KZ-Außenlagers, S. 57–59.

1262 Vgl. Gäubote, 23.09.2017: Gedenktafel auch beim Sportplatz.

1263 Schäfer: Das Außenlager des Konzentrationslagers Natzweiler in Geislingen/Steige, in: 1999. Zeitschrift für Sozialgeschichte des 20. und 21. Jahrhunderts, Heft 3/1990, S. 98–109.

1264 Kümmel: Erfahrungen des Nationalsozialismus.

1265 Vgl. im Folgenden: Stadtarchiv Geislingen: KZ-Mahnmal Initiative.

1266 Zit. nach ebd.

1267 Ebd.

1268 Ernestine Folkens, die Hauptinitiatorin des Baumprojekts, erläuterte dessen symbolischen Charakter wie folgt: „Einen Baum zu pflanzen, ist eine archetypische Form von Hoffnung. Ich hoffe, daß diese Bäume alt werden, ohne daß wieder solche Entsetzlichkeiten passieren. Die Bäume sind kein Monument, sondern ihr Dasein ist abhängig davon, wie die Menschen mit ihnen umgehen. Man muß also etwas dazu tun, seine Absicht erklären, damit hier was wächst und gedeihen kann. Insofern sind diese Bäume eine Metapher für Menschenleben – aber auch für eine friedliche Kultur.“ Interview im Offenblatt (Amtsblatt der Stadt Offenburg) vom 15.05.1998, S. 19.

1269 Uwe Schellinger: Eine Kaserne und ihre Menschen. Dokumentation zu einem Ort Offenburger Geschichte, hrsg. vom Fachbereich Kultur der Stadt Offenburg, Werkstattbericht aus dem Stadtarchiv Offenburg, Bd. 3, Offenburg 1998, S. 142 f.

1270 Kolumne von Bündnis 90/Die Grünen (Barbara Leucht-Hautz) im Offenblatt vom 22.01.1999, S. 3: „Eine Kaserne und ihre Menschen“.

1271 Ebd. [Hervorhebung im Original].

1272 Hier und im Folgenden: Offenblatt, 29.01.1999, S. 2: Stadtverwaltung nimmt Stellung: „Eine Kaserne und ihre Menschen“.

1273 Entwurf des Fachbereichs Kultur für eine Stellungnahme zur Kolumne der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, 25.01.1999, StadtA OG, 07/41.72.00-9.

1274 An der Stelle, wo sich einst die Artilleriekaserne befand, in der das KZ-Außenlager eingerichtet worden war, befinden sich heute die Anne-Frank-Schule (Grundschule) sowie die Erich-Kästner-Realschule.

1275 Vgl. Offenburger Tageblatt, 22.03.1996: Der Spatz in der Hand.

1276 Uwe Schellinger: Sklavenarbeit in Offenburg: Der Weg des KZ-Häftlings Marko Moskowitz, in: Die Ortenau Nr. 84, 2004, S. 383–394.

1277 Ruch: In Memoriam Charles Hermand.

1278 Vgl. Badische Zeitung, 13.04.2005: Der Reihe nach im Keller ermordet.

1279 Ebd.

1280 Offenburger Tageblatt, 13.04.2005: Ein Stück Vergangenheitsbewältigung.

1281 Vgl. Badische Zeitung, 15.04.2013: Mitstreiter gesucht für Gedenkstättenprojekt.

1282 Vgl. http://www.buntes-haus-offenburg.de/2015/01/12/kunstprojekt-gedenktep pich-zum-thema-kz-in-der-nachbarschaft/ (zuletzt abgerufen: 31.12.2018).

1283 Vgl. Badische Zeitung, 09.04.2015: Von Nazis brutal ermordet.

1284 Hier und im Folgenden: Homepage des Arbeitskreises „Wüste“, Balingen. https://www.akwueste.de/deutsch/arbeitskreis-w%C3%BCste-balingen/ (zuletzt abgerufen: 27.12.2018).

1285 Ebd.

1286 Vgl. www.schiefererlebnis.de (zuletzt abgerufen: 27.12.2018).

1287 Hier und im Folgenden: Immo Opfermann: „Wüste“-Pfad Dormettingen, Manuskript eines Kurzvortrags auf der Tagung Der Umgang mit früheren KZ-Außenlagern nach 1945. Perspektiven des Erinnerns heute am 14.10.2017 in Gäufelden (Veranstalter: Gedenkstättenverbund Gäu-Neckar-Alb e. V. u. a.), Privatarchiv des Verfassers, B 2e-1a.

1288 Vgl. Online-Artikel von Christine Weller: Stein erinnert an KZ-Häftlinge in Bad Rappenau, https://www.stimme.de/kraichgau/nachrichten/top1-Stein-erinnert-an-KZ-Haeftlinge-in-Bad-Rappenau;art1943,541198 (zuletzt abgerufen: 26.12.2018).

1289 Vgl. Kurt Hochstuhl: Iffezheim: Die Geschichte eines Dorfes am Rhein, Ubstadt-Weiher 2006.

1290 Vgl. Karl Bruckner/Kurt Hochstuhl: Sandweier: Ein Hardtdorf mit Tradition und Zukunft, hrsg. vom Heimatverein Sandweier, Ubstadt-Weiher 2008.

1291 Vgl. http://www.iffze.de/aktuell/neues/neues2013/kz/kz_1.php (zuletzt abgerufen: 26.12.2018).

1292 Vgl. hier und im Folgenden: http://kz-gedenken-spaichingen.de/?page_id=503 (zuletzt abgerufen: 26.12.2018).

1293 Ebd.

1294 Vollständig: Zur Erinnerung an die während des Zweiten Weltkrieges verschleppten Menschen, die in den Jahren 1941 bis 1945 aus allen von den Deutschen besetzten europäischen Ländern auch in Darmstadt zur Arbeit zwangsverpflichtet wurden. Es waren über 5000 Frauen und Männer, die in mehr als 60 Lagern über die ganze Stadt verteilt, Zwangsarbeit leisten mussten. Die zumeist sehr jungen Menschen mussten unter unwürdigen Bedingungen schwerste Arbeit verrichten. Wir stehen bis heute bei den Betroffenen in der Schuld. Deshalb seid einig im Kampf gegen das Vergessen. Die Einwohner Darmstadts im Mai 1995. / Das Geheimnis der Versöhnung heisst Erinnerung. (Abschrift vor Ort durch den Verfasser.)

1295 Vgl. Stapp: Kaum bekannt, S. 301 f.

1296 Vgl. Stapp: Kaum bekannt; Ders.: Bensheim-Auerbach, in: Benz/Distel: Der Ort des Terrors, Bd. 6, S. 53–55; Ders.: Darmstadt, ebd., S. 69–71. Vgl. außerdem: Bergsträßer Anzeiger, 20.05.2006: Griechiche Zwangsarbeiter mussten in Auerbach leiden. Arbeitskreis Synagoge: Vortrag von Buchautor Wolfgang Stapp.

1297 Vgl. Jörg Skriebeleit: Vom Stigma zum Standortfaktor. Die Gemeinde Flossenbürg und das Erbe des Konzentrationslagers, in: Habbo Knoch (Hrsg.): Das Erbe der Provinz. Heimatkultur und Geschichtspolitik nach 1945, Göttingen 2001, S. 191–218.

1298 Vgl. Kaiser/Knorn: Wie lebten und schliefen zwischen den Toten.

1299 Homepage der LAGG-Initiative gegen das Vergessen: https://kz-adlerwerke.de/de/aktionen/mahngaenge/einleitung.html (zuletzt abgerufen: 29.12.2018).

1300 Zum Grabmal vgl. https://kz-adlerwerke.de/de/orte/grab/gedenkstein.html (zuletzt abgerufen: 29.12.2018).

1301 Ebd.

1302 Schreiben Magistratsdirektor Heil (Garten- und Friedhofsamt) an LAGG, 24.04. 1997, online: https://kz-adlerwerke.de/de/orte/grab/auseinandersetzung.html (zuletzt abgerufen: 29.12.2018).

1303 Schreiben/Offener Brief LAGG e. V. an Tom Koenigs (Dezernent für Umwelt, Energie und Brandschutz), 14.05.1997, ebd.

1304 Jahreshauptversammlung der Dresdner Bank 1997, Antrag des Vereins LAGG e. V. zur Verwendung des Bilanzgewinns, online: https://kz-adlerwerke.de/de/aktionen/entschaedigung/dresdnerbank.html (zuletzt abgerufen: 28.12.2018).

1305 Stellungnahme des Vorstands der Dresdner Bank, zit. nach ebd.

1306 Hier und im Folgenden: Redebeitrag der Initiative gegen das Vergessen auf der Hauptversammlung der Dresdner Bank am 23.05.1997, von Henning Kühn, ebd.

1307 Hier und im Folgenden: Schreiben Koenigs an LAGG, 23.07.1997, online: https://kz-adlerwerke.de/de/orte/grab/auseinandersetzung.html (zuletzt abgerufen: 29.12. 2018).

1308 Tatsächlich untersuchte ein mehrköpfiges Autorenteam in knapp siebenjähriger Forschungsarbeit die Geschichte der Dresdner Bank im Nationalsozialismus und legte 2006, herausgegeben von Klaus-Dietmar Henke, die vierbändige Studie Die Dresdner Bank im Dritten Reich vor.

1309 Frankfurter Rundschau (FR), 04.09.1997: Eine Gedenktafel ohne umstrittene Passagen. Vgl. auch Frankfurter Neue Presse (FNP), 04.09.1997: KZ Adler-Werke: Denkmal ohne Hinweis auf Bank.

1310 Vgl. FNP, 08.09.1997: KZ Adlerwerke: Forderung nach Entschädigung wird immer lauter; FR, 08.09.1997: 200 gedachten der Greuel bei den Adlerwerken.

1311 Władysław Jarocki (* 1920 in Warschau) wurde Anfang September 1944 während des Warschauer Aufstands verhaftet und nach Deutschland verschleppt. Er überlebte die Konzentrationslager Dachau und Buchenwald sowie Natzweiler-Außenlager Mannheim-Sandhofen und Frankfurt.

1312 Hier und im Folgenden: Empfang ehemaliger KZ-Häftlinge im Frankfurter Römer am 07.09.1997, Redemanuskript Isa Petersohn, in: Claudy-Stiftung und IGDV-Gedenkstätteninitiative: Dokumentation I: Forderungen, Veranstaltungen, Aktionen, S. 37–40, Privatarchiv Friedrich Radenbach.

1313 Zur Struktur der Frankfurter Kommunalpolitik und -verwaltung vgl. https://www.frankfurt.de/sixcms/detail.php?id=2757 (zuletzt abgerufen: 28.12.2018).

1314 Hier und im Folgenden: LAGG: Forderung einer Gedenk- und Informationsstätte KZ-„Katzbach“/Adlerwerke Frankfurt/Main – Galluspark, Kleyerstraße vom 08.12.1997, in: Claudy-Stiftung/IGDV-Gedenkstätteninitiative: Dokumentation I, S. 311–326, Privatarchiv Friedrich Radenbach.

1315 Vgl. Presseerklärung Nr. 176/1997 der Grünen-Fraktion vom 22.12.1997, in: Claudy-Stiftung/IGDV-Gedenkstätteninitiative: Dokumentation I, S. 333, Privatarchiv Friedrich Radenbach.

1316 Hier und im Folgenden: Schreiben Kulturdezernentin Reisch an LAGG (Radenbach), 22.01.1998, ebd., S. 329 f.

1317 Ein Kooperationsprojekt mit der VHS kam Ende 1998 zustande, indem Friedrich Radenbach an der Volkshochschule eine mehrtägige Fortbildung für Lehrkräfte und Multiplikatoren zum Thema Zwangsarbeit durchführte, das von der Landeszentrale für politische Bildung Hessen als Bildungsurlaub anerkannt wurde. Vgl. FR, 03.12.1998: Gegen das Vergessen: Geschichte der Zwangsarbeit in Frankfurt aufgearbeitet.

1318 Vgl. LAGG-Positionspapier vom 08.12.1997, in: Claudy-Stiftung/IGDV-Gedenkstätteninitiative: Dokumentation I, S. 269–276, Privatarchiv Friedrich Radenbach; Pressemitteilung vom 08.12.1997, ebd., S. 279–282.

1319 Vgl. FNP, 08.09.1997: KZ-Adlerwerke: Forderung nach Entschädigung wird immer lauter.

1320 Dies geht aus einem Leserbrief von Ernst Kaiser und Michael Knorn hervor, der am 16.12.1999 in der Frankfurter Rundschau erschien. Der Betrag wurde im Juli 1998 an elf Überlebende des KZ-Außenlagers ausgezahlt.

1321 Vgl. Veranstaltungsankündigung, Flugblätter, Redemanuskripte, in: Claudy-Stiftung/IGDV-Gedenkstätteninitiative: Dokumentation I, S. 267–302, Privatarchiv Friedrich Radenbach.

1322 Vgl. https://kz-adlerwerke.de/de/orte/golub-lebedenko-platz/einleitung.html (zuletzt abgerufen: 30.12.2018).
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IV. Zur Genese lokaler Erinnerungskulturen. Zusammenfassende Befunde zur „zweiten Geschichte“ der südwestdeutschen Natzweiler-Außenlager

 

 

 

Der Umgang mit den Außenlagern des Konzentrationslagers Natzweiler im deutschen Südwesten von 1945 bis 2015 wurde in dieser Studie anhand der geschichts- und erinnerungskulturellen Entwicklungen in den einzelnen Orten nachgezeichnet, wobei diese Einzelfalldarstellungen in fünf zeitliche Blöcke gegliedert wurden, die sich pauschal als gemeinsame Phasen des sich wandelnden Umgangs ausmachen lassen.

Abschließend sollen nun die lokalen bzw. regionalen Entwicklungen zusammengeführt und die Chronologie der „zweiten Geschichte“ der Natzweiler-Außenlager untersucht werden. Eine ausschließliche Darstellung der gemeinsamen bzw. übereinstimmenden Entwicklungen im Zeitverlauf von siebzig Jahren anhand der hier definierten Phasen würde jedoch eine Homogenität suggerieren, die es realiter zu keiner Zeit gab. Denn obgleich sich die lokalen Umgangsformen mit den Konzentrationslagern im Allgemeinen mit den jeweiligen zeittypischen Umgangsformen decken, bestanden zwischen den einzelnen Orten innerhalb der fünf Phasen zum Teil deutliche Unterschiede hinsichtlich der Art und Weise, der Zeitspannen, der Intensität sowie der beteiligten Akteure in Bezug auf die Aufarbeitung, Erinnerung und das Gedenken an die Natzweiler-Außenlager. Bevor die allgemeinen Entwicklungen chronologisch betrachtet werden, wird daher im Folgenden zunächst herausgearbeitet, welchen lokalen und regionalen Einflussfaktoren der Umgang mit den einstigen Lagern jeweils unterlag.


1.         Lokale und regionale Einflussfaktoren der Aufarbeitung und öffentlichen Erinnerung

Die geschichts- und erinnerungskulturellen Entwicklungen in den einzelnen Orten ehemaliger Natzweiler-Außenlager waren zu jeder Zeit in hohem Maße von spezifischen lokalen Faktoren abhängig, die im Zusammenspiel den Umgang mit dem betreffenden Konzentrationslager auf je eigene Weise prägten. Im Kern lassen sich hier 14 besonders relevante Einflussfaktoren festhalten:

Zunächst spielte (1) die Lage und Wahrnehmbarkeit des jeweiligen KZ-Außenlagers während dessen Bestehens sowie die Kontaktmöglichkeiten zwischen dem Konzentrationslager bzw. der Lager-SS und der Zivilbevölkerung für den Umgang nach Kriegsende eine nicht zu unterschätzende Rolle. Befand sich das Lager an einem abgelegenen oder von der Bevölkerung nicht wahrnehmbaren Standort und die Häftlinge mussten keine täglichen Fußmärsche zu den Arbeitsstätten zurücklegen, blieb die Existenz des Konzentrationslagers weitgehend im Verborgenen und nur eine sehr kleine Zahl lokaler Zeitzeugen konnte später über die Geschehnisse Auskunft geben. Befand sich das Konzentrationslager dagegen inmitten oder nahe der Dörfer, Stadtteile und Städte, ergab sich daraus eine mitunter große Zahl von Mitwissern und Zeugen, Profiteuren, Mittätern ebenso wie Versuche von Einheimischen, den Inhaftierten durch Zustecken oder Liegenlassen von Lebensmitteln oder Tabak Hilfe zuteilwerden zu lassen. Der tatsächliche oder vermeintliche Grad der Hilfsbereitschaft gegenüber den Häftlingen wurde mancherorts – zum Beispiel in Bisingen – für Jahrzehnte zum zentralen Narrativ bei der Thematisierung des Konzentrationslagers und hatte eine mitunter exkulpatorische Funktion bei der (nur selten direkt gestellten) Frage nach Schuld und Verantwortung für den Nationalsozialismus im Ganzen. Andererseits konnten enge Beziehungsgeflechte zwischen der Lager-SS und der einheimischen Bevölkerung – zum Beispiel in Mannheim-Sandhofen – zur Folge haben, dass nach dem Prinzip der „Ortssolidarität“ (Glauning) mit der Räumung des Lagers ein Mantel des Schweigens über das Kapitel Konzentrationslager gelegt und dieses nicht öffentlich thematisiert wurde.

Dementsprechend war es für die weitere Rezeption auch von Belang, ob (2) nach Kriegsende vor Ort noch etwas auf das Lager hinwies bzw. die Besatzungsmächte auf andere Weise früh davon Kenntnis erlangten, dass sich dort ein Konzentrationslager befunden hatte und wo die Todesopfer des Lagers beigesetzt worden waren. Da mit Ausnahme des KZ Vaihingen alle Natzweiler-Außenlager vor der Ankunft der amerikanischen oder französischen Truppen aufgelöst worden waren und einige zuvor als Konzentrationslager genutzte Gebäude wie Schulen (Mannheim-Sandhofen, Neckarelz), Hangars (Echterdingen, Hailfingen), Firmengebäude (Frankfurt am Main, Calw) oder Kasernen (Offenburg) nicht als ehemalige Konzentrationslager erkennbar waren, bedurfte es insbesondere dort gezielter Hinweise, um die Alliierten auf das ehemalige Lager aufmerksam zu machen.

Da die Lokalbevölkerung dies in der Regel unterließ, war es von besonderer Bedeutung, ob (3) in der Nachkriegszeit ehemalige Häftlinge an den Ort zurückkehrten und sich für eine würdige Beisetzung der Toten sowie die Errichtung erster Erinnerungsmale einsetzten. Dazu zählten etwa die Überlebenden der „Wüste“-Lager oder des KZ Hailfingen, die die französischen Militärbehörden auf Massengräber hinwiesen und damit den Anstoß zur Exhumierung, ggf. Identifizierung, Wiederbeisetzung und Anlegung von Grabanlagen bzw. KZ-Friedhöfen gaben. Auch in den 1950er-Jahren waren es mancherorts französische, in der Dachau-Amicale organisierte Überlebende, die sich, wie in Neckarelz, Neckargerach und Binau, für würdige Ruhestätten und die Errichtung von Gedenktafeln oder Mahnmalen einsetzten.

Generell lässt sich feststellen, dass (4) die Rezeption des jeweiligen KZ-Außenlagers nach 1945 stark davon abhing, welche Nationalitäten dort überwiegend interniert gewesen waren. Dies mag einerseits auf fortwährenden Rassismus und mangelnde Empathie für die im Nationalsozialismus als „slawische Untermenschen“ stigmatisierten Menschen aus Osteuropa zurückzuführen sein. Auf lange Sicht aber wirkte sich insbesondere die weltpolitische Lage mit der Blockkonfrontation und dem Kalten Krieg auch auf die Wahrnehmung der Natzweiler-Außenlager aus. Denn während westeuropäische Überlebende nach Kriegsende häufig an die Stätten ihres Leidens zurückkehrten und auf die ein oder andere Weise mindestens auf administrativer Ebene bewirkten, dass diese Lager nie vollständig in Vergessenheit gerieten, verschwanden Überlebende aus Polen, Ungarn und der Sowjetunion schon bald hinter dem Eisernen Vorhang und hatten kaum Möglichkeiten, sich in Deutschland Gehör zu verschaffen. Es fällt auf, dass diejenigen Natzweiler-Außenlager, in denen (nahezu) ausschließlich polnische, russische, ukrainische und ungarische Menschen inhaftiert waren (Calw, Frankfurt am Main, Geisenheim, Geislingen, Hessental, Sandhofen, Walldorf und Wasseralfingen) frühestens in den 1970er-Jahren öffentlich thematisiert wurden. Bezeichnend ist in diesem Zusammenhang auch, wann, wie und durch wen in diesen Orten erste Erinnerungsmale angebracht wurden. In Wasseralfingen errichteten polnische Überlebende 1945 auf dem kommunalen Friedhof ein Mahnmal mit polnischer Inschrift für die dort bestatteten KZ-Opfer und Zwangsarbeiter. Eine polnische Inschrift trug ebenso das Steinkreuz auf dem Sammelgrab der Opfer des KZ „Katzbach“ in Frankfurt am Main, 1948 errichtet von der polnischen katholischen Gemeinde nach der von ihr selbst initiierten Umbettung der Urnen innerhalb des Friedhofs. Im Schwäbisch Haller Stadtteil Steinbach erinnerte ein von polnischen Juden 1947 errichtetes Mahnmal mit hebräischer Inschrift an die Opfer des KZ Hessental. Die nächsten Erinnerungszeichen in Orten ehemaliger Natzweiler-Außenlager mit fast ausnahmslos polnischen, ungarischen oder osteuropäischen Häftlingen wurden erst 1979 (provisorische Gedenktafel in Mannheim-Sandhofen) und 1980 (Gedenkstein in Walldorf) errichtet.

Für die Nachkriegszeit und die ersten Jahre der Bundesrepublik kommt neben den Überlebenden vor allem (5) den Alliierten eine herausragende Bedeutung zu. Dabei konnte es auf lange Sicht hinsichtlich der öffentlichen Erinnerung an die Opfer entscheidend sein, in welcher Besatzungszone sich der ehemalige KZ-Standort jeweils befand, da die US-amerikanischen und französischen Besatzungsbehörden völlig unterschiedliche Wege im Umgang mit den KZ-Außenlagern einschlugen. Das ausgesprochen passive Agieren der amerikanischen Militärregierung ist sicherlich vor allem darauf zurückzuführen, dass in den Natzweiler-Außenlagern keine US-amerikanischen Häftlinge inhaftiert waren und somit im Gegensatz zu Frankreich keine „eigenen“ KZ-Opfer zu beklagen waren. Die US-Behörden gaben die Recherchen zu den Außenlagern schon früh an die UNRRA bzw. die IRO ab und beließen es – sofern sie Kenntnis davon hatten, dass sich im jeweiligen Ort ein Konzentrationslager befunden hatte – meist dabei, Grabflächen einfrieden und auf einfache Weise als solche kenntlich machen zu lassen. Sie verzichteten darauf, die Errichtung von Erinnerungsmalen zu forcieren. Ohnehin wurde die Sorge um die KZ-Gräber von den amerikanischen Besatzungsbehörden schon bald nach Kriegsende weitgehend den deutschen Kommunalverwaltungen bzw. (kommissarischen) Bürgermeistern anvertraut und die Gestaltung der Grabstätten nur selten mit Nachdruck verfolgt. Exhumierungen, Identifizierungsversuche und würdige Wiederbeisetzungen wurden unter den US-Behörden vor 1952 lediglich in Unterriexingen und Echterdingen/Bernhausen durchgeführt. Beide Orte waren – ebenso wie Vaihingen und Leonberg – von französischen Truppen befreit worden, gingen aber noch 1945 in die US-Zone über.

Ob die Exhumierung der Opfer des KZ Echterdingen im Herbst 1945 ausschließlich von den amerikanischen Militärbehörden veranlasst wurde oder auf eine französische Initiative zurückgeht, lässt sich bislang nicht klären. Fakt ist, dass nach der Umbettung der Toten auf den Esslinger Ebershaldenfriedhof zunächst kein Grab- oder Erinnerungsmal errichtet wurde, sondern erst drei Jahre später durch die Stadt Esslingen. In Unterriexingen ordneten die Besatzungsbehörden dagegen 1946 die Schaffung eines KZ-Friedhofs und umfangreiche Grabgestaltungen an, was allerdings immer wieder von der Kommunalverwaltung torpediert wurde. 1949 wurden die KZ-Opfer auf Vorschlag der International Refugee Organization (IRO) exhumiert und an anderer Stelle ein KZ-Friedhof angelegt, der ebenfalls – in diesem Fall bis 1962 – ohne jedwedes Erinnerungsmal blieb. Generell beschränkten sich in der US-Zone Mahn- und Grabmale zur Erinnerung an die Opfer der Natzweiler-Außenlager auf wenige Ausnahmen; diese wurden mehrheitlich von Überlebenden oder französischen Militärbehörden errichtet.

Denn für Letztgenannte stellte sich die Situation bei Kriegsende grundsätzlich anders dar. Im KZ-Komplex Natzweiler waren über 7000 französische Staatsangehörige (einschließlich Elsässer und Lothringer) inhaftiert.1 Für den französischen Staat war es ein nationales Anliegen, seine von den Deutschen deportierten sowie in Kriegsgefangenschaft genommenen Landsleute heimzuholen; französische Todesopfer der nationalsozialistischen Zwangslager sollten würdige Grabstätten erhalten oder nach Möglichkeit gar auf französische Friedhöfe umgebettet werden. So öffneten die Besatzungsbehörden bis Ende 1946 Massengräber in Hailfingen, Bisingen, Schömberg, Schörzingen, Haslach und Offenburg. Darüber hinaus ist anzunehmen, dass auch in Cochem Exhumierungen durchgeführt wurden. Eine Umbettung nach Frankreich war jedoch vor allem in den ersten Jahren nur selten möglich, da sich eine Identifizierung der Toten schon allein aufgrund fehlender Namenslisten schwierig gestaltete. Zumeist wurden die KZ-Toten daher in den Sterbeorten wieder beigesetzt, ordentliche Grabanlagen und KZ-Friedhöfe angelegt und erste Erinnerungszeichen wie Kreuze und Mahnmale errichtet. Auf den drei großen KZ-Friedhöfen am Fuß der Schwäbischen Alb wurde mit einem zentralen Hochkreuz (Schömberg, Bisingen) bzw. einer Kapelle (Schörzingen), mit französischen und lateinischen Mahnmalinschriften sowie mit der Setzung eines Holzkreuzes für jedes Opfer der Toten gedacht. Auch in Haslach wurde jedes der 210 Einzelgräber mit einem Holzkreuz versehen. An den feierlich inszenierten Wiederbeisetzungen und Einweihungszeremonien der KZ-Friedhöfe nahmen zum Teil hochrangige Militärangehörige, in Schömberg und Bisingen gar der Militärgouverneur der französischen Besatzungszone in Deutschland, General Pierre Koenig, teil.

In Spaichingen und Vaihingen an der Enz ließen die französischen Behörden zwar (zu dieser Zeit) keine Exhumierungen durchführen, richteten aber Grabanlagen her und brachten eine Gedenktafel bzw. ein Grabkreuz mit den zu diesem Zeitpunkt bekannten Namen der Opfer an. Weitere Denkmalsetzungen ebenso wie Graböffnungen und Umbettungen folgten nach Gründung der Bundesrepublik insbesondere auf dem Gebiet der ehemaligen US-Zone. In der ersten Hälfte der 1950er-Jahre exhumierte die Gräbermission der in Bad Ems ansässigen französischen Generaldirektion KZ-Opfer in Binau, Leonberg, Kochendorf, Vaihingen sowie abermals in Haslach. Mehrmals wurden Hunderte Gebeine nach Bad Ems gebracht, um dort die Identität der Opfer mittels aufwendiger Verfahren zu ermitteln und westeuropäische Opfer anschließend auf Friedhöfe in den Herkunftsländern umbetten zu können. Augenscheinlich beschränkten sich die Exhumierungsmaßnahmen der Gräbermission allerdings zunehmend auf diejenigen ehemaligen KZ-Außenlager, in denen eine größere Zahl französischer Staatsangehöriger inhaftiert gewesen war, wohingegen den bereits genannten Lagern, in denen sich nur wenige westeuropäische Häftlinge befunden hatten, kaum Aufmerksamkeit geschenkt wurde – sofern diese überhaupt bekannt waren.

Dennoch sticht das französische Vorgehen in Neckarelz und Neckargerach besonders heraus. Fast ein Fünftel aller französischen Häftlinge des KZ-Komplexes Natzweiler hatte die Neckarlager „durchlaufen“; in keinem anderen Außenlager waren so viele Franzosen inhaftiert wie in Neckarelz. Viele Überlebende, die in Dachau die Befreiung erlebten, schlossen sich in der Nachkriegszeit der Amicale des Anciens de Dachau an und führten ab den 1950er-Jahren sogenannte „Pilgerfahrten“ zu den ehemaligen Haftstätten durch. Auf ihre Initiative hin exhumierte die Generaldirektion des französischen Ministeriums für Veteranen und Kriegsopfer 1952 nicht nur die auf dem ehemaligen jüdischen Friedhof in Binau in Massengräbern beigesetzten Opfer, bettete identifizierte Landsleute nach Frankreich um und legte vor Ort einen kleinen KZ-Friedhof an, auf dem ein großer Gedenkstein namentlich an die umgebetteten sowie noch immer dort bestatteten Opfer erinnert. Auch wurde im folgenden Jahr am Schul- und ehemaligen KZ-Gebäude in Neckarelz eine Gedenktafel angebracht und an der Stelle des KZ Neckargerach ein Gedenkstein errichtet. Die beiden Erinnerungsmale bildeten insofern eine Ausnahme, als bis 1969 an keinem anderen Ort außerhalb von Friedhöfen und Grabanlagen an Außenlager des KZ Natzweiler erinnert wurde.

Auffällig ist dennoch, dass die französischen Behörden etwa ab 1949 in den einzelnen Orten nach der Überführung von Opfern auf französische Friedhöfe mit Ausnahme des KZ-Friedhofs Binau keine großen Anstrengungen mehr unternahmen, die weiterhin bestehenden Gräber herzurichten und mit Erinnerungsmalen zu versehen. So blieben die Grabanlagen in Haslach, Unterriexingen und Leonberg lange Zeit ohne Erinnerungszeichen; in Vaihingen/Ensingen oblag die Neugestaltung des KZ-Friedhofs nach der Umbettung der Gebeine von 223 Toten in verschiedene westeuropäische Länder nach 1954 weitgehend der Kommune und dem Land.

In den Jahren zuvor hatten die französischen Behörden in den Orten, in denen sie Gräber anlegten und Erinnerungsmale errichteten, die anschließende Instandhaltung und Pflege der Grabanlagen in die Verantwortung der Kommunalbehörden übergeben und die Einhaltung der Vorgaben während der Besatzungszeit streng überwacht – mitunter einschließlich Strafandrohungen gegen die Bürgermeister bei Nichteinhaltung der Auflagen.

Nach der Gründung der Bundesrepublik und der eingeschränkten Wiedererlangung staatlicher Souveränität (West-)Deutschlands waren solche Kontrollen und Sanktionierungen nur noch in begrenztem Maße möglich. Doch stellte die französische Regierung auf diplomatischem Wege frühzeitig sicher, dass die bestehenden Grabanlagen und Erinnerungsmale erhalten werden und nur mit französischer Genehmigung verändert werden dürfen. Sie behielt sich außerdem das Recht vor, auch weiterhin Exhumierungen durchzuführen sowie auf andere Weise in Deutschland nach französischen NS-Opfern zu suchen. Während das deutsche Kriegsgräbergesetz von 1952 ausschließlich die Gräber der „Kriegsteilnehmer fremder Staaten“2 sowie „der deutschen und ausländischen Zivilpersonen, die durch unmittelbare Kriegseinwirkungen im Zweiten Weltkrieg ihr Leben verloren haben“3 schützte – und damit Opfer der NS-Verfolgung und der Zwangsarbeit unberücksichtigt ließ –, legte das deutsch-französische Abkommen vom Oktober 1954 fest, dass (in Bezug auf französische Opfer) „kein Einzel- oder Gemeinschaftsgrab von Deportationsopfern geöffnet oder umgestaltet werden [darf], ohne dass die französische [Gräber-]Mission wenigstens einen Monat vorher davon benachrichtigt worden ist“.4 Die Bundesrepublik verpflichtete sich in dem Abkommen zudem, die bereits bestehenden „Gedächtnisstätten und Friedhöfe der Deportation“ sowie „die von den deutschen oder alliierten Behörden zur Erinnerung an die Opfer des Krieges und der Deportation errichteten Denkmäler“5 unverändert zu erhalten. In der dem Abkommen beigefügten Anlage waren 15 Erinnerungsstätten und Grabanlagen von Opfern des KZ-Komplexes Natzweiler aufgeführt, die somit davor geschützt waren, nach Ablauf der auf deutschen Friedhöfen geltenden Mindestruhefristen entfernt zu werden.

Darüber hinaus legte das binationale Vertragswerk fest, dass die der französischen Botschaft unterstellte Gräbermission mit sämtlichen Angelegenheiten in diesem Zusammenhang betraut wird und die Bundesrepublik dafür Sorge trägt, dass „der Mission jede mögliche Unterstützung gewährt wird“.6 Insbesondere sollten die deutschen Behörden (Standesämter, Friedhöfe, Krankenhäuser, Polizeistellen, Gerichte, Haftstätten, Arbeits-, Wohnungs- und Wirtschaftsämter) der Mission Auskünfte erteilen, „die den Zeitraum vom 2. September 1939 bis 31. Dezember 1945 betreffen“. Als 1955 der Überleitungsvertrag als einer von drei Zusatzverträgen zum 1952 geschlossenen Deutschlandvertrag (der das Besatzungsstatut von 1949 ablöste) zwischen der Bundesrepublik Deutschland, den USA, Großbritannien und Frankreich in Kraft trat, war die Bundesrepublik daran anknüpfend verpflichtet, die Betreuung und Instandhaltung der „Gräber alliierter ziviler Kriegsopfer […], verschleppter Personen und nichtdeutscher Flüchtlinge“ zu übernehmen und „den Behörden der drei Mächte und anderer beteiligter Staaten bei der Exhumierung und Überführung der Leichen von Kriegsopfern die gleichen Möglichkeiten wie bisher zu gewähren“.7

Einige Kommunalbehörden in jenen Orten, in denen sich solche Grabstätten und Erinnerungsmale befanden, waren aufgrund der Nachforschungen und Exhumierungsmaßnahmen seitens der französischen Gräbermission in den 1950er-Jahren mehrmals gezwungen, sich zumindest auf bürokratischer Ebene ansatzweise mit den Konzentrationslagern zu befassen, wenn es um die Suche nach Opferlisten, vor allem aber um Fragen der Gräberpflege und der Instandhaltung der Anlagen ging. In der Mehrzahl der Fälle bildeten diese Verwaltungsakte lange Zeit die einzige Beschäftigung von deutscher Seite mit den ehemaligen KZ-Außenlagern. Ob, wann und auf welche Weise darüber hinaus eine (öffentliche) Thematisierung der Lager stattfand und wie sich in den folgenden Jahren und Jahrzehnten der Umgang mit diesem Teil der Ortsgeschichte gestaltete, hing letztlich von einer Reihe lokal- und regionalspezifischer Faktoren ab. Dies gilt gleichsam für alle nicht im deutsch-französischen Abkommen aufgeführten einstigen KZ-Standorte.

Ähnlich der Rolle der Alliierten mögen zu einem gewissen Teil (6) die politischen Konstellationen und personellen Kontinuitäten in Politik und Verwaltung der jeweiligen Kommune zählen. Von besonderer Bedeutung war dabei stets die Haltung und Verfahrensweise der einzelnen (Ober-)Bürgermeister, doch lassen sich weder hier noch hinsichtlich der Zusammensetzung der Gemeinderäte und (in Hessen) Stadtverordnetenversammlungen bis in die 1980er-Jahre pauschal signifikante parteipolitische Unterschiede im Umgang mit den KZ-Außenlagern ausmachen. Ohnehin spielte die Verwaltungsebene – wo personelle Kontinuitäten aus der NS-Zeit insbesondere in den Kommunen lange Zeit eher die Regel als die Ausnahme waren – in diesem Zeitraum häufig eine bedeutendere Rolle als die der kommunalpolitischen Entscheidungsfindung. Da etwa Anfragen zu Todeszahlen, Opferlisten und Grabanlagen von Seiten französischer (Besatzungs-) Behörden, von Angehörigen der KZ-Opfer oder in den 1960er-Jahren von der Stuttgarter Hilfsstelle für Rasseverfolgte vielfach gar nicht erst die Kommunalpolitik erreichten, sondern ausschließlich in den Amtsstuben der örtlichen Behörden behandelt wurden, hatten vor allem die Bürgermeister-, Standes- und Friedhofsämter einen gewichtigen Einfluss darauf, ob und wie die KZ-Opfer dauerhaft im Bewusstsein der lokalen Öffentlichkeit blieben, insbesondere dann, wenn keine übergeordneten Behörden in die betreffenden Angelegenheiten involviert waren.

Oftmals bekamen (7) Auseinandersetzungen um die Gräberpflege, die Errichtung von Erinnerungsmalen sowie andere die KZ-Außenlager betreffende Fragen eine neue Wendung, wenn das zuständige Landratsamt, Regierungspräsidium, Landesinnenministerium oder in seltenen Fällen gar das Bundesinnenministerium sich einschaltete bzw. eingeschaltet wurde. Dies war relativ häufig der Fall. Die Kommunen wandten sich an das jeweilige Landratsamt, wenn zu treffende Entscheidungen (vermutlich) außerhalb ihres Kompetenzbereichs lagen oder mit Kosten verbunden waren, die die Städte und Gemeinden nicht (vollständig) tragen konnten oder wollten. Die Landratsämter wiederum schalteten bei Bedarf das zuständige Regierungspräsidium ein. Umgekehrt erfolgten direkte Weisungen von den obersten Landesbehörden an die subalternen Ämter insbesondere dann, wenn die Besatzungsbehörden bzw. später die ausländischen Botschaften in Streitfragen und bei besonderer Bedeutung der Angelegenheit die Bundes- oder Landesregierung kontaktiert hatten und so die Pflege internationaler Beziehungen betroffen war. Mehrheitlich beschränkten sich die Entscheidungsprozesse jedoch auf die Ebenen Kommune, Landkreis und Regierungsbezirk, wobei den Landratsämtern eine Art Scharnierfunktion zwischen den Städten und Gemeinden einerseits und dem Regierungspräsidium andererseits zukam. Vor allem in den 1950er- bis 1970er-Jahren war der Einfluss der einzelnen Landräte daher mitunter groß.

In den Orten selbst wurde der Umgang mit den einstigen Natzweiler-Außenlagern freilich nicht ausschließlich von Politik und Verwaltung geprägt, sondern auch dadurch, ob und wie sich die Lokalbevölkerung nach Kriegsende mit den Lagern und dem Einsatz von Häftlingen zur Zwangsarbeit beschäftigte, wie die ehemalige Existenz eines Konzentrationslagers „vor der Haustüre“ gedeutet, interpretiert und bewertet wurde, und wie hoch der Grad der Empathie mit den Opfern war. Die Bandbreite des Umgangs mit der Geschichte des Konzentrationslagers reichte etwa in den ersten drei Dekaden nach Kriegsende – sieht man von einer kleinen Zahl aktiv um Erinnerung und Aufarbeitung bemühter Einzelpersonen ab – von symbolischer Betroffenheit und pauschaler Anerkennung des Lagers als Ausdruck der nationalsozialistischen Schreckensherrschaft, über Desinteresse und Ignoranz bis zu reflexhafter Abwehr jeglicher Beschäftigung mit der NS-Vergangenheit, ostentativen „Schlussstrich“-Forderungen sowie (zumindest in der öffentlichen Auseinandersetzung) völliger Absenz von Empathie mit den KZ-Opfern und der Bereitschaft, ihrer zu gedenken. Dass die Geschichte des jeweiligen KZ-Außenlagers in den seltensten Fällen als Teil der eigenen Ortsgeschichte betrachtet wurde, in der Gesellschaft ein ubiquitärer Wunsch nach Verdrängen und Vergessen existierte und von einem ernsthaften Willen zur schonungslosen Aufarbeitung der (insbesondere lokalen und regionalen) NS-Vergangenheit bis in die 1980er-Jahre keine Rede sein kann, bedarf an dieser Stelle keiner weiteren Erläuterung.

Dennoch bestanden in allen Zeitabschnitten von Ort zu Ort gewisse Unterschiede, wobei – neben den bereits genannten Faktoren – auch (8) die jeweiligen politischen, sozialen und infrastrukturellen Gegebenheiten eine entscheidende Rolle spielten. So war etwa die Erinnerungsabwehr in ländlichen Regionen und Orten mit vorwiegend traditionellen Strukturen meist besonders stark. Ausgeprägte lokale Gemeinschaftsidentitäten (vor allem die klassische Dorfgemeinschaft mit Tendenz zur Heimattümelei) und ein hoher Stellenwert der Lokalbevölkerung als sozialem Bezugsrahmen für den Einzelnen bewirkten oftmals, dass Ereignisse und Diskurse, die als von außen kommende Angriffe auf das Selbstbild des Ortes wahrgenommen wurden, Abschottung und Gegenwehr erzeugten. Die Geschichte des meist als „Zwangsarbeiterlager“ oder „Arbeitskommando“ bezeichneten Konzentrationslagers vor Ort wurde selten als Teil der Lokal- bzw. Heimatgeschichte verstanden, sondern vielmehr als eine quasi autarke, sich mit dem Dorf, der Gemeinde oder Stadt lediglich geografisch überschneidende historische Entität. Das vor allem in den 1980er- und frühen 1990er-Jahren immer wieder vorgebrachte Argument, die Bevölkerung habe mit dem Konzentrationslager vor Ort nichts zu tun gehabt und trage keine Verantwortung für dessen Existenz, diente häufig als Rechtfertigung dafür, sich nicht mit dem Lager zu befassen und der Opfer zu gedenken. Entsprechend wurden Impulse zur Aufarbeitung, Dokumentation und gesellschaftlichen Auseinandersetzung mit dem Konzentrationslager, ebenso wie die Forderung nach Erinnerungs- und Gedenkstätten, als ungerechtfertigter Angriff auf die Ortsbevölkerung und Störung des „Dorffriedens“ empfunden. Am Beispiel der Gemeinden im Oberen Gäu haben Utz Jeggle und seine Kollegen auf die normative Form und Funktion der Erinnerungsabwehr hingewiesen, indem sie dieser „Züge eines heftigen Binnendrucks“8 bescheinigten, welcher


die Wahrnehmung homogenisierte und davon abweichende Meinungen und Erinnerungen tabuisierte. Die dörflichen Kommunikationsgemeinschaften […] wehrten Störungen und andere Informationen von außen ab und konservierten und homogenisierten sehr stark die [tradierten] Muster der Erinnerungsabwehr im kollektiven Gedächtnis.9



Dieser Befund lässt sich zweifelsfrei auf andere Gemeinden übertragen. Ähnliche Muster finden sich aber auch in Klein- und Mittelstädten (die die Mehrzahl der Außenlager-Orte des KZ Natzweiler ausmachten), vorwiegend in jenen (zum Teil erst in den 1970er-Jahren eingemeindeten) Stadtteilen, in denen sich das Konzentrationslager befunden hatte. Selbst in der Industrie- und Großstadt10 Mannheim zeigen sich im Stadtteil Sandhofen noch in den 1980er-Jahren bisweilen Parallelen zu Hailfingen, Tailfingen und den sie umgebenden Gäu-Gemeinden. Sandhofen war zwar bereits 1913 nach Mannheim eingemeindet worden, doch erhielt sich in dem landwirtschaftlich geprägten Ort, der seitdem den nördlichsten Bezirk der Stadt bildet, zu weiten Teilen die alte Dorfstruktur mit ihren spezifischen Eigenheiten. Die in den 1980er-Jahren zum Teil erbittert geführten Auseinandersetzungen um den Umgang mit der Geschichte des KZ Sandhofen waren – nach Jahrzehnten des Beschweigens – vor allem ein Abwehrkampf der Sandhofener gegen Angriffe auf das Selbstbild des Stadtteils und gegen eine vermeintliche Stigmatisierung des Orts und seiner Bewohner.

In diesem Zusammenhang war es in zahlreichen Orten insbesondere in den 1980er- und 1990er-Jahren hinsichtlich der weiteren erinnerungskulturellen Entwicklungen von besonderer Relevanz, (9) wer sich konkret für eine Aufarbeitung der NS-Geschichte und das Gedenken an die Opfer engagierte. Kam der Impuls hierzu von Personen oder Gruppen, die selbst nicht im Ort verankert waren, wurde die Aufforderung, sich mit der lokalen NS-Vergangenheit zu befassen, häufig als Einmischung in „interne Angelegenheiten“ verstanden und abzuwehren versucht. Ohne Unterstützer und Kooperationspartner in der Gemeinde oder dem Stadtteil hatten es diese Gruppen und Organisationen besonders schwer, Veränderungsprozesse zu bewirken. Waren es dagegen Einheimische, die eine Beschäftigung mit dem Konzentrationslager sowie die Errichtung von Erinnerungsmalen forcierten, fielen die Reaktionen der Ortsbevölkerung nicht per se anders aus. Im Gegenteil wurden die Initiativgruppen in diesen Fällen oftmals als Querulanten und „Nestbeschmutzer“ diffamiert. Dennoch fanden manche dieser Initiativen relativ rasch großen öffentlichen Zuspruch. Langwierige geschichts- und erinnerungspolitische Konflikte blieben in manchen dieser Orte die Ausnahme, wohingegen sie andernorts über viele Jahre hinweg den Umgang mit dem ehemaligen Konzentrationslager dominierten.

Zu den wesentlichen Faktoren zählte hierbei zum einen die Altersstruktur der jeweiligen Initiative. Jugendgruppen und jungen Erwachsenen, die das Beschweigen und Verdrängen der NS-Vergangenheit kritisierten, wurde oftmals Anmaßung und Respektlosigkeit gegenüber den Älteren vorgeworfen, meist verbunden mit dem Argument, die Jugendlichen seien als Nachgeborene nicht berechtigt, über das Verhalten der Eltern- und Großelterngeneration zu urteilen. Die Auseinandersetzungen in Bisingen (Juso AG) und Mannheim (Stadtjugendring) sind besonders anschauliche Beispiele für diesen Generationenkonflikt.

Zum anderen hatte der soziale Hintergrund der Initiativen bzw. die Frage, um welche Art von Gruppe es sich jeweils handelte, einen bedeutenden Einfluss darauf, wie deren Aktivitäten und Forderungen wahr- und aufgenommen wurden. Augenfällig ist hierbei, dass politische, vor allem dezidiert linke Gruppen und Organisationen gegen erhebliche Vorbehalte ankämpfen mussten und bei den konservativen Bevölkerungsteilen nahezu immer auf Ablehnung stießen. Dies gilt beispielsweise für die Bisinger Jusos ebenso wie für die DKP-Ortsgruppe, die in den 1980er-Jahren in Hailfingen/Tailfingen eine Vergangenheitsaufarbeitung einforderte. Selbst als die Initiative zur Erforschung und Erinnerung an das KZ Hailfingen weitgehend von Kulturwissenschaftlern der Universität Tübingen getragen wurde, begründeten Teile der Ortsbevölkerung und Kommunalpolitik ihre Ablehnung gegen den Arbeitskreis noch mit der Behauptung, dieser sei von Kommunisten unterwandert.

Völlig anders fiel die Resonanz auf konfessionelle Initiativen bzw. Gruppen und Einzelpersonen aus dem Umfeld lokaler Kirchengemeinden aus. Diese erreichten breitere Bevölkerungskreise, erfuhren rascher Anerkennung und Akzeptanz und stießen selten auf grundsätzliche Ablehnung, da sie in der Regel nicht in Verdacht standen, die NS-Erinnerung politisch zu instrumentalisieren. Sich als Christen aus religiös-humanistischen Beweggründen für das Andenken an die Opfer des NS-Terrors einzusetzen, wurde, anders als es bei politischen Gruppen der Fall war, nicht als Schuldvorwurf gegen die einheimische Bevölkerung aufgefasst. Erst recht nicht, wenn überdies (örtliche) Pfarrer und Priester die Initiative unterstützen oder gar selbst darin mitwirkten. Dass etwa die Initiative Gedenkstätte Eckerwald schon bald nach ihrer Gründung im Jahr 1987 viel Unterstützung erfuhr und schon zwei Jahre später den Gedenkpfad auf dem Areal der ehemaligen „Wüste“-Baustelle „Zepfenhan“ einweihen konnte, dürfte nicht zuletzt daran gelegen haben, dass mehrere Mitglieder des Vereins in Kirchengemeinden aktiv waren und die von der Eckerwald-Initiative durchgeführten Gedenkfeiern stark religiös konnotiert waren.

In Leonberg waren die Kirchengemeinden und die Evangelische Erwachsenenbildung des Kirchenbezirks schon 1979 maßgeblich an der Organisation des dreitägigen Symposiums KZ in Leonberg – Eine Stadt will sich erinnern beteiligt. In den 1990er-Jahren waren die Kirchen und der Religionspädagoge Eberhard Röhm tragende Säulen bei der Herausbildung der Gedenkstätteninitiative. In kaum einem anderen Ort waren die (zumindest öffentlich artikulierten) Widerstände gegen die Einrichtung einer KZ-Gedenkstätte so gering wie in Leonberg.

Aufschlussreich sind in diesem Zusammenhang auch die Entwicklungen in Ellwangen an der Jagst in den 1980er-Jahren. Die Mitglieder des dortigen Friedensforums, das sich in dieser Zeit der Erforschung der Ellwanger KZ-Außenlager annahm und sich für Erinnerungsmale für die KZ-Opfer einsetzte, verstanden sich mehrheitlich als linke Christen respektive christliche Linke. Die Treffen der Gruppe fanden meist im Josefinum (dem Sitz der Ordensgemeinschaft Kongregation der Comboni-Missionare vom Herzen Jesu) statt, welche die Aktivitäten des Friedensforums unterstützte. Ihre Aktionsformen wiesen eine deutlich religiöse Prägung auf und die von der Gruppe eingebrachten Vorschläge für ein KZ-Mahnmal beinhalteten Zitate aus der Bibel. Zugleich hatte das aus der Friedens- und Jugendzentrumsbewegung hervorgegangene Friedensforum einen explizit politischen Anspruch. Seine Mitglieder verknüpften ihre Recherche-, Aufklärungs- und Erinnerungsarbeit mit gegenwartsbezogener Gesellschafts- und Kapitalismuskritik, wiesen auf (vermeintliche) Aktualitätsbezüge hin und verstanden Vergangenheitsaufarbeitung auch als Handlungsaufforderung gegen Nationalismus, Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Militarismus.

Das erinnerungspolitische Engagement des Friedensforums stieß in der Stadtgesellschaft durchaus auf positive Resonanz. Die 1987 veröffentlichten Forschungsergebnisse sowie die im selben Jahr fertiggestellte Ausstellung rückten die Geschichte der beiden Ellwanger KZ-Außenlager erstmals in das Bewusstsein der lokalen Öffentlichkeit. Die Ausstellung im Josefinum wurde aufgrund des großen Publikumsinteresses sogar länger gezeigt als ursprünglich geplant. Die politischen Interventionen des Friedensforums stießen jedoch im konservativ geprägten Ellwangen auf große Ablehnung und die Stadtspitze war zu einer Zusammenarbeit mit der linken Gruppe nicht bereit. In den folgenden zwei Jahren setzte sich das Friedensforum weitgehend ohne nennenswerte Unterstützung aus der Stadtgesellschaft für die Errichtung eines Mahnmals ein. Die Einweihung des von der Stadt errichteten Gedenksteins im September 1990 bildete sozusagen den Schlusspunkt der öffentlichen Vergangenheitsbewältigung. Eine kontinuierliche, über eine jährliche Kranzniederlegung hinausgehende Beschäftigung der lokalen Öffentlichkeit mit den Ellwanger Konzentrationslagern fand nicht statt.

Das Beispiel Ellwangen zeigt, dass für die jeweiligen örtlichen erinnerungskulturellen Entwicklungen nicht nur die Entstehungszusammenhänge und Verfasstheit der lokalen bzw. regionalen Gruppen und Initiativen von Bedeutung waren, sondern (10) besonders auch deren Vorgehensweisen und Auftreten in der Öffentlichkeit. Das heißt, nicht allein die Frage, wer eine Auseinandersetzung mit der NS-Geschichte forcierte, prägte den Umgang mit den einstigen KZ-Außenlagern, sondern auch die Art und Weise, wie diese erforscht, der Öffentlichkeit vermittelt, historisch kontextualisiert und lokalgeschichtlich eingeordnet wurden. Von Bedeutung war dabei auch; welche Formen des Gedenkens und Erinnerns eingefordert wurden und nicht zuletzt, inwiefern die Rolle der Bevölkerung – zur Zeit des Lagerbestehens ebenso wie hinsichtlich des gesellschaftlichen Umgangs mit den Lagern seit Kriegsende – zum Gegenstand der Auseinandersetzung gemacht wurde. Die im Zuge der sogenannten „Gedenkstättenbewegung“11 in den 1980er- und frühen 1990er-Jahren aktiven Gruppen und Initiativen unterschieden sich diesbezüglich aufgrund ihres meist gesellschaftskritischen Impetus etwa deutlich von der erst Mitte der 1990er-Jahre gegründeten Offenburger Gedenkstätteninitiative, deren Wirken kaum über Appelle an die Stadtverwaltung bzw. Kommunalpolitik zur geschichtlichen Aufarbeitung sowie über symbolisches Erinnern und Gedenken hinausreichte und die zu keiner Zeit in Abrede stellte, dass die lokale Bevölkerung in den nur vier Wochen, die das KZ Offenburg im Frühjahr 1945 bestand, von dem Lager nichts habe wissen können.

Aber auch andernorts und bereits in den 1980er-Jahren hing der Erfolg der Gruppen und Initiativen stark davon ab, ob der intendierte Anstoß zur Reflexion über die NS-Vergangenheit und deren Nachwirkungen auch eine Infragestellung der tradierten Erzählmuster über das Verhältnis von KZ-Außenlager und Zivilbevölkerung einschloss, und ob die bislang ausgebliebene gesellschaftliche Aufarbeitung einer Kritik unterzogen wurde, die sich direkt an oder gegen die Ortsbevölkerung richtete. Wurde die Forderung nach Aufarbeitung und Erinnerung von der Bevölkerung vor allem als Schuldvorwurf gegen sie bzw. lokale Zeitzeugen verstanden, stießen die Initiativen vermehrt auf Ablehnung. Die in einzelnen Orten über Jahre ausgetragenen geschichts- und erinnerungspolitischen Auseinandersetzungen kreisten meist überwiegend um eben diesen Themenkomplex. In vielen Fällen lässt sich jedoch feststellen, dass die Gruppen und Initiativen an diesem Punkt zunehmend in die Defensive gingen und zur Erreichung mittel- bis langfristiger Ziele (meist die Errichtung von Gedenktafeln und Mahnmalen, später auch Gedenk- und Dokumentationsstätten) ihre ursprüngliche Kritik sukzessive zurücknahmen, wenn nicht sogar – zumindest in der öffentlichen Kommunikation – aufgaben. Die Mehrzahl der Gruppen bemühte sich im Laufe der Zeit vermehrt um eine Annäherung an die Lokalbevölkerung und suchte nach einvernehmlichen Lösungen. Vorbehalte sollten abgebaut und die Einheimischen von der Wichtigkeit und Notwendigkeit des aktiven Erinnerns an die Opfer des Nationalsozialismus überzeugt werden, was Zugeständnisse in der öffentlichen Debatte erforderte.

Betrachtet man die Entstehungsgeschichte der baden-württembergischen Natzweiler-Gedenkstätten, findet sich kaum ein Beispiel, wo die Initiatoren dieser Gedächtnisorte und Dokumentationsstätten nicht zu irgendeinem Zeitpunkt mit der Beteuerung in die Öffentlichkeit getreten sind, dass sich ihre Forderungen nicht gegen die Bevölkerung richteten oder als Anklage gegen die einheimischen Zeitzeugen zu verstehen seien. Immer wieder wurde geradezu ostentativ betont, dass die Bevölkerung keine Schuld an den Konzentrationslagern trage. Bisweilen griffen die Aktivisten selbst die in fast allen Orten seit Kriegsende tradierten Erzählungen von Hilfsleistungen einzelner Einheimischer für die KZ-Häftlinge als Beleg dafür auf, dass der Bevölkerung keine Vorwürfe gemacht werden könnten.

Zweifelsohne stand für die Gedenkstätteninitiativen die Erinnerung an die Opfer im Mittelpunkt. Insofern waren die Beteuerungen, dass der Sinn und Zweck ihres Vorhabens nicht in der Brandmarkung der Ortsbevölkerung als teilnahmslose Zuschauer oder gar Mittäter bestehe, mehr als nur taktische Schachzüge. Dennoch war der Preis, den die Initiativen mancherorts zur Realisierung ihrer Ziele zahlten, der, dass das Thema „Konzentrationslager und ziviles Umfeld“ ausgeklammert wurde und eine ernsthafte Reflexion über die Massenbasis des Nationalsozialismus – auch und insbesondere im eigenen Ort – meist ausblieb.

Bei der Analyse des Umgangs mit den Außenlagern des KZ-Natzweiler sind weitere Faktoren zu berücksichtigen, die ebenfalls zu jeder Zeit die öffentliche Rezeption der Konzentrationslager mit prägten, aber erst im Zuge der „Gedenkstättenbewegung“ von zentraler Bedeutung waren. So kommt (11) den Medien, insbesondere der Lokal- und Regionalpresse, in den 1980er- und 1990er-Jahren eine gewichtige Rolle zu. Die Art und Weise, wie die vor Ort auflagenstärksten Zeitungen berichteten, welche Leserbriefe sie abdruckten, ob und wie sie sich in Kommentarspalten und Artikeln zu zur Debatte stehenden Sachverhalten oder Forderungen positionierten, hatte einen direkten Einfluss darauf, wie die zutage geförderten Forschungsergebnisse zu einem KZ-Außenlager einer breiten lokalen und regionalen Öffentlichkeit zugänglich gemacht wurden bzw. wie geschichts- und erinnerungspolitische Auseinandersetzungen wahrgenommen und geführt wurden. Die Lokalpresse war damit sowohl ein Kommunikationsmittel als auch selbst Akteur des öffentlichen Diskurses. Die gegensätzlichen Beispiele Schwäbisches Tagblatt und Sandhofer Lokal-Anzeiger zeigen dies besonders deutlich.

Weiterhin lässt sich feststellen, dass sich die Rezeption und Bewertung der KZ-Außenlager häufig zu verändern begann, wenn Menschen öffentlich in Erscheinung traten, die „aus erster Hand“ über das Konzentrationslager berichteten. Dies betrifft einerseits (12) lokale Zeitzeugen, die in öffentlichen Debatten verharmlosenden Tendenzen mit Schilderungen eigener Beobachtungen der barbarischen Existenzbedingungen der Häftlinge begegneten. Vor allem aber gilt dies (13) für Überlebende, das heißt ehemalige Häftlinge der Konzentrationslager, die an die Stätten ihres Leidens zurückkehrten und über die KZ-Haft an genau diesem Ort Zeugnis ablegten. Direkte Begegnung oder in den Zeitungen veröffentlichte Interviews mit Überlebenden vermittelten unmittelbar, was sich in den Lagern zugetragen hatte, eröffneten einen emotionalen Zugang und weckten Empathie. Die Bereitschaft der Ortsbevölkerung, sich mit dem Konzentrationslager auseinanderzusetzen oder auch nur die Forderungen einer Gedenkstätteninitiative anzuerkennen, veränderte sich dadurch häufig deutlich. Für das lokale Geschichtsbewusstsein zum Nationalsozialismus waren derartige Begegnungen oft von herausragender Bedeutung. Besonders deutlich zeigte sich dies etwa in Vaihingen an der Enz bei dem Besuch des Überlebenden Floris B. Bakels, in Hessental in Bezug auf die Begegnungen mit Mendel Gutt, in Hailfingen mit Wolf Gimpel, in Mannheim mit Jerzy Czuj oder in Schörzingen mit Léon Donven. Viele weitere Beispiele ließen sich nennen.

Über diese Faktoren hinaus hing der Umgang mit der Geschichte des jeweiligen KZ-Außenlager stets auch (14) von weiteren ortsspezifischen Gegebenheiten, Konstellationen und/oder historischen Erfahrungen ab, die den Blick auf die Geschichte des Konzentrationslagers und den kommunalen wie gesellschaftlichen Umgang mit ihr prägten. Dies zeigt sich insbesondere am Beispiel der Orte Hailfingen, Tailfingen und ihrer Nachbargemeinden, wo die Geschichte des Konzentrationslagers in der Erinnerung von Zeitzeugen über Jahrzehnte von den Übergriffen französisch-marokkanischer Soldaten auf Einheimische Anfang Juni 1945 überlagert und diese Erinnerung als zentrales Narrativ in Bezug auf das KZ Hailfingen tradiert wurde.

Alle diese Faktoren zusammengenommen bewirkten, dass sich die Rezeption, die Aufarbeitung, die öffentliche Erinnerung und andere Umgangsweisen hinsichtlich der Geschichte der Außenlager des KZ Natzweiler im Zeitverlauf von mehr als siebzig Jahren von Ort zu Ort auf je eigene Weise entwickelten. Eine pauschale Subsumierung dieser Entwicklungen mit ihren unterschiedlichen Akteuren, Konstellationen, Handlungen und Gedenkpraktiken unter das Label einer gemeinsamen Erinnerungskultur mag im Hinblick auf ihr „Ergebnis“, das heißt als allgemeine Zustandsbeschreibung des gegenwärtigen gesellschaftlichen Umgangs mit der NS-Vergangenheit, plausibel erscheinen. Den multiplen und häufig divergierenden erinnerungskulturellen Entwicklungen in den Orten der einstigen KZ-Außenlager seit 1945 wird dies jedoch nicht gerecht. Vielmehr zeigt sich hier die Herausbildung einer Vielzahl lokaler Erinnerungskulturen.


2.         Der Umgang mit den Natzweiler-Außenlagern im Kontext bundesdeutscher Entwicklungen der Aufarbeitung und Erinnerung: Phasen – Akteure – Praktiken

Das bedeutet jedoch nicht, dass sich sämtliche lokalen Entwicklungen völlig unabhängig voneinander und losgelöst von überregionalen bzw. bundesweiten Tendenzen und Wandlungen im Umgang mit der NS-Vergangenheit vollzogen. Die Aufarbeitung der Geschichte der einzelnen KZ-Außenlager sowie die in den Städten und Gemeinden praktizierten Memorialkulturen entwickelten und veränderten sich in Etappen, die sich im Vergleich der einzelnen Orte grosso modo zeitlich und inhaltlich glichen oder zumindest ähnelten. Die Nach- und Erinnerungsgeschichte der südwestdeutschen Natzweiler-Außenlager wurde in dieser Studie in fünf Zeiträumen (bzw. sechs, wenn man die weitere Ausdifferenzierung des Zeitabschnitts 1960–1977 berücksichtigt) dargestellt. Damit wurde eine Periodisierung in fünf Zeitabschnitte vorgenommen, welche sich – ungeachtet partieller Abweichungen – bei der Gesamtbetrachtung der lokalen Entwicklungen zusammenfassend als voneinander abgrenzbare Phasen des Umgangs mit der Geschichte der Natzweiler-Außenlager definieren lassen.

Zum Teil weicht diese Phaseneinteilung von gängigen Periodisierungen des Umgangs mit der NS-Vergangenheit in der Bundesrepublik Deutschland seit 1945 ab, wobei hierzu ohnehin – je nachdem, welche Parameter man bei der Analyse zugrunde legt – unterschiedliche Interpretationen vorliegen. Während etwa Aleida Assmann Ende der 1990er-Jahre die „deutsche Erinnerungsgeschichte“12 seit Kriegsende recht allgemein in die drei Phasen „Vergangenheitspolitik“ (1945–1957), „Vergangenheitsbewältigung“ (1958–1984) und „Vergangenheitsbewahrung“ (ab 1985) gliederte, unterteilt Helmut König die Geschichte der Vergangenheitsbewältigung in der Bundesrepublik in vier Zeiträume: die Nachkriegszeit, die 1950er-Jahre, eine „lange Welle“13 von 1960 bis 1990 sowie eine (Stand 2003) anhaltende Phase seit Beginn der 1990er-Jahre.14 Norbert Frei wiederum periodisiert den Umgang mit der NS-Vergangenheit in eine „Phase der politischen Säuberung“ (1945–1949), eine „Phase der Vergangenheitspolitik“ (1949 bis Ende der 1950er-Jahre), eine „Phase der Vergangenheitsbewältigung“ (Ende der 1950er bis Ende der 1970er-Jahre) sowie, in Anlehnung an Assmann, eine anhaltende „Phase der Vergangenheitsbewahrung“.15 Ähnliche Zeiträume wie Frei definieren Torben Fischer und Matthias N. Lorenz in dem von ihnen herausgegebenen Lexikon zur Debatten- und Diskursgeschichte des Nationalsozialismus nach 1945, erweitern die Periodisierung jedoch um die Zeiträume 1979 bis 1995 und 1995 bis 2002.16

Rückt die Betrachtung von einer Gesamtschau auf den Umgang mit der NS-Vergangenheit ab und beschränkt sich auf einzelne Aspekte17 wie etwa die Frage nach personellen und institutionellen Kontinuitäten und Brüchen, auf die parlamentarisch-politische Ebene, die juristische Aufarbeitung und Ahndung,18 die Geschichtsschreibung,19 die historisch-politische Bildungsarbeit, die (öffentliche) zivilgesellschaftliche Auseinandersetzungen mit dem Nationalsozialismus oder die Errichtung von Mahnmalen und Gedenkstätten,20 lassen sich durchaus abweichende Phasen feststellen. Die Entwicklungen auf diesen unterschiedlichen Ebenen verliefen keinesfalls immer synchron, da sie unterschiedlichen Einflussfaktoren unterlagen. Für den politischen, administrativen und gesellschaftlichen Umgang mit der NS-Vergangenheit auf lokaler Ebene gilt dies in besonderer Weise, wie die Rezeptionsgeschichte der Außenlager des KZ Natzweiler zeigt.

Die in der vorliegenden Studie dargestellten Phasen des Umgangs mit den Natzweiler-Außenlagern decken sich weitgehend mit der von Fischer/Lorenz vorgenommenen Periodisierung der Vergangenheitsbewältigung in Deutschland. Die dort skizzierten Ereignisse, Diskurse und politischen Entscheidungen sowie dominierenden Umgangsweisen mit der NS-Vergangenheit bilden die Wandlungen des geschichts- und erinnerungskulturellen Zeitgeists ab, welche sich – zum Teil mit zeitlichen Verzögerungen und nicht immer in demselben Maße – in der Aufarbeitung, (öffentlichen) Beschäftigung und Erinnerung an die KZ-Außenlager widerspiegeln. Im Hinblick auf die ganz konkreten geschichts- und erinnerungskulturellen Entwicklungen in den einzelnen Orten sollte die Bedeutung „großer“ Ereignisse allerdings nicht überbewertet werden. Zentrale Wegmarken des (bundes-)deutschen Umgangs mit der NS-Vergangenheit bildeten zum einen häufig nicht mehr als die äußeren Rahmenbedingungen mit beschränktem oder nicht messbarem direkten Einfluss auf den lokalen Umgang mit den einstigen KZ-Außenlagern. Zum anderen lassen sich Aspekte wie die Herausbildung eines Geschichtsbewusstseins und die Bereitschaft zur Beschäftigung mit der NS-Geschichte nicht lediglich als Top-down-Prozesse erklären, sondern werden vielfach sozusagen „von unten“ geprägt.

Darüber hinaus kann der jeweilige Zeitgeist abseits der politischen Zentren durchaus ein anderer sein als in der Peripherie. Während etwa der Ulmer Einsatzgruppenprozess21 1958 oder die Frankfurter Auschwitzprozesse ab 1963 Zäsuren hinsichtlich der juristischen Aufarbeitung der nationalsozialistischen Verbrechen darstellten und internationale Aufmerksamkeit erfuhren, war die Bevölkerung in vielen Orten ehemaliger Natzweiler-Außenlager in Baden-Württemberg, Hessen und Rheinland-Pfalz noch weit davon entfernt, sich mit der Geschichte dieser Lager auseinandersetzen zu wollen. Als Bundespräsident Richard von Weizsäcker 1985 als erstes bundesdeutsches Staatsoberhaupt den 8. Mai 1945 als Tag der Befreiung bezeichnete, blieb – um nur ein Beispiel zu nennen – im schwäbischen Gäufelden weitgehend der Konsens bestehen, die von den französischen Besatzern 1945 angeordnete Exhumierung und Umbettung der KZ-Toten, bei der es zu Misshandlungen von Einwohnern gekommen war, sei eine gezielte Vergeltungsmaßnahme der Alliierten, Beweis für einen Kollektivschuldvorwurf gegen die deutsche Bevölkerung und letztlich Ausdruck einer insgesamt ungerechtfertigten Siegerjustiz gewesen. Und als 1986/87 Intellektuelle in den bildungsbürgerlichen Feuilletons den „Historikerstreit“ ausfochten oder in den 1990er-Jahren energisch um ein Holocaust-Mahnmal in Berlin gestritten wurde, erreichten diese Debatten die Durchschnittsbevölkerung in der südwestdeutschen Provinz nur in begrenztem Maße.

Zur Veränderung des Geschichtsbewusstseins und der politischen Kultur auf der Mikroebene bedarf es mehr als publizistische und fachwissenschaftliche Kontroversen, Strafverfahren oder die Rede eines Bundespräsidenten. Historische Wahrnehmungen, Deutungen, Bewertungen und die Bereitschaft, sich (im besten Falle gar selbstreflexiv) mit dem Nationalsozialismus auseinanderzusetzen, wandeln sich nicht über Nacht im Anschluss an parlamentarische Sternstunden, Gerichtsprozesse oder Mediendebatten. Die Nachgeschichte der Außenlager des KZ Natzweiler im deutschen Südwesten zeigt dies deutlich. Meist bedurfte es einer direkten Konfrontation mit der lokalen NS-Geschichte, im hier behandelten Fall mit der einstigen Existenz eines Konzentrationslagers „vor der eigenen Haustür“, um eine Auseinandersetzung sowie die Herausbildung lokaler Erinnerungskulturen zu bewirken – was sowohl in Bezug auf die Kommunalpolitik und -verwaltung als auch die Einwohnerschaft der betreffenden Orte gilt.

Dass die erste Phase der „Nachgeschichte“ der Natzweiler-Außenlager jenem Zeitraum entspricht, den Frei, König und Fischer/Lorenz übereinstimmend als ersten Zeitabschnitt der Vergangenheitsbewältigung definieren, liegt auf der Hand, da auch bei unterschiedlicher Schwerpunktsetzung der Analyse die im Vergleich mit allen anderen Zeitabschnitten unterschiedlichen Rahmenbedingungen zu berücksichtigen sind. In den unmittelbaren Nachkriegsjahren, genauer in der Besatzungszeit von 1945 bis 1949, lag die Regierungsgewalt über Deutschland in den Händen des Alliierten Kontrollrats. Sämtliche Verwaltungen in den deutschen Ländern, Kreisen und Kommunen waren den alliierten Besatzungsbehörden unterstellt. Diese setzten in den Städten und Gemeinden zwar (vermeintlich) unbelastete kommissarische Bürgermeister ein. Ansonsten blieben die Kommunalverwaltungen jedoch weitgehend unverändert, was bedeutete, dass die Beamten in den Rathäusern während der Besatzungszeit zu großen Teilen die gleichen waren wie während des „Dritten Reichs“. Diese personellen Kontinuitäten dürften – weit über die Nachkriegsjahre hinaus – ein zentraler Grund dafür gewesen sein, dass sich die Kommunen aus eigener Motivation heraus nicht mit den ehemaligen Konzentrationslagern befassten und die diesbezüglichen Anweisungen der Besatzungsbehörden nicht über das geforderte Maß hinaus erfüllten.

Doch auch abseits der administrativen Ebene fand auf deutscher Seite – sieht man von KZ-Überlebenden, einzelnen Bürgermeistern, Politikern sowie der Errichtung des KZ-Friedhofs Neckargartach durch eine Gruppe von Einheimischen ab – keine Beschäftigung mit den Konzentrationslagern und deren Opfern statt. Die „Desillusionierung der breiten Mehrheit“22 der Bevölkerung angesichts des Untergangs des „Tausendjährigen Reichs“, der zerbombten Städte, der Besatzung Deutschlands und des Verlusts staatlicher Souveränität, verbunden mit der Trauer um im Krieg gefallene Angehörige, der Wohnungslosigkeit und materiellen Nöten, überlagerten schnell die Erinnerung an die KZ-Außenlager, welche letztlich überwiegend als Nebenerscheinungen des Krieges gedeutet wurden. Darüber hinaus hatte sich die deutsche Gesellschaft, die gerade noch die Massenbasis des nationalsozialistischen Systems gebildet und quasi bis zur letzten Minute für dessen Fortbestehen gekämpft hatte,23 freilich am 8. Mai 1945 nicht über Nacht in ein Heer aufarbeitungswilliger Demokraten verwandelt. In einer Auswertung von elf großangelegten OMGUS-Umfragen aus dem Zeitraum von November 1945 bis Dezember 1946 kommen Anna und Richard Merritt etwa zu dem Ergebnis, dass 47 Prozent der befragten Deutschen der Meinung waren, der Nationalsozialismus sei eine „gute Idee“24 gewesen, die lediglich schlecht ausgeführt worden sei. Im August 1947 stimmten der Aussage gar 55 Prozent der Befragten zu. Die Bereitschaft, sich mit den Verbrechen dieses grundsätzlich als „gut“ empfundenen Systems ernsthaft auseinanderzusetzen, war daher gering.

Auch die von den französischen Militärbehörden in Bisingen, Schömberg, Vaihingen, Hailfingen und Haslach angeordnete Konfrontation der Bevölkerung mit den exhumierten Opfern der Konzentrationslager sowie die verpflichtende Teilnahme an Beisetzungsfeiern hatten in der Regel nicht zur Folge, dass sich Einheimische oder die Kommunalverwaltungen in der Verantwortung sahen, selbst Erinnerungsmale zu errichten bzw. die Erinnerung an die KZ-Opfer in die vor Ort praktizierten Gedenkrituale der folgenden Jahre zu integrieren. Gewiss muss berücksichtigt werden, dass die Möglichkeiten zur Errichtung von Mahnmalen oder Tafeln in der französischen Besatzungszone ohnehin beschränkt waren, da die dortigen Militärbehörden hierbei eigene Gedenkpraktiken anwandten, Vorgaben machten und den kommunalen Administrationen nur wenig Gestaltungsspielraum einräumten.

Doch selbst der eingeschränkte Gestaltungsspielraum wurde selten in Anspruch genommen. Meist wurden lediglich die Anweisungen der Besatzungsbehörden ausgeführt – und auch dies nicht immer im geforderten Maße: So blockierten einige Verwaltungen (z. B. Kochendorf, Unterriexingen, Hailfingen/Tailfingen) die von den französischen Behörden betriebenen Recherchen nach Todesopfern und Grabstätten; die an die deutschen Behörden delegierte Instandhaltung und Pflege von Gräbern und KZ-Friedhöfen (welche bis Mitte der 1960er-Jahre ausschließlich als „Ehrenfriedhöfe“, „Alliierten-Friedhöfe“, „Ausländergräber“ oder „Kriegsgräber“ bezeichnet wurden) musste in einigen Orten – zum Teil mehrfach – angemahnt werden.

Dass die weitgehende Inaktivität auf deutscher Seite nicht allein auf die strengen Vorgaben der französischen Besatzungsmacht zurückzuführen ist, zeigt der Vergleich mit der US-amerikanischen Zone. Hier waren die Gestaltungsspielräume relativ groß, da die amerikanischen Behörden schon früh die Verantwortung für die KZ-Gräber an die Kommunen und Kreise übergaben und anschließend nur selten den Zustand von Grabstätten oder das Vorhandensein von Erinnerungsmalen überprüften. Dies hatte nicht selten zur Folge, dass die Gräber bald in einem verwahrlosten Zustand waren und viele Jahre nicht einmal ein Grabstein existierte, sofern nicht Überlebende oder Angehörige von KZ-Opfern Erinnerungsmale errichteten. Bestenfalls folgten die Kommunen der 1946 vom Innenministerium Württemberg-Baden erteilten Aufforderung, die Gräber ausländischer NS-Opfer „schlicht und würdig, sowie tunlichst einheitlich“25 zu gestalten, wobei der Begriff „würdig“ bisweilen recht eigenwillig ausgelegt wurde.

Die wenigen hessischen Orte ehemaliger Natzweiler-Außenlager bildeten hier keine Ausnahme. Im Gegenteil befand sich das Sammelgrab auf dem Frankfurter Hauptfriedhof in einem erbärmlichen Zustand, als die polnische katholische Gemeinde 1948 die Umbettung der 528 KZ-Opfer innerhalb des Friedhofs sowie die Aufstellung eines Grabsteins beantragte. Die Stadt Frankfurt am Main sah sich hierbei in keiner Weise in der Verantwortung, selbst eine würdige Grabstätte zu schaffen, sondern stellte der polnischen Gemeinde die Umbettung und Grabgestaltung in Rechnung.

Wie in dieser ersten Phase waren es auch nach Gründung der Bundesrepublik allen voran Überlebende sowie die französischen Behörden, die der Opfer der Natzweiler-Außenlager gedachten und Erinnerungsmale errichteten – nun allerdings unter veränderten administrativen und politischen Rahmenbedingungen. Ehemalige KZ-Häftlinge, die in den 1950er-Jahren an die Stätten der Natzweiler-Außenlager zurückkehrten, um ihrer in den Lagern getöteten Mithäftlinge zu gedenken, stießen häufig auf Gleichgültigkeit in den deutschen Amtsstuben und bei der Bevölkerung. Der Bitte nach (Erlaubnis zur) Errichtung von Grabsteinen oder Mahnmalen wurde oft nur zögerlich bis gar nicht nachgekommen, weshalb sich insbesondere französische Überlebende an Verbände wie die Dachau-Amicale wandten, welche wiederum das französische Ministerium für Veteranen und Kriegsopfer um Unterstützung bat. Dass die Gräbermission und andere französische Stellen auch in den 1950er-Jahren in Deutschland (und hier nun auch in der ehemaligen amerikanischen Besatzungszone) KZ-Opfer exhumieren, Gräber anlegen und Erinnerungsmale errichten konnten, wurde letztlich insbesondere auf diplomatischem Weg bzw. auf Grundlage des 1954 zwischen der Bundesrepublik und der Französischen Republik geschlossenen Abkommens erreicht. Die langfristige Bedeutung dieses Abkommens kann kaum überschätzt werden. Es garantierte nicht nur den französischen Behörden, die Suche nach Kriegsopfern sowie in Deutschland gestorbenen Deportierten mit denselben Mitteln wie bisher fortzusetzen, sondern es sicherte auch den Fortbestand der bis dato angelegten Gräber und KZ-Friedhöfe.

Hinsichtlich der Pflege und Instandhaltung dieser Grabstätten durch die deutschen Kommunalbehörden veränderte sich der Umgang in den 1950er-Jahren allenfalls insofern, als noch stärker als zuvor darauf geachtet wurde, die Kosten sowie den Pflegeaufwand möglichst gering zu halten. Eigene Initiativen zur Gestaltung von Grabanlagen und der Schaffung von Gedächtnisorten blieben auch in dieser Phase aus. Bezeichnend ist in diesem Zusammenhang der Hinweis des Bezirksbauamts Rottweil Anfang 1953, dass „so lange die Besatzungsmacht hier im Lande noch etwas zu melden hat, die Friedhöfe in gutem Zustand zu halten“26 seien. Im Zeitraum von 1949 bis 1959 wurden deutsche Behörden lediglich drei Mal in Bezug auf Erinnerungsstätten zu den Natzweiler-Außenlagern aktiv: 1955/56 durch die Neugestaltung des KZ-Friedhofs Schömberg, welche aufgrund witterungsbedingter Zerstörung der von den Franzosen errichteten Holzkreuze notwendig geworden war; Mitte/Ende der 1950er-Jahre durch die umfassende Neugestaltung des KZ-Friedhofs Ensingen/Vaihingen im Anschluss an Exhumierungsarbeiten der französischen Gräbermission; sowie 1952 mit Errichtung des Mahnmals auf dem Reutlinger Friedhof „Unter den Linden“. Die Inschrift dieses Mahnmals (Den Opfern der Gewalt 1933–1945) steht exemplarisch für die „Atmosphäre des bereitwilligen Beschweigens“27 der NS-Verbrechen in den 1950er-Jahren. Die Verbrechen wurden nicht benannt, sondern völlig kontextlos in unkonkreten, nebulösen Formulierungen lediglich angedeutet. Die Opfer blieben anonym, und der Aspekt der Täterschaft blieb gänzlich außen vor. Mehr noch wurde die „Gewalt“ hier nicht auf die Jahre 1944/45, in denen die betreffenden Konzentrationslager existierten, beschränkt, auch nicht auf die Kriegszeit von 1939 bis 1945, sondern die Angabe bezog sich auf die gesamten zwölf Jahre des Nationalsozialismus, wodurch der verwendete Opferbegriff viel Interpretationsspielraum ließ.

„Typisch für die 50er-Jahre“ ist zudem, so Helmut König, „die weitgehende Abwesenheit des Gefühls der Schuld, der Scham und des schlechten Gewissens“.28 Im Hinblick auf den Umgang mit den Natzweiler-Außenlagern zeigt sich dies – allerdings bis weit in die 1960er-Jahre hinein – an den von deutschen Ämtern verfassten Mahnmalinschriften, den behördeninternen Korrespondenzen bezüglich der KZ-Gräber sowie daran, dass sich die Beschäftigung mit den Konzentrationslagern eben hierauf beschränkte. Die Bevölkerung trat in diesem Zusammenhang nicht in Erscheinung. Der Umgang mit den ehemaligen Natzweiler-Lagern war in den 1950er- und frühen 1960er-Jahren von deutscher Seite nicht mehr als ein auf die Pflege von Grabstätten begrenzter Verwaltungsakt. In keinem Jahrzehnt war die Geschichte der Außenlager des Konzentrationslagers Natzweiler weniger im öffentlichen Bewusstsein als in den 1950er-Jahren.

Die beiden Zeiträume 1945 bis 1949 und 1949 bis 1959 lassen sich als frühe Phasen des Umgangs mit den einstigen Natzweiler-Außenlagern definieren, in denen, so lässt sich resümieren, von deutscher Seite weder eine Aufarbeitung stattfand noch Ansätze einer Erinnerungskultur erkennbar waren. Die in diesen Jahren von Überlebenden, den Besatzungs- bzw. französischen Zivilbehörden angelegten KZ-Gräber und -Friedhöfe bildeten die einzigen Orte des Gedenkens und Erinnerns an die Opfer der Außenlager, wohingegen die ehemaligen Lagergelände bzw. -gebäude bis Ende der 1950er-Jahre mehrheitlich abgerissen oder einer anderweitigen Nutzung zugeführt worden waren und dort in der Regel nichts mehr auf die einstigen Terrorstätten hinwies. In denjenigen Orten, in denen in den ersten 15 Jahren nach Kriegsende keinerlei Grabstätten oder Erinnerungsmale angelegt bzw. errichtet wurden, fielen die KZ-Außenlager häufig für Jahrzehnte in Vergessenheit.

In der dritten Phase, zwischen 1960 und Ende der 1970er-Jahre, unterschied sich der Umgang mit den Natzweiler-Außenlagern von Ort zu Ort besonders stark. Während die Lager in zahlreichen Städten und Gemeinden zu keinem Zeitpunkt öffentlicher Gesprächsgegenstand waren und keinerlei Gedenkveranstaltungen stattfanden, organisierten andernorts kirchliche, politische (allen voran kommunistische) Gruppen und Parteien sowie Gewerkschaftsgruppen vereinzelt Kranzniederlegungen und Gedenkfeiern. Und während jene Friedhöfe, auf denen bis dato kein Grabmal oder Gedenkstein an die dort bestatteten KZ-Opfer erinnerte, in der Mehrzahl auch weiterhin in diesem Zustand blieben, wurden auf anderen Friedhöfen allein in den 1960er-Jahren insgesamt elf solcher Erinnerungsmale von den Kommunen, Kreisen und Landesbehörden errichtet.

Besonders ragen in diesem Jahrzehnt die drei Gedenkveranstaltungen und Kranzniederlegungen heraus, die zwischen 1961 und 1965 von Gewerkschaften, Naturfreunden und SJD/Die Falken auf den KZ-Friedhöfen Bisingen, Schömberg und Schörzingen durchgeführt wurden, und an denen sich bis zu 1700 Personen aus Baden-Württemberg beteiligten. Dabei muss jedoch angemerkt werden, dass diese Veranstaltungen landesweit organisiert waren und nicht auf die Initiative örtlicher Gruppen zurückgingen. Gedenkfeiern mit ähnlichen Dimensionen lassen sich in den 1960er- und 1970er-Jahren an keinem anderen südwestdeutschen Ort nachweisen. Meist beteiligten sich nur wenige Personen an Kranzniederlegungen; vor allem wenn sie von der VVN oder DKP organisiert wurden. In manchen Orten waren sie außerdem eingebunden in Kranzniederlegungen am Volkstrauertag und präsentierten sich als nivellierendes Gedenken an „alle Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft“. In wieder anderen Städten (Beispiel Leonberg) war nicht einmal dies möglich, da sich die Bevölkerung oder örtliche Instanzen beharrlich weigerten, an diesem Tag der KZ-Opfer zu gedenken, weil der Volkstrauertag der Erinnerung an die „eigenen“ Opfer gewidmet sei.

Die „einverleibende, nivellierende und der Verdrängung dienende Gedenkkultur der 60er-Jahre“29 zeigt sich in den Mahn- und Denkmalsetzungen in diesem Zeitraum. Dass es überhaupt zur Errichtung von Gedenksteinen, Mahnmalen und deutschsprachige Gedenktafeln für die Opfer der Natzweiler-Lager durch kommunale, Kreis- und Landesbehörden kam, war in Baden-Württemberg vor allem auf das unermüdliche Engagement des Stuttgarter Pfarrers Fritz Majer-Leonhard und der von ihm betriebenen Hilfsstelle für Rasseverfolgte zurückzuführen. Vermutlich lässt sich in der Bundesrepublik kein vergleichbares Beispiel einer Einzelperson finden, die in den 1960er- und 1970er-Jahren mit mehreren Hundert Briefen und Postkarten an kommunale, Landes- und Bundesbehörden, politische Parteien und Mandatsträger, Bundeskanzler, Bundespräsident und Bundestagspräsident sowie Medien, Organisationen und Institutionen darauf drängte, die Gräber von KZ-Opfern würdig zu gestalten und aussagekräftige Mahnmale zu errichten. Von den zehn Erinnerungsmalen, welche zwischen 1960 und 1964 in Baden-Württemberg zum Gedenken an die Opfer der Natzweiler-Außenlager errichtet wurden, gingen acht auf die Initiative des Stuttgarter Theologen zurück; weitere drei im Zeitraum von 1974 bis 1977.

Dabei hatte Majer-Leonhard vor allem in den 1960er-Jahren mitunter große Hürden zu überwinden. Bei den jeweiligen Bürgermeister- und Friedhofsämtern stieß er häufig auf Ignoranz und Desinteresse und musste gegen verkrustete Verwaltungsstrukturen ankämpfen, um überhaupt zufriedenstellende Auskünfte zum Zustand der Grabanlagen zu erhalten. Seine Appelle zur Verantwortungsübernahme für die KZ-Gräber sowie die Bitte, mit der Errichtung eines Grabmals oder einer Tafel zum einen der Opfer zu gedenken und zum anderen über die Konzentrationslager zu informieren, stießen oft auf Unverständnis und Ablehnung bzw. wurden nur dilatorisch behandelt. Immer wieder musste Majer-Leonhard dabei feststellen, dass das Wissen über die KZ-Außenlager in den Rathäusern (zumindest vorgeblich) ebenso gering war wie die Bereitschaft, vor Ort durch Recherche in städtischen Akten oder die Befragung von Zeitzeugen etwas über das betreffende Lager in Erfahrung zu bringen. Majer-Leonhard begann daher in den frühen 1960er-Jahren, lange bevor sich die Geschichtswissenschaft den KZ-Außenlagern widmete, zu einzelnen Lagern zu recherchieren, indem er sich unter anderem bei der französischen Gräbermission nach Listen, Dokumenten und anderen Quellen erkundigte. Seine Rechercheergebnisse veröffentlichte er in Form äußerst kurzer Beiträge in dem regelmäßig erscheinenden Informationsblättchen der Hilfsstelle mit dem Titel Nachrichten aus der Gräber-Hilfe, in dem er zugleich die Reaktionen der Kommunen dokumentierte und ablehnende oder verharmlosende Antwortschreiben kritisierte. Zum Verbreitungsgrad des Informationsblatts über die evangelischen Kirchengemeinden in Baden-Württemberg hinaus finden sich in den Quellen keine Hinweise. Da die Hilfsstelle die schmalen Broschüren aber – zumeist über den Evangelischen Pressedienst (epd) – auch an regionale Medien sandte und insbesondere die Stuttgarter Zeitung mehrmals die Verdrängungsstrategien einzelner Kommunen skandalisierte, erwiesen sie sich letztlich – wortwörtlich – als veritables Druckmittel. In manchen Fällen gaben die Bürgermeisterämter ihre ablehnende Haltung gegenüber der Forderung nach einem Mahnmal oder Grabstein für die KZ-Opfer erst auf, als die öffentliche Kritik zu einem Ansehensverlust der Stadt oder Gemeinde zu führen drohte oder sich Landesbehörden in Folge der Berichterstattung der Stuttgarter Zeitung einschalteten.

Dass die Landratsämter und Regierungspräsidien in die Errichtung von Mahnmalen und Umgestaltungen von Grabanlagen involviert waren, war in den 1960er- und 1970er-Jahren ohnehin eher die Regel als die Ausnahme. Zumeist war dies darauf zurückzuführen, dass die Kommunen die Kostenübernahme für die betreffenden Maßnahmen mit Hinweis auf das Kriegsgräbergesetz (bzw. ab 1965 „Gräbergesetz“) ablehnten und hierfür Landesmittel einforderten. Verschiedentlich gaben die Kommunen mit derselben Begründung die Verantwortung für Mahnmalsetzungen und Grabgestaltungen sogar gänzlich an die Landkreise und Regierungspräsidien ab und beteiligten sich nicht an den Planungen bzw. der Umsetzung der Maßnahmen.

Hinsichtlich der Forderung nach informativen, aussagekräftigen und klar formulierten Mahnmalinschriften hatte Majer-Leonhard allerdings nur selten Erfolg. 1963 konnte er zwar die Stadt Bad Friedrichshall dazu bewegen, vor dem KZ-Friedhof Kochendorf eine 17-zeilige Texttafel anzubringen, aus der hervorgeht, dass die damaligen Machthaber […] in dieser Gegend ein Konzentrationslager errichteten. Die nächste Gedenktafel, auf der eindeutig benannt ist, dass sich vor Ort ein Konzentrationslager befunden hatte, wurde allerdings erst 1977 vom Regierungspräsidium Tübingen auf dem KZ-Friedhof Bisingen am Sockel des dortigen Hochkreuzes angebracht. Im Jahr zuvor hatte die Stadt Markgröningen eine neue Gedenktafel auf dem KZ-Friedhof Unterriexingen angebracht, die allerdings nur verklausuliert über das KZ-Außenlager Auskunft gab, indem es hieß, dass dort vom Konzentrationslager Natzweiler/Elsass […] Häftlinge des NS-Regimes – darunter viele Juden – beim Stollenbau, Barackenbau und im Steinbruch eingesetzt waren. Die Inschrift schloss mit der verharmlosenden Angabe, dass die dort Bestatteten den Hungertod gestorben seien. Vorausgegangen war der Tafelanbringung ein mehrjähriger Briefwechsel zwischen dem Bürgermeisteramt Unterriexingen bzw. (nach der Eingemeindung) Markgröningen und der Hilfsstelle für Rasseverfolgte, welche die 1962 angebrachte Tafel mit der Inschrift Hier ruhen 250 Opfer einer Gewaltherrschaft – Sie mahnen zum Frieden als nichtssagend kritisiert und eine Ergänzung gefordert hatte, woraufhin die Stadt die Tafel 1974 mit dem nicht weniger uneindeutigen Zusatz 1933–1945 versah.

Die beiden letztgenannten Inschriften aus Markgröningen/Unterriexingen stehen beispielhaft für die Art und Weise, wie ab Ende der 1950er-Jahre fast zwei Jahrzehnte lang der KZ-Opfer auf deutschen Friedhöfen gedacht wurde:


Die errichteten kleinen Mahnmale und deren Texte bekommen in den 60er- und 70er-Jahren oft eine ihnen ursprünglich geradezu entgegengesetzte Funktion; statt zu erinnern, sollen sie die Erinnerung zähmen, statt zu anschaulichem und persönlichem Gedenken anzuregen, geht es ihren Autoren um das allgemeinste aller menschlichen Probleme: den Tod.30



Nahezu alle in den 1960er-Jahren errichteten Mahnmale und Tafeln zur Erinnerung an die Opfer der Natzweiler-Außenlager verschweigen mehr über das konkrete Geschehen als dass sie darüber Auskunft geben. Aufgrund nebulöser, nivellierender und letztlich verharmlosender Inschriften war es dem Betrachter ohne Vorwissen oft nicht möglich zu erkennen, welche Art von Opfern dort jeweils beigesetzt ist. Auf informative Angaben, die über die NS-Verbrechen Auskunft geben, wurde bewusst verzichtet. Die Anonymität der Opfer ebenso wie die Ausklammerung der Täter wurde gewahrt, und eine Nennung des Konzentrationslagers – erst recht in Verbindung mit dem Namen des Ortes – wurde, bisweilen mithilfe kurioser sprachlicher Verrenkungen, gezielt umgangen.

Selbst der Zeitraum des Geschehens wurde entweder nicht genannt oder verfälscht, indem die Toten als Opfer der Jahre 1939 bis 1945 beschrieben wurden. So etwa in Kochendorf, wo die Stadt Bad Friedrichshall 1960 ein Steinkreuz errichtete mit der Inschrift 1939–1945. Zur Ehre von 350 Toten des Zweiten Weltkrieges. Ihr Opfer mahnt zum Frieden, wodurch der KZ-Friedhof den Anschein einer Kriegsgräberstätte erhielt. In Spaichingen beschränkte man sich 1963 auf eine Bodenplatte mit der Inschrift Den Opfern der Gewalt, die 1962 in Bisingen errichtete Stele des Bildhauers Ugge Bärtle erinnert an 1158 Tote unbekannten Namens aus vielen Ländern Europas. Den Opfern ruchloser Gewalt. In Leonberg (1962), Haslach (1962) und Offenburg (1964) übernahmen die Behörden die Textvorschläge des Volksbunds Deutsche Kriegsgräberfürsorge zum Gedenken an [389/75] Söhne vieler Völker Europas bzw. 72 Angehörige von 8 Nationen, Opfer der Gewaltherrschaft in dunkler Zeit, versehen mit dem Zusatz Ihr Tod mahnt uns alle, das Rechte zu tun, dem Unrecht zu wehren und die Würde des Menschen zu achten bzw. in Leonberg […] und Gott in seinen Geschöpfen zu ehren.

Geradezu aussagekräftig waren dagegen die Inschriften der provisorischen Holztafel (1960) sowie der Bodenplatte (1962) auf dem Leonberger Blosenberg, die darüber Auskunft gaben, dass bis zur Umbettung auf den städtischen Friedhof dort die Gebeine von Opfern des SS-Arbeitslagers Leonberg bestattet waren.

In der öffentlichen Wahrnehmung waren die Mahnmale der 1960er- und zu weiten Teilen auch der 1970er-Jahre kaum präsent, da sie nicht an den Stätten der ehemaligen Lager bzw. inmitten der Ortschaften errichtet wurden, sondern das Gedenken und Erinnern auf Friedhöfe abgedrängt blieb, wo die Erinnerungsmale oft ein Nischendasein fristeten. Die Wahl des Friedhofs als Gedenkort ermöglichte es, so Ulrike Haß,


Unterschiede zwischen umgekommenen Toten und ermordeten Toten, zwischen den lebendgebliebenen Verfolgten und den weiterlebenden Tätern, zwischen denen, die sich mit Hilfe dieser Texte […] erinnern, und denen, derer gedacht wird, zu verwischen und so das Geschehen auf das existentiell Allgemeine zu reduzieren.31



Auch hinsichtlich der architektonischen und gärtnerischen Gestaltung der KZ-Friedhöfe, insbesondere der drei großen Friedhöfe in Bisingen, Schömberg und Schörzingen, wurde – beginnend in den 1950er-Jahren – die von den französischen Besatzungsbehörden bei der Anlegung der Grabstätten intendierte Gedenkpraxis zunehmend konterkariert. Die französischen Behörden hatten auf den drei genannten KZ-Friedhöfen jedem Opfer ein Holzkreuz gewidmet, wodurch die Trauer um jeden einzelnen dort bestatteten Menschen ausgedrückt werden sollte. Die Kreuze hatten die Funktion individueller Grabmale. Durch die hohe Anzahl der Kreuze (Schömberg: 1755, Bisingen: 1158, Schörzingen: 549) wurde zugleich die Dimension der vor Ort begangenen NS-Verbrechen verdeutlicht. In deutscher Verantwortung wurden die Friedhöfe von den Landes- und Kreisbehörden mehr und mehr zum Zweck der Kostenminimierung sowie zur Reduzierung des Pflegeaufwands umgestaltet, womit eine erinnerungspolitische Neujustierung einherging. Die Anzahl der Kreuze wurde – im Falle Schömbergs etappenweise – stark reduziert und damit die Gesamtzahl der Opfer kaschiert. Anstatt individueller Trauer um die Opfer sollten die Kreuze exemplarisch für alle dort ruhenden Toten stehen.

In den behördeninternen Korrespondenzen wurde gestalterischen Aspekten deutlich mehr Aufmerksamkeit gewidmet als den damit verbundenen erinnerungskulturellen Implikationen. So wurden in Bisingen die 1158 Holzkreuze durch rund fünfzig steinerne Doppelkreuze ersetzt; auf dem KZ-Friedhof Schömberg – dem hinsichtlich der Opferzahl größten KZ-Friedhof in Baden-Württemberg – befinden sich seit 1974 in kurios anmutenden Gruppierungen nur vierzig Einzelkreuze zum Gedenken an 1755 Opfer der KZ-Außenlager Schömberg, Dautmergen und Dormettingen. Auf dem KZ-Friedhof im Schömberger Ortsteil Schörzingen waren die Landesbehörden noch 1979 ähnlich verfahren und ließen den Großteil der 549 Steinkreuze entfernen. Aufgrund von Protesten von Überlebenden, Angehörigen und einzelnen Bürgern sowie auf Anraten des Volksbunds (der sich bereits zuvor gegen die flächendeckende Entfernung der Kreuze ausgesprochen hatte) wurde dies allerdings im Folgejahr zum Teil wieder rückgängig gemacht und 150 Kreuze gleichmäßig auf den Grabflächen verteilt.

Die Verfahrensweisen auf dem KZ-Friedhof Schömberg stellen nicht nur in puncto Grabgestaltung ein besonders markantes Beispiel für den administrativen Umgang mit den Ruhestätten der KZ-Opfer in den 1960er- und 1970er-Jahren dar. Auch die Entstehungszusammenhänge des 1970 eingeweihten Mahnmals für die jüdischen KZ-Opfer lassen tief blicken, welche Form von Gedenkkultur der Politik und Verwaltung – hier insbesondere dem Innenministerium Baden-Württemberg sowie den Landratsämtern Hechingen und Balingen – vorschwebten. Als das Jewish Labor Committee (JCL) 1963 im Namen von Hinterbliebenen in Schömberg verstorbener Häftlinge um die Errichtung eines jüdischen Mahnmals auf dem KZ-Friedhof bat, gestattete das Innenministerium dies zunächst unter der Auflage, dass die Kosten hierfür selbst zu tragen seien. Da eine Rückmeldung des JLC ausblieb, wurde die Angelegenheit nicht weiterverfolgt, bis 1965/66 Überlebende der „Wüste“-Lager mit der gleichen Forderung über einen Landtagsabgeordneten an das Regierungspräsidium Südwürttemberg-Hohenzollern herantraten.

Abermals sah sich das Land nicht in der Verantwortung, selbst dazu beizutragen, auf dem Friedhof, auf dem bis dato ausschließlich Kreuze und andere christliche Symbole existierten, auch der 700 jüdischen Opfer in angemessener Weise zu gedenken. Der Hechinger Landrat Hans Speidel sprach sich gegen ein jüdisches Mahnmal aus, da dies nicht zweckmäßig und außerdem fraglich sei, ob dort überhaupt Juden begraben seien. Sein Balinger Kollege, Landrat Friedrich Roemer, hielt die Forderung für „völlig abwegig“, da ein solches Mahnmal den Eindruck erwecken könnte, die beiden Landkreise hätten sich „bei der seinerzeitigen Verfolgung der Juden [besonders] hervorgetan“.32 Das Regierungspräsidium konnte oder wollte angesichts der ablehnenden Haltung der Landkreise keine Entscheidung treffen. Letztlich entschied das Innenministerium für die Errichtung eines jüdischen Mahnmals, gab die Planungen in die Hände der IRGW und stellte 10 000 DM zur Verfügung. Letzteres jedoch erst, nachdem ein vertrauliches Rundschreiben an alle Regierungspräsidien ergangen war, mit dem mögliche Folgekosten abgeschätzt werden sollten, für den Fall, dass in anderen Regierungsbezirken ähnliche Forderungen auftreten. Den unrühmlichen Schlusspunkt setzte das Innenministerium mit dem Hinweis, dass nur ein kleines jüdisches Mahnmal errichtet werden dürfe, das sich „neben dem eindrucksvollen zentralen Hochkreuz deutlich unterordnen“33 solle.

Die Auseinandersetzung um das jüdische Mahnmal in Schömberg verweist letztlich auf einen erinnerungskulturellen Aspekt, der sämtliche zu diesem Zeitpunkt bestehenden Gedächtnisorte berührt: die ausschließlich christliche Prägung der Grab- und Erinnerungsmale. Hinsichtlich der Dominanz christlicher Symbole und Gedenkpraktiken unterschieden sich die von den (französischen) Besatzungsbehörden angelegten Grabanlagen kaum von den Grabgestaltungen deutscher Behörden. Totenkreuze, Textpassagen aus dem Neuen Testament sowie bildliche Darstellungen des gekreuzigten Jesus bzw. der Osterbotschaft waren bis weit in die 1980er-Jahre hinein die zentralen Elemente der KZ-Gräber und Friedhöfe. Dass mancherorts viele, wenn nicht gar überwiegend oder ausschließlich jüdische Opfer beigesetzt waren und die alleinige Verwendung christlicher Symbole somit unangemessen war, wurde in den ersten 35 bis vierzig Jahren nach Kriegsende in keinem der hier behandelten Orte beachtet. Auch waren bei den Einweihungsfeiern der Gedächtnisorte und den vereinzelt stattfindenden Gedenkfeiern zwar nahezu immer Priester und Pfarrer zugegen; Rabbiner oder andere jüdische Vertreter wurden jedoch in den seltensten Fällen hierzu eingeladen.

Das explizite Gedenken an die jüdischen Opfern war viele Jahrzehnte den Angehörigen überlassen, die auf manchen Friedhöfen kleine, unscheinbare Gedenksteine, meist mit hebräischer Inschrift, zur Erinnerung an ihre getöteten Familienangehörigen aufstellten, sofern dies nicht von den zuständigen Behörden als Eingriff in die vorgesehene Friedhofscharakteristik angesehen und abgelehnt wurde.

Pfarrer Majer-Leonhard war in den 1960er- und 1970er-Jahren nicht nur bestrebt, den KZ-Opfern ein würdiges Andenken zu verschaffen. Er setzte sich auch dafür ein, die meist von der Bevölkerung kaum wahrgenommene Existenz der KZ-Gräber und -Friedhöfe – und damit die Geschichte der Konzentrationslager – ins öffentliche Bewusstsein zu bringen. Davon zeugt sowohl sein Engagement für aussagekräftige und informative Mahnmaltexte als auch seine immer wieder vorgebrachte Forderung, die Grabstätten von NS-Opfern in die historisch-politische Bildungsarbeit einzubeziehen. Dass das baden-württembergische Kultusministerium im September 1961 auf Anregung der Hilfsstelle für Rasseverfolgte in einem Erlass die Schulen dazu anregte, in der Nähe gelegene KZ-Friedhöfe zu besuchen, zu pflegen und in Klassenwanderungen sowie Lehrgänge zu integrieren, kann in diesem Zusammenhang als früher Erfolg Majer-Leonhards gewertet werten. Inwieweit die Schulen dieser Aufforderung nachkamen, lässt sich allerdings nicht ermessen.

Ende der 1960er- und Anfang der 1970er-Jahre sind in einigen wenigen Orten Ansätze einer Veränderung des gesellschaftlichen Umgangs mit den KZ-Außenlagern festzustellen, obgleich diese eher Ausnahmeerscheinungen blieben und keinen grundsätzlichen Wandel nach sich zogen. Zudem beschränkten sich diese Fälle auf Orte, in denen bereits Mahn- bzw. Erinnerungsmale existierten und somit Anknüpfungspunkte an bereits bestehende Formen des Gedenkens gegeben waren. Die zwei markantesten Beispiele hierfür beziehen sich beide auf das KZ Bisingen. Der 1969 auf dem Gelände des ehemaligen „Wüste“-Werks 2 errichtete Gedenkstein war das erste Erinnerungsmal im Zusammenhang mit einem Natzweiler-Außenlager, das – sieht man von den französischen Aktivitäten in Neckarelz und Neckargerach im Jahr 1953 ab – außerhalb eines Friedhofs errichtet wurde. Darüber hinaus war es – in diesem Fall mit Ausnahme der Anlegung des KZ-Friedhofs Neckargartach 1946 – das erste Mal, dass die Denkmalsetzung nicht durch die Kommune, sondern durch eine zivilgesellschaftliche Gruppe – einen Fußballverein – erfolgte.

Wenngleich die Initiative dieses Vereins darauf hinweist, dass durchaus eine gewisse Sensibilität im Umgang mit dem historisch belasteten Ort, an dem nun ein Sport- und Erholungszentrum geschaffen wurde, vorhanden war, blieben die Form und Gestaltung des Gedenksteins mit seiner nebulösen Inschrift34 ebenso wie die bei der Einweihungsfeier gehaltenen Reden weitgehend der zeitgenössischen Gedenkkultur verhaftet. Die Geschichte des Konzentrationslagers sowie des Ölschieferprojekts, das allein in Bisingen mehr als 1000 Menschen das Leben gekostet hatte, wurde lediglich beiläufig erwähnt und auf dem Gedenkstein nicht zur Sprache gebracht. Vielmehr wurde dieser als Zeichen der Erinnerung an die Opfer von Kriegen und Massenverbrechen in aller Welt verstanden, bzw., wie der Vorsitzende des Fußballvereins erläuterte, als Aufforderung, sich zu vergegenwärtigen, dass „Millionen Menschen im Laufe der letzten Jahrzehnte sinnlos sterben mussten.“35 Die Einweihung des Mahnmals war ein symbolischer Akt, bei dem der Wunsch nach Versöhnung, Völkerverständigung und einer friedlichen Zukunft ausgedrückt wurde, ohne aber die nationalsozialistische Vergangenheit über pauschale und verschleiernde Allgemeinplätze hinaus zu thematisieren.

Auch das zweite Bisinger Beispiel lässt sich sowohl als Ausdruck eines sich allmählich verändernden Geschichtsbewusstseins als auch als Wunsch nach Aufrechterhaltung des Status quo im Umgang mit der NS-Vergangenheit deuten. Dass sich 1970 aus dem Ort heraus kurzzeitig eine Bürgerinitiative gründete, die aufgrund breiter Unterstützung aus der Region sowie aus dem Ausland den Bau einer Mülldeponie in unmittelbarer Nähe des KZ-Friedhofs verhindern konnte, verwunderte nicht nur die zuständigen Behörden, sondern war ein für diese Zeit in Südwestdeutschland außergewöhnlicher Vorgang. Bei genauer Betrachtung fällt jedoch auf, dass die Forderung der Bürgerinitiative nicht über einen Appell zur Wahrung der Totenruhe und zur Beibehaltung einer „würdigen“ letzten Ruhestätte der KZ-Opfer hinausging. Ein Impuls für eine weitere Beschäftigung mit dem Konzentrationslager, dessen Aufarbeitung oder eine Gedenkkultur, die sich nicht in gelegentlichen Kranzniederlegungen auf dem KZ-Friedhof erschöpft, war damit nicht verbunden. Sofern das KZ Bisingen überhaupt als solches zur Sprache kam, griffen auch die Aktivisten der Bürgerinitiative auf die tradierten Deutungsmuster zurück, allen voran auf die Überbetonung eines vermeintlich groß angelegten Systems von Hilfsleistungen für die KZ-Häftlinge durch Einheimische.

Insgesamt lässt sich festhalten, dass die politischen, juristischen, publizistischen und gesellschaftlichen Diskurse, Debatten, Skandale und Ereignisse, die zwischen 1960 und Mitte/Ende der 1970er-Jahre im Allgemeinen einen ersten Wandel des bundesdeutschen Umgang mit der NS-Vergangenheit beförderten (wie etwa die Frankfurter Auschwitzprozesse und der Eichmann-Prozess in Israel, die Verjährungsdebatten, die Artikelserien des Spiegel zur NS-Zeit, vor allem aber die von der Studentenbewegung ausgehenden Impulse und die Auseinandersetzungen mit personellen und institutionellen Kontinuitäten zwischen NS-Staat und Bundesrepublik) in der Peripherie, das heißt auf der Ebene der Städte, Gemeinden und Landkreise, zumindest unmittelbar und zeitgleich keinen messbaren Einfluss auf den Umgang mit den KZ-Außenlagern hatten. Helmut König stellt diesbezüglich fest:


In den 60er- und 70er-Jahren wurde die Auseinandersetzung mit der NS-Vergangenheit zu einem hoch umstrittenen und konflikthaften Gegenstand der politischen Kommunikation. Keineswegs kann aber für diese Zeit bereits von einer durchgesetzten Erinnerungskultur die Rede sein. Die Thematisierung der NS-Vergangenheit wirkte als Provokation, sie war Sache von Einzelnen, von Außenseitern und Intellektuellen.36



Dies gilt für die Thematisierung der KZ-Außenlager in besonderer Weise, und zwar nicht nur in ländlichen Regionen, die von dem vermeintlichen Aufbruch der „68er“-Studentenbewegung nahezu völlig unberührt blieben. Auch in Universitätsstädten wie Frankfurt am Main, Stuttgart, Tübingen oder Heidelberg, in denen oder in deren Nähe sich einst ein Natzweiler-Außenlager befunden hatte, ging der geradezu inflationäre Gebrauch des Faschismusbegriffs und die aufklärerische Attitüde der Studierenden nicht mit einer Auseinandersetzung mit der Geschichte der Konzentrationslager einher.37 Von einem generationellen Aufbruch kann in Bezug auf den Umgang mit den Konzentrationslagern im deutschen Südwesten bis Ende der 1970er- bzw. Anfang der 1980er-Jahre keine Rede sein.

Die weitgehende gesellschaftliche Nichtbeschäftigung mit den KZ-Außenlagern korrelierte bis Mitte der 1970er-Jahre mit dem völligen Fehlen einer wissenschaftlichen Erforschung dieser Lager. Sieht man von den rudimentären Recherchen Majer-Leonhards und jenen des Heilbronner Lokalhistorikers Wilhelm Steinhilber ab, hatte sich bis zu dieser Zeit noch niemand daran gemacht, die Geschichte der Natzweiler-Außenlager zu ergründen und zu dokumentieren; wissenschaftliche Studien existierten zu keinem der 41 auf dem Gebiet der Bundesrepublik gelegenen Lager.38 Erst allmählich begannen in einer Handvoll Orten vereinzelte Journalisten, Lokalhistoriker und Hobbyforscher zu den Außenlagern zu forschen und ihre Befunde in Zeitungen oder regionalgeschichtlichen Zeitschriften zu veröffentlichen.

Von herausragender Bedeutung für die weiteren (nicht nur historiografischen) Entwicklungen sollte schließlich die von dem Geschichtsdidaktiker Herwart Vorländer an der PH Ludwigsburg initiierte und geleitete „Projektgruppe Konzentrationslager“ werden. Vorländers Studenten leisteten Pionierarbeit bei der Erforschung einiger Natzweiler-Außenlager. Der 1978 erschienene Sammelband zu den sieben württembergischen Lagern Leonberg, Hessental, Neckargartach, Echterdingen, Hailfingen, Vaihingen und Schörzingen erwies sich sowohl als Impulsgeber als auch als wissenschaftliche Basis der weiteren Forschungen zu diesen Lagern. Da die Veröffentlichung (sowie im Falle Mannheims eine unveröffentlichte Arbeit aus der Projektgruppe) darüber hinaus in mehreren Orten mindestens indirekt als Initialzündung für einen regelrechten Erinnerungsboom und die Entstehung bürgerschaftlicher Initiativen gesehen werden kann, welche bald Teil der zu dieser Zeit deutschlandweit im Entstehen begriffenen „Gedenkstättenbewegung“ wurden, bedeutete sie eine Zäsur. Zwar lässt sich der Beginn der neuen Phase im Umgang mit den Außenlagern des KZ Natzweiler, die sich grob von 1978/79 bis Mitte der 1990er-Jahre datieren lässt, nicht allein auf die Arbeiten der Ludwigsburger Studenten zurückführen, da diese nur eine kleine Anzahl von Lagern betrafen und zu einer Zeit publiziert wurden, als bundesweit Geschichtswerkstätten und Gedenkstätteninitiativen entstanden.39 Doch sucht man hinsichtlich der „zweiten Geschichte“ der Natzweiler-Außenlager nach einem konkreten Wendepunkt, so stößt man bei der Analyse immer wieder auf das Erscheinen der Ludwigsburger Studien.

Wohl in keinem Jahrzehnt wurde so viel um und über die NS-Vergangenheit sowie konkret auch um die Geschichte und Nachgeschichte der KZ-Außenlager gestritten wie in den 1980er-Jahren. Selbst in den entlegensten Orten gründeten sich in diesem Jahrzehnt Gruppen und Initiativen, die sich der Aufarbeitung sowie der dauerhaften Erinnerung an die Opfer der „vergessenen Konzentrationslager“40 verschrieben. Nachdem sich die Beschäftigung mit den Natzweiler-Außenlagern jahrzehntelang überwiegend (und dies auch nur in bescheidenem Maße) auf die administrative Ebene im Kontext von Grabgestaltungen und Grabmalen beschränkt hatte und erst in den 1970er-Jahren vereinzelt darüber hinaus gegangen war, bildeten die frühen 1980er-Jahre in diesem Zusammenhang sozusagen die Geburtsstunde der Zivilgesellschaft, oder genauer: zivilgesellschaftlicher Gruppen, die den bisherigen Umgang mit den Konzentrationslagern radikal in Frage stellten, kritisierten und auf Veränderung drangen – und sich damit in oft langjährige geschichts- und erinnerungspolitische Auseinandersetzungen mit lokalen Bevölkerungsmehrheiten sowie kommunalen Verwaltungsstellen und kommunalpolitischen Entscheidungsträgern begaben. Die 1980er-Jahre waren in Bezug auf die Natzweiler-Außenlager im deutschen Südwesten zugleich die Geburtsstunde der Erinnerungskulturen im heute geläufigen Sinne. Dabei reichte die Bandbreite der sich im Laufe des Jahrzehnts formierenden Initiativen von kommunistischen, sozialdemokratischen und grün-alternativen, pazifistischen Gruppen sowie Gewerkschaftsgruppen über Jugendringe und Jugendhäuser bis zu christlich-konfessionellen Gruppen. Auffällig ist außerdem, dass sich – zumindest in Baden-Württemberg – häufig Lehrer sowie andere beruflich im Bildungsbereich tätige Personen in diesen Zusammenschlüssen engagierten.

Die im Rückblick summarisch als „Gedenkstättenbewegung“ bezeichneten Gruppen und Initiativen der 1980er- und frühen 1990er-Jahre – zumeist Jugendliche und junge Erwachsene – machten es sich zur Aufgabe, das „ubiquitäre Beschweigen und Ableugnung der NS-Verbrechen“41 der Eltern- und Großelterngeneration zu durchbrechen, sich auf „Spurensuche“42 nach den vor Ort begangenen Verbrechen und Verfolgungsgeschichten zu begeben, die Bevölkerung mit den historischen Fakten zu konfrontieren und Reflexionsprozesse anzustoßen. Erklärtes Ziel war es insbesondere, „die Perspektive der Verfolgten und Opfer des Nationalsozialismus in die deutsche Gesellschaft zurück [zu] bringen, ihnen wieder eine Stimme [zu] geben und dazu ihre Erinnerungen sowie Zeugnisse [zu] sichern“.43 Ebenso zentral war die Suche nach den historischen Tatorten wie zum Beispiel den zu dieser Zeit meist nicht mehr als solche erkennbaren Standorten einstiger Konzentrationslager und Zwangsarbeitsstätten. Neben dem Bedürfnis, der Opfer auch abseits von Friedhöfen und Grabstätten zu gedenken, sollten die Verbrechen an eben diesen als „authentisch“ bezeichneten Orten mit Hilfe von Mahnmalen, vor allem aber Informations- und Erinnerungstafeln öffentlich sichtbar gemacht werden. Oftmals war damit das mittelfristige Ziel der Errichtung einer Gedenk- und Dokumentationsstätte verbunden.

Dass diese Initiativen häufig auf erbitterte Widerstände, zumindest aber auf Ablehnung breiter Teile der Ortsbevölkerung stießen und oftmals langwierige geschichts- und erinnerungspolitische Konflikte entbrannten, ist nicht verwunderlich. Denn sie stellten die etablierten (lokalen) Geschichtsbilder in Frage, indem – vielerorts zum ersten Mal überhaupt – Spuren der nationalsozialistischen Verfolgungs- und Vernichtungspraxis im eigenen Lebensumfeld verortet und zur Sprache gebracht wurden. Insgesamt fand in diesen Jahren eine Auseinandersetzung mit der lokalen NS-Vergangenheit statt, deren Intensität sich in den letztlich errichteten Gedächtnisstätten – sofern es überhaupt dazu kam – trotz deren großer Anzahl allenfalls andeutungsweise widerspiegelt.

Vier zentrale Merkmale der Phase 1978/79 bis etwa 1995 sollen im Folgenden näher beleuchtet werden: die geschichtspolitischen (1) und erinnerungspolitischen (2) Dimensionen der geführten Auseinandersetzungen, der gesellschaftskritische Anspruch (3) der meisten Initiativgruppen sowie die historiografische und bildungspolitische Bedeutung (4) der sogenannten „Gedenkstättenbewegung“.

Die ausgetragenen Konflikte, Debatten und Kontroversen waren zum einen genuin geschichtspolitisch (1), weil sie sich häufig um die grundsätzliche Frage drehten, ob es sich vor Ort überhaupt um ein Konzentrationslager gehandelt habe, oder „nur“ um ein Arbeitslager bzw. ein „Kommando“ eines Konzentrationslagers. Die Auseinandersetzungen waren oftmals ein Deutungskampf darüber, ob der Begriff „Konzentrationslager“ den großen Haftstätten, das heißt den KZ-Stammlagern und Vernichtungslagern (zwischen denen selten unterschieden wurde) vorbehalten sei oder ob dieser Terminus auch auf die Außenlager angewendet werden könne. In diesen Debatten zeigte sich zumeist, dass eine Beschäftigung mit dem nationalsozialistischen KZ-System bisher kaum stattgefunden hatte, da die Vorstellung vorherrschend war, Gaskammern, Massenhinrichtungsstätten und eine Häftlingszahl von mehreren Tausend Menschen seien Definitionskriterien für ein Konzentrationslager. Ein weiterer grundsätzlicher Streitpunkt betraf die historische Kontextualisierung der KZ-Außenlager. Vergleiche zwischen KZ-Haft und der Situation von Deutschen in (v. a. sowjetischer) Kriegsgefangenschaft, zwischen dem Elend der Häftlinge und Entbehrungen der deutschen Bevölkerung während des Krieges sowie zwischen den Toten der Lager und den deutschen Luftkriegsopfern und Gefallenen liefen letztlich auf die Frage hinaus, ob die Außenlager spezifisch nationalsozialistische Einrichtungen oder eher Begleiterscheinungen des Krieges waren. In demselben diskursiven Rahmen bewegten sich die Diskussionen über die Einordnung der Zwangsarbeit.

Der dritte Deutungskonflikt drehte sich um die Wahrnehmbarkeit der KZ-Außenlager sowie die Rolle und Verantwortlichkeit des Ortes und seiner Einwohner. Auffällig ist hierbei, dass es sich mehr um einen Abwehrkampf als um tatsächliche Kontroversen handelte. Denn obgleich einige Initiativgruppen kritisch darauf hinwiesen, dass sich die KZ-Verbrechen zum Teil vor den Augen der Ortsbevölkerung zugetragen hatten, und in wenigen Fällen generell die Massenbasis des NS-Systems thematisierten, war damit äußerst selten ein Schuldvorwurf gegenüber der einheimischen Bevölkerung in Bezug auf die KZ-Außenlager verknüpft. Vielmehr wurde den Initiativgruppen von denjenigen Diskussionskontrahenten, die sich aus unterschiedlichen Gründen von der Kritik am jahrzehntelangen Beschweigen persönlich angegriffen fühlten oder eine vermeintliche Stigmatisierung der gesamten Gemeinde oder Stadt als KZ-Standort abzuwehren versuchten, nahezu immer unterstellt, die „Anklage“ der Bevölkerung sei ihre eigentliche Intension. Obwohl die Frage nach Schuld und Verantwortung von manchen Initiativgruppen zu keinem Zeitpunkt aufgeworfen wurde, findet sich kaum ein Beispiel, bei dem Einheimische der Forderung nach Aufarbeitung und Erinnerung nicht mit dem Hinweis begegneten, dass die Ortsbevölkerung damals nichts von dem Lager gewusst habe und keinerlei Schuld trage. Mit diesem Streitpunkt verbunden war häufig auch die mindestens indirekt geführte Auseinandersetzung darüber, ob die Geschichte des KZ-Außenlagers Teil der Orts- bzw. Heimatgeschichte sei oder in Ortschroniken ausgeklammert werden könne, da lediglich ein geografischer Zusammenhang mit der Kommune und ihrer Bewohnerschaft bestünde.

Der Übergang zur erinnerungspolitischen (2) Dimension der Konflikte verlief hier fließend. Mit der Thematisierung der Konzentrationslager seitens der Initiativgruppen ging nahezu immer auch eine Kritik am gesellschaftlichen Umgang mit den Lagern seit 1945 einher. Die Aktivisten skandalisierten die Verdrängung, Leugnung und das Beschweigen der Lager durch die Zeitzeugen ebenso wie Verharmlosungen, Aufrechnungen und „Schlussstrich“-Forderungen sowohl bezüglich der vergangenen Jahrzehnte als auch in den aktuellen Auseinandersetzungen. Zudem kritisierten sie mehrheitlich den Umgang mit den Opfern der Konzentrationslager (etwa in Bezug auf die Grabstätten und hinsichtlich der verschleiernden Erinnerungsmale) als empathie- und pietätlos. Die Forderung, gesellschaftlich Verantwortung für die in den Lagern begangenen Verbrechen zu übernehmen und die Perspektive der Opfer bzw. Verfolgten in den Mittelpunkt der Beschäftigung mit den Konzentrationslagern zu stellen, bedeutete nicht weniger als die Forderung nach einer grundlegenden Revision der bestehenden (lokalen) Geschichtskultur, was begreiflicherweise auf erheblichen Widerspruch und mancherorts erbitterte Widerstände stieß, weil es letztlich doch um die essenzielle Frage ging, welchen Stellenwert die NS-Vergangenheit (hier: die Geschichte der KZ-Außenlager) im Geschichtsbewusstsein und in der politischen Kultur einnehmen solle. Die in manchen Orten schier endlosen Diskussionen um die Notwendigkeit und finanzielle sowie geschichtspolitische Verhältnismäßigkeit von Mahnmalen und Tafeln ebenso wie um die darauf zu findenden Inschriften zeigen dies deutlich.

Die Mehrzahl der Initiativgruppen der 1980er-Jahre verband darüber hinaus ein gewisser gesellschaftspolitischer (3) Anspruch; ihre Kritik am Umgang mit der NS-Vergangenheit war in der Regel verknüpft mit einer (wenn auch nur rudimentären und selten theoretisch fundierten) Gesellschaftskritik. Vor allem den aus linken Zusammenhängen hervorgegangenen Gruppen ging es nicht ausschließlich um Erinnerung, sondern auch um eine Reflexion über die gesellschaftlichen Bedingungen des Nationalsozialismus sowie das Fortwirken nationalsozialistischer Ideologiefragmente. Die häufig formulierte „Lehre aus der NS-Vergangenheit“ bestand für sie nicht zuletzt darin, in der Gegenwart Nationalismus, Rassismus, Antisemitismus, Militarismus und völkischen Tendenzen entgegenzutreten. Wenngleich dies nicht auf alle Gruppen gleichermaßen zutrifft44 und etwa eine mehr als oberflächliche Auseinandersetzung mit historischen sowie aktuellen Erscheinungsformen des Antisemitismus mehrheitlich ausblieb, bestand unter den Gruppen bzw. späteren Gedenkstätteninitiativen Konsens darin, dass die historischen Erfahrungen des Nationalsozialismus unweigerlich zu demokratischem Engagement gegen Xenophobie, Rassismus, Diskriminierung und gesellschaftliche Ausgrenzung verpflichten.

Ein weiteres zentrales Merkmal der Gruppen, welche sich in den 1980er- und 1990er-Jahren für die Aufarbeitung der KZ-Außenlager und die Erinnerung an die KZ-Opfer engagierten, war, dass sie bezüglich der Erforschung der jeweiligen Lagergeschichte nicht lediglich eine Aufarbeitung forderten, sondern mehrheitlich selbst aktiv wurden. Die von der akademischen Geschichtswissenschaft anfangs als „Barfußhistoriker“ belächelten Aktivisten begaben sich in die Archive, befragten lokale Zeitzeugen und konnten Überlebende ausfindig machen, die zur Rekonstruktion der Lagergeschichte entscheidend beitrugen. Die Initiativen verschriftlichten diese Rechercheergebnisse in Flugblättern und Broschüren – Jahre später sollten daraus oftmals Buchveröffentlichungen werden –, mit denen sie die lokale Bevölkerung über die Geschichte des Konzentrationslagers und die Leidenswege der Häftlinge aufklärten. Zeitungen griffen die Befunde auf und präsentierten sie einer breiteren Öffentlichkeit; in manchen Fällen widmeten sich die Lokal- und Regionalblätter mit eigenen Reportagen dem Thema. Im Laufe der Zeit trug gezielte Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit der sich häufig aus den Initiativgruppen heraus bildenden Gedenkstätteninitiativen weiter dazu bei, das öffentliche Wissen über die KZ-Außenlager zu vertiefen. Doch schon die (in diesem Zeitraum) frühen Auseinandersetzungen und Konflikte waren in diesem Zusammenhang von Bedeutung. Indem über die Geschichte und Nachgeschichte der Konzentrationslager gestritten wurde, fand im wahrsten Wortsinn eine Auseinandersetzung mit Geschichte statt, die es in späteren Jahren, als sich die Initiativen und Gedenkstätten etabliert hatten und weithin anerkannt wurden, in dieser Form nur noch selten gab.

Die Diskussionen um die KZ-Außenlager waren keine Elitendebatten, welche abseits der Wahrnehmung der Ortsbevölkerung geführt wurden, sondern geschichts- und erinnerungspolitische Auseinandersetzungen, die gerade deshalb breite Teile der lokalen Bevölkerung erreichten, weil sie ihr eigenes Lebensumfeld betrafen und eine Beschäftigung provozierten. An den Debatten und Kontroversen beteiligten sich daher vermutlich häufig auch Einheimische, die sich ansonsten nicht oder kaum mit der NS-Vergangenheit auseinandergesetzt hätten, wie etwa das Leonberger Symposium 1979 zeigt. Sie waren, so Dietfrid Krause-Vilmar, „Katalysatoren einer vielfach schwierigen öffentlichen Meinungsbildung über den Umgang mit dem Nationalsozialismus im Ort“.45 Das heißt selbstredend nicht, dass dadurch urplötzlich ein flächendeckender Wandel im Umgang mit den Konzentrationslagern eintrat und die Mehrheit der Ortsbevölkerung eine intrinsische Motivation verspürte, sich mit der (lokalen) NS-Geschichte zu beschäftigen, geschweige denn diese zu reflektieren. Auf lange Sicht dürften die Auseinandersetzungen jedoch – wenn dabei von Seiten der Initiativen und ihrer Unterstützer historische Fakten präsentiert wurden – einen deutlichen Einfluss auf das Geschichtsbewusstsein und den Wissensstand zum Nationalsozialismus im lokalen/regionalen Kontext gehabt haben. Insofern waren die Gedenkstätteninitiativen und ihre Vorläufer in bildungspolitischer (4) Hinsicht von besonderer Bedeutung als Akteure und Wegbereiter einer lokal verankerten historisch-politischen Bildungsarbeit, die sich ab Mitte der 1990er-Jahre weiterentwickelte und professionalisierte.

Zugleich darf der Einfluss der Gedenkstätteninitiativen und Geschichtswerkstätten der 1980er-Jahre im Hinblick auf die Historiografie der Konzentrationslager nicht unterschätzt werden. Zum einen, weil sie hierzu selbst einen gewichtigen Beitrag leisteten, zum anderen, weil ihre Grundlagenrecherchen oftmals Impulse für weitergehende Forschungen setzten. Karin Orth hat angemerkt, dass die Mehrzahl der in diesem Jahrzehnt erschienenen Veröffentlichungen zur Geschichte von Konzentrationslagern in Deutschland von Gedenkstätteninitiativen, Geschichtswerkstätten und Stadtteilgruppen stammte, deren Mitglieder sich aus persönlichem Interesse bzw. individueller Betroffenheit der Erforschung der NS-Vergangenheit widmeten.46 Obgleich diese Publikationen oft eine sehr emotionale Prägung aufwiesen und die Forschungsergebnisse zu den einzelnen Lagern meist nicht in größere historische Zusammenhänge eingeordnet wurden, bildeten sie häufig wichtige Vorarbeiten für die akademische Forschung zu den KZ-Außenlagern, welche Ende der 1980er-Jahre einsetzte und in einen regelrechten, so Orth, „Boom der KZ-Forschung“47 im Laufe der 1990er-Jahre mündete.

Dass die Initiativgruppen und anfangs häufig losen Zusammenschlüsse in den 1980er-Jahren eine öffentliche Auseinandersetzung mit den Natzweiler-Außenlager überhaupt erst provozieren konnten und dabei auf erhebliche Widerstände stießen, lag vor allem daran, dass sie sich dafür einsetzten, die „vergessenen Konzentrationslager“ nicht nur durch Aufklärung über historische Tatsachen ins öffentliche Bewusstsein zu bringen, sondern darüber hinaus forderten, die einstigen Tatorte – Lagergelände und -gebäude sowie Zwangsarbeitsstätten – im öffentlichen Raum als solche zu markieren, sichtbar zu machen und an diesen historischen Orten der Opfer zu gedenken. Tafeln und Mahnmale sollten nicht mehr nur auf Friedhöfen an die KZ-Opfer erinnern, sondern an den als „authentisch“ bezeichneten Orten, die sich häufig inmitten der Städte und Gemeinden befanden. Vor allem sollten diese Erinnerungsmale informative und aussagekräftige Informationen über die Konzentrationslager sowie die Opfer vermitteln (wie es Pfarrer Majer-Leonhard bereits in den 1960er-Jahren gefordert hatte) und eine Reflexion anstoßen, anstatt mittels nebulöser Inschriften die Erinnerung zu zähmen. Sie sollten letztlich nicht nur erinnern und gedenken, sondern auch als gegenwartsbezogene Mahnung für sich stehen.

Aus der Intention, zugleich die Geschichte der KZ-Außenlager zu dokumentieren, der Opfer zu gedenken und die „authentischen Orte“ als Stätten der Reflexion und Mahnung sichtbar zu machen, erwuchs vielfach schon bald die Forderung nach Gedenk- und Dokumentationsstätten an diesen Orten. Jörg Skriebeleit merkt hierzu im Hinblick auf die „Gedenkstättenbewegung“ der späten 1970er- und 1980er-Jahre kritisch an:


Die aufklärerische Haltung der Mitglieder der Gedenkstätteninitiativen sowie das Agieren gegen Widerstände in der Mehrheitsgesellschaft und der offiziellen Politik nährte die Annahme, dass das Lernen an diesen Orten per se emanzipatorisch wirke. […] Von der Konfrontation mit den Orten des Verbrechens wurde quasi kathartische und immunisierende Wirkung gegen Rechtsextremismus erwartet und dem „authentischen Ort“ […] ein pädagogisches Eigengewicht im Sinne einer emotional-affektiven politischen Sensibilisierung zugeschrieben.48



Die langwierigen gesellschaftlichen und politischen Auseinandersetzungen um Mahnmale, Tafeln und Gedenkstätten in den 1980er- und frühen 1990er-Jahren sollen an dieser Stelle nicht nochmals näher beleuchtet werden. Bezogen auf die Frage, wie erfolgreich die Bemühungen der Aktivisten letztlich waren, lässt sich jedenfalls resümieren: Zwischen 1979 und 1994 initiierten oder errichteten bürgerschaftliche Zusammenschlüsse im deutschen Südwesten mindestens 19 Mahnmale, Gedenk- und Informationstafeln sowie Gedenksteine zur Erinnerung an die Außenlager des KZ Natzweiler bzw. die Todesopfer dieser Lager; die meisten davon außerhalb von Friedhöfen. Im selben Zeitraum entstanden zwei Gedenk- und Dokumentationsstätten (Eckerwald und Mannheim-Sandhofen) sowie temporäre Ausstellungen zum KZ Ellwangen, zum KZ Spaichingen sowie in Balingen zu den „Wüste“-Lagern und dem nationalsozialistischen Ölschieferprojekt auf der Schwäbischen Alb. Zudem bestanden weitere Gedenkstätteninitiativen, die ihr Ziel der Errichtung einer Gedenk- und Dokumentationsstätte ab der zweiten Hälfte der 1990er-Jahre erreichen konnten.

In den letzten Jahren des 20. und zu Beginn des 21. Jahrhunderts (das heißt in der letzten der hier dargestellten Phasen) gründeten sich darüber hinaus weitere Gedenkstätteninitiativen und -vereine, Arbeitskreise und Gruppen, die – nun oftmals von den Kommunen unterstützt, gefördert oder gar getragen – nur noch selten gegen derartige Widerstände ankämpfen mussten, wie es in den 1980er-Jahren meist der Fall war. In Zahlen: In den zwanzig Jahren von 1995 bis 2015 wurden in Baden-Württemberg49 mindestens 29 Mahnmale, Tafeln und Gedenksteine im Zusammenhang mit den Natzweiler-Außenlagern errichtet, zwei temporäre Ausstellungen erarbeitet und neun bzw. (wenn man den Lern- und Gedenkort beim KZ-Friedhof Schömberg sowie das „Freiluft-Museum“ in Dormettingen miteinbezieht) elf Gedenkstätten eröffnet. In Bisingen, Obrigheim, Leonberg, Hailfingen/Tailfingen, Haslach, Dormettingen und im hessischen Mörfelden-Walldorf wurden überdies Geschichtslehrpfade, Gedenkpfade bzw. „Wege der Erinnerung“ mit Informationstafeln angelegt.

Im Zeitraum von 1995 bis 2015 finden sich nur wenige Fälle, in denen die Forderung nach Errichtung eines Mahnmals oder der Einrichtung einer KZ-Gedenkstätte von der Kommune sowie der Mehrheit der Ortsbevölkerung grundsätzlich abgelehnt und letztlich nicht realisiert wurde. Die in den 1980er-Jahren geführten Debatten verloren vielerorts bereits zu Beginn der 1990er-Jahre an Intensität, was nicht zuletzt auf die stetige Aufklärungsarbeit der Gedenkstätteninitiativen und die von ihnen ermöglichte Begegnung mit Überlebenden zurückzuführen sein dürfte. Geschichtspolitische Auseinandersetzungen darüber, ob es sich bei den Lagern tatsächlich um Konzentrationslager gehandelt hatte und ob die menschenunwürdigen Existenzbedingungen in diesen Lagern mit der Situation deutscher Kriegsgefangener in eins zu setzen seien, fanden nur noch selten statt. Erinnerungspolitisch verschoben sich die Diskussionen zusehends von der Frage nach der Notwendigkeit von Erinnerungsmalen und Gedenkstätten zur Frage nach deren Umsetzbarkeit. Mitte der 1990er-Jahre wurde kaum noch darum gestritten, ob der Opfer der KZ-Außenlager an den historischen Orten gedacht und die Öffentlichkeit mit der Geschichte der Lager konfrontiert werden solle, sondern vor allem diskutiert, wie dies angesichts unterschiedlicher Widrigkeiten und Herausforderungen ermöglicht werden könne. Wie etwa lässt sich die Geschichte eines Konzentrationslagers an einem historischen Ort dokumentieren, der mittlerweile überbaut wurde, sich in privatem Eigentum befindet oder aus anderen Gründen nicht als Dokumentationsstätte nutzbar ist? Wie lässt sich die Geschichte des Lagers museal-dokumentarisch darstellen, wenn weder Originalquellen noch Relikte erhalten sind? Welche didaktischen Konzepte sollen verfolgt werden und was ist eine künftige Gedenkstätte pädagogisch zu leisten imstande? Und schließlich: Wie lassen sich diese Vorhaben finanzieren?

Vor allem vom letztgenannten Punkt hing es meist ab, ob und in welcher Form die Ziele der Gedenkstätteninitiativen und -vereine erreicht werden konnten. Denn in den späten 1990er- und den 2000er-Jahren stand längst nicht mehr die Errichtung eines schlichten Gedenksteins oder die Anbringung einer kleinen Tafel zur Debatte, sondern die Installation großflächiger Mahnmale sowie der Aufbau von Gedenk- und Dokumentationsstätten, der neben ungleich höheren Bau- und Einrichtungskosten auch mit laufenden Folgekosten verbunden war. Die Städte und Gemeinden waren zunehmend bereit, hierfür größere Summen bereitzustellen, doch waren die Gesamtkosten häufig allein aus kommunalen Mitteln sowie den auf Spenden und Mitgliedsbeiträgen basierenden Eigenmitteln der Gedenkstätteninitiativen nicht zu stemmen. Das Beispiel Vaihingen an der Enz zeigt dies in besonderem Maße: Obwohl dort bereits seit 1989 eine Gedenkstätteninitiative bestand, die schon relativ früh von der Stadt unterstützt wurde, konnte eine Gedenkstätte erst 2002 realisiert werden.

Damit hatte sich im Laufe der 1990er-Jahre auch das Aufgabenspektrum der Initiativen und Vereine erweitert. Neben der Konzeption der geplanten Gedenkstätte beanspruchte die Akquise von Fördermitteln durch Stiftungen, Institutionen, den Kreis und das Land bisweilen einen Großteil der Kapazitäten der ehrenamtlichen Strukturen. Die Verbesserung der finanziellen Ausstattung war daher eines der ersten Ziele der 1995 in Baden-Württemberg gegründeten Landesarbeitsgemeinschaft der Gedenkstätten und Gedenkstätteninitiativen (LAGG), in der die Vereine fortan Erfahrungen austauschten, sich gegenseitig berieten und gemeinsame Strategien entwickelten. Die von der Landesarbeitsgemeinschaft durch gezielte Lobbyarbeit erkämpfte Festschreibung einer kontinuierlichen Gedenkstättenförderung im Staatshaushaltsplan des Landes Baden-Württemberg ab 1996 war schließlich ein wichtiger, wenn auch im Hinblick auf die damals zur Verfügung gestellten Fördersummen nur ergänzender Baustein für die Realisierung von Gedenkstättenvorhaben. Weitaus bedeutender war die Landesförderung jedoch zum einen für die Weiterentwicklung der Gedenkstätten, indem sie die kontinuierliche Arbeit der Einrichtungen finanziell unterstützte und die Durchführung von Projekten im pädagogischen Bereich wie auch in Bezug auf die weitere Erforschung, Dokumentation und museale Darstellung der Geschichte der KZ-Außenlager förderte. Zum anderen wurde den Gedenkstätten mit der Einführung der Landesförderung sowie mit der Einrichtung eines Gedenkstättenreferats bei der Landeszentrale für politische Bildung Anerkennung und Wertschätzung entgegengebracht und damit demonstriert, dass den zivilgesellschaftlich getragenen Gedenkstätten ein hoher Stellenwert im Bereich der historisch-politischen Bildungsarbeit zugesprochen wird.

Dass die KZ-Gedenkstätten sowie andere Gedenk- und Dokumentationsstätten zum Nationalsozialismus zu Beginn des 21. Jahrhunderts „von der Peripherie ins Zentrum der Geschichtskultur“50 gerückt waren, drückt sich etwa in der 2010 vom baden-württembergischen Landtag verabschiedeten Kunst- und Kulturkonzeption aus, in der es heißt:


Gedenk- und Erinnerungsstätten sind Teil unserer politischen Kultur. Sie erinnern an Unterdrückung, an Verfolgung und Ermordung von Menschen unter der Herrschaft des Nationalsozialismus, aber auch an Widerstand und Verweigerung […]. Die Erinnerung mahnt zur Wahrung der Menschenwürde, zu Freiheit, Demokratie und Zivilcourage. Sie ist Teil unserer demokratischen Traditionsbildung. Gedenkstätten erfüllen mit ihrer pädagogischen Arbeit in besonderer Weise den Auftrag nach Artikel 12 der Landesverfassung, „zu freiheitlicher demokratischer Gesinnung zu erziehen“.51



Betrachtet man die beiden hier dargestellten Zeiträume von 1978 bis 1994 und 1995 bis 2015 zusammen, lässt sich unschwer feststellen, dass sich der Umgang mit den Außenlagern des KZ Natzweiler im Vergleich mit den 1960er- und auch noch 1970er-Jahren in jeder Hinsicht radikal verändert hat. Gleiches gilt für den gesellschaftlichen Umgang mit der NS-Vergangenheit in Deutschland, der in den 1980er-Jahren „zum Dauerpolitikum“52 in der Bundesrepublik wurde. Die „Gedenkstättenbewegung“ kann daher freilich nicht unabhängig von den allgemeinen geschichts- und erinnerungskulturellen Entwicklungen dieses Zeitabschnitts betrachtet werden, da sie diese zwar mitprägte, ihre Rezeption und Wirkung aber auch von gesellschaftlichen Stimmungen, Diskursen und Entwicklungen abhängig war. Cornelia Siebeck spricht von der „Gedenkstättenbewegung“ als „gegenkulturellem Projekt“, das auch gegen die geschichtspolitischen Bestrebungen unter Bundeskanzler Helmut Kohl gerichtet war, welche auf eine positive nationale Identitätsstiftung abzielten.53 In diesem Kontext, dem Spannungsfeld zwischen konservativer und emanzipatorischer Geschichtspolitik, entstanden nicht nur die Gedenkstätteninitiativen, sondern auch Geschichtswerkstätten und andere lokale Gruppen, die sich mit unterschiedlichen Themen der deutschen Geschichte auseinandersetzten.

Dass im Laufe der 1980er-Jahre immer mehr Geschichtswerkstätten und (spätere) Gedenkstätteninitiativen gegründet wurden, ist zudem im Zusammenhang mit den runden Jahrestagen zu sehen, die in dieses Jahrzehnt fielen und eine Beschäftigung mit dem Nationalsozialismus auf vielfache Weise beförderten. 1983 jährte sich die Machtübernahme der Nationalsozialisten zum fünfzigsten Mal; 1985 das Kriegsende zum vierzigsten Mal. Am 9. November 1989 jährte sich die Reichspogromnacht zum fünfzigsten Mal, ebenso wie 1989 der Beginn des Zweiten Weltkriegs. Häufig waren es diese (anstehenden) Jahrestage, die vor allem jüngere Menschen dazu bewogen, herauszufinden, was sich in ihrer Stadt oder Gemeinde damals ereignet hatte.

Dies gilt umso mehr für den fünfzigsten Jahrestag des Kriegsendes am 8. Mai 1995, der als Beginn einer neuen Phase im Umgang mit der NS-Vergangenheit wie auch mit den KZ-Außenlagern gesehen werden kann. Das Thema beherrschte die Medien, die Politik ebenso wie den Kulturbereich; Gedenkfeiern, Lesungen, Vortragsveranstaltungen, Gedenkgottesdienste, Radio- und TV-Dokumentationen, Reportagen, Spielfilme und Theaterstücke sind nur einige Beispiele der Gedenkaktivitäten und Aufklärungsbemühungen dieses Jahres, in dessen zeitlichem Umfeld sich neue Gedenkstätteninitiativen gründeten und das bestehende Initiativen bzw. Vereine auf Unterstützung und Förderung der Kommunen sowie von Stiftungen und Organisationen hoffen ließ.

Es wirkt beinahe bizarr, in welcher Geschwindigkeit nach Jahren geschichts- und erinnerungspolitischer Kämpfe die Forderungen nach der Errichtung von Mahnmalen sowie der Einrichtung von Gedenkstätten ab Mitte der 1990er-Jahre von den Kommunen geradezu absorbiert wurden und KZ-Gedenkstätten schon wenige Jahre später als Hüter der Demokratie und der Landesverfassung gepriesen werden.

Eine Erklärung hierfür mag lauten, dass die Aktivisten der 1980er-Jahre den Deutungskampf um die Vergangenheit sowie den „Kampf um die Erinnerung“ letztlich für sich entschieden hatten und die von ihnen angestoßenen Reflexions- und Lernprozesse – einschließlich der gesellschaftlichen Verantwortungsübernahme für die nationalsozialistischen Verbrechen – tatsächlich eintraten. Die Vorstellung, dass eine ganze Gesellschaft einschließlich ihrer politischer Repräsentanten auf verschiedenen Ebenen innerhalb weniger Jahre sozusagen bekehrt worden sei, wäre jedoch naiv und würde den politischen Streit um die deutsche Geschichte auf die Klärung einzelner Detailfragen sowie eine Frage des reinen Wissenserwerbs reduzieren. Sinnvoller scheint dagegen, die Zäsur, die – im Anschluss an die Aushandlungs- und Veränderungsprozesse Mitte der 1980er-Jahre – um 1995 einsetzte, aus zwei anderen Blickwinkeln zu betrachten: zum einen als Ausdruck eines Generationenwechsels, zum anderen als geschichtspolitischer Vorstoß im Zuge des nation building nach der deutsch-deutschen Vereinigung.

Volkhard Knigge zufolge war die von den Aktivisten der 1970er- und 1980er-Jahre forcierte Aufarbeitung der NS-Vergangenheit allen voran ein „generationelles Projekt“, das heute „auch auf Grund seines politischen Erfolgs […] weitgehend zu Ende gegangen“54 sei. Die geschichts- und erinnerungskulturellen Auseinandersetzungen dieser Zeit lassen sich nach dieser Lesart vor allem als ein Generationenkonflikt deuten. Peter Graf Kielmansegg hat in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass die Bundesrepublik bis Mitte der 1980er-Jahre, was gesellschaftliche Kräfteverhältnisse betrifft, die Republik derer war, „die älter waren als sie selbst. Von da an wurde sie die Republik zweier Generationen. Neben die, die älter waren als die Republik, traten die Kinder der Republik.“55 Wenn also, wie Knigge resümiert, die „Gedenkstättenbewegung“ insbesondere ein gegenkulturelles Projekt dieser Kinder der Republik war und, so Kielmansegg, Mitte der 1980er-Jahre im politischen und kulturellen Betrieb mehr oder minder ein Gleichgewicht zwischen Eltern- und Kindergeneration bestand, lassen sich hieraus Schlüsse ziehen, warum zehn Jahre später, als sich das Ende des Nationalsozialismus zum fünfzigsten Mal jährte, von einer „erinnerungspolitischen und erinnerungskulturellen Schwellensituation“56 gesprochen werden kann: Die Kräfteverhältnisse hatten sich verschoben und bekamen in den folgenden Jahren eine andere Gewichtung. Helmut König fasst diesbezüglich zusammen:


Anfang des 21. Jahrhunderts sind diejenigen, die um 1940 dem Kindesalter entwachsen waren, fast 80 Jahre alt und damit nicht mehr in Berufsrollen aktiv. Erst jetzt haben „Kinder der Republik“ in allen Bereichen das Sagen. Die Spannung, mit der in den 60er- und 70er-Jahren die Generationen beim Thema NS-Vergangenheit aufeinandergeprallt sind, ist seit den 90er-Jahren nicht mehr aktuell.57



Auch aus diesem Grund sei die NS-Vergangenheit in den 1990er-Jahren „in dem Maße zum zentralen Thema der Kommunikation geworden, wie sie im Feld der materialen politischen Entscheidungen an Bedeutung abgenommen“58 habe. Zugespitzt lässt sich formulieren, dass die Aufarbeitung der NS-Vergangenheit über Jahrzehnte die Leistung einer kleinen Minderheit war, die erst auf breite Akzeptanz stieß und schließlich zur Staatsräson wurde, als die Millionen Täter, Nutznießer und Mitläufer mehrheitlich gestorben waren bzw. keine tragende Rolle in Politik, Verwaltung, Wirtschaft, Wissenschaft und Kultur mehr spielten.

Bei genauer Betrachtung der geschichts- und erinnerungspolitischen Auseinandersetzungen über den Umgang mit der Geschichte der Konzentrationslager in den 1980er- und frühen 1990er-Jahren fällt indes auf, dass handfeste Generationenkonflikte meist nur in relativ kurzen Zeiträumen von wenigen Jahren bzw. oft nur in der Anfangsphase der Auseinandersetzungen im jeweiligen Ort offen zutage traten. Die Intention der Aktivisten, das Beschweigen der NS-Vergangenheit zu durchbrechen und eine gesellschaftliche Aufarbeitung in Gang zu setzen, sowie das forsche Auftreten einiger Gruppen und Initiativen stieß zwar nahezu immer auf Abwehr, Ablehnung und Empörung von breiten Teilen der Zeitzeugengeneration, die die Vorwürfe als Anmaßung und ungerechtfertigter Schuldvorwurf empfanden. Doch waren die Nachgeborenen meist rasch um Beschwichtigung, Dialog und einvernehmliche Lösungen bemüht. Sie wurden dabei nicht müde zu betonen, dass ihre Forderungen nicht als Anklage gegen die lokalen Zeitzeuginnen und Zeitzeugen, das heißt gegen Eltern und Großeltern, ältere Nachbarn und Mitbürger zu verstehen seien.

Anders als immer wieder behauptet wurde die Frage nach der Massenbasis des Nationalsozialismus, den Ursprüngen, Mechanismen und Dimensionen nationalsozialistischer Ideologiefragmente sowie der angestrebten Formierung der „Volksgemeinschaft“ im lokalen und regionalen Raum nur selten gestellt bzw. eine Auseinandersetzung hierüber forciert. Das Hauptaugenmerk galt den Opfern der nationalsozialistischen Barbarei und der Bewahrung ihres Andenkens. Lokale Täter, Mitläufer und Zuschauer wurden dagegen mit Ausnahme weniger kommunaler Autoritäten und örtlicher NS-Prominenz in den Debatten um Mahnmale, Tafeln und Gedenkstätten weitgehend ausgeklammert. Dies mag anfangs vor allem taktische Gründe gehabt haben, um die angestrebten Ziele zu erreichen, doch verstanden sich die Aktivisten meist selbst als Teil des Ortskollektivs, an dem sie zwar Kritik übten, mit dem sie aber keineswegs den Bruch suchten. Eine grundsätzliche Kritik etwa am Heimatbegriff wurde nie formuliert. Vielmehr wurde versucht, diesen neu zu besetzen und die negativen Aspekte der Ortsgeschichte identitätspolitisch zu inkludieren. Auch eine Ablösung von nationalen Denkmustern lässt sich bei den wenigsten Gruppen erkennen. Insgesamt ging der gesellschaftskritische Impetus, mit dem die Mehrzahl der Initiativen einst angetreten waren, schon im Laufe der 1980er-Jahre zusehends verloren.

M. Rainer Lepsius referierte 1988, im Jahr vor dem Mauerfall, auf dem 24. Deutschen Soziologentag über das Erbe des Nationalsozialismus und die politische Kultur in der Bundesrepublik, der DDR und der Republik Österreich als Nachfolgestaaten des „Großdeutschen Reiches“. Dabei konstatierte er:


Man kann […] sagen, der Nationalsozialismus ist in der Bundesrepublik normativ internalisiert worden. Insoweit sich die Bundesrepublik als Rechtsnachfolger des „Deutschen Reiches“ versteht, ist die Externalisierung und Universalisierung des nationalsozialistischen „Dritten Reiches“ unmöglich. […] Damit soll nicht behauptet werden, dass der Nationalsozialismus in der Bundesrepublik eine verinnerlichte, moralische Verarbeitung gefunden hat. […] Was allerdings behauptet wird, ist die Anerkennung der Haftung der Bundesrepublik für die Folgen des „Dritten Reiches“ und die Akzeptanz einer auf den Nationalsozialismus und seine Verbrechen bezogenen normativen Instanz der politischen Kultur.59



Diese auf den Nationalsozialismus bezogene normative Instanz der politischen Kultur der Bundesrepublik erwies sich stets als Hindernis für eine nationale Identitätsstiftung, die auf positive Bezugspunkte und Traditionen in der deutschen Geschichte angewiesen war. Die in den 1980er-Jahren von der Regierung Kohl betriebene Geschichtspolitik (Stichwort: Nationalmuseen) sowie die im konservativen und neurechten politischen Lager angestellten Überlegungen, wie die Nation als sinnstiftende Bezugsgröße wieder einen festen Platz in der politischen Kultur einnehmen könne, stießen im linken und linksliberalen Lager deshalb auf heftigen Widerspruch, weil sie einer Interpretation Vorschub leisteten, nach der Auschwitz lediglich eine Art „Betriebsunfall“ in einer ansonsten positiven deutschen Geschichte darstellte.60

Während derlei Vorstöße in den 1980er-Jahren heftig umstritten waren, fand sich nach 1990 ein Modell nationaler Sinnstiftung, das sowohl für Konservative wie auch Linksliberale anschlussfähig war. Ein positiver Bezug auf die Nation wurde nicht mehr trotz der NS-Verbrechen zu konstruieren versucht, sondern mit deren vermeintlich erfolgreicher Aufarbeitung und Überwindung begründet. Die Aufarbeitung der NS-Vergangenheit, welche realiter bis in die frühen 1990er-Jahre stets ein Projekt von Einzelpersonen und Minderheiten war, wurde so zu einer bundesdeutschen Erfolgsgeschichte stilisiert.

Siebeck fasst diesbezüglich zusammen:


Im Zeichen des nation building nach dem unerwarteten Ende der DDR und der deutsch-deutschen Vereinigung erfuhr der bundesrepublikanische Gedächtnisdiskurs einen grundlegenden Wandel. Auf ihrer nun viel beschworenen „Rückkehr in die Geschichte“ des deutschen Nationalstaats musste eine „Berliner Republik“ sich gegen dessen historische Negativa abgrenzen. […] Im Zuge eines vielschichtigen gesellschaftlichen Aushandlungsprozesses kristallisierte sich in den 1990er-Jahren eine neue bundesrepublikanische Basiserzählung heraus, die wesentlich von einem abgeschlossenen „Lernen aus der Geschichte“ handelt: Hatte schon die alte Bundesrepublik die „richtigen“ Lehren aus der NS-Vergangenheit gezogen, war nun auch die DDR überwunden – zugunsten eines wiederhergestellten Nationalstaates, der nun jedoch gerade durch sein negatives Gedächtnis historisch vollkommen geläutert erschien.61



Der Paradigmenwechsel im bundesrepublikanischen Erinnerungs- und Identitätsdiskurs wurde jedoch bereits ab Mitte der 1980er-Jahre eingeläutet. Die Rede von Bundespräsident Richard von Weizsäcker am 8. Mai 198562 gilt gemeinhin als Meilenstein im Umgang mit der NS-Vergangenheit, da er als erstes westdeutsches Staatsoberhaupt das Kriegsende 1945 – zum Unmut vieler Parteikollegen – als Befreiung bezeichnete, bis dato im Erinnerungsdiskurs marginalisierte Opfergruppen sowie den kommunistischen Widerstand in das Gedenken einbezog und eine kollektive Verantwortungsübernahme für die NS-Verbrechen einforderte. Zugleich bot Weizsäcker Entlastungsmöglichkeiten, nicht zuletzt durch die Subsumierung gefallener Wehrmachtssoldaten, ziviler deutscher Kriegsopfer sowie Opfer von „Flucht und Vertreibung, […] Vergewaltigung und Plünderung“ unter die Opfer des Nationalsozialismus bzw. von „Krieg und Gewaltherrschaft“.63 Besonders gerne und häufig aufgegriffen wurde in den folgenden Jahren – auf Mahnmalen, in Gedenkreden und Publikationen, auch mit Bezug auf die Natzweiler-Außenlager – die von Weizsäcker vorgenommene Aneignung eines chassidischen Ausspruchs, mit der der Erinnerung an die NS-Vergangenheit eine quasi kathartische Wirkung zugesprochen wurde: „Das Geheimnis der Erlösung heißt Erinnerung.“ Diese Inanspruchnahme wurde, so Siebeck, als „Leitmotiv einer bundesrepublikanischen Läuterungserzählung ex negativo“64 vorgeschlagen,


in der positive nationale Identität und negatives Gedächtnis einander nicht mehr ausschließen, sondern gegenseitig konstituieren sollten. Dadurch, dass er [Weizsäcker] die „jüdische Weisheit“ solcherart in einen nationalidentitären Diskurs einarbeitete, verwandelte er sie kurzerhand in ein post-nationalsozialistisches Erlösungsversprechen.



Oder wie Ulrike Jureit formuliert: „Wer nur aufrichtig und intensiv genug an die deutschen Massenverbrechen erinnert, der darf auf Versöhnung, ja auf Erlösung von der überlieferten Schuld hoffen.“65

Diese neue Geisteshaltung, welche mit einer sukzessiven Entpolitisierung der NS-Erinnerung einherging, etablierte sich im Laufe der 1990er-Jahre in erstaunlicher Geschwindigkeit und prägt seit Beginn des neuen Jahrtausends das geschichts- und erinnerungskulturelle Klima in der Bundesrepublik in hohem Maße. Vor diesem Hintergrund lässt sich erklären, warum die Gedenkstätteninitiativen und vereine ab Mitte der 1990er-Jahre relativ plötzlich große Unterstützung von Seiten der Kommunen erfuhren und politische Repräsentanten in den folgenden Jahren kaum eine Gelegenheit ausließen, unter Beweis zu stellen, dass sich die Stadt oder Gemeinde ihrer historischen Verantwortung stelle. Die von Siebeck in Anlehnung an Knigge so bezeichnete „Indienstnahme der NS-Vergangenheit als Negativfolie zur Affirmation der Bundesrepublik als ‚bestem aller denkbaren Deutschlands‘“66 findet sich auch auf der Ebene der Kommunen. Während noch in den 1980er-Jahren die Geschichte des örtlichen KZ-Außenlagers vor allem als Makel interpretiert, ein Zusammenhang zwischen Lager und Ort oft bestritten und um die adäquate Form des Erinnerns und Gedenkens gestritten wurde, wurde spätestens um die Jahrtausendwende die Einrichtung von Gedenkstätten sowie die Einweihung von Erinnerungsmalen und Geschichtslehrpfaden als Beweis dafür ins Feld geführt, wie sehr die Stadt oder Gemeinde um die Aufarbeitung „ihrer“ Geschichte bemüht sei, und wie stark man sich gegen Versuche wehre, die NS-Vergangenheit zu verdrängen.

Fraglos ist die heutige Verantwortungsübernahme der Kommunen ein durchweg positiver und bedeutender Ausdruck der gegenwärtigen Erinnerungskultur. Auch sollen die Bemühungen der Städte und Gemeinden bzw. ihrer Repräsentanten zur Aufarbeitung der Konzentrationslager sowie zur Erinnerung an die Opfer nicht grundsätzlich in Abrede gestellt werden. Nichtsdestotrotz ist seit Ende der 1990er-Jahre festzustellen, dass das Gedenken und Erinnern an die Natzweiler-Außenlager – wie insgesamt an die Opfer des Nationalsozialismus – von Seiten der Kommunal- und Landespolitik einen zunehmend selbstreferentiellen Charakter erhält. So nimmt in Redebeiträgen im Rahmen von Gedenkveranstaltungen, Kranzniederlegungen und Einweihungen von Mahnmalen die Geschichte der Konzentrationslager und der Leidensweg der Opfer häufig einen weitaus geringeren Raum ein als die Demonstration erinnerungskultureller „Verdienste“ sowie der Hinweis auf die demokratischen Errungenschaften der Bundesrepublik. Diese Instrumentalisierung der Gedenkstätten(-arbeit) zur nationalen Selbstvergewisserung, bei der sich die öffentliche Erinnerung an die Opfer der nationalsozialistischen Barbarei vielfach in wohlfeilen Gedenkreden und symbolischen Erinnerungsfloskeln erschöpft, ist Teil dessen, was der Publizist Eike Geisel einst zynisch die „Wiedergutwerdung der Deutschen“ nannte.67

Als Anfang Oktober 2011 die neue KZ-Gedenkstätte Neckarelz eingeweiht wurde, begrüßte Mosbachs Oberbürgermeister Michael Jann (CDU) die mehr als 200 Anwesenden mit den Worten:


Heute ist ein großer Tag. Für die ehemaligen Häftlinge, deren Leid nun endlich adäquat dokumentiert ist. Für den Verein KZ-Gedenkstätte, für den ein jahrzehntelanger Traum in Erfüllung geht. Für die gesamte Stadt Mosbach, weil heute eine überregional ausstrahlende Gedenkstätte eröffnet wird.68



„Überregional ausstrahlend.“ Den von Jörg Skriebeleit diagnostizierten Wandel der KZ-Gedenkstätten vom Stigma zum Standortfaktor hätte man kaum deutlicher zum Ausdruck bringen können.
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KZ-Komplex Natzweiler 1941–1945

A.          Konzentrationslager im Elsass und in Lothringen
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* Die Regionen Elsass, Lothringen und Champagne-Ardenne wurden 2016 zur Region Grand Est fusioniert.

** FKL = Frauenkonzentrationslager


B.          Konzentrationslager in Südwestdeutschland
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* FKL = Frauenkonzentrationslager

** RP = Rheinland-Pfalz
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	Preparatory Commission: International Refugee Organisation (siehe IRO)
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	Reichsarbeitsdienst




	RegPräs

	Regierungspräsident
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	RM
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	RP

	Regierungspräsidium
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	Reichswirtschaftsministerium
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	SHAEF
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	United Nations Relief and Rehabilitation Administration (Nothilfe- und Wiederaufbauverwaltung der Vereinten Nationen)




	USFET
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